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Nach  sechzehn  Jahren  l^e  ich  hiermit  die  Redaktion  des  von 
mir  begründeten  Archivs  nieder.  Ob  die  in  l8  Bänden  verkörperte 
Arbeit  dieser  Zeitschrift  die  im  Hinführunixsartikel  tTeäufscrte  I  iotT- 
nunc:  dnls  sie  ,.für  WissenschaU  und  I.cben  nicht  ohne  ein  frucht- 
bares hr^^ebnis  bleiben  wird"',  erfüllt  hnt  darüber  zu  urteilen  steht 
mir  nicht  zu.  Ich  will  Icdii^licli  mit  einem  Wort  erklären,  worin 
ich  die  Berechtigung  erblicke,  von  der  freiwillig  übernoniniencti 
Aufgabe  mich  aus  eigener  Entschliefsung  zu  trennen  und  sie  anderen 
Händen  zu  überlassen. 

Als  ich  vor  mehr  als  einem  halben  Meiuschenallcr  das  Archiv 
ins  Leben  rief,  um  einen  Mittelpunkt  für  die  wissenschaftliche  Er- 
forschung der  wichtigsten  Teile  des  sozialen  Problems  zu  bilden, 
war  die  soziale  Gesetzgebung  in  iiiren  ersten  Anfängen  und  das 
Interesse  iur  Sozialpolitik  ~  von  den  Kreisen  der  sozialdemokra- 
tischen Partei  abgesehen  —  ein  spärliches.  Dieses  Interesse  zu 
steigern  durch  eine  wissenschaftlich  unbefangene,  rückhaltlc^e 
Darstellung  der  thatsächlichen  Zustände  der  Gesellschaft  und  die 
kritische  Erörterung  der  Leistungen  wie  der  Erfordernisse  der 
sozialen  Gesetzgebung,  bedurfte  es  ejnes  bis  dahin  fehlenden  Organs. 
Ein  solches  zu  sdiafTen,  war  m.  £.  damals  nur  jemand  im  stände, 
der  als  Sozialdemokrat  einen  stark  entwickelten  Sinn  für  die  sozial- 
politische  Seite  jeder  volkswirtschaftlichen  Frage,  als  Akademiker 
aun'dchende  Beziehungen  mit  den  litterarisch  thätigen  Fachmännern 
Deutschlands  wie  des  Auslandes  und  zugleich  nach  allen  Seiten 
eine  vollkommene  Unabhängigkeit  besafe,  um  eine  streng  wissen- 
schaftliche  Haltung  gleichermafsen  gegen  die  Einflüsse  der  Regierungen, 
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der  politischen  Parteien  und  akademischen  Richtungen  zu  sichern. 
So  stellte  ich  mir  die  Au%abe  und  bemühte  mich  um  ihre  Lösung. 

In  der  seitdem  verflossenen  Zeit  hat  sich  ein  unverkenn* 
barer  Umschwung  vollzogen.  Zwar  befindet  sich  die  soziale  Gesetz- 
gebung  trotz  relativer  Fortschritte  in  einem  sehr  unbefiiedigcnden 
Zustand,  aber  das  soztalpolitisdie  Verständnis  und  die  Eingeht  in 
das  dringende  Bedürfnis  einer  Förderung  der  sozialen  Gesetzgebung 
und  ihres  Austeiues  nach  allen  Richtungen  ist  heute  weitverbreitet. 
Und  an  Kräften  mit  der  spezifischen  Begabung,  eine  21eitschrift 
wie  das  Archiv  zu  leiten»  ist  jetzt  auch  kein  Mangel. 

Ohne  eine  Pfiicht  zu  verletzen,  kann  ich  deslialb  von  der 
Redaktion  zurücktreten,  um  mich  fernerhin  der  politischen  Thätig- 
keit  zu  widmen. 

Mit  Vertrauen  darf  ich  die  Leituni,'  der  Zeitschrift  der  neuen, 
aus  den  Herren  Professor  Werner  Sombart,  Professor  Max  Weber 
und  Dr.  Edgar  Jaffd  sich  zusammensetzenden  Redaktion  überlassen, 
die  die  Zusage  gegeben  hat,  das  Archiv  im  alten  Geist  weiter- 
zuführen; ich  kann  das  umso  mehr,  als  Prof  Sombart  vom  2.  bis 
zum  i8.  Rand  durch  eine  Fülle  von  Arbeilen  das  Archiv  wesent- 
lich unterstützt,  und  Prof  Weber  auch  bisher  schon  durch  Beiträge 
zu  seiner  Forderung  beigetragen  hat. 

So  scheide  ich  vom  Archiv  mit  dem  Wunsrii  für  sein  Ge- 
deihen und  mit  hcrylichem  Dank  an  seine  Mitarbeiter,  an  die  ich 
ebenso  wie  an  die  Leser  die  Bitte  richte,  der  Zeitsclirift  fernerhin 
ihr  thätiges  Interesse  zu  bewahren. 

Berlin,  Dezember  1903. 

Heinrich  Braun. 
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Beruf  und  Best tz. 


Von 


WERNER  SOMBART. 


1.  Die  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  dem  Berufe. 

Seit  der  Menschen  so  viele  f;e\vortlcn  sind,  besc}uiftii;t  man 
sich  <^crn  damit ,  sie  nach  allen  möglichen  Unterscliciduntrsnierk- 
malcn  zu  rubrizieren,  in  (Tru])pcn  zu  ordnen.  Der  Kriterien,  nach 
denen  die  Grujij/ierun^  vorgenommen  wird,  existieren  so  viele,  als 
■ein  Mensch  Eigenschaften  besitzt.  Ob  er  alt,  ob  jung,  ob  Mann, 
ob  Frau,  ob  Jude,  ob  Christ,  ob  Deutscher,  ob  Pole,  ob  Lediger, 
ob  themann,  ob  X'errückter  oder  (iesunder,  ob  Verbrecher,  ob 
wohlgesitteter  Bürger,  ob  Rundkopf,  oh  Langkopf;  alles  kann  einen 
Anlals  zur  Registrierung  und  Klassifizierung  des  einzelnen  bieten. 
Und  ottenbar  giebt  es  nun  auch  ökonomisch  bemerkenswerte  Eigen-, 
Schäften  ,  die  die  Bürger  eines  Landes  voneinander  unterscheiden 
und  nacli  deren  Vorhandensein  oder  Niciitvorhandensein  man  die 
Bevölkerung  in  Gruppen  einteilen  kann.  Wir  können  in  diesem 
Falle  von  sozialen  oder  wirtschaftlichen  Gruppen  sprechen. 

Das  erste  Unterscheidungsmerkmal,  nach  dem  man  die  sozialen 
Gruppen  sondert,  ist  die  Bcruiszugehörigkeit.  Nach  den  Ergebnissen 
der  Berufsz<ählung  von  1882  und  1895  für  das  Deutsche  Reich  ge- 
hörten \on  je  hundert  Personen  der  Gesamtbevölkerung  zu  der  Be- 
ruüsabtcilung 


1&S2  1S95 


A.  LoDdwirtscIiaA,  Gärtnerei  und'  Ttenticbt,  Forstwirtschaft  und 


Fischerei 


43*5  35*7 
4M  34>4 
35.5  ,39.1 


dutthter:  Landwvtscbnft  «Hein  

B.  Bcif bau  und  Hüttenwesen,  Industrie  und  Bauwesen .  .  .  . 
Arehhr  för  tos,  Gaet«g«buiiff  u,  Sutiftik.  XVID. 
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Werner  Sombtirt, 


1882  189s 


C.  Handel  und  Verkehr   I0,0  11,5 

D.  Häusürhp   Dienste   (einschl.   persönliche  Bedienung),  Luhn- 

.irbcil  wechselnder  Art   2,1  1,7 

K.  Armee-,  Hof-,  Staats-,  Gemeinde»,  Kircheadicnst,  freie  Berufs- 

arten  •  •   4»9  5.5 

F.  Ohae  Beruf  wid  BenifsaR|pJ>e   ,   ..      ^   5,0  6,4 

100  100 


Aus  diesen  Ziffern  vennogen  wir  die  uns  bekannten  Tendenzen 
der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  ohne  weiteres  abzulesen: 

Verringerung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung;  Ver- 
mehrung der  Erwerbstätigen  in  Gewerbe,  Handel  und  Verkehr; 
Anwachsen  der  Gruppe  £  und  F:  Beamte  aller  Art,  denn  die 
Menge  in  Ordnung  zu  halten  wird  immer  schwieriger;  freie  Be- 
rufsarten  und  Rentiers:  denn  die  Gesellschaft  wird  immer  reicher. 

Noch  deutlicher  treten  diese  Grundzüge  unserer  gesellschaft- 
lichen Umschichtung  zu  Tage,  wenn  wir  entfernte  Zeiträume  mit' 
einander  vei^leichen.  So  gehörten  im  Königreich  Preulsen  (ich 
stelle  die  Ziffern  ftir  das  Königreich  alten  und  neuen  Bestandes  • 
zusammen,  weil  die  Verschiebungen  in  dem  Anteilsverhältnis  un> 
bedeutend  sind)  von  je  hundert  Personen  zu  den  Berufsgruppea 
(nach  den  amtlichen  Zählungen) 


1843 

1895 

A. 

60,84—61,34 

36.1a 

B. 

>3i37 

38.37 

C. 

1,95 

M,39 

D. 

(in  den  übrigen  Berufs- 

gruppen mitgezählt} 

2,09 

E. 

u.  F.  Ucamtc,  freie  lientfe  u.  ikrufdose 

4.5-5 

11,67 

100 

100 

Betrachten  wir  nun  aber  die  GHcderunf^  der  Bevölkerung  nach 
Berufen  im  einzelnen  etwas  [genauer,  su  fallt  uns  zunächst  die  That- 
sachc  auf  (die  sich  ebenfalls  als  ein  ErL^ebnis  uns  bek.iiuiicr  Ent- 
wickclungsreihcn  darstelltj,  dais  die  Zahl  der  verschiedenen  Jn  iale  - 
durch  Differenzierung  namentlich  der  gewerblichen  Thätigkcit  —  in 
fortwährendem  Wachsen  begriffen  ist. 

Das  Hcrufsverzcirhnis  von  1895  weist  nicht  weniger  als 
10397  Berufsbenennungen  auf:  4218  mehr  als  im  Jahre 
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Eine  Differenzierung  ist  wohl  auch  insofern  eingetreten,  als  licute 
weniger  Personen  verschiedene  Berufe  zu  gleidier  Zeit  ausüben. 
Ununterbrochen  hat  sich  die  allgemeine  Tendenz  zur  Trennung  der 
einzelnen  Berufstäthigkeiten  siegreich  durchgesetzt,  trotzdem  in 
einzelnen  Sphären  des  Wirtschaftslebens,  namentlich  im  Handwerk, 
eine  Gcgentendenz  sich  deutlich  verfolgen  lafst. 

Der  Rückgang  der  handwerksmäl^gen  Organisation  und  die 
damit  vielfach  verbundene  Verringerung  des  Produktionsumfanges  der 
einzelnen  Handwerke  hat  nämlich  in  wachsendem  MaTse  die  Hand- 
werker veranlaCst,  den  Ausfall  an  Einnahme  durch  einen  Neben- 
erwerb zu  decken.  Wahrend  die  einen  versuchen,  sich  aus  einem 
mit  ihrem  Produktionsbetriebe  verbundenen  Ladengeschafte  Ein- 
nahmen zu  verschaffen  (man  denke  an  die  Buchbinder,  Bürsten- 
macher, Drechsler,  Glaser,  Hutmacher,  Kammmachcr,  Klempner, 
Kürschner,  Sattler,  Schuhmacher,  löpftr.  Uhrmacherl),  haben  die 
anderen  sich  zu  helfen  gewufst  durch  Vereinij^ung  mehrerer  ehe- 
mals selbständiger  Produktionszweige:  der  Schlosser  sucht  die 
Schmiedearbeiten,  der  Schmied  die  Schlosserarbeiten  an  sich  zu 
ziehen,  die  Zimmereibetriebe  verrichten  die  Bautisrhlerarbeiten,  die 
Tischler  setzen  die  Fensterscheiben  ein;  die  Bäcker  treiben  nebenher 
Konditorei  und  Pfefterküchelei ;  Sattler-  und  Tapezierarbeiten,  Stell- 
macher- und  Schmiedearbeiten  werden  kombiniert.  Noch  andere 
endlich  suchen  einen  iri^end  welclien ,  wie  auch  immer  gearteten 
Nebenerwerl)  zu  bekommen.  Da  finden  wir  Handwerker  im  Nel)cn- 
berufe  thätig  als:  Zeitungskolporteure,  Vcrsiclicrim^sagenten,  Spe- 
diteure, Pensionshalter,  Karussclbesitzer,  Lolinkellner,  Peichenträger, 
Vereinsdiciier ,  Ausläufer,  I-aternenanzunder ,  Kirchendiener,  Nacht- 
wächter, Schulpedelle,  Küster,  Hausmeister,  Ausrufer,  Totengräber 
und  was  weifs  ich,  als  was  sonst  noch. 

Trotz  dieser  Tendenz  zur  Bcrufsvcrcinigung  im  Handwerk 
(die  allerdings  wohl  nicht  in  ihrem  ganzen  Umfange  von  der  Be 
rufsstatistik  erfafst  wird!)  läfst  sich  nun  aber,  wie  gesagt,  im 
grofiM^n  Ganzen  eine  auch  in  der  Gegenwart  zunehmende  Verselb- 
ständigung der  dnzelnen  Berofisthätigkeiten  nachweben.  Wenigstens 
ist  dieses  das  Ergebnis  eines  Vergleichs  der  beiden  Berufezählungen 
von  1882  und  1895.  In  dem  Zeitraum,  der  zwischen  ihnen  liegt, 
stieg  die  Anzahl  der  Personen,  die  einem  „Nebenberuf  obliegen, 
nur  bei  den  berufslosen  Selbständigen:  von  diesen  hatten  1882 
179679,  1895  dagegen  201335  tmen  Nebenberuf.  Da  aber  doch 
im  Grunde  das  Nichtsthun  kein  selbständiger  Beruf  ist,  so  bedeutet 
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die  Zunahme  der  Ausübung  einer  Erwerbsthättgkeit  in  der  „Berufe- 
abteilung" der  Berufslosen  doch  eher  eine  Zunahme  als  eine  Ab- 
nahme der  Beru&trennung,  sicher  aber  nicht  das  letztere.  Uebrigens 
hat  die  Zahl  der  Berufslosen  von  1882  bis  1895  st&rker  zugenommen, 
als  die  Zahl  der  „erwerbsthatigen  Beni&losen",  so  dals  diese  von  der 
Gesamtheit  der  Beru&Iosen  1S95  nur  9,40^  1882  dagegen  noch  13,27  % 
ausmachten. 

Wo  jedoch  schon  ein  Beruf  ausgeübt  wurde,  ist  auf  der 
ganzen  Linie  die  Kombination  verschiedener  Berufe  sogar  in 
absoluten  Ziffern  seltener  geworden.  Und  zwar  erscheint  mir  die 
Abnahme  der  Nebenberufsfalle,  angesichts  der  Kürze  des  Zeitraums 
als  eine  rapide :  sie  betrug  nämlich  über  eine  halbe  Million  (3  272 111 
gegen  3  799596). 

Zieht  man  nun  aber  die  Vermehrung  der  Erwerbsthätigen  in 
Rücksicht ,  so  erscheint  die  Verminderung  der  Bedcutunp^  ncbcn- 
beruilichcr  Thätij^^kcil  noch  erheblicher.  Ks  ergiebt  sich  dann  näitilich. 
dals  1882  noch  etwa  ein  Fünftel  (20,96  ",,V  i8()t;  dageji^en  nur  noch 
ein  Siebentel  (14,29"^,,)  aller  Erwerbsthätigen  ^emschlierslicl^  der  „be- 
rufslosen SelbständiL,'en'')  einem  Nebenerwerbe  nachgingen.  Von 
lüo  Nebenbcrufsfällen  kommen  (1895)  «^"^  Landwirtschaft  32,06. 
auf  die  Gewerbe  45,58,  auf  Handel  und  Verkehr  11,73,  auf  häus- 
liche Dienste  u.  s.  w.  0,96,  auf  öft'entliche  Dienste  u.  s.  w.  3,52, 
auf  die  Berufslosen  6,15. 

Diese  Verselbständigung  der  Berufe  bringt  naturgemäfs  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  schwerwiegende  l  ol;;en  für  das  Los  des 
einzelnen  \Virtscl1.-1ft5subjektes  mit  sich.  Oekonomiscii  bedeutet  sie 
eine  Steigcuni;  des  KfMijunkturrisikos ;  also  der  Unsicherlicit.  denn 
je  aussclilielslicher  ein  licruf  ausgeübt  wird,  desto  gröfser  die  Wahr- 
scheinlichkeit für  den  Selbständigen  wie  für  den  Abhängigen,  von 
ungünstiger  Konjunktur  heimgesucht  zu  werden.  Ph3rsiologisch  ist 
die  Berufsspezialisicrung  ebeniidls  von  tiefeinschneidender  Wirkung ; 
insbesondere  darf  die  Verringerung  einer  landwirtschaidichen  Neben- 
beschäftigung, namentlich  (Ur  den  Handarbeiter,  als  eine  erhebliche 
Verschiebung  seiner  körperlichen  wie  seelischen  Existenzbedingungen 
angesprochen  werden. 

Angesichts  dieser  Thatsachen  könnte  man  nun  zu  der  Annahme 
gelangen :  die  Berufszugehörigkeit  habe  heute  eine  gröfsere  Bedeutung 
auch  für  die  Stellung  des  einzelnen  in  der  Gesellschaft  als  ehedem. 
£ine  solche  Annahme  wäre  jedoch  durchaus  irrig.  Es  trifft  vielmehr 
das  Gegenteil  zu:  welchem  Berufe  jemand  angehört,  wird  immer 
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gleichgültiger;  anders  ausgedrüdct:  die  Ausübung  eines  bestimmten 
Berufe  verliert  unausgesetzt  an  gesellschaftbildender  Kraft,  weil 
die  Berufegruppe  immer  mehr  an  Festigkeit  einbüfet.  Und  das  hat 
einen  doppelten  Grund:  es  wird  nämlich  sowohl  die  äufeere  als 
auch  namentlich  die  innere  Beziehung  des  einzelnen  zu  dem  Berufe, 
den  er  ausübt,  immer  lockerer. 

Wer  aufmerksam  meinen  Ausführungen  gefolgt  ist,  ^ )  dem  mufs 
klar  geworden  sein,  dafs  das  neunzehnte  Jahrhundert  eine  Epoche 
unerhört  zahlreicfier  beruflicher  Neubildungen  gewesen  ist  Das 
gilt  vor  allem  für  die  Sphäre  der  gewerblichen  Produktion.  Hier 
sind  die  alten  Handwerke  grofeenteils  durch  gänzlich  anders  geartete 
Industrieen  ersetzt ;  ehemals  zusammengehörige  Thatigkeiten  sind  zer- 
legt, heterogene  Verrichtungen  zu  einem  einheitlichen  Produktions- 
prozesse zusammengefugt,  zahlreiche  Berufe  (man  denke  nur  an  die 
chemische  Industrie  oder  an  die  Surro^atindustrie !)  überhaupt  neu 
geschaffen  worden.  Aber  es  ist  nicht  nur  eine  Hirrenart  der  kapi- 
talistischen Wirtschaft,  dafs  sie  berufliche  Neubildun«2;en  hervorruft; 
nicht  minder  chrn  nkteristisch  ist  es  für  sie,  dals  sie  die  neuLjeschaft'enen 
Gewerbezweige  einer  unausgesetzten  weiteren  Umbildung  unter^virft. 
Die  Jkrufsbildung  kommt  also  niemals  zur  Ruhe.  Warum  das 
der  Fall  ist,  wissen  wir.  Es  ist  in  der  Eigenart  der  kapitalistischen 
Interessen  und  der  ihr  dienstbar  gemachten  Technik  und  Betriebs- 
organisation gleichermaLscn  begründet. 

Die  alte  handwerksmälsige  Produktionsweise  ■)  beruht  auf  der 
( irupjiierung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Arbcitsverrichtungeu  inn 
die  Persönlichkeit  eines  technisclien  Arbeiters.  Diese  Grup})icrung 
war  das  Ergebnis  eines  langen,  organischen  Anj)assungs{)rozesses 
und  mufste  ihrer  inneren  Natur  nach  die  Neigung  zur  Beständigkeit 
besitzen:  die  empirische  Technik  enthielt  dafür  die  Gewähr.  Denn 
was  diese  an  Aenderungen  brachte,  flofs  doch  immer  wieder  nur 
aus  dem  Born  des  persönlichen  Könnens  eines  lebendigen  Arbeiters. 
Heute  werden  die  einzelnen  Verrichtungen  nach  sachlich-rationalisti- 
schen Gesichtspunkten,  ohne  jede  Rücksicht  auf  dne  organische 
Personlkhkeit  zu  einem  einhdtfichen  Arbeiterprozefe  zusammenge- 
fafstf  der  seine  Gestalt  mit  jeder  neuen  (auf  wissenschaftlichem  Wege 
gewonnenen)  Verbesserung  des  Vcrfehrens  verändert 

Diese  sachlich-rationalistische  Gruppierung  der  einzelnen  Thatig« 
keiten,  die  in  ihrer  Gesamtheit  einen  Beruf  bilden,  führt  also  ebenso 
notwendig  zu  einem  steten  Wechsel,  wie  die  persönliche  Gruppierung 
die  Stereotypierung  der  Berufe  im  Gefolge  haben  mufs.   Der  ein- 
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zelnc  Produzent  hat  demnach  heutzutage  aus  rein  äuikerlichefi 
Gründen  gar  keine  Zeit  mehr,  mit  einer  bestimmt  umgrenzten 
Eerufsthätigkeit  zu  verwachsen.  Die  einzelnen  Berufe  laufen  fort* 
während  durcheinander. 

Aber  noch  brdcutsamcr  ist  wohl  die  Thalsachc,  dafs  die  Mög- 
lichkeit, mit  seinem  Denken  und  Fühlen  ein  festes  V'erhältnis  zu 
einem  bestimmten  Berufe  zu  gewinnen ,  immer  geringer  j^ew  ordeii 
ist.  Zweifellos  wird  das  Rewufstsein  der  !-^rufs7A]<:^ehörigkcit  um 
so  stärker  sein,  je  eigenartiger  die  avisgeübte  Thätigkeit  ist,  dagegen 
mnfs  das  Berufsgefühl  auf  ein  Minimum  lierabsinken ,  wenn  die 
Thätigkeit  ihre  <]ualitative  Färbung  sc^  gut  wie  verloren  hat.  Be- 
rufsgefühl entfaltet  sich  zum  Berufsstolz,  der  Berufsstolz  erzeugt 
eine  bestiniaite  Berufsehre.  Hat  ein  Beamter  noch  eine  spezifische 
Berufschre?  Hat  sie  insbesondere  der  niedere  Beamte?  Als 
solcher :  Oder  in  dem  Verwaltungszweige ,  in  dem  er  gerade 
beschäftigt  istr  Aber  diesen  kann  er  beliebig  vertauschen:  er  kann 
aus  dem  Staatsdienst  in  den  Gemeindedienst  treten  —  und  um- 
gekehrt, und  hier  wiederum  aus  einem  Bureau  ins  andere  kommen. 
Hat  der  Händler  ein  spczilisches  Berufsbcwufstsein?  Als  solcher? 
Oder  innerhalb  seiner  Branche?  Aber  er  handelt  heute  mit  Fellen 
und  morgen  mit  Kohle.  Auch  wird  die  Beziehung  des  Kauf- 
manns zu  seiner  Ware,  wie  wir  sehen,  immer  loser.  Er  bekommt 
sie  oft  gar  nicht  mehr  zu  Gesicht  j  das  Handelsgeschäft  ist  nur  noch 
quantitativ  bestimmt.  Hat  dn  Grelreidehändler  in  Mannheim  oder 
ein  Warenhausbesitzer  noch  einen  ausgeprägten  Be^u£^olz^  Oder 
fühlen  sie  sich  nicht  vielmehr  beide  in  erster  Linie  als  kapitalbtische 
Unternehmer?  Jedenfalls  kann  es  nur  immer  der  Schatten  eines 
Berufebewulstseins  sein  von  dem,  was  etwa  im  Mittelalter  ein 
Handwerksmeister  hatte,  der  sich  mit  seinen  Berufsgenossen  um  die 
Embleme  seines  Gewerkes  scharte  wie  der  Soldat  um  die  Fahne. 
Nun  sind  aber,  wie  die  Statistik  lehrt,  alle  jene,  sagen  wir  einmal 
qualitätslosen  Berufsarten  im  Vordringen  begriffen,  die  Erwerbs- 
zweige also,  die  gar  keine  oder  nur  geringe  beruüsbildende  Kraft 
besitzen,  werden  immer  zahlreicher.  Aber  auch  in  der  Sphäre 
solcher  Berufe,  die  ehemals  ein  ganz  besonders  starkes  Zugehörig« 
kett^efUhl  in  denen,  die  sie  ausübten,  erzeugt  haben,  also  namentlich 
auch  in  der  Sphäre  der  gewerblichen  Produktion  (für  die  Land- 
wirtschaft hat  sich,  aufser  an  den  wenigen  Stellen,  wo  sie  rein 
kapitalistisch  betrieben  wird,  wenig  gegen  früher  geändert)  sind 
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Berulsbewu(st8eifi,  Benifestolz,  Berufeehre  heute  stark  verringert 
Und  es  wäre  wunderbar,  wenn  es  anders  wäre« 

Da  ist  gldch  die  neue  Technik,,  die  das  Aufkommen  dnes 
BenifagefuUs  in  den  meisten  Fällen  schlechterdings  ausschUeist 
Die  Thätigkeit  erscheint  ja  gar  nicht  mehr  als  Emanation  dner 
Persönlichkeit,  sondern  als  Abwickelung  eines  Prozesses :  sie  ist  ver- 
sadilicht  Was  kann  der  einzelne  aus  ihr  an  persönlichem  Eigen- 
artsbewufstsein  ableiten?  Ein  Schneider,  ein  Schlosser,  ein  Bäcker, 
ein  Gerber:  sie  alle  haben  einen  wohlumschriebcncn  Kreis  von 
Thätigkcitcn,  deren  Ausübung  ihnen  einen  Lebensinhalt  gewähren 
und  mit  Stolz  erfüllen  kann.  Wie  aber  soll  ein  Arbeiter  in  einer 
Insektenpulverfabrik  oder  in  einer  Hühneraugcnringefabrik  oder  in 
einer  Schwefelsäure£d>rik  ein  innerliches  Verhältnis  zu  seiner  Be- 
rufetätlii^^keit  gewinnen? 

Weiter:  die  empirische  Technik  beruhte  auf  einem  persönlichen 
Können  und  persönlichen  Erlernen;  die  moderne  I  cchnik  auf  einem 
objektiven  Wissen.  Der  Handwerker  umg^ah  seine  Thätigkeit  L^ern 
mit  dem  Nimbus  des  Gchcimnis\ullen,  dessen  innerstes  Wesen  nur 
ihm  und  seinen  (lenossen  ott'enbar  ward.  Man  erinnere  sich  der 
last  iriystisrhcn  X'erschleierung ,  dt-rcn  beispielsweise  die  alten  Hau- 
gewerbe tcüiiaftig  wurden.  Der  heutige  Prüdiiktionsj)ro/els  wird 
paragraphenweise  in  den  Lehrbüchern  beschrieben  untl  kann  von 
jedermann  gc^^en  Entrichtung  der  Kosten  erlernt  werden.  An  die 
Stelle  des  mit  den  Schauern  der  M\'stik  umkleideten  Bcrufsgeiieim- 
nisses  tritt  das  ordnungsmäfsig  erteilte  D.  R.-P.  Nr.  so  und  so. 
Auch  dai  I'abrikatiünsgchcimnis  wird  zum  ( ieschäft. 

Mit  der  neuen  Technik  ist,  wie  wir  wissen,  die  neue  Hetricbs- 
organisation  gekommen :  der  arbeitsteilig-kooperative  und  grofsen- 
icih  der  automatische  Betrieb.  Nun  ist  es  aber  ersichtlich,  dals 
auch  die  neueren  Betriebsformen  der  Entfaltung  eines  spezifischen 
Heruisgefülib  liinderlich  sind.  Der  einzelne  Arbeiter  hat  nichts 
mehr  mit  der  Gesamtthätigkeit  seines  Produktionszweiges  zu  thun, 
sondern  ist  zu  einem  wesenlosen  Teilfunktionär  in  dem  gesellschaft- 
lichen Produktionsprozels  geworden. 

Soll  die  Knopflochnähterin  in  einer  Schuhfabrik  sich  als 
Schusterin  fiihlen?  oder  der  Bursche,  der  eine  Nägehnaschine 
bedient,  als  Schmied?  Dazu  kommt,  dafe  die  hochentwickelte  mo- 
derne Berufsorganisation  immer  mehr  Raum  fiir  die  sogenannte 
„ungelernte^  besser-  qualitatslose  Arbeit  bietet,  oder  aber  die  ehe- 
mals Mgelemte"  Handarbeit  zu  einer  (unter  Umstanden  sehr  kom- 
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püzicrten  und  darum  nach  wie  vor  „gelernten")  Maschinenarbeit 
umwandelt  In  diesen  Fällen  ist  aber  wiederum  die  Beziehung* 
des  Arbeiters  zu  dem  inneren  Wesen  der  gesamten  Produktions* 
thätigkeit  loser  geworden,  die  Arbeit  ist  wiederum  um  ein  weiteres 

Stück  versachlicht. 

Aber  der  wichtigste  Umstand  ist  doch  vielleicht  dieser:  im 
Rahmen  der  kapitalistischen  Wirtsclinftsform  ist  der  technische 
Arbeiter,  in  dem  doch  vor  allem  xlie  bestimmt  gefärbte  Berufs- 
arbeit das  Berufsbewufstsein  erzeugen  mufs,  an  dem  wirtschaft- 
lichen Erfol<^e  seiner  Thätij^keit  nicht  mehr  interessiert.  Der  Pro- 
duktionsleiter jedoch,  der  allein  noch  ökonomisch  an  dem  Pro- 
duktionserfolfje  ein  Interesse  hni.  ist  nicht  mehr  technischer  Ar- 
beiter, hat  also  gar  kein  (juaiitativ  gefärbtes  Verhältnis  mehr  zu 
dem  Inhalt  seiner  produktiven  Thätigkeit.  Kr  entwickelt  immer 
mehr  seine  abstrakte  Händlernatur.  Dafs  er  gerade  Leder  statt 
Prisen,  Mehl  statt  Garn  herstellt,  ist  doch  für  seine  Eigenschaft  als 
kapitalistischer  Unternehmer  vollständig  gleichgültig.  Morgen  wird  er 
das  Leder  mit  dem  Eisen,  das  Garn  mit  dem  Mehl  vertauschen: 
der  Inhalt  seines  l'rodu/.cntentums  ist  beliebii,^  auswechselbar.  Wie 
sollte  er  ein  Berufsbcwulstsein  entwickeln:  Ilnclistcns  einmal  bei 
der  Berechnung  der  Unfallrcntcn  oder  bei  der  Beratung  des  Zoll- 
tarifs. Al)er  darauf  kann  sich  doch  keine  feste  Berufsgliederung  auf- 
baucii.  Zu  den  dümmsten  (redanken  unserer  an  dummen  Gedanken 
so  reichen  Zeit  gehört  deshalb  auch  der:  einen  modernen  Staat  auf 
der  Grundlage  etwa  der  Berufsgenossenschaften,  d.  h.  in  „Berufs- 
ständen", organisieren  zu  wollen. 

n.  Die  Einkommensverteilung  in  alter  und  neuer  Zeit. 

Der  2wehe  Gesichtspunkt,  unter  dem  man  soziale  Gruppen 
unterscheiden  kann,  ist  der  Besitz,  oder  richtiger  das  Einkommen. 
Leider  sind  die  zuverlässigen  Zifftm,  die  uns  Über  Besitz  oder  Ein- 
kommensverteilung in  Deutschland  zur  Verfugung  stehen,  so  gering 
und  reichen  vor  allem  so  kurz  zuriick,  da&  die  Betrachtung,  die 
weit  auseinanderliegende  Zeiträume  in  Vergleich  stellen  will,  viel' 
fach  auf  die  Wertung  symptomatischer  Erscheinungen,  allgemeine 
Stimmungsbilder  und  Totaleindrücke  angewiesen  bt.  Dadurch 
empfangt  sie  aber  begreiflicherweise  leicht  eine  subjektive  Färbung 
lind  kann  zu  Bedenken  Anlals  geben.  Ich  werde  deshalb  auch  nm 
Init  aller  Reserve  in  den  folgenden  Zeilen,  soweit  nicht  völlig  ein- 
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wandsfirde  und  vergleichbare  Zahlen  vorliegen  (was  nur  för  die 
letzten  Jahrzehnte  des  Jahrhunderts  der  Fall  ist),  mein  Urteil  ab- 
geben über  die  Veränderungen,  welche  die  Einkommensschichtung 
in  Deutschland  während  des  neunzehnten  Jahrhunderts  erfahren  hat 
Man  kann  diese  Veränderungen  unter  einem  zweilachen  Ge- 
sichtspunkte betrachten:  man  kann  entweder  den  Zustand  vor 
hundert  Jahren  mit  dem  heutigen  vergleichen  und  feststellen,  worin 
sich  die  beiden  unterscheiden;  oder  man  kann  die  Verschiebungen 
in  Betradit  ziehen,  denen  der  alte  Status  während  der  hundert 
Jahre  unterworfen  worden  ist  Wir  werden  sehen,  da(s  diese  beiden 
Bctraditungsweisen  zu  wesentlich  verschiedenen  Ergebnissen  fähren. 

Was  jedermann,  dem  die  vergangenen  und  die  gegenwärtigen 
Einla)mnicns-  und  Vermögensverhältnisse  audi  nur  cinigermafsen 
vertraut  sind,  bei  einem  Vergleiche  sofort  und  vor  allem  auffallen 
mufe,  ist  die  Thatsache,  dafs  am  Ende  des  Jahrhunderts  eine  Kate- 
gorie  von  Einkommensbezichern  eigentlich  ganz  neu  hinzugetreten 
ist:  die  Kategorie  der  reichen  Leute.    Anders  und  etwas  genauer 
ausgedrückt:  das  hervorstechende  Merkmal  der  modernen  Ein- 
kommensverteilung (im  Gegensatz  zu  der  vor  hundert  Jahren)  ist 
der  (private)  Geldreichtum  als  Massenerscheinung.    Reichtum  war 
vor  hundert  Jahren  in  Deutschland  nur  bei  dem  grundbesitzenden 
Adel  7.U  finden.    Dessen  Reichtum   ist  nbcr  ^von   ojnnz  wenic^cn 
Gebieten  abgesehen)   bei   uns  niemals  ein  sehr  beträchtlicher  ge- 
wesen und   vor  nlleni,   er  war  in  damaliger  Zeit  gevvifs  ncjch  eiti 
vorwiegend  naturaler.    Aufserhalb  des  Adels  jedoch  gab  es  reiche 
1-eute   nur    in    verschwindender   Anzahl.     Wir   dürfen    das  ohne 
weiteres  schlielsen,  wenn  wir  sehen,  dals  noch  um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  ihre  Zahl  selbst  in  den  reichen  Städten  Westdeutsch- 
lands ganz  aufserordentlich  gering  ist.    Wobei  man  die  Kcichtums- 
grenze   sehr    niedrig   ziehen    kann:   etwa   bei   lOOOO  Mark  Ein- 
kommen. Wenn  ich  sage:  es  gab  (aufserhalb  des  grundbesitzenden 
Adels)  im  Jahre  lSr>o  keine  tausend  Personen  in  ganz  Deutschland, 
die  ein  Einkommen  von   looou  Mark  bezogen,  so  kann  ich  das 
ziffermäGsig  nicht  belegen.    Es  ist  ganz  freie  .^chat/ung.    .\bcr  ich 
habe  doch   einige  Anhaltspunkte,     Ich   kenne   die  Linkommens- 
veriuilinisse  der  uS40er  Jahre  aus  Aachen,  Köln,  Düsseldorf  und 
einigen  anderen  rlicinischen  Städten,  der  1850  er  Jahre  aus  Berlin, 
Breslau  und  anderen  norddeutschen  Städten,  und  diese  bieten  fol- 
gendes Bild,  dem  ich  gleich  immer  zum  Vergleich  das  Gegenwarts- 
bild gegenüberstellen  will.  '*) 
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In  Aachen  hatten  vor  sechzig  Jahren  nur  133  Personen  ein 
Einkommen  von  mehr  als  2400  Tbalern,  das  sich  durchschnittlich 
auf  4950  Thaler  belicf.  Aachen  war  aber  damals  eine  der  reichsten 
Städte  der  preufsischen  Monarchie,  viel  reicher  als  das  gleich  zu 
erwähnende  Köln.  Trotzdem  giebt  es  heute  (1900)  schon  mehr  als 
zehnmal  so  viel  Leute  mit  jenem  Hinkommen  (über  6000  Mark 
1573I,  die  etwa  das  dreifache  <  icsamteinkommen  beziehen.  In 
Kohl  <^:ib  CS  (1846)  nur  533  Personen  mit  einem  üinkommcn 
von  melir  als  1800  Thaler,  deren  Durchschnittseinkommen  etwa 
3000  Thaler  betrug.  1900  hatten  4233  Personen  mehr  als 
6000  Mark  Einkommen.  Und  während  die  „reichen"  Leute  im 
Jahre  1846  ein  Gesamteinkommen  etwa  4'/.,  bis  5  Millionen  Mark 
zu  verzehren  hatten,  verfügt  dieselbe  Kategorie  heute  über  ein 
solches  von  90  bis  100  Millionen  Mark,  es  beträgt  also  heule  das 
Durclischnittseinkommen  in  dieser  Sphäre  20  bis  25000  Mark, 
woraus  vor  allein  auf  das  Anwachsen  und  die  Vermehrung  der 
höheren  Einkommen  zu  sch  Ii  eisen  ist. 

Ueber  diese  besitzen  wir  genauere  Angaben  für  die  Zeil  nach 
1851,  d.  Ii.  nach  erfolgter  Reform  der  preufsischen  Kir.lvuwimensteuer. 
Ich  wähle  Berlin  zum  V'ergleicii,  weil  sich  hier  die  Eigenart  der 
modernen  Entwickelung  wohl  am  deuüichsten  beobachten  läist.  Im 
Jahre  1854  bezogen  in  Berlin  ein  Einkommen  von  mehr  als 
3600  Thaler  rund  lOOO  Personen,  denen  1900  die  13503  Personen 
mit  mehr  als  9500  Mark  gegenüberstehen.  Mehr  ab  20000  Thaler 
Einkommen  hatten  vor  fünfzig  Jahren  nur  23,  mehr  als  40 000  Thaler 
gar  nur  6.  Also  in  ganz  Berlin  gab  es  damals  6  Thaiermillionare. 
Heute  (1900)  dagegen  hundertmal  mehr  (639  Personen  mit  einem 
Einkommen  von  mehr  als  100000  Mark),  wahrend  sich  jene  23 
AnderthalbemarkmilHonäre  auf  1323  vermehrt  hatten.  Welch  ein 
Szenenwechsel:  das  ganze  Tiergartenviertel  ist  in  dem  letzten 
halben  Jahrhundert  aus  dem  Erdboden  gestampft  t  Damals  hatte 
der  Höchstbesteuerte  auch  nur  64000  Thaler  Einkommen  i  heute 
hat  er  sicher  das  fun&ehn&che  Einkommen,  denn  schon  1898 
bezog  er  2485000  bis  2490000  Mark.  Ich  sagte:  es  sei  die 
Kategorie  der  reichen  Leute  in  dem  verflossenen  Jahrhundert  den 
übrigen  Einkommen^eziehem  neu  hinzugefiigt  worden.  Das  ist, 
wie  man  sieht,  richtig,  wenn  man  die  Menge  ihrer  Vertreter  in 
Rücksicht  zieht  Da  es  ja  aber  vereinzelte  reiche  I^ute  schon  vor 
hundert  Jahren  gab,  so  kann  man  die  Veränderung,  die  sich  voll' 
zogen  hat,  auch  so  ausdrücken:  die  Gruppe  der  Reichen  ist  ganz 
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gewaltig»  viel  viel  rascher,  als  irgend  eine  andere  Etnkonimens- 
katcgofie,  in  diesen  hundert  Jahren  angewachsen. 

Am  Ende  des  Jahrhunderts  giebt  es  in  Preulsen  rund  70Ö0 
ThalenniUionär^  rund  34 000  MarkmiUtonare' und  angehende  Thaler- 
nüllionSre  und  hnmerhtn  rund  166000  Personen,  die  genug  zu 
leben  haben  (Einkommen  über  9500  Mark)i  Viel  ist  es  noch  nicht, 
was  wir  an  wohlhabenden  Leuten  besitzen  (wie  die  Vergleiche  mit 
der  Gesamtzahl  der  Bevölkerung  noch  deutlicher  erkennen  lassen 
werden).  Ich  glaube  sogar,  es  giebt  in  ganz  Deutschland  noch 
keinen  einzigen  Markmilliardär,  denn  Krupp  scheint  doch  nicht 
mehr  als  etwa  200  Millionen  Mark  zu  besitzen.  Während  beispiels- 
weise Carnegie  seinen  Anteil  am  Stahltrust  mit  300  Millionen  $ 
(über  1200  Millionen  Mark)  bar  ausgezahlt  erhielt. 

Eine  zweite  Eigenart,  die  die  heutige  Einkommensgestaitui^ 
zum  Unterschiede  der  früheren  aufweist,  ist  der  Ausfall  einer  Kate- 
gorie von  Einkommensempfangern  am  entgegengesetzten  Pol:  der 
^nn?.  Elenden  und  schlechterdings  Notleidenden.  Wie  auf  der  einen 
Seile  der  Reichtum  als  Masscnerscheinun^  neu  aufgetreten  i«;t,  so 
ist  auf  der  anderen  Seite  das  crrauc  Elend  als  Massenerscheinunsr 
verschwunden.  Wir  besitzen  keine  Einkommensstatistik  aus  der 
früheren  Zeit.  Aber  wer  die  Schilderungen  der  zeitgenössischen 
Lilteratur  (von  der  der  Leser  in  meinem  Kapitalismus  Bd.  II 
S.  266  ein  Verzeichnis  findet)  auch  nur  anblättert,  kann  nicht 
zweifeln  daran,  dafs  sich  ein  grofser  ieil  der  arbeitenden  Be- 
völkerung, ja  man  darf  \  lelleicht  sagen,  die  grofse  Masse  des  nie- 
deren Volkes  in  Stadt  und  ]Jtxu\,  zumal  während  der  1830  er  und 
1840er  Jahren,  in  Deutschland  in  einem  Zustand  chronischer  Not 
befand.  Positiver  Mangel  am  allcrnotwcndigsten,  Huiij^cr  sans 
phrase  waren  die  .siandigen  Begleiter  /ahheicher  Eamilien,  und  der 
1  Iun;^'ert\f)hus  in  Oberschlesicn  und  die  Wel^erunruhen  sind  deut- 
liclic  Wahrzeichen  des  all^^cnicinen,  tiefen  Elends  jener  Zeil.  Man 
wird  nun  aber,  denke  ich,  noch  nicht  der  Schönfärberei  beschuldigt 
werden,  wenn  man  behauptet,  dafs  heute  von  wirklicher  Not 
weniger  zu  spüren  ist,  als  vor  fünfzig  oder  hundert  Jahren.  Was 
man  auch  so  ausdrucken  könnte:  eine  massenhafte  Besetzung  von 
Einkommensstufen  (dals  es  vereinzelte  Fälle  schlimmster,  positiver 
Not  immer  noch  geben  wird,  ist  selbstverständlich)  beginnt  heute 
bei  einem  höheren  Einkommensbetrage,  als  ehedem:  sagen  wir 
(um  eine  Zahl  zu  nennen)  bei  300,  statt  bei  150  Mark  Famtlien- 
einkommen.   Die  ganze  Masse  der  Einkommensemp&iger  ist  also 
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um  ein  paar  Grade  in  die  Höhe  geschoben  und  ist  dafür  nach 
oben  hin,  wie  wir  sahen,  um  einige  Striche  über  ihr  früheres  Ende 

hinausgewachsen. 

Fragt  sich:  wie  sieht  es  in  den  Mittelschichten  aus»  also  utn 
wiederum  Zahlen  anzugeben:  in  den  Einkommensstufen  zwischen  300 
und  16000  Mark,  also  heim  Gros  der  Bevölkerung?  Ist  dieses  in 
seinen  KinkommensvcrlKiltnissen  wesentlich  anders  gruppiert,  als 
vor  hundert  oder  fünf/J(j  Jahren  ?  Wohlverstanden,  die  P'rage  lautet: 
haben  von  je  tausend  Personen  ebensoviel  heute  wie  damals  300 
bis  400.  500  bis  600  Mark  Einkommen  und  so  fort  ?  Ich  möchte 
fast  antworten:  ja,  che  SchichtunL,'  ist  licute  amiäliernd  dieselbe. 
Jedenfalls  sind  wesentliche  Verschiebungen  nicht  nachweisbar  und 
auch  walirscheinlich  nicht  vorgekommen.  Wenn  sich  etwas  mit 
einiger  Sicherheit  aussagen  läfst,  so  ist  es  dieses,  dals  die  niedrigen 
Einkommen  —  unur  (x)0  Mark  und  unter  900  Mark  —  eine  Ten- 
denz zur  Verringerung  aufzeigen,  tl.  h.  also,  dais  die  rersoncn,  die 
solche  kleinen  Einkommen  beziehen,  von  der  Gesamtbevölkerung 
einen  immer  geringeren  Prozentsatz  bilden.  Dafür  lassen  sich 
einige  ZüTern  ab  Beweis  anfuhren:  so  machten  beispielsweise  in 
Breslau  diejenigen  Personen,  die  ein  Einkommen  Ober  goo  Mark 
bezogen,  im  Jahre  1858  erst  4,8%,  1900  dagegen  11,8%  der  Gie- 
samtbevolkerung  aus.  Nach  einer  Zusammenstellung  Emst  Engels 
vermehrten  sich  je  100  Steuerzahler  in  Preuisen  von  1852  bis  1873 
in  der  Einkommensstufe  unter  400  Thaler  auf  I32,8,  in  deijenigen 
von  400  bis  1000  Thaler  auf  175,  dagegen  in  deijenigen  über 
1000  Thaler  auf  225,7. 

Nach  einer  Berechnung  Soetbeers  wäre  diese  Abnahmetendenz 
in  den  untersten  Einkommensstufen  (bis  525  Mk.)  während  der 
1870er  und  einem  Teil  der  1880er  Jahre  nicht  zu  beobaditen  ge- 
wesen; im  Gegenteil:  es  hätte  1876  jene  Kategorie  von  aller- 
kl«nsten  Einkommensempfangern  nebst  .Angehörigen  nur  25,65  %, 
1888  dagegen  29,20  "/„,  1890  nur  wieder  28,62  %  ausgemacht.  Sicher 
dagegen  ist,  dafs  die  Vcrminderunc^stendenz,  die  auch  Soetbeer  für 
das  Ende  der  1880er  Jahre  beobachtet,  seitdem  in  PreuG^  nicht 
wieder  stillgestanden  hat,  sondern  scheinbar  sogar  stärker  geworden 
ist.  Und  seit  1892  besitzen  wir  doch  erst  reclit  eine  leidlich  brauch- 
bare Statistik.  Nach  dieser  erficht  sich,  dals  1802  noch  ;o.2j^\,, 
1900  nur  noch  62.41  ^  „  der  iievi  .IkcrvuiL;  ein  Hinkommen  von  weniger 
als  900  Mark  hez* iL;eii.  Im  K« >iiiL,^rcich  Sachsen  bildeten  1879  die 
l'ersonen  mit  einem  Einkommen  von  weniger  ab  500  Mark  51,51  %, 
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1894  36,59%,  1900  nur  noch  28,29%,  diejen^en  mit  dnem  Ein* 
kommen  von  weniger  als  800  Mark  bezw.  in  den  genannten 
Jahren  76^39,  65,30,  55,69%.    In  Summa  ist  die  Veränderung, 

die  die  Einkommensverteilung  im  neunzehnten  Jahrhundert  erfahren 
hat,  herzlich  unbedeutend  Von  dem  Zuwachs  an  Reichtum,  den 
wir  ja  auf  ein  Mehrfaches  des  Bevölkerung ^/trvachscs  glaubten  an- 
setzen zu  dürfen,^)  ist  ein  Teil  verwandt,  um  Millionäre  oder  Millionars- 
aspiranten  in  gröfseren  Mengen  zu  züchten:  eine  Spezies  des  homo 
sapiens,  die  früher  nur  in  vereinzelten  Exemplaren,  gleichsam  nur 
in  Probeexemplaren  vorkam;  ein  anderer  Teil  ist  dazu  benutzt 
worden,  um  die  untersten  Einkommensstufen  auszukaufen,  die  Slums 
der  Gesellschaft  zu  -  sanieren.  In  den  Rest  teilt  sich  die  so  viel 
stärkere  Bevölkerung  annähernd  zu  gleichen  Teilen  wie  ehedem. 

Man  wird  auch  wohl  sagen  dürfen,  die  F.inkommensvcrtcilung 
sei  heute  difterenzierter  als  vur  hundert  oder  vor  fünfzii^  Jahren. 
Denn  sicher  ist  zwischen  den  Aernisten  und  den  Reichsten  heute  ein 
c^röfserer  Abstand  als  damals,  nicht  etwa  weil  die  Aermsten  ärmer 
<^^eworden  wären,  sie  sind  vielmehr  wenip^er  ariTi,  sondern  weil  die 
Reichsten  um  so  viel  rascher  an  Reichtum  L^ewachsen  sind. 

Aber  im  grolsen  Ganzen  ist  das  Bild ,  das  die  deutsche  Be- 
völkerung in  ihrer  Kinkommensschichtunf^  darstellt,  nach  wie  vor 
so  ziemlich  das  nämliche.  Es  ist  dieselbe  breite  Bettelsuppe  armer 
und  kümmerlicher  Existenzen,  auf  der  die  paar  Reichen  wie  Fett- 
augen schwimmen.  Vielleicht  ist  die  Mehlsuppe  etwas  konsistenter 
und  sicher  sind  die  Fettaugen  zahlreicher  geworden.  Oder  pafst 
der  Vergleich  etwa  nicht,  wenn  man  sieht,  dafs  in  Preufscn  (l9CX>) 
nur  4,19  vom  Hunden  der  (iesamtbe\'ülkeruni^  ein  h.inktnnmen 
von  mehr  als  3000  Mk.  beziehen,  nur  "'/^  Prozent  aber  ein  solches 
von  mehr  als  9500  Mk..^ 

Ich  sagte  vorhin:  das  Bild,  das  uns  die  Einkommensverteilung 
gewähre,  verändere  sich,  wenn  wir  —  statt  den  Status  quo  ante 
mit  dem  Status  quo  hodie  zu  vergleichen  —  die  Verschiebung  des 
vormaligen  Zustandes  selber  ins  Auge  falsten.  Dann  müssen  wir 
offenbar  von  der  Annahme  ausgehen:  die  Bevölkerung  habe  sich 
wahrend  der  letzten  hundert  Jahre  nicht  vermehrt,  und  müssen 
fragen:  was  ist  aus  den  Bewohnern  Deutschlands  vor  hundert 
Jahren  und  ihren  Nachkommen  geworden  ?  Bei  dieser  Fragestellung 
ergiebt  sich,  dals  die  Steigerung  des  Wohktandes  in  allen  Schichten 
dne  beträditliche  gewesen  sein  muls.  Im  Jahre  1900  bezt^en 
II  Millionen  in  Preufsen  ein  Einkommen  von  mehr  als  900  Mk. 
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Das  Königreich  Preufsen  alten  Bestandes  hatte  i8i6  rund  lo  Millionen 
£inwohner,  in  seinem  heutigen  Umfange  also  wohl  wenig  mdir 
als  1 1  Millionen,  Heute  würde  also  kein  Preufse  weniger  als 
900  Mk.  Einkommen  beziehen.  Sicher  hätten  diejenigen,  die  ehe« 
dem  900  bis  3000  Mk.  bezogen,  jetzt  zwischen  3000  und  10000  Mk., 
diejenigen,  die  schon  damals  auskömmlich  zu  leben  hatten, 
würden  jetzt  ein  reichliches  Einkommen  (Uber  10000  Mk.)  be- 
ziehen u.  s.  w. 

Diese  Fiktion  bedeutet  mehr  als  eine  Spielerei.  Nicht  nur,* 
daCs  sie  um  die  Ixistung^en  des  Jahrhunderts  klar  machen  hilft. 
Sie  ^iebt  uns  auch  die  Handhabe,  um  für  eine  ^anze  Reihe  von 
Fällen  die  tatsächlichen  Wandlungen  ricliti^-  zu  beurteilen.  Das 
sind  dieienii^en  Fällo ,  in  denen  die  Hinkomnicnsbezü|^^e  i^leichsani 
schcmatisch  mit  dem  Steigenden  Wohlstande  gewachsen  sind.  Also 
namentlich  bei  den  besoldeten  Herufen.  Diese  haben  thatsächlich 
während  des  neunzehnten  Jahrhunderts  eine  Veränderung  in  ihrer 
Lage  erfaiircn ,  wie  ich  sie  eben  für  die  (als  stabil  fingierte)  Gc- 
samtbevulkerun^  andeutete :  was  ehemals  dürftig  lebte,  lebt  jetzt  in 
bescheidenen  aber  leidlichen  X'erhäJtnissen ;  wer  früher  ein  beschei- 
denes Finkommen  hatte,  bezieht  jetzt  ein  auskömmliches  u.  s.  \v. 
Ganz  interessante  Studien  lassen  sich  z.  B.  über  die  materielle 
Lage  der  X'olksschullehrer  heute  und  vor  hundert  Jahren  anstellen. 
Wir  besitzen  eine  ^a*naue  Uebersicht  über  die  Gehaltsbezüge  der 
kurmärkischen  Landschullehrer  um  das  Jahr  1800  (vgl.  Krug, 
Nationalreichtum  2,  495).  Daraus  ergiebt  sich,  daCs  der  Höchst- 
gehalt 250  Thaler  betrug.  Diesen  erreichten  jedoch  von  insgesamt 
1650  Lehrern  noch  nicht  3  (die  220  bis  250  Thaler  „jährliche 
Einkünfte"  —  also  wohl  dnschlielslich  der  Naturalbezüge.^  — 
hatten),  nur  weitere  2  hatten  ein  Einkommen  aus  ihrer  Stelle  von 
mehr  als  200  Thaler.  195  insgesamt  bezogen  mdir  als  100  Thaler, 
1455  Lehrer  also  hatten  weniger  als  100  Thaler  Gehalt,  421  zwischen 
20  und  40  Thaler,  236  zwischen  lo  und  20  Thaler,  184  zwischen 
5  und  10  Thaler.  Demgegenüber  ist  festzustellen,  dafs  im 
Jahre  1896  das  durchschnittliche  Gesamteinkommen  der  Land* 
schullehrer  in  der  Provinz  Brandenburg  1395  Mk.,  also  465  Thaler 
betnigl 

Derselbe  Gewährsmann  berichtet  uns,  dais  in  Schlesien  durch 
den  Studien*  und  Erziehungsplan  von  180 1  jedem  katholischen 
Landschullehrer,  der  im  Seminarium  gewesen  war,  jährlich  als  Mini- 
mum seines  Einkommens  versprochen  (!)  wurde: 
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50  Thaler  bar  Geld  : 

15  Scheffel  Getreide; 

3  Scheft'ci  Küchenspeise ; 

frei  Holz  und  Wohnunj^: 

I  Scheffel  Aussaat  an  Gartenland; 

Gräserei  für  2  Stück  Rindvieh  und  i  Stück  Schwarzvieh. 

Wie  man  sieht,  wurde  als  selbstverständlich  angenommen,  dafs 
der  Volksbildner  nebenher  Landwirtscliaft  betrieb.  Im  Jahre  1896 
betrug  das  dLirchscluuiiiichc  Gesamteinkommen  tur  i.andschullehrer 
in  Schlesien  1287  Mk. 

Ganz  analoge  Vergleiche  Uelsen  sich  (Ur  die  meisten  übrigen 
Beamtenkategorien  anstellen. 

Wie  man  schon  aus  diesen  wenigen  Andeutungen,  die  ich  über 
die  Einkommensverteilung  im  neunzdinten  Jahrhundert  gemacht 
habe»  ersehen  haben  wird,  sieht  sich  die  Sache  ganz  anders  an,  je 
nach  dem  Standpuntctej  von  dem  aus  man  sie  betrachtet  Das  hat 
es  bewirkt,  dafs  in  der  Diskussion  über  dieses  Problem  die  ver* 
schiedensten  und  häufig  entgegengesetzte  Meinungen  vertreten  sind, 
und  zwar  zweifellos  in  vielen  Fällen  mit  vollem  Recht. 

Sagt  einer:  die  pekuniäre  Lage  der  Volksschullehrer  ist  heute 
zehnmal  günstiger  als  vor  hundert  Jahren,  so  ist  das  richtig;  sagt 
einer:  die  arbeitenden  Klassen  beziehen  heute  durchschnittlich  ein 
höheres  Einkommen  als  vor  hundert  Jahren,  so  ist  das  richtig; 
sagt  einer:  der  gresteigerte  Wohlstand  ist  vornehmlich  den  Reichen 
zugute  gekommen,  so  ist  das  richtig;  saf,'t  einer:  die  Einkommens- 
verteilung ist  heute  ungleicher  als  vor  hundert  Jahren,  so  ist  das 
richtig;  sagt  einer:  die  ganze  Ökonomisciie  Entwicklung  ist  für  die 
Katze  gewesen,  denn  im  grofsen  Ganzen  lebt  die  Menge  heute  noch 
ebenso  kümmerlich  wie  ehedem,  oder  auch:  denn  es  giebt  heute 
viel  mehr  nrmseli^]fe  Existenzen  (sage  Leute  mit  weniger  als  900  Mk. 
Einkommen),  so  ist  das  richtig.  Und  so  liefsen  sich  die  richtigen, 
sich  scheinbar  widersprechenden  l 'rtcilc  noch  nach  Belieben  ver- 
mehren. Je  nach  dem  «^röiseren  oder  i^a-rin^ercn  iaschenspieler- 
geschick  kann  man  die  Dinge  genau  in  der  Gestaltunj^  /.ei<^en,  wie 
man  es  für  den  gerade  vorliej^cnden  Zweck  möchte.  Nur  freilich 
sind  in  der  Hitze  des  Gefechts  einige  Irriünier  untergelaufen,  die 
.sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  liartnäckigen  Irrlehren  ausgewachsen 
haben  und  die  ich  doch  wenigstens  registrieren  will.  Also:  I.  Es 
i.st  sicher  nicht  wahr,  dafs  die  Armen  ärmer  geworden  sind;  im 
Gegenteil :  die  Aermsten  sind  heute  „reicher"  als  vor  hundert  Jahren, 
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ganz  gleich  üb  mati  die  ärmsten  Hunderttausend  oder  die  ärmsten 
Zchnmillioncn  nimmt. 

2.  Ks  ist  sicher  nicht  wahr,  dafs  die  mittleren  Schichten  de<i 
Einkommens  —  sage  zwischen  900  und  3000  Mk.  —  schwäclier 
geworden  seien ;  im  Gegenteil :  sie  werden  (durch  raschen  Zuzupr 
von  unten)  immer  kräftiger.  So  waren  in  diesen  Schichten  in 
Frcufscn   1892  bis   1893   81,89  "/o,  dagegen  87,47'  ,,  iller 

Zcnsiten  veranlagt;  im  Königreich  Sachsen  stieg  ihre  Zalil  ( Srxj 
bis  33m  bezw.  3400  Mk.)  von  20,94 im  Jahre  1S79  auf  31,14  "  ,, 
im  Jahre  1894  ujid  40,35  %  im  Jahre  1900;  in  Bremen  machten 
die  Steuerzahler  zwischen  1500  und  3000  Mk.  Hinkommen  1874 
12,89  *•/(,,  ^895  i4f32  7o  ^"s;  in  Hamburg  bezogen  1895  (vorher 
nicht  vergleichbar)  zwischen  lOOO  und  20CX>  Mk.  Einkommen 
39,85  \,  1899  dagegen  52,21  %  aller  Zensiten  u.  s.  w.  Diese  ZlfTern 
sind  für  denjenigen  nicht  aufliallend,  der  weils,  dals  eine  der  Eigen* 
arten  der  kapitalistiscfaen  Entwickelung  gerade  darin  besteht, 
Existenzen  mit  einem  mittleren  Einkommen  in  unübersehbarer 
Fülle  ins  Leben  su  rufen:  kleinkapitalistiscbe  Unternehmer,  hoch- 
gelohnte Qualitatsarbeiter,  höhere  Angestellte,  Agenten,  besser 
situierte  Ladeninhaber,  Wirte  u.  dgl. 

5.  Es  ist  sicher  nicht  wahr,  dals  die  Zahl  der  Reichen  immer 
mehr  zusammenschrumpfe;  im  G^eoteil:  man  mag  die  Grenze 
ziehen,  wo  man  will:  bei  lOOOQi  20000,  50000,  100000  Mk.: 
immer  wird  das  Ergebnis  sein,  da(s  die  Leute  mit  derartigen  An- 
kommen sich  rascher  vermehren,  als  irgend  eine  andere  Spezies  der 
Einkommensbezieher.  Und  sich  vermehren  gerade  etwa  im  Ver- 
hältnis zu  dem  Anwachsen  des  von  ihnen  zusammen  bezogenen 
Einkommens,  so  dafs 'also  jeder  von  ihnen  immer  gleich  reich  im 
Durchschnitt  bleibt.  Greifen  wir  —  zum  Beweis  —  das  reiche 
Hamburg  heraus  und  zwar  gerade  die  Au&chwungsperiode  1895 
bis  1899.  Da  hatten  1895  ein  Einkommen  zwischen  10000  und 
25000  Mk.  3443  Personen,  1899  schon  4082.  Jene  bezogen 
zusammen  53,5  Millionen  Mark,  diese  63,1  Millionen  Mark,  jene 
hatten  also  ein  Durchschnittseinkommen  von  15  853  Mark,  diese 
von  15750  Mark.  Zwischen  35 000  und  50000  Mark  lag  das 
Einkommen  1895  von  1054,  1899  von  1322  Hamburgern;  jenen 
fielen  insj:,a"saint  36,9  Millionen  Mark,  diesen  46,0  Millionen 
Mark-  jahrlich  in  den  Schofs,  dem  einzelnen  also  1895  35  987  Mark, 
1899  35  3^4  Mark.    Zwischen  50  ODO  und  lüOOOO  Mark 

Einkommen  bezogen  1895  484  i^ersonen,  1889  585;  das  (iesanit- 
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dokonimen  dieser  besser  aituierten  Leute  betrug  im  *  eioen  Falle 
33,1  Millionen  Mark,  im  anderen  40^  Millionen  Mark.  Durch- 
scbnittseinkommen  6B  390  Mark  und  69060  Mark.  Endlich 
lebten  in  guten  Vermögens  Verhältnissen  (mehr  als  100000  Mark 
Einkommen)  in  den  beiden  Jahren  250  bezw.  311  Personen. 
Sie  vereinnahmten  durchschnittlich  210000  bezw.  219646  Mark. 
Mit  „der  beständig  abnehmenden-  Zahl  der  Kapitalmagnaten"  ist 
es  also  ein-  fUr  allemal  nichts:  man  mag  die  Ziffern  der  Statistik 
drehen  und  wenden ,  wie  man  will  Je  näher  wir  dem  Moment 
■des  „Zusammenbruchs"  des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems 
kommen,  desto  mehr  „Expropriateurs"  wimmeln  herum.  Das  Ge- 
schäft der  „Expropriation"  wird  immer  schwieriger  werden ! 

Hat  nun  die  Kinkommensstatistik  schon  cjenuf;  Unfug  ange- 
richtet bei  der  Aufstellung  von  allgemeinen  Theoricen  der  ökono- 
mischen Kntwickelung ,  so  ist  sie  gar  verhängnisvoll  geworden  für 
alle  Sozialethiker  d.  h.  für  diejenige  Spezies  von  Nationalökonomen 
die  es  nicht  lassen  können,  die  Bilanz  eines  Wirtschaftssystems  zu 
ziehen  und  irgend  einen  Debet-  oder  Credit-Saldo  herauszurechnen. 
Man  hat  sowohl  zur  Verherrlichung  als  zur  Verunglimpfung  des 
Kapitalismus  gleichermafsen  die  Kntwickelung  der  Einkommensver- 
teilung herangezogen,  und  seit  Jahrzehnten  kommt  regelmäfsig  alle 
paar  Jahre  ein  Buch  heraus,  welches  ziffermälsig  nachweist,  dals 
das  kapitalistische  Wirtschaftssystem  in  der  Wurzel  faul  sei:  Be- 
weis, die  zunehmende  Ungleichheit  der  Vermögensverteilung;  wo- 
durch dann  einer  Gegenschrift  zum  Leben  verholfen  wird,  in  der 
xa  lesen  steht:  im  Gegenteil,  das  herrschende  Wirtschaftssystem  ist 
•das  (»este  aller  Wirtschaftssysteme:  Beweis»  die  Hebung  der  unteren 
Volksklassen  u.  a.  w. 

Ist  es  nun  schon  (nach  meiner  Meinung)  im  allgemeii^en 
unstatthaft  und  der  Wissenschaft  unwürdig,  sich  an  solchen  Kanne- 
gielsereien:  ob  es  in  der  Welt  immer  besser  oder  immer  schlechter 
werde,  zu  beteiligen,  so  ist  es  geradezu  geiahrlich,  als  Wafte  in 
•diesem  Meinungskampfe  sich  der  £inkommens6tatistik  zu  bedienen, 
was  ich  doch  noch  mit  einigen  Worten  dartun  möchte. 

Zum  ersten:  wenn  man  die  Frage  entscheiden  will,  ob  ein 
Wirtschaftssystem  günstig  oder  ungünstig  auf  die  Einkonunensver- 
teilung  eingewirkt  habe,  so  wird  sich  der  klaren  Beantwortung 
entgegenstellen,  daüs  während  des  Zeitraums,  dessen  Ende  und 
dessen  Anfang  man  ins  Auge  Mst,  eine  Veränderung  im  Stande 
-der  Bevölkerung  Platz  gegriffen  hat    Was  verlangt  man  denn 
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von  einem  Wirtschaftssysteme:  dafs  es  eine  vermehrte  Bevölkerung- 
ebensü  gut  ernähre  wie  die  vorher  kleiniere  Menge?  oder  da&  e& 
nur  der  anfano^s  vorhandenen  Bevölkerung  ein  gleiches  Auskommen 
ermögliche?    Zumal    (lir   das  neunzehnte  Jahrhundert  ist  diese 

Fra<:,^e ,  wie  ersichtlich ,  von  besonderer  Bedeutung ,  fiir  ein  Jahr- 
hundert, in  dem  sich  die  Bevölkerung  in  Deutschland  verdoppelt 
hat.  Ich  meine  nun:  wenn  ein  Wirtschaftssystem  es  fertig  bringt^ 
die  doppelte  Anzahl  Einwohner  eines  Landes  nicht  nur  ebenso 
reichlich,  sondern  reichlicher  mit  Glücksgütern"  auszustatten,  wenn 
es  ihm  —  in  Ziffern  gesprochen  —  gelingt ,  dreifsig  Millionen 
Menschen  mehr  zu  erhalten,  ohne  das  Existenzniveau  der  grnfsen 
Mri'^sen  wescnthcli  zu  senken,  so  ist  dieses  eine  I^eistuiig.  die 
beispiellos  in  der  Geschichte  dasteht.  Ich  mufs  sagen,  dals  diese 
That  für  mich  an  das  Wunderbare  grenzt,  und  dals  ich  —  wenn 
ich  lediglich  die  Kntwickelung  des  Reichtums,  auch  des  Teils  des 
Reichtums,  der  auf  die  niederen  Volksschichten  entfallt,  ins  Auge 
fasse  —  die  Bastiat  und  Genossen  verstehe,  wenn  sie  die  kapita- 
listische Ordnung  der  Dinge  als  die  von  (iott  in  eigener  Person 
geset/te  Ordnung  ansahen.  Dafs  heute  in  Deutschland  nicht  Jahr 
für  Jalir  ein  paarmal  hunflerttausend  Metischen  Hungers  sterben, 
ist  geradezu  erstaunlich  und  der  höchsten  Bewunderung  wert.  Es 
ist  seltsam,  dal.^  maii  annier  gerade  aus  der  ungünstigen  Knt- 
wickelung der  Hinkonnnensvcrtcilung  dem  Kapitalismus  den  Strick 
hat  drehen  wollen.  Ich  kann  mir  denken,  dafs  man  ohne  viel 
Mühe  ein  Sündenregister  des  Kapitalismus  zusammenstellt,  grofs 
genug,  um  gegen  dieses  Wirtschaftssystem  in  manchem  Herzen  Ab- 
scheu und  HaCs  zu  erzeugen.  Er  hat  uns  die  Masse  gebracht»  er 
hat  unser  Leben  der  inneren  Ruhe  beraubt,  er  hat  uns  der  Natur 
entfremdet,  er  hat  uns  den  Glauben  unserer  Väter  geraubt,  indem 
er  die  Welt  in  ein  Rechenexempel  auflöste  und  eine  Ueberwertung 
der  Dinge  dieser  Welt  in  uns  wach  rief,  er  hat  die  grofse  Masse 
der  Bevölkerung  in  ein  sidavenartiges  Verhältnis  der  Abhängigkeit 
von  einer  geringen  Anzahl  von  Unternehmern  gebracht  Aber 
dafür  hat  er  eines  gerade  in  bewundernswürdiger  Weise  geleistet: 
er  hat  eine  riesig  angewachsene  Menschenmenge  auf  das  beste  zu 
sustentieren  vermochti  er  hat  gerade  das  Futterproblem  meisterhaft 
gelöst,  besser  als  irgend  eine  Wirtschafbnrerfassung  vor  ihm. 

Stellt  man  sich  auf  den  Standpunkt  der  reinen  Quantität 
—  und  fast  alle  Beurteiler  stehen  auf  ihm  —  so  ist  der  Kapitalis- 
mus thatsächlich  mit  einem  Glorienscheine  umgeben,  aus  dem  sich 
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mit  flammender  Schrift  die  Worte  abheben:  Dreilsig  Millionen 
Menschen  mehrl 

Nun  ist  aber  das  andere  Bedenken,  das  jeder  Versuch  erweckt» 
aus  den  Zifiera  der  Einkommensstatistik  Material  für  die  Wertung 
eines  Wirtschaftssystems  zu  gewinnen,  dieses :  dals  die  Zahlen,  wdl 
rein  quantitativ  bestimmt,  sich  so  vorzüglich  zum  Abmessen  zu 
eignen  scheinen  und  doch  in  Wirldichkeit  diese  Eignung  nicht 
besitzen.  Denn  wir  dürfen  nicht  vergessen,  dafs  hinter  den  kommen- 
surabdn  Zahlengröisen  die  völlig  unmefebaren  Qualitäten  der  subf 
jel^ven  Bedarfsbefriedigung  stehen. 

Es  mufs  dringend  vor  dem  Irrtum  gewarnt  werden:  man 
könne  nach  irgend  einem  Umrechnimf;sschematismus  schliefsHch 
doch  zu  reinen  Quantitäten  der  Bcdarfsbefriedi^run^  fjelangen;  oder 
man  dürfe  etwa  den  Brotpreis  oder  den  Preis  sonst  eines  einzelnen 
Konsumartikels  zu  Grunde^  legen,  um  daraufhin  die  Bedeutung 
eines  bestimmten  Einkommens  in  verschiedenen  Zeiten  zu  ermessen. 
Nein,  es  bleibt  bei  der  absoluten  l'nvcrgleichbarkeit,  denn  die  un- 
wäj^'baren  und  unmefsbaren  Umstände  bei  der  Verwendung  des 
Einkommens  sind  das  Entscheidende.  Die  Lage  des  Städters  oder 
des  l^ndbewoliners,  des  Konsumenten  von  Mehlsu{>pe  otler  Kar- 
toffeln, von  Schnaps  oder  Zeitungen,  von  Wolle  oder  Baurnwollc 
ist  eine  so  grundverschiedene,  dals  man  sie  niemals  in  ein  reines 
QuaaüiaLsverhältnis  zu  einander  stellen  kann.  Wie  will  man  fest- 
stellen, ob  1000  Mark  Einkommen  in  der  kleinen  Stadt  vor  hundert 
Jahren  und  looo  Mark  Einkommen  heute  in  der  Grofsstadt 
mehr  oder  weniger  für  den  einzelnen  bedeutm?  Was  nötzt  es  zu 
sagen:  damals  kostete  das  Brot  soviel,  heute  soviel?  Jener  als  ja 
Rc^enbrat,  dieser  ilst  Weizenbrot;  jener  als  früh  Mehlsuppe,  dieser 
trinkt  Kaffee  mit  Zucker  und  Milch;  jener  hatte  eine  gleich  grofse 
Wohnung  wie  dieser  zum  halben  Preise,  auch  noch  ein  Gärtchen 
vor  dem  Hause,  während  dieser  im  Hof  vier  Treppen  hoch  wohnt. 
Aber  dafür  bekommt  der  Grrolsstadter  mit  emem  Einkommen  von 
1000  Mark  viel  billigere  Hemden  (wenn  sie  auch  nicht  mehr  so 
lange  halten),  gut  gebrautes  Bier,  den  „Vorwärts"  und  alle  Sonntage 
Freikonzert  fiir  sein  GekS,  kann  auch  ein  paarmal  in  der  Woche 
in  der  Stralsenbahn  fahren  und  kann  zehnmal  so  viel  Briefe  fiir 
den  gleichen  Portobetrag  absenden.  Seine  Kinder  werden  ihm 
gratis  unterrichtet,  während  sein  Vorganger  vor  hundert  Jahren 
sich  ein  Schwein  mästen  konnte;  nachts  wenn  er  betrunken  aus  der 
Kneipe  kommt,  läuft  er  nicht  Gefahr,  im  Sumpfe  stecken  zu  bleiben. 
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denn  die  StraCsen  sind  wohlgepflastert  und  gut  beleuchtet,  während 
der  Kleinstädter  vor  hundert  Jahren  doppelt  so  viel  Fleisch  essen 
konnte  und  halb  so  viel  Steuern  zahlte.  Wer  hat  denn  nun  mehr? 

Die  blolse  Zahl  besagt  noch  gar  nichts;  erst  was  dahinter 
steckt,  giebt  uns  Aufklärung  über  Wesen  und  Wert  einer  wirtschaft- 
lichen Kultur,  und  deshalb  scheint  mir  auch,  als  sei  (dank  der  all* 
gemeinen ,  auf  quantitative  Betrachtungsweise  gerichteten  Zeit- 
tendenzj^)  der  Erörterung  der  Einkommensverteilung  in  der  Dis- 
kussion über  das  Wesen  und  den  Wert  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickclun^  oft  ein  zu  breiter  Raum  angewiesen  worden.  Ich  will 
einmril  <:Tcradezu  sagen:  es  ist  für  die  Beurteilunfr  eines  gesell- 
schaftlichen Zustandes  sehr  wenig  bedcutum^svoU,  ob  eine  Grruppe 
von  Personen  looo  oder  20OO  Mark  Einkommen  bezieht,  ob  sich 
ihr  Einkommen  gesteigert  oder  verringert  hat,  ^olan^r  ich  von 
den  sonstigen  Veränderungen,  von  den  veränderten  Qualitäten  nichts 
weifs.  Selbstverständlich  (aber  das  meine  ich  gar  nicht)  vom  all- 
gemein menschlichen  Standpunkte  aus.  Aber  auch  in  rein  ökono- 
misch-sozialer Betrachtungsweise,  wie  aus  den  eben  gemachten  An- 
deutungen ohne  weiteres  hervorgeht.  Und  deshalb  wird  man  auch, 
wenn  man  die  Veränderungen  untersucht,  denen  die  SchiciiLung 
einer  Gesellschaft  unterworfen  worden  ist,  sein  Augenmerk  nicht 
sowohl  aul  die  Verscliicliungcn  in  der  Einkommensverteilung  richten 
müssen,  als  vielmehr  auf  die  X'eränderungen  der  Lage  in  quali- 
tativer Hinsicht.  Sie  werden  die  eigenartige  Struktur  einer  Gesell- 
schaft viel  besser  zum  Ausdruck  bringen,  als  jene  rein  quantitativen 
Verschiebungen. ') 

*)  DicMr  Aufsatz  geböit  in  dnen  gröfteroi  Ztmimnenhaiig.  Warn  daher  ein* 
seine  Aussagen  iinvcrstibulUch  bleiben,  so  wird  der  Leser  gebeten,  sieb  den  ge- 

wünscliten  Aufschlufs  zu  holen  in  meinem  demnichst  (im  Verlage  von  Georg  Bondit 

Berlin)  erscheinenden  Buche:  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19»  Jahrhundert.** 

■ 

^  Für  die  Gedankengänge  auf  der  Seite  5  ff.  sind  zur  Ergänzung  heranani« 
ziehen  die  einschliigigen  Kapitel  in  meinem  „Kapitalismus"  im  l.  und  2.  Bande. 
Auch  sind  zu  vergleichen  meine  Aufsätze  in  die.scm  „Archiv"  Band  XTV. 

*)  Vgl.  hierzu  meinen  Kapitalismus  Band  II  Kapitel  13. 
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Die  Revision  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes. 

Von 

Dr.  f.  schuler, 

cbem.  schweizerischen  Fabrikinspcktor. 

Es  ist  ein  Vierteljahrhundert  vorübergegangen,  seit  das  heute 
noch  unverindert  zu  Recht  bestehende  schweizerische  Fatnikgesetz 
gescfaaifen  worden.  Schon  in  den  ersten  Jahren  seiner  Existenz 
sind  ihm  aUerlei  Mäi^I  vorgeworfen  worden  und  man  hat  seine 
Revtaon  verlangt  Die  dahin  zielenden  Wünsche  sind  nie  ganz 
verstummt  Sowohl  Freunde,  als  geheime  oder  offene  Ge^er  eines 
ausgiebigen  Schutzes  der  industriellen  Arbeitcrscliaft  haben  sie  vor- 
gebracht. Die  im  Laufe  der  Jahre  gemachten  Erfahrungen  haben 
gezeigt,  dafe  in  der  That  sowohl  das  Gesetz  selbst,  als  die  Art  seiner 
Ausßihrung  manches  zu  wünschen  übrig  lasse.  Dies  wurde  auch 
von  allen  Behörden  und  Amtsstellen  anerkannt,  die  mit  dem  Ge- 
setzesvollzug sich  zu  beschäftigen  hatten. 

Der  Bundesrat  hat  sich  immerwährend  bemüht,  bestehende 
Lücken  ausziifiillen,  Mangelhaftes  im  Sinn  und  Geist  des  Gesetz- 
•^cbers  von  1877  zu  besciti|^en  oder  zu  ergänzen.  Er  that  dies  durch 
eine  möglichst  extensive,  aber  stets  gewissenhaft  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  respektierende  Interpretation  seiner  Vorschriften.  Wo 

*)  Der  bicr  mitfeteilte  AnftaU  ist  weder  oflfirieller,  noeh  auch  nur  of&döser 
Natur,  aondeni  ciae  gua  private  AnaiehtainGKrang,  welche  sich  auf  die  Erikhniticen 
voa  elnigeR  dreüsig  im  IHenst  der  Fabrikiospektion  BUgebracbten  Jahren  stützt. 
Et  bezweckt,  die  baldige  Revision  des  bestehenden  Gesetzes  anzuregen  un<l  zu  einer 

möglichst  all^cmrinen  iitifl  pnlmllictu-n  Hi'ikussion  der  vorrunehnK  nilen  Arndeninf en 
Jen  Anstois  zu  puhrn.  F.inc  Ncuf^i-stallung  des  Gesetzes  hat  ailt  rdin^'s  vom  Pvunili;>r.il 
und  der  Biindesversammlunp  auszugehrn,  abrr  mit  d«*m  Volkstulicheivl  zu  rechnen. 
Bei  der  ungeheuren  Verschiedenheit  der  Anschuuungcn  und  Interessen  mufs  mit  aller 
Vonidtt  vorgcgangea  lud  iiidit  alkuviel  auf  einmal  in  Angriff  genommen  werden, 
Venn  man  anf  Gelingen  holfcn  will. 
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Zweifel  darüber  erhoben  wurden,  haben  die  eidgenössischen  Räte 
sein  Vorgehen  als  ein  korrektes  anerkannt  Der  Dank,  den  er  dafür 
erntete,  war  ein  geringer.  Während  ihm  von  der  einen  Seite  der 
Vons^urf  zu  geringer  Energie,  des  Mangels  an  Arbeiterfreundlichkeit 
gemacht  wurde,  beschuldigte  man  ihn  von  der  anderen  Seite  der 
Kompetenzüberschreitung,  der  einseitigen  Förderung  der  Arbeiter- 
interessen. Will  der  Bundesrat  wirkliche  Fortschritte  in  der  Arbcitrr- 
schutz^csetzf^ebun}:^  erzielen,  soll  unser  l^nd,  das  so  lange  sich 
rühmte,  auf  diesem  Gebiete  zu  den  fort<,'cschrittenslen  Volkern  zu 
gehören,  nicht  gegenüber  vielen  anderen  zurückbleiben  und  sollen 
die  angestrebten  Verbesserun c^cn  unserer  Gesetzgebung  wirklich 
einen  festen  Halt  gewinnen,  bleibt  wohl  nichts  anderes  übrig,  als 
eine  Revision  unseres  habrikgesetzes,  welche  alle  streitigen  oder  neu 
auftauchenden  Fragen  zur  allgemeinen  Diskussion  stellt  und  für  ein 
neu  zu  schaffendes  Gesetz,  das  die  Unklarheiten  des  bisherigen  be- 
seitigt, Unzweckmäfsiges  ändert  und  Notwendiges  beifügt,  die  Ge- 
nehmigung der  höchsten  Instanz,  des  Schweizer\'olkes  einholt. 

Die  Verbesserungsbedürftigkeit  des  1877  er  Gesetzes  ist  vom 
Bundesrat  durch  verschiedene  Mafsnahmen  thatsachlich  anerkannt. 
Die  Berichte  einzelner  Kant«  iisregierungen  über  den  Vollzug  des 
Fabrikgesetzes,  ihre  MotixieruiigLii  des  Erla.-iscs  kantonaler  Aibeitcr- 
schutzgesetzc  zeigen  deutlich  genug,  dals  auch  sie  verschiedener 
Mängel  bewufst  sind.  Die  Fabrikinspektoren  haben  seit  Jahren  auf 
eine  Reihe  von  Punkten  hingewiesen,  wo  nach  ihren  Erfahrungen 
eine  bessernde  Hand  angelegt  werden  sollte.  Sie  halten  es  (iir 
dringend  notwendig,  dals  damit  nicht  langer  gezögert  werde. 

Im  Jahre  1877  glaubte  man  noch,  allen  Anfordeniogen  an  den 
Schutz  der  Arbeiter  genügt  zu  haben,  wenn  man  ein  Fabrik- 
gesetz  schuf.  Das  war  kaum  su  bedauern.  Eine  noch  weiter  in 
das  gewerbliche  Leben  eingreifende  Gesetzgebung  hätte  nicht  die 
mindeste  Aussicht  auf  Annahme  gehabt  Ein  umüassenderes  Gesetz 
hätte  sich  auch  nicht  so  bald  und  so  vollständig  eingelebt,  wie  das 
Fabrikgesetz  es  gethan  hat.  Die  Durchltihrung  wäre  eine  weit 
schwierigere  gewesen,  wenn  kompliziertere  Verhältnisse  hätten  be- 
rücksichfigt  werden  müssen.  Aber  mit  der  Zeit  taudite  immer 
mehr  die  Frage  auf:  warum  soll  denn  nur  der  Arbeiter  in  der  Fabrik 
geschützt  sein,  nicht  aber  derjenige,  der  in  einem  Kleinbetriebe  oder 
in  der  Haudndustrie  genau  die  Reiche  Arbeit  verrichtet }  Die  un- 
gleiche Behandlung  wurde  um  so  schwerer  empfunden,  als  der  eine 
Entschädigung  bei  gewerblichen  Unfällen  beanspruchen  konnte,  der 
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andere  nicht  Man  hat  dem  Vorwurf  der  Ungleichheit  vor  dem. 
Gesetz  wenigstens  einigenn^laeo  zu  begegnen  gesucht,  indem  m^n, 
die  Haftpflicht  auf  weitere  Kreise  ausdehnte^  Der  Entwurf  eineSi 
Kcanken-  und  Unfallveisicherungsgesetzes  hat  mäglichste  Gleichheit 
hcffoetziifiihren  getyachtet;  sein  Wmcs  Schicksal  ist  bekannt 

Mit  jedem  Jahr  mehren  sich  die  Stimmen,  welche  den  Schutz, 
den  das  Gesetz  den  Fabrikarbeitern  gewährt,  auch  auf  andere  Kate* 
;:;orieen  von  Arbeitern  ausgedehnt  wissen  möchten.  Wie  weit  man 
damit  gehen  solle  oder  könne,  darüber  gehen  die  Ansichten  sehr 
auseinander  und  nicht  minder  darüber,  in  welcher  Weise  dies  ge- 
schehen sollte.  Wo  irgend  die  Frage  ernstlich  diskutiert  wurde, 
vermied  man  es,  von  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Verhältnisse 
der  iand  jn  I  forstwirtschaftlichen  Arbeiterschaft  zu  sprechen.  Man 
hatte  in  der  Regel  nur  die  industriellen  Lohnarbeiter  im  Auge,  so- 
wie die  des  Handels-  und  Wirtschaftsgewerbes.  Eine  Besprechung 
weiter  gehender  Wünsche  hätte  wohl  hier  keinen  Zweck.  Es  wird 
schwierig  genug  sein ,  die  l*"rage  des  Schutzes  der  vorerwähnten 
Lohnarbeitergruppen  zu  einer  dem  Schweizervolk  j^^enehinen  und 
doch  alle  berechtigten  Ansprüche  befriedi^^^cnden  Lösung  zu  hrinjrcn. 

Man  ist  in  den  verschiedenen  Ländern  bei  der  Scliaffiin^^  von 
Arbeiterschutzgesetzen  sehr  ungleich  vorgegangen.  Lnizelnc  dcr- 
Äciben  liaben  die  bezüglichen  Bestimmungen  als  Bestandteile  einer 
umfassenden  Gewerbegesetzgebung  behandelt.  Eine  Menge  .Aus- 
nahmen von  deren  allgemein  gehaltenen  Vorschriften  -mU  notwendig 
geworden.  Die  Gesetzgebung  ist  auch  so  kompliziert  ausgefallen, 
dab  der  Mann  aus  dem  Volke  sich  nicht  so  leicht  darin  zurecht 
findet  In  anderen  Ländern  hat  man  sich  von  Anfang  an  auf  eine 
bestimmte  eng  begrenzte  Aul^aije  beschränkt  und  ist  nur  ^iiiii 
alhiiälilich  weiter  gegant^^en.  So  machte  es  England,  welchr^  seiner 
Zeit  die  \v;i k.sanisLcii  Anregungen  und  das  Vorbild  iu!  unser  eid- 
genössisches Fabrikgesetz  geliefert  hat.  Der  englische  Gesetzgeber 
wufste  wohl,  dals  nicht  alles  nach  der  gleichen  Schablone  behandelt 
werden  könne.  Er  paikte  <lie  Gesetze  den  Bedürfnissen  der  ein- 
zdoen  Induatriegruppen  an  und  fafste  von  Z^ii  zu  Zeit  verallgemei- 
nenid  zusammen,  was  allgemein  palste. 

Bei  uns  hat  okaa  vieUach  (ieo  Wunsch  aussprechen  gehört,  dals 
das  Fabrikgesetz  einfach  8Mf  weitere  Kreise  ausgedehnt  werde. 
Dies  wäre  allerduigs  der  kftn^  Weg,  einer  weit  grö(seren  Arbeiter- 
zahl gesetzlichfsi  Schutz  angedeihen  zu  lassen.  Der  Bundesrat  hat 
ihn  auc^  Iwireten,  soweit  dies  irgsend  zplässig  war.  Dafür  zeugt 
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die  in  weit  höherem  Grad,  als  das  Wachsen  der  Industrie  bedingte, 
angewachsene  Zahl  der  unter  dem  Fabrikgesetz  stehenden  Betriebe 
und  Arbeiter.    Weiter  zu  gehen,  als  jetzt  schon  geschehen»  dürfte 
nach  der  Ansicht  vieler  kompetenten  Leute  kaum  möglich  sein.  Es 
wird  zwar  behauptet,  der  zweite  Satz  von  Art.  34  der  Bundes- 
verfassung, „ebenso  ist  der  Bund  berechtigt,  X^orschriftcn  zum  Schutze 
der  Arbeiter  jetjeii  einen  die  Gesundheit  und  Sicherheit  gefährdenden 
Gewerbebetrieb  zu  erlassen",  sich  auf  den  Betrieb  jedes  beliebigen 
Gewerbes  beziehe,  nbschon  der  erste  Satz  lautet;  „der  Bund  ist  be- 
fugt, einheitliche  Bestimmungen  über  die  Verwendung  von  Kindern 
in  den  Fabriken  und  über  die  Dauer  der  Arbeit  erwachsener  Per- 
sonen* in  denselben  aufzustellen."    Es  mag  anderen  die  Erörterung 
überlassen  bleiben,  ob  eine  solche  Interpretation  des  Verfassungs- 
artikels richtig  ist ;  ich  begnüge  mich  mit  der  Beantwortung  der 
Frage,  ob  denn  wirklich  eine  richtige  Durchführung  der  jetzt  be- 
stehenden fabrikgesetzlichen  Bestimmungen   möglich   wäre,  wenn 
diese  auf  alle,  auch  die  kleinsten  Betriebe  angewendet  würden, 
deren   Unterstellung  bereits  vorgeschlagen  worden  ist.    Hat  man 
doch  z.  B.  verlangt,  dafs  auch  die  Einzelsticker,  die  kleinsten  Haus- 
atcliers  der  Uhrmacherei,  alle  Bäckereien  mit  Gesellen  oder  Lehr- 
lingen unter  das  Fabrikgesetz  fallen.    Wie  man  sich  die  Hand- 
habung des  Gesetzes  denkt,  ist  freilich  nicht  beigefügt  worden  und 
doch  hätte  man  Veranlassung  genug  hierzu  gehabt»  als  die  konto* 
nalen  Ait)eiterschut^esetze  im  Stadium  der  Beratung  sich  beenden. 
Sie  allCi  auch  das  fortsdirittlichste  nicht  ausgenommen,  gewähren 
den  von  ihnen  erlalsten  Betrieben  einen  weit  grölseren  Spiekaum, 
als  das  Fabrikgesetz.  Sie  sind  zum  Teil  gerade  deshalb  geschafTen 
worden,  weil  man  nicht  nur  keinen  anderen  Weg  als  möglich  er< 
achtete,  die  schutzbedürftigen  Lohnarbeiter  kleinster  Betriebe,  sowie 
ihrer  Lehrlinge  und  auch  die  dem  Laden-  und  Wirtschaftspersonal 
angehorigen  zu  berücksichtigen,  sondern  weil  man  die  Anwendung 
aller  fabrikgesetzUchen  Bestimmungen  teils  als  unmöglich,  teils  als 
ftur  diese  Ihdustrieen  verderblich  erkannte.  Man  hat  also  spezialisiert. 
Dies  scheint  auch  im  Wunsche  des  Volks  zu  liegen,  das  den  Ver- 
such der  Bundesbehorden,  die  vom  Wunsche  beseelt  waren,  durch 
ein  schweizerisches  Gewerbegesetz  den  Arbeitern  einen  voUstand^reren 
Schutz  zu  Teil  werden  zu  lassen,  als  einen  unzweckmäTsigen  zurückwies. 

Wenn  wir  also  zu  einem  guten  Ziele  gelangen  wollen,  werden 
wir  am  besten  thun.  Schritt  für  Schritt  vorzugeben,  das  I'  ispiel 
der  Kantone  zu  befolgen,  die  Spezialgesetze  für  die  Kleinindustrie, 
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vorläufig  meist  nur  för  die  -  weiblichen  Angehörigen  derselben,  ge> 
schalTen  haben,  deren  Erfahrungen  ^u  benutzen,  wie  seiner  zeit  das 
Fabrikgesetz  auf  Gmnd  der  Erfahrungen  einiger  Kantone  aufgebaut 
wurde.  Dabei  braucht  auch  die  Hausindustrie  mit  ihren  vielen  und 
schweren  Uebelständen  nicht  leer  auszugehen.  Aber  bevor  an  diese 
Aufgabe  geschritten  werden  kann»  wird  es  notwendig  sein,  sich 
Kenntnis  ypn  Bedeutung,  Umfang  und  Verhältnissen  der  Maus- 
industrie zu  verschaffen,  eine  Kenntnis,  die  uns  noch  völlig  abgeht- 
AUe  unsere  Nachbarländer  bemühen  sich,  auf  den  v^erschiedensten 
Wco^cn  sich  die  erforderlichen  Aufschlüsse  über  ihre  Hausindustrieen 
zu  verschnftcn  und  damit  eine  Grundlage  für  eine  auch  diese  Klasse 
von  Arbeitern  so  weit  möglich  schützende  Gesetzgebung  zu  ;2:e 
Winnen.  Leider  sind  bei  uns  derartige  Vorschläge  mehr  auf  Grund 
von  Theorieen  und  inibewiesenen  Voraussetzungen,  als  auf  prak- 
tischen Studien  b(  l  ulicnd  aufgetaucht.  Machen  wir  uns  nun  an 
ein  ernstliches  Studium  der  Haus-  und  Kleinindustrie,  um  auch 
hier  besseres  bieten  zu  können.  Vorerst  aber  wird  es  am  ge- 
ratensten sein,  unsere  I''abrikgesetzgebung  unter  Benutzung  der  bis- 
herigen Erfahrungen  und  gewissenhafter  Berücksichtigung  der  zu 
Tage  getretenen  Bedürfnisse  zu  revidieren. 

L  Welche  Betriebe  unterstehen  dem  Fabrikgesetz? 

Diese  Frage  niuft  notwendigerweise  verschieden  beantwortet 
werden,  je  nach  den  Bestimmungen,  wdche  das  Gesetz  enthält.  Es 
giebt  eine  gro&e  Zahl  von  Vorschriften»  welche  auf  jeden  indu« 
strieOen  Betrieb  ihre  Anwendung  nicht  nur  finden  können,  sondern 
auch  angewandt  werden  sollten.  Hierher  gehören  die  zum  Schutz 
von  Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter,  über  die  Verantwortlichkeit 
des  Arbeitgebers  bei  gewerblichen  Verletzungen  oder  Erkrankungen, 
$ber  Anstdlungs-  und  Zahlungsverhaltnisse.  Eine  Reihe  anderer 
Bestimmungen,  namentlich  solche,  welche  sich  auf  die  Arbeitszeit 
beziehen,  sind  in  gewissen  Industrieen  nicht  oder  doch  nicht,  allge« 
mein  und  jederzeit  durchfiihrbar.  Es  müssen  Ausnahmen  zugestanden 
werden,  wenn  die  betreffende  Industrie  nicht  schwer  geschädigt  oder 
gar  verunmöglicht  werden  soll  Je  häufiger  diese  Abweichungen 
von  der  gemeinsamen  Norm  gestattet  werden  müssen,  um  so  kom- 
plizierter gestaltet  sich  die  Gesetzgebung,  je  schwieriger  wird  ihr 
Vollzug,  je  leichter  verwischen  sich  die  Grenzlinien,  bis  zu  welchen 
die  gewerbepolizeilichen  Vorschriften  iiure  Anwendung  finden  sollen. 
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Die  Gefahr,  dafs  ein  Pabrikgesetz  nur  mangelhafte  Anwendung  finde, 
steigt  mit  der  Ausdehnung  seines  Wirkungsgebiets  auf  Betriebe  mit 
ganz  verschiedenartigen  Verhaltnissen  und  Bedürfmsseo. 

Dies  war  einer  der  wichtigsten  Grunde,  warum  unser  schweize- 
risches Fabrikgesetz  nicht  die  ausgedehnte  Anwendung^  fand,  die 
von  mancher  Seite  gewünscht  wurde.    Es  zeigte  sich  sofort,  dafs 
einzelne  wenige  Berufsarten  nicht  allen  Anforderungen  des  Fabrik- 
gesetzes nachkommen  konnten,  ohne  ihre  Existenz  zu  gefährden. 
Man  war  vor  die  Alternative  gestellt,  eine  offenbare  Gesetzesver- 
letzun^  zu  dulden  oder  auf  die  Unterstellung  dieser  Betriebe  zu 
verzichten.    Man  zog  das  letztere  vor,  um  nicht  selbst  den  Anstofs 
zu  einem  laxen  Gesetzesvollzug  zu  geben.    Die  Einbeziehung  der 
Kleinindustrie ,  des  Handwerks  unter  das  Fabrikgesetz  hätte  die 
Zahl    solcher    Fälle   vermehrt,    das    Bedürfnis    nach  Ausnahnic- 
gestattungen  xeni elfacht.    Wie  zahllos  sind  die  Fälle,  wo  z.  B  der 
Glaser  eine  zerschlagene  Fensterscheibe   in   einem  Schlafzimmer 
nach  Feierabend  noch  einsetzen,  der  Schlosser  einen  Schrank,  den 
der  Besitzer  nicht  öffnen  kann,  aufmachen,  der  Schneider  oder  die 
Näherin  ein  zerrissenes  Kleidungsstück  des  eiHgen  Reisenden  noch 
flicken,   der  Schmied   den    verunglückten   Reisewagen   wieder  in 
stand  stellen,  der  Koch  oder  Zuckerbäcker  für  unverhoffte  Gaste 
etwas  bereit  machen  muls.    Arbeiten  ja  doch  alle  diese  Leute 
nicht  wie  die  Fabrik  auf  Vorrat  hin,  sondern  auf  Stückbcstellung 
für  feste  Kunden,  an  die  sie  ihr  Produkt  .ibsct/.en,  deren  Bedarf  sie 
aber  nicht  voraussehen  können.  Welclie  unendliche  Schwierigkeiten 
würden  aus  solchen  Fällen  für  den  Gesetzesvollzug  erwachsen! 

Es  bedarf  keiner  langen  Erörterung,  um  den  Nachweis  zu 
leisten,  dafs  auch  die  Ueberwachung  seinem  \'ollzugs  ganz  andere 
Zahlen  von  Beamten  und  selbstverständlich  auch  andere  Summen 
erfordern  würde,  als  sie  dem  Bund  jetzt  zu  Gebote  stehen.  Die 
Zahl  der  zu  überwachenden  Betriebe  wäre  eine  vielfach  grötsere, 
als  jetzt  und  sollte  ihre  Beauföchtigung  in  gleidier  Weise  statt- 
finden, wie  dies  bei  den  Fabriken  der  Fall  ist,  würde  das  vierfache 
Au&tchtspersonal  kaum  hinreichen.  Denn  nach  dem  Vorbild  der 
vielgepriesenen  neuseeländischen  Geset^ebung  auf  je  zweihundert 
Betriet)e  einen  nebenbei  beliebig  einen  anderen  Beruf  betreibenden 
Inspektor  anzustellen,  also  sich  mit  einer  so  jämmerlichen  Au&icht 
zu  b^^ügen,  wie  sie  jetzt  so  viele  Gemeindebehörden  zu  Gunsten 
der  Arbeiterinnenschutzgesetze  ausüben,  wurde  unserem  Volk  doch 
nicht  einfallen.    Sollte  aber  eine  mangelhaftere  Gewerbeau6icht, 
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als  die  jetzige,  Folge  der  Ausddmung  der  tnqsektion  sein,  wire 
damit  der  Arbeitcrsdhaft  schlecht  gedient  Wir  mfifsten  aber  diese 
Folge  belichten,  wenn  wir  sehen,  welche  ein  geringer  Bruchteil 
der  Ueinindustridlen  Betriebe  anjährlicb  da  besucht  wird,  wo,  wie 
In  Deiitschkind  z.  B.  die  gleiche  gewerbliche  Au&icht  auch  auf  sie 
sUAi  erstreckt. 

Diese  Erwägungen  und  Erlahrungen  fuhren  «um  Schluls,  dafe 
es  f&  die  Sache  des  Arbeiterschutzes  vorteilhafter  sei,  fär  die 
Kleinindustrie  eine  besondere  Gesetzgebung  zu  schaffen,  welche 
sich  den  besonderen  Bedurfhissen  derselben  anpassen  kann  und 
eben  deswegen  eine  bessere  Aussicht  sowohl  für  Annahme  des 
Gesetzes  durch  das  Volk,  als  auch  der  richtigen  und  strengen 
Durchfuhrung  durch  die  Behörden  bietet.  Mit  dieser  Scheidung 
sind  aber  die  Schwierigkeiten  der  Frage  noch  nicht  überwunden, 
was  denn  alles  unter  das  Fabrikgesetz  gehöre.  Die 
meisten  Gewerbe-  oder  Fabrikgesetzgebungen  lassen  sich  gar  nicht 
auf  eine  genaue  Definition  der  , .Fabrik"  ein.  Sie  überlassen  es  den 
Oberbehörden ,  in  zweifelhaften  Fällen  zu  entscheiden.  Aehnlich 
ist  auch  die  Schweiz  vorgegangen.  Mit  der  Interpretation  des  Art.  I 
des  Fnbrikgesetzes  bespann  das  schweizerische  Eisenbahn-  und  Handels- 
dcpartement  seine  1  hätigkeit  im  Vollzug  des  Fabrikgesetzes.  Zahl- 
reiche Bundesratsbeschlüsse,  Kreisschreiben,  Rckursentscheide  etc. 
haben  diese  Interpretation  vervollständigt  Ein  BeschiuCs  vom  3.  Juni 
1891  hat  festgestellt,  es  seien  Fabriken: 

a)  Betriebe  mit  mehr  als  fünf  .Arbeitern,  welche  mechanische 
Motoren  verwenden,  oder  Personen  unter  achtzehn  Jahren 
beschäftigen,  oder  gcwi^e  Gefahren  iur  Leben  und  Gesund- 
heit der  Arbeiter  bieten; 

b)  Betriebe  mit  mehr  als  zehn  Arbeitern,  bei  welchen  keine 
der  sub.  lit  a)  genannten  Bedingungen  zutrifft; 

c)  Betriebe  mit  weniger  als  sechs»  beziehungsweise  weniger 
als  elf  Arbeitern,  welche  aufsergewohnliche  Gefahren  fiir 
Gesundheit  und  Leben  bieten,  oder  den  unverkennbaren 
Charakter  von  Fabriken  aufweisen. 

Damit  war  grölsere  Sicherheit  und  Klarheit  fiir  die  Beurteilung 
der  Untersteilbarkeit  eines  Betriebs  unter  das  Gesetz  geschaffen.  Es 
waren  bestimmte  Zahlen  festgesetzt,  deren  kein  Fabril^etz 
entraten  kann.  Je  kleiner  die  Betriebe  sind,  um  so  mehr  werden 
freilich  diese  Zahlen  bald  unter  das  erforderliche  Minimum  sinken, 
bald  fiber  dasselbe  ansteigen.    Jeder  dieser  Schwankungen  ent- 
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Sprechend  eine  Streichung  oder  Wiederunterstellun^  vorzunehmen» 
geht  nicht  an  und  es  mufste  deshalb  mit  einiger  Willkür  der  Mo- 
dus innegehalten  werden,  dafs  erst  nach  längerem  Bestand  der  Mini- 
malarbeiterzahl die  Unterstellung  erfolgen  und  erst  bei  sicher  an- 
dauerndem Herabsinken  unter  diese  Ziffer  die  Streichung  erklärt 
werden  dürfe.  Dies  und  der  (Grundsatz,  dals  bei  der  Entscheidung 
die  erreichte  Maximalzahl  gilt,  sofern  sie  regelmäfsig  wiederkehrt, 
dürfte  wohl  zweckmäfsig  mit  Rücksicht  auf  die  Entscheide  in  Haft- 
pflichtstreitigkeiten,  im  Gesetz  angedeutet  werden. 

Das  Gesetz  verlangt  für  die  Qualifikation  als  I'abrik  das  Vor- 
handensein eines  „geschlossenen  Raums".  Dies  hat  schon  zu  den 
abenteuerlichsten  Begehren  den  Anstois  gegeben.  Man  anerbot 
Ausheben  der  Fenster,  selbst  Beseitigung  des  Daches,  um  kcitjcn 
geschlossenen  Raum  und  1  aniit  keine  Verpflichtung  zu  haben, 
sich  dem  Fabrikgesetz  /.u  lugen.  Der  Bundesrat  hat  eine  solche 
Interpretation  des  Wortlautes  nicht  zugelassen  und  erklärt,  die  Ar- 
beit im  „geschlossenen  Raum"  sei  im  Gegensatz  zu  derjenigen  im 
Freien  aufini&ssen  und  ^önne  auch  da  schon  vorbanden  sein,  wo 
nur  nachr  einzelnen  Richtungen  Schutz  gegen  die  atmosphärischen 
EiniHisse  besteht  Ein  andermal  entschied  er,  dals  die  sog^.  Ptatz- 
aitieiter  in  einem  Sagereigesdiaft  zur  Gresamtarbeiterzahl  einzun 
rechnen  seien,  da  sie  mit  dem  übrigen  fietriebspersonals  ein  un* 
trennbares  Ganze  bilden.  Die  Leute  brauchen  somit  nur  im  Gebiet 
der  industriellen  Anstalt,  also  in  der  Regel  in  einem  abgeschlossenen* 
nicht  aber  geschlossenen  Raum  zu  arbeiten,  um  zu  den  Fabrik- 
arbeitern gerechnet  zu  werden.  Eine  dieser  AuCbssung  entsprechende 
Wortung  des  Gesetzes  liefee  sich  wohl  leicht  finden. 

Sehr  oft  hört  man  die  Ansicht  äulsem,  da(s  Art  i  als  Fabrik 
alle  industriellen  Betriebe  erklären  sollte,  in  welchen  Motoren 
verwendet  werden>  Der  Wunsch  war  sehr  begreiflich,  so  lange 
elementare  Kraft  gewöhnlich  nur  in  einem  Umfang  in  Anspruch 
genommen  wurde,  dafs  durch  deren  Verwendung  eine  gewisse  Ge- 
fahr fiir  den  Arbeiter  herbeigeführt  wurde.  Heute  ist  die  elektrische 
Betriebskraft,  oft  in  ganz  minimem  Umfang,  in  die  kleinsten  Hand- 
werksbetriebe gedrungen,  sie  wird  sogar  mit  jedem  Jahr  mehr  im 
gewöhnlichen  Haushalt  verwendet.  Bald  dürfte  auch  die  Haus- 
industrie sich  an  dieser  Benutzung  beteiligen.  In  zahlreichen  Fällen 
kann  von  einer  (icfährdung  des  Arbeiters  durch  diese  elektrischen 
Installationen  gar  nicht  gesprochen  werden.  Die  Gefahrdung  aber 
ist  der  einzige  Grund,  der  zur  Unterstellung  unter  das  Fabrikgeset« 
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veranlassen  könnte.  Man  wurde  <laher  weit  Ober  das  Ziel  hinaus- 
schieisen,  wenn  man  jeden  Betrieb,  in  welchem  ein  noch  so  unbe- 
deutender Motor  verwendet  wurde,  dem  Pabrikgesetx  unterstellen 
und  dner  grolsen  Zahl  von  Kleinbetrieben  eine  ausnahmsweise  Be- 
handlung^ angedeihen  lassen  wollte,  weil  sie  die  Arbeit,  vielleicht 
einer  einzelnen  Aibeiterin,  durch  einen  Kraft  und  Zeit  ersparenden 
Apparat  auf  gefehriose  Weise  erleichtem  möchten.  Wo  aber  wirk- 
liche Geiahren'  für  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  durch  einen 
Motor  herbe^efUhrt  werden,  verleiht  ja  schon  der  Bundesrats- 
beschlufs  vom  3.  Juni  1891  das  Recht  zur  Unterstellung. 

Genügt  also  hier  das  bestehende  Gesetz,  dürfte  es  in  anderer 
Hinsicht  eine  etwas  veränderte  Fassung  erhalten,  welche  die  Unter- 
stellung verschiedener  Arten  von  Betrieben  künftighin  ermöglichen 
würde.  Dahin  gehören  vor  allem  aus  die  Bergwerke  und 
unterirdischen  Brüche  und  Gruben.  Sie  sind  seit  einigen 
Jahren  allerdings  einer  speziellen  Inspektion  unterstellt,  die  sich 
mit  der  Unfallsvcrhütung  und  der  Durchführung  des  Haftpflicht- 
gcselzcs  zu  befassen  hat;  nber  die  Anstcllun^^s-  und  Zahlunp^svcr- 
hältnisse  der  Arbeiterschaft,  ihre  Arbeitszeit  sind  nicht  {gesetzlich 
gero}:;elt,  obschon  dies  ebenso  wünschbar  sein  dürfte  und  auf  gleiche 
Weise  geschclien  könnte,  wie  bei  den  I\abrikarbeitern.  Auch  aus- 
ländische ( icsctzgebungen,  wie  z.  B.  die  deutsche,  wenden  die  all- 
gemeinen Arbeiterschutzbestimmungen  auch  auf  diese  Kate;:^orie 
von  Arbeitern  an.  Man  wird  vielleicht  einwenden,  dafs  es  eine 
Inkonsequenz  sei,  wenn  nicht  auch  die  offenen  Hrüchc  und 
Gruben  <^anz  «gleich  l)ehandelt  werden.  Es  mufs  aber  doch  auf- 
merksam gemacht  werden,  dafs  die  \'erhcältnisse  hier  etwa-,  anders 
gestaltet  sind.  Denn  erstlich  sind  diese  Hetricbe  zu  einem  {i^^rofsen 
Teil  nicht  andauernde,  sondern  sie  existieren  oft  nach  wenigen 
Wochen  nicht  mehr.  Ihre  Arbeiterzahl  ist  eine  sehr  schwankende, 
oft  ganz  kleine.  Die  Arbeit  ist  sehr  von  den  Witterungs Verhält- 
nissen abhängig  und  eine  „regelmäßige"  tägliche  ArbeitsEdt  kaum 
durchführbar.  Daraus  wurden  zahllose  Schwierigkeiten  iur  den  Gre- 
setzesvollzug  erwachsen.  Freilich  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs 
namentlkrh  die  grolsen,  regelmalsig  seit  Jahren  betriebenen  Unter* 
nehmungen  in  diesem  Erwerbszweig  den  lebhaften  Wunsch  wach 
rufen,  dals  auch  hier  die  Arbeiterverhältnisse  gesetzlich  geordnet 
werden;  aber  sie  müfsten  jedenfalls  zuerst  genauer  gekannt  und 
studiert  seih,  bevor  eine  Ausdehnung  des  Fabrikgesetzes  auf  dieses 
Gebiet  vorgeschlagen  werden  dürfte.  Es  giebt  weiterhin  eine  ganze 


30 


F.  Schüler, 


Reibe  von  industriellea  Anstahen,  die  ganz  den  Charakter  des 
Grofsbetriebs  an  sich  tragen,  deren  Einrichtungen  derselben  Kon- 
trolle, deren  Arbeiter  desselben  Schutzes  bedürfen,  ¥ric  ganz  gc» 
wohnliche  Fabriken,  die  aber  in  der  Erfüllung  ihrer  speziellen  Be- 
stimmung gehemmt,  zum  Teil  ganz  daran  verhindert  würden,  wenn 
alle  Rcstimmunf:^cn  des  Fabrikr^esetzes  ohne  Ausnahme  auf  sie  An- 
wendung finden  mülstcn.  V^on  ihrer  Unterstellung  kann  daher  nur 
ernstlich  die  Rede  sein,  wenn  die  Möglichkeit  der  A  u  f  h  c  b  u  n  ;j 
gewisser  Vorschriften  für  sie  geschaffen  wird.  Dahin  ge- 
hören die  intlustriellen  Armen-  und  E  r  ii  c  h  u  ng  san  6  ta  1 1  e  n , 
die  gewerblichen  Lehranstalten  in  Verbindung  mit  Werk- 
stätten, die  irgend  welche  Industriezweige  betreibenden  Zucht- 
häuser und  Besserungsanstalten.  Ist  es  doch  klar,  dals 
allen  Insassen  dieser  Anstalten  der  gleiche  Schutz  gebührt,  wie 
jedem  anderen  Arbeiter  oder  Lehrling.  Ks  ist  eben  so  noiu  endig, 
dafs  ein  speziell  nul  den  Malsrcgeln  zum  Schutz  der  Arbeiter  vor 
Verletzung  oder  Erkrankung  vertrauter  Beamter  beratend,  eventuell 
auch  fordernd,  Einsicht  in  die  Einrichtungen  einer  solchen  Anstalt 
nehme.  Es  ist  dies  sogar  mehr  als  einmal  von  den  Leftern  von 
Zuchthäusern  und  Annenanstalten  ausdrüddich  von  den  Fabrik« 
Inspektoren  gewünscht  worden  und  es  ist  nicht  eiozusehen,  wie  ein 
Anstaltsvorstand  einer  Aufsicht  in  diesem  Sinn  sich  zu  entziehen 
versuchen  sollte.  Ebenso  sollten  ihm  die  Gewerbebeamten  als  Ver- 
treter der  Hygieine  überhaupt  und  mit  der  praktischen  Anwendung 
derselben  vertraute  Männer  nur  willkommen  sein.  Auch  eine  Be> 
schiänkung  der  Arbeitszeit  auf  ein  gewisses  Mals  darf  fiir  diese  An- 
stalt^wohner  aus  denselben  Gründen,  wie  bei  den  anderen  Ar- 
beitern, gefordert  werden,  wenn  es  je  —  wofiir  freUich  kaum  Fälle 
namhaft  gemacht  werden  können  —  überschritten  würde. 

Die  Frage,  wem  die  Gestattung  von  Ausnahmen  zufallen  müfste, 
ohne  welche  die  Unterstellung  dieser  Anstalten  kaum  denkbar 
wäre,  ist  wohl  bald  gelöst  Würde  den  Kantonen  diese  Kompetenz 
eingeräumt,  müfste  man  zum  vorneherein  auf  eine  gleichmäfsige 
Behandlung  der  Ai^el^enheit  in  den  verschiedenen  Landesteilen 
verzichten.  Nur  eine  generelle  Entscheidung  durch  den  Bundesrat 
böte  genügende  Garantie,  dafs  sie  gestützt  auf  genaue  Kenntnis 
der  Wrhältnissc  solcher  Betriebe  in  der  ganzen  Schweiz  und  unter 
Beanspruchung  des  I'abrikiiispektorats  für  eine  genaue  Unter- 
suchung derselben  L(etroti'en  werden  könne. 

In  engem  Zusammenhang  mit  der  Erörterung,  welche  indu- 
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strieUen  Betriebe  unter  die  Bestimmungen  des  Fabrikgesetzes  fallen 
sollen,  steht  auch  die  Beantwortung  von  zwei  anderen  Fragen.  Es 
ist  schon  oft  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  nicht  auch  alle 
die  unter  dem KoUektivnamen  der  Wohlfahrtseinrichtuiigen 
gewöhnlich  zusammengefalsten  V^eranstaltungen,  die  in  so  hohem 
Mafs  die  ganze  Lebenshaltung  des  Arbeiters  und  sein  Verhältnis 
/um  Arbeitsgeber  beeinflussen ,  als  zum  Fabrikbetrieb  gehörig  zu 
betrachten  und  demgemäfs  amtlicher  Aufsicht  zu  unterstellen  seien. 
Dieser  Punkt  dürfte  aber  besser  bei  Feststellung  dr^  Aufgaben  und 
Kompetenzen  des  Inspektorats  zur  Sprache  kommen. 

Ebenso  dürfte  zweckmäfsiger  bei  Besprechung  von  Art.  6  des 
Fabrikgesetzes  genauer  festgestellt  werden,  wer  als  Fabrik- 
arbeiter zu  betrachten  und  zu  behandeln  sei,  ein  (regen- 
stand, der  nicht  nur  das  Inspektorat,  sondern  auch  den  Hundesrai 
schon  wiederholt  beschäftigt  hat;  auch  würde  wesentlich  zur  Vcr- 
lueidung  unrichtiger  Auffassungen  beitragen,  wenn  schon  im  ersten 
Artikel  nicht  von  „Arbeitern  ",  sondern  einfach  von  „Personen"  ge- 
sprochen würde. 

IL  Schutz  von  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter. 

Die  Ausfuhrung  der  Vorschriften  dieses  Artikels  stöist  nicht 
selten  in  der  Weise  auf  Schwierigkeiten,  dafe  da»  wo  gemietete 
Lokale  benutzt  werden,  Eigentumer  und  Mieter  sich  gegenseitig 
die  Ffiicbt  zuzuschieben  versuchen,  den  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
criassenen  Weisungen  nachzukommen.  Wo  nur  ein  einziger  Aifieter 
den  besser  einzurichtenden  Raum  benutzt  oder  von  den  Schutz- 
vorrichtungen erheischenden  technischen  Einrichtungen  Gebrauch 
macht,  könnte  man  sich  wohl  an  den  Betriebsinhaber  halten,  der 
sich  seineisetts  vertraglich  das  Rüdqgriflsrecht  auf  den  Vermieter 
(lir  diie  ihm  entstehenden  Unkosten  sichern  konnte.  Wo  aber 
mehrere  Mieter  gemeinsam  den  gleichen  Raum  oder  die  gleichen 
Maschinen  benutzen,  erwachsen  für  die  Behörden  oft  die  grölsten 
Schwierigkeiten,  den  Vollzug  der  Vorschriften  durchzuführen.  Die- 
selben Erfahrungen  hat  man  auch  in  anderen  Ländern  gemacht. 
England  z.  B.  wurde  dadurch  zu  folgenden  Gesetzesvorschriften 
veranlafst:  der  Eigentümer,  der  mechanische  Kraft  in  verschiedene 
Teile  seiner  Gebäude  liefert,  in  welchen  von  Mietern  Fabriken  be- 
trieben werden,  sei  für  folgendes  verantwortlich :  dafs  die  Räume 
in  reinlichem  Zustand,  frei  von  Ausdünstungen  von  Kanälen,  Ab> 
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tritten  oder  anderen  verunreinigten  Orten  gehalten,  nicht  ÜberftiUt 

und  ventiliert  werden;  dafs  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Schutz- 
vorrichtungen an  Aufzügen,  Krahnen,  Motoren  aller  Art  und  Trans- 
missionen angebracht  werden.  Nur  wenn  der  Mietzins  200  Pfund 
übersteigt,  geht  die  X'erantwortlichkeit  auf  den  Mieter  über.  Flbenso 
fallt  sie  diesem  zu,  wo  es  sich  um  Schutzvorrichtungen  an  Ma- 
schinen handelt,  die  er  beschafft. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  würde  auch  bei  uns  klare  Verhält- 
nisse schaffen,  während  jetzt  der  Mieter,  der  eine  mit  allerlei 
Mängeln  behaftete  Fabrik  übernommen,  sich  in  der  Regel  nur  an 
Art.  276  des  Oblig.-Rechts  zu  halten  wufste,  welcher  verlangt, 
dafs  die  vermietete  Sache  „in  einem  zum  vcrtra^smäfsigcn  Gebrauch 
geeigneten  Zustand  übergeben  werde".  Diese  i^ignung  wurde  dann 
bestritten,  weil  der  Zustand  nicht  ein  den  gesetzlichen  Anforde- 
rungen entsjircrhender  sei.  Die  angeregte  liestimmung  würde  aber 
nicht  nur  ein  sichereres  Rechtsverhältnis  schaffen  und  vielen  Streitig- 
keiten zuvorkommen,  sondern  auch  einen  weit  rascheren  und  meist 
auch  zweckmälsigeren  Vollzug  der  gesetzlichen  Vorscmikcn  herbei- 
führen. 

Nur  in  einer  verhältnismäfsig  geringen  Zahl  von  Fabriken  ent- 
stehen von  Zeit  Differenzen  darüber,  wer  fiir  Heizung,  Be- 
leuchtung und  Reinhaltung  der  Lokale  zu  sorgen  habe. 
Alles  dies  wird  hier  und  da  den  Arbeitern  zugemutet  Sehr  sdten 
haben  sie  fiir  die  Heizung  durch  Abzüge  aufzukommen,  die  sie 
"Sich  hierfUr  gefallen  lassen  müssen;  öfter  haben  sie  fiir  die  Be- 
leuchtung zu  sorgen.  Namentlich  in  den  Uhrmacherdistrikten 
-scheint  diese  Sitte  zu  herrschen.  Sie  wird  mit  der  allgemeineren 
Einfiihrung  von  elektrischer  oder  Grasbeleuchtung  immer  mehr  in 
Abnahme  kommen;  wo  man  aber  daran  festhält,  besteht  die  Ge- 
fahr, dafe  die  Beleuchtung  durch  qualmende  Lampen  erfolgt,  welche 
die  Luft  des  Arbeitsraums  verpesten  und  so  die  Nebenarbeiter  be- 
lastigen und  gesundheitlich  schadigen.  Am  wenigsten  dürfte  gegen 
die  Pflicht  der  Arbeiter  einzuwenden  sein,  in  gewissen  Perioden 
ihre  Arbeitsstellen  aufzuräumen  und  zu  reinigen.  Sie  ist  ein  wirk- 
sames Mittel,  die  Leute  zur  Ordnung  und  Reinlichkeit  anzuhalten. 
Wenn  aber  das  Waschen  des  Fufsbodens  und  der  Ab- 
tritte von  den  Arbeitern  oder  gewöhnlich  von  den  Arbeiterinnen 
verlangt  wird,  bedeutet  diese  Extrathätigkeit  sehr  häufig  eine 
Ueberschreitung  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  und  überhaupt  eine 
Zumutung,  die  von  den  meisten  Arbeiterinnen  sehr  unangenehm 
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und  zudem,  wenn  keine  besondere  Ver^tung  geleistet  wird,  als 
Unrecht  empfunden  wird.  Ks  'viude  sich  gewiGs  rechtfertigen, 
wenn  zum  Beginn  des  Ahuca  2  gesagt  würde:  „der  Arbeitgeber 
hat  Zu  dem  sollte  nach  „beleuchtet"  eingeschaltet  werden : 

^.genügend  erwännt  und  nach  Möglichkeit  rein  gehalten"  f  diese 
letztere  Vorschrift  scdlte  aber  auch  auf  alle  andern  Räumen,  wo  dier 
Arbeiter  sich  au&uhalten  hat,  Efslokale,  Gänge,  Abtritte*  ausgedehnt 
und  auch  hinlängliche  Beleuchtung  für  dieselben  vorgeschrieben 
^werden.  Um  den  Fabrikinspektoren  sofort  ein  sicheres  Urteil  zu' 
ermöglichen f  ob  ein  Arbeitslokal  überfiült  sei»  würde  ein  An- 
schlagen der  Hafse  jedcfs  Arbeitsraumes  an  auffiülender 
Stelle,  wie  dies  in  einzelnen  Gegenden  oder  Industrien  bereits  ein- 
geführt ist,  von  grofeem  Nutzen,  eine  solche  Vorschrift  recht  em^' 
pfehlenswert  sein,  wenigstens  in  Lokalen  mit  relativ  zahlreichem 
'  Personal.  Am  besten  wurde  zugleich  die  zulässige  Maximal - 
arbeiterzahl  angegeben.  In  mangelhaften  Lokalen  sollte  zudem 
4iie  in  denselben  erlaubte  Arbeiterzahl  durch  Verordnung  des  betr. 
Regierungsrats  oder  des  ddgenöss.  Industriedepartements  auf  An* 
trag  der  Inspektoren  heruntergesetzt  werden  können. 

Es  mag  gestattet  sein,  an  dieser  Stelle  noch  auf  eine  Lücke 
■der  Gesetzgebung  hinzuweisen.  In  manchen  Betrieben  bildet  Kost 
und  Logis  einen  Teil  des  Arbeitslohnes.  Hier  und  da  kommt 
•es  vor,  dafs  das  eine  oder  andere  in  sehr  mangelhafter  Weise  ge- 
währt wird.  Dies  ist  ohne  Zweifel  eine  Beeinträchtigung  der  dem 
Arbeiter  zukommenden  Löhnung  und  er  kann  mit  dem  gleichen 
Recht,  wie  die  Sorge  für  regclmäfsige  und  bare  Zahlung  auch  die 
richtige  Beschaffenheit  dieses  Teils  seiner  Löhnung  verlangen.  Line 
amtliche  Aufsicht  hierüber  liegt  im  Interesse  nicht  nur  des  Ar- 
beiters, der  sich  oft  nicht  gegen  allzugeringe  Leistungen  des  Arbeit- 
gebers zu  wehren  vermag  und  also  des  Schutzes  bedarf,  sondern 
nicht  selten  auch  des  Arbeitgebers,  über  dessen  angeblich  geringe 
Wülinräume,  schlechte  Betten  und  geringe  Beköstigung  zuweilen 
sehr  grundlos  geklagt  wird.  Die  Labrikinspektoren  sind  deshalb 
zum  Besuch  von  Pensionaten,  Speiseanstalten.  Schlafräumcn  u.  dgl. 
nicht  selten  ausdi  ucklich  von  den  I  abrikbesitzern  aufgefordert 
worden.  Prinzipale,  die  ihren  Arbeitern  zu  Teil  werden  lassen,  was 
ihnen  gebührt,  werden  gegen  eine  amtliche  Nachschau  nichts  einzu-. 
wenden  haben,  wo  aber  die  Leistungen'  billigen  Anforderungen 
fiicfat  entsprechen,  darf  die  Arbeiterschaft  niit  Recht  ein  Einschreiten 
-des  amtHdien  Au&ichtspersonak  verlangen. 

AichiT  iBr  m«.  Ge«Ms«bing  11.  SlatittitE.  XYIU.  3 
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Die  Anforderungen,  die  bezüglich  der  Vorkehrungen  zum 
Schutz  von  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  zir 
stellen  sind,  variieren  selbstverständlich  sehr  je  nach  der  Art  .der 
Industrie  und  den  Emrichtiingen  zum  Betneb  denetben.  Ixotzdctn 
ist  es  möglich  und  zweckmalsig,  allgemein  fiir  gewisse  Indostrieen 
oder  Industriegruppen  gültige  Vorschriften  zu  erlassen.  Der  Bundes- 
rat hat  in  dieser  Richtung  schon  manches  gethan  und  der  Nutzen 
dieser  Vorschriften  wird  allgemein  anericannt.  £s  wäre  aber  wünsch* 
bar,  dals  der  Erlals  solcher  Vorschriften  noch  in  ausgedehnterem 
Ma&  stattfände.  Die  bisher  eriassenen  sind  meist  aus  Beratungen 
mit  den  Inspektoren  oder  Anträgen  derselben  hervorgegangen,  auch 
aus  der  Konsultation  hervorragender  Fachmanner.  Es  wäre  aber 
von  gro&en  Nutzen,  wenn  eine  Einrichtung  geschaffen  würde,  die 
auch  den  zunächst  Beteiligten,  Fabrikanten  und  Arbeitern 
eine  regdmäfsige  Mitwirkung  bei  der  Schaffung  solcher  Verord*  - 
nungen  ermöglidien  würde.  Der  Vollzug  derselben  würde  sicher- 
lich gefördert,  die  (Heicbgälti|^it  gemindert,  der  Widerstand,  der 
ach  in  einzelnen  Dingen  geltend  macht,  gemildert.  Die  deutschen 
Berufsgenossenschaften,  die  schon  so  viel  Gutes  geschaffen,  könnten 
tms  hierbei,  wenigstens  teilweise,  als  \''orbild  dienen. 

Nicht  weniger  wichtig,  als  die  Erstellung  von  Schutzvorrich- 
tungen, ist  die  Sorge  dafür,  dafs  den  Verletzten  oder  Er- 
krankten die  richtige  Pflege  zu  teil  werde.  Es  ist  hierfür  in 
unseren  schweizerischen  Fabriken  sehr  viel  geschehen,  aber  hier  und 
da  trifft  man  entsetzliche  Gleichgültigkeit  Es  darf  wohl  die  Frage 
aü%eworfen  werden,  ob  Betriebe,  welche  eine  gewisse  Arbeiterzahl 
beschäftiget!  und  bestimmte  Gefahren  bieten,  nicht  zu  verpflichten 
seien,  fiir  die  Ausbildung  von  Leuten  zu  sorgen,  die  in  Ver- 
letzungsfällen die  erste  Hilfe  bnn<:^en  könnten  und  ebenso  für  die 
Anschaffnnif  in  Notfällen  erforderlichen  V  e  r  b  a  n  d  m  a  t  e  r  i  a  1  s  und 
M e d i k a m e n t e n V o r r a t s ,  sowie  die  Ueberweisung  eines 
geeigneten  \^  e  r  h  :i  n  d  1  o  k  a  1  s. 

Die  meisten  ULt  iilvorschriftcn  Ijchufs  Ausflihrutui;-  von  Art.  II 
werden  von  den  Inspektoren  bei  Aniafs  ihrer  Inspektionen  erlassen. 
Sie  werden  nicht  nur  mündlich ,  sondern  auch  schriftlich  zur 
Kenntnis  gebracht.  Kommt  man  ein  Jahr  sj)äter  wieder,  ist  oft 
nichts  oder  nichts  recht  ausgeführt.  Allerlei  Gegengründe  w^erden 
angeführt,  welche  die  Ausführung  verzögert  haben  oder  den  \'er- 
zicht  auf  dieselbe  begründen  sollen.  Das  Verlangen  wird  wieder- 
holt, ein  Termin  mit  Androhung  von  Klage  gesetzt,  Nachschau 
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gehalten,  ein  Aintsbeiehl  der  kantonalen  Regierung  erwirkt»  Be-' 
sbralung  verlangt  So  wird  die  ganze  Mafsnahme  verschleppt,  die 
vorhandene  Ge&hr  bleibt  Jahr  und  Tag  .bestehen.  Die  Sache 
würde  sich  ganz  anders  gestalten,  wenn  die  Weisung  der  Inspek- 
toren Rechtskraft  erhielte  und  Renitenz  Strafe  nach  sich' 
zöge,  sofern  nicht  innerhalb  eines  bestimmten  kurzen  Termins 
schriftliche  Einspräche  gegen  das  Begehren  des  Inspektors  bei  ihm 
oder  bei  der  kantonalen  Reg^icnin^üj  erhoben  würde. 

Die  Anwendunty  von  Z  \v  a  n  p  s  m  n  r  e  g  e  1  n  zur  Durchführung 
von  Schut/.vorschnlten  irgend  welcher  Art  ist  bisher  selten  \'orge- 
kommen.  Und  doch  besteht  nicht  dir  mindeste  Aussicht,  ohne 
solche  nuszukümiTien.  Die  Zahl  derjenigen,  welche  sich  um  V^er- 
ordnungen  und  amtliche  Befehle  nicht  kümmern,  hat  sich  eher 
gemehrt  als  gemindert.  Oft  werden  die  verlangten  Vorrichtungen 
zwar  erstellt,  aber  nicht  benutzt  oder  wieder  entfernt  oder  auch 
unbrauchbar  gemacht.  Auf  diese  Weise  werden  alle  Bestrebungen, 
die  Arbeiter  vor  maschinellen  oder  gesundheitlichen  (lefiilirt  u  zu 
schützen,  lahm  gelegt.  Aber  die  Schuld  liegt  nicht  nur  an  den 
Arbeitgebern,  deren  Interesse  an  der  Vermeidung  von  \' crletzungen 
so  oft  den  sonstigen  Widerwillen  gegen  die  Erstellung  kostspieUger 
oder  unbequemer  Einrichtungen  aufwiegt,  sondern  ebenso  sehr,  in 
manchen  Industrieen  wdt  mefarj  an  den  Arbeitern.  Sehr  häufig 
werden  die  erprc^esten  und  nadi  dniger  Uebung  bequemsten 
Vorrichtungen  von  ihnen  versdunaht  oder  gar  demoliert.  Alle 
Neuerungen  haben  gegen  ihr  Vorurtdl  zu  kämpfen.  Die  Voraus- 
setzung, da&  es  dem  Prinsipal  möglich  sei,  durch  Bufsen  oder  An* 
drohung  der  Entlassung  diesem  thorichtm  Benehmen  en^rcgen» 
zutreten,  ist  an  zahlreu:hen  Orten  eine  irrige.  Die  Bulsen  werden 
von  den  Ariadtem  so  lebhaft  bekämpft,'  dafe  manche  Ari>eitgeber 
keinen  Gebrauch  mehr  von  ihrem  Bulsenrecht  machen.  Dies  ist 
namentlich  in  kleineren  Betrieben  der  Fall,  zumal  in  denjenigen  der 
Holzindustrie,  wo  die  Prinzipale  durch  ihre  Arbeiter  zum  Verzicht 
auf  jede  Bufse  wegen  Beseitigung  oder  Nichtgebrauch  der  Schutz- 
vorrichtungen gezwungen  worden  sind.  Durch  die  Androhung  der' 
Entlassung  wird,  namentlich  in  Zeiten  des  Arbeitermangels,  gar 
nichts  erreicht.  Es  darf  daher  wohl  behauptet  werden,  dafs  auch 
die  besten  Einrichtungen  zum  Schutz  von  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  zu  einem  grofsen  Teil  wertlos  sind,  so  lange  nicht- 
strengere  Maisregeln  nicht  allein  gegen  renitente  Arbeitgeber,  son- 
dern auch  gegen  fehlbare  Arbeiter  ergriffen  werden.   Letzteres,  ist: 
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aber  erst  möglich,  wenn  das  Uesetz  nicht  nur  von  einer  Bestrafung 
der  Arbcitt^cber  wegen  Verletzung  des  Fabrik^yeset/es  spricht,  son- 
dern auch  der  Arbeiter  da  zur  Rechensch.ili  gezogen  werden  kann, 
wo  er  eine  (icsctzcs Verletzung  begangen  hat,  deren  Verhütung  nicht 
in  der  Macht  des  Arbeitgebers  lag.  Wie  sehr  diese  bisherige  Un- 
möglichkeit d  c n  A r  b  c i  t  c  r  zu  bestrafen,  der  Durchfülirung 
des  Gesetzes  überhaupt  schadet,  sie  in  zahlreichen  Fällen  geradezu 
unmöglich  macht,  werden  wir  später  noch  sehen.  Es  dürfte  wohl 
auch  \cfan  andern  Land  in  der  Wdse  vorgegangen  sein,  wie  das 
unsrige.  Im  englischeii  Fabrili^esetz  z.  B.  heifst  es:  „wenn  ein  Ar- 
beitgeber beweist,  dab  er  alle  gebotene  Sorgfjdt  angewandt,  das 
Gesetz  durchzuführen,  und  dals  die  Uebertretung  ohne  sein  Wissen, 
Einverständnis  oder  Duldung  erfolgte,  ist  nicht  der  Arbeitgeber, 
sondern  die  schuldbare  Person  zu  strafen*',  eine  Vorsdirift,  die 
übrigens  nur  den  etnfadisteu  B^prifTen  von  Recht  und  Billigkttt 
entspricht 

Wie  übrigens  auch  ohne  Verhangung  zahlreicher  Bulsen  der 
Renitenz  der  Arbeitgeber  bei  Ausführung  von  Art  II  des  Fabrik- 
gesetzes entgegengetreten  werden  kann,  lehren  uns  ebenfalls  aus- 
landische Fabrikgesetzgebungen,  welche  den  Fabrikanten,  welche 

von  den  kompetenten  Behörden  erlassenen  Weisungen  nicht  nach- 
gekommen sind,  alle  Ausnahmebewilligungen,  wie  lieber- 
zeit-  oder  Schichtenarbeit,  versagen  und  zudem  die  zulässige 
Arbeiterzahl  in  schlechten  Lx)kalitäten  niedriger  ansetzen,  als  sie 
sonst  durch  den  vorhandenen  Kubikinhalt  bedingt  würde. 

Ueber  die  Berechnungsweise  und  das  Mafs  der  Bufsen  oder 
sonstigen  Bestrafungen  soll  bei  Besprechung  von  Art  I9  des  Fabrik- 
gesetzes verschiedenes  beigebracht  werden. 

UL  Bau  und  Betrieb  der  Fabriken. 

Dieser  Artikel  hat  erst  seine  rechte  Bedeutung  gewonnen,  seit 
der  Bundesrat  seine  „Vorschriften  betreffend  den  Neu-  oder  Umbau 
von  Fabrikaulagen"  erlassen  hat  (l 3:  Dezember  1897).  Gewöhnlich 
werden  auch  die  Pläne  für  Bauten,  welche  sogen.  Wohl- 
fa  1. ;  l  s  e  i  n  r  i  c  h  t  u  II  e  n  zu  dienen  haben,  von  den  Fabukbcsitzcrn 
zur  Begutachtung  und  Genehmigung  eingesandt  En  ist  nirgends 
bestimmt  gesagt,  ob  ihnen  diese  Pflicht  obliegt  oder  nicht  Da 
aber  die  Fabrikarbeiter  durch  ihre  Stellung  und  ihre  Verhältnisse 
zum  Teil  wenigstens  genötigt  sind,  von  diesen  Einrichtungen  Ge* 
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brauch  za  machen,  hat  sich  die  staatliche  Aufeicht  wohl  auch  dar« 
über  zu  erstrecken.  Es  wären  also  die  Pläne  zu  Arbeiterwobnungen, 
Schlafsälen,  Speiseanstalten  ebensogut  einzurdchcn,  wie  diejenigen 
fiir  die  Fabriken  selbst 

Schwieriger  dürfte  die  Frap^e  zu  bcanfworten  sein,  ob  nicht 
auch  die  Erstellung  von  f]^c  m  c  i  n  sa  m  c  n  Werkstätten  der 
staatlicb.cn  Aufsicht  uiitcriicfre.  An  der  \Viinschl)arkeit  derselben 
ist  nicht  zu  zweifeln,  da  es  sich  ja  auch  hier  um  Räume  handelt, 
wo  eine  Menge  Arbeiter  nachteiligen  <2fesundheit!irhen  Finflüsscn 
aus;,a"setzt  sein  können,  wie  in  l'abriken  und  wo  sie  ebenso  wenige 
als  dort,  die  Beseitigung  derselben  ohne  Zustimmung  des  Besitzers 
erwirken  können.  Auch  ist  der  Wortlaut  von  Art.  I  unseres  Fabrik- 
gesetzes derart,  dals  die  Unterstellung  solcher  Werkstatten  unter 
da.s  I'abrikgesetz  nicht  unmöglich  wäre ,  obwohl  unter  I^'abrik- 
arbcitern  gewölinlirh  nur  solche  verstanden  werden,  wclclie  im 
Lohn  und  Auftrag  einer  anderen  Person  arbeiten,  in  den  Werk- 
stätten dieser  Art  aber  die  Leute  auf  eigene  Rechnung  ihre  Arbeit 
verrichten.  Eine  Entscheidung  hierüber  sollte  hier  oder  schon  in 
Art.  I  getroffen  werden. 

Bei  Vorlage  der  Fabrikbaupläne  ist  es  schon  vorgekommen, 
dafs  ein  Urteil  über  die  Zweckmäfsigkeit  eines  Baues  oder  die 
Hinlänglichkeit  der  Einrichtungen  zum  Schutz  von  Gesundheit  und 
Leben  der  Arbeiter  nicht  möglich  war,  weil  nicht  bekannt  war, 
wdche  Substanzen  zur  Verarbeitung  kommen  und  wdche 
Fabrikationsmethoden  angewendet  werden  sollen.  Dies  war 
z.  R  der  Fall»  wo  chemische  Präparate  erstellt  werden  sollten,  deren 
Darstellung  Geschäftsgeheimnis  war.  Die  Furcht  vor  Verrat  des- 
selben bewog  die  Bauherren,  die  erwähnten  Angaben  zu  ver» 
weigern.  Obwohl  sie  dann  auf  Andringen  der  Behörden  doch  ge- 
macht wurden,  sollte  doch  die  Verpflichtung  dazu  ausdrücklich  in 
einem  revidierten  Gesetz  erwähnt  werden. 

Die  Begutachtungen  der  Plane  fiir  Neu-  oder  Umbauten  von 
Fabriken  smd  nach  dem  Kreisschreiben  des  Bundesrats  vom  13.  De- 
zember 1897  von  einigen  wenigen  Kantonsregierungen  als  nicht  in 
den  Geschäftskreis  des  Fabrikinspektorats  fiillend  betrachtet  worden. 
Der  Bundesrat  hat  aber  die  Zweckmäfsigkeit  der  Mitbegut- 
achtung durch  die  Inspektoren  nacl^ewiesen  und  es  ist 
seither  kein  Widerspruch  mehr  gegen  seine  Vorschrift  erhoben 
worden.  Dessenungeachtet  möchte  eine  ausdrückliche  Forderung 
dieser  doppelten  Prüfung  durch  das  Fabril^esetz  am  Platz  sein, 
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wobei  der  Entscheid  bei  Differenzen  zwischen  den  Ansichten  der 
kantonalen  Regierungen  und  der  Inspektoren  dem  Bundesrat  vor- 
itubehalten  wäre. 

Aus  den  Anitsberichtcn  der  Inspektoren  ergicbt  sich,  dafs 
nicht  selten  versucht  wird ,  Bauten  ohne  Einreichung  der 
Baupläne  oder  unter  Mifsachtung  der  aa  die  Plangenehmi- 
gung  geknüpften  Bedingungen  aunulUhrco.  Die  Veisuchung 
zu  aolchen  Gesetzesverletxungen  ist  grofe,  denn  dadurch  werden 
oh  Tatisende  an  den  Baukostea  etspart  -oder  es  kann  nicht  selten 
zum  Nachteil  eines  hygienisch  xweclönaisigen  Betriebs  —  eine  be- 
trächtliche Ersparnis  an  den  Betriebskosten  erzielt  werden.  Sollte 
auch  eine  scheinbar  sehr  scharfe  Boise  för  die  Nichtbeachtung  des 
Gesetzes  aoogesprochen  werden»  resultiert  aus  derselben  für  den 
Bauherrn  doch  oft  ein  sehr  bedeutender  Gewinnst  Allerdings  be* 
steht  die  Möglichkeit»  dafii  die  Bewilligung  zum  Betrieb  gar  nicht 
erteilt  wird;  allein  die  Wahrscheinlichkeit ,  dals  eine  so  strenge 
Malsregel  ergriffen  werde,  ist  so  gering,  dals  sie  kaum  in  Betracht 
kommt  Es  erscheint  daher  empfehlenswert»  dals  der  Bund  ein 
gewisses,  den  Wert  der  Baute  berücksichtigendes  Straf- 
minimum  Ceststdle,  das  Zuwiderhandlungen  wen^er  lukrativ  er- 
scheinen läCst 


IV.  Anzeige  der  Uniailc.    U  ii  i  a  1 1  u  n  t  e  rs  uch  u  ng. 

Art.  V  des  Fdiril^esetzes  schreibt  in  Lit  d)  vor,  dals  die 
Haftpflicht  audi  auf  gewisse  durch  den  Fabrikbetrieb  erzeugte 
Krankheiten  auszudehnen  sei.  Man  hätte  also  erwarten  sollen, 
dafs  eine  Anzeigepflicht  nicht  nur  fiir  Tötungen  und  Körper- 
verletzung im  Art.  FV  vorgesehen  sei,  sondern  auch  für  .  die  er- 
wähnten Gewerbekrankheiten.  Dies  ist  merkwürdigerweise 
nicht  der  Fall.  Das  Uebersehene  sollte  daher  nachgeholt  werden. 
Der  Erfüllung  dieser  Anzeigepflicht  stellen  sich  aber  Schwierig- 
keiten entgegen,  die  bei  der  Anzeige  von  Verletzungen  nicht  vor- 
kommen. Der  Arbeitgehrr  denkt  oft  nicht  daran,  als  eine  durch 
den  Betrieb  hervorgerufci.c  Krankheit  anzusehen,  was  jeder  ver- 
ständige Arzt  als  solche  erklären  mufs.  Fr  will  auch  ni^^ht  ohne 
dringende  Not  seinen  Betneb  als  einen  krankmachenden  hin- 
stellen, ganz  abgesehen  \-on  den  ökonomischen  Folgen,  die  ihm 
aus  einer  Gewerbekrankiieit  erwaciisen  können.  Nocii  weniger  ist 
oft  der  Arbeiter  imstande,  die  Krankheit,  die  ihn  befallen,  als  eine 
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zur  Haftpflichtentschadigung  berechtigende  zu  erkennen.  So  bleiben 
manche  Erkrankungen  unangezeigt  und  unentschädigt.  Die  einzige 
Person,  der  man  das  Erkennen  der  Krankheit  unbedingt  zumuten 
darf,  wenige  schwierig  zu  erkennende  und  leicht  zu  verwechselnde 
Formen  ausgenommen,  ist  der  Arzt.  Es  frä^^t  sich  daher,  ob 
nicht  ihm  auch  eine  AnzeigepHicht  zugemutet  werden  durüe  und 
sollte. 

Es  stnd  hur  „erhebliche"  Uaialle  anzuzeigen.  Schon  am 
^  Januar  1882  hat  der  Bundesrat  diesen  Ausdnidc  dalnn  de* 
finlert,  da(s  als  erhebliche  VeÜetzung  dne  solche  gdtev  welche 
eine  AibeitsunShigkeit  von  mehr  als  sechs  Tagen  nach  sich  ziehe. 
Da  diese  Interpretation  nkht  jedermann  zugänglich  ist,  wihrde  sie 
am  besten  in  das  Gesetz  mit  aufgenommen. 

Dasselbe  gilt  von  einer  schon  am  28.  November  1878  er- 
lassenen Vorschrift  des  ei^en.  Eisenbahn-  und  Kandelsdeparte- 
mentSy  die  durch  ein  Kreisschreiben  vom  8.  November  1887  ihre 
Ergänzung  &nd  und  verlangt,  daCs  dem'  Fabrtkinspektor  nicht  nur 
jeder  Unfall  angezeigt,  sondern  auch  die  betreffenden  Unter* 
suchungsakten  übermittelt  werden.  Audi  <fiese  Vorschrift  in 
das  Gesetz  aufinindimen,  wäre  nicht  überflüs^.  Und  nidit  minder 
wünsdibar  wäre  es,  den  Ausdruck  „sofort"  dahin  zu  mildern,  dals 
zwar  in  schweren  Fällen  sofortige  Anzeige  verlangt  wird,  in  leich- 
teren aber,  entsprechend  der  bundesratlichen  Weisung,  inneriialb 
spätestens  sieben  Tagen. 

Nach  dem  Buchstaben  des  Art  IV  wäre  in  jedem  Verletzung»- 
iah  eine  amtliche  Untersuchung  über  dessen  Ursachen 
und  Folgen  einzuleiten.  Der  Gesetzgeber  dachte  bei  Erlafe  dieser 
Vorschrift  jedenfalls  nur  an  die  Unfälle,  welche  den  Tod  oder 
bleibenden  Nachteil  oder  lange  Arbeitsunfähigkeit  herbeiführen, 
nicht  aber  an  die  lausende  minimcr  \  (  rlctzungen,  die  nlljährlich 
zur  Anzeige  und  zur  tutschädigung  gelangen.  Der  beiretfcnde 
Passus  hat  zur  Folge,  dais  einzelne  auf  Sportein  erpichte  ReanUe 
eine  Unzahl  Untersuchungen  vornehmen,  welche  nur  ihrem  Beutel, 
aber  nicht  zum  mindesten  dem  verletzten  Arbeiter  zum  Vorteil 
gereichen.  Manche  Kantone  bemühen  sich,  dieser  bureaukraiischen 
Pedanterie  oder  Ausbeutung  des  Gesetzes  vorzubeugen  und  es 
wäre  sicherlich  <>ehr  zu  begrüfscn,  wcaa  eine  Formulierung  ge- 
funden werden  könnte,  die  sie  in  diesem  Bestreben  unterstützen 
würde.  Noch  mehr  aber  wäre  eine  Bestimmung  zu  begrüfeen, 
welche  den  mit  der  UniaUuntersuchung  betrauten  Beamten  ver 
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pflichtet,  bei  Bufse  die  Untersuchung  «irUkh  bedeutender  Un* 
iälle'in  kürzestem  Termin,  wo  möglich  sofort,  spätestens  aber 
in'nerhab  einer  Woche  vorzunehmen.  Die -zahttosen  Fälle  von 
Verzögerung  dieser  Untersuchungen  bis  su  einem  Zeitpunkt,  wo 
die  Verletzten  abgereist  und  unauffindbar,  die  Zeugen  nicht  mehr 
au&utreiben,  die  Ursachen  und  der  Verlauf  nicht  mehr  zu  ermitteln 
sind,  sprechen  Jahr  aus  und  ein  mit  allem  Nachdruck  dafür.  Der 
so-  oft  durch  die  Nachlässigkeit  der  Beamten  um  die  Un&llentscha- 
digung  gebrachten  oder  doch  darin  beeinträchtigten  Arbeiterschaft 
wäre  damit  ein  grolser  Dienst  geleistet 

Ueber  die  Fragen  wo  die  Unfallanzeigen  zu  machen 
seien,  bestehen  sehr  verschiedene  Ansichten.  Nach  den  einen  ist 
die  Anzeij^c  da  zu  machen,  wo  der  Arbeitgeber  seinen  Wohnsitz 
hat,  nach  den  anderen  da,  wo  der  l'nfall  erfolgt  ist  Für  das  erstere 
spricht,  dafe  dort  die  Entschädigungsansprüche  geltend  gemacht 
werden  müssen,  für  das  zweite,  dafs  die  Unü^Uuntersuchung  am 
raschesten  und  zweckmäGsigsten  wird  vorgenommen  werden,  wenn 
der  Unfall  sofort  bekannt  wird  und  die  zur  Untersuchung  Pflichtigen 
Beamten  mit  allen  X'^erluillni.ssen,  l.ok.ilitäten  und  Personen  vcrtrnut 
sind.  Untersuchuni;en,  welche,  wie  in  solrlien  Fällen  oft,  im  Auftrag 
einer  anderen  Kantonsregierung  vorgenommen  werden  müssen,  werden 
in  der  Regel  mit  gerint^erem  Fifer  auspfeführt,  als  im  Dienst  und 
unter  Kontrolle  der  eigenen  Vorgesetzten.  Jedenfalls  sollte  die 
Frage  nach  dem  richtigen  Ort  der  Uniallsanzeige  durch  das  üesetz 
-entschieden  werden. 

Wünschhar  ist  ferner,  dafs  die  Vorschriften  des  Bundesrats 
betreffend  I'ührnng  einer  Unfallsliste  vom  25.  Oktober  1S87 
ebenfalls  im  Gesetz  Erwähnung  finden. 

VL  Wer  ist  Fabrikarbeiter. 

Wahrend  Art.  V  des  Fabrikgesetzes  keiner  Besprechung  bedarC 
da  er  durch  das  Bundesgesets  betreflend  die  Haftpflicht  aus  Fabrik» 
betrieb  ersetzt  worden  ist,  bietet  der  kurze  Art.  VI  Anlafe  zu  ver^ 
schiedenen  Bemerkungen. 

-  Man  trifll^  bei  den  Fabrikbesitzern  die  verschiedenartigsten  An* 
sichten,  welche  der  in  ihren  Anstalten  beschäftigten  Personen  in 
die  voi^ieschriebene  Arbeite  rüste  aubunehmen  seien.  Die  Ent- 
scheidung darüber  ist  nicht  nur  deswegen  von  Bedeutung,  weil 
davon  die  Anwendbarkeit  der  fabrikgesetzUchen  Bestinounungen  auf 
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<Utee  öder  jene  Personen  abhängt,  scmilem  weil  sie  aiich  eine  ein- 
flußreiche Rolle  bei  der  Entscheidung  -  in  manchen  Haftpflicht' 
Streitigkeiten  spielt 

'  Unser  Gesetz  spricht,  ohne  sich  in  eine  nähere  Definition  ein- 
zulassen einfach  von  Arbeitern»  welche  in  den  Anstalten  eines 
Fabrikbesitzers  beschäftigt  seien.  Nach  diesem  Wortlaut  kommt 
es  also  durchaus  nicht  darauf  an,  dals  die  Arbeiter  einer  Fabrik 
ini  Lohn  und  Dienst  des  Besitzers  der  Fabrik  stehen,  sondern  es 
ist  nur  die  Vereinigung  einer  gewissen  Zahl  von  Ar- 
beitern in  den  Lokalitäten  der  Fabrik  mafsgebend. 
Diese  Auffassung  entspricht  der  vorzugsweise  durch  sanitarische 
Motive  herbeigeführten  Entstehungsweise  unseres  Fabrikgesetzes. 
Sie  wurde  auch  vom  Bundesrat  geteilt,  als  er  am  9.  Mai  1882  be>> 
schlois»  Jn  Stickereien,  welche  von  mehreren  Mietern  betrieben 
werden,  ist  der  jewdlige  Eigentümer  des  Etablissements  für  die 
Handhiibung  des  Gesetzes  verantwortlich."  Er  teilte  also  nicht  die 
Ansicht,  dafs  nur  unsclbständif^  arbeitende,  im  Lohn  oder  doch  im 
Dienst  eines  anderen  stehende  Personen  als  Fabrikarbeiter  betrachtet 
werden  dürfen,  noch  weniger  c^icbt  er  zu,  daCs  alle  im  Dienst  des 
gleichen  Arbeitgebers  stehen  müssen. 

Dieser  Auffassung  entspräche  es  auch,  eine  gemeinsame 
Werkstätte,  die  von  einer  Anzahl  Beruf!:|:fenossen  «remietet 
worden  ist,  dem  Fabrikgesetz  zu  unterstellen.  Dafür  spricht  ferner, 
dals  hier  alle  Bedingungen  vorhanden  sind,  weiche  das  Charakte- 
ristische einer  Fabrik  ausmaciicn;  die  Gesamtheit  treffende,  vom 
einzelnen  nicht  zu  vermeidende  Nachteile  für  die  Gesundheit, 
manchmal  p^emeinsame  maschinelle  oder  andere  (lefahren,  bei  ge- 
mischter Arbeiterschaft  auch  Gcfälirdunj^  der  SittUchkcit.  Gegen  eine 
solche  Einbeziehung  unter  das  Fabrikgesetz  kann  die  Schwierigkeit 
der  Handhabung  gewisser  Gesetzesbestimmungen  geltend  gemacht 
werden.  Bei  dem  in  manchen  Industriezweigen  überhand  nehmenden 
Bestreben  der  Arbeiter,  statt  in  den  Werkstätten  der  Frmzipale  zu 
arbeiten,  gemeinsame,  von  einer  Genossenschaft  gemietete  oder  er- 
worbene Werkstätten  zu  erstreben,  darf  diese  Frage  in  einem  revi» 
dienen  Fabrikgesetz  nicht  ungelöst  bleiben. 

Schon  längst  entschieden  ist-  die  Fr^e,  ob  nur  Personen,  die 
um  Lohn  in  einer  Fabrik  arböten,  als  Fabrikarbeiter  dem  (xesetz 
unterstehen.  Sie  wurde  wiederholt  in  dem  Sinn  beantwortet,  dals 
auch  Famtlien^ieder,  die  nicht  Mitbesitzer  einer  Fabrik  seien 
und  unter  Aufeicht'  und  Weisung  des  Inhabers  zu  arbeiten  haben. 
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als  Fabrikarbeiter  2Ü  betrachten  seien.  Konsequenterweise  gilt  dies 
auch  fiir  freiwillig,  aber  rcgelmät^g  in  der  Fabrik  mitaibeitende 
Personen,  sogen.  Volontairs.  Verschiedene  Beantwortung  hat  da 
gtgita  die  Frage  geüinden,  ob  derjenige,  der  noch  keine  definitive 
Anstellung  in  einem  Etablissement  gefunden,  sondern  zuerst  eine 
Probezeit  durchzumachen  ha^  vom  Tage  seines  Eintritts  in  die 
Fabrik  an  als  Arbeiter  derselben  zu  behandeln  sei.  Es  scheint  dies 
^t  sdbstverständlich,  denn  es  läfst  sich  nicht  denken,  dafs  für  den 
auf  Probe  zugelassenen  andere  Regeln  (ur  den  Betrieb  gelten  sollten, 
als  für  jeden  anderen.  Eine  solche  Ausnahmestellung  würde  ja  die 
Durchführung  des  ganzen  Fabrikgesetzes  im  betreffenden  Etablisse- 
ment gefährden.  Was  aber  die  Bedeutung  der  Qualifikation  als 
Fabrikarbeiter  für  die .  Haftpflicht  anbetrifft,  handelt  es  sich  ja  fiir 
den  seine  Arbeiter  gegen  Unfall  versichernden  Prinzipal. um  eine 
ganz  minime  Mehrleistung  für  die  kurze  Probezeit. 

Im  übrigen  c;;nlt  bisher  allgemein  die  Norm,  dafs  jede  regel- 
Tnärsi<^  in  einer  Fabrik  beschäftigte  Person,  d\e  an  der  Herstellung 
eines  Fabrikats  oder  ein^  Teiles  desselben  mittelbar  oder  unmittel- 
bar sich  zu  betriligfcn  hat  oder  beim  Verkaufsbereitstellen,  Ver- 
packen oder  der  S]>edition  von  Materialien  und  Waren  mitwirkt, 
als  vom  Fabrikgesetz  geschützt  zu  betrachten  «^el,  dafs  aber  die- 
jenigen nicht  inbegriffen  seien,  welchen  die  sell)standige  Leitung 
des  Betriebs  oder  die  Besorgung  des  kaufmännischen 
Teils  desselben  obliegt.  Unter  dem  Titel  der  Bureauarbeiter 
werden  aber  nicht  selten  Personen,  namentlich  Kinder,  dem  Schutz 
des  Fabrikgesetzes  entzogen,  die  denselben  dringend  notwendig 
hätten.  So  werden  Kinder  angeblich  als  zum  Bureau  gehörige 
„Laulkinder"  angestellt,  aber  zu  allen  möglichen  anderen 
kleinen,  zum  Betrieb  gehörigen  oder  auch  anderen  Dienst- 
leistungen verwendet ;  Mädchen  werden  z.  B.  als  sogen.  „Falze- 
rinnen" in  enge  Räume  zusammengepfercht  und  unter  dem  Vor- 
wand, dem  kau&nannischen  Teil  des  Buchdruckereigeschafis  dienst- 
bar zu  sein,  bis  tief  in  die  Nacht  zur  Arbeit  angehalten.  Es  Ist 
klar,  dafs  der  Wortlaut  des  Gesetzes  solcher  Ausbeutung  ein  Ende 
machen  sollte.  Man  darf  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  man  über- 
haupt nicht  weiter  gehen  und  auch  die  Bureauarbeiter,  tum  min- 
desten  die  Jugendlichen  und  die  Fcauenr  durch  die  Unterstellung 
unter  das  Fabrikgesetz  schützen  sollte.  Je  mehr  die  Verwendung 
des  weiblichen  Geschlechts  in  den  Bureaux  überhand  nimmt,  um  so 
mehr  dringt  sich  diese  Frage  auf  und  verlangt  ihre  baldige  Losung. 
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Die  Rcviiioa  dei.  sehvdaeduben  FabrikgvselMt. 

Inbezu^f  auf  die  Handlang^er,  Fuhrleate  aod  äho- 
lichea  Personal  hat  sich  der  Bundesrat  In  emem  Spezialfiü] 
höchst  vorsichtig  dahin  g«itif9»t  (Kommentar  pag.  31),  dafs  sie  ab 
Fabrikarbeiter  gezählt  werden  sollen,  sofern  nicht  nachgewiesen 
werden  könne,  dafs  sie  im  Innern  der  betreffenden  Etablissetnente 
nicht  beschäftigt  werden.  Dieser  Nachweis  wird  selten  genug  ge> 
leistet  werden  k5nnen  und  die  Arbeitgeber  versuchen  es  auch 
selten.  In  den  Arbeiterlisten  findet  man  sehr  gewöhnlich  Hand- 
langer und  Fuhrleute  ohne  weitere  Bemerkung  mit  aufgezählt. 
Ausnahmen  zu  gestatten  scheint  daher  überflüssig  und  man  könnte 
wohl  alle  im  Dienst  eines  Fabrikbetriebs  regelmäfsig 
beschäftigten  Personen  gleirhmäfsig  unter  das  Fabrikgesetz 
stellen,  gleichviel  zu  weicher  Dienstleistung  sie  als  Arbeiter  der 
Fabrik  verpflichtet  sind. 

Es  würden  zahlreiche  Kontroversen  über  die  Anwendbarkeit 
des  Fabrikgesetzes  sowie  über  das  Zutreffen  der  Haftpflicht  ver- 
mieden ,  wenn  das  zu  revidierende  Gesetz  über  die  erwähnten 
i'unkte  gröfsere  Klarheit  schaffen  würde. 

Aber  auch  in  c;aem  anderen  Punkt  wäre  eine  deutlichere  Be- 
stimmung zu  wünschen.  Art.  VI  schreibt  nur  vor,  daCs  die  Arbeit- 
geber eine  Arbeiterlistc  nach  bestimmtem  F*ormular  zu  fuhren 
haben.  Es  sagt  nicht,  wo  diese  vom  Fabrikinspelctor  zu  kon- 
trollierende und  besonders  wegen  den  Angaben  über  das  Geburts- 
datum der  beschäftigten  Kinder  wichtige  Liste  zur  Einsicht  bereit 
zu  halten  seL  Nun  kommt  es  olt  vor,  da&  sie  sich  in  dem  eine 
halbe  Stunde  oder  noch  weiter  entfernten  Fabrikbureau  vorfindet 
Der  Inspektor  muls  also  die  Einsichtnahme  durch  eine  gro&e  Zeit- 
Versäumnis  und  eine  nicht  geringe  Mehranstrengung  erkaufen  und 
kommt  nicht  sdten  in  Versuchung,  wenn  keine  Gründe  zu  beson- 
ders genauer  Nachschau  vorliegen,  auf  dieselbe  för  einmal  ganz  zu 
verzichten.  Der  Wunsch  ist  daher  gewiÜs  gerechtfert^,  dals  das 
Arbeiterverzttclmis  stets  in  der  Fabrik  selbst  aufliegen  müsse. 

VII.  Reglement e.  —  Bufsen.  —  Lohnabzüge. 

An  der  Berechtigung  der  Vorschrift,  dals  jeder  Fabrikbesitzer 

verpflichtet  sei,  eine  Fabrikordnung  zu  erlassen,  ist  nie  gezweifelt 
worden.  Auch  über  das,  was  hinein  gehöre,  hat  sich  noch  wenig 
Streit  erhoben.  Ein  vielfach  geäufserter  Wunsch  ist,  dafs  gleich- 
artige Betriebe  auch  gleichartige  Keglemente  besitzen  und 
da£s  die  Aufteilung  und  Annahme  von  Normalr^lementen,  wie  sie 
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viel&ch  entworfen  worden,  sehr  zu  empfehlen  sei.  Ganz  wohl  be- 
gründet ist  auch  der  weitere  Wunsch,  dafs  gleichzeitig  mit  dem 
Reglement  die  Adresse  des  Kreisinspektors  angeschlagen 
•werden  müsse.  Wer  weils,  wie  oft  die  Arbeiter  mit  ihren  Frapj^en 
oder  Beschwerden  sirh  an  die  unrichtigen  Personen  wendrn.  wird 
dieses  Verlangen  sehr  be^reiflicli  finden.  Dafs  die  Reji^lemente  immer 
gedruckt  werden  müssen,  wo  es  sich  nur  um  kleinste  Betriebe 
handelt,  ist  wohl  überflüssig,  wenn  sie  nur  in  deutlicher  und  grofser 
Schrift  an^esciil.igcn  und  an  die  Arbeiter  verteilt  werden.  Dj^egen 
darf  mit  Recht  darauf  gedrunt^a-n  werden,  dafs  das  Reglement  im 
Besitz  des  ausgetretenen  Arbeiters  bleibe,  denn,  hier 
und  da  werden  nachträgliche  Beschwerden  erhoben,  über  deren 
Berechtigung  die  .Arbeiter  oder  ihre  Ratgeber  nicht  im  klaren 
sind,  wenn  sie  kein  Exemplar  besit-icn.  .Vus  dem  gleichen  Grund 
sollte  auch  vorgeschrieben  sein,  dafe  der  Kreisinspektor  ein  Exem- 
plar jedes  genehmigten  Reglements  zugestellt  erhalte. 

Alle  diese  Bestimmungen  wärdea  2weckmä(»g  mit  denen  des 
Art*  Vm  zu  einem  Artikel  vereinigt  und  die  Vorschriften  betreffend 
Bulsen  und  Lohnabzüge  in  einem  besonderen  bdiandelt 

Diese  letzteren  beide  sind  vielea  Anfechtungen  ausgesetzt.  Ob- 
wohl fast  alle  Veretnsstatuten  B  u  f  se  n  androhen,  alle  Arbeiterkranken- 
kassen  solche  Bestimmungen  enthalten,  wird  von  vielen  Seiten  auf 
dereii  Beseitigung  in  den  Fabriken  gedrungen.  SonderlMu-erweise  weifs 
ich  mich  aber  keines  dahin  ndenden  B^ehrens  der  Arbeiter  bei 
Genehmigung  der  Fabrikordnungen  zu  entsinnen.  Richtig  ist,  daSs 
der  Wert  der  Bufsen  auch  von  den  Arbeitgebern  immer  geringer 
taxiert,  dals  sie  immer  seltener  vierhängt  werden,  auch  wo  sie  nach 
der  Fabrikordming  zulässig  wären.  Ihr  Betrag  wird  von  den 
Arbeitern  sehr  gewöhnlich  weit  überschätzt,  weil  sie  auch  einen 
gro&en  Teil  der  Lohnabzuge  als  BuGsen  betrachten.  Daher  kommt 
es  auch,  .daCs  von  den  wegen  ungesetzlichen  Bufsen  erhobenen 
Klagen  der  gröfste  Teil  abgewiesen  werden  mufs,  da  es  sich  um 
gesetzlich  zulässige  Abzüge  handelt-  Die  Gegner  der  Bussen 
glauben  im  Appell  an  das  Ehrgefühl  der  Arbeiter  ttn  weit  besseres 
Mittel  zur  Bekämpfung  allfälliger  Ausschreitungen  zu  finden,  als  in 
den  Bufsen  und  venveisen  anf  das  Mittel  der  Androhung  der 
1*!  ti  1 1  a  s  s  11  n  g.  Diese  mag  wohl  fruchten,  wenn  die  Arbeit  gesucht 
ist,  sehr  wenig  aber  bei  vorhandenem  Mangel  an  .Arbeitern.  Weit 
mehr  X'erlafs  ist  auf  die  Einsicht  und  das  F.lirgefühl,  namentlich 
der  Männer.  Wie  soll  man  sich  aber  helfen,  wenn  —  wie  so  oft  — 
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einer  Arbeiterschaft  die  Einsteht  in  den  Nutzen  vorgeschriebener  ■ 
Schutzvorrichtungen  fehlt  und  äe  dieselben  nicht  anwendet. oder 
beseitigt;'  was  ist  zu  thun  gegenüber  Leuten,  die  so  tief  gesunken 
sind»  da(s  sie  sich  in  aUeriei  Unflätereien  und  Unsittlichkeiten  ge- 
fallen, die  man  aber  um  ihrer  armen  Haushaltung  oder  auch,  um 
ihrer  Unentbehrlichkeit  im  Geschäft  willen  nicht  von  heute  auf 
morgen  wegschicken  kann;  was  ist  zu  machen  gegenüber  unge- 
zogenen Kindern,  die  man  doch  nicht  körperlich  strafen,  nicht  so- 
fort wegschicken  daH^  die  aber  bei  Hause  ihre  Strafe  empfangen, 
wenn  das  Lohnbuch  dnen  Buisenabzug  für  ihre  Ungezogenheiten 
aufweist?  Die  häufigsten  Bufsen  sind  aber  glücklicherweise  nkht 
die  eben  erwähnten,  sondern  die  Verspätungsbufsen.  Dafs 
die  Arbeitszeit  inne  arehciUen  werden  mufs,  ist  selbstverständlich, 
denn  wo  die  Arbeiten  ineinander  greifen,  oder  gemeinsam  au^^i^c- 
führt  werden  {t.  H.  Sticker  und  -Fädlerin,  Spinner  und  Ansetzer) 
wird  auch  der  Nebenarbeiter  durch  Verspätunf^  geschädigt;  es 
werden  Schwierigkeiten  im  Betrieb  herbeigcfulut.  Bleibt  der  Ar- 
beiter sogar  einen  halben  oder  ganzen  Tag  aus,  mufs  oft  ein  Teil 
der  Betriebskraft,  ein  Teil  der  Maschinerie,  die  jeden  Tag  einen 
zuweilen  nicht  unbeträchtliclien  Wert,  hier  und  da  selbst  mehr,  als 
den  Lohn  des  Arbeiters  repräsentieren,  unbenutzt  bleiben.  Kann 
nicht  durch  eine  Verhängung  von  Bufsen  mit  Nachdruck  zur  Ord- 
nung gemahnt  werden,  wird  der  Arbeitgeber  veranlalsl  werden, 
den  ihm  zugefügten  Schaden  zu  berechnen  und  in  Abzug  vom 
Lohn  zu  bringen.  Dieser  Abzug  ist  aber  nicht  das  Eigentum  der 
Arbeiterschaft,  wie  das  Bufsengeld. 

Gegenüber  diesen  praktischen  Erwägungen  werden  nun  freilich 
theoretische  Gründe  ins  Feld  geführt.  Der  Arbeitgeber  ist  An* 
Mäger  und  Richter  zugleich,  er  kann  hülsen  oder  straffrei  ausgehen 
lassen,  er  kann*  je  nach  Gutdünken  hohe  oder  niedrige  Bu&en  aus* 
sprechen.  Man  braucht  aber  nur  die  Urteile  der  Gerichte  in  Fällen 
von  Uebertretung  des  Fabrikgesetzes  zu  durchblättern,  wird  man  die- 
selben Ungleichheiten  und  Willkurlichkeiten  in  der  Bestrafung  finden. 
Es  bleiben  also  nur  die  theoretischen  Bedenken  des  Juristen  und 
der  bei  idelen  Arbeitern  vorhandene  WiderwUlen  g^en  das  Bu&en- 
wesen  übrig.  lAk  muls  gestehen,  dals  ich  nach  soigfältiger  Ab- 
wägung der  Grunde  für  und  wider  glaube,  ■  dafs  die  Beibehaltung 
der  Bufsen  im  Interesse  unserer  Arbeiterschaft  liege,  obwohl  ich 
den  sehnlichen  Wunsch  hege,  dafs  die  Häufigkeit  derselben  immer 
abnehme,  da  niit  ihrer  Verminderung  auch  die  Veranlassung  zu 
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aEerid  MeiiiKcbcn  R^iereien  '  und '  gegenseitiger  Vetstimnuiiig 
zwischen  FHnxipal  und  Arbeiter  abnimmt   Wo  die  Notwendigkeit 

des  Bufeenwesens  nicht  vorhanden  ist,  wie  in  der  Mehrzahl  der 
schweizerischen  Betriebe,  ist  gewifs  der  förmliche  Verzicht  darauf 
anzuraten;  wo  aber  ernstliche  Griüode  für  Beibehaltung  vorliegen," 
Hegt  es  durchaus  nicht  im  Interesse  der  Industrie^  die  Abschaffung 
au  erzwingen. 

Dagegen  soll  das  Bufsenrecht  in  engen  Schranken  gehalten 
werden.  Es  ist  die  Höhe  der  Bufsen  schon  durch  das  bisherige 
Gresetz  auf  die  Hälfte  des  Tagesverdienstes  beschränkt  Dieser  Be- 
trag wird  in  zahlreichen  Etablissementen  selten  oder  nie  erreicht 
Er  läfst  sich  auch  kaum  rechtfertigen,  aufser  etwa,  wenn  es  sich  um 
Blau  machen  handeh,  in  welchem  Fall  der  Arbeiter  oft  schlechter 
wegkäme,  wenn  eine  Entschädi^uni^sforderun^  an  die  Stelle  der  Bulse 
träte.  Das  Heruntersetzen  des  Maximalbetrages  auf  einen  Dritteil 
oder  Vierteil  dürfte  wohl  vorc^eschlagen  oder  auch  einige  andere 
Normen  über  Bulsenberechnung  in  dns  Gesetz  aufgenonimc  a 
werden.  Ebenso  dürfte  die  Ansicht  der  Mehrheit  der  ständerätlichen 
Kommission  der  /Oer  Jahre  im  Gesetz  zum  Ausdruck  kommen, 
dals  nur  Bufeen  verhängt  werden  dürfen,  welche  in  der  Fabrik- 
ordnung angedroht  sind.  Endlich  —  und  das  ist  wohl  das 
Wichtigste  von  allem  —  sollte  die  Führung  einer  Bufsen  liste 
mit  Angabe  des  Grundes,  des  Betrags  und  des  Verhuagcrs  der 
Bufse  von  allen  Fabriken  verlangt  werden,  wo  man  nicht  auf 
Bulsen  überhaupt  verzichtet  hat.  Diese  Liste  wäre  dem  Fabrik- 
inspektor vorzuweisLi;  und  auf  Verlangen  auch  den  Arbeitern  zur 
Einsicht  vorzulegen.  Durch  letzteres  würde  manciicm  falschen 
Verdacht  und  manchem  Mifsverständnis  vorgebeugt,  wie  die  In- 
spektoren schon  oft  zu  beobachten  Gelegenheit  hatten.  Da  ja  all- 
gemein anerkannt  wird,  dafs  die  BuCsen  Eigentum  der  Arbeiterschaft 
seien,  kann  darin  auch  nichts  Beleidigendes  iiir  die  Prinzipale  ge- 
legen  sein,  so  wenig,  wie  in  der  Ueberlassui^  der  Entscheidung 
über  die  Verwendungsweise  der  Buisengelder  an  die  Arbeiter,  die 
in  so  zahlreichen  Betrieben  langst  fiblich  ist  Auch  diese  Be* 
stimmuf^  könnte  unter  Beibehaltung  der  Vorschrift,  dals  sie 
namentlich  (lir  Unterstützungskassen  Verwendung  ünden  sollen,  un- 
bedenklich im  Gesetz  Aufnahme  finden. 

Zu  weit  mehr  Bedenken,  als  die  Bulsen,  geben  die  Lohn-- 
abzüge  Veranlassung.  Ihre  rechtliche  Zulässigkeit  wird 
bestritten  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  der  Abzug  von  nickt. 
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pfändbaren  Lohnguthaben  gemacht  werden  soll.  Nicht  pfandbar 
sind  aber  diejenigen  Lohnbetrage»  welche  nach  dem  Entscheid  des 
Betreibungsbeamten  dem  Schuldner  und  seiner  Familie  zum  Lebens* 
unterhalt  unumgänglich  nötig  sind.  Dies  trifft,  wird  behauptet,  in 
vkien  Indostneen  fast  regelmälsig  tu.  Die  Verrechnung  der  Schaden* 
ersatrfordenmg  des  Arbeitgebers,  rcsp.  der  Lohnabzug  soll  daher  in 
allen  diesen  Fällen  verunmöglicht  werden  und  dies  „kann  wirksam 
nur  durch  ein  Verbot  der  Lohnabzüge  geschehen." 

Selbstverständlich  müfste  aber  nicht  nur  rlcm  Arbcttj^eber 
untersagt  werden,  durch  Lohnabzüge  sich  iur  den  erlittenen  Schaclca 
Ersatz  zu  schaffen,  sondern  es  rnüfsle  aucii  anL^fii  iuimen  lArrdca, 
dafs  die  Bedürftigkeit  der  Arbeiter  im  ganzen  eine  so  grolsc  sri, 
dafs  seine  übrigen  Kreditoren  alier  Art  gar  nicht  daran  denken 
dürften,  sich  durch  Pfändung  eines  Teils  seines  Lohnes,  seiner  ein- 
zigen Einnahmequelle,  bezahlt  zu  machen.  Wie  es,  die  Richtigkeit 
dieser  Annahmen  vorausgesetzt,  um  den  Kredit  der  Fabrilcarbeiter- 
schalt  stehen  müfste,  liegt  auf  der  Hand, 

Vermutlich  wurden  sich  aber  die  Arbeitgeber  zu  helfen  wissen. 
Sic  würden  sich  durch  Verträge,  Lohnablretungen  sichern,  die 
nirgends  untersagt  sind,  wenigstens  für  Leute,  die  eigenen  Rechtes 
sind.  Sie  könnten  sich  auch  durch  die  Forderung  eines  Depositums 
schützen,  das  der  Arbeiter  vor  Erlangung  irgend  welcher  Arbeit  zu 
leisten  hätte;  sie  könnten  den  Lohnbetrag  heruntersetzen  und  in 
Form  regelmäli^  gezahlter  Prämien  für  richtig  erstellte  Arbeit  doch 
irieder  das  frühere  Lohnverbäitnis  herstellen.  £s  mag  damit  nur 
angedeutet  sein,  wie  auf  verschiedenste  Weise  der  Erfolg  eines- 
LohnabflEogverbotes  zu  nichte  gemacht  werden  könnte. 

Wenn  also  auch  die  juridischen  Ausführungen,  die  oben  er- 
wihnt  wurden,  richtig  sind,  was  in  Betracht  der  Bedeutung  der 
gestellten  Forderungen  Juristen  vom  Fach  beurteilen  mögen,  wäre 
der  Effekt  eines  Verbotes  der  Lohnabzüge  nicht  der  erwartete,, 
sondern  weit  eher  der  entgegengesetzte. 

Sind  denn  aber  die  Uebelstande»  welche  dem  Lohnabzugswesen 
anhaften,  wirklich  so  grois  und  auf  keinem  anderen,  als  dem  vor* 
gesdüagenen  Weg  zu  beseitigen?  Dringen  die  Arbeiter  wirklich 
auf  völlige  Abschaffung  der  Abzüge?  Die  Frage  muls  nach  meinen 
Erfahrungen  mit  „Nein"  beantwortet  werden.  Die  zahlreichen 
Klagen  über  Lohnabzüge,  welche  im  Lauf  der  Jahre  beim  Fabrik» 
inspekloiat  eingingen,  beanstandeten  nur  den  Betrag  der  Abzüge, 
wken  die  Begründetheit  derselben-;  das  Recht  zu  Abzügen 
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wurde  nicht  in  Frage  gestellt.  Am  meisten  Streit  entstand  über  Ab- 
züge für  schlechte  Arbeit.  Von  den  Schädigungen  des  Arbeit- 
gebers durch  fahrlässige  oder  mutwillige  Beschädigung  von  Werk- 
zeugen, Maschinen,  Rohmaterial  etc.  wurde  allgemein  zugegeben, 
dafs  der  Abzug  fast  nie  den  ganzen  Betrag  des  Schadens  ausmache, 
oft  aber  nur  einen  kleinen  Bruchteil  davon.  Es  giebt  grofse  Ge- 
scliaüc.  welche  besondere  Listen  aufgestellt  haben,  aus  denen  der 
Arbeiter  selbst  die  an  ihp  zu  erhebende  Schadenersatzforderung 
berechnen  kann.  Die  Ansätze  machen  durchschnitthch  etwa  20  Pro 
zent  de»  wiridicfaen  Schadens  aus.  Selbst  Arbeitervereine  gaben  den 
libUcben  Abzug  auf  hlo&  $  Prozent  des  Schadens  an.  £ine  Ver- 
trauenskommission  der  Arbeiter  meldet  bei  Anlafs  einer  umfassenden 
amtlichen  Enquete,  dafe  die  Abzüge  „bis  2  Fr."  ansteigen.  Gemdezu 
-empörende  gegenteilige  Thatsachen  vernahm  man  freilich  aus  dem 
Stickereigebiet  Aber  auch  hier  suchte  man  bekanntlich  die  Abhilfe 
im  stickereireichsten  Kanton  nicht  in  der  Abschaffung  der  Abzüge, 
sondern  in  der  Einführung  von  Schiedsgerichten,  die 
aus  Sachverstandigen  zusammengesetzt  rasch  und  ohne  Verur- 
sachung grofser  Kosten  oder  langer  Zeitvetsaumnisae  urtdlen  und 
somit  dem  ungerecht  bean^ruchten  Arbeiter  einen  Idcht  erreich 
baren  Schutz  bieten.  Die  Erfahrungen,  welche  man  bisher  mit 
-diesen  Gerichten  gemacht .  hat,  sind  vortreffliche.  Um  ihre  allge- 
meine Einführung  sich  zu  bemühen,  läge  weit  mehr  im  Interesse 
der  Arbeiterschaft,  als  die  Untersagung  aller  Abzüge.  Denn  es  ist 
nicht  zu  übersehen,  dafs  eine  solche  Mafsregel  bedenkliche  Folgen 
für  unsere  Industrie  haben  müfste.  Entweder  würden  sich  unsere 
Industriellen  einen  anderen  Schutz  vor  Schädigungen  irgend  welcher 
Art  zu  scliaffen  wissen,  der  die  Arbeiter  in  ein  noch  ungünstigeres 
Verhältnis  zu  ihren  Arbeitgebern  brächte,  sie  würden  z.  B.  die 
Akkordlöhne  reduzieren,  oder  wenn  dies  nicht  gelänge,  würde  die 
Produktion  so  sehr  \-erschlechtert,  dals  hieraus  die  gröfste  Gefahr 
für  unsere  Industrie  erwüchse.  Denn  das  ist  ja  klar,  dafs  mit  der 
Gefahr,  einen  Lohnabzug  zu  erleiden,  auch  der  Fifer  sich  ver- 
mindern würde,  untadelhafte  Arbeit  zu  liefern  und  mit  den  anver- 
trauten Gegenstanden  sorgfaltig  umzugehen. 
» 

Vm.  Fabrikordnungen  und  ihre  Genehmigung. 

Den  Fabrikordnungen  wird  nicht  selten  eine  Bedeutung 
beigemessen,  welche  sie  gar  nicht  besitzen.  Sie  werden  als  ein 
zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  abgeschlossener  V  ertrag  an- 
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gcseuen,  erfüllen  aber  in  keiner  Weise  die  Requisite  eines  solchen. 
Zu  etoem  Vertrag  ist  doch  Willensübereinstimmung  der  Kontra' 
henten  erforderlich,  während  der  Arbeiter  sich,  zuweilen  nur  wider- 
willig den  Bestimmungen  der  Fabrikordnung  unterzieht,  die  nicht 
er  au%estellt,  ja  sogar  ohne  Erfolg  bei  den  Behörden  beanstandet 
hat  Der  Kommentar  zum  Fabrik^^esctz  enthält  wiederholte  Ent- 
scheide des  Bundesrats,  welche  den  Fabrikordnungen  die  Eigen* 
^haft  eines  Vertrags  absprechen;  es  würde  aber  zweckmalsig  im 
Oesetz  ausdrücklich  gesagt. 

Jede  Fabrikordnunpf  bedarf  der  Genehmigung,  aber  nicht 
nur  bei  ihrem  ersten  Krlafs,  sondern  auch  bei  jeder  Abänderung. 
Denn  auf  diese  Weise  ist  schon  wiederholt  dem  Gesetz  wider- 
sprechendes in  das  Reglement  hineinzubringen  versucht  worden. 
Es  kam  aber  nuch  vor,  dafs  dieser  Versuch  durch  Aufstellung  von 
,3pcziaircglemcnten",  „flausordnungen"  und  wie  diese  Erlasse  alle 
hicisen,  f:^emacht  wurde.  Solche  Erfahrungen  haben  dazu  (geführt, 
dals  die  Genehmigunfr  auch  flir  flies?»  Spezialvorschriften  ver- 
langt wurde.  Auch  dies  dürfte  im  (itselz  ausdrücklich  erwähnt  werden. 

Der  Genehmigung,  welche  der  Kantonsregierung  zusteht,  mufs 
selbstverständlich  eine  Prüfung  vorausgehen.  Sie  kann  nur  erteilt 
werden ,  wenn  die  Fabrikordnung  nichts  dem  Gesetz  wider- 
sprechendes enthält.  Es  können  aber  Bestimmungen  in  ein  Regle- 
ment hinein  gebracht  werden,  welche  schlimmer  sind,  als  manche 
V'^erstÖfse  gegen  das  Gesetz.  Schon  öfti:  liaben  Dinge  Aufnahme 
gefunden,  welche  jeder  mit  den  Verhältnissen  vertraute  als  grobe 
Unbill  betrachten  mufste.  Verschiedene  Regierungen  haben  auch 
das  Vorhandensein  solch'  grober  Unbill  als  Grund  anerkannt,  einem 
Reglement  ihre  Genehmigung  zu  versagen.-  Besser  wäre  aber, 
wenn  das  Gesetz  sagen  würde,  das  die  Genehmigung  wegen  Un- 
gesetzlichkeiten versagt  werden  mufs,  wegen  offenbarer  Un- 
bill aber  verweigert  werden  kann.  Eine  solche  Bestimmung 
würde  manche  später  entstehende  Konflikte  verhüten. 

£s  bedarf  einer  ziemlichen  Vertrautheit  mit  den  Verhaltnissen 
emes  Betriebs,  wenigstens  in  manchen  Fällen,  um  über  die  Zu* 
lassigkeit  und  den  Effekt  gewisser  Bestimmungen  ein  rkhtiges  Ur* 
tett  zu  fallen.  Daher  haben  sehr- viele  Kantonsregierungen  seit 
Jahren  die  zu  genehmigenden  -Reglemente  den  Fabrikinspek- 
toren mitgeteilt  .und  ihr- Gutachten  eingeholt.  Es  wurde  kaum 
auf  Vy^deisprucb  stofsen,  wenn  -man  dies  ausdrücklich  im  Gesetz 
irorschreiben  würde. 

Aiduv  für  M«.  G«MtigcbtHC  ii.  StMütik.  XVUI.  4 
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Schon  das  Fabrikf^esetz  von  1877  bezweckte  durch  Aufnahme 
einer  cnisprcclienden  ßestimmung  der  Arbeiterschaft  die  Mög- 
lichkeit zu  f:^ewähren.  sich  über  die  Fabrikordnun^yen  auszusprechen, 
resp.  Hin. spräche  gegen  gewisse  Bcstinimungen  zu  erheben.  Da 
deren  Gesetzwidrigkeit  auch  von  einem  blofsen  Theoretiker  oder 
sonst  von  einem  mit  dem  l  ahiikwescn  nicht  vertrauten  Mann  meist 
leicht  erkiiiint  werden  konnte,  ist  anzunehmen,  dals  der  Gesetzgeber 
namentlich  solche  grofse  Unbilligkeiten  im  Auge  hatte,  wil-  sie  oft 
nur  durch  die  zunächst  beteihgten  aufgedeckt  werden  können. 
Die  Art  und  Weise,  wie  in  der  Regel  die  Meinungsautserung  der 
Arbeiter  eingeholt  wird,  ist  aber  nicht  geeignet,  in  Ftablisscmenten, 
wo  die  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgeber  und  .Arbeiter  gespanr.te 
sind,  dieselbe  zum  Ausdruck  gelangen  zu  lassen.  Ks  wird  an 
solchen  Orten  nicht  selten  —  ob  mit  oder  ohne  Grund,  ist  jeweilen 
schwer  zu  entscheiden  —  geklagt,  dafs  schon  die  \Ao(st  Einsicht- 
nahme in  den  im  Biife«!  aufgelegten  oder  in  der  Fabrik  ange* 
scblagenen  Reglementsentwurf  als  eine  Anmafsiuig  scheel  angesehen 
werde.  Jedenlalls  ist  an  eine  tingescheute  Besprechung  dessdben 
nicht  zu  denken.  Es  dürfte  deshalb  eher  dem  Zweck  ents|Mrechen» 
wenn  die  Entwürfe  an  neutralem  Ort,  z.  R  auf  der  Gemeinde» 
kanzlei,  nach  vorgängiger  Anzeige  des  Vorhabens,  aufgelegt  und 
die  Einsendung  alUailiger  Einsprachen  oder  Abänderungsvorschläge 
direkt  an  die  Regierung  verlangt  würde.  Für  Anbringung 
derselben  wäre  eine  bestimmt«  kurze  Frist  anzusetzen. 

'  Das  dritte  Alinea  des  Fabrikgesetzes  erldart  die  Fabrikordnung  ver^^ 
bindlich  fiir  den  Fabrikbesitzer  und  den  Arbeiter.  Zuwiderhandlungen 
sollen  aber  nur  bestraft  werden,  wenn  sie  vom  ersteren  be- 
gangen werden.  Diese  Ungleichheit  vor  dem  Gesetz  wird  dadurch 
zu  erklären  versucht,  dals  dem  Arbeitgeber  Zwangsmittel  zu  Ge- 
bote stehen,  um  den  Arbeiter  zur  Beobachtung  der  Reglements- 
Vorschriften  anzuhalten.  Man  verweist  darauf,  daCs  der  Arbeitier 
sonst  in  die  Lage  kommen  könnte,  für  die  gleiche  l'ebertretun|r 
di^pelt  bestraft  zu  werden.  Das  ist  richtig,  WO  Buisen  bestehen 
und  -zwar  in  einem  Betrag,  der  die  Uebertretung  für  Arbeiter  nicht 
mehr  vorteilhaft  erscheinen  läfst.  Dies  ist  aber  selir  oft  nicht  der 
Fall.  Die  Wöchnerin  z.  B.,  die  gestützt  auf  lügenhafte  Angaben 
sich  dnige  Wochen  zu  früh  wieder  in  die  Fabrik  einschmuggelt 
oder  in  eine  andere  Fabrik,  wo  ihre  Schwangerschaft  nicht  be- 
kannt war,  zu  früh  eintritt,  wird  sich  aus  der  zulassigen  maximalen. 
Bufse  von  einem  halben  Tagesverdienst  nicht«  machen,  wenn  sie 
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durch  ihre  Uebertrctung  ein  oder  anderthalb  Dutzend  Tagelöhne 
gd^mit.  Der  Arbeitgeber  wird  freilich  auch  nicht  bestraft  werden^ 
wenn  er  beweisi»  da&  er  betrogen  worden  ist.  Durdi  diese  all- 
seitige Straflosigkeit,  ein  nicht  seltenes  VorkommniSi  ge- 
langt man  aber  dazu,  den  Wöchnerinnenausschlufs  ganz  illusoriscb 
zu  machen.  Der  gleichen  Straflosigkeit  erfineut  sich  auch  der  Ar- 
beiter, welcher  durch  NichtVerwendung  oder  Beseitigung  einer 
Schutzvorrichtung  zahlreiche  Nebenaibeiter  aufe  hodiste  gefährdet. 
Er  kann  für  seinen  Leichtsinn  höchstens  mit  einem  halben  Tag- 
kdm  gebiüst  werden,  der  Prinzipal  aber,  der  seiner  Renitenz  hilflos 
gegenübersteht,  unteriiegt  möglicherweise  wegen  Nichtgebrauch 
der  voigeschriebencn  Sdiutzx'orrichtungen  der  Bestrafung.  Darauf 
beruht  zum  nicht  geringsten  Teil  die  aulserordentliche  Nachlässig- 
keit  im  Gebrauch  von  Schutzvorrichtungen,  über  welche  jeder  Amts- 
bericht der  Inspektoren  zu  klagen  hat,  denn  selten  wird  sich  ein 
Richter  entschliefscn,  einen  Arbeitgeber  daliir  /u  strafen,  der  gegen* 
über  dem  Arbeiter  machtlos  war.  Wohl  könnte  er  auch  vom 
zweiten  seiner  Zwangsmittel  Gebrauch  machen  und  den  Arbeiter 
entlassen,  abo*  es  wurde  früher  schon  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dafs  dies  in  manchen  Fällen  gleichbedeutend  wäre  mit  der  schwer* 
sten  Schädigung  des  Geschäfts. 

Nach  meinem  Dafürhahcu  ist  es  nun  freilich  eine  falsche 
Auslegung  des  Gesetzes,  wenn  angenommen  wird,  Alinea  3  des 
.•\rt.  VIT!  beziehe  sich  auf  alle  l'ebertretungen  des  Fabrikgesetzes 
durch  die  Arbeiter,  Ks  hat  dem  genauen  Wortlaut  nach  nur  die- 
jenigen im  Auf^c,  denen  gegetiüber  die  Fabrikordnung  dem  Arbeit- 
geber eine  Strafgewalt  verleiht.  In  Wirklichkeit  aber  wird  von 
den  Gerichten  gewöhnlich  Stialiosigkeit  des  Arbeiters  bei  Fabrik- 
gesetzübertretungen aller  Art  angenommen.  Eine  Aenderung  des 
3,  Satzes  Alinea  3  schiene  lialu  i  gerechtfertigt,  wonach  es  heifsen 
vvurdc;  Zuwiderhandlungen  fallen  uiUcr  Art.  19  des  Gesetzes,  für 
die  Arbeiter  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Arbeitgeber  die  Unmög- 
lichkeit nachzuweisen  vermag,  die  Arbeiter  an  denselben  zu  ver- 
hindern* 

IX.  Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses. 

Nach  Art  349  des  Obligationenrechts  bleiben  die  von  den 
Vorschriften  desselben  abweichenden  Bestimmungen  des  Fabrik- 
geselzes  in  Kr^  soweit  es  sich  um  den  Dien  st  vertrag  handelt 
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Zur  Auflösung  desselben  verlangt  das  Fabrikge»etz  eine,  mindestens 
14  Tage  vorher  erklarte  Kttndigung.  Nach  «ler  Gesetzesinter- 
pretation des  Bundesrates  ist  dies  so  zu  verstehen»  dais  ausschlicls- 
Itch  eine  I4tägtge  Frist  durch  die  Fabrikordnung  bedungen 
werden  kann,  da(s  aber  jede  Verkürsung  oder  Verlängerung  ,  dieses 
Termins  nur  auf  dem  Weg  des  Vertrags  festgestellt  werden 
kann.  Dies  sollte  jedenfalls  in  deutlicherer  Weise  gesagt  werden, 
als  Art  IX.  es  thut,  denn  die  Auffassung,  es  sei  eine  mehr  als 
I4tägige  Frist  durch  das  Reglement  festzusetzen  gestattet,  war 
sehr  verbreitet.  Dafs  vertraglich  vereinbarte  Abweichungen  von 
der  I4t^gen  Frist  möglich  gemacht  werden,  ist  sehr  notwendig. 
Versetze  man  sich  nur  in  die  Lage  einer  neu  einzuführenden  In- 
dustrie, deren  Aufkonamen  oft  SO  sehr  davon  abhängt,  dafs  ihr  aus 
dem  Ausland  herbeigezogenes,  geschultes  Arbeits-  oder  Aufsichts- 
personal fiir  eine  gewisse  Zeitdauer  gesichert  bleibt.  Auch  gewisse 
Arbeiter,  Spezialisten,  welche  nur  in  sehr  kleiner  Zahl  Vcr\vendung 
finden  können,  wären  sehr  übel  daran,  wenn  sie  sich  ihre  Steilen 
nicht  auf  längere  Zeit  sichern  könnten.  Arbeiter,  wie  Arbeitgeber 
haben  also  ein  Interesse  an  der  Erniogiichung  von  Ausnahmen. 
Es  kommt  aber  vor,  dafs  solche  Verträge  ganz  einseitig  zu 
Gunsten  der  einen  Partei,  meist  des  Arbeitgebers,  abgeschlossen 
werden.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  eine  solche  Rechts- 
ungleichheit zugestanden  werden  soll,  denn  beiden  Kontrahenten 
ist  ja  durch  das  Gesetz  die  Möglichkeit  gewährt,  das  Verhältnis  zu 
lösen,,  wenn  von  der  einen  oder  anderen  Seite  die  eingegangenen. 
Verpflichtungen  nicht  inne  gehalten  werden  oder  die  bedungenen 
Leistungen  nicht  gemacht  werden  können.  Daher  erscheiui  der 
Wunsch  gerechtfertigt,  dafs  geset/Ucli  gleiche  Rechte  für 
beide  Ko  n  u  ali  c  n  tc  n  gefordert  werden. 

Ob  eine  Ausnahmsbestimmung  auch  für  neueintretende  Arbeiter 
in  der  Weise  aufgenommen  werden  sollte,  dals  eine  Probezeit  fest- 
gesetzt wird,  während  der  Austritt  oder  die  Entlassung  jeden  Augen- 
hlkk  oder  doch  in  .ganz  kurzer  Frist  stattfinden  kann,  dürfte  sehr 
verschiedene  Beantwortung  finden.  Es  giebt  Fabrikgesetze,  z.  B. 
das  österreichische,  welche  .eine  solche  Probezeit  und  zwar  in  der 
Dauer  von  vier  Wochen,  ausdrücklich  verlangen.  Manches  spricht 
dafiSr.  Setzen  wir  z.  B.  den  Fall,  dais  ein  Etablissement  Arbeiter- 
familien aus  weiter  Feme  herbeizieht,  weil  es  sie,  was  bcpcanntlich 
öfter  vorkommt,  in  der  Nähe  nicht  mehr  findet,  mufs  man  es  doch 
mehr  als  bedenklich  finden,  diese  Leute  Wochen  lang  der  Willkür- 
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liehen  Entlassung  aiiSKUsetzen,  die  sie  arbeitslos  in  fremder  Gegend 
machen  und  dem  Elend  preis  geben  würde.  Ist  ein  einzelner  absolut 
unbrauchbar,  giebt  ja  Art.  IX  ohnehin  das  Recht  zu  sofortiger  Ent- 
lassung. Von  einer  dringenden  Notwendigkeit  einer  IVobezeit  kann 
also,  so  lange  dieser  Schutz  für  deii  Arbeitgeber  besteht,  nicht  ge- 
sprochen werden.  Es  dürfte  somit  genügen,  das  Recht  zu  einer 
vertraglichen  Feststellung  einer  Probezeit  zuzuge* 
stehen.  Durch  diese  Formalität  werden  beide  Kontrahenten  zum 
voraus  auf  die  Folgen  einer  solchen  Bestimmung  aufmerksam  ge- 
macht, was  durch  blofse  Aufiiahme  eines  bezüglichen  Passus  ins 
Gesetz  nicht  erreicht  würde. 

Die  Kündigung  des  Dienstvertrags  kann  nicht  jeden  AugMi* 
blick  stattfinden,  sondern  nur  am  Samstag  oder  Zahltag.  Dies 
wurde  öfter  so  verstanden ,  dafs  nach  freier  Wahl  der  eine  oder 
andere  dieser  Tage  als  KündiVrungstag  durch  die  Fabrikordnung 
bezeichnet  werden  könne.  Solche  Irrtümer  würden  vermieden,  in- 
dem gesagt  würde:  >an  jedem  Samstage  sowie  auch  an  jedem 
Zahltag.  < 

Entlassung  oder  Austritt  kann  aber  auch  ohne  Kündigung  . 
erfolgen,  wenn  bestimmte  Gründe  vorliegen,  die  im  Art.  IX  auf- 
gezählt werden.    Es  hat  sich  im  I^uf  der  Jahre  herausgestellt«  dafs 
diese  Bestimmungen  ergänzungshcdürftig  sind. 

Es  ist  in  Verschiedenen  Indu  t:  icen  eine  vielfach  befolgte  Praxis, 
bei  Arbeitsmangel  wenigsten-,  einen  Teil  der  Arbeiter  ohne 
weiteres  zu  entlassen,  sei  es  für  kürzere  oder  längere  Zeit.  Es  mag 
nun  Iii  lastriezweige  geben,  wo  Arbeit  nur  von  Zeit  zu  Zeit  vor- 
handen ist  und  wo  diese  Schwankungen  vom  Arbeitgeber  weder 
vorausgesehen,  noch  vermieden  werden  können.  Das  ist  aber  die 
grolse  Minderzahl.  Sie  werden  am  besten  thun,  mit  ihren  Arbeitern 
von  Anfang  an  eine  möglichst  kurze  Kündigungsfrist  zu  vereinbaren, 
damit  diese  vom  Tag  der  Anstellung  an  wissen,  dafs  sie  von  einem 
Tag  auf  den  anderen  arbeitlos  werden  können.  Die  meisten  In- 
dustrieen  sehen  aber  den  Arbeitsmangel  voraus  und  können  recht- 
zdtig  denjenigen  Arbeitern'  kündigen,  für  welche  voraussichtlich 
keine  Arbeit  mehr  vorhanden  sein  wird  Das  Recht  der  Entlassung 
ohne  Kündigung  bei  Arbeitsmangel  braucht  somit  gar  nicht  zuge- 
standen zu  werden.  Weit  schwieriger  ist  die  oft  ventilierte  Frage 
zu  beantworten,  ob  einem  Arbeiter  wegen  andauernder  Verun- 
m{}glichung  der  Arbeitsleistung  durch  Krankheit,  Unfall  oder 
Militärdienst  gekfindtgt  werden  kann.  So  ' sehr  der  Gedanke 
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jedem  Billigdenkendeii  widerstrebt,  dafs  derjenige,  welcher  seine 
Bürgerpflicht  erfüllt ,  deshalb  erwerbslos  werden  oder  der  Kranke 
durch  den  Verlust  seiner  Stellung  noch  unglückücher  werden  soll, 
darf  doch  ^ch  nicht  aufser  acht  gelaasea  werden,  in  welche  fatale 
Lage  ein  Geschäft  versetzt  werden  kann,  welches  viele  Monate  lang 
die  Dienste  eines  schwer  ersetzbaren  Arbeiters  entbehren  mufs. 
Mufs  die  Stelle  dem  bisherigen  Inhaber  offen  gehalten  werden,  wird 
kaum  ein  türhti<rer  Ereat/.mann  zu  ihrer  IVhernahme  sich  cntschlielsen.. 
Was  ist  in  solchen  Fällen  gerecht  "  Bei  der  Kntscheidung  dürfte 
wohl  auseinander  zu  halten  sein  ,  ob  Militärdienst  oder  Krankheit 
die  Möglichkeit  der  DieiisUeistiuifT  zeitweise  aufhebt.  Im  erstem 
Fall  kann  der  Arbeitgeber  schon  bei  der  Anstellung  eines  Arbeiters 
in  Erfahrung  bringen,  auf  welche  Unterbrechungen  der  Arbeit  durch 
Militärdienst  er  zu  rechnen  habe.  Es  wird  selten  genug  vor- 
kommen, dafs  er  einen  militärdienstfahigen,  also  körperlich  und 
geistig  leistungsfähigen  jungen  Mann  wegen  dessen  Dienstpflicht 
nicht  anstellt.  Bestehen  aber  besondere  Verhältnisse,  welche  er« 
schwerend  einer  solchen  Unterbrechung  der  Arbeit  entgegenstehen, 
kann  er  sich  vertraglich  das  Nötige  sichern.  xViiders  verhält  es 
sich  bei  Erkrankungen.  Sie  sind  weder  vorauszusehen,  noch  ist 
der  Zeitpunkt  des  Wiedereintritts  der  Arbeitsfalugkuit  zu  licsuniinen. 
Vielleicht  folgt  sogar  jahrelanges  Siechtum.  Es  ist  daher  gar  nicht 
gedenkbar,  dafs  einem  Arbeitgeber  verboten  werden  dürfe,  einem 
Kranken  zu  kündigen.  Aber  es  sollte  ein  bestimmter  Termin  fest- 
gesetzt werden  ,  nach  dessen  Ablauf  die  Kündigung  erst  zulassig 
ist,  sofern  nicht  vertraglich  etwas  anderes  aufmacht  worden  ist. 
Solche  Bestimmungen  enthalten  auch  auslandfische  Fabrikgesetze, 
wie  denn  z.  B.  das  österreichische  sofortige  Entlassung  zulässig  er« 
klart,  wenn  ein  Arbeiter  über  vier  Wochen  krank  oder  arbeitisun- 
fähig  ist  Wenn  auch  unser  Gesetz  IcQnftig  dne,  wenn  auch  weniger 
strenge,  Bestimmung  darüber  aufteilt,  dürfte  es  gerathen  sein,  den 
aqsdrücidichen  Vorbehalt' zu  machen,  dals  dadurch  der  Fortbezug 
einer  Haftpflichtentschädigung  oder  der  Beiträge 
einer  Krankenkasse  bis  zur  Heilung  in  keiner  Weise  be^ 
einflulst  werde.  Sehr  bemühende  Thatsachen  mahnen  an  die  Ndth- 
wendigkeit  einer  solchen  Vorsichtsmaßregel,  obschon  anerkannt 
werden  mu^  dafs  Kranke  meist  sehr  human  behandelt  und  nach 
ihrer,  selbst  unvollständigen  Genesung,  wenn  ugend  möglich  in 
gleicher  Weise  wieder  angestellt  werden. 

Das  in  sehr  allgemein  gehaltener  Formulierung  den  Arbeitern 
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sufdcstandeiie  Redit  anmi  Austritt  ohne  vorausgegangene 
Kündigung  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Bestimmungen.  Ent- 
stehen Dtflferenzen',  die  sogar  zü  Strikes  DHiren,  oder  auch  zu  'Au9> 
Sperrungen»  kann  deren  Berechtigung  nicht  durch  allgemeine  Regeln, 
sondern  nur  durch  sorgiSUtige  IVQiutig  der  VcrhSltntsse  von  Patt  zu 
Fallf  durch  die  gewöhnlichen  öder  besser  durch  Schiedsgerichte 
festgestellt  werden.  Dafs  <Ue  btofee  Teilnahme  an  einem  in  ge- 
setzlicher Weise  durcbgeftduten  Strike  nicht  strafbar  sein  könne, 
also  auch  nicht  durch  Entlassung  ohne  Kfindigung  geahndet  werden 
dürfe,  ist  wohl  heute  allgemein,  wenigstens  in  unserem  Land,  aner- 
kannt  Wie  ein  oft  verlangter,  weiterer  Schutz  gegen  Mafsregelungen 
w^en  Strike  gewährt  werden  könne,  ist  nicht  wohl  einzusehen, 
denn  wer  will  dem  Arbeitgeber,  der  es  nicht  ausdrücklich  selbst 
sagt,  den  Beweis  leisten,  dafs  er  von  dem  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebem  in  gleicher  Weise  zustehenden  Kündigungsrecht  nicht  aun  ganz 
anderen  Gründen ,  als  wegen  der  Teilnahme  am  Strike  Gebrauch 
gemacht  habe?  Uebrigens  wird  auch  hier  dem  Richter  das  ent- 
scheidende Wort  zustehen,  wenn  gesetzlich  unzulässige  Gründe 
nachgewiesen  werden  können.  Doch  mapj  ein  Punkt  hier  Er- 
wähnung finden,  der  wiederholt  die  Hehörden  beschäftigt  hat-  das 
Recht  des  Arbeiters  zuni  Aurstritt  olmc  zu  kündigen,  wenn  sein 
Lohn  eine  Verkürzung  erfahren  soll,  die  eintreten  wird, 
bevor  er  Zeit  hatte,  sich  um  eine  bessere  Stellung  umzusehen  oder 
wo  eine  solche  Lohnverkürzung  dadurch  herbeigeführt  wird,  daQ> 
der  Arbeitgeber  durch  offenbares  Sclbstverschulden  eine  Betriebs- 
störung hat  eintreten  lassen,  welche  dem  Arbeiter  verunmöglicht, 
sich  den  vollen  Tagesloiin  zu  erwerben.  So  kommt  es  beispiels- 
weise vor,  dafs  in  einem  lietrieb  alljährlich  Wassermangel  eintritt. 
Derselbe  könnte  duicli  Anschaffung  eines  Hilfsmotors  leicht  kompen- 
siert werden,  der  Trinzipal  zieht  aber  vor,  ohne  den  Arbeiter  im 
voraus  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen,  schichtenweise  Halbtagsarbeit 
einzuführen.  Leider  sagt  das  Gesetz  nirgends  mit  genügender 
Deutlichkeit,  dals  auch  in  diiesem  Fall  dem  Arbdter  das  Redit  zu- 
kommt, eine  Arbeit  zu  verlassen,  welche  ihm  mcht  mehr  den  in 
Aussicht  stehenden  Erwerb  und  damit  nicht  mehr  die  Möglichkeit 
der  bttherigen  Lebenshaltung  gewählt. 

Die  sofortige  Losung  des  Dienstverhältnisses  in- 
volviert in  der  Regel  die  Schädigung  der  einen  oder  anderisn  Putd. 
kt  sie  ungesetzlich,  ist  der  Unrechthabende  ziim  Sdiadenersat2 
verpflichtet    Ein  Mals  liierf&r  setzt  das  Gesetz  nicht  fest  Da* 
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gegen  sucht  es  die  Leistung  dieser  Entschädigung  su  sichern,  aber 
nur  für  die  eine  Partei  und  zwar  durch  die  Festsetzung  eines 
Decompte.  Es  setzt  voraus,  dafs  der  geschädigte  Arbeiter  beim 
Arbeitgeber  immer  so  viel  finden  werde,  dafs  er  für  seine  Ansprüche 
gedeckt  sei.  Ks  ist  dies  auch  aulserordentlich  selten  nicht  der  FalU 
während  allerdings  bei  den  Arbeitern  in  einem  grofsen  Teil  der 
Fälle  nichts  erhältlich  wäre.  In  der  erwähnten  Bestimmung  liegjt  aber 
doch  eine  Rechtsungleichheit.  Aber  sie  wird  in  der  Praxis  dadurch  gut 
gemacht ,  dafs  bei  ungesetzlichem  Austritt  vom  Arbeiter  nur  der 
Betrag  dieses  Drrompte,  d.  h.  im  Maximum  des  Lohnes  von  sechs 
Tagen  verlangt  wird,  während  die  voin  Arbeitgeber  zu  leistende 
Kntschädigung  in  der  Regel  auf  den  Lohnbetrag  nncfcsctzt  wird, 
welchen  der  Arbeiter  sich  in  der  <Tesetzllchen  Kündigungs- 
fr  st  hätte  erwerben  können.  Seme  Kiitschädigung  beträgt  also 
gewöhnlich  das  doppelte,  was  er  tur  die  gleiche  Rechtsverletzung  zu 
leisten  hat.  Mit  diesem  Ausgleich  hat  sich  bisher  die  Arbeiterschaft 
begnügt,  ohne  Wiederspruch  zu  erheben.  Vielleicht  würde  er  am 
besten  gesetzlich  in  dieser  Weise  hxiert.  Es  ist  aber  noch  ein  weiterer, 
den  Decompte  bctrcftcnder  Punkt  oft  streitig  gewesen.  Die  Fabrik- 
ordnungen zählen  oft  gewisse  Vergehen  auf,  welche  den  Arbeit- 
geber zu  sofortiger  Entlassung  berechtigen.  Manche  beanspruchen  nun 
das  Recht,  in  solchen  Fällen  auch  den  Decompte  zurückzu- 
behalten. Sie  gehen  dabei  von  dem  (Tedankcu  a.us,  dafs  es  nicht 
eine  von  ihnen  gewollte  Entlassung  sei,  sondern  eine  solche,  zu 
denen  sie  das  Vergehen  des  Arbeiters  gezwungen  habe;  sie  glauben 
deshalb  Anspruch  auf  Schadenersatz  zu  haben.  Dann  ist  es  aber 
wohl  nicht  ihre  Sache,  sondern  die  des  Richters,  zu  entscheiden,  ob 
dem  Fehlbaren  nicht  nur  die  oft  recht  empfindliche  Strafe  sötotüger 
Entlassung,  sondern  auch  die  des  Verlustes  des  Decompte  zudiktiert 
werden  dürfe.  Dies  im  Fabrikgesetz  zu  erwähnen,  würde  demlich 
oft  zur  Vermeidung  von  Streitigketten  von  grolsem  Nutzen  sein. 

Es  kommt  auch  vor,  dafe  in  FStten,  wo  unter  dem  Fabrikgesetz 
stehende  Angestellte  durch  Fahrlässigkeit  groOsen  Schaden  verursachen 
oder  durch  die  plötzliche  Versagung  ihrer  Mitwirkung  den  ganzen 
Betrieb  in  hohem  Mafs  beeinträchtigen  oder  gar  verunmoglichen 
könnten,  diese  nur  unter  der  Bedingung  einer  Kautionsleistung,  sei 
es  in  bar,  durch  Burgschaft  oder  irgendwie  sonst,  beschäftigt  werden* 
Gegen  eine  solche  Vereinbarung  dürften  wohl  keine  gesetzlichen  Ein« 
Wendungen  zu  erheben  sein,  wenn  sie  durch  förmlichen  Vertrag  er> 
folgt,  wohl  aber,  wenn  sich  der  Arbeitgeber  —  wie  es  hie  und  da  vor- 
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gekommen  ist  ohne  weiteres  das  Recht  eines  LohnrSckhalts  bis 
zur  Ansammlung  einer  gewissen  Kaution  anmalst  Eine  schützende 
Bestimmung,  wie  das  Verlangen  einer  schriftlichen  Vereinbarung^ 
wäre  in  solchen  Fällen  nicht  tiberflüssig. 

X.  Die  Lohnzahlung. 

Ueber  die  richtige  Lohnzahlung  in  den  Fabriken  haben  die 
Fabrikau&ichtsorgane  ebensowohl  zu  wachen,  wie  über  die  Aus- 
führung jedes  anderen  Artikels  des  Fabrikgesetzes.  Sie  können  aber 
diese  Pflicht  nur  eriiillen,  wenn  sie  Einsicht  in  die  Zahltagbücher 
des  Arbeitgebers^  wie  in  die  Lohnbttchlein  des  Arbeiters  nehmen 
können.  Da  es,  obwohl  sehr  selten,  vorkommt,  da&  ihnen  dieser 
Einblick  verweigert  wird,  würde  diese  Befugnis  am  besten  durch 
das  Gesetz  gewährt 

Die  Frage,  was  der  Arbeiter  zu  fordern  berechtigt  sei,  wird 
durchaus  nicht  von  jedermann  gleich  beantwortet  Bis  zur  Stunde 
hat  dje  Regel  allgemein  gegolten,  dals  dem  Arbeiter  gemachte  Vor- 
schüsse, Lohnbeträge,  welche  der  Arbeiter  einem  Gehilfen  zu  ent- 
richten hatte,  die  aber  der  Arbeitgeber  für  ihn  ausgelegt  hatte, 
Mietbeträge  für  gewährte  Wohnung,  die  Rechnui^en  für  gelieferte 
Lebensbedürfnisse,  für  Fournituren,  die  der  Arbeiter  zur  Herstellung 
seines  Fabrikates  bedurfte,  als  zum  voraus  geleistete  An- 
zahlungen an  den  Arbeitslohn  betrachtet  und  demgemäfs 
vom  Lohnbetr.i^  in  Abrechnung  g;ebraclit  werden  dürfen.  Zu{lein 
verleiht  das  Gesetz  dem  Prinzipal  als  weitern  Schutz  das  Recht  zum 
Rückhalt  eines  Decompte.  hinzclnc  Arbeitgeber  sind  aber  noch 
weiter  gegangen,  wie  frulirr  srhon  erwähnt  wurde  und  haben  •iicl» 
das  Recht  vincii^icrt,  für  Heizung,  Beleuchtung,  Reiniiciikerlspflege 
Abstriche  vom  Lohnguthaben  zu  machen.  Kndlich  kamen  dazu  die 
Beträge  für  Vers  i  ch  e r  u  n ge  n  und  andere  sogen.  Wohlfahrts- 
einrichtungen, von  denen  aiierJing.-,  schon  das  bestehende  Ge- 
setz sagt,  dafs  sie  nur  im  gegenseitigen  Einverstimdnis  zulässig  seien. 

Alle  diese  Verrechnungen  haben  sehr  ungleiche  Ansprüche  auf 
Duldung.  So  sind  an  anderer  Stelle  bereits  ernste  Bedenken  gegen 
die  Zulässigkeit  der  Abzüge  für  Heizung,  Beleuchtung  etc.  geäulsert 
worden.  Am  wenigsten  sind  selbstverständlich  die  Vorschüsse  auf 
den  verdienten  I.ulin  beanstandet  worden.  Sind  sie  doch  im  Grund 
TÜchts  anderes,  als  eine  freiwillig  geleistete  teilweise  frühere  Be- 
zahlung des  Lohnes,  sofern  sie  niciit,  was  äulserst  selten  oder  nie 
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vörkbmmeh  d&rfitc,  nur  gegen  Berechnung  voii  Zins  oder  Skonto 
gewährt'  werden.  Die  englische  Gesetsgebung  hat  es  aber  doch 
notig  gefunden,  Forderungen  letzterer  Art  ganz  einfach  zu  verbieten. 
Auch  die  an  den  Grehflfen  eines  Arbeiters  geleistete  Lohnzahlung 
ist  dem  letzteren  wohl  noch  immer  ohne  Widerspruch  verrechnet 
worden,  obwohl  allgemein  anerkannt  ist,  dals  der  Arbeitgeber  für 
die  richtige  Ausbezahlung  dieser  Hilfsarbeiter  verantwortlich  sei 
und  es  eigentlich  in  seinem  Interesse  läge,  durch  direkte  Zahlung 
an  die  Gehilfen  vor  Unannehmlichkeiten  ach  zu  sdifitzen.  Ganz 
anders  verhält  es  sich  mit  einer  anderen  Art  von  „Vorschüssen" 
weldie  nicht  selten  Arbeitern  gemacht  werden,  wdche  z.  B.  in 
entfernter  G^end  für  eine  Fabrik  angeworben  worden  oder  die 
in  finanzielle  Verlegenheiten  gerathen  sind  und  denen  der  Arbeit- 
geber durch  ein  Anleihen  beigestanden  ist  Hier  läfst  sich  der 
Arbeitgeber  eine  Anweisung  auf  den  I^hn  ausstellen,  der  erst 
'verdient  werden  soll  und  es  ist  nicht  abzusehen,  warum  er 
mit  so  entstandenen  Forderungen  günstiger  gestellt  sein  soll ,  als 
irgend  ein  Dritter,  der  einem  Arbeiter  aus  blotsem  Wohlwollen 
durch  ein  Anlehen  hilfreich  beisprang.  Ein  Vorzugsrecht  wäre  hier 
um  so  weniger  gerechtfertigt,  als  das  Anlehen  vom  Arbeitgeber  oft 
nur  in  der  ausgesprochenen  Ahsirht  gewährt  wird,  den  zur  Rück- 
zahlung lange  nicht  oder  gar  nie  befähigten  Arbeiter  ans  Geschäft 
zu  fesseln.  Dieser  gerät  so  oft  mit  seiner  ganzen  Familie-  in  ein 
Abhängigkeit5vcrhältnis,  dem  das  Gesetz  nicht  noch  besonderen 
Vorschub  leisten  sollte. 

Manche  Unternehmer  bieten  bekanntlich  ihren  Arbeitern 
Wohnungen  zur  Benutzung  an.  Ueber  deren  r^csciiatienheit  ist 
schon  wiedcrhoh  und  von  den  verschiedensten  Picobachtern  berichtet 
worden.  Es  hat  sich  ergeben,  dafs  diese  Wohnungen  durchschnitt- 
lich mindestens  ebensogut,  meist  besser  sind,  als  die,  welche  von 
Privatleuten  gewöhnlich  gemietet  werden.  Der  Mietpreis  ist  ge- 
wöhnlich ganz  erheblich  niedriger,  als  der  gleichwertiger  Privat- 
wohnungen, ja  es  kommt  vor,  dafs  er  nur  die  Hälfte,  sogar  ein 
Drittel  der  letzteren  beträgt.  Es  soll  nun  nicht  behauptet  werden, 
dafs  diese  Wohnungen,  wovon  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  er- 
bauten immer  besser  den  Anforderungen  der  Hygieine  entsprechen 
und  oft  einen  recht  bedeutenden  Komfort  darbieten,  aus  bloOsem 
Wohlwdlen  fUr  die  Arbdter  erbaut  worden  seien.  Die  Not  zwang 
dazu,  wenn  man  Arbeiter  haben  wollte  und  die  guten  Wohnungen 
trugen  viel  dazu  bei,  die  Arbeiter  im  GreschSft  festzuhalten.  Sei 
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dem  aber,  wie  'Ihm  woUe^  so  viel  ät  sic&er,  dals  die  FHiuapolc  durch 
die  Erstdluiig  von  Arbeiterwohnut^;di  mdst  eine '  peeumare  Eht" 
bulse  erleiden.  Zu  dieser  wurden  sie  sich  aber  kaiim  verstehen, 
wenn  sie  nicht  nuadestens  die  Sicherheit  hätten,  den  Mietsins 
richtig  cu  crhahen. '  Diese  Sicherheit  zu  gewifaren,  11^  also'  un 
wohlverstandenen  Interesse  der  Arbeiterschaft.  In  anderen  Fabriken 
wird  den  Arfoettem  zu  bilSgen  Breisen,  z.  B.  durch  gemeinschaftlichen 
Ankauf,  selbst  durch  besondere  Konsumanstalten,  allerlei  Lebens- 
bedarf  verschafft.  Oder  es  wird  dafür  gesorgt,  dafs  gewisse 
wichtige  Nahrungsmittel,  wie  etwa  Milch,  in  bester  Qualität  zu  be- 
scheidenem Preis  erhältlich  sind.  In  zahlreichen  Betrieben  wird  den 
Arbeitern  auch  zu  äufserst  mäfsigen  Preisen  sonstige  gesunde  Nahrung 
geboten.  Aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  geht  hervor,  dals 
diese  Bestrebungen  der  Fabrikbesitzer  oft  mit  bedeutenden  finan- 
ziellen Opfern  verbunden  sind,  dafs  sie  aber  eine  grofse  VV'ohlthat 
für  die  Arbeiterschaft  bedeuten.  Weniger  häufig,  aber  mit  dem 
Ueberhandnehmen  der  fremden  Arbeiter  immer  öfter,  kommt  es 
vor,  dals  eigentliche  Pension ate  gcc^riindet  werden,  worin  die 
Leute  nicht  nur  Kost,  Logis,  Wäsche,  sondern  zum  Teil  auch 
theoretjsciien  oder  praktischen  Unterricht  finden.  Aus  amtlichen 
Unters uciuuK^en  hat  sich  ergeben,  wie  erspricfslich  solche  Anstalten, 
richtig  getulirt,  nicht  nur  für  das  körperliche  Gedeihen,  sondern 
auch  für  das  moralische,  namentlich  für  die  aus  ihren  l  amilien  heraus- 
gerissenen, den  bedenklichsten  Einflüssen  preis  gegebenen  fremden 
jugendlichen  Arbeiterinnen  sind.  S  ' 

Alle  diese  Veranstaltungen  haben  keinen  Anspruch  auf  den 
Namen  von  Wohlfalirtseinrichtungen,  wenn  sie  auf  Gewinnst 
abzielen.  Das  dürfte  aber  nicht  häufig  vorkommea.  Uebrigens 
wäre  es  leicht,  dies  zu  ermitteln,  da  ja  über  solche  Unternehmuf^^ 
immer  spezielle  Rechnung  geführt  wird.  '  Solche  Rechnungen  sind 
auch  biränhin'  niit  allei-  Bereitwilliigkeit  den  Inspektoren  zur  Ver- 
l^^ung  gestellt  worden,  wo  irgend  ein  Umstand  zu  diesem  Begehren 
Veranlassung  gab.  Dab  sogar  das  Recht  zu  dieser'  Einsichtnahme 
ohne  bedeutenden  Widerstand  im  Gesetz  Aufiiahme  finden  könnte, 
wurde  aichon  früher  erwähnt.  Wo  nun  aber  dieser  Ausweis  —  sei 
es  nur  auf  spezielles  Verlangen,  siei  es  nach  allgemeiner  amtlicher 
Vorschrift  ^  gettistet  werden  kann  und  will,  sollte  das  Recht 
der  Verrechnung  am  Lohn  ohne  weiteres  zugestanden  werden, 
denn  auch  hier  ist  es  eine  Art  der  Bezahlung  des  verdienten  Lohnes 
dufdi  Naturalleistungen,  gerade  wie  die  Gewährung  von  Wohnungei}, 
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iUr  deren  Mietverrechnung  ja  auch  die  Bedingung  aufgestelh  werden 
könnte,  da(s  sie  die  fUr  gleiche .^Räume  äblidien  Mietpreise  nicht 
.übersteigen  dürfen.  \.r 

Eine  Ausnahme  dürfte  von  den  verschiedensten  Seiten  und 
.nicht  mit  Unrecht,  für  die  da  und- dort  eingerichteten  Verkaufs« 
stellen  für  geistig.e  Getränke  gemadit  werden.  Diese  geben 
freilich  öfter  ihre  Ware  £u  Ankaufspreisen  oder  mit- geringem  Zu- 
schlag ab,  der,  SQwdt  er  nicht  die  Verwaltungskosten  zu  decken 
hat,  in  die  Kasse  irgend  einer  Wohlfahrtsanstalt  fällt  oder  zur 
Herabsetzung  des  Lebensmittelpreises  verwendet  wird.  Ob  diese 
.Verwendung  des  (lewinnsts  eine  Bevorzugung  solcher  Verkaufs- 
stellen rechtfertifft  oder  ob  ni'^ht  Barzahlung  der  (ietränke  ver- 
langt werden v3p|iljL€,  müfstc  ernstlicli  erörtert  v.prdrn 

Am  Tneisten  Anfechtung  von  allen  \>rrechnungen  haben  schon 
langst  die  der  sogenannten  Fournituren  erfahren,  d.  h.  des 
Materials  welches  der  Arbeiter  lici  der  Herstellung  seines  Produktes 
selbst  zu  lietcrn  hat.  Diese  hat  er  sehr  gewöhnlich  \  om  Arbeit- 
geber zu  beziehen.  Es  scheint  auf  den  ersten  Blick  befremdlich, 
warum  ihm  die  Be/.ugsquelle  niciu  treigestellt  ist  oder  warum  über- 
haupt der  Arbeitgeber  nicht  alles  erforderliche  selbst  liefert.  Für 
das  crstere  wird  als  Grund  angegeben,  dafs  der  .Vrbeiter  um  der 
gröfseren  Billigkeit  willen  oft  allzugcringes  Material  anschaffen  und 
durch  dessen  Verwendung  die  Ware  diskreditieren  würde;  für  das 
zweite  aber  wird  angeführt ,  dafs  das  vom  .Arbeitgeber  selbst  ge- 
lieferte Material  sehr  häufig  eigentlich  vergeudet,  jedenfalls  nicht  ge- 
spart und,  weil  eine  Kontrolle  über  den  notwendigen.  Verbrauch 
kaum  möglich  ist,  nicht  gar  selten  zum  eigenen  Nutzen  verwendet 
wird  Für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen  sind  schbn  oft  Be- 
lege vorgebracht  worden  ^  aber  gleichzeitig  hat  sich  ergeben,  da& 
in  vereinzelten  Fällen  diese  Fournituren  .2u  betrichtlich  höherem 
als  dem  Ankaufspreis  verrechnet  werden.  Der  Prinzipal  q  unifiziert 
auf  diese  Weise  seine  Foumiturenlieferung  als  ein  Handelsgeschäft, 
(ur  das  ihm  nicht  die  mindeste  Bi^fünstigung  zuzukommen  braucht. 
.Führt  er  aber  besondere  Rechnung  darüber,  und  überlälst  er  den 
alliallig  bei  der  Di^labgabe  der  Waren  gemachten  Gewinnst  der 
Arbeiterschaft,  ist.  nicht  einzusehen,  .warum  seine  Lieferung  nicht 
als  eine  Anzahlung. an  den  Lohn  angesehen  werden  soll. 

Schlimmer,  als  alle  anfechtbaren  Lohnverrechnungen,  beein- 
flussen die  Oekonomie  des  Arbeiters  die  Fälle,  wo  dem  Aufsichts- 
.personal  einer  Fabrik .  das  Recht,  allerdings  in  ganz  gesetzwidriger 
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Weise,  zugestanden  >  wird,  die  Beträge  vom  Lohn  des  ArbdtefS 
zurück  zu  behalten,  welche  ihm  dieser  durch  Bezüge  aus  detii 
Laden  des  Aufsehers  schuldig  geworden  ist.  Wie  -oft  dies  vor- 
kommt, entzieht  sich  aus  naheliegenden  Grründen  zum  mindesten 
der  amtlichen  Kenntnis,  also  ist  auch  ein  sicheres  Urteil -über  die 
Notwendigkeit  besonderer  schützender  Bestimmungen  fiir  die  Ar- 
beiter nicht  mög^lich.  Dagegen  ist  allgemein  bekannt,  wie  oft  die 
Aufscherstellung  ausgebeutet  wird,  um  einen  Zwang  auf  die  Arbeiter 
auszuüben,  Kunden  eines  Aufsehers  zu  werden,  mag  derselbe  auch 
noch  so  teure  oder  schlechte  Ware  liefern.  Häufig  sind  Stimmen 
aus  der  Arbeiterschaft  laut  geworden,  welche  ein  V^erbot  des 
Betreibens  von  Läden  für  Fabrikleiter  und  Aufseher 
und  deren  Familien  verlangten.  Ob  dies  zulässig  sei,  ist  mir 
sehr  unwahrscheinhch ,  obwohl  em  solches  Verhältnis  als  ein  die 
Arbeiterschaft  oft  schwer  schädigendes,  seine  Unteraagung  als  etwas 
sehr  Wünschbares  zugegeben  werden  mufs. 

Es  mögen  endlich  noch  die  Lohnrückhalte  erwähnt  werden, 
welche  das  bestehende  l'abiikgesctz  zugicbt.  Einer  derselben,  der 
Decompte,  ist  bereits  besprochen  worden  und  es  bleibt  hier  nur 
beizufügen,  da&  der  wiederholt  aus  Arbeiter  kreisen  geäufserte  Wunsch, 
dafs  dieser  Rückhalt  auf  zwei  Zahltage  verteilt  werde,  Be- 
rücksichtigung finden  sollte,  wie  dies  übrigens  schon  in  vielen  Ge- 
sch^en  geschehen  ist.  '  -  • 

Nur  wenn  der  Arbeiter  einverstanden  ist,  gestattet 
das  Fabrikgesetz  einen  Lohnruckhalt  fUr  Spezial zwecke.  Ob 
dieses  Einverständnis  schriftlich  erklart  werden  mussei  ist  nirgends 
gesagt,  wohl  aber  erklart  der  Bundesrat  die  blo&e  Anerkennung  eines 
solchen  Abzugsrechts  durch  einen  Pän^rraphen  der  Fabrikordnüng  als 
unzureichend.  Als  nSpezialzwecke"  bezeichnet  eine  Biterpretation  des 
Bundesrats  vom  6.  Dezember  1875  zum  Fabrikgesetzeiitwur^  Fabriks* 
kranken-,  Unterstützungs-,  Un&lls*,  Versicherungs-Sparkässen  und  dgl. 
£s  ist  sehr  fraglich,  ob  diese  Bestmuhung  heute  noch  im  vollen  Um- 
fang in  das  Gesetz  aufgenorfimen  würde.  Ihre  Formulierung  er« 
folgte  zu  einer  Zeit,  wo  allerlei  Zwang  in  den  meisten  grofsen 
Fabriken  geübt  wurde,  um  alle  Arbeiter  zum  Beitritt  zu  Versiche- 
rungen gegen  Krankheit  oder  Alter,  auch  zur  Teilnahme  an  Spar- 
kassen zu  vermögen.  Durch  diese  Kassen  mit  zweckentsprechend 
abgefafsten  Statuten  sollten  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  gefesselt 
werden.  Diese  Tendenz  zeigt  sich  immer  seltener.  Die  Verwaltung 
der  Krankenkassen  namentlich,  das  VerfUgungsrecht  über  ihr  Ver- 
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mögen  liegt  faeutcutiage  meist  in  der  Hand  der  Mitglieder.  Wo  den 
Fabrikbesitzern  noch  ein  bestimmter  Anspruch  auf  die  Vertretung 
in  den  Verwaltungskommissionen  vorbehalten  ist,  sind  sie  doch 
selten  mehr  die  allein  maisgebenden  Personen.  Nur  ein  üebdstand 
ist  in  den  meisten  Kassen  geblieben :  mit  der  Entlassung  aus  der 
Fabrik  hört  auch  die  Mitpliedschaft  der  Fabrikkrankenkasse  und 
damit  jedes  Anspriirh^rccht  an  deren  Vermögen  auf.  Wer  entlassen 
wird,  kann  aber  nicht  mehr  in  eine  andere  Kasse  eintrcu-n,  wenn 
er  ein  gewisses  Alter  überschritten  hnt.  Er  ist  im  Krankheitsfall 
hilflos  gcwüi  den.  Um  dies  zu  vermeiden ,  wird  er  sich  manches, 
gefallen  lassen,  damit  er  der  VV'ohlthat  der  Kasse,  zu  der  er  viel- 
leicht Jahrzehnte  seine  Beiträge  gezahlt  hat.  leilhaft  bleibe.  Diese 
Gebundenheit  war  das  Hauptmotiv,  warum  in  den  70  er  Jahren  die 
l-'abrikkrankenkassen  so  verhafsL  waren  und  es  an  manchen  Orten 
noch  heute  sind,  warum  auch  der  Zwanj^  zum  Beitritt  aufgehoben 
wurde.  Wo  aber  heute  die  Regieruug  die  Kassenstatuten  zu  ge- 
nehmigen hat,  zur  Ucberwachung  der  Kassenvcrwaltung  berechtigt 
und  berufen  ist,  wo  ein  austretender  Arbeiter  doch  Mitglied  der 
Krankenkasse  bleiben  oder  infolge  von  Freizügigkeit  in  eine 
andere  eintreten  oder  endlich  etne  Auskau&summe  behtife  Ein- 
kaufs  in  eine  andere  Kasse  veilangen  kann,  ist  kein  stichhaltiger 
Grund  vorhanden,  warum  eine  Pabrikkiankenkasse  zum  mindesten 
für  die,  welche  nicht  anderwärts  versichert  sind,  obligatorisch 
erklärt  werden  sollte.  Jedenfalls  durfte  aber  in  einem  revidierten 
FabrO^esetz  die  Möglichkeit  vorgesehen  werden,  dafs  ein  Ver- 
sicherungsgesetz  dieses  Obligatorium  einführe  und  damit  zugleich 
eventuell  die  Berechtigung  schaBe,  die  zu  zahlende  Prämie  oder 
einen  Teil  derselben  vom  Lohn  zurück  zu  behalten«  Dals  auch 
die  Unfallversicherung  in  nächster  Zeit  vom  Bund  aus  ein* 
geführt  und  die  allßUligen  Beiträge  der  Arbeiter,  an  die  Prämien 
geregelt  weiden,  darf  hoffentlich  als  sicher  vorausgesetzt  werden« 
In  dieser  Voraussetzung  mag  die  Frage  der  Beteiligung  des  Aibeiters 
an  der  Unfallversicherung  hier  unberührt  bleiben. 

Die  Fabriksparkassen  mit  obligatorischen  Beiträgen,  sowie 
andere  Versicherungen,  zu  denen  der  Arbeiter  verpflichtet  wird, 
sind  so  zu  sagen  ganz  verschwunden,  das  wenige,  was  noch  existiert, 
beruht  auf  Freiwilligkeit,  so  dafs  eine  gesetzliche  Bestimmung  da* 
rüber  kaum  mehr  erforderlich  ist 

Inbezu'^:  auf  alle  die  erwähnten  Arten  von  Kassen  darf  wohl 
der  Wunsch  ausges|>rocheo  werden,  dals  die  Kantonsregieningen 
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verpflichtet  werden  sollen,  dieRechnungcn  aller  der  Kassen 
einzufordern,  zu  denen  die  Arbeiter  Beiträge,  wenn  auch  nur  frei- 
willige, zu  zahlen  haben,  sie  zu  prüfen  und  alle  Mafsregeln  zum 
Schutz  vor  Schädigun^^en  der  Kassen  zu  ergreifen.  Wie  notwendig 
diese  Oberaüfsicht  ist,  haben  die  Erfahrungen  der  letzten  Jahre 
gezeigt,  wo  angesammelte  Kapitalien  selbst  da  verlutca  gingen, 
wo  die  Ortsbehörden  mit  dieser  Absorge  betraut  waren .  aber 
wegen  zu  nahen  Beziehungen  zu  den  Schuldnern  der  Kasse  nicht 
einzuschreiten  wagten. 

Ucber  die  Art  and  Weise  der  Lohnzahlung  giebt  das- 
Gesetz  einige  Vorschriften.  Sie  soll  in  der  Fabrik  selbst,  in  bar 
und  in  gesetzlichen  Münzsorten  gemacht  werden.  Daran  dihfte 
wohl  kaum  gerüttelt  werden.  Dagegen  erweist  sich  der  Zusatz  mit 
jedem  Jahr  als  notwendiger,  dafe  dem  Arbeiter  ein  Mittel  an  die 
Hand  gegeben  werden  müsse,  die  Richtigkeit  der  Lohnbe- 
rech  nung  nachzuprüfen  und  im  Fall  entstehender  Lohnstreitig- 
keiten einen,  Ausweis  über  den  erhaltenen  Betrag  zu  besitzen!  Dazu 
dienen  Lohntarife,  wo  Akkotdlohn  gezahlt  wird  und  vor  allem 
aus  die  in  zahlreichen  Fabriken  längst  eingeführten  Zahlt agzettel 
oder  Zahltagbüc^ein;  Diese  obligatorisch  zu  erklären,  wäre  für  beide 
Teile  gleich  empfehlenswert 

Wem  der  Lohn  auszubezahlen  sei,  sagt  Art.  X  nichU 
Man  setzte  vermutlich  als  selbstverständlich  voraus,  demjenigen, 
welcher  ihn  verdient  habe.  Wird  aber  dieser  Grundsatz  auf  die 
Entlohnung  der  jugendlichen  Arbeiter  angewendet,  entstehen  da- 
raus oft  sehr  fatale  Folgen.  Kinder,  die  das  Geld  in  die, Hände 
bekommen,  fühlen  sich  ökonomisch  selbständig,  ihren  Eltern  gegen- 
über udabhäng^  und  so  kommt  die  bedauerliche  Erscheinung  zu- 
stande, dafs  sie  sich  von  der  Familie  loslösen.  Eine  Bestimmung, 
dafs  Jugendliche,  allermindestens  bis  zum  erfüllten  1 6. Jahr,  be«iscr 
aber  alle  Minorennen  den  I.ohnbetrag  nicht  erhalten  durtcn, 
sondern  dafs  er  an  die  Eltern,  soferne  diese  nicht  anders  verfügen, 
oder  an  den  Vormund  gezahlt  werden  müsse,  wäre  empfehlenswett. 
Eine  solche  Vorschrift  dürfte  übrigens  allen,  auch  Erwachsenen  f^e^en- 
über  am  Platz  sein,  die  unter  Vormundschaft  stehen.  Indirekte 
Bezahlung  ist  allgemein  üblich,  wo  ein  Arbeiter  Gehilfen  be- 
schäftigt, die  er  anstellt  und  bezahlt,  ein  Verhältnis,  wie  es  zwischen 
Sticker  und  Fädlcrin,  Zigarren-  und  Wickelmacl.er ,  Gruppenchefs 
und  Gehilfen  so  oft  vorkommt.  Die  häufigen  Klagen  über  mangel- 
hafte oder  ganz  ausbleibende  Zahlung  lassen  es  wünschbar  er- 
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scheinen,  dafs  der  Arbeitgeber"  nicht  nur  verantwortlich  für  die 
richtige  Zahlung  erklärt,  sondern  angehahen  werde,  auf  Rechnung 
des  zur  Zahlung  vcrpflichteteTi  Arbeiters  seine  Gehilfen  aus- 
zubezahlen. Bei  Akkordarbeit  gelancft  der  Arbeiter  so  auch  eher 
zu  seinem  rirhti'.^en  und  billigen  Lohntreifnis. 

Die  Ansichten  darüber,  wann,  in  welchen  Zwischenräumen  und 
an  welchen  Tagen  der  Arbeitslohn  auszuzahlen  sei,  gehen  seiir 
auseinander.  Prinzipale  und  Arbeiter  führen  die  verschiedensten 
Gründe  für  ihre  Meinungen  an.  Während  die  letzteren  meist  kurze 
Fristen  wünschen,  um  langedauerndes  Kreditieren  entbehrlich  zu 
machen ,  behaupten  die  ersteren ,  dafs  gerade  durch  die  kurzen 
Z  a  h  1 1  a  g  s  p  e  r  i  o  d  e  n  der  Kredit  bei  den  Lieferanten  gefährdet 
"werde,  die  nicht  alle  8  bis  14  Tage  mit  Abschlagszahlungen  und 
Bemühungen ,  überhaujit  Zahlung  zu  erlangen  ,  sich  plagen  wollen. 
Sogar  die  Ilau.sljaucn  wünschen  bald  kurze  Fristen,  bald  scheuen 
sie  dieselben  wegen  den  Jubeltagen,  die  in  der  Regel  auf  die  Zahl- 
tage folgen.  Die  Prinzipale  scheuen  vor  allem  die  vermehrte  Mühe 
mit  der  Abrechnung,  welche  durch  die  kürzeren  Zahlungsperioden 
bedingt  ist  Wägt  man  alle  för  und  wider  angeführten  Gründe 
sorg&Aüg  ab.  gelangt  man  zum  Sdiluls,  dals  ei«  aUgondn  auf 
14  Tage  festgesetzter  Zahlungstermin  am  besten  allen  berechtigten 
Wünschen  entsprechen  dürfte.  Sollten  längere  Fnsten  zugestanden 
werden,  was  in  einzelnen  Fällen,  namentlich  aber  bei  viel  Zeit  be- 
anspruchenden  Akkordarbeiten,  wünscfabar  sein  kann,  wäre  doch  die 
Bedingung  daran  zu  knüpfen,  dals  auf  Verlangen  des  Arbeiters  dem- 
selben den  Fortschritten  der  Arbeit  entsprechende  Abschlags- 
zahlungen zu  machen  seien. 

Als  Zahltag  war  früher  allgemein .  der  Samstag' üblich. 
Man  erkannte  aber  immer  allgemeiner,  wie  die  Verlegung  der 
Zahlung  auf  diesen  Tag  die  unbedachte  Verschleuderung  des  Er- 
werbs  für  allerlei  Sonntagsveiignügungen  fördere.  Der  Wunsch,  da(s 
<iie  Wahl  eines  anderen  Wochentags  ausdrücklich  vorge- 
schrieben werde,  ist  daher  sehr  verbreitet  Noch  mehr  aber  werden 
gesetzliche  Bestimmungen  gewünscht,  die  Verspätungen  der 
Lohnzahlung  mit  empfindlicher  Bufse  belegen i  wenn  ae  einen 
gewissen  sehr  kurzen  Termin,  z.  B.  von  2 — 3  Tagen,  überschreiten. 
Solche  Verspätungen  kommen  zwar  seltener  aus  Gewinnsucht  vor, 
als  in  Folge  schlechter  Ordnung  im  Geschäft  oder  chronischem 
•oder  zufälligem  Geldmangel.  Immerhin  gefährden  sie  den  Arbeiter 
«inigermalsen,  bringen  ihn  in  ökonomische  Verlegenheiten  und 
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schädigen  semen  Kredit  bei  den  LiefeFantcn  seines  Lebensbedarb» 
Ein  empfindlicher  Verzuprszins  wäre  eine  sdir  gerechtfertigte 
Strafe. 

'  Nicht  selten  vernimmt  man  aber  bei  den  Arbdtem  noch  weiter 
gehende  Wünsche.  Manche  glauben  Auszahlung  des  Lohnes 
bis  auf  den  letzten  Arbeitstag  fordern  zu  sollen.  Diesem 
Verlangen  könnte  in  einzelnen  Industriezweigen  entsprochen  werden; 
wo  aber  eine  komplizierte  Berechnung  der  Zahlung,  .wo  eine  Prüfiing 
der  gelieferten  Arbeitsprodukte  auf  ihre  firauchbarkeit  und  Fehler- 
losigkeit  vorausgehen  mufs,  zeugt  ein  solcher  Wunsch  von  totaler 
Unkenntnis  des  Geschäftsbetriebs.  Die  erforderlichen  Fristen  sind 
sehr  ungleich  lang;  es  können  mehrere  Tag;e  notwendig  sein.  Eine 
längere  Dauer  als  eine  Woche  kann  aber  überall  vermieden  werden. 
Behält  man  daher  den  Decompte  von  6  Arbeitstagen  bei,  kann 
man  unbedenklich  mit  aller  Strenge  daran  festhalten,  da(s  immer 
der  volle  verdiente  Lol^n,  mit  Ausnahme  dessen  für  die  sechs 
letzten  Arbeitstage,  ausbezahlt  werden  mufs. 

Ein  anderer  Wunsch  geht  dahin.  daGs  der  Lohn  innerhalb 
der  normalen  Arbeitsstunden  ausbezahlt  werden  müsse. 
W^er  schon  f^cschcn  hat,  wie  infolge  unpraktischer  Kinrichtungcn 
bei  der  Auszahlun'^  die  Arbeiter,  die  sich  nach  Hause  sehnten,  noch 
eine  oder  zwei  Stunden  auf  das  Verabfolgen  ihres  Lohnes  v.nrtcn 
mufsten,  wird  diesen  Wunsch  be^^Tciflich  hnden  und  es  kontue  ihm 
bei  besserer  Organisation  der  Üntlöhnung  wohl  ohne  Schwierigkeit 
entsprochen  werden. 


AfMf  tat  MC.  GwcBgcbopg  ikSlBtuiUe.  XVUI. 
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Die  Rückkehr  nach  dem  Lande, 

Von 

Prof.  Dr.  KMrf.  VANDf.KVKLDE, 

Mitglied  der  Dcputiertcokammcr  in  Brüi»sel. 

Seit  dem  Ausbruch  der  landwirtschaftlichen  Krise  ist  die  Land- 
flucht, die  Wanderui^  der  bauerlichen  Bevölkerung  nach  den  Städten, 
ein  Lieblingsthema  unserer  zeitgenössischen  Litteralur  geworden. 

Man  kann  kaum  eine  landwirtschaftliche  Zeitschrift  in  die 
Hand  nehmen,  ohne  darin  bittere  Klagen  über  Arbeitennangel  und 
hohe  Arbeitslöhne  zu  finden.  Die  Demographen  ergehen  sich  — 
besonders  in  einem  Lande  mit  üast  gleich  bleibender  Bevölkerungs- 
ziffer, wie  es  Frankreich  ist  —  in  Klagen  über  die  Entvölkerung 
der  Dörfer  zu  Gunsten  der  grofsstadtischen  Zentren.  Die  Hygieniker 
beunruhigt  die  Gefahr,  die  durch  die  Ansammlung  der  Menschen 
zu  Hunderttausenden,  ja  zu  Millionen  hervorgerufen  wird  mit  Rück' 
siebt  auf  die  Entwicklung  der  Tuberkulose,  der  Syphilis  und  des 
Alkoholismus,  dieser  drei  gewaltigen  Grundursachen  der  überaus 
hohen  Krankheits*  und  Sterblichkeitsziffem,  die  von  den  Städten 
geliefert  werdoi.  Die  Konservativen  sdiliefsUch  sehen  mit  Schrecken, 
wi(  die  Herde  der  sozialbtischen  Propaganda  von  Jahr  zu  Jahr  an 
Umfang  gewinnen. 

Diese  verschiedenen  vorgefafsten  Meinungen  sind  in  so  hohem 
Maise  geistiges  Gemrinr^ut  geworden,  dalis  sie  sich  nun  auch  in 
verschwenderischer  Fülle  über  die  Tagespresse  ergielsen,  nachdem 
sie  erst  alle  Fachschriften  erfüllt  hatten,  ja  sie  finden  immer  häu- 
figer auch  in  den  Werken  der  schöngebtigen  Litteratur  ihre  Spie- 
geluni:. 

So  schildert  der  belgische  Dichter  F  m  i  1  e  V  e  r  t  w  e  r  e  n  in  einer 
wunderbaren  Trilogie,  die  voll  ist  von  tie&innigen  Erkenntnissen  und 
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hellsichtigen  Bildern  der  Zukunft,  wie  sich  das  sinnlos  bethörte 
Land  nach  den  gro&en  Ansiedelungen  hin  entvölkert,  wie  die  ver- 
führerischen Städte,  allgewaltig  und  allverschlingend  ihre  Herrschaft 
über  das  flache  Land  ausdehnen,  wie  dann  schliefslich  die  Sonne 
der  grofscn  siegreichen  sozialen  Revolution  au%eht,  die  Einheimische 
und  Fremde^  Bürger  und  Bauer  zu  einem  einzigen  Volk  der  Arbeit 
versöhnend  vereint 

Wenn  das  Phänomen  der  Landflucht  auf  so  verschiedenen  Ge- 
bieten einen  so  starken  Eindrudc  hervorruft,  so  ist  klar,  dafs  es 
während  der  zweiten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  eine 
ganz  aufserordentliche  Bedeutung  erlangt  haben  mufs.  Dennoch 
wäre  es  ein  Tnigschlufs,  wollte  man  annehmen,  die  Wanderung  der 
Landbevölkerung  nach  den  Städten  sei  eine  durchaus  neue  Er- 
scheinung und  nicht  blofs  ein  schärferes  Hervortreten  einer  Be- 
wegung, die  sich  seit  jeher  vollz(^en  hat,  solange  es  städtische  An- 
siedelungen giebt. 

Es  soll  hier  nicht  von  den  analogen  Tendenzen  gesprochen 
werden,  die  für  den  Ausgang  des  Altertums  und,  wie  Bücher*) 
gezeigt  hat,  auch  für  das  Kndc  des  Mittelalters  einen  Markstein 
bilden.  Auch  sonst  beweisen  zahlreiche  Zeugnisse,  dafs  man  sich 
lange  vor  dem  Beginn  des  neunzehnten  Jahrhunderts  mit  der  Ent- 
völkeruiv^^  des  T^nnrles  und  dem  Zustrom  der  Landleute  nach  den 
grofsen  Bevölkerungszentren  beschäftigt  hat. 

So  bemerkt  Weber  in  seinem  wiehtit^en  Werke,  Ihe  growth 
of  cities  in  the  nine-teenth  rentury,  die  Klagen  der  Physiokraten 
über  den  Mangel  an  Landarbeitern  seien  aller  Welt  geläufig  ge- 
worden. -I  In  seinem  berühmten  Kncyklopädieartikel  ,.Fermiers" 
stellt  Ouesna\-  fest,  dafs  die  Klügsten  und  W'iilensst^irksteri  aus 
dem  I.anrlvolke  nach  den  Städten  abwanderten,  und  er  fuhrt  diese 
ErS'  lieinung  auf  die  grolseii  •  ieh lausgaben  /,urü("k,  die  in  l'.uis  und 
den  .inderen  grolsm  ."^tridti-n  \-«)n  Hof  und  .Adel  gemacht  wunlcji. 
Kur/uni,  die  i'hysiukraten  waren  darüber  einig,  dafs  eine  Abwan- 
derung nach  den  Städten  stattfände;  sie  spraciicn  von  einer  Ent- 

')  Karl  Bücher,  Die  innerea  Wanderungen  und  das  .'^t;lt^tt•^vcscn  in  ihrer 
cntwiAlun^sgcicbicbtUchen  Bedeutung.   In  „EnUstcbung  der  Volkswirtediafl" ,  Ttt« 

« 

bingcn  1S93. 

•1  \.  II.  VVrbcr,  The  growtli  uf  cities  in  ihc  nine  tcenlh  Century  p.  230  u.  f. 
London.  V.  6.  King  and  Son  1899.  —  Siehe  .iiich  Lcv.isseur.  I,u  pnpulatiun 
fran9aii>c  I  p.  207  cl  s.  Pari;.,  Rousseau  1891  und  Kurciew.  Lcs  paysans  et  la 
qvcstion  pay  scanne  en  Fnnce  p.  340. 
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völkerung  der  ländlichen  Gebiete  und  erklärten,  da(s  eine  solche 
in  Frankreich  schon  seit  langem  bestände. 

In  den  „Eph^merides  du  citoyen",  die  im  Jahre  1765  erschienen 
waren,  konnte  man  folgendes  lesen: 

„Wclrhc  iTsachcn  stimmen  hierzulande  zusammen,  um  die 
Zahl  unserer  Hauern  zu  vermindern?  Oder  besser  gesagt,  was 
stimmt  hier  nicht  zus;mimen  '  Das  Kries^swesen,  die  Marine,  die 
Finanz,  liie  Rechtsverwaltung,  der  Handel,  die  Künste,  ia  selbst  tlie 
Kirchen,  reilscn  eines  nac  h  ilem  anderen  die  Bauernkinder  aus  dem 
Erdenwinkel,  in  dem  sie  geboren  sind." 

In  England  traten  die  gleichen  Waiidcrbewei^unfrcn  mit  einer 
noch  viel  grölscrcn  Gewalt  zu  Tage.  Nur  dals  hier  die  Landlurds, 
statt  solche  Erscheinungen  zu  bedauern  und  iiinen  entgegenzu- 
arbeiten, einzig  darauf  bedacht  wai  cn,  eine  l  lu  v.alzung  der  land- 
wirtschaftlichen X'erliältnisse  zu  ihrem  Vorteil  herbeizuführen  und 
dafs  sie  zu  den  gewaltthätigsten  und  schwindelhaftesten  Mitteln 
grifTen,  um  die  Bauern  zu  expropriieren,  die  kleinen  Lehenhöfe 
durch  grolse  F^chtgiiter  zu  ersetzen  und  das  arbeitende  Landvolk 
der  städtischen  Industrie  in  die  Arme  zu  treiben. 

So  bedeutend  aber  auch  zu  jener  Zeit  die  bauerliche  Zuwan- 
derung nach  den  stadtischen  Ansiedelungen  war,  so  diente  sie  doch 
viel  eher  dazu,  die  durch  eine  außerordentliche  Sterblichkeit  verur- 
sachte Entvölkerung  wieder  auszugldchen,  als  dafs  sie  die  stadtische 
Bevölkerungsziffer  (etwa  gar  mit  der  Schnelligkeit,  die  wir  heutzu- 
tage gewohnt  sind)  erhöht  hätte. 

Thatsächlich  waren  die  hygienischen  und  gesundheitlichen  Ver- 
hältnisse, unter  denen  die  Städte  lebten,  fast  überall  so  klaglich, 
dals  die  Sterblichkeitsziffer  die  GeburtenzifTer  überstieg. 

Im  Jahre  1761  schrieb  Süfsmilch'):  „In  Städten,  besonders  in 
volkreichen  Städten,  ist  mehrentheils  die  Zahl  der  Todten  gr6lser, 
als  der  Geborenen.  Wenn  auch  zuweilen  audserordentlich  gründe 
Jature  vorfallen,  da  ilie  7. afil  tler  Gcbornen  etwas  grÖlser  ist;  so 
verschwindet  doch  der  üeberschuis  der  Gcbornen,  wenn  man  die 
Listen  einiger  Jahre  in  eine  Summe  bringet." 

Als  einzige  unter  den  Hauptstädten  der  damaligen  Zeit  wies 
Paris  eine  schwache  natürliche  \'"ermehrunL;  auf.  London  hr.ichte 
es  erst  vom  Beginn  des  19.  Jahriiunderts  an  soweiL    Berlin  er- 


>)  Sülsmilch,  Di-  ^"  tt liehe  Ordnung  in  den  Veränderungen  des  mensch- 
liehen  Geschlechts.    Berlin  1761. 
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reichte  diesen  Zustand  dauernd  erst  im  Jahre  iSio,  Leipzig  im 
Jaluzehnt  zwischen  1821  und  1830,  Frankfurt  im  Jahre  1841,  Stock- 
holm  erst  nadi  dem  Jahre  1860.') 

Gegenwärtig  sind  es  in  Westeuropa  nur  mehr  einige  Städte 
Italiens  und  —  das  verdient  festgehalten  zu  werden  —  die  Hälfte 
der  grofsen  Städte  FrankrdchSi  wo  die  StetbezifTer  gröfeer  als  die 
Geburtenziffer  geblieben  ist,  und  wo  sich  infolgedessen  die  Be- 
völkerung nur  durch  Zuwanderung  vermdirt*) 

Was  heute  Ausnahme  ist,  war  vordem  Regel,  und  J.J.  Rousseau 
konnte  sich  auf  unbestreitbare  Thatsachen  stützen,  wenn  er  die 
Rüddcehr  zur  Natur  predigte  und  gegen  die  Städte  als  die  Herde 
der  Volksvemichtung  seine  Anklage  erhob.  * 

Jeder  kennt  die  berühmte  Stelle  im  Emile  *) :  ,J>ie  Menschen 
sind  nicht  dazu  geboren,  sich  zu  Ameisenhaufen  anzusammeln, 
sondern  verstreut  zu  leben  auf  dem  Lande,  das  sie  bebauen  müssen. 
Je  dichter  sie  sich  vereinigen,  desto  verderbter  werden  sie.  Die 
Schwäche  des  Körpers  sowohl  wie  die  Mängel  des  Gemütes  sind 
linausreichliche  Folgen  zu  starker  Ansammlungen.  Unter  allen 
lebenden  Wesen  ist  der  Mensch  am  wenigsten  dazu  geeignet,  als 
Herdentier  zu  leben.  Menschen,  die  man  wie  die  Schafe  zusammen- 
pfercht, werden  allesamt  rasch  zu  Hrunde  gehen.  Des  Menschen 
Hauch  wirkt  tödlich  auf  seinesgleichen;  das  ist  im  wörtlichen  Sinne 
nicht  weniger  wahr  als  im  figürlichen. 

Das  Städtewesen  ist  der  gefrafsif:^e  Rachen,  der  das  mensch- 
liche (  leschlecht  verschlingt.  Nach  \\  eniL,'en  ( ienerationen  stirbt 
die  Rasse  aus,  oder  sie  degeneriert;  sie  bedarf  der  Krneueruni;  und 
immer  ist  es.  wieder  das  Land,  das  den  Stoft  zu  dieser  Erneuerung 
hwgiebt." 

Zur  Zeit,  da  Rousseau  diese  Worte  schrieb,  hatte  sich  die 
industrielle  Revolution  noch  nicht  voUzoL^eii,  und  die  verheerenilcn 
Folgen,  die  aus  ihr,  zumal  in  ilnem  Anfarii^c  für  jene  Bevölkerung 
erwachsen  sind,  die  sich  in  den  Städten  mit  ihrem  Manufaktur- 
betrieb anhäufte,  waren  noch  nicht  eingetreten.  Da  diese  Revo- 
lution in  ihrer  hintwicklung  tausendc  landflüchtiger  Arbeiter  in  Orte 
zusammenwarf,  in  denen  nichts  vorgekehrt  war,  um  den  Gefahren 

'j  Weber,  The  growth  of  ciü«  io^the  nine-teenUi  Century  p.  358.  New  Vork. 

Macmülan  O«  1899. 
^)  Idem  p.  240. 

*)  J.  J.  Rottiieftu*    Emile.    Livrc  I  p.  36. 
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einer  solchen  Menschenanl)äufung  zu  begegnen,  ist  es  weiter  nicht 
verwunderlich,  dafs  sich  der  HaGs  gegen  die  Städte  in  alle  jene 
Herzen,  die  ohnehin  von  Zorn  über  die  Knechtschaft  und  das 
Elend  des  Proletariats  erfüllt  waren,  noch  tiefer  eingrub. 

Besonders  sind  die  Schriften  der  meisten  Sozialisten  voll  der 
beredtesten  iincl  l)ittersten  Urteile  über  die  Entfremdung  des  Ge- 
werbes vom  Ackerbau  als  eine  Hau[ »tursache  der  Landverödung 
und  <kr  H}'{)ertr<)i)hic  des  Städte  Viesens.  • 

R  < )  t )  e  r  t  ( >  w  e  n  z.  13.  schrieb : 

„Prinzip  i>t  es  —  sofern  bei  dem  i;eL^^en\värti;^a-n  Zustande 
der  Unordüuni;  und  der  sozialen  Anareliie  \<>n  einem  Prin/.ip  noch 
die  Rede  sein  kann  —  Prifizip  ist  es.  d(Mi  Ackerbau  von  der  In- 
dustrie, t\cn\  1  kindel  und  den  anderen  PicruliMi  los/.uli isrn,  ihm  in 
seiner  L;an7,en  Stellung  und  seinen  ( ic\s  (jhulieiten  jeden  Zusainmen- 
hiiu-^,  jede  unniiLlclbare  Bcrühi  un^^  init  den  anderen  licrulszweigen 
zu  nehmen,  diese  wieder  in  Strafscn,  Gassen,  Plätze  zu  sperren,  die 
Städte  und  Altstädte  bilden  und  denen  der  Ackerbau  die  Früchte 
des  Landes  liefert;  diesem  Ackerbau  wieder  innerhalb  der  unend- 
lichen Teilung  der  Berufe  in  Industrie,  Handel  und  Manu£aJcturen 
besondere  Interessen  zuzuweisen  und  obendrein  in  jedem  dieser 
Berufszweige,  das  persönliche  Interesse  allen  anderen  Interessen 
entgegenzustellen 

Im  Gegensatz  zu  dieser  Erscheinung  ging  der  grofse  englische 
Utopist  in  seinen  Plänen  zur  Erneuerung  der  Gesellschaft  von  dem 
Grundsatze  der  Vereinigung  und  der  gegenseitigen  Kooperation 
aus,  er  predigte  die  Versöhnung  der  Industrie  mit  der  Landwirt» 
Schaft  und  schlug  zur  Heilung  der  Schäden,  die  die  städtische  Kon- 
zentration verursacht  hatte,  die  Verteilung  der  Bevölkerung  in 
Gruppen  von  durclischnittlich  zwölfhundert  Personen  vor.  Diese 
sollten  quadratische  Städte  bewohnen  —  die  berühmten  Parallelo- 
gramme —  und  sich  nach  einem  System  gemeinschaftlicher  Pro- 
duktion und  gemeinschaftlichen  Konsums  dem  Ackerbau  oder  der 
Industrie  zuwenden 

In  gleicher  Weise  verschwinden  in  Fouriers  sozialer  Ockononiic 
Hie  grofscn  Bevölkerungszentren,  um  den  Phalansteren  Platz  zu 
machen,  die  nur  mtt  einigen  Hundert  Bewohnern  besiedelt  seio 
sollten. 

'l  Book  of  th<-  ncw  morai  world.    [|  ]>.  i6. 

■-)  Siehe  iUizu  tli(- sclir  aiisTiibrlirlH'  Aiuilyso  rlcr  oiiisclilaKig«.'n  Schritten.  Owen 
bei  Quack,  „l.>c  sucialistea"  twccUc  ded  p-SOJ — 385.  Ai^sterdain,  vao  Kämpen  1900. 
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Schon  in  der  Uebergangszett  des  Garantismus  waren  die  Städte 
Gegenstand  systematischer  Maferegeln.  Eine  garantistische  Stadt 
setzt  sich  aus  drei  Gürteln  zusammen:  der  erste  enthält  die  City 
oder  die  innere  Stadt,  der  zweite  die  Faubourgs  und  die  grolsen 
Werkstätten,  der  dritte  die  Avenuen  und  die  Bannmeile.  Diese 
drei  Gürtel  sind  durch  FalHssaden  voneinander  getrennt.  Rasen 
und  Anpflanzungen,  die  die  Aussicht  nicht  behindern  dürfen.  Jedes 
Haus  der  inneren  Stadt  muls  anschliefsend  als  Hof  und  Garten 
einen  freien  Raum  von  zum  mindesten  gleicher  Ausdehnung  wie 
die  eigene  Baufläche  besitzen.  Dieser  freie  Raum  soll  doppelt  so 
grols  sein  im  zweiten  Gürtel,  den  Faubourgs,  und  dreimal  so 
grofe  im  dritten  Gürtel,  der  Bannmeile'). 

Das  aber  sind  nur  die  Vorbereitungen  zu  einer  noch  viel 
tiefer  einschneidenden  Reform  der  Arbeits-  und  Wohnverhältnisse. 
In  der  Harmonie  „hat  das  Haus,  das  eine  Phalange  bewohnt, 
keinerlei  Aehnlichkeit  mit  unseren  städtischen  oder  ländlichen  Bau- 
lichkeiten; wenn  man  eine  grolse  Harmonie  von  1600  Personen 
gründen  will,  kann  man  keines  unserer  Gebäude  dazu  gebrauchen, 
weder  ein  grofscs  S.'lilofs  wie  das  von  Versailles,  noch  ein  grofses 
Kloster  wie  den  f'^scorial  *),"  Und  unter  den  Bewohnern  des  Phalan- 
stcrcs  verteilt  der  Kreislauf  der  Arbeit,  in  kurze  Abschnitte  geteilt, 
die  einzelnen  Verrichtungen  so,  dafs  allmählich  und  abwechselnd 
alle  an  den  Arbeiten  des  Haushalts,  der  Landwirtschaft  und  der 
Industrie  teil  haben. 

An  Stelle  der  jetzigen  Felder  und  Fabriken,  die  dem  gerecht 
Denkenden  nur  ein  Schauspiel  der  Betrübnis  bieten,  wird  der  Philo- 
soph, wenn  er  einen  Kanton  der  Harmonie  durchreist,  „von  seinem 
Gefahrte  herab  das  entzückende  Schauspiel  betrachten,  das  ihm  die 
wahren  Freunde  des  Gemüsebaues  und  der  Rübenkultur  bieten  wer- 
den, die  Erben  von  Phokions  und  Dentatus'  Tugenden,  die  mit  Stolz 
ihre  Fahnen  wehen  lassen,  ihre  Zelte  errichten  und  ihre  Scharen 
ausbreiten  werden  auf  den  Höhen  und  in  den  Thalern.  Diese  aber 
sind  weithin  überstreut  mit  glanzvollen  debäuden,  in  ficren  Mitte 
sich  das  Phalansterc  erheben  wird,  die  aligemeine  Behausung,  die 
majestätisch  den  Kanton  beherscht^). 


*)  L'harmoni«?  universelle  <.i  U-  phalanstrrr,  expo$c$  par  Fourier,  Tome 
p.  179.    Paris,  Lihrairic  pbaluuslcricouc  1849. 
*)  Ibid.  p.  254. 
>)  Ibid.  p.  384. 
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In  diesem  verführerischen  (icmäldc.  wie  in  all  den  anderen,  die 
das  Werk  Fouriers  schmücken,  finden  wir  nur  ländliche  Gesichts- 
punkte vertreten.  T>ic  Industrie  spidt  im  System  dcs  Phalansteres 
nur  eine  nebensächliche  Rolle. 

Der  Haushalt,  der  Gartenbau,  die  Raumzucht  verbrauchen  der 
Thätigkeiten  g^röfsten  Teil.  Wie  es  inniier  ijeht :  die  Utopie  leidet 
unter  den  Nachwehen  der  sozialen  Verhältnisse,  aus  denen  sie  ge- 
boren ist.  Als  Zeit<;enüsse  der  wirtschaftlichen  Umwälzung,  die 
sich  in  Kn<,dand  \o\\/.o^,  aber  in  einem  Lande  lebend,  wo  die 
ürufsindustric  noch  nicht  zur  I  lerrschaft  gelangt  war.  hatte  der  be- 
rühmte Verfasser  des  „Traitc  de  l'assüciation  douustique  agricolc" 
(1822)  scheinbar  noch  nicht  die  Gesamtentwicklung  vorausgesehen, 
welche  die  industrielle  Industrie  bald  unter  dem  Einflüsse  der  Er- 
findungen auf  dem  Gebiete  der  Mechanik,  Physik  und  Chemie  vor 
allem  aber  durch  die  Vcr\'ollkomninung  der  Verkehrsmittel  nehmen 
sollte. 

Erst  später,  als  die  ersten  Eisenbahnen  auf  dem  Kontinent  ent- 
standen waren,  begann  der  fransönsche  Sorialismi»  6as  Ftoblem 
des  Verhältnisses  zwischen  Industrie  und  Agrikultur,  Stadt  und  Land 
unter  den  gleichen  Bedingungen  ins  Auge  zu  üusen,  unter  denen 
er  sich  uns  heutzutage  darstellt 

Im  Jahre  1838,  damals  also,  da  die  franzrätsche  Regierung  in 
den  Kammern  eine  riesige  Eisenbahnvorlage  einbrachtei  (nach  deren 
Plan  Paris  mit  der  belgischen  Grenze,  dem  Rhein  und  den  grolsen 
Häfen  von  Havre,  Bordeaux  und  Marseille  verbunden  werden  sollte) 
stellte  die  Acad^mie  des  sciences  morales  et  politiques  folgende 
Preisfrage : 

Welchen  Einfluls  können  die  motorischen  Kräfte  und  Verkehrs- 
mittel, die  sich  gegenwärtig  über  beide  Erdhälften  verbreiteUr  auf 
den  materiellen  Wohlstand,  das  bürgerliche  Leben,  die  so^alen  Zu- 
stände und  die  nationalen  Machtverhältnisse  gewinnen? 

Der  preisgekrönte  Aufsatz  war  das  Werk  eines  Sozialisten 
C.  Pcqueur  und  wurde  im  Jahre  1839  in  Paris  veröffentlicht. 
Es  führte  den  Titel:  „Des  inter^  du  commerce,  tle  l'industrie  et 
de  1  iL^riculture  et  de  la  civUisation,  en  g^n^al,  dans  l'influenoe  des 
applications  de  la  vapeur." 

Von  den  vielen  interessanten  Kapiteln  dieses  Buches,  das 
nach  mehr  als  einer  Richtung  hin  erwähnenswert  ist,  verdienen  jene 
hervorgehoben  zu  werden,  in  denen  sich  der  Autor  beschäftigt :  mit 
der  Zukunft  der  landwirtschaftlichen  und  der  der  gewerblichen  Er- 
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werl^thätigkeit :  mit  der  gleichzeitigen  Ausübun<^'  V)cider;  mit  der 
künftigen  Verteilung  der  Bevölkenin<:^.  mit  dem  Bebauungsplan 
und  der  baulichen  Hinrichtung  von  Städten  und  Dörfern. 

Genau  so  wie  Rousseau,  Robert  Owen  und  Fourier 
bekla^^  Pequeur  die  Trennung  von  Landwirtschaft  und  Industrie, 
die  Verödung;  der  I-'elder.  die  Ansammlunj::^  der  handarheitenden  Be- 
völkerung in  den  ^^rofsen  Städten.  Aber  im  (re;^a"nsat/.  /u  seinen 
Vorläufern,  erwartet  er  eine  rückläufige  Entwicklung  nicht  von  der 
Einkehr  zu  vernünftigeren  Anschauungen,  nicht  von  einer  klareren 
Erkenntnis  dessen,  was  den  sozialen  Interessen  entspricht,  sondern 
als  Folge  jener  rein  materiellen  V\'irkungen,  welche  von  Eisenbahn 
und  Dampfschiffahrt  ausgeübt  werden. 

„In  vielen  Beziehungen"  so  schreibt  er  u.  a.  —  ..findet  sich 
die  Grundlage  der  Zivilisation  sonst  nirgends  noch  als  in  den 
Städten.  In  den  Städten  herrscht  Höflichkeit  und  guter  Ton, 
herrscht  Leben  und  Bewegung,  Wohlstand  und  Luxus.  Hier  ist 
Licht  und  Pracht  und  Glanz  der  Künste,  hier  giebt  es  breite  Wege, 
grolsartige  öffentliche  Gebäude,  Wohnhäuser,  elegant,  bequem  und 
gesund,  und  gepflasterte  Strafsen !  Auf  dem  Lande  aber  herrschen 
Elend  oder  mittlerer  Wohlstand;  Unwissenheit  und  grobe  Freuden 
roher  Sinnlichkeit;  die  Hütten  sind  strohgedeckt,  modrig,  iinsteri 
häfsUch  und  stinkend,  und  die  Wege  sind  in  einem  Zustande  bar- 
barischer Verwahrlosung.  In  den  Städten  finden  sich  grofse  Werk- 
statten, die  Geschäftigkeit  des  Handels  in  allen  Formen.  Auf  dem 
Lande  die  Landwirtschaft  allein,  vereinzdt,  wie  in  der  Verbannung, 
der  Schlaf  der  Geister,  die  Unterdrückung  der  Fähigkeiten  —  die 
Trägheit  1" 

Die  neuen  Verkehrswege  werden  den  so  natürlichen  und  Brudb^t- 
baren  Bund  der  verschiedenen  Berufszweige  wieder  herstellen.  Das 
Land  wird  ein  wenig  zur  Stadt  und  die  Stadt  zum  Lande  werden. 
Eisenbahn,  Kanäle  und  Dampfschiffahrt,  die  durch  ihre  aufser- 
ordentliche  Schnelligkeit  die  natürlichen  Entfernungen  des  Raumes 
zwischen  Stadt  und  Dorf  \  erringem,  werden  unfehlbar  auch  die 
Gegensätze  verringern,  die  beide  voneinander  trennen 

Dadurch  aber,  dafs  die  Transportwege  das  flache  Land  durch- 
ziehen werden,  wird  sich  eine  ungeheure  und  gerechte  \'crteilung 
der  Krwcrbszweige  über  das  nranze  Gebiet  des  Staates  und  in  wei- 
ter Folge  über  die  ganze  Erde  hin  anbahnen.    Die  Industrieen, 


')  Lcf  interiu  du  Commerce  I  p.  121.   Paris  1839. 
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denen  Eisen  und  Steinkohle,  Eisenbahnen  und  Kanäle  zur  Verfu- 
gung stehen,  werden  sich  auf  dem  Lande  niederlassen  und  sich 
gegenseitifj  ihre  Hilfskräfte  leihen.  Nach  allen  Seiten  werden  sich 
die  Unternehnninn^cn  über  das  Landgebiet  verstreuen,  entsprechend 
den  Bedürfnissen  jedes  Industriezweigs;  und  auf  diese  Weise  wird 
sich  eine  glückliche  Verteilung  der  Bevölkerung  von  selbst  voll- 
ziehen. 

Gewiss  werden  die  Städte  nicht  verschwinden;  sie  werden 
sogar  noch  weiter  hin  rin  Au'jdchnunp;^  zunehmen.  Die  Zivili- 
sation scheint  ein  Bedürfnis  nach  solchen  mächtigen  Zentren 
7.U  haben,  in  deren  Gedränge  und  deren  Freiheit  die  Ideen  und  Ge- 
fühle ausgähren,  in  denen  sich  Gei^^t.  Micht  und  Wissen  jeder  Art 
ihr  Stelldichein  !:^cbcn ,  p^lcirhsarn  um  hier  durrli  ihre  Zahl  zur 
moralisc  hen  Autorität  zu  werden  und  sich  gegenseitig  in  dem  Ab- 
glanz des  Lichtes,  dn«?  jeder  ausstrahlt,  neuen  Glanz  zu  holen,  von 
welchen  schlicfslicii,  in  fruchtbaren  Wellen,  X'orahnung,  X'orberei- 
tung  und  Anstofs  jener  i^emcinsamen  Bewegung  ausstrahlen,  die 
die  Massen  auf  di<  '/i(  le  der  Zukunft  weisen  und  ihnen  die  Kraft 
verleihen,  sie  zu  erreichen. 

Aber  die  Wohlthaten  dicsei  städtischen  Zivilisation  werden 
sich  —  dank  der  wach^.cudcn  \  er\ ciilkommung  der  'I  ransport- 
mittel —  reichlich  über  das  verstadtliehte  I-and  \  eriireiten,  so  dais 
das  Dorf  der  Zukunft  eine  regelmaisi^c  Zusainmensctzung  von 
grolsen  Landgütern,  .schmucken  Fabriken,  becjucmen  Stadthäusern 
sein  wird.  Umgekeliil  werden  die  Städte  aus  lauter  Villen  bestehen 
anstatt  wie  bisher  Orte  zu  sein  voll  von  Stickluft,  Kloaken,  Traufen 
und  Winkelwerk»  ohne  ein  grünes  Fleckchen,  ohne  jede  Spur,  die 
an  die  Wiege  des  Menschengeschlechts  erinnerte:  an  die  Erde  mit 
ihren  Wäldern  und  des  Himmels  klaren  frischen  Hauch . . . 

Dies  ist  in  Kürze  und  in  des  Autors  eigener  ein  wenig  dekla- 
matorischen Art  die  Vorstellung,  die  sich  Pequeur  von  der  Stadt 
und  dem  Lande  der  Zukunft  machte.  Dieses  sollte  alle  Vorteile 
unserer  Grofsstädte  geniefsen,  wie  jene  alle  Annehmlichkeiten  des 
Dorfes,  ohne  dafs  eine  der  anderen  Mängel  mitzutragen  hätte. 

Was  Pequeur  im  Jahre  1858  prophezeite,  verkündete  auch  noch 
dreifsig  Jahre  später  Proudhon  in  den  „R^formes  ä  op^rer  dans 
l'exploitation  des  chcmins  de  fer"  (1868),  einem  Buche,  das  tiefe 
echte  Wahrheit  mit  fast  unbegreiflichen  Irrtümern  verbindet 


')  Lcs  iDtercts  du  Commerce.   Siehe  besonders  p.  123  tt.  173. 
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Nachdem  er  beispielsweise  die  seltsame  Ansicht  vertreten  hat» 
dass  der  Reiseverkehr  voraussichtlich  nach  einer  kurzen  Periode  das 
Anschwellen  wieder  zuriickgeben  und  auf  jenen  Punkt  sinken  würde» 
den  er  sein  „normales  Minimum"  nennt»  findet  man  bei  ihm  wieder 
ein  sehr  bemerkenswertes  Kapitel  über  die  Verschiebung  des  poli- 
tischen Schwerpunkts  durch  die  Eisenbahnen. 

Durch  die  Schnelligkeit  des  Verkehrs  hat  nach  dem  Verfasser 
die  Anhäufung  der  Bevölkerung  in  den  Städten  ihre  Daseinberech* 
tigung  verloren: 

„Seit  der  Privatmann  ohne  Unzuträgltchkeit  jeden  Tag  in  Paris 
seine  Geschäfte  erledigen  und  dabei  etwa  in  Versailles,  in  St  Denis, 
St  Gennain»  Sceaux  oder  Pontoise  wohnen  kann»  llinfzehn»  zwanzig, 
ja  fünfundzwanzig  Kilometer  vor  dem  Schlagbaum»  giebt  es  für  ihn 
keinen  Grund  mehr,  den  Aufenthalt  in  der  Stadt  dem  auf  dem 
Lande  vorzuziehen.  Ebenso  hat  auch  der  Arbeiter»  seit  ihm  die 
Bequemlichkeit  des  Verkehrs  und  das  Interesse  der  Unternehmer 
gestatten,  Wolle»  Leinen»  Seide  wie  Metall  in  seinem  eigenen  Hei- 
matsdorfe zu  verarbeiten  und  so  den  Lohn  der  Industrie  mit  den 
kleinen  Erträgnissen  der  eigenen  Landwirtschaft  zu  vereinigen»  mehr 
Interesse  daran,  sein  väterliches  Heim  zu  erhalten  als  nach  jenen 
Städten  abzuwandern,  die  wir  schönrednerisch  die  Zentren  der 
Bevölkerung  nennen  und  die  doch  nichts  anderes  sind  als  Abgründe» 
die  sie  verschlingen 

So  darf  man  denn  erwarten»  dafe  sich  unter  der  Herrschaft  des 
Grundsatzes:  »»Schnell  und  sicher^,  dessen  thatkräftige  Vertreter 
die  Eisenbahnen  sind,  die  Bevölkerung  über  das  ganze  Land  ver- 
streuen» und  infolgedessen  die  politische  Bedeutung  der  Städte 
zu  Gunsten  der  der  Landbevölkerung  abflauen  werde. 

»»Wenn  nur  die  Preise  herabgehen,  wenn  sich  der  Verkehr 
regelt»  die  Umgestaltung  der  Gesellschaft  sich  vollzieht»  wenn 
Paris  sich  entvölkert,  dann  sollt  ihr  sehen,  wie  wesentlich  falsch 
die  Rechnung  jener  gewesen  ist,  die  im  Jahre  1842  das  grofse 
Eisenbahnnetz  zu  legen  beschlossen  haben»  wie  gering  die  Bedeu* 
tung  der  franzosischen  Hauptstadt  für  die  Entwicklung  der  vater- 
ländischen  Geschichte  werden  wird." 

Diese  Voraussicht  war  gewiss  sehr  verständig,  und  dennoch  ist 


»)  Proadhon,  R^fonncs  a  operer  dans  rexploitoüon  des  chemiM  de  fer. 
Oeuvres  eonpli^  L  XO.  p.  393.   Paris,  Libnürie  interiuitioiiale  1868. 
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sie  von  den  Thatsachen  —  so  scheint  es  wenigstens  auf  den  eisten 
Bilde      mit  denkbarster  Deutlidikeit  widerlegt  worden. 

Gerade  um  die  Zeit,  da  Froudhon  sein  Buch  veröffentlidite; 
geschah  es,  dafs  sich  die  Eisenbahnen  neue  und  zurückgebliebene 
Gebiete  erschlossen,  da(s  sich  der  überseeische  Verkehr  mächtig 
entwickelte,  dafs  der  Wettbewerb  russischen,  indischen  und 
amerikanischen  Getreides  die  landwirtschaftliche  Krise  herbeiführte 
und  die  Landbevölkerung  durch  das  Sinken  der  Preise  und  der 
Löhne  sich  mehr  denn  je  gezwungen  sah,  nach  den  Städten  zu 
wandern  und  die  industrielle  Reservearmee  zu  vermehren. 

So  scheinen  am  Ende  des  XDL  Jahrhunderts  in  dieser  Periode 
wachsenden  Stadtewesens  und  steigenden  Zentralisation,  Sozialisten 
und  Somlreformer  wie  Tolstoi,  Ruskin  und  William  Morris^), 
die  unaufhörlidi  die  Rückkehr  nach  dem  Lande  predigen,  nichts  als 
Utopisten  zu  sein,  die  sich  über  die  Wirldichkeitswelt  keine  Rechen* 
Schaft  geben  und  den  Flufs  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  strom- 
auf zu  schwimmen  suchen. 

Aber  andererseits  wieder  beschäftigt  sich  alle  Welt  mit  dem  un- 
heilvollen Ausgang,  den  diese  Entwicklung  nehmen  muls,  und  seit 
einigen  Jahren  besonders  wiederholt  sich  die  besolde  Frage,  wel- 
che Folgen  för  die  Gesellschaft  des  XX.  Jahrhunderts  entstehen 
würden,  wenn  die  Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung  in 
demselben  Grade  fortschritte,  wie  es  ihm  neunzehnten  geschah. 

„Wenn  das  ganze  Gebiet  des  Königreiches",  so  sagte  M.  Bal- 
four  am  8.  Februar  189s  im  Hause  der  Gemeinen,  „zu  Oedland 
verwandelt  wäre,  so  dafe  es  nur  mehr  zum  Jagdterrain  dienen 
könnte  —  und  diese  Hypothese  hat  sich  in  bestimmten  Gegenden 
deren  Beispid  die  übrigen  Landesteile  hoffentlich  nicht  folgen 
werden,  bereits  verwirklicht  —  wenn  die  Umwälzung  von  Acker* 
bau  und  Industrie  die  landwirtschaftlichen  Gegenden  verschwinden 
liefse,  dann  müsste  ich  mich  fragen,  ob  eine  Gesellschaft,  die^  ein« 
gepresst  in  den  Mauern  ungeheurer  Städte  und  nur  mit  Industrie 
arbeit  beschäfti^^  dahinlebt,  noch  gesund  und  glücklich  genannt 
werden  dürfte.  Tch  für  meinen  Tdl  kann  mir  dnen  solchen  Zustand 
nicht  denken,  ohne  dafs  mich  Soi^e  und  Angst  erfatsten." 

»)  Tolstoi,  Was  Ihun ? 

Ruskin,  Geocral  äUtemcnU  csplaining  the  nature  and  purposes  of  St.  Georges 
Gvild  H.  AUcn  1889. 

Morris,  Newi  irom  Notiriwre  or  an  cpoche  of  reat  Londrei  1891. 
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Ein  solcher  Ausblick  in  die  Zukunft,  der  sich  einem  in  Eng- 
land —  einem  Lande,  wo  zwei  Drittel  der  Gesamtbevölkening  in 
Städten  mit  mehr  als  loooo  Einwohnern  leben  —  allerdings  auf- 
drangt, hat  wahrhaftig  wenig  Erfreuliches  an  sich.  Wenn  wir  aber 
auch  bemefken,  dals  sich  überall,  selbst  in  Ländern  mit  fast  statto- 
oarer  Bevölkerung  wie  Frankreich  oder  gar  zurückgehender  wie 
Irland,  die  Städte  auf  Kosten  des  lindes  vergrofsem,  so  lälst  doch 
andererseits  ein  aufmerksames  Studium  der  inneren  Wanderungen 
Anzeichen  dafür  erkennen,  dais  sich  das  Wachstum  der  grofe- 
städtischen  Ansiedlungen  verlangsamt.  Ja,  in  gewissen  Gegenden 
madbt  sich,  wie  längst  bemerkt  worden  ist,  sogar  eine  rückläufige 
Bewegung  nach  dem  Lande  bemerkbar.  Ks  ist  eine  allbekannte 
Thatsache,  dafs  sich  in  den  meisten  gro&en  Städten  seit  langem 
schon  die  Bevölkerung  ihrer  inneren  Bezirke  vermindert. 

Das  ^[\t  besonders  für  die  innere  Stadt  von  Wien,  für  da;,  erste, 
zweite,  dritte  und  vierte  Arrondissement  von  Paris  (Louvre,  Bourse, 
Teniplc,  Hotel  de  X'illej  für  die  Wards  l  bis  6  untl  8  bis  14  von 
New  York,  die  die  Handels-  und  Bankzentrale  der  Stadt  sind  für 
die  beiden  Bezirke  Kölln  und  Friedrichstadt,  die  das  Herz  von 
Berlin  daiistellen,  und  sehlielslich  —  ein  geradezu  klassisches  Bei- 
spiel! —  für  die  elf  Distrikte,  die  den  ältesten  und  innersten  Teil 
von  London  bilden.*) 

Man  urteile  nach  dem  folgenden  Zahlenbilde,  das  die  Be- 
völkerungsbewegung der  elt  Bezirke  im  Laute  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  darstellt. 

Ahsnluitr  Prozente  d.  Grsamt- 

/ahlrn  bevolkcrung  Londons 

1801  58S264  61,3 

1851  1129599  48,0 

1861  I  187  6S7  42,3 

1871        iiS54Äa  35.5 

1881        t  toi  994  38,8 

1891        1 032951  34,3 

Eine  relative  Abnahme  ist  aber  seit   1801  festzustellen;  eine 
absolute  seit  1861.    Diese  absolute  Abnahme  hatte  in  vier  oder 


Meuriot,  La  poputation  de  Berlin  el  de  Vicmic,  d'aprcs  Ics  dcnoinbre- 
mentfl  rietnH».  —  Journal  de  la  sociale  de  staüstique  de  Paris  1901  p.  347  u.  f. 
—  Weber,  The  growtb  of  dttes  p.  461,  463  11.  £  — >  Levassear,  —  La  popu> 
IMmh  francaise.  Livre  II  p.  364,   Furis,  Rowsea«  1871. 
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fünf  Distrikten  ihren  Anfang  genommen,  besonders  am  Strand  und 
in  der  City. 


aty 

Strand 

I84I 

ia47i7  •  .  . 

I85I 

.  .   .  51765 

1861 

1871 

7'?OJ*3    •    •  • 

•    •    •  4>  339 

1S81 

5M39   .    .  . 

I89I 

1901 

Man  kann  also  deutlich  erkennen,  dafs  in  absehbarer  Zeit  in 
London,  wie  in  den  anderen  Hauptstädten,  die  inneren  Bezirke  von 

Bureaux,  grolsen  Verkaufsmagazinen,  Theatern  und  Monumcntalge- 
bäuden  aller  Art  so  erfüllt  sein  werden,  dafs  als  ihre  fsist  einzigen  Be- 
wohner die  Portiers,  die  Schliefser  und  das  Au&ichtspersonaü  öffent* 
ticher  und  privater  Baulichkeiten  zurückbleiben  werden.^ 

Allerdings  nimmt,  ungeachtet  dieser  zentrifugalen  Bewegung, 
das  Wachstum  der  hauptstadtischen  Bevölkerungen,  als  Ganzes  ge« 
nommen,  noch  immer  zu.  Nur  zeigt  sich  dabei  —  und  das  ist 
der  zweite  Funkt,  auf  den  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  werden 
mu(s  —  dafs  die  Progression  dieser  Zunahme  eine  rückläufige  Be- 
wegung aufweist. 

Die  Ergebnisse  der  letzten  fUnfjährigen  Zählperioden  in  Berlin 
und  London  sind  nach  dieser  Richtung  hin  durchaus  beweiskräftig. 

Die  Gesamtzififer  der  Bevölkerungszunahme  für  Berlin  betragt  in 
der  Zeit  von  1872^1880  293000  (Jahresmittel  32555);  von  1881 — 
1890  beträgt  sie  4570CX)  (Jahresmittel  45700);  von  1891  — 1900 
sinkt  sie  auf  309000  (Jahresmittel  309O0).  Im  letzten  Jahrzehnt  also 
ist  die  Zunahme  am  geringsten;  und  die  bezüglichen  Zählungen  der 
beiden  Nachbarkreise  Teltow  und  Niederbarnim  beweisen,  daüs 
diese  Herabminderung  auf  den  ungeheuren  Aufschwung  zurück- 
zuführen  ist,  den  inzwischen  die  Umgebung  genommen  hat. 

Wir  lassen  die  Angaben  bezüglich  Londons  folgen.  Wir  ent- 
nehmen sie  einem  Artikel  der  Daily  Nrws  vom  4.  Mai  1901«  der 
die  Ei^ebnisse  der  letzten  Zählung  bespricht. 

„Nach  der  Zahlung  d.  J.  1896  hatte  das  Territorium  von  Lon- 
don, das  mit  dem  vcn  1891  gleiche  Grofse  hatte,  441 1 710  Einwohner. 
Im  Jahn  1881  hatte  es  3815544.  Im  laufenden  Jahre  hatte  das- 
selbe Territorium,  das  inzwischen  durch  den  Borougths-Act  nur 
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wenig  vcrgröfsert  worden  war,  eine  Bevölkerung  von  4536034  Ein- 
wohner. Unter  Vernachlässigung  der  geringsfügigeo  Gebietsver* 
Schiebung  erhalten  wir  das  fönende  Zahlenbild: 

i8«i  3815544 

1891  42H743 

2896  4411 710 

1901  4536034 

Dieses  Bild  zeigt  eine  fortschreitende  Verringerung  der  Pro- 
gression in  der  Bevölkerungszunahme,  soweit  sie  den  Boden  des 
eigentlichen  London  betrifft.  Die  Verhältniszahl  der  Zunahme  be- 
trug im  Zeitraum  von  1881  — 1891  10,4  Pros.,  in  dem  folgenden 
Jahrzehnt  übersteigt  sie  nicht  5,8  Proz.  Dazu  mufs  noch  festgestellt 
werden,  dafs  die  Vermehrungszahl  für  1896 — 1901  geringer  war  als 
die  für  1S91  1896.  In  der  ersten  dieser  beiden  fünfjährigen 
Perioden  be/itTerte  sich  die  Vermehrung  auf  200000,  in  der  zweiten 
nur  auf  124OÜO  i^ersonen." 

Um  Tihcr  die  wirkliche  Bedeutunij  dieser  Zahlen  fTcnauer  fest- 
zustellen, darf  man  ihre  Beziehungen  zu.  der  bedeutenden  Entwick- 
lung der  Vororte  nicht  aufser  Acht  lassen. 

W'enn  sich  die  Kurve  der  grofsstädtischen  Bevölkenmgszunahme 
«icnkt,    wenn   in    vielen  Städten    —   Cannan    exemplifiziert  auf 

Manchester  und  I.i\  cr[)i3<tl '!  — •  diese  Hevnlkerun'^szunahme.  wie  sie 
die  Statistik  ergiebl,  liinter  (ler  naturlichen  Vermehrung,  tleni  <  rc 
burtenüberschufs,  /uru(  kbleibt,  so  geschieht  das  zum  grofsen  i  eile 
dcöiialb,  weil  viele  Stadter  das  städtisrlie  Verwaltinis/ss/ebiet  ver- 
lassen,  um  in  der  Umt;ebung  eine  gesundere  oder  minder  hoch- 
gelegene Wohnung  zu  mieten.  Diese  Wegzugsljewegung  ist  natiu- 
Üch  um  so  intensiver,  je  inehr  Heiiueinlichkeit  die  X'erkehrsmittel 
bieten  und  je  besser  sie  sich  auch  bescheidenen  Linkoniaiciisver- 
hältnissen  anzupassen  verstehen. 

In  Ländern,  in  denen  die  Mittel  des  Schnellverkehrs  noch 
wcuj^  entwickelt  sind,  oder  wo  der  kapitalistische  Betrieb  der 
Eisenbahnen  und  Siralscnbahnen  sich  der  Verbilligung  der  Tarife 
widersetzt,  wo  den  Arbeitern  eine  vom  Arbeitsorte  entfernte  Woh- 
nung beträchtliche  Kosten  verursacht  oder  Strapazen  auferlegt,  die 
um  so  schwerer  empfunden  werden,  je  länger  ihre  Arbeitszeit  ist, 


*)  Cannaa,  Growtli  of  Mudietter  and  Livcpuul.  Economic  Journal  IV 
I».  III  bis  114. 
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in  solchen  Ländern  überschreitet  fiie  innere  Wanderung  kaum  die 
Vorstädte,  die  dann  eine  wachsende  Uebervölkerung  aufweisen. 

In  jenen  lindem  dagegen,  wo  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
und  StraTsenbahnen  durch  die  öffentlichen  Gewalten  ins  Werk  ge- 
setzt wird,  oder  wo  wenigstens  eine  den  konzessionierten  Gesell- 
schaften auferlegte  Tarifreduktion  die  städtische  Dezentralisation 
begünstigt,  nimmt  der  Wegzug  nach  der  entfernteren  Umgebung 
von  Jahr  zu  Jahr  an  Ausdehnung  zu. 

Während  viele  Landbewohner,  die  in  der  Stadt  Arbeit  haben, 
dank  der  Arbeiterzüge  ihre  Wohnung  auf  dem  umgebenden  Lande 
behalten nimmt  eine  grofse  Zahl  von  Beamten,  Angestellten, 
Kaufleuten  und  Industriellen  auf  dein  Lande  Wohnsitz  und  behält 

dabei  seine  Bcsrhnftigung  in  der  Stadt. 

Andererseits  kehren  ebenfalls  infolge  der  Verkehrserleichterung 
viele  Industriecn,  die  sich  in  den  Städten  zentralisiert  hatten,  jetzt 
nach  dem  Lande  zurück,  wo  sie  ein  zahlreiches  Personal  teils  fest- 
halten, teils  neu  ansiedeln. 

Schlicfslich  nehmen  gewisse  landwirtschaftliche  Berufszweige, 
die  eine  grofse  Zahl  von  Händen  beschäftigen  und  die  sich  früher 
durch  die  Beschränktheit  des  Marktes  und  die  unzureichende  Aus- 
bildung der  Verkehrsmittel  beengt  fühlten,  eine  immer  grölsere 
Ausdehnung  an. 

Kurzum:  die  Entwicklung  der  Verkehrs-  und  Transportmittel 
hat  sich  vorerst  als  eine  Hauptursache,  wenn  nicht  schlechthin  als 
die  Grundursache  der  Landverödung  bewiesen.  Sie  hat  die  Indu'=;trie 
von  der  Landwirtschaft  LTcrissen,  sie  hat  die  A-rarkrise  ins  Rollen 
•gebracht  und  die  Ahwaiiderun-  vom  Lande  erleiclitert.  Nun  aber 
beginnt  sie  —  wie-Tetjueur  undProudhon  piophe/.eit  hatten  — 
die  umt,nkehiien  Wirkungen  hervQrzulMin;j;eii.  Sie  begünstigt  die 
Industrialisieruni;  der  Landwirtschaft,  die  (niindung  industrieller 
Ltablissements  auf  lätidlielieni  debict,  sie  fönierl  den  i^citwciligen 
oder  dauernden  Wegzug  der  Städter  nach  dem  flachen  Lande. 


')  In  Bclgit-n,  wo  dank  de-  -t  i.Uliohcn  Kis?-nb;ihnbetriebs,  der  Verkehr  auch 
für  Arbeiter  f^nn/.  aul'scrordenlln  h  t  tiaafsijjl  ist,  betrug  die  Zahl  der  im  Jnhre  tgoi 
ausgegebenen  Woclieukarlen  4412723;  daraus  crgicbl  sich,  dass  mehr  als  hundert- 
tausend Arbeiter  auf  dem  Lande  wohnen  «md  tfigUch  die  Bisenbabnen  benuUen,  tun 
nach  der  Stadt  zu  fabren. 
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X.  Die  Industrialisierung  der  Landwirtschaft. 

Die  Ag^rarkrise  hat  nicht  blofe  die  Wirkung  gehabt,  die  land- 
WirtschaftUch  bebaute  Fläche  zu  verringern,  in  vielen  Gegenden  die 
Aecker  durch  Aufforstungen  und  Weideland  zu  ersetzen,  die  Ein- 
führung des  Maschinenwesens  in  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
zu  fordern  und  in  weiterer  Folc;^e  das  Arbeitsangebot  für  landwirt- 
scbaftliche  Beschäftigungen  herabzudrücken. 

Rs  gicbt  im  Gef:rensatz  dazu  auch  gewisse  Gegenden,  wo  sich, 
wie  im  Süden  seit  tleni  Auftreten  Her  Reblaus  oder  in  Westeuropa 
seit  dem  Preissturz  des  (letieiiles,  gewisse  Kulturzweige  entfalten 
die  wieder  einen  ebenso  bedeuteiulen  Aufwand  \"on  Arbeit,  ja  so- 
gar einen  noch  giöücieii  erfordern,  und  die  infolgedessen  eine 
zahlreiche  Bevölkerung  festhalten. 

So  stellt  Graham  in  seinem  Buche  über  die  Landflucht  in 
England  iest,  dals  sich  diese  nirgends  bemerkbar  macht,  wo  der 
intensive  Anbau  von  Gemüsen  oder  Obstbau  getrieben  wird  oder 
wo  Mflchwiitscfaaften  tür  den  stadtischen  Absatz  erriditet  wurden.  ^) 
Die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Kaufkraft  In  den 
Städten,  die  die  wichtigsten  Konsutnentinnen  dieser  Erzeugnisse 
sind,  macht  eine  weitere  Ausdehnung  der  Milchproduktion,  des 
Gemüse-  und  Obstbaues  zur  Notwendigkeit  Vor  allem  gestattet 
in  den  Ländern  mit  staatlichem  Eisenbahnbetrieb,  die  der  Land- 
wirtschaft günstige  Frachttarife  gewähren,  die  wachsende  Bequem- 
lichkeit des  Transportes  eine  viel  weitere  Entfernung  solcher  Pro- 
duktionsstätten von  der  Zentrale  des  Verbrauches  als  je  zuvor. 

So  zum  Beispiel  waren  es  f  i  v  or  ein  paar  Jahren  nur  die 
Landleute  aus  der  unmittelbaren  Umgebung  von  Brüssel,  die  in 
ihren  grünen  mit  Hunden  bespannten  Wägelchen  der  Stadt  die 
Milch  zuführten;  der  Tagesverbrauch  überschritt  kaum  hundert- 
tausend Liter.  -')  Heutzutage  schaffen  die  Eisenbahnen  mit  ihren 
Vicinalstrecken  die  «gleiche  Masse  aus  enfernteren  Gegenden  herbei^ 
wo  man  Molkereien  init  Zentrifugenbetrieb  errichtet  !iat,  die  die 
ab;^rerahnite  Milch  an  den  Markt  liefern.  Wohl  koiniuen  noch  die 
.\Iil<:h\veiber  in  kleinen  Scharen  mit  ihren  l!lei  !ikruL;rn  nach  der 
Stadt,  aijer  die  Wagen  der  groi'sen  Molkereien  machen  ihnen  sciiarfe 

'j  Graham,  The  rural  cxudus.    LooUon.    MeUiuco  1893. 
*}  Rolio,  La  TCBte  des  produits  laitiers  a  rinterieur  et    l*cxterieur.  CoDgrts 
Kational  d'agricuUure  i«r  iascicide  p.  tat  u.  f.   Naniur  1901. 
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Konkurrenz,  und  mehr  und  mehr  sieht  man  im  Transport  und 
im  Verkauf  sicii  jenes  Verfahren  entwickeln,  das  schon  in  Paris  und 
in  anderen  ürolsstädten  vorherrscht.  Es  ist  bekannt,  dafs  die 
grölste  Menge  der  Milch,  die  Paris  verbraucht,  direkt  von  den  AHkh- 
wirtschaften  der  drei  aneinanderstu.senden  Departements  von  Oise, 
Seine  et  Marne,  und  Seine  et  Oise  bezogen  wird. 

„In  gcwi.sscn  (legenden  nahe  den  Bahnhöfen."  so  f)erichtet 
Vimeux,  „haben  die  Geschäftsleute  ihre  Depots  errichtet.  Zwei- 
mal des  Tages  im  Sommer,  einmal  im  Wnitcr  bringen  (he  Milch- 
jungen  auf  schweren  Wagen  die  Milch  der  einzelnen  landwirtscliaft- 
lidien  Betriebe  dahin,  die  sie  in  einem  Umkreis  von  15 — 20  Kilo* 
meter  aufgesammelt  haben.  I^ese  Milch  wird  in  Kannen,  20  Liter 
(»send,  eingefüllt,  abgekocht  und  am  Abcaid  nach  Paris  geschafft, 
wo  sie  des  Nachts  ankommt,  um  des  Morgens  darauf  von  Krämern 
und  Motkereigeschäften  weiter  vertrieben  zu  werden/") 

Allerdings  ist  die  Lage  der  Milchwirtschaft  treiboiden  Land- 
bevolkening  nichts  weniger  als  zufriedenstellend.  Der  Verfasser  der 
angezogenen  Monographie  stellt  fest,  dafs  sich  der  Milchzüchter 
mit  einer  lächerlich  geringen  Bezahlung  zufrieden  geben  mu(s:  10 
bis  12  Centimes  iur  den  I^ter,  während  der  Detailpreis  60—75 
Centimes  beträgt  Ueberdies  müssen  sie  sich  dem  Diktate  der 
Milchhändler  willenlos  fugen,  denn  unter  diesen  besteht  kaum  irgend 
welche  Konkurrenz.  Wenn  zufallig  zwei  Handler  nach  demselben 
Orte  kommen,  so  halten  sie  zusammen  und  keiner  nimmt  einen 
Lieferanten  an,  den  der  andere  abgewiesen  hat.  Oft  sogar  wird 
dem  Zikshter  aufgetragen,  seinen  Stall  mit  Vieh  von  bestimmten 
Rassen  zu  verschen :  Er  soll  vor  allem  zwei  normannische  Kühe 
besitzen,  deren  Milch  sehr  fetthaltig  ist,  und  nicht  nur  vlämische 
und  Iiolländische,  deren  reichere  Quantität  ihm  doch  einen  etwas 
höheren  Gewinn  V»rinf:^en  könnte. 

Trotz  derlei  Un/.ukömmlichkeiten  bleibt  es  darum  doch  nicht 
weniger  wahr,  dafs  di^  Verkaufsorganisation  der  Molkerei- 
produkte, so  mangelhaft  sie  auch  sein  möge,  einer  Anzahl  kleiner 
Züchter  in  der  Aufzucht  von  Milchkühen  eine  Existenzquelle  ver- 
schallt hat,  die  sie  entbehren  müfstcn,  wenn  sie  keine  anderen  Ab- 
nehmer hätten  als  den  lokalen  Markt,  und  wenn  nicht  die  „Milch- 


>)  Vimeux,  L&  veote  d«  Utt  daitt  le  departement  de  TOise.  Jounial 
d'agriculture  pntique,  10.  Mai  19c». 
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Züge"  sie  in  Verbindung  setzten  mit  Verbrauchern,  die  weit  entfernt 
von  dem  Produktionsorte  leben. 

Es  ist  klar,  dafs  in  diesem  Falle  der  Fortschritt  des  Transport- 
wesens ein  mehr  oder  minder  wirksamer  Hemmschuh  der  Land- 
flucht wird. 

Aehnliche  Beobachtungen  drängen  sich  beim  Gemüsebau  auf, 
der  auf  engen  GelMeteo  eine  gro&e  Zahl  von  Arbeitskräften  er- 
fordert; bei  Paris  zum  Beispiel  arbeiten  fünftausend  Gemüsebauer 
auf  nur  neunhundert  Hektar  Landes;  diese  Ziffer  giebt  wenigstens 
Kropotkin  in  jenen  interessanten  Kapiteln,  mit  denen  er  seine 
Untersuchung  über  die  Brotfrage  zum  Abschluß  bringt 

So  hat  jede  Ausbreitung  dieser  Betriebszweige  eine  steigende 
Dichtigkeit  der  Landbevölkerung  zur  notwendigen  Folge. 

Bis  in  die  letzten  Jahre  aber  war  die  Zone  des  Gemüsebaues 
durch  das  mangelhafte  Transportwesen  streng  auf  die  nächste  Um- 
gebung der  Stadt  beschränkt 

Als  eine  ganz  aulserordentliche  Ausnahme  pflegte  man  die 
Gemüs^ärten  von  Roscofl"  in  der  Bretagne  anzufiihren,  die  für  den 
Pariser  Markt  die  Erstlinge  zogen.  In  seinem  Werke  über  die 
landwirtschafUiche  Bevölkerung  Frankreichs  erzählt  Baudrillart 
interessante  Einzelheiten  über  diese  kleinen  Landleute,  die  laj^e 
Zeit  hindurch  als  die  einzigen  unter  den  bretonischen  Bauern  sich 
der  Bekanntschaft  mit  der  Grolsstadt  rühmen  durften.  Die  Unter« 
nehmungslustigsten  von  ihnen  drangen  mit  ihrer  zweu'ädrigcn  Karre 
bis  zur  Hauptstadt  vor  und  legten  mit  diesem  Fuhrwerk  die  hundert- 
fünfzig Meilen  zwischen  RoscofiT  und  Paris  in  kleinen  Tagereisen 
zurück.  £s  war,  wie  es  heifst,  etwa  im  Jahre  1850,  da  zum  ersten 
Mal  ein  Bauer  von  RoscofiT  diese  Gewalttour  unternahm.  Der 
Roscovite  kam  auf  demselben  Wege  wieder,  nicht  ohne  in  Paris 
verlängerten  Aufenthalt  zu  nehmen.  Die  kleine  Kolonie  setzte  sich 
in  der  Xähc  der  Halle  fest,  wo  sie  bald  knuni  weniger  bekannt  war 
als  ihr  (ieniiise.  Der  Aufenthalt  in  der  Maujitstadt  erwies  sieh  als 
iu]t7!irin':;eiid.  Der  mächtige  Antrieb,  den  das  städtische  I.<'l)eii 
aucii  minder  entwickelten  Fähigkeiten  L,ncl)t,  hat  in  dieser  HeviV.krrung 
UnternehnitMv.'-si^eist  und  kaufmännisches  Geschick  '^'cturdert.  — 
Nicht  immer  isl  der  städtische  Einflufs  auf  Sitten  und  Gewohnheiten 
so  wohlthätig  gewesen ! 

Auch  die  Wirtschaften  von  KoscolT  haben  sicli  willig  den  Ver- 
änderungen der  Handelsverliältnisse  angepafst,  die  es  ermögliclicn, 

mit  Hilfe  der  Bahn  den  Verkauf  der  Produkte  dem  Zwischenhandel 
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ZU  Überlassen.  Das  Land  iahrt  fort,  an  der  regelmäßigen  Entwick- 
lung des  Güterverkehrs  Anteil  zu  nehmen,  und  findet  seinen  Vorteil 
dabei;  in  reichem  Uebcrflufe  verbreitet  sich  der  Gemüsebau  in  dem 
meerbespülten  I^ndc,  dem  „goldenen  Gürtd  '  der  Bretagne.  Dank 
dem  milden  Klima,  dem  Geschenk  des  Golfstroms,  sind  die  Ge- 
müsegartner  von  Leonnais  um  mehr  als  einen  Monat  denen  des 
inneren  und  nördlichen  Frankreich  voraus  und  versorgen  mit  ihren 
Frühgemüsen  die  Märkte  von  Paris,  London  und  Rotterdam. 

Nur  ist  durch  die  \'^crnll^cmcinorung  des  Verkehrs  un«!  f'ie 
Vctbilligung  der  Frachten  Regel  geworden,  was  zuvor  Ausnaliine 
gewesen  ist. 

in  allen  (ieL^eiiden  Frankreichs,  und  besonders  in  denen  mit 
intensivem  landwitlöchalllichcn  Betrieb,  hndtl  man  heute  Gemüse- 
gärten, fferen  Erzeugnisse  fern  von  den  Betriebsstätten  ihren  Ab- 
satz finden. 

„Der  Stadtbewohner,"  so  liest  man  un  Journal  d'agriculture 
pratiquc,  „ifst  weniger  Brot  als  der  Landbewohner,  er  ifst  aber  da» 
für  mehr  Fleisch  und  feines  frisches  Gemüse.  Um  diesem  steigen- 
den Bedarf  zu  genügen,  haben  sich  naturgemäfs  in  der  Nähe  der 
Städte  oder  auch,  dank  der  schnellen  und  bequemen  Transport« 
gelegenheit,  überall  wo  die  Verhältnisse  des  Bodens  und  des  Klimas 
einer  solchen  Entwicklung  günstig  sind,  Grofsbetriebe  für  den 
Gemüsebau  gebildet,  die  ihre  Erzeugnisse  nach  den  wichtigsten 
Märkten  exportieren.  Im  Süden  mit  seinen  milden  Wintertempera- 
turen ist  der  Gemüsebau  auch  zu  Jahreszeiten  möglich,  in  denen 
die  Produktion  des  Nordens  nicht  einmal  noch  den  Bedarf  der 
nächsten  Märkte  decken  kann.  So  entstand  dort  die  Kultur  der 
Frühgemüse.  Der  vcrhältnismäfsig  hohe  Preis,  den  diese  Früh- 
gemüse erzielen,  deckt  auch  die  Kosten,  die  ihr  Transport  verur- 
sacht. Aber  die  Frühgemüsc  Südfrankreiehs  haben  wieder  den 
algerischen  Wettbewerb  auszuhalten,  der  durch  das  noch  wärmere 
Klima  seines  Landes  die  Märkte  von  Paris,  Marseille  und  Lyon  um 
ein  paar  Wochen  früher  beschicken  kann."  ^) 


Baudrillart,  I>cs  populations  agricoles  de  la  France,    l*'  Partie.  Nor* 

mar.  Iii"  f{  iJrctagnc  p.  508. 

l.cntheric  (  ötcs  et  ports  francais  de  la  Manche.    Kevuc  de  dcux  Mondes 
15.  Juillft  1901  ]).  412. 

Hitler,  La  cultiire  i't  rcx|iloitatn»a  drs  primeur»  cn  Aljjcrie.  —  Journal 
«ragricuUurc  praliquc,  26.  Scplciubre  190 1  p.  324. 
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Man  bemerkt  also ,  dafs  der  Einflufs  des  Städtewesens  auf  die 
Dichtigkeit  der  LandbevöUcerui^  in  verschiedenen  Gegenden  ver> 
schiedene,  ja  geradezu  entgegengesetzte  Wirkungen  hervorbringt. 

Einerseits  —  und  das  ist  heutzutage  die  weitest  verbreitete 
Ansicht  —  verringern  die  Städte  durch  ihre  Anziehungskraft  und 
die  Krisen,  die  sie  hervorrufen,  die  Masse  der  arbeitenden  Land- 
bevölkerung; andererseits  befordern  sie  wieder  im  geraden  Gegen- 
satze dazu  die  Entstehung  oder  die  Vergröfscrung  von  landwirt- 
schaftlichen Betrieben,  die  einen  grofsen  Arbeiteraufwand  erfordern. 
Das  letztere  gilt  nicht  blofs  fiir  die  Kultur  von  Küchcni^ewärhsen, 
sondern  auch  für  ein/ehie  Zweige  des  Obstbaues,  die  im  Freien, 
auf  Beeten  oder  in  Treibhäusern  betrieben  werden. 

Die  wachsende  FMitwickluno  des  Eisenbahnnetzes  und  der  Schiff- 
fahrt macht  es  diesen  Betrieben  möglich,  ilir  Absatzgebiet  in  immer 
grölsere  Fernen  zu  erweitern. 

Die  Krdbeerzüchter  von  Brest  z.  B.  und  vom  Comtat,  das  heifst 
aus  der  glänzen  Umgebung  von  Carpentras,  exportieren  alljährlich 
mehrere  tausend  Zentner  ihrer  Er/eu;^Miisse  nach  England. 

Die  Rhonegegend  um  Vienne  in  einem  Umkreis  von  zwei- 
hundert Kilometern  hat  sich  seit  der  VcrnichtunL^  der  Weinberge 
durch  die  Reblaus  in  einen  wahren  Garten  verwandelt,  der  bei 
starkem  Verbrauch  menschlicher  Aibeitskräfte  ungeheure  Massen 
von  Obst  und  üeniiase  hervurbringl.  Alle  Strafsen  sind  nut  Apri- 
kosen- und  Kirschbaumalicen  bepflanzt.  In  den  Zwischenräumen 
zieht  man  iiir  den  städtischen  Markt  Bohnen,  Erdbeeren  und  Früh- 
gcniüse.  Im  Frühling  iiitlt  das  Flufstha]  der  köstliche  Duft  der 
Aprikosenblüte;  Kirschen,  Pfirsiche,  Trauben  lösen  einander  in  der 
Reihe  ab  und  rollen  mit  Bohnen,  Salat,  Kohl  und  Lauch  auf  Ideinen 
Wagen  nach  den  Industriestatten  der  Gegend') 

Es  ist  aUgemein  bekannt,  da(s  sich  dieselbe  Vereinigung  von 
Gemüsebau  und  Obstbau  auf  den  Inseln  des  Kanals  findet  Ob> 
wohl  diese  Inseln  aufserordentlich  dicht  bevölkert  sind,  denkt  dort 
kein  Mensch  daran,  nach  der  Stadt  auszuwandern.  Sie  liefern 
enorme  Mengen  von  Frühgemüse  nach  London,  Liverpool,  South- 
ampton,  Newcastle  und  Gla^fow.*) 

Die  kleine  Insel  Jersey  —  sie  ist  acht  Meilen  lang  und  sechs 


KropotlEtne.  Fields,  factories  and  Workshops,  p.  109  u.  8S.  London, 
Svan  Sonncnicbm '  1901. 
*)  Ibid.  p.  109  u.  88. 
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Meilen  breit  —  ist  noch  ein  Land  mit  offenem  Gartenbau.  Ihre 
Fläche  ist  nicht  ffröfscr  als  28707  Acre  (i  Acre  =  40  Ar)  die 
Felsen  mit  cinbct^ritl'cn.  Trotzdem  ernährt  sie  auf  einem  Acre  un- 
gefähr zwei  Kinwohner,  das  sind  i  ^i)0  J^inwohner  auf  die  Ouadrat- 
meile.  Jeder  I' ac!ikundi;^a',  der  von  einem  Besuche  dieser  kleinen 
Insel  zurückkehrt,  ist  voll  des  I.obcs  über  den  Wohlstand  der  Be- 
völkerung und  die  bewundernswerten  Resultate,  die  diese  kleinen 
Wirt<?chaften  von  5 — 30  Acres,  ja  sogar  noch  kleinere,  durch  ihre 
intensive  und  rationelle  l^elriebsweise  eraielt  haben. 

Auch  sei  daran  erintiert,  dals  in  gewissen  Gegenden  \  on  Eng- 
land die  Trcibhauskultur  von  Tomaten,  Erdbeeren  und  Weintrauben 
ein  stattliches  Arbeiterheer  bescliaftigt.  Am  bedeutendsten  ist  die 
Kultur  von  Weintrauben,  die  für  die  Tafeln  von  Brüssel,  London, 
Berlin  und  Petersburg  bestimmt  sind.  Auch  diese  Betriebe  bilden 
einen  starken  Damm,  der  den  Abflufs  der  ländlichen  Bevölkerung 
aufhält. 

In  Hoeylaert  ist  fast  die  ganze  arbeitende  Bevölkerung  in  den 
Treibhäusern  beschäftigt.  Während  die  Nachbardörfer,  in  denen 
die  Traubenkultur  noch  nicht  so  weit  entwickelt  ist,  der  Stadt 
Brüssel  ein  starkes  Kontingent  von  Bauarbeitern  tiefern,  sind  es  hier 
höchstens  die  Frauen,  die  nach  der  Stadt  gehen,  um  Eier  und 
Butter  zu  verkaufen  oder  am  Markte  von  St  Ger>'  eine  Fleischbank 
zu  errichten. 

Resümieren  wir:  Die  Vervollkommnung  des  Frachtverkehrs 
fordert  die  Ausbreitung  intensiver  Betriebsweisen.  Sie  schafft  Zeti' 
tralproduktionsstätten  ^)  des  Gemüsebaues,  der  Obstkultur,  der 
Molkereiproduktion,  die  alle  auf  einem  engen  Gebiete  grolse  Albeiter- 
mengen  beschäftigen. 

Gewifs  hat  die  Ausdehnung  dieser  Kulturzweige  —  von  be- 
sonderen Ausnahmeföllen,  wie  denen  der  englischen  Vegetarier- 
kolonteen  abgesehen  —  keinen  Rückfluß  der  Stadtbevölkerung  nach 
dem  Lande  bewirkt.  Sie  nehmen  auch  bis  jetzt  nur  einen  sehr 
geringen  Teil  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  ein.  Ihr 
Etnflufs  reicht  lange  nicht  hin,  die  Verminderung  der  Arbeitsge- 
legenheit,  die  durch  den  maschinellen  Betrieb  und  die  Verwandlung 
der  Felder  zur  Weide  hervorgerufen  worden  ist,  wieder  wett  zu 


Im  Oricifwl  des  Verfusen  h«ir$t  o  „fabriquc".  Das  Wort  ist  nicht  gldcb- 
bcdctttead  mit  unserer  „Fabrik**,  und  l&fst  sieb  nur  anniherad  duicb  den  gewSbllcn 
etwas  schwer^ÜBcn  Ansdrock  wiedergeben.   D.  Uebers. 


uiyiii^ed  by  Google 


Die  Rttekkchr  Bich  dtm  LoDde. 


87 


machen.  Audi  b^ont  sich  auf  diesen  Spezialgebieten  der  Land- 
wirtschaft infolge  der  Verbesserung  der  Konservierungsmethoden 
die  überseeische  Konkurrenz  fühlbar  zu  machen.  Es  wäre  darum 
nur  ein  schöner  Wahn,  wollte  man  annehmen,  dals  sich  ungeheure 
Flachen,  auf  denen  jetzt  Brotfrucbt  gebaut  wird,  zu  Gemüsegarten 
und  Obstkulturen  verwandeln  würden. 

Deshalb  aber  bleibt  es  doch  nicht  weniger  wahr,  dafs  die  Be- 
triebe solrhcr  Art  überall,  wo  sie  eine  gröfsere  Ausdehnung  ge- 
wonnen haben,  eine  Verminderung  der  Abwanderung  nach  den 
Städten  bewirkten,  und  überdies:  dafs  die  Durchschnitte  des  Ge- 
müsebauer, der  Obstzucht  und  des  Anbaues  von  Industriepflanzen, 
besondere  der  von  Zuckerrüben,  die  Gründung  industrieller  Eta- 
blissements mitten  auf  dem  Lande  zur  notwendigen  Folge  1  ri!>en. 

„In  manchen  Gegenden",  sagte  A.  Melot  in  einem  Bericht  an 
die  belr^ische  Land\vlrtsrhafts\ crsammluivT  vom  Jahre  tqoi,  „sind 
die  schädlichen  I'^olgen  der  \  erniiiidenen  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
gelegenheil 'durch  die  h>richtun^  industrieller  l\tablissements  auf- 
gewogen worden,  die  direkt  von  der  I^ndwirtschalt  al)hängig  sind, 
also  durch  die  Errichtung  von  Zuckerfabriken  und  landwirtschaft- 
lichen Brennereien.  Diese  besrhättitren  während  des  Winters  eine 
gruise  Menge  jener  Arbeiter,  die  während  des  Sommers  auf  den 
Feldern  thätig  sind.  Bei  Löwen  stellt  eine  Fabrik  Lebensmittei- 
konsrn  en  her.  Sie  kauft  die  Geniuse  zwei  Meilen  in  der  Runde 
zusaiiinien.  Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  hndet  hier  Absatz 
für  die  Erzeugnisse  ihrer  entlegenen  Gegend  und  lohnend  Be- 
schäftigung wälirend  des  Winters."  ^) 

Von  dem  Gesichtspunkte  aus,  der  uns  interessiert,  ist  unter 
diesen  Winterindustrieen  die  Rübenzucker fabrikation  zweifellos  die 
wichtigste. 

Nach  der  ersten  belgischen  Bcrufszählung  vom  31.  (Jktober  1896 
sind  rund  25  000  Arbeiter,  von  denen  der  gröfste  Teil  auf  dem 
Lande  wohnt,  während  der  Wintermonate  in  Zuckerfabriken  be- 
schäftigt gewesen.  Sie  konnten  so  den  Wiederbeginn  der  land- 
wirtschaftlidien  Arbeiten  abwarten,  ohne,  wie  früher,  zu  fast  voll« 
ständigem  Feiern  verurteilt  zu  sein.  < 

Es  herrscht  kein  Zweifel  darüber,  dafs  die  Folgen  der  Agrar- 
krise, wenigstens  soweit  sie  die  Landflucht  betreffen,  merldich  ge- 
mindert, schlielsiich  oft  aufgewogen  worden  sind  durch  die  £at* 


')  Congri*  national  bdgc  agricole  d«  Namiir.  y  fiutcicttle  p.  7^3. 
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Wicklung  der  Zuckerfabrikation,  sowie  der  übrigen  Industrieen,  die 
mit  der  Landwirtschaft  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen. 

Allerdings  bestehen  solche  Industrieen  nur  in  bestimmten 
Gegenden;  ihre  Entwicklung  wird  oft  aufgehalten  durch  ein  schad> 
liches  Steuersystem  sowohl  wie  noch  mehr  durch  die  geringe  Kauf- 
kraft der  arbeitenden  Klassen. 

Soll  die  Industrialisierung  der  Landwirtschaft  fortschreiten,  soll 
die  intensive  Produktion  von  Zucker,  Butter,  Milch,  Fleisch,  Obst 

und  Gemüse  grofse  Arbeitermassen  auf  dem  I.aiuk-  /vuückhalten 
oder  gar  dahin  zurückführen,  dann  mufs  auch  eine  tiefgreifende 
soziale  Umbildung  die  Lebenshaltung  der  Arbeiterschaft  erhöhen, 
ae  muls  es  ihnen  möglich  maclien,  ihren  Verbrauch  jener  Erzeug- 
nisse nicht  nach  dem  Mafsstabe  ihres  Einkommens,  sondern  nach 
dem  ihrer  Bedürfhisse  einzurichten. 

a.  Die  Verlegung  der  Industriebetriebe  nach  dem  Lande. 

Die  l'.ntfaltuiii^^  ticr  kapitalistischen  iVotluktioii  hat  die  wich- 
tigsten hidustrieen  in  den  Slädlcn  und  den  Kuhlenbeckcn  zusatiinien- 
gedrängt.  Sie  hat  eine  Menge  liindlichei  (ieweihe  verschlungen, 
die  für  eine  Armee  von  Mainlwcrkern  und  kleinen  Bauern  Haupt- 
oder Nebenlauf  L^ewesen  waren. 

Uei)erall,  wo  sicli  nicht  etwa  ein  l-.rsatz  oder  eine  Umwandhing 
dieser  Kleingewerlje  durch  kapitalistische  ll^du^triee^  vollzogen  hatte, 
besonders  aber  in  jenen  (Tegemlen,  in  denen  \ordcm  Spinnerei  und 
Handweberei  im  Schwünge  waren,  >ah  sich  die  Bevölkerung  ge- 
nötigt, nach  auswärts  auf  Arbeitsuche  zu  gehen.  Sie  wanderte  aus, 
ging  auf  Saisonarbeit,  oder  wanderte  täglich  nach  den  Industriezentren 
zur  Arbeit. 

Dafür  sind  in  anderen  Gegenden  neue  hidustrieen  entstanden, 
und  seit  einigen  Jahren  zeigt  sich  bei  den  Unternehmern  die  un- 
verkennbare Neigung,  ihre  Betriebe  womöglich  aufs  Land  zu  ver- 
legen. 

Das  Ziel,  das  ihnen  vor  Augen  steht,  ist  die  Verbilligung  der 
Produktion  durch  Herabdrückung  der  Löhne,  der  Materialpreise 
und  der  Kosten  des  Grund  und  Bodens,  oder  auch  in  Gebirgs- 
Utndern  mit  Wasserkraft,  durch  den  Ersatz  der  schwarzen  Kohle 
mit  der  „hellen". 

Die  Dampfmaschine  hatte  mit  ihrem  Kohlenhunger  die  Fabriken 
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von  den  Fluislaufen  fortgetrieben;  die  Elektrizität  fuhrt  sie  wieder 
dahin  zurück. 

Diese  Revolution  der  Technik  beginnt  sich  in  Deutschland, 

Oesterreich  und  Norditalien,  in  den  Hochthälem  der  Pyrenäen  und 
im  Osten  Frankreichs  deutlich  Vicmerkbar  zu  machen.  Ihre  Wirkung 
in  der  letztgenannten  Gc<^cik1  Ijcschrcibt  P.  Hanotaux  also: 

„Im  ganzen  Bergland  der  I)au])hinc,  dem  ganzen  alpinen  Gc- 
birgsstock,  sieht  man  jetzt  ansehnliche  Betriebe.  Sie  stecken  in 
Winkeln  und  Winkelchcn  einer  Gegend,  die  bis  vor  wenii^cn  Jahren 
ein  armselij^cs  Dasein  fristete.  Jetzt  vollzieht  sich  sichtbar  eine 
grofse  Veräiuierung.  Die  Dörfer  f^cwimicn  an  Wohlstand;  aus 
Hütten  werden  Häuser;  die  kleinsten  I*"Ieeken  sind  elektrisch  be- 
leuclilet,  Masten  mit  den  stromleilenden  Draliten  sclüclscn  aus  dem 
Boden;  elektris'he  Strafsenwagen  sausen  die  Thälcr  entlang  und 
bezwin^n  !i  jetzt  gar  auch  die  Berge." 

Nach  einer  offiziellen  Statistik,  die  bis  zum  I.  Januar  1S99 
reicht,  sind  seit  1890  zu  ilamals  Sq6i  ]5et rieben  und  kleinen  Eta- 
blissements mit  durchschnittlich  12V..  Pferdekräften  58  neue  ge- 
treten mit  zusammen  250000  Pferdekräften,  d.  h.  mit  mehr  als 
4000  PferdekrSften  för  jeden  Betrieb. 

In  den  letzten  drei  Jahren  mufs  sich  die  Zahl  dieser  Betriebe 
bedeutend  vergröfsert  haben. 

Unter  diesen  Umstanden  ist  es  nicht  erstaunlich,  dafs  man  sich 
mit  de  Vorbedingungen  beschäftigt,  unter  welchen  zukünftig  Eta- 
blissements solcher  Art  würden  errichtet  werden  können. 

Diese  Frage  wird  gegenwärti|^  im  franzosischen  Handelsminis* 
terium  studiert.  Schon  am  i .  Juli  1900  brachten  Loubet,  Baudin 
und  Dupuy  einen  Gesetzentwurf  ein*  der  dem  Staate  das  aus« 
schliefsliche  Recht  zuerkennt,  für  Betriebe  mit  mehr  als  100  Pferde- 
krälten  die  Wasserkraft  zu  vergeben. 

Der  Entwurf  fand  in  m  uichen  Kreisen  eine  sehr  abträgliche 
Beurteilung  und  manclie  Recht^elehrte  warfen  ihm  vor,  er  bedeute 
lur  die  Flufsanwohner  eine  Enteignung  ohne  Fintschädigung. ') 

Wie  dem  auch  immer  sei,  jedenfalls  erblicken  wir  überall  wo 
sich  die  Herrschaft  der  Wasserkräfte  vorbereitet .  eine  Orlsver- 
änderung  der  Industrie,  die  su  h  infolge  der  Kraftübertragung  noch 
verallgemeinern  wird,  und  deren  viele  einschneidende  Folgen  wir 


•)  Brun.  Pr'>jct  de  niain  mist-  de  rF.tat  sur  Ics  chutcs  d'cau.  Revue  calholique 
des  msütutioo-s  et  du  droit.    Kevrier  1902. 
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nicht  abschen  können.  Das  aber  steht  auf  alle  Fälle  heute  schon 
fest,  dafs  die  Ansiedlung  oder  Gründung  grofscr  Industrieunter- 
nehmungen  im  Gebirgslande,  welches  bis  dahin  wegen  der  dort 
herrschenden  Armut  einen  Herd  der  Auswanderung  bildete,  einen 
grofsen  Teil  seiner  Bewohner  der  Arbeitssuche  in  der  Fremde  ent- 
hebt und  überdies  einen  Stamm  qualifizierter  Arbeiter  heranzieht, 
der  am  Orte  selbst  nicht  gewonnen  werden  kann. 

So  wichtig  nun  auch  diese  durch  die  Anwendung  der  natür« 
liehen  Triebkräfte  her\^orgerufcne  Dezentralisation  sein  mag,  und 
so  wichtjo;  sie  noch  für  die  Zukunft  werden  kann,  so  kommt  ihr 
doch  \<)rläuti^r  noch  nicht  jener  Ch.irakter  der  Allfjjemcinheit  zu, 
der  eine  andere  l^rscheinun^r  dt^r  kapitalistischen  tntwieklun<4  zu 
eigen  ist.  Wir  meinen  die  V  erlegung  der  Industriebetriebe  nach 
dem  Lande,  die  mit  Rücksicht  auf  tlie  <j;erins:]^e  aufzuwendende 
Grundrente  und  auf  die  j^a-rin^eren  Löhne  erf« jl^'^t. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wie  in  iMn()]^)a  lälst  sich  feststellen, 
dafs  das  Fabrikwesen  immer  mehr  nach  dem  flachen  Lande 
wandert  und  dafs  infolge  dr-s!  n  trotz  des  allgemeinen  I  lerab- 
sinkcns  der  heimischen  Landu  ii  l^chaften  ein  Teil  der  Ansässii^^en 
nicht  nur  seine  wirtschaftliche  i'osition  erhält,  sondern  sich  sogar 
eine  solche  neu  erwirbt. 

In  Belgien  hat  sich  von  1846 — 1896  also  in  einem  Zeitraum 
eines  halben  Jahrhunderts  die  Zahl  der  Heimarbeiter  beiderlei  Ge- 
schlechts von  200ü<x3  auf  120000  vermindert.  Der  Grund  dieser 
Erscheinung  liegt  niclit  in  einem  allgemeinen  Rückgang  der  Haus- 
industrie, sondern  in  dem  Umstände,  dafs  mehr  als  hunderttausend 
Spinner  und  Spinnerinnen  Flanderns  ^)  aus  ihr  verschwunden  sind. 
Aber  während  die  alten  Industriecn,  die  Leinewebereien,  Nagel- 
und  Messerschmieden,  in  ihren  Beständen  herabsanken,  oder  sich 
in  städtische  Betriebe  verwandelten,  haben  im  Gegensatze  dazu 
andere,  wie  die  Spitzenklöppelei,  Handschuhnäherei  und  Zigarren- 
fabrikation sidi  erhalten  oder  in  den  Dörfern  neu  angesieddt. 

Allerdings  beschäftigen  diese  erbärmlich  bezahlten  Berufe  last 
ausschlielslich  Frauen  und  Kinder,  aber  es  giebt  auch  andere,  die 
männliche  und  erwachsene  Arbeiter  beschäftigen,  und  reichlich 
dazu  beitragen,  die  Landflucht  au&uhalten. 


*)  Mmi^re  <Ie  J'indtistrie  et  du  tmvail.  —  RccenBcment  general  des  mdiutrieB 
et  des  meticrs.  (31.  Octobre)  Analyse  des  voliiines.  I  et  II  p.  42.  Bnizellei. 
Hayez  t^aa 
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Daliin  cjehören  die  Erzeugung  von  Schildkrotkämmen  im  Jura, 
die  i  )iainantschleifereien  von  Oyonax  und  die  Holzpfeifenerzeugung 
in  der  Umgebung  von  St  Claude. 

Auf  einer  Fufswandening  durch  die  letzti^enannte  Gegend 
konnten  wir  uns  \on  der  ( ienauii^keit  jener  Schilderungen  über- 
zeugen, die  Kropatkine^)  in  seinem  schon  angezogenen  Buche 
jjb'icids,  fuctüries  and  Workshops"  eregeben  hat: 

„In  St.  Claude,  einem  Hauntmittelpunkt  der  Erzeugung  von 
Pfeifen  aus  Ginster  (man  verkauft  diese  Pfeifen  mit  englischer 
Marke  in  grofsen  Mengen  nach  London,  wo  sie  deswegen  von 
Franzosen,  die  ein  Andenken  von  jenseits  des  Kanals  nutbringea 
wollen,  gekaut i  werden j  blühen,  von  der  W'as.sti kraft  des  Tacon 
gjetrieben,  grofse  und  kleine  Werkstätten  dicht  nebeneinander  auC 
Mehr  als  4000  Männer  und  Frauen  sind  in  diesem  Berufe  be- 
schäftigt,  während  neben  ihnen  alle  Arten  der  Hilfeproduktion  (£r> 
Zeugung  von  Futteralen,  Bernstein-  und  Hornmundstücken)  auf- 
schössen. Unzählige  kleine  Werkstatten  an  den  Ufern  beschäftigen 
sich  mit  der  Erzeugung  verschiedener  Gegenstande  von  Holz, 
Strdcbbolzschachtelnf  Opernglasgestellen,  Rosenkränzen,  oder  von 
Horn,  ganz  zu  geschweigen  von  der  Erzeugung  von  Meterstäben 
für  den  gesamten  Weltmarkt,  die  etwa  1200  Arbeiter  beschäftigt 

2u  gleicher  Zeit  sind  Tausende  von  Leuten  aus  St.  Claude  in 
den  umliegenden  Fledcen  und  Gebirgsdörfem  mit  der  Diamant* 
Schleiferei  beschäftigt  (eine  Industrie  die  erst  seit  etwa  15  Jahren 
besteht)  und  andere  Tausende  finden  in  den  Schleifereien  geringerer 
Edelsteine  Arbeit.  Alles  das  wird  in  kleinen  Werkstätten  hergestellt, 
die  von  Wasserkräften  getrieben  werden.  Die  Eisgewinnung  auf 
bestimmten  Seeen  und  die  Entrindvnig  der  Eichen  für  Gerbereien 
ver\'ollständigen  das  Bild  dieser  Arbeitsdörfer,  in  denen  sieh  Land- 
wirtsrhaft und  Industrie  vereinen  und  Maschinenwesen  und  moderne 
Produktionstechnik  in  den  Dienst  der  kleinen  Werkstatt  gestellt 
iind." 

Ks  niufs  bemerkt  werden,  dafs  sich  diese  beträchthche  Ent- 
wicklung der  ländlichen  Industrieen  in  dieser  ( iebirgsgegend  aus  der 
langen  Dauer  des  Winters  erklärt,  die  die  Jurabauern,  ebensogut 
wie  die  Bauern  Rufslands,  zwingt,  ihre  Landarbeit  durch  eine 
andere  Beschäftigung  zu  ergänzen.    Was  diese  andererseits  ertrag- 


Kropolkinc  Fields,  factorics  and  Workshops,  p.  153  u.  i.   London,  Swan 
SoMKBtcfaeiii  1901. 
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reich  macht,  ist  der  Umstand,  dafs  dank  der  Wasserkraft  der  Stuiv.- 
bäche  den  kleinen  Unternehmunt^en  die  Mörrlirhkcit  <4^e!:::;cbcn  ist, 
sich  alle  Vorteile  der  Maschinen  technisch  zunutze  zu  machen, 

Uebcrall  dort,  wo  diese  Vorbedingungen  fehlen,  sind  die  länd- 
lichen Hausindustrieen  verschwunden  oder  im  Veifall;  oder  aber 
sie  können  sich  nur  mehr  durch  jenes  schändliche  Ausbeutun<Ts- 
system  aufrecht  erhalten,  das  die  Arbeiter  infolge  ihrer  Isolierung 
ohne  Gegenwehr  dem  I  lerrcnwülen  des  Unternehmers  über- 
antwortet. 

Aber  neben  jenen  Industriezweigen,  die  ihre  technische  Rück- 
ständigkeit durch  die  Verwendung  billiger  ländlicher  Arbeitskräfte 
wett  machen  wollen,  giebt  es  auch  solche,  die  mit  den  Vorzügen  der 
Maschinentechnik  und  der  kapitalistischen  Konzentration  auch  solche 
Vorteile  zu  verbinden  suchen,  die  das  Unternehmertum  aus  der 
Billigkeit  der  landlichen  Löhne  zu  ziehen  hofit. 

Vor  allem  aus  diesem  Grunde  kehrt  die  Textilindustrie,  nach- 
dem sie  vom  I^nde  nach  der  Stadt  gewandert  war,  wieder  von 
der  Stadt  nach  dem  Lande  zurüde. 

Dieser  Auszug  der  Industrieen  beginnt  mit  dem  Augenblidce, 
in  dem  die  Kosten  der  Arbdtskraft  för  die  Preisbildung  ein  wich- 
tigerer  Faktor  werden  als  die  Kosten  des  Transports. 

Schon  vor  vielen  Jahren  —  bei  der  En«]ut:te  über  die  Baum- 
wollindustrie, die  im  Jahre  1885  zu  Brüssel  abgch  :i  wurde  — 
sprach  sich  einer  der  gröfsten  Industriellen  von  Gent,  M  de  H e in  i> • 
tinne,  über  die  Gründe  der  Verlegung  der  Webereien  auf  das 
Land  folgcndcrmafsen  aus: 

„In  Gctit  ist  die  l^gc  so,  dafs  wir  nicht  mehr  Herren  unserer 
Arl>eitcr  sind.  Finc  c^ewaltige  weit  ausgedehnte  Organisation,  die 
von  sozialistischen  Mauden  geleilet  wird,  steht  iin«?  ;^n  L,aMuiber  ,  .  ." 

„Wir  haben  uns  die  l  raL;e  \  <  'rL:c  legt :  ist  es  nio^licJi,  ist  es  ver- 
nünftig, die  Stadt  mit  Hrand  uinl  Mord  zu  erfüllen,  um  die  I.öhne 
um  40 — 50  rri)/ent  herabzusetzen:  Wir  haben  uns  antuorten 
müssen;  Nein,  es  rst  unmöglich.  Ich  tra-^^e,  ob  einer  \<»n  den  An- 
wesenden es  wagen  würde,  sich  in  ein  solches  Abenteuer  zu 
stürzen,'* 

M.  Verb  ecke.  Allerdings;  das  ist  unmöglich.  So  viel  ist  klarl 
M.  de  Hemptinne:  Wäre  es  nüt  Eurer  Hilfe  möglich? 
M.  Verbecke:  Mit  Hilfe  aller  gewife.  Die  freie  Garnetnfuhr 
wird  Ihnen  das  beweisen* 

M.  de  Hemptinne;  »Wie  das  nun  auch  liegen  mag,  unser 
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Vcrwaltungsrat  ist  vor  einer  solchen  ^T();::(lichkeit  zurückgeschreckt 
Hören  Sie,  was  er  gethan  hat  Er  hat  das  Beispiel  befolgt,  das  man 
ihm  in  Manchester  gab,  wo  man  sich  in  einer  ganz  ähnhchen  Lage 
befand.  Die  Löhne  sind,  ich  will  nicht  sagen  lächerlich,  aber  doch 
exccssiv  hoch  gestiegen.  Bei  uns  haben  sie  sich  seit  1853  ver- 
doppelt In  Manchester  gicbt  es  heute  nicht  mehr  viel  Webereien 
und  Spinnereien ;  die  Textilindustrie  ist  aufs  Land  gewandert  Man 
hnt  sie  vorerst  nach  Stockfort  bei  Manchester  verlegt,  wo  mnn  be- 
deutende Lohnreduktionen  vorgenommen  hat.  Als  Stockfort  ein 
grofscs  Industriezentrum  «ijewordcn  wnr,  hat  man  sie  weiter  hinaus 
verlegt  und  die  Löhne  sind  nocli  nicdri;^^cr  (geworden  .  . 

„Man  thuf  am  l)cstrn,  wenn  man  diesem  Beispiele  fol^t.  .  .  . 
Ich  verle^a^  meine  Weberei  nach  Waersclioot.  Aut,a-nl)licklich  hal)e 
dort  40  Stühle  und  stelle  eine  Ntnsrhinc  mit  jcx)  rtenlrkräften  auf. 
Üeber  kurz,  oder  lang  wird  alles  dahin  hiniiber  wandern.  .  . 

Seit  1855  hat  sich  diese  Dezentralisationsbewc^unL;  nur  noch 
verschärft.  In  der  Ciemeinde  Waerschoot  allein  gab  es  am  31.  Ok- 
tober 189O  fünf  mechanische  Weht  reien,  die  624  Arbeiter  beschäf- 
tiinen.  Andere  wurden  in  Genthru^r^re.  SIevdinge  und  Somergem 
errichtet.  Die  nämliche  Temien/,  aus  denselben  Erwägungen  ent- 
springend, macht  sich,  wie  Schmolier  feststellt,  in  allen  Industrie- 
ländern bemerkbar. 

„Bei  der  steigenden  Ij leirhterung  des  Güterverkehrs  und  den 
Fortschritten  der  Arbeitsteilung,  kann  der  Ort  der  I.rzeugung  von 
dem  des  Verbrauches  unendlich  weit  entfernt  sein,  wenn  diese  Ent- 
fernung eine  Verringerung  der  Produktionskosten  oder  eine  Ver- 
besserung der  Ware  zur  Folge  hat  Das  fet  das  Losungswort 
unserer  Zeit" 

Natürlich  wird  dieses  |j)sung5Wort  desto  sicherer  wirken,  je 
mehr  man  im  Güterverkehr  jener  Tarifgemeinschaft  nahekommt, 
die  heute  schon  für  die  Postverbindungen  besteht 

,,Wenn  jemals  ein  solcher  Einheitstarif  zur  Durchfuhrung  ge- 
langt sagt  Weber  (und  es  ist  tsekannt,  dafs  ein  solcher  heute 
schon  bis  zu  einem  gewissen  Grade  für  die  Industrie  des  amerika- 
nischen Neu-England  besteht),  so  wird  sich  seine  Wirkung  nach  der 
Richtung  geltend  machen,  dals  die  Verbilligung  der  Fracht  Gunst 
und  Ungunst  der  ortlichen  Produktionsverhältnisse  ausgleichen  wird. 
Die  grofse  Stadt  wird  für  ihre  Ware  keinen  besseren  Markt  haben, 
als  ihn  die  kleinen  Flecken  finden.  Inbezug  auf  alle  anderen 
Produktionsverhältnisse  haben  aber  die  grofsen  Mittelpunkte  des 
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Wirtschaftslebens  keinen  Vorsprung.  Kauf  und  Verkauf,  Kapitab- 
und Kreditvermittlung,  die  bisher  viele  Unternehmungen  an  die 
Wirtschaftszentren  fesselte,  können  heute  mit  Hilfe  eines  kleinen, 
in  der  Stadt  gelegenen  Kontors  besorgt  werden;  die  Fabrik  selbst 
braucht  gar  nicht  dort  zu  liegen.  Andererseits  bieten  die  kleinen 
Orte  den  ^rofsen  Vorzug^  billiger  Bndcn preise  und  «geringer  Steuern, 
zumal  wenn  sie  die  Industriellen  durch  Steuerfi  eiheil  und  kostenlose 
Uebcrlassun^  von  (irund  und  Boden  ins  I-and  zu  ziehen  suchen, 
wie  das  in  vielen  kleinen  Städten  von  Michigan,  New  Jersey  und 
anderen  Staaten  geschehen  ist  M." 

Kurz  und  gut,  eine  Menge  ernsthafter  Gründe  spricht  dafür, 
dafs  zahlreiche  industrielle  Unternehmun^jen  die  städtischen  Massen - 
ansiedlungcn  verlassen,  nach  der  Umgebun^^  oder  dem  flnrhen  I,ande 
auswandern  und  so  dazu  beitragen,  die  Abwaiuierung  der  ländlichen 
Arbeitskräfte  aufzuhalten.  Ja  man  sieht  soL;ar,  wie  sie  zur  Ab- 
richtung  des  an  Ort  und  Stelle  gewonnenen  Personals  in  ihrem 
Gefok^e  eine  ziemliche  Menge  städtisclier  Arbeiter  auf  das  Land 
hinauNZiCicn. 

So  kommt  es,  dafs  in  manchen  Gegenden  die  Zahl  der  I^nd- 
bewohncr  wäclisi,  indes  sich  die  Masse  der  landwirtschaftlich 
thätigcn  Bevölkerung  verringert 

3.  IMe  Wanderuiig  der  stftdtischeD  Bevölkerung  nach 

dem  Lande. 

Die  Arbeiter,  die  die  grolse  Wanderbewegung  vom  Lande  zur 
Stadt  bewerkstelligen,  und  umgekehrt  wieder  jene,  die  /eitweilig 
oder  dauernd  von  den  Städten  naeh  iJeni  I„andc  abwandern.  l)ilden 
zwei  Kategorieen,  die  von  einander  wohl  unterschieden  werden 
wollen.  Die  einen  sind  echte  Städter,  die  sich  aus  verschiedenen 
Gründen  zu  einer  Verlegung  ihrer  Wohnungen  oder  Arbeitsplatzes 
„extra  muros"  entschlossen  haben;  die  andern  aber  bilden  jene 
fluktuierenden  Bevölkeryngselemente,  die  weder  ganz  der  Industrie 
noch  ganz  der  Landwirtschaft  angehören.  Sie  sind  zur  Zeit  des 
Aufschwungs  von  den  grofsen  Plätzen  angezogen  worden  und 
zeigen  Neigung,  zu  Krisenzeiten  wieder  aufe  flache  Land  zurück- 
zuströmen. 


^  Weber,  The  growüi  ot  dtics.    p.  205. 
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I.  Die  Industriekrise. 

Neben  jenen  Betrieben,  welche  dauernde  Beschäftigung  ge- 
währen, j^icbt  PS  auch  eine  «TTofsc  Anzahl  solcher,  deren  Besetzung 
der  Z.ilil  nach  fortwährend  schwankt,  und  —  je  nach  Gunst  und 
Ungunst  der  wirtschaftlichen  Konjunktur  —  mehr  oder  weniger 
leicht  von  einem  Erwerbszweig  zu  einem  anderen  übergeht. 

So  haben  sich  zur  Zeit  des  Aufschwungs  am  Ende  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  Tausende  von  Landleu tc,  durch  hohe  Löhne 
angelockt,  zu  öffentlichen  Arbeiten  anwerben  lassen,  .'\ndere  sind 
in  der  Kohienindustrie.  im  l{au<:^ewcrbc  und  anderen  Betrieben 
iintcrs^'ebracht  worden,  die  einen  aulkerordentUchen  Aufwand  mensch- 
licher Arbeitskraft  erforderten. 

So  kam  es,  dafs  die  Landwirte  mit  ihrem  Arbeiterbedarf  in 
grofse  Verlegenheit  gerieten.  Sie  schafften  sich  Hilfe,  indem  sie 
ihre  Betriebsweise  von  Grund  aus  umänderten,  Weideflächen  schufen, 
ihren  Maschincnbcstand  entvvickcltcn,  und  zu  den  ,,Gangs"  zuge- 
wanderter fremder  Arbeiter  ihre  Zuflucht  nahmen. 

Jetzt  aber  verläuft  sich  die  Flut.  Die  Kohienindustrie  ver- 
ringert ihr  Arbeitspersonal;  die  Bauthätigkeit  nimmt  ab;  die  Ver- 
kehrsuntemehmungen  und  die  öffentlichen  Arbeiten  vermögen  nicht 
mehr  die  Massen  der  disponiblen  Arbeitskräfte  aufzunehmen.  In 
allen  lindern  ist  die  Zahl  der  feiernden  Hände  sehr  beträchtlich. 

W  elche  Folgen  werden  der  Landwirtschaft  aus  dieser  wirt- 
schaftlichen Depression  erwachsen?  Wird  die  Landarbeiterfrage  eine 
Lösung  finden,  die  den  Interessen  der  Landwirte  wie  der  Arbeits- 
losen gleichmäfsig  entspricht? 

Das  Problem  läuft  auf  die  Fragen  hinaus:  ob  die  Arbeiter,  die 

die  Industrie  zurückweist,  zur  Landwirtschaft  zurückkehren  werden 
ob  die  Landwirte  in  der  I^ge  sind,  sie  wieder  aufzunehmen;  ob 
schliefslich  nicht  die  Industrickrise  ihre  verderblichen  Wirkungen 
auf  den  Markt  der  landwirtscbaftlicben  Produkte  ausdehnen  wird. 

Vor  allem  ist  soviel  gewifs,  dafs  viele  Arbeiter  der  Landarbeit 
endgültig  den  Rücken  gekehrt  haben  und  es  verschmähen, 
sie  wieder  au&unehmen,  so  traurig  die  Lage  der  Industrie  auch 
sein  mochte. 

mufs  bemerkt  werden",  so  äufsert  sich  ein  Korrespondent 
der  Revue  du  travatl  im  Januar  1901,  „dafs  ländliche  Arbeiter,  die 
einmal  industriell  thatig  gewesen  sind,  zu  den  landwirtschaftlichen 
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Arbeil i,a»bern  nicht  mehr  /.ui  ückkehren.  Auch  dann  nicht,  wenn  sie 
ohne  Arbeit  sind  ^" 

Dennoch  wäre  es  falsch,  diese  Beobachtung  zu  generalisieren. 
Dom  aus  anderen  Wahrnehmungen,  die  wir  in  dersdben  Zdtsdirift 
gefunden  oder  aus  eigenem  gesammelt  haben,  geht  hervor,  dals 
seit  dem  Ausbruche  der  Krise  jcahlreiche  Arbeiter  auf  den  Gütern 
und  in  Zuckerfabriken  Beschäftigung  suchen. 

So  bdcommen  z.  B.  die  Landwirte  von  du  Hesbaye  oder  vom 
Condroz,  die  während  der  fetten  Jahre  ilir  50  Frc.  Lohn  kein 
Gcände  bekamen,  jetzt  für  30  Frc.  Leute  im  Ueberflufs. 

Die  nämliche  Erscheinung  wird  in  Deutschland  beobachteL 
Die  Rückkehr  zur  Landwirtschaft  ist  auch  hier  nur  fUr  gewisse 
Arbeiterkategoriee n  durch fwhrbar. 

Kiirzuin,  es  scheint,  dafs  sich  fiir  gewisse  Gegenden  und  fiir 
die  Dauer  des  wirtschaftlichen  Niederganges  eine  Lösung  der  Land- 
arbeiterfrage anbahnt,  infolge  des  Rückstroms  der  Arbeiter,  die 
während  der  fetten  Jahre  den  Pflug  verlassen  haben,  um  industrielle 
Beschäftigungen  zu  ergreifen. 

Trof/dem  wäre  es  frilsrli  zu  glauben,  dafs  diese  Arbeiter  — 
das  weitere  Anschwellen  ihn  r  Masse  vorausi^esetzt  alle  auf  dem 
Lande  Kiiufer  hnden  könnten,  für  die  Arbeitskraft,  die  in  der  Stadt 
überschüssig  geworden  ist. 

Seit  einigen  Jahren  hat  sich  in  tien  Produktionsverhältnissen 
vieler  landwirtschaftlicher  betriebe  eine  ticleingreifende  Umwäl/.ung 
vollzogen;  der  I^ndwirt  hat  durch  Anlage  von  Weideland  oder 
durch  Aufforstungen  sein  Arbeitstckl  vcn  in;;crt,  er  hat  sein  .släudigcs 
Personal  herabgesetzt  und  sich  an  die  Beschäftigung  von  VV'ander- 
arbeiteni  gewöhnt;  schlicfslich  hat  er,  um  das  wachsende  Defizit 
menchlicher  Arbeitskraft  zu  decken,  seinen  Maschinenbestand  ver- 
mehrt. 

So  kommt  es,  da&  die  Fabriken  zur  Erzeugung  landwirtschaft- 
licher Maschinen  in  einer  Zeit,  da  sich  die  übrige  Metallindustrie 
mitten  in  der  Krise  befand,  ihre  Thätigkeit  unausgesetzt  steigerten. 

Im  Februar  1901  beschreibt  der  Correspondent  der  Revue 
du  Travail  in  Möns  die  Lage  dieses  Industriezweiges  folgender 
mafsen: 

„Die  Aufträge  sind  sehr  zahlreich.   So  ziemlich  alle  Landwirte 


')  Revue  du  Intvaii,  public  pai  TOfificc  du  Travail  en  Belgiqu«.   6*  anlief 
1  p.  46. 
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scheinen  gewillt,  sich  zukünftig  in  ihrem  Betriebe  landwirtschaft- 
licher Maschinen  zu  bedienen.  Sie  hoffen»  sie  würden  für  die 
Zukunft  nichts  mehr  zu  fürcliteii  haben,  wenn  sie  sich  etnmal  zu 
diesem  Aufwände  entschlossen  hätten.  Manchmal  vereinigen  sich 
auch  mehrere  zum  Ankauf  der  wichtigsten  Maschinen." 

Kincn  Monat  sj^äter  schreibt  er,  und  andere  Korrespondenten 
bcstätiLjeii  seine  Beobachtungen: 

„Die  Lage  ist  ^  erhältnismalsi^  ^ut.  Die  Aufträge  werden  von 
Jahr  zu  Jahr  bedeutender.  Die  .Schwierigkeiten,  mit  denen  die 
Landwirte  im  Vorjahre  bei  der  Beschaffung  des  nötigen  l'ersonais 
zu  kämpfen  hatten  und  die  schweren  Bedingungen,  die  ihnen  da- 
bei gestellt  wurden,  haben  sie  zu  dem  Hnlschluis  gebracht,  in  der 
Anwendung  von  Ma^chuien  Ersatz  zu  suchen." 

So  ist  es  nicliL  weiter  verwunderlich,  dals,  infolge  der  Ver- 
minderung der  notwendigen  men.schlichen  Arbeit,  in  manchen 
Gegenden  das  Arixntsangebot,  jetzt  gar  die  Nachfrage  übersteigt. 

„Zaiilrtiche  Arbeiter,  die  als  Schnitter  nach  Frankreich  gezogen 
sind,  sind  im  Auj^'ust  zurück<^ckf lirt.  Die  meisten  hatten  nur 
schuti  Arbeit  gefunden.  Eine  Folge  der  zahlreichen  landwirt- 
schaftlichen Maschinen,  die  die  französischen  I^ndwirte  neuerdings 
angeschafft  haben!" 

Solche  Erscheinungen  mögen  vorläufig  noch  vereinzelt  bleiben; 
dennoch  geben  sie  einen  Vorgeschmack  dessen,  was  weiter  wird, 
wenn  die  Krise  an  Umfang  der  Schärfe  zunimmt  Selbst  jener 
Teil  der  überschüssigen  Industriearbeiterschaft,  der  sich  den  Be- 
dingimgen  der  landwirtschaftlichen  Thatigkeit  anzupassen  resp. 
wieder  anzupassen  vermag,  wird  auf  dem  Lande  nicht  mehr  voll 
beschäftigt  werden  können.  Pas  wird  umsomehr  der  Fall  sein,  als 
die  Industriekrise  sicher  einen  ungünstigen  Einfluls  auf  den  land- 
wirtschaftlichen Markt  ausüben  wird  Der  schlechte  Geschäftsgang 
hat  flicht  nur  die  Folge,  dafs  er  das  Angebot  der  Arbeit  vermehrt,  und 
auf  diese  Weise  auch  die  .  Lohne  der  landwirtschaftlichen  Gegenden 
Verringert,  er  wird  notwendig  auch  die  Kaufkraft  der  ganzen  Be- 
volkerui^  herabsetzen.  Zweifellos  wird  dieser  Rückgang  auf  dem 
Nahrungsmittelmarkte  vor  allem  die  gesuchtesten  Produkte  treffen: 
Fleisch,  Butter,  I^ch,  Eier,  gewisse  Käsesorten,  Zucker,  Bier  und 
—  Glück  im  Unglück  l  —  Branntwein.  Vor  allem  darf  man  ^ch 
auf  einen  Preisrückgang  von  Fleisch  und  Butter,  hervorgerufen 
durch  den  geriniferen  Verbrauch,  gefaist  machen.  Die  Landwirt- 
schaft Wird  an  diesem  Preisruckgang  schwer  zu  tragen  habeä. 

Archiv  für  «M.  G«MUC«baiic  u.  Stiitntik.  XVni.  7 
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Denn  viele  Besitzer  haben  ihren  X'iehstaiid  in  den  letzten  Jahren 
vermehrt,  weil  sie  von  der  \'iehhahun>:^'  und  ihren  Produkten  sich 
Krfolgc  \'ersj>rachcii,  die  ihnen  der  Körnerbau  nicht  mehr  zu  bieten 
vermochte.  Und  schHefslich  werden  die  I-and\virte,  wenn  die  Krise 
noch  lange  anhält,  ihr  Arbeitspersonal,  das  durch  die  geänderte  • 
Betriebsweise  schon  stark  herabgesetzt  worden  ist,  noch  mehr  redu- 
zieren müssen. 

Von  den  zeitweiligen  Bewegungen  des  Arbeitsmarktes,  dem 
Rückstrom  der  Arbeitslosen  auf  das  Land,  den  wirtschaftlichen 
^idcuf^en  der  Industridcrise  wird  man  also  für  das  Problem  der 
Landflucht  eine  Losung  nicht  erwarten  dürfen.  Und  das  umso- 
weniger,  da  ja  die  Arbeitslosen,  die  sich  heute  infolge  des  Ge« 
schaftsnickganges  nach  den  Dörfern  wenden,  zur  städtischen  Ar> 
beit  zurückkehren  werden,  sobald  nur  die  Industrie  sie  wieder  auf> 
nimmt. 

Andererseits  aber  giebt  es  wieder  einzelne  Kategorieen  von 
Hand>  und  Kopfarbeitern,  die  von  den  verschiedenen  Wirkungen 
der  Wirtschaftskreise  beeinflufst,  ihren  Wohnort  oder  ihren  Arbeits- 
ort auf  das  Land  verlegen. 

IL  Der  Wegzug  aus  der  Stadt 

Ebenso  gut  wie  die  Landbevölkerung,  die,  um  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  gewinnen,  ihre  Dorfer  verlälst,  in  drei  Hauptkategorieen 
zerfallt  —  diejenigen,  die  sich  taglich  oder  wöchentlich  nach  der 
Stadt  blieben,  die,  welche  sich  dauernd  in  der  Nähe  ihres  Arbeits- 
ortes niederlassen,  schliefslich  jene,  welche  nur  für  einen  Teil  des 
Jahres  ihren  Wohnsitz  verändern  —  weist  aiicli  die  Stadtbevölke- 
rung, die  nach  dem  Lande  zurüekkelirt,  die  dreifache  Erscheinung 
der  täglichen,  der  endgühi^a-n  und  der  saisonmäisigen  Abwanderung 
auf.  Manche  behalten  ihren  Hauptwohnsitz  in  der  Stadt  und  leben 
nur  kurze  Zeit  auf  dem  Lande;  andere  lassen  sich  aus  Gründen 
der  Gesundheit  oder  der  Wirtschaftlichkeit  draufsen  dauernd  nieder, 
die  dritten  endlich  behalten  ihre  Wohnung  in  der  Stadt  und  gehen 
täglich  auf  das  Land  zur  Arbeit. 

Wir  wollen  diese  verschiedenen  Formen  der  Wanderung  der 
Reihe  nach  Revue  passieren  lassen. 

1.  Die  täglichen  Wanderungen. 

Von  allen  Möglichkeiten,  die  die  Trennung  des  VVolmorts  vom 
Arbeitsorte  in  sich  birgt,  ist  keine  unvernünftiger  als  das  Wohnen 
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in  schlechter  Stadtluft,  indes  einen  die  tägliche  Arbeit  auf  das 
Land  hinausruft. 

Solche  Verhaltnisse  finden  sich  denn  auch  nur  ganz  ausnahmst 
weise»  und  fast  immer  erweisen  sie  sich  als  die  Ueberreste  einer 
älteren  Wirtschaftsform. 

In  den  Mittelmeerländern  z.  B..  wo  sich  noch  aus  der  Zeit  des 
antiken  Städtewesens  eine  Vorliebe  für  städtisches  Leben  von  Ge- 
schlecht zu  Geschlecht  fortzuerben  scheint,  giebt  es  noch  zahlreiche 
Völkerschaften,  die,  obgleich  sie  landwirtschaftlich  thätig  sind,  denn- 
noch  nicht  auf  dem  T^nde  ihren  Wohnsitz  haben. 

So  wohnen  in  Montpellier  viele  Arbeiter,  die  sich  tä<:^lich  zur 
Arbeit  naeh  den  einsam  jj^clegencn  Weinbergen  begeben,  in  den 
Proletarier\-ierteln  der  Stailt. 

In  Corsika  drängen  sich  die  Bauern  zu  ihrem  Schutze  (einst 
^e^en  die  Türken,  jetzt  geilen  die  Malaria)  in  Städtchen  zusammen, 
(iie  sie  auf  steilen  I  löiicn  erbaut  haben,  weit  entfernt  von  ihren 
Feldern,  die  in  tieferen  Gegenden  Hegen. 

In  Sicilien  mit  seiner  j^a^rin^en  Industrie  ist  der  Anteil  der  Stadt 
an  der  Gesamtbevölkerung  grölscr  als  in  unseren  industriell  höchst 
entwickelten  Ländern.  Nach  Schmoller*)  beträgt  er  68  Proz., 
während  er  1875  für  Belgien  67  Proz.,  für  Sachsen  62  Proz.,  für 
FrankFeich  42  Proz.  betrug. 

„Wenn  man  die  sicilische  Landschaft  durchstreift,''  erzahlt 
Reclus,  „gerat  man  über  das  vollständige  Fehlen  der  Häuser  in 
Verwunderung.  Es  giebt  nur  wenige  Dörfer,  dafllr  aber  weit  von 
einander  entfernt,  einzelne  volkreiche  Städte.  Alle  Landwirte  sind 
Stadtbewohner,  die  nach  der  Gewohnheit  der  klassischen  Zeit  all- 
abendlich  in  die  Stadt  zurückkehren*  Darunter  giebt  es  solche,  die 
taglich  zweimal  einen  zehn  Kilometer  weiten  Weg  zurtickzol^n 
haben,  um  auf  ihre  Felder  zu  kommen  und  wieder  zu  ihrem  Nacht- 
lager zu  gelangen.  Manchmal  aber  kommt  es  auch  vor,  da(s  sie 
um  den  Rückweg  zu  ersparen,  in  einem  Keller  oder  einem  mit 
Laubwerk  überdachten  Graben  die  Nacht  verbringen.  Zur  Zeit  der 
Ernte  und  der  Weinlese  bieten  in  Eile  errichtete  Schuppen  den 
Arbeitern  l^ntcrkunft.  Den  ungeheuren  Getreidefeldern,  die  die 
Thäler  erfüllen  und  die  Hänge  bedecken,  verleiht  dieser  Mangel 
jeder  menschlichen  Behausung  die  Stimmung  stummer  feierlicher 


1)  Schm oller,   Grundri&i  der  aUgemdnen  Voikswirlichaflslehre  p.  258. 
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Tfauer.  Man  möchte  Sicilien  ein  verlassenes  Land  nennen  und  sich 
fragen,  für  wen  diese  Aehren  reifen."^) 

Diese  Schilderung  spricht  für  sich  selbst  Sie  beweist»  dafs  ein 
so  völlig  abnormer  Zustand  nur  unter  Verhaltnissen  bestehen  und 
sich  erhalten  kann»  die  von  denen  der  meisten  Lander  vollständig 
verschieden  sind 

Al>er  auch  in  durchaus  modernen  Gebieten  kommt  es  —  wohl« 
gemerkt,  immer  nur  als  Seltenheit  —  vor,  da&  die  VervolUcomm- 
nung  der  Verkehrsmittel  und  die  Verlegung  der  Industrie  nach  dem 
Lande  Wirkungen  hervorbringt,  die  einen  Vei^leich  mit  den  tag- 
liehen  Wanderungen  siciüscher  und  sttdfranzosischer  Landbürger 
wohl  zulassen. 

Vor  einiger  Zeit  z.  B.  haben  bestimmte  Brüsseler  Fabrikanten 
auf  ihrer  Jagd  nach  billigen  Arbeitskräften  den  Entschlufs  gefeGit, 
ihre  Betriebe  in  die  ländlichen  Teile  des  Brüsseler  Arrondissemeats 
zu  verlegen,  resp.  solche  dort  neu  zu  errichten. 

Einer  von  ihnen  hat  im  Jahre  1901  eine  grofse  Mutfabrik,  die 
er  im  Faubourg  de  Cureghem  betrieb,  nach  der  Landgemeinde 
Ruysbroeck  verlegt,  die  an  der  Eisenbahnlinie  Brüssel-Hal  gel^^n 
ist.  Etwa  tausendfunfhundert  Arbeiter,  zum  grofsen  Teile  Frauen, 
sind  in  diesem  Betriebe  beschäftiq^t.  Die  meisten  von  ihnen  wohnen 
noch  immer  in  linissel  und  fahren  täglich  mit  der  Bahn  zur  Arbeit. 
So  kommt  es,  dafs  man  auf  dem  Bahnhof  von  Brüssel-Midi  täglich 
hunderte  von  Arbeitern  aus  der  Umgebung,  besonders  aus  Ruys- 
broi  rk  ankommen  sieht,  während  zur  gleichen  Stunde  andere  (die 
Hutlahrik  allein  zahlt  für  ilir  Personal  sechshundertfünfzig  Wochen- 
fahrkarten !)  von  Brüssel  ai^fahren,  um  nach  Ruysbroeck  /.u  ^aMangen. 

Es  ist  recht  wahrscheinlich,  dafs  dieses  seltsame  Chassc-croise 
nur  i-im-  \  cnübcrgehende  Krscheinunj:^  ist.  Schon  jot/t  zeigt  die 
Betriebsleitung  in  Ruysbrneck  das  Bestreben,  die  Bezahlung  der 
Wochenfahrkarten  für  ihre  .\ri)citcr  abzuM  hatTen,  und  bemüht  sich 
andererseits,  ländliche  Arbeiterinnen  einzustellen,  die  sich  mit  täg- 
lich 1,2;  bis  1.50  Frcs.  zufrieden  ;^eben,  während  die  städtischen 
1  lularbeiterinncn  bei  lOstündiger  Arbeitszeit  2  ja  2,50  Frcs. 
I-ohn  bekommen.  Schliefslich  auch  wird  ein  gewisser  Stamm  von 
Arbeitern  Brüssel  verlassen,  um  sich  in  der  Nähe  der  Fabrik  an- 
/.usiedeln. 

Dieser  Wohnungsverlegung  nach  dem  Lande  stehen  aber  bis 
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jetzt  zahlreiche  Hemmnisse  entgegen;  sei  es,  dafs  tlic  I^eute  ihren 
Kindern  den  forts^esetzten  Bc*;uch  der  städtischen  Schule  ermög- 
lichen wollen,  sei  es,  dals  andere  I*  imilien^flieder,  Frauen  und  Töchter, 
oder,  wo  es  sich  um  Arbeiterinnen  handelt.  Väter  oder  Gatten  in  ' 
Brüssel  arbeiten;  sei  es  auch  nur  —  und  da.s  trifft  fast  in  allen 
Fällen  zu  — .  dafs  sie  es  als  Unmöjrlichkeit  empfinden,  sich  länd- 
lichen Lebensverhältnissen  anzupassen. 

Auf  einer  Wanderun«^  durch  die  Brüsseler  Arheiterquartiere 
fanden  wir  —  in  einer  jener  trauri^^cn  Sackgassen  der  inneren  Stadl, 
die  hinter  bürgerlich-behäbigen  Fagaden  ihre  halsbrecherischen  Stiegen 
und  ihre  abscheulichen  Dachkammern  verbergen,  Gelegenheit,  die 
Familie  eines  Hutaiiieiters  kennen  zu  lernen,  der  in  Ruyslvoeck 
arbeitet  Einer  von  uns  fragte  die  Frau,  warum  sie  und  die  Ihren 
nicht  auf  das  Land  zögen,  wo  sie  für  dasselbe  Geld  statt  ihres 
schmutzigen  Zimmers  eine  angenehme  Wohnung  haben  könnten. 
Und  diese  Armut,  von  deren  Elend  jedes  Stück  ihrer  engen  Be- 
hausung erzahlte,  antwortete  mit  dem  ganzen  Stolze  einer  aristo- 
kratischen Kaste:  „Wir  danken  schön!  Bei  den  Bauern  zu  wohnen  1" 

Dazu  mufs  übrigens  bemerkt  werden,  da&  nach  unseren  Be- 
obachtungen in  Ruysbroedc  Not  an  Arbeiterwohnungen  besteht, 
und  dafs  unter  diesen  Umständen  die  Kosten  der  Lebenshaltung 
beinahe  ebenso  hoch  sind  wie  in  Brüssel. 

Unter  anderen  l'mständen  würde  die  Abneigung  der  Arbeiter- 
familien gegen  den  Wegzug  aus  ihren  Gäfschen  und  Sackgälschen 
viel  von  ihrer  Schärfe  verlieren. 

Ueberdies  macht  sich  —  das  gilt  besonders  von  anderen  Klassen, 
An-^estellten,  Rentnern  \ui(l  kleinen  Beamten  —  mit  wachsender 
Deulli<dikeit  die  Neii^^unu;  l)enuTkl)ar,  sich  auf  dem  Lande  anzu- 
siedeln, ohne  deshalb  die  vielUichen  Verbindungen  mit  der  Stadt 
aufzugeben. 

2.  Die  dauernde  Uebersiedlung. 

Vor  zehn  Jahren  etw.i  liai  I'roiessor  H  asbach  in  einem  Buche 
über  „Die  ent^lischen  I . andart  »citer"  jene  ursprünt^iich  städtisclie 
Bevölkerung,  der  man  in  immer  grölsereu  ALisseii  in  den  Dürfern 
begegnet,  auf  die  folgende  Weise  beschrieben  : 

„Der  Deutsche,  welcher  sich  in  einer  Entfernung  von  25  eng- 
lischen MeUen  von  London  niederläfst  und  glaubt,  nun  alle  Be- 
ziehungen zur  Stadt  abgebrochen  zu  haben,  wird  über  die  ver- 
schiedenen Schichten  der  Dorfgesdlschaft,  welche  er  allmählich 
kennen  lernt,  nicht  wenig  verwundert  sein.   Er  macht  die  Bekannt* 
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Schaft  des  Dnrfgcistlichcn,  welcher  den  Titel  Rektor  oder  X^ikar 
führt,  vielleieht  auch  die  eines  l  iilfsgeistlichen,  verabschiedeter  und 
l)eiirlaul)ter  Land-  und  Seeofiizicre,  ostindisrhcr  Beamten  und  Offi- 
ziere, welche  zur  Wiederherstellung^  ihrer  Gesundheit  auf  längere 
Zeit  nach  Eur()i)a  zurückgekehrt  sind,  er  lernt  Kaufleute  und  In- 
dustrielle kennen,  die  sich  vom  Geschäft  zurückgezogen  li.il)eii,  oder 
noch  jeden  Morgen  zur  Stadt  ins  Kontor  fahren,  er  findet  einen 
oder  mehrere  Rentner  vor  u.  s.  w.  .  . 

Kurz,  während  die  wirklich  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
selten  wird,  wird  das  städttsdi  bednflu&te  Land  dank  der  ^sen- 
bahn  der  Wohnort  vieler  Leute  aus  den  mittleren  Bevölkerungs* 
kiassen,  die  den  Aufenthalt  in  der  Stadt  darum  anheben,  weil  er 
ihnen  zu  teuer  ist. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  schienen  solche  Verhältnisse  eine  be- 
sondere Eigentümlichkeit  Englands.  Heute  findet  man  sie  in  der 
Umgebung  aller  grofsen  Städte  wieder. 

Eist  jüngst  hat  Leroy*Beaulieu  anlafslich  einer  Kritik  der 
neuen  Grundsteuer  in  Paris  festgestellt»  wie  sehr  sich  fiir  diese  Steuer- 
quelle die  Bequemlichkeiten  des  Bahn-  und  Tramwa/verkdirs,  der 
seit  1899  und  besonders  seit  dem  Sommer  1900  einen  so  grofsen 
Aufschwung  genommen  hat,  fühlbar  gemacht  haben. 

„Bis  dahin,"  schreibt  er,  „gab  es  seit  drei  Jahrzehnten  eine 
zentrifugale  Wanderung,  die  die  Bewohner  der  inneren  Stadt  nach 
den  Wohnhäusern  der  peripher  gelegenen  Arrondisscnients  führte, 
besonders  nach  jenen  des  Westens:  diese  Bevölkerungsbewefjung 
IblL^te  im  ganzen  dem  l  aufe  dei  Seine.  Seit  zehn  Jahren  ist  sozu- 
sa;^fen  dieser  ersten  Welle  die  zweite  gefolgt,  die  nach  der  Um- 
gebung der  Stadt  verläuft. ') 

Selbstverständlich  bedeutet  diese  Rückkehr  nach  dem  Lande 
duicliaus  keine  Rückkehr  zur  Landwirtschaft.  Die  Angestellten  und 
Handvverksleute,  die  sich  in  Acr  Umgebung  ansie<ichi,  um  die  hohen 
Wohnun^^sinicten  zu  ersparen,  dabei  aber  an  ihrer  städtischen  Be- 
schäftigung festhalten,  tragen  nicht  das  geringste  Verlangen  dar- 
nach, Pflug  und  Spaten  zu  luhren." 

Nichts  destoweniger  hat  ihre  Anwesenheit  fiir  die  Laadleute 
wirtschaftliche  Bedeutung.  Denn  einerseits  verschafft  sie  ihnen  eine 
Kundschaft  im  Orte  selbst;  andererseits  giebt  es  aber  neben  jenen 
Städtern,  die  sich  aus  Ersparungs-  oder  Gesundheitsrücksichten  in 

')  LTjTonomistc  franfais.    16  (evrkt  1901. 
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Landgemeinden  niederlassen,  audi  andere,  allerdings  i(reit  minder 
zahlreiche,  die  sich  auf  dem  Lande  ansiedelni  um  sich  der  landwut- 
schaftlichen  Thätigkeit  zu  ergeben. 

Dahin  gehören  beispielsweise  die  Mitglieder  der  Kolonieen 

Bussum  und  Blaricum  in  Holland,  die  Landgcnossenschaftcn  von 
Norfolk  und  Warwick-shirc,  und  die  \  iclcn  von  Nordhoff  bcschrie-> 
benen  sozialistischen  Kolonieen  in  Nordamerika. 

Dahin  gehören  auch  die  Vegetarierkoloniecn ,  von  denen 
Graham  in  seinerii  Buche  »The  rural  exodus"  erzählt: 

„Es  ist  wunderbar,  wie  viele  kleine  Grescbäitsleutc,  die  sich  ein 
Irischen  Geld  erwirtschaftet  haben,  voll  Ungeduld  nach  dem  Lande 
zurückzukehren  trachten.  Die  Vegetarier,  die  kleine  Obstwirt- 
schaften (fruits  farms)  \T)n  2  Acres  eins^erirhtct  haben  —  in  ver- 
schiedenen Distrikten,  Kent.  Norfolk,  Northumberland  zum  Beispiel 
—  haben  es  nicht  schwer.  Leute  /u  finden,  die  ersparte  Beträge 
von  etwa  4^0  l-'rcs.  gerne  d  irin  anlegen,  um  auf  diese  Weise  das 
Landleben  gcniclscn  zu  können." 

So  interessant  nun  auch  solche  i^^xperiniente  sind,  und  wie  be- 
deutsame Keime  einer  künftigen  KntwicklunL;^  sie  in  sich  tragen 
mögen,  sie  sind  duci»  zu  dünn  gesäet,  und  eristrecken  sich  auf  eine 
zu  geringe  Anzahl  von  Personen,  als  dafs  sie  auf  die  Bewegung  \on 
der  Stadt  zum  Lande  einen  merkbaren  Finllufs  ausüben  könnten. 
Annähernd  dasselbe  gilt  von  den  Versuchen,  die  tlie  Regierung  der 
anglo-australischen  Kolonieen  aul  ungeheueren  Landstrecken  unter- 
nommen hat,  um  Arbeitslosen  Beschäftigung  zu  geben  und  dem 
Leberwuchem  der  städtischen  Flemente  zu  begegnen. 

Sicherlich  bereclui^cn  die  Kesultaie,  die  in  den  Kooperativ- 
i^emeinden  von  Süd-Australien  und  Victoria  erzielt  worden  sind, 
nicht  zu  jenen  übereilten  pessimistischen  Folgerungen,  die  Pierre 
Leroy-Beaulteu  in  seinem  Buche  „Les  nouvelles  societ^  Anglo« 
Saxonnes"  aus  ihnen  ziehen  zu  müssen  glaubt;  aber  nicht  minder 
wahr  ist  es»  dafe  die  bisher  gemachten  Erfahrungen  auch  durchaus 
nicht  in  günstigem  Sinne  entscheidend  sind.  Metin  s  gewissenhafte 
Studie  über  die  Arbeiter«  und  Sozialgesetzgebung  Australiras  und 
Neu'Seelands  kommt  zu  dem  Schluisergebnis:  „Das  Beispiel  dieser 
Gemeinden  hat  wieder  einmal  bewiesen,  wie  gew^  es  ist,  das  Land 
dadurch  bevölkern  zu  wdlen,  dafe  man  auf  einmal  grolse  Massen 
stadtischer  Arbeiter  dahtnwirft'* 

3*  Die  Saisonwanderungen. 

Dieselben  Gründl  die  den  an  städtisdies  Leben  gewohnten 
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Aitsdter  daran  hindern,  in  Krisenzeiten  seine  landwirtschaftliche 
Thattgkeit  wieder  aufzunehmen,  hindern  ihn  auch,  sich  während 
der  Saison  der  Landarbeit  eine  schwerere  Arbeit  au&ueriegen,  als 
er  gewohnt  ist 

In  England  war  es  am  Ende  des  achzehnten  Jahrhunderts  bei 
vielen  stadtischen  Ar])clt(  rn  Brauch,  bei  Beginn  des  Herbstes  in 
die  umliegenden  Dorischaiten  zu  wandern  und  an  den  Erntearbeiten 
teil  zu  nehmen'). 

Noch  heutzutage  begicbt  sich  alljährlich  ein  Teil  jener  Be- 
völkerung, die  sich  in  den  Londoner  Siums  zusammendrängt,  zur 
Hcurnahd  nach  den  grazing  countics  der  Umgebung,  um  S()ater  die 
Hopfenernte  in  Kcnt  besorgen  zu  helfen. 

Auch  in  Petersburg  giebt  es  Tausende  von  VVoilwebem  und 
Arbeitern  der  Raumwollindustrie,  die  für  die  drei  Sommermonate 
in  ihre  Geburtsdörfer  zurücidcebren,  um  dort  das  Land  zu  i:>ewirt- 
Schäften  -). 

Aber  das  sind  \u«^nahmen,  die  inimci  scltcnrr  werden,  je  mehr 
sieh  die  TcilmiL,'  und  besonders  die  Kontinuierlichkeit  der  Industrie« 
arbeit  entwickelt. 

Wenn  aber  die  Städter  iminei  seltener  im  Sommer  aufs  l^nd 
gehen,  um  dort  zu  arbeiten,  ihun  sie  es  desto  öfter,  um  sich  dort 
zu  erhnU  ii;  und  diese  Saisonwanderungen  sind  für  verschiedene 
Volks>>  hi.  Iiteii  von  grofser  Hcdeutung. 

..Zur  Zeit  Karl  II.,"  schreibt  Maraulay,  „hatte  das  wohlhabende 
Biir;^'ertum  noch  nicht  die  Gewuhnlieit  ancfcnonum  ti,  im  Sommer 
hin,ius/,u/iclien,  um  freie  Wald-  und  l'eldtuft  zu  geniefsen.  l'^in 
Londoner  Stutzer  erregte  auf  dem  Dorfe  ungefähr  dasselbe  Auf- 
sehen wie  in  einem  I  lottentottcnkraal." 

Heutzutage  hat  das  Bedürfnis  nach  Zerstreuung,  die  Sehnsucht 
nach  Ruhe,  hat  ein  mehr  oder  weniger  reines  Naturgefühl  das  Land 
für  einen  Teil  des  Jahres  neu  bevölkert  Die  Orte  fiir  Trink-  und 
Badekuren  vermehren  sich  verblüffend  rasch;  Räder  und  Auto- 
mobile verhelfen  alten  Gastwirtschaften  zu  neuer  Blüte,  alten 
Schänken.  denen  der  Bahnbau  ihre  Kundschaft  entzogen  hatte;  im 
Obertande  und  an  der  Corniche  gewährt  der  Fremdenverkehr 
breiten  Volksschichten  ihre  Existenzmittel,  sodafs  die  Auswanderung 
für  sie  unnötig  wird* 

1)  llaxbüch     a.  O.  78. 

')  Kropotkioe,  Autour  dWe  vic  p.  335.   Paris,  Stock  1903. 
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Wenn  man  den  Weg  der  Entwicklang  ermessen  will,  der  in 
dieser  Richtung  in  weniger  als  aswei  Jahrhunderten  zurückgelegt 
worden  ist»  mag  man  in  der  neuen  Hdoise  die  folgenden  Stellen 
lesen,  die  sich  in  dnem  Briefe  Saint  Preux  an  Julia  vorfinden: 

„Wenn  ich  des  abends  in  ein  Dörfchen  (des  Ober -Wallis)  kam 
eilten  alle  so  geschäftig  herbei,  mir  ihr  Haus  anzubieten,  da(s  mir 
die  Wahl  schwer  ward ;  und  der,  der  den  Vorzug  erhielt,  schien  so 
erfreut,  dafs  ich  seinen  Eifer  anfangs  für  Habsucht  hielt.  Zu  meinem 
hochlichsten  Erstaunen  aber  weigerte  sich  mein  Wirt,  dem  gegen- 
über ich  iirif^^efähr  einen  Ton  angeschlagen  hatte,  als  ob  ich  mich 
im  Gasthofe  befände,  Bezahlung  anzunehmen.  Ja  er  fühlte  sich 
sogar  durch  meine  Zumutung  beleidigt . . .  Trotzdem  ist  im  Ober- 
Wallis  das  Geld  sehr  rar;  aber  deswegen  gerade  geht  es  den  Be- 
wohnern gut;  denn  Lebensmittel  giebt  es  in  Ueberflufs,  während 
es  nach  aufsen  für  sie  an  Absatzwegen  fehlt  und  im  Innern  ein 
Bedürfnis  nach  I.uxusartikchi  nicht  besteht  .  .  .  Zuerst  war  ich 
über  den  (ie;^'cnsatz  sehr  iil)errascht,  den  diese  (rewohnheiten  zu 
jenen  von  Nieder -WalHs  bilden,  wo  man  che  Reisenden  nur  allzu- 
sehr prellt,  und  es  wurde  nur  schwer,  die  Ursai  he  heraus  zu  finden, 
aus  welcher  sich  bei  einem  uikI  demselben  V't)lke  so  verschiedene 
Handlungsweisen  iierausgebildct  haben  konnten.  Kin  WaUiser  er- 
klärte sie  mir.  Die  Fremden,  sagte  er.  die  das  Thal  durchreisen, 
sind  Kaufleute  und  andere  Leute  von  ähnlicher  Lebensstellung,  die 
einzig  und  allein  an  ihr  Geschäft  denken  und  auf  Gewinn  erpicht 
sind.  Es  ist  hillicr.  dafs  sie  uns  einen  Teil  ihres  Nutzens  lassen, 
und  wir  beiiandeln  sie.  wie  sie  andere  beliandeln.  Al)er  hier, 
vvühin  (he  h'remden  kein  Gesch:itt  ruft,  sind  wir  sicher,  dals  ihre 
Reise  keinem  eiL(emuitzi;.4rn  /wet^ke  liient;  dem  cntspriciit  die  .Aul- 
nähme,  die  man  ilinen  hier  bereitet.  Ks  sind  Gäste,  die  uns  be- 
suchen, weil  sie  uns  lieben,  und  wir  nehmen  sie  mit  Freundschaft 
aufl  Uebrigens,  fugte  er  lächelnd  hinzu,  ist  diese  Gastfreundschaft 
nicht  kostspichg,  und  nur  wenige  Leute  kommen  darauf,  von  ihr 
Gebrauch  zu  machen/' 

Vielleicht  sind  die  Nachkommen  derselben  Walliser  in  dem- 
selben Dörfchen,  das  inzwischen  ein  grofser  Ort  geworden  ist, 
die  Manager  eines  Riesenuntemehmens,  dessen  Gastfreundschaft, 
obwohl  sie  weniger  billig  geworden  ist,  keine  geringere  Anziehungs^ 
kraft  auf  die  Fremden  ausüben  mag. 

Und  damit  mufs  man  sich  freuen,  wie  sehr  man  auch  den  Reiz 
einer  urwüchsigen  Gastfreundschaft  vermissen  mag.   Denn  das 
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Vergnügen  am  Reisen,  oder,  besser  gesagt,  das  Bedürfnis  nach 
Reisen  und  Sommerfrischen  bildet  dns  einzige  Korrektiv  der  modernen 
l^ebcranstreng'uni:^  und  des  un«:^fcsundcii  Lebens,  das  die  meisten 
Städter  den  ^^r^Mseren  Teil  des  Jahres  über  zu  führen  j^a'wohnt  snid. 

Leider  ist  dieses  Heilmittel  bisher  das  Privilegium  einer  Klasse 
geblieben,  und  erst  seit  einif^cn  Jahren  werden  Versuche  gemacht, 
den  Hantlarheitern  oder  ihren  Kindern  ein  paar  Wochen  Krholung 
in  freier  l.uft  /u  \  ersrhatVcn,  deren  sie  ebenso  sehr  wie  die  Kopf- 
arbeiter bedürftig  sind. 

In  dieser  Richtung  sind  die  Schülerkolonicen  zu  erv^'ähnen 
und  (ur  die  Erwachsenen  —  so  uuvoUkommen  diese  Einrichtung 
^auch  noch  sein  mag  —  die  Ferienkolonie  von  Ploubazlanec  an  der 
bretonischen  Küste,  die  von  der  Pariser  Gesellsdiaft,  La  Coop^rative 
des  idees  eröffnet  worden  isL 

Die  Organisatoren  dieser  Kolonie  haben  iur  hundert  Francs 
jährlich  ein  grofses  altes  Haus  gemietet,  das  auf  dem  Plateau  von 
Arconest  gegenüber  der  Insel  K^hat  gelten  ist.  Die  Zimmer  im 
Geschofs  wurden  einfach  hergerichtet  Die  bisher  noch  wenig 
zahlreichen  Kolonisten  besorgen  ihre  bescheidene  Küche  selbst  und 
können  so,  trotz  der  Kosten  der  Hin-  und  Rüdefahrt,  ebenso  si>arsam 
leben,  als  wenn  sie  in  Paris  gjeblieben  wären. 

Das  gröfste  Hindernis  für  die  Entwicklung  solcher  Arbeiter- 
Sommeririschen  ist  freilich  nicht  die  Geldfrage,  sondern  der  Mangel 
an  freier  Zeit 

Was  für  manche  Handwerker  der'  Pariser  Feinindustrie  ver- 
hält nismäfsig  leicht  ist,  wird  schon  viel  schwieriger,  wenn  es  sich 
um  Fabrikarbeiter  handelt.  Nichtsdestoweniger  hat  die  Erfahrung 
auch  hier  c^e/,ei;^l.  dafs  bei  einem  entsi)reehenden  Stande  der 
ArbeiterorganisatiDn,  die  Schwierigkeiten  lürhl  unüberw  indheh  sind. 

Seil  langem  schon  z.  B.  wird  in  den  meisten  Indvistrieortcn 
von  Lancashire  eine  Wuciie  im  Juli.  August  oder  Sei>tenil)er  ge- 
feiert; man  nennt  diese  Ferien  ,.n  akes  .  \'iele  Arbeiter  der  Haum- 
woU-  und  der  Maschineninduslne  benutzen  diese  Woche  lu  Kr- 
holungsreisen.  Die  einen  durchslreilen  das  Hügelland  von  Derbyshirc 
und  die  Gestade  der  englischen  Seeen;  die  anderen  gehen  nach 
London,  manche  gar  nach  dem  Kontinent;  aber  was  die  meisten 
allem  andern  vorziehen,  das  ist  das  Meer:  die  Insel  Man  und  die 
Bäder  von  Bladcpool  (lancashire)  sind  während  der  wakes  von 
Arbeitertouristen  überschwemmt 

Schulze-Gaevernitz,  dem  wir  diese  Tbatsachen  entnehmen« 
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berichtet,  dals  in  Oldbam  allein  die  Spezialkassen  für  Ausflüge  oder 
Erholungsreisen  (fijoing  of  club)  jährlich  65000  Pfund  auszahlen, 
wovon  45000  auf  die  Arbeiter  der  ßaumwoUbranche  und  etwa 
20000  auf  die  Maschinenbauer  entfallen. 

..Gliirkliches  Lancashirc ruft  unser  Gewährsmann.  Gcwils! 
Aber  wie  viel  Zeit,  Mühe  und  Kampf  wird  es  kosten,  bis  dieser 
Stand  der  Dinge  ein  allgemeiner  winl  und  das  Recht  auf  Ferien 
für  alle  besteht,  statt  wie  jetzt  das  Vorrecht  von  wenigen  zu  sein! 

Das  Gemeinsame  aller  jener  Erscheinungen,  die  wir  untersucht 
haben  —  tägliclic,  endgiltige  und  saismunäfsige  Wandcrun;^a"n,  die 
Industriealisierung  der  Landwirtschaft,  die  Verlegung  der  Industrie 
nach  dem  flachen  Lande,  der  Zustrom  der  Landbevölkerung  nach 
der  Stadt  und  der  Rückstrom  der  Stadtbevölkerung  nach  deren 
Umgebung  oder  dem  platten  Lande  —  ist  die  Thatsache,  dals  die 
Arbeiter»  dank  der  Verbesserung  des  Guter-  und  Personenverkehrs, 
ihren  Wohnsitz  weit  entfernt  von  ihrem  Arbeitsorte  nehmen  dürfen, 
und  da&  die  Industrieen  ihre  Produktionsstatte  auf  noch  viel  grolsere 
Entfernungen  von  den  Verbrauchszentren  entfernen  können. 

Im  Laufe  des  neunzehnten  Jahrhunderts  hat  diese  Trennung 
von  Arbeits*  und  Wohnort  im  allgemeinen  zu  einer  Verödung  des 
flachen  Landes  und  zu  einer  Vereinigung  der  gewerblichen  Thätig* 
keit  in  den  Städten  geführt;  so  konnten  sich  jene  ungeheuren 
Menschenansammlungen  bilden,  deren  bewinulernswerte  Entwick- 
lung eine  Hauptursache  des  geistigen  und  politischen  Fortschritts 
ist  Aber  die  Vorzüge  dieser  städtischen  Zentralisation,  die  im 
ganzen  nichts  anderes  ist,  als  eine  der  äulseren  Erscheinungsformen 
der  kapitalistischen  Zentralisation  darf  uns  nicht  blind  machen  fUr 
♦  die  L  nbil!  und  das  Elend,  das  sie  mit  einschliefst. 

Wenn  wir  auch  lebhaft  bestreiten  müssen  —  trot/.dem  der 
Schein  der  Statistik  ^^et^^en  uns  spricht  —  dafs  die  Sta(ltl)e\v ohner 
den  Latulbewohnern  in  sittlicher  He/.iehunjf  nachstehen,  so  kann 
doch  nicht  gcleu^rnet  werden,  dafs  unter  Gleichstellung  aller  andern 
bezüglichen  Verhältnisse  die  Sterblichkeit  in  der  Stadl  für  dieselben 
Altersklassen  weit  stärker  ist  als  auf  dem  Lande. 

Sicher  ist  auch  nach  dieser  Richtung  hin  schon  viel  gebessert 
worden,  aber,  wenn  es  auch  nicht  mehr  richtig  ist,  die  Stadt  als 
den  gefrälsigen  Rachen  zu  betrachten,  der  das  menschliche  Ge- 
schlecht verschlingt,  wenn  auch  die  Uebertreibungen  eines  Nordau 
zurückgewiesen  werden  müssen,  der  in  ihrem  Wachstum  die  Haupt- 
ursache wachsender  Entartung  im  letzten  Halbjahrhundert  sieht,  so 
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Icann  man  sich  doch  dem  wissenschaftlich  viel  beträchtlicheren 
Zeugnis  Dr.  J.  B.  Lo n  gstaffs,  eines  der  vorzüglichsten  Statistiker 
Englands  nicht  verschliefscn : 

„Die  Behauptung,  dals  das  Stadtleben  der  Gesundheit  minder 
günstig  sei  als  das  I^ndleben,  ist  unbestritten  .  .  .  Die  Eng* 
brüstigkeit,  das  blasse  Aussehen,  die  schwäcliliche  Erscheinung  und 
die  schlechten  Zähne  der  in  der  Stadt  aufgezogenen  Kinder,  bieten 
zu  deutliche  Anzeichen  dafür.  Gewifs,  man  kann  alles  Icirht  über- 
treiben :  hier  aber  ist  die  Sprache  der  Thalsachen  selbst  eindring- 
lich Licriu«;:^.  Langer  Aufenthalt  in  iler  Stadt  wird  immer  in  höherem 
oder  t^erini^erem  Grade  von  einer  !* : ii n  luni,^  der  Rasse  lieL^leitel. 
Die  groisen  .Militärmächte  des  Kntituients  wissen  «las  g^enau  und 
man  darf  annehmen,  dafs  ihre  Bemühungen  /um  Schutze  der  Land- 
wirtschaft nur  Mittel  sind,  die  Zahl  der  landlichen  Rekruten  zu 
vermehren  'V" 

Wir  stehen  so  vor  einem  Kontlikt  zwischen  den  Interessen  der 
industriellen,  geistigen  und  künstlerischen  Fruduktion,  die  die  V^cr- 
einigung  grofser  Menschenmengen  in  den  Städten  verlangt,  imd 
den  Forderungen  der  V^olksgesundiieit,  die  gegen  solche  Ansamm- 
lungen Linspruch  erheben. 

Welche  Lösung,  o<ler  besser  gesagt,  welche  Lösungen  dieses 
Konfliktes  wird  die  Zukunft  bringen.' 

Die  Entwicklungstendenzen,  die  sich  jetzt  schon  geltend  machen, 
geben  uns  eine  Vorahnung  davon. 

Wir  haben  gezeigt,  wie  sich  überall  die  Gesundheitspflege  in 
den  Städten  verbessert;  die  Vororte  gewinnen  anAusddinung  und 
ihre  Bevölkenmg  wächst;  die  Industrie  wandert  aufs  Land;  und 
der  Sommeraufenthalt  wird  zur  ständigen  Gewohnheit 

Aber  die  Verstärkung  dieser  Tendenzen  zur  Erreichung  eines 
annähernd  normalen  Zustandes  bereift  eine  Reihe  von  Veränderungen 
der  Arbeits*  und  Eigentumsverhältnisse  in  sich. 

Sollen  z.  B.  die  Ferien  lur  die  Arbeiter  nicht  mehr  blofs  eine 
seltene  Ausnahme  sein^  dann  dürfen  auch  die  Industriearbeiter  nicht 
mehr  durch  die  Tyrannei  des  Produktionsprozesses  an  eine  rastlose 
Thätigkeit  gefesselt  werden,  die  höchstens  durch  unfreiwillige  Mufee 
unterbrochen  wird. 

Soll  den  städtischen  Arbeitern  das  Wohnen  auf  dem  Lande 
ermöglicht  werden»  dann  mufe  ihr  Wegzug  durch  eine  durchgängige 


*1  Journal  of  the  Statistical  Society.    1893,  P>  4^^- 
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Sodalisieruiig^  der  Veikehrainittel  erleichtert  werden.  Diese  wird 
die  Tarife  herabsetzen,  indem  sie  die  Bampfkraft  durch  die  Elek- 
trizität  ersetzt,  und  sie  wird  raschere  Verbifidungen  herstellen.  Aber 
vor  allem  muis  zo  diesem  Zwecke  die  Arbeitszeit  auf  dem  W^e 

der  Gesetzgebung  oder  des  Uebereinkommens  so  verkürzt  werden, 
dafs  der  Arbeiter  ohne  üebermüdung  den  längeren  Weg  vom  Ar- 
beitsorte zur  Wohnung  zurücklegen  kann. 

Sollen  die  Industrieen  übersiedeln  und  sich  für  die  Regel 
auf  dem  Lande  niederlassen,  so  müssen  die  Transportkosten  auf- 
hören ein  beträchtlicher.  Faktor  der  allgemeinen  Herstellungskosten 
zu  sein. 

Soll  schliefslich  die  städtisclic  (Tesun(lheitspflc<,'c  tiefi^reifender 
Verbesserungen  unterzogen  werden,  dann  werden  die  städtischcnSelbst- 
verwahun^ren  üire  Anstrengungen  nach  dieser  Richtung  noch  ver- 
d()pj)cln  müssen.  Sie  müssen  den  F.inwohnern  Licht,  frische  Luft 
und  den  Ausblick  auf  Wiesen  und  Bäume  verschaffen,  sie  müssen 
geräumige  Arbeilerstädte  bauen,  und  breite  Durchbrüche  durch  den 
Wirrwarr  der  (iasscn  und  Sackgassen  vornehmen  lassen.  .Sie  müssen 
in  grö&erer  Menge  Parks  und  Gärten  anlegen,  wie  sie  schon  heute 
zum  Beispiel  im  Häusermeere  Londons  grünende  und  blühende 
Inseln  bilden. 

Li  seinen  «fPrinciples  of  Eoonomy"  schlägt  Marshall  eine  Reihe 
von  Verbesserungen  vor,  die  in  grofsem  Maßstäbe  den  jetzigen 
Unzukömmlichkeiten  des  Stadtlebens  begegnen  kanten: 

,J>as  Erste  ist",  schreibt  er,  tjdaSk  man  unter  allen  Stra&en  ge« 
räumige  Tunnels  anlegt,  in  denen  zahlreiche  Rohre  (pipes)  und 
Drähte  nebeneinander  angebracht  und  im  Fall  eines  Schadens  ohne 
Störung  des  Gesamtbetriebes  und  ohne  zu  grolse  Kosten  repariert 
werden  konnten.  So  könnten  motorische  Kräfte  und  vielleicht  auch 
Wärme  auf  grofse  Entfernungen  vom  Lande  (in  besonderen  Fällen 
von  Kohlenwerken)  übertragen  und  überall  hingeleitet  werden,  WO 
man  sie  braucht  Weiches  und  Quellwasser,  vielleicht  gar  auch 
Meerwasser  und  sauerstoffreiche  Luft  könnte  man  durch  besondere 
Röhren  in  jedes  Haus  leiten,  während  die  „steampipcs"  zur  Liefe- 
rung von  Wärme  im  Winter  und  von  komprimierter  Luft  zur  Ab- 
kühlung im  Sommer  benutzt  werden  könnten.  Oder  noch  besser, 
.  die  Wärme  könnte  durch  eigenes  zugeleitetes  Gas  mit  grofser 
Heizkraft  geliefert  werden^  während  das  Licht  von  anderem  eigens 
/u  Bclcuchtungs/.weeken  hergestelltem  Gase  oder  durch  F.lektrizität 
zu  Uefern  wäre.    Jedes  Haus  könnte  mit  der  ganzen  übrigen  Stadt 
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durch  elektrische  Leitungen  verbunden  sein.  Alle  schädlichen 
Dünste,  die  durch  Heizung  verursachten  mit  eingeschlossen» 
könnten  durch  breite  in  I^ngsrichtung  geführte  Luftschächte  ver- 
jagt, im  Wtrhcistrcichen  ilurch  starke  Flrimmen  gereinigt  imd  durch 
hohe  Kamine  tiacii  höheren  Luftschiciuen  ^jeleitet  werden." 

Wenn  einmal  diese  Verbesserungsv orschlä^a-  verwirklicht  sind, 
so  wird  wain scheinlich  das  Wohnen  in  der  Stadt  nicht  mehr  mit 
so  grolsen  Gefahren  füi«  die  Gesundheit  verbunden  sein,  vor  allem 
dann  nicht,  wenn  es  überdies  noch  durch  häuhge  Ausflüge  und 
zeitweiligen  Landaufentlialt  unterbrochen  wird. 

Andererseits  wird  das  Land  nicht  t^erinp;^eren  Aenderunj^en  unter- 
worfen. Es  bedeckt  sich  mit  W'ohnhäusern  und  Werkstätten,  Obst- 
kulturen und  Ziergärten,  Weideflächen  und  industrieartig  betriebenen 
Landwirtschaften.  Es  wird  von  Bahnen,  Telegraphen-  und  Telephon- 
leitungen  durchzogen  und  von  Radem  und  Kraftfahrzeugen  durch- 
eilt  So  gewinnt  es  mehr  und  mehr  städtisches  Ansehen. 

Dank  den  Verkehrsmitteln  und  der  steigenden  Zahl  der  gegen- 
seitigen Berührungspunkte  wird  die  Welt  nach  Kingsleys  Prophe- 
zeiung Zeuge  werden  „einer  vollständigen  gegenseitigen  Durch- 
dringung von  Stadt  und  Land,  einer  Fusion  ihrer  verschiedenen 
Lebensgewohnhetten,  einer  Vereinigung  der  Vorzüge  beider  Teile, 
wie  kein  Land  der  Erde  sie  jemals  noch  gesehen  hat" 

Und  wahrhaftig!  In  der  alten  Zeit  lebte  die  stadtische  Be- 
völkerung, mit  Handel  und  Gewerbe  beschäftigt,  mit  ständischen 
Privilegien  ausgestattet  und  durch  wirtschaftliche  Schranken  ge- 
schützt, eng  zusammengedrängt  im  Kreise  der  Schutzmauem.  Die 
Landbevölkerung  dagegen  kannte  kaum  einen  anderen  Erwerb  als 
die  I  ^dwirtschaft  und  das  Dorfliatidwerk ,  das  sich  ihr  angliedert. 
In  politischer  und  sozialer  Bezieh iinc^  befand  sie  sich  in  einem 
Zustande,  über  den  die  Städte  schon  längst  hinaus  waren.  Haupt- 
sächlich für  den  eigenen  X'erbrauch  arbeitend,  durch  ihre  Hciri^^keit 
und  die  Unablösbarkcii  ihrer  Leheiispllicluen  an  die  Scholle  ge- 
fesselt, lebte  sie  isoliert,  auf  sich  selbst  zurückgezogen,  ohne  jede 
Verbindung  mit  der  Anfsenwelt  dahin. 

Aber  mit  dem  hUrtschritt  des  Verkehrswesens  ändert  sich  das 
Bild :  Die  Grenzlinie  zwischen  städtischen  und  ländlichen  Wesens 
verliert  an  Schärfe.  Bürger  und  Bauern  werden,  wenn  nicht  that- 
sächlich  so  doch  rechtlich,  in  wirtschaftlicher  und  politischer  Be- 
ziehung einander  gleichgestdtt  Die  Stadtmauern  sind  niederge- 
rissen und  die  Schlagbäume  des  Octroi  beginnen  zu  fallen.  Die 
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Beziehungen  zwischen  beiden  Brvölkcrungsschichten  vermehren  sich 
itrr!  so  ist  es  heute  wahrscheinlich  geworden,  dafe  die  Städte  der 
/  il  isnft  weniger  Mittelpunkte  der  Ansiedlung  sein  werden,  als  eine 
Anhäufung  von  Monumentalgebäuden,  Orte  der  GeseUigkeit, 
Mittelpunkte  des  Geschäftslebens,  des  Unterrichts  und  der  Unter- 
haitun  l:- 

So  wird  sich  mehr  oder  minder  vullstäiuiif^  der  1  räum  ver- 
wirklichen, den  Morris  in  seinen  „News  from  nowhcre"  träumt:  „Mit 
London  war  reiner  Tisch  •^'cniacht  worden.  Mit  dein  Winkelwerk 
ward  aufgeräumt.  St.  I'.iul  ist  eine  Ruine.  Das  Parlamentshaus 
dient  als  \  iciisi.ill.  Trafalgar  S(]uare  ist  ein  «i^rulser  ( )l)stL^artcn. 
Kein  Dampf  der  Schlote  verdunkelt  luelir  den  Huiunel.  Xuuüier- 
mehr  fuhrt  die  Themse  in  schmutzigen  Wellen  die  Ausscheidungen 
dner  ungeheuren  Massenmasse  mit  sich.  Das  flache  Land  ist  mit 
Landhäusern  bedeckt;  man  trifft  sich  in  der  Stadt,  aber  man  wohnt 
auf  dem  Lande." 

Allerdings  gleicht  das  Land,  von  dem  Morris  träumt,  und 
das  zweifellos  auch  wirklich  das  Land  der  Zukunft  ist,  durchaus 
nicht  dem  Lande  der  „guten  alten  Zeit".  Die  es  bewohnen,  haben 
nichts  gemein  mit  den  Bauern  Labruyöres;  sie  haben  sich  in 
der  Stadt  aufgehalten  und  bleiben  mit  ihr  in  standiger  Verbindung; 
sie  sind  au&  Land  zurücl^ekehrt,  aber  sie  bringen  die  Vorteile 
dner  sozialen  Umwälzung  dahin,  iur  deren  Werden  die  stadtische 
Zentralisation  Vorbedingung  und  entscheidender  Faktor  gewesen  ist. 

Anders  konnte  es  nicht  sein.  Ehe  der  Sonnenaufgang  kommt, 
vauSs  die  verführerische  Stadt  dem  bethörten  Lande  seine  Men- 
schen nehmen. 
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£in  Reformprogramm  für  die  Wohnungs-  und 
Ansiedlungsfrage  in  Deutschland.*) 

Von 

Dr.  K.  V.  M.^NGOLDT 

in  DresdcD. 

A.  Vorbemerkunoen. 

I.  Notwendigkeit  einer  allgemeinen  und  durchp^ifenden  grorsen 
WolunuiCB»  und  Aneledlnngereferm. 

Eine  durchgreifende  Verbesserung  der  Wohnungs-  und  An- 
siedlungsverhältnisse  ist  in  Deutschland  für  grofse  Massen  der  Be- 
völkerung, sowohl  in  den  wohlhabenden,  wie  in  den  ärmeren 
Klassen,  insbesondere  aber  in  den  letzteren,  ein  dringendes  Be> 

Der  „Verein  Reichswohnungsgesetz"  beabflichtigt  in  absehbnrt-r  7i  it  auf 
Cnind  seiner  langwierigen  Vorarbeiten  das  längst  geplante  umfassende  Reform- 
prograram  für  die  gesamte  Wohnunffs-  und  Ansiedlunpsfra^r  aufnistcllcn  und  sicli 
zu  diesem  Zwecke  den  Rat  und  die  Miturln  it  der  !i<  sti  ii  S^ichkundigen  zu  erbitten. 
Der  UatcTzeichncle  ist  bcauiuagi  worden,  als  l  nterlagc  lür  diei>cs  ganze  Vorgehen 
einen  voriüvfigen  Programmentwuif  ausxuarbeiten  und  tu  veröffentlichen,  und  er 
dengcnMUs  den  nachfolgenden  vorläufigen  Entwurf  vor.  Dieser  Entwurf,  wenn- 
schon im  AuArage  des  Vereins  Reichswohnungsgesetz  ausgearbeitet,  stellt  tun&dist 
nur  eine  Privatarbeit  des  Untenseichneten  dar,  zu  der  die  Organe  des  Vereins  noch 
weiter  keine  Stellung  genommen  haben.  Zum  Schlufs  erlaubt  sich  der  Unterzeichnete 
noch  bcsondrrs  auf"  die  seines  Wissens  in  dem  naclifolgendcn  I';U%M:ifr  /um  ersten 
Maie  systematisch  durcbgcnihrtr.  <iiirchaus  notwendige,  grundsätzUclie  l  nlerscheidung 
zwischea  „gewerblicher"  und  „iandwirt:>chaltlichcr'*  Wohnungs-  und  Aosiedlungs- 
relorm,  sowie  auf  die  in  dem  Abschnitte  Uber  Itodeopolitik  enthaltenen  Vorsdiläge 
<ttber  „StadtverjOngung"  aulmerksam  zu  machen. 

Dr.  K.  V.  Mangoldt, 
Geschiftsfilhrer  des  „Vereins  Reichs-Wohnungsgesetz*«.  (C-V.) 
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dürfnis.  Dieses  Bedürfnis  besteht  nicht  nur  für  die  städtische, 
sondern  auch  für  che  auf  dem  Latide  lebende  Bevölkerung^,  und 
nicht  nur  für  die  in  hidustrie,  Handel  und  \-er\vandtcn  Berufen,  son- 
dern auch  für  die  in  der  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft  und  ver- 
wandten Berufszweigen  thätigen  Klassen. 

Auch  handelt  es  sich  nicht  blols  um  eine  Verbesserung  nur 
der  Wohnungen,  sondern  vielfach  auch  um  eine  Verbesserung  der 
ganzen  Ansiedhmpfsweise. 

Die  bibhcri^en  zalilrcichen  Reformen  sind  als  Vorarbeiten  und 
Anfange  im  kleinen  dankbar  zu  begrülsen,  aber  sie  genügen  dem 
Umfange  und  dem  Grade  der  Uebelstandc  gegenüber  in  keiner 
Weise.  Es  bedarf  vidmehr  einer  gans  anders  einheitlichen,  um* 
fassenden  und  durchgreifenden  Gesamtreform  grofsen  Stils.  Diese 
Gesamtreform  hat  alle  wesentlichen,  überhaupt  auf  dem  Gebiete 
der  Wohnungs»  und  Ansiedlungspolitik  liegenden  Ursachen  der  Mifs« 
stände  zu  treffen  und  zwar  nicht  nur  an  diesem  oder  jenem  ein- 
zelnen Orte,  sondern  überall.  Sie  hat  somit,  entsprediend  der 
grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Mifsstände  und  ihrer  Ursachen,  eine 
grotse  Fülle  verschiedener  MaCsr^eln  anzuwenden,  und  sie  stellt 
sich  nach  alledem  dar  als  ein  grofses,  aus  sehr  verschiedenen 
Stücken  bestehendes,  aber  Innerlich  zusammenhän^ndes  Ganzes. 

IL  2uMmm«nwirkoti  aller  Faktoren  unter  oberater  Fäbrafig  ood  Laitnni; 

des  Reiches. 

Die  Wohnungs-  und  Ans'«  dlnngsreform  ist  zustande  zu  bringen 
durch  das  Zusammenwirken  des  Reiches,  der  Fünzclstaalcn,  der  Ge- 
meinden. Kreise,  Provinzen  u.  d'^1..  der  kirehliclien  Köij »ersrhaften, 
der  organisierti  u  Selbsthilfe  und  ( Tenieinnützigkeit  und  aller  sonstii;en 
geeigneten  gescllschalllichcn  und  individuellen  Kiafte,  die  ehrlieii 
an  diesem  grofsen  Werke  mithelfen  wolli  ii.    Uabei  ist  es  Auf^Mbe 
des  Reiches  als  der  obersten  i\m\  umla-^äcndsten  Stelle,  nicht  nur 
eine  erliei)li(  he  tiirekte  Reformthätigkeit  zu  entfalten,  sontlern  vor  • 
allern  die  oberste  Führung  und  Leitung  des  ganzen  Reformwerkes 
zu  ubernehmen  und  in  Verfolg  dieser  Thätigkeit  namentlich  dafür 
zu  sorgen:  erstens  dals  überall  eingegriffen  wird,  wo  es  notwendig 
ist;  zweitens  daXs  alle  notwendigen  Abhilfsmafsregeln  überall  er* 
griffen  werden;  drittens  dals  dementsprechend  eine  systematische 
Verteilung  der  Aufgaben  auf  die  verschiedenen  Kräfte  stattfindet 

Zur  Durchfuhrung  dieser  Aufgabe  des  Reiches  ist  zunächst  eine 
Reichskommission  einzuberufen  zur  Ausgestaltung  eines  ein- 
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hcitlichen  und  umfassenden  Reformprogramms  und  zur  Verteilung 
der  Aufgaben  auf  die  veri>chiedenen  Stellen. 

in.  Ovwerbllche  und  landwlftachftftUeh«  Wohnnnga-  und  Antledlnngtreforai. 

Die  W'üliiuings-  und  AnsicdhtugM cform  wird  verschiedene  Ziele 
zu  verfolgen  und  verschiedene  Mittel  anzuwenden  haben,  je  nach- 
dem ob  es  sich  um  die  im  Hauptberufe  in  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, Gärtnerei  und  Herzuchtf  oder  ob  es  sich  um  die  im  Haupt- 
berufe ia  Industrie  und  Bet^bau,  Hütten*  und  Bauwesen,  Handel 
und  Verkehr,  Beamtenstellungen  und  freien  Berufen  thätige  Be- 
völkerung nebst  ihren  Angehörigen  u.  s.  w.  handelt,  wobei  dann 
jeder  dieser  beiden  Gruppen  noch  gewisse  andere,  innerlich  ihr  zu« 
gehörende  Bevölkerungsteile  zuzufügen  sind.  Und  dieser  inneren, 
aus  der  Natur  der  Sache  entpringenden  Verschiedenheit  wird  wenig* 
stens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  äufsere  Verschiedenheit  in 
den  zu  ergreifenden  Mafsregeln  und  den  ausführenden  Organen  zu 
entsprechen  haben.  Es  sind  daher  in  der  Wohnungs*  und  Ansied- 
lungsreform  zwei  grofse  Grruppen  von  Malsregeln  zu  unterscheiden 
und  praktisch  voneinander  zu  trennen,  welche  man  nach  ihren 
Hauptobjekten  passend  die  gewerbliche  und  die  land wirt- 
sr  Ii  a  f  1 1  i  c  h  e  Wohnung?-  und  Ansiedlungsreform  benennt. 
Diese  Unterscheidung  schhelst  indes  eine  teilweise  Gemeinsamkeit 
und  Vereinigung  beider  Reformgruppen  miteinander  nicht  aus  wie 
z.  R.  die  Gemeinsamkeit  verscincdcner  ( )rL,fanc,  die  Uebernahmc  der 
W'rsori^'ungf  der  Angehörigen  der  einen  Reforni*^Tuppe  durch  die 
andere  Kefonngruppc  in  zalil reichen  I-anzeliallcn  otler  allgemein  in 
gewissen  Beziehungen.  Insbesondere  wird  die  gewerbliche  Woh- 
nungs- und  Ansiedlungsrcform  nicht  selten  für  die  landwirtschaft- 
liche einzutreten  haben. 

IV.  Wobaungi»  aod  Anaiedluof «reform  und  Agrarrefofm. 

Die  Durcbiuhrung  der  gewerblichen  Wohnungs*  und  Ansied- 
lungsreform  erfordert  absolut  und  relativ  von  Staat  und  Gesell- 
schaft einen  sehr  viel  grofseren  Aufwand  von  Arbeit  und  Kosten 
ab  die  der  landwirtschaftlichen,  sofern  diese  nicht  mit  weiter- 
gehenden  landwirtschaftlichen  Reformmafsregeln  verbunden  wird 
Eine  durchgreifende  gewerbliche  Wohnungs-  und  Ansiedlungsrcform 
würde  femer  die  Anziehungskraft  des  gewerblichen,  stadtischen  und 
ähnlichen  Lebens  gegenüber  dem  landwirtschaftlichen  u.dgl.  Leben 
und  damit  die  Landflucht  voraussichtlich  sehr  viel  mehr  verstärken, 
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ds  diesen  Erscheinungen  die  landwiitsdiaftliche  Wohnungs-  und 
Ansiedlungsrefonn  fiir  sich  allein,  ohne  weitere  agrarische  Reform- 
malsregeln,  Einhalt  zu  thun  vermöchte.  Endlich  wird  aus  inneren, 
in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Gründen  die  landwirtschaftliche 
Wöhnungs-  und  Ansiedlungsreform  praktisch  am  besten  als  Stück 
einer  grölseren,  umfassenden  Agrarreform,  insbesondere  einer  inneren 
Kolonisation,  vorgenommen.  Diese  Gründe  der  Gerechtigkeit^  der 
volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Wohlfehrt  und  der  praktischen 
Durchftihrbarkeit  der  Wohnungs»  und  Ansiedlungsreform  auch  dn 
der  Landwirtschaft  und  ihr  nahestehenden  Berufen  legen  es  den 
Anhängern  einer  grofsen  Wohnungs-  und  Ansiedlungreform  nahe, 
nicht  nur  für  die  landwirtschaftliche  Wohnungs-  und  Ansiedlungs- 
reform rein  an  sich,  sondern  darüber  hinaus  iiir  eine  Agrarreform 
überhaupt  einzutreten. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Durchführung  der  gewerblichen 
Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  jeden^ls  nicht  abhängig  zn 
machen  von  der  gleichzeitigen  oder  vorgängigen  Durchführung 
einer  grofsen  Agrarreform  oder  auch  nur  einer  selbständigen  land- 
wirtschaftlichen Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform. 

V.  V^obnfrage  und  Lobnirage. 

Die  Verbesserung  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsverhältnisse 
darf  nicht  von  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  allein  er- 
wartet werden,  sondern  es  bedarf  dazu  aufscrdem  vielfach  einer 
allgemeinen  Hebung  der  in  Frage  kommenden  Schichten,  insbe- 
sondere flir  weite  Kreise  von  ihnen  einer  Verbesserung  ihres  Kin- 
kommens.  Aber  die  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  hat  die 
grofse  Auf<,^1be,  eine  Reihe  wichtiger  Ursachen  der  Milsständc,  die 
von  der  allgemeinen  Hebung  der  betr.  Schichten  nur  ganz,  indirekt 
und  ungenügend  getroM'en  werden,  zn  beseitigen  und  übcriiaupt  die 
direkte  und  spezielle  Bekämpfung  dieser  Ursachen  in  die  Wege 
zu  leiten.  Auf  diese  Weise  wird  sie  auf  jeden  hall  zu  wesentlich 
besseren  Wohnungs-  und  Ansiedlungsverhäknissen  lühren,  als  ohne 
sie  erreichbar  sind,  und  sie  bildet  dergestalt  eine  notwendige  Er- 
gänzung der  allgemeinen  VVirischafts-  und  Sozialpolitik. 

VI.  Wobnnnga-  und  AiMi«dhiafM«fonii  und  BevOlkOTiingavniiMittiitiK- 

Die  Vorsclilage  dieses  Reformprogramms  sind  gemacht  unter 
der  Voraussetzung,  dals  die  Bevölkerung  Deutschlands  auf  dem 
Gebiete  der  gewerblichen  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  nach 
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wie  vor  schneD  wächst,  während  auf  dem  Gebiete  der  landwirt- 
schaftlichen Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  kein  oder  nur  ein 
langsames  Wachstum  stattfindet  Sollten  diese  Voraussetzungen 
mit  der  Zeit  hinfallig  werden,  so  mülste  audi  die  Wohnungs-  und 
Ansiedlungsreform  sich  vermutlich  wesentlich  ändern. 

VII.  Entscbädigungsfonds. 

Ein  durchgreifende  Wolinungs-  und  Ansietllungsrcform  würde 
vermutlich  in  einer  Anzahl  von  Fällen,  namentlich  in  bestimmten 
Bevöikerungskreisen,  bis  zu  einem  gewissen  (jrade  auch  Schädi- 
gungen gegenüber  dem  jetzigen  Zustande  herbeiführen.  Wenn  nun 
auch  derartige  Opfer  als  unvermeidlich  im  öffentlichen  Interesse 
hingenommen  werden  müssen,  so  ist  es  doch  wünschenswert,  be- 
sondere Märten  dabei  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden.  Es  wäre 
daher  zu  crwä<:;[en,  ob  nicht  ein  mäfsifj^rr  Bruchteil  der  sich  ans 
gewissen  Al)tcilun';:;'en  der  W'i  >hnuiii^fs-  und  Aiisif(ihuiL;sref(>nii  i  Zu- 
wachssteuer, iiodefipolilik)  ergebeiulen  Einnahmen  zur  Bildung  citics 
Fonds  verwendet  werden  sollte,  rms  dem  in  besonders  schweren 
Fällen  ganze  oder  teilweise  Vergütungen  erfolgen,  jedoch  >o,  dafs 
die  Rctrotleiien  keinerlei  Rechtsanspruch  auf  derartige  Ver- 
gütungen haben. 

B.  Die  gewerbliche  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform. 

Die  gewerbliche  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  erstreckt 
sich  grundsätzlich  auf  die  im  Hauptberufe  in  hidustrie  und  Bergbau, 
Hütten-  und  Bauwesen,  Handel  und  Verkehr,  lieamtenstcllungen  und 
freien  Berufen  thätige  Bevölkerung  nebst  ihren  .-Xngehörigen  u.  s. 
sowie  auf  alle  diesem  Teile  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform 
sonst  noch  innerlieh  zugehörigen  oder  ihm  besonders  zugewiesenen 
Bevölkerungsteile  und  (iruppcn. 

Die  gewerbliche  W'ohnungsreform  hat  folgende  Punkte  zu  ver- 
wirklichen. 

I,  Der  eigentliche  Inhalt  der  gewerblichen  Wohnungs-  und 

Ansiedlungsreform. 

I.  Wohattngiiii^ftktionu.«.w. 

Allgemeine  Einführung  der  Wohnungsinspektion  für  die  kleineren 
Wohnungen  und  der  Zonenenteignung  itir  bd>autes  Gelände  (letztere 
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gemeint  als  Mafsrcgcl  zur  Beseitigung  und  Ersetzuf^  ganzer  unge^ 

siinder  Häuserblocks,  Strafscn  und  Quartiere). 

Zweck:  —  allmähliche  Beseitigung  der  allcrschlechtcsten  Woh- 
nungen und  Viertel,  V'crbcsscrim«  der  übrigen,  Hebung  des  ganzen 
Wohnungsstandes,  Schattung  einer  L^rofscn  Zahl  dauernder  Träg^cr 
der  Wohnunc^s-  und  Ansiedhmgsrcfonn  in  den  Ori^anen  der  Woh- 
nungsinspektion  und  Nötigunt;  fiir  Publikum  und  Behörden,  sich 
dauernd  mit  der  Wohnungs-  und  Ansicdlungsfrage  zu  beschäftigeo. 

II.  B«iiordating«a  ii.a.w. 

Allgemeine  Revision  der  Bauordnungen  und  Bebauungspläne. 

Zweck:  —  in  das  bestehende  System  der  Bauordnungen  und 
Bebauungspläne  weit  starker  als  hisher  einige  neuere  Gesichtspunkte 
einzufügen,  insbesondere:  Bekämpfung  des  Mietkasernensysteins, 
Herbeifiihrung  einer  weiträumigen  Bebauung,  Begünstigung  des 
Baues  von  Kleinhausem  durch  erleichterte  Bauvorschriften  gegen- 
über den  gröfseren  Häusern  und  durch  das  alles  indirekt  auch  Er« 
leichterung  der  Erstellung  kleiner  Wohnungen;  zweckmä&ige  Ab- 
stufung  der  Anforderungen  an  die  Strafsen  (Wohnstrafsen,  Verkehrs- 
strafsen),  mafsigender  EinfluCs  auf  die  Bodenpreise  und  überhaupt 
Mitwirkung  bei  der  Lösung  der  Bodenfrage,  endlich  namentlich 
Vorbereitung  dezentralisierter  gartenmäfsiger  Ansiedlung  in  den 
Aufsenbezirken  der  kleinen,  in  der  Umgebung  der  grolsen  Orte. 

III.  Baupolitik. 

L'infasscnde  Fördeninfr  cU  r  P'rstellung ')  gesunde,  g»tcr  und- 
billiger  \\  ohnungen  durch  öflfenüiches  Eingreifen  sowie  durch  ge- 
nossenschaftliche und  gemeinnützige  Bestrebungen  und  zu  diesem 
Zweck  insbesondere: 

1.  Gründung  von  öffentlichen  Wohnungsbanken,  je 
etwa  für  den  Umfang  einer  Provinz,  als  Zentralstellen  der  Geld- 
gewährung, Beratung  und  Beeinflussung  für  die  sozialpoUtische 
Regelung'  der  Wohnungserstcllung. 

K\  enluell  als  Vorstufe  dieser  Banken :  Entwicklung  der  Landes- 
versirluTuii'^sanstakcn  in  dieser  Richtung. 

2.  Besondere  öllentliche,  insbesondere  staatliche  Einrichtungen 
zur  Gewährung  des  letzten  notwendigen,  von  dritter  Seite 

*)  Unter  „Erslelliuig**,  „crsteUen"  wird  nicht  nur  der  einmalige  Vorgang  der 
Produktion  verstanden,  «ondem  »iicb  die  dauernde  Zufilbrung  der  neu  produzierten 
Wobnuni^en  «n  den  urspranglieb  gewollten  Zweclc 
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zu  gewährenden  Teiles  des  Baugeldes  bez.  der  Hypotheken 
für  die  zur  Durchfuhrung  der  Reform  bestimmten  Bauten. 

3-  Einrichtung  öffentlicher,  insbesondere  kommunaler  Lo* 
gierhäuser  zur  Verbesserung  des  Schlafstellenwescns. 

4.  Umfassende  Ent\vickliin<:j  und  Förderung-  der  B  a  u  e  n  o  s  s  c  n  - 
s  c  h  a  ft  c  n  und  c  m  c  i  n  n  li  t  /,  i  ;^  e  n  1^  .1  u  5^  e  s  c  11  s  r  h  a  f  t  c  n  durch 
alle  hierbei  ir^anuhvic  in  Hctracht  koninienden,  insbesondere  auch 
die  öffentlichen  Stellen  und  mit  Hilfe  öfi'entlicher  Mittel. 

Zweck:  —  die  grolsen  Män;4el,  welche  die  j^e^^enwürti^'C,  auf 
der  GrundlaL^e  des  jetzigen  privaten  Realkrcditv  csens,  des  privaten 
Bauuntcrnelinicrtunis  und  des  privaten  Hausl)esit/.cs  ruhende  Ncu- 
erstellung  \on  Wohnungen  /ei^^t,  zu  tjeseitijTcn,  ein  reichliches  An- 
gebot von  dauernd  billigen  und  ^uten  Wohnun^'en  /.u  erzielen  und 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Grundlagen  für  eine  dezentralisierte 
Ansicdlung  der  Bevölkerung  zu  schaffen. 

IV.  BodmpoUtlk. 

Lösung  der  Bodenfra<;e  durch  eine  planmäfsige  und  tief- 
greifende Bodenpolitik  von  Reich,  Einzelstaaten,  Ge- 
meinden u.  s,  w.,  welche  ausgeht  statt  von  den  Interesen  der 
Bodencigentümer  von  denen  der  anzusiedelnden  Bevölkerung,  und 
welche  verfährt  nach  dem  Grundsatze  wei^ehender  Behandlung  der 
Stadterweiterung  als  eines  öffentlichen  Geschäftes  und  weiter  nach 
dem  Grundsatze  der  Stadtverjüngung.   (Kleine  Dezentralisation.) 

Dabei  wird  unter  ,3tadtvcrjüngung"  (oder  „kleiner  De- 
zentralisation*') verstanden  die  durch  die  öffentliche  Bodenpolitik 
teils  direkt  erfolgende,  teils  wenigstens  vorbereitete,  regulierte  und 
indirekt  herbeigeführte  weitgehende  Heranziehung  der  Umgebung 
oder  der  äulseren  Bezirke  der  betr.  Orte  zur  Unterbringung  nidit 
nur  der  neu  zuwachsenden,  sondern  auch  der  schon  vorhandenen 
Bevölkerung  dieser  Orte  und  ihrer  Arbeitsstätten,  und  zwar  zu  einer 
Unterbringung,  welche  durchaus  gartenmäfsig  gestaltet  ist,  so  daTs 
auf  jeden  Haushalt  durchschnittlich  eine  Mindestbodenfläche  entfallt, 
welcher  aufser  zur  Wohnung  zu  einem  kleinen  fär  den  eigenen  Be- 
darf hinreichenden  Nutzgarten  genügt. 

Im  einzelnen  hat  diese  Bodenpolitik  insbesondere  durdizu- 
fuhren : 

I.  Ko m  m  u  nal c  Bode  n  pol  i  t  i k,  bestehend  in  demHinwirken 
auf  ein  reichliches  Angebot  an  Baustellen  und  auf  billige  Bodenpreise 
{s.  hier  unter  Nr.  2}^  femer  in  geeigneter  Gestaltung  der  Bauordnungen 
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und  Bebauungsplane,  möglichster  Festhaltung  des  vorhandenen  kom- 
munalen Gnindbeätzes  und  möglichst  umfangreichem  Erwerb  neuen 
billigen  Bodens  sowie  Verwendung  des  kommunalen  Grntndbesitzes 
zur  Förderung  billiger  Bodenpreise  und  Mieten  und  gartenmafstger 
Ansiedlung;  Hergabe  des  kommunalen  Bodens  nach  Möglichkeit  in 
Erbbaurecht  U.  a,  m. 

2.  Beschaffung  eines  reichlicheren  und  billigeren  An- 
gebotes  an  Baustellen  durch  die  private  Aufschliefs- 
ungsthätigkeit  und  zu  diesem  Ende  Beseitigung  derjenigen 
Hindernisse  in  Gesetzgebung  und  Ver  waltung,  die  jetzt  eine  wirk- 
same Konkurrenz  der  BaustcUenverkäufer  untereinander  nicht  recht 
aufkommen  lassen.  (Deshalb  gröfsere  Stralsenbaufreiheit  i  Ein- 
schränkung des  kommunalen  Genehmigungsrechtes  für  Strafsenneu* 
bauten;  besonderes  Vorgehen  gegen  die  „Zwangsstücke",  Erlaubnis 
auch  an  nur  provi«on<;rh  hergestellten  Stra(]sen  zu  bauen  u.  dgl.  m.) 

3.  S  l  a  d  t  V  e  r  j  ü  n  g  u  11  ^, 

a)  Erlat's  solcher  Bauordnunt^s-  uiul  f^cbauungsvorschriflcn  für 
die  Umj^ehung  bez.  die  äufsercn  Htv.irkt.-  der  der  Stadtvci  iünL;iing 
bedvirfeiuleii  Orte,  welche  daselbst  eine  gartenmäfeige  Besiedlung 
in  dem  oben  dargele^M:en  Sinne  sichern. 

b)  Im  allgemeinen  Festhaltuni^  des  vorhandenen  hskalischcn 
Grundbesitzes  (namentlich  auch  <ler  Waiden  und  l'eberführung 
weiter  Gebiete  in  der  Umgebun;^  oder  in  den  äulieren  Bezirken 
der  der  Stadtverjüngung  bedürfenden  Orte  zu  billigen  Preisen  in  die 
Hand  des  Staates. 

c)  Planmärsige  Hinausziehung  der  gewerblichen  und  dergleichen 
Unternehmungen,  sowie  der  eine  solche  Verlegung  venra<,enden 
Staats*  und  ähnlichen  Anstalten  aus  den  der  Stadtverjüngung  be* 
dürfenden  Orten  heraus  in  deren  Umgebung  oder  äufsere  Bezirke, 
nachdem  hier  die  eben  unter  a  und  b  angeführten  Mafsregeln  ge- 
troffen worden  sind 

d)  Aufechlielsung  des  staatlichen  Besitzes  in  der  Umgebung 
oder  den  äufseren  Bezirken  der  der  Stadtverjüngung  bedürfenden 
Orte  durch  den  Staat  selber  und  Darbietung  dieses  Besitzes  zu 
billigen  Preisen  für  die  Hinausverlcf^img  der  Industrie  u.  dgl,  und 
für  die  Herbeiiiihrung  gartenmäfsiger  Besiedlung  in  dem  hier  unter 
rV.  eingangs  dargelegten  Sinne. 

Hergabe  des  Lanrles,  soweit  möglich,  in  Erbbaurecht  öder  einer 
entsprechenden  Rechtsforni. 

e)  Einsetzung  von  besonderen  Staatskommissaren  als  Organen 
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zur  Entwicklung  der  Umgebung  bez.  der  äufseren  Bezirke  der  der 
Stadtverjüngung  bedürfe lulcn  Orte  in  dem  eben  dargelegten  Sinne  und 

dementsprechend  zur  Erledigung  der  vorstehend  unter  a — d  nn^c- 
führten  Aufgaben»  Dabei  findet  in  gröfseren  Orten  der  Amtsbezirk 
der  Staatskommissare  bezügUch  der  Bebauungsbestimmungen  und 
der  I.anclervvcrbungen  an  der  städtischen  Qemarkung  seine  Grenze, 
f)  Zur  Unterstützung  der  StatU\  i  ijiingung  möghchste  Aus- 
dehnung der  stadtischen  Vorteile  der  der  Stadtverjüngung  bedürfenden 
Orte;  bessere  Armenpflege;  VVohlthätigkeit;  Gemeinnützigkeit;  Vor- 
träge ;  Bibliotheken ;  Vergnügungen  U.S.  w*  auch  auf  ihre  Umgebung. 
(Kulturausgleichung.) 

4.  S  t  a  a  1 1  i  c  h  e  E  i  n  vv  i  r  k  u  n  g  a  u  f  d  i  e  G  e  m  e  i  n  d  c  n  zwecks 
Förderung  der  komnumalen  und  der  staatlichen  Bodenpolitik. 

5.  Reform  des  Enteignungsrechts,  vor  allem  Einführung  des 
Enteignungsrechtes  für  die  Beschafiiing  von  Baugelände  für  Wohn- 
stätten und  gewerbliche  Unternehmungen;  Einführung  der  Um- 
legung und  Zonenenteignungi  letztere  für  bebautes  wie 

unbebautes  Gelände, 

6.  Ausbildung  des  Erbbaurechts. 

7.  Einfuhrung  einer  starken  Wert  zu  wach  ss  teuer  fiir  den 
im  Werte  steigenden  Grundbesitz  und  der  Besteuerung  des 
städtischen  Haus-  und  Grundbesitzes  nach  dem  gemeinen 
Werte  statt  nach  dem  Ertr^e. 

8.  Einige  weitere  Mafsregeln  verschiedenen  Cha- 
rakters z.  B.  bessere  Regelung  des  Tax.itionswescns  beim  Grund- 
besitz, richtige  Verwendung  des  frei  werdenden  Geländes  bei  Festungs- 
Städten,  die  entfestigt  werden  u.  dgL  m. 

Zweck  der  ganzen  Bodenpolitik:  —  Die  tic%rcifenden  Schä- 
digungen nach  Möglichkeit  zu  beseitigen  und  für  die  Zukunft  zu 
vermeideil,  welche  das  gegenwärtige  privatrechtliche  und  privat- 
kapitalistische System  der  Stadterweiterung  uiid  seine  Hand- 
habung aiJ'^iiben  auf  die  Wohnun;:^-^-  »in<l  An^iedluiv^'sxxrluihi'jsse, 
die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit,  die  inoralisclH  n  \'ei  iiältnisse,  die 
Einkomniensverteilunff,  die  Staats-  und  (ienicindchnaiizen  u.  dgl.  m., 
und  statt  dessen  herbci/utühren  eine  durchgreifende  X'ei  besserung 
der  Wohnungs-  und  Ansic<.llun-.<5\ 1 1  h.iltnissc,  eine  gereelitere  Ver- 
teilung der  Wertsteigerung  des  Grund  und  Bodens  in  anwachsenden 
Orlen  u.  dgl.  m. 


Digilized  by  Google 


fün  Reiormprogramm  Hir  die  Wohaungs-  and  Anäcdlungsfrage  in  Üeutscblajid.  121 


V.   Lokal-  und  Vorortverkehr. 

Umfassende  Kntwicklunf;  und  I'ordcrung  eines  ausgedehnten, 
häufigen,  schnellen  und  billigen  Lokal-  und  Vorort- 
verkehrs, insbesondere  durch  alle  hierfür  in  Betracht  koniiiicndrn 
öfifentlichcii  Stellen  und  zwar  da,  wo  nötig,  auch  nach  dem  ( irund- 
sati'c,  d;iLs  d.is  Verkehrsmittel  dem  Verkehr  voranzugehen  habe. 
Jedoch  alle  KntwickhiiiL;  und  I'orderuiig  von  Lokal-  und  Vorort- 
verkehr erst,  naeliilem  durch  eine  durchgreifende  Bauordiiungs-  und 
Bodenpolitik  in  den  betr.  Orten  uiul  ( legeiuleii  gegen  die  .sonst  im 
Gefolge  gesteigerten  Verkehrs  leicht  eintretenden  schweren  Mifs- 
stllndc  aut  dem  Gebiete  der  Bodenhage  Vorkehrung  getroffen 
worden  ist. 

Soweit  die  Rücksichtnahme  auf  Güte  und  Leistungsfähigkeit 
des  Betriebes  es  gestatten,  möglichst  weitgehende  Ucber- 
oahme  des  Lokal-  und  Vorortverkehrs  in  öffentlichen  Besitz, 
oder  wenigstens  starke  finanzielle  und  anderweitige  Einfluisnahme 
der  öffentlichen  Körperschaften  auf  ihn. 

Zweck  —  die  Dezentralisation  möglichst  zu  fördern  und  da- 
durch einerseits  zur  Entstehung  mustergükiger  Viertel  in  den 
Aufsenorten  bez.  Aulsenteilen  unserer  städtischen  Niederlassungen 
und  andererseits  zur  Entlastung  und  Verbesserung  der  Verhaltnisse 
in  den  Innenorten  bez.  Innenteilen  beizutragen;  endlich  der  in 
gröfseren  Orten  lebenden  Bevölkerung  die  Vorteile  des  Landes, 
der  in  kleineren  Orten  lebenden  die  der  Stadt  m<^]ichst  zu  ver- 
mitteln. 

VI.    Hygienische  Eirjnchtuny eii ,  rarkt.  und  Spiclpliitzc. 

Schartung  der  öffentlichen  hygienis*  lu  11  Kinrichtunc^en ,  wie 
Wasserleitung:^  und  Kanalisation,  wo  sie  notwendig  sintl  und  noch 
fehlen;  und  reichliche  ScIiatiunL;  von  öfTentlic  lu  n  Parks  und  nament- 
lich von  öflcntlichen  Spiel-  und  Lummclplätzen. 

* 

vir.  Wohnungmaehwei«  und  Aiukunfls«rteUiuig. 

(JetVcntlirhcr  Wob nun;j;snach weis  und  krteilung  \on  Auskunft 
in  Miet-  und  \\  oluuui<^rsauL^el(  pfenhei^cn  durch  kommunale  Wohnungs- 
ämter nach  Stuttgarter  Muster. 

VIII.  Ilietrecht»  If  l«^n»Mfs  und  Zwragsvollstreekiuig. 

Reform  tles  Mietrechtes,  des  Mieti)rozcsses  und  der  Zwangs- 
vollstreckung und  zu    diesem  Zweck  insbesondere  Umwandlung 
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einer  Anzahl  dispositiver  Vorschriftea  des  Büi^gerlicfaen  Gesetzbuchs 
in  zwingende. 

Zweck  —  den  Mieter  vor  Unbilligkeiten  des  Mietvertrags  zu 
schützen,  der  Wohnung  und  ihrem  Inhaber  unter  allen  Umstanden 
ein  solches  Mafs  von  Hausrat  u.  dgt  zu  sichern,  dais  die  Wohnung 
überhaupt  als  bewohnbar  gelten  kann,  endlich  den  Mietprozefs  zum 
Vorteile  sowohl  des  Hausbesitzers  wie  des  Mieters  zu  vereinfachen, 
zu  beschleunigen  und  zu  verbilligen. 

DL  Wfssenachaftliche  Aufgaben. 

Vertiefung  und  Verbreiterung  der  wissenschaftlichen  I'>kcnntnis 
sowohl  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsverhältnisse  selber,  wie 
namentlich  der  sie  bediiv^^enden  Ursachen  und  Kräfte  (wie  B. 
des  gegenwärtigeren  Systems  der  Stadterweiterung,  der  Thätij^keit 
des  Baugewerbes  und  der  dabei  mafsgebeiulen  P'inflüsse  u.  dgl.  m.j, 
sowie  der  geeigneten  Abhilfsmittel  i;e;^'en  die  Milsstände. 

Andauernde  systcmatisehe  wissenschaftliche  Verfol[;ung,  Zu- 
sammenstellung und  VertW'fcntlicluing  des  Standes  und  der  Ver- 
änderung der  wichtigsten  dieser  Dinge. 

X  Bntohimy  dar  B«v5lk«nia|^. 

Erziehung  der  Bevölkerung  zur  richtigen  Wertschätzung  einer 
guten  Wohnung  und  zur  richtigen  Verwendungi  Pflege  und  Be- 
handlung der  Wohnungen  und  Grundstücke. 

Zu  diesem  Zweck  insbesondere: 

1.  Wohnungsinspektion  (s.  oben  unter  I.)  und  Förderung  der 

l)augeiiuSM-nschaften  i siehe  oben  unter  IIl.i;  ferner  entsprechende 
Mafsregeln  der  öffentlichen  Baupolitik  (siehe  oben  HL);  Anlage  von 
Schrebergärten  und  ähnliche  Mafsregeln. 

2.  Erziehliche  und  belehrende  Kinwirkungen  (mittels  person- 
lichen Verkehrs,  Vorträge,  Presse)  durch  gemeinnützig  gesinnte 
Einzelne,  Selbsthilfe  — ,  und  gemeinnützige  Vereinigungen,  Wohnungs- 
reformvereine,  die  Organe  der  Arbeiterversicherung»  der  öffentlichen 
Verwaltung  u.  dgl.  m. 

3.  Da,  wo  gartcnmäfsige  Verhältnisse  in  Betracht  kommen, 
Anleitung  zum  Gartenbau  u.  dgl. 

XL  V«ffadttod«DM, 

Endlich  gehören  zur  gewerblichen  Wohnungs-  und  Ansiedlungs- 
reform  einige  Malsregeln  verschiedenen  Charakter^,  von  denen  die 
folgenden  besonders  aufgeführt  seien: 
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a)  Einwirkungen  zwecks  Verbreitung  der  praktischsten  und 
besten  Baumaterialien  und  zwecks  technisch  und  künst- 
lerisch  richtiger  Ausgestaltung  der  Häuser-  und  Woh- 
nungen, vielleicht  am  besten  erfolgend  durch  die  öffentlichen 
Wohnungsbanken  und  die  Baugenossenschaften  und  gemeinnützigen 
Baugesellschaften  (s.  oben  unter  HL), 

b)  Entwicklung  des  Ba ug enossen sc hafts rechts,  unter 
anderem  Erklärung  eines  kleinen  Betrages  an  Baugenossenschafts- 
anteilen für  unpfändbar. 

c)  Bekämpfung  des  Rnu s ch windcls  als  einer  Hauptursache 
der  technischen  Unsolidität  der  Häuser  und  Wohnungen  und  unge- 
sunder Bodenpreise. 

XII.  Eiganzung. 

Anregun^^  und  Betreibung  aller  sonst  noch  etwa  in  Betracht 
kommenden  Reformen  und  dadurch  Erj^änzung  utu\  Wrvollstän- 
digung  der  vorstehend  unter  I — XI  angeführten  Malsregeln  durch 
alle  überhau{>t  zur  Herbeiführung  der  Wohnungs-  untl  Ansiedlungs- 
reform  berufenen  Kräfte,  insbesondere  jedoch  durch  die  im  nach- 
stehenden Abschnitte  besonders  aufgeführten  Organe. 

2.  Organe  zur  DurcblÜhrung  der  gewerblicben  Wohnungs-» 

und  Ansiedlungsreform. 

Als  Organe  7.ur  DurchführutiLj  der  gewerblichen  Wohnungs-  und 
An<;iedlun^sreforni  haben  alle  bestehenden  berufenen  Kräfte  und 
Stellen  überhaupt  zu  wirken,  also  namentlich  ein  grofser  Teil  der 
Organe  der  inneren  Staatsverwaltung  und  tler  Koniniunalverwaltung, 
zahlreiche  Organe  der  Selbsthilfe  und  Gemeinnützigkeit,  wie  z.  B. 
die  Baugenossenschaften  und  die  gemeinnützigen  Baugesellschaften, 
viele  Einzelpersonen  u.  dgl.  m.  Aulser  diesen  bestehenden  Kräften 
Sinti  jedoch  eine  Reihe  Organe  teils  ganz  neu  zu  schaffen,  teils 
nacli  vorhandenen  Vorbildern  zu  vermehren  und  auszudehnen.  Es 
sind  dies  namentlich  die  nachstehend  unter  L  und  IL  angeführten 
Organe.  Uebrigens  werden  diese  Organe  zum  grofeen  Teil  aulser 
der  gewerblichen  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform  auch  der 
landwirtschaftlichen  zu  dienen  haben,  besonders  dann,  wenn  diese 
letztere  selbständig  und  nkht  als  Stück  einer  grofsen  Agrarreform 
durchgeführt  wird. 
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I.  Organe  der  staatlichen  und  kommunalen  Verwaltang. 

1.  Kin  R  c  i  c  h  >  w  o  h  n  u  ngsam t,  eventuell  durch  Zusammcn- 
fassunpf  der  l>rreits  jetzt  in  dieser  Richtung  vorliaiulrnen  Ansätze, 
näiiiiich  der  Ableihmg  für  \\'()lHiungbh\'L;icne  lu-iiii  Reich>L;esund- 
licit-sratc,  der  Untcrsuchuui^en  der  Wohnungsv  erhaltni>M-  durcli  da.s 
neugeschaffene  Kaiserliche  Sozialbtatistische  Amt,  der  Abteilung  für 
Wohnungswesen  im  Reirhsamte  des  Innern. 

2.  RescHiderc  ein/elstaatliche  Minislcrialabtcilungen  als  Landes- 
Zentralstellen  für  das  Wohnungs-  und  Ansiedlungswescn, 
namentlich  mit  der  Aufgabe,  die  ganze  Reform  zu  beleben  und  zu 
betreiben,  und  in  verschiedenen  Richtungen  als  Oberbehörde  für  sie 
zu  dienen. 

Femer  Durchsetzung  der  InnerenVer  waltung  in  ihren 
verschiedenen  Stufen  (insbes.  auch  der  Verwaltung  der  Domänen  und 
Forsten)  mit  Beamten,  denen  die  Förderung  der  Wohnungs-  und 
Ansiedlungsrefonfi  als  besondere  Aufgabe  gesteOt  ist,  und  die 
hierauf  besonders  eingearbeitet  sind.  Besondere  Thattgkeit  der 
Kreisärzte  und  Gesundheitskommissionen  in  dieser  Richtung. 

3.  Wohnungsinspektoren, Wohnungskommissionen 
u.  dgL  zur  Durchführung  der  Wohnungsinspektion. 

4.  Kommunale  Wohnungsämter  und  zwar  mit  folgenden 
Aufgaben : 

aj  Wohnungsinspektion, 

b )  Woh nu ngsverm i ttlung, 

c)  Auskunfterteiluni;  in  Miet-  und  Wohnungsangelegenheiten. 

d)  Wissenschaftliche  Bearbeitung  der  die  Wohnungs-  und  An- 
siedlungsverhältnisse  betr.  Fragen,  (da,  wo  ein  statistisches  Amt 
vorhanden  ist,  unter  besonderer  Beziehung  zu  diesem)  und  "I'lüitig- 
keit  als  Zentralstelle  der  kommunalen  Wohnungs-  und  Ansiedlungs- 
rc form. 

5.  0 e  f  fe n  1 1  i  c  h  e  Wo  h  n  n  n gsba  n  k e  n  je  etwa  für  den  l  in- 
fang  einer  TrcAinz,  als  Zentralstellen  der  Geldgewaliruiii^,  Beritung 
und  Ikeintlussung  für  die  sozialpolitische  Regelung  der  Woimungs- 
erstellung. 

Eventuell  als  Vorstufen  dieser  Banken :  Entwicklung  der  Landcs- 
Versicherungsanstalten  in  dieser  Richtung. 

6.  Staatskommissare  zur  Durchführung  der  Stadtver- 
jüngung (s.  oben  unter  „Bodenpolitik"). 

7.  Mietscbiedsgerichte. 
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IL  Ofsitte  der  8«tbttliflfe  und  Gteiii«lniiiltsl|^«it 

Vorbemerkung:  Im  Nachfolgenden  sind  die  zur  Abhilfe 
gegenüber  den  Mitsständen  auf  dem  Arbeitsfelde  der  gewerblichen 
WohttungS'  und  Ansiedlungsreform  berufenen  Organe  der  Selbst' 
hilfe  und  der  Gemeinnützigkeit  nicht  entfernt  erschöpft  Es  soll 
vielmehr  nur  eine  Aufzählung  der  wichtigsten  neu  zu  schaffenden 
oder  durch  neue  Angliederung  zu  vermehrenden  Organe  dieser  Art 
gegeben  werden. 

1.  Baugenossenschaften,  gemeinnützige  Baugesell- 
schaften u.  dgl.  nicht  nur  zur  Mitwirkung  bei  der  sozialpolitischen 
Regelung  der  WohnunfTsorstcIlun;:^,  sondern  .iiich  als  Muster,  Vorbilder 
und  Bundesgenossen  bei  der  Durchführung  eines  grofsen  Teils  der 
sonstigen  Mafsref^cln  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform,  insbes. 
auf  bauiechnischcni  und  künstlerischem  Gebiete  und  bei  der  Er- 
ziehung der  Bc\  ölkeriin^. 

2.  Nach  dem  Miistir  iJcs  „Rheinischen  V^creins  zur  1  r)r(lcrung 
des  Arbeiterwohnungswesens'  und  unter  starker  Anteilnaiune  der 
Behni  den  f  r  e  i  e  \' e r  e  i  n  i  g u  n  g  e  n  der  in  der  Wohn unj^^.  »md  An- 
siedluiv^Mcforni  J  häti;.ifcn  und  sonstiger  Intpresst  riten  lür  gi  olsere 
Bezirke  (etwa  Pro\iiizen,  in  kleineren  BuIKlcs^t;lHle^  «las  (iebiet 
eines  oder  mehrerer  Staaten)  zur  I-drdcrung  dos  gesaiiitin  WOhiuings- 
und  Ansiedlungswesens  durch  ihcorcüsohe  und  j>raklischc  I  hat!^;koit. 

3.  Oertliche  Vereine  zur  Betreibung  der  ganzen  Wohnuugs- 
und  Ansiedlungsreform,  insbes.  nach  der  agitatorischen  und  nach 
der  lokalen  Seite  hin. 

4.  Ein  Zentral  verein  fiir Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform : 
Uebernahme  dieser  Thätigkeit  durch  den  „Verein  Reichs- Wohnungs- 
gesetz". 

5.  In  Zwischenräumen  von  mehreren  Jahren  jeweils  ein  all- 
gemeiner deutscher  Wohnungskongrefs. 

6.  Eine  vermehrte  Zahl  von  Einzelpersonen  als  Träger  der 
Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform,  insbes.  ans  den  Ständen,  denen 
ihr  Beruf  die  Förderung  der  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform 
besonders  nahe  legt,  wie  Geistliche,  Arbeitgeber  u.  dgl. 

C.  Die  landwirtftchafUiche  Wohnungs-  und  Ansiedlungsreform. . 

Die  landwirtschaftliche  VV'ohnungs-  und  Ansiedlungsreform  er- 
streckt sich  grundsätzlich  auf  die  im  Hauptberufe  in  I^nd-  und 
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Forstwirtschaft,  Gärtnerei  und  Tiencucht  thatige  Bevölkerung  nebst 
ihren  Angehörigen  u,  s.  w.,  sowie  auf  alle  diesem  Teil  der  Wohnungs« 
und  Ansiedlungsreform  etwa  sonst  noch  innerlich  zugehörigen  oder 
ihm  besonders  zugewiesenen  Bevöllwrungsgruppen  und  -teile.  Sie 

ist  in  erster  Linie  zu  erstreben  als  Stück  einer  grofsen  Agrarreform. 
In  Ermnnrrclun^  einer  solchen  ist  indes  eine  selbständige  landwirt«' 
scbaftliche  Wohnungs-  und  Ai^siedlui^reform  durchzufühlen  mit 
einer  Reihe  verschiedener  Maisregeln,  von  denen  nur  ganz  kurz  die 
folgenden  genannt  seien: 

1.  Wohnungsinspektion. 

2.  Allgetneine  Revision  der  Bauordnungen  und  Bebauungsplane 

namentlich  unter  hygienischen  Gesichtspunkten. 

3.  l  ördcrung  der  Frstellung  besserer  Wohnungen  durch  die 
öfientliclu'ii  Wohnunf^sbanken  tlcr  t;e\vcrl)li<;licn  Wohnun*::^^-  und 
Ansicdluui^srefonn  oder  durch  ciitsprcrluMide  landwirtschaftliche 
Einrichtungen,  namentlich  mittels  weitgehender  Kreditgewährun;:^. 
In  dieserTi  Zusammenhange  Bereitstellung  besonderer  otteniliciier 
Mittel  für  die  Gewährung  des  letzten  notwendigen  Teiles  des  Bau- 
geldes bez.  der  Hypotheken,  in  geeigneten  l  allen. 

Event.  Entwicklung   der    (.andesversiclieruiigsanstaiten  in  der 
Richtung  des  vorstehenden  Absatzes  hier  unter  3. 

4.  Verbesserung  der  öffentlichen  hygienischen  J-inrichtungen. 

5.  FinwirkuuL^en  behufs  X'erbreitim^  der  {»raktischsten  und 
besten  iiautnalenahca  und  behufs  technisch  und  künstlerisch  richtiger 
Ausgestaltung  der  Häuser  und  VVolmungen. 

6.  Vermehrung  und  \  crtictun^  der  wissenschaftlichen  Krkennt-  • 
nis  der  landwirtschaftlichen  Wohnungs  und  Ansiedlungsverhältnisse 
selber  und  der  sie  bedingenden  Ursachen  und  Kräfte,  sowie  der 
geeigneten  Abhflfemittel  gegen  die  Mifsstände.  Andauernde  systema- 
tische wissenschaftliche  Verfolgung,  Zusammenstellung  und  Ver- 
öffentlichung des  Standes  und  der  Veränderung  der  wichtigsten 
dieser  Dinge. 

7.  Erziehung  der  Bevölkerung  zur  richtigen  Wertschätzung  einer 
guten  Wohnung  und  zur  richtigen  so^;samen  Pflege  und  Behand- 
lung der  Wohnungen  und  Grundstücke. 
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Der  Gesetzentwurf  betreffend  Kaufmannsgerichte. 

Von 

Dr.  K.  FI^CH, 

Stadtrat  in  Frankfurt  a.M. 

Vor    kurzem    ist   der   Gesetzentwurf  betreffend  Kaufmanns- 
gerichte   veröffentlicht    worden,    der    zur    Zeit    dem  liuiulesrat 
zur  Bcsclilursfassung  vorliegt,  um  demnächst,  hoffenthch  noch  in 
der  laufenden  Tagung  an  den  Reichstag  zu  gelan^^en.    Der  ( lesetz- 
entwurf  sieht  in  §  !  Abs.  I  vor,   dafs  Gcmeindeti  \on  mehr  als 
20000  Einwohnern   gciialten    sein    sollen,   zur  h.ntscheidung  von 
Streitigkeiten  aus  dem  kaulniännischeii  Dienst-  und  Lehrverhältnis 
KaufmannsgcrichiL-  /u   errichten.    Für  den  Vorgang  bei  der  Er- 
richtung (§  I  Abs.  2 — 8),  sowie  demnächst  für  die  Zuständigkeit 
der  neuen  Gerichte  (§  3),  ferner  für  das  Verfahren  vor  denselben 
(§  13)  und  endlich  auch  für  die  Tragung  der  Kosten  der  Ein- 
richtung und  Unterhaltung  des  Geridits  gelten  genau  die  gleichen 
Besttmmufigen  wie  iiir  die  Gewerbegericbte.    Ebenso  sind  auch 
die  Vorschriften  über  die  aktive  und  passive  Wahlfahigkeit  fast 
analog  denjenigen,  die  bei  den  G.G.  gelten  (§§  4 — ii);  die  über 
die  Wahl  der  Bdsitzer  (§  12)  sind  die  gleichen,  und  es  haben  die 
neuen  Kau&nannsgerichte  bezüglich  der  Erteilung  von  Gutachten 
und  der  Stellung  von  Anträgen  genau  die  analoge  Stellung  wie 
die  Gewerbegerichte  (§  14).    Endlich  ist  auch  noch  vorgesehen, 
dafs  da,  wo  ein  zuständiges  Kaufmannsgericht  nicht  vorhanden  ist, 
ein  dem  §  7^  G.G.G.  nachgebildetes  Verfahren  vor  dem  Gemeinde« 
Vorsteher  angeführt  werden  soll  (§  15).  — Was  der  Entwurf  bringt, 
ist  also  nicht  etwa  eine  Kompetenzerweiterung  der  Gewerbe- 
gerichte, sondern  die  Einfuhrung  einer  neuen  Arl  Gerichte,  die 
allerdings  bis  ins  einzelne  den  Gewerbegericbten  nachgebildet  sind. 
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und  die  sogar  in  der  Rc^cl  äiilsiiiicli,  ^ewisserinalsen  durch  Vcr- 
soiuiluiiioii  TTiit  den  Gcwcrbcgcrichten  verbunden  sein  sollen.  ^  7 
Abs.  3  verordnet : 

„B<>^slchl  am  Sitze  des  Kaufmanns;^^crichts  ein  auf  Grund 
des  §  1  oder  des  4?  2  des  (i.G.G.  errichtetes  G.G.,  so  sind 
in  der  Rci^el  dessen  Vor'^itzender  und  sein  Stellvertreter 
zum  Vorsitzenden  und  /u  stelKcrtretenden  Vorsitzenden  des 
Kauliuannsgerichts  zu  bestellen,  auch  i^emeinsame  Plinrich- 
luii|(en   für  die  (icrichtsschreiberci,  den  liurcautiienst,  die 
Sitzungs-  und  Bureauraunilichkeiten  u.  dergl.  zu  tretVen.'" 
Lediglich  in  einer  Beziehung  sollen   die  Kaufmannsgerichte 
hinter  den  G.G.  zurückstehen;  die  Thätigkeit   als  Einig uagsamt 
(§§  62  fr.  G.G.G.)  ist  ihnen  nach  dem  Entwurf  nicht  zugeteilt, 
vielleicht   weil  man  die  Möglichkeit  von  Kollekttvstreitigkeiten 
zwischen  Handlungsgehilfen  und  Kaufleuten  fUr  weniger  nahe- 
liegend hält.   Dagegen  ist  ihre  Thätigkeit  in  so  fern  au^edehnter, 
als  die  Gewerbeg^ricbte,  als  die  Handlungsgehilfen  bis  zu  einem 
Gehalt  von  jocx)  Mk.  ihnen  unterstellt  sind  (§  2). 

Versucht  man  eine  Kritik  dieses  Entwürfe,  so  wird  sich  die- 
selbe relativ  wenig  auf  einzelne  Bestimmungen  zu  richten  haben 
denn  diese  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  last  durchweg  dieselben 
wie  bei  dem  G.G.G.  Es  wird  sich  vielmehr  zunächst  vom  prinzi« 
piellen  Standpunkt  aus  wesentlich  fragen,  ob  es  richtig  ist,  wenn 
hier  in  die  bunte  Karte  unserer  GerichtsveHassung  wiederum  eine 
neue  Farbe  eingetragen  wird?  und  sodann  vom  Standpunkt  der 
Praxis  und  der  Erfahrungeni  die,  sei  es  bei  Amtsgerichten,  sei  es 
bei  Gewerbegerichten  gewonnen  sind,  ob  anzunehmen  ist,  dals  der 
Entwurf  dem  praktischen  Bedürfnis  der  Rechtsuchenden  entsprechen 
wird? 

W.!  nn  zunächst  d\c  | »i  inzipicllc  Frage  angeht,  so  ist  es  er- 
sichtlich, dals  der  Kntwurf  einen  Zustand  schafft,  der  sich  den 
VVünsciien  der  1  rt  uiidc  der  Gcwerbcgerichtc  und  den  Forderungen 
der  Mehrzal)!  lier  Handlungsgehilfen  'j  jedenfalls  bis  zu  einem 
gewissen  (irad  anniihert.  Die  Zentrumsabgeoixlncten  Hitze  und 
Trimbom,  die  bereits  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  29.  Januar 

[^')  In  Band  7  der  ScbriAcn  des  dcuUcb-natioaalen  Ilandiungsgobilfenverbandes: 
„Kaufmännische  Schiedsgerichte"  wird  p.  49  berichtet,  dafs  nun  sw«r  456 
kauiinännische  Vcrejne  mit  103 118  Gehilfen  sich  filr  den  AnKhlitfs  an  die  Amts- 
gerichte, dagegen  1603  Vereine  mit  I3i  434  Gehilfen  die  Bildung  völlig  selbstBadiger 
Gerichte  oder  Anschlufs  an  die  G.G.  vorgezogen  häUen. 
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gewissen  Grad  annähert.  Die  Zcntrunisabgeordiieten  Hitze  und 
Trimborn,  die  bereits  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  29.  Januar 
1902  sich  fiir  den  Anschlufs  der  kauimännischcn  Schiedsgerichte 
an  die  Gewerbegericbte  erklärt  haben,  werden  durch  denselben 
eher  befriedigt  sein,  als  diejenigen,  die  höchstens  die  Errichtung 
kaufmännischer  Schiedsgerichte  bei  den  Amtsgerichten  zugeben 
wollten.  Andererseits  schafft  aber  der  Entwurf  auch  nicht  die 
kaufrnännischen  Gewerb^erichtej  wie  sie  z.  B.  der  Zentralverband 
der  Handlungsgehilfen  und  -gehilfinnen  Deutschlands  gefordert 
hatten.')  Er  stellt  also  eine  Art  Kompromifs  dar,  aber  ein  Korn- 
promils,  das  den  Kaufleuten  —  abgesehen  von  der  Funktion  des 
G.G.  als  Einigungsamt  —  die  wesentlichsten  Errungenschaften 
bringt,  welche  die  Gewerbegerichte  so  populär  gemacht  haben, 
und  das  also  von  allen  Freunden  der  Gewerbegerichte  unbedingt 
als  ein  Fort?;rhritt  anerkannt  werden  mufs.  Die  Punkte,  durch 
welche  das  Gewerbegericht  sozialpolitisch  einen  Vorzug  vor  dem 
Amtsgericht  bedeutet,  sind  ja  nicht  etwa  in  erster  Linie  die  Billig- 
keit und  ?rlinelligkcit  des  Verfahrens,  die  schliefslich  nur  eine 
Geldfraj^e  darstellen  und  bei  den  Anits^'crichten  sofort  zu  erreichen 
wären,  wenn  der  Staat  auf  einen  Anteil  der  ( lerichts^a'buhren  ver- 
zichten und  die  Anzahl  der  RichterstcUen  entsprechend  vermehren 
wollte.  Auch  die  Teilnahnie  der  I.aien  an  der  Rechtssprechung,  die 
sowohl  bei  den  Handels y;erichtcn  als  auch  bei  den  Schuitengerichten 
und  Schwurgerichten  bereits  in  den  verschiedensten  Formen  er- 
reicht ist,  bildet  nicht  das  wesentliche  Moment;  ^^anz  al)<yesehen 
davon,  dais  die  ,,l.aicn",  die  an  diesen  ücnchtcn  teilnehmen,  in 
der  Heranziehung  weit  mehr  eine  Last,  als  ein  wertvolles  politisches 
Hecht  erblicken.  Ich  kann  in  dieser  Heziehung  statt  weiterer  Aus- 
führungen vielleicht  an  ^e  Ikrlegungen  erinnern,  die  ich  seiner 
Zeit  hierüber  an  anderer  Stelle*)  gemacht  habe: 

W&liicfld  ftber  (Se  Forderung  der  „Zulassung  der  Laien**  —  richtiger 
wäre  wohl  der  BesiUeodca«  da  ja  SchölTcii,  Geschworene,  Handelsrichter 
keinerlei  EntschSdigiing  erhalten,  Unbemittelte  also  gar  nicht  tethiehmea 
können  —  nur  der  Ausdruck  eines  ganx  allgemeinen  politische»  Postulats, 

der  Selbstverwaltung,  war,  besteht  für  die  durch  die  G.G.  zuerst  aufge- 
rollti-  Frriije  der  Teilnahme  der  N  i  c  h  t  b  c  s  i  t  z  e  n  H  e  n  nn  <!i  r  Kccht- 
sprechung  ein  inneres,  juristisch  und  volkswirtscbaftlicb  genau  dciinierbares 

Vgl.  den  Entwurf  im  Handlungsgehilfenblatt  vom  1.  Dezember  190s. 
*)  Da»  Gcwerbc^eridit,  Jahrgang  VU  p.  170  ff.  „Gewerbegeriehte  und  Amts- 
gerichte.'* 

Afdiiv  rdr  tw.  Gtungdbnng  u.  StMtMik.  XVUl.  9 
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Prinzip.  Sie  müssen  beteiligt  werden  an  der  Rechtsprechung  über  die- 
jenigen VeiliiUtiuHef  welche  flir  ihre  LdMuhaltung  grundlegend  sind,  und 
bd  denen  sieb  mgleich  die  Unterschiede  der  wirtichaftUchen  Lage  am 
schrofisten  und  hfinfigsten  leigen,  d.  h.  bei  der  Rechtsprechung  ati*  dem 
Arbeitsvertrag.  Die  Zusiebung  der  Arbeitgeber  ist  gewissermarien  nur  die 
Folge  davon,  dafs  man  die  Arbeiter  hcrati/i<  ht ;  jene  srM)=;t  haben  die 
Teilnahme  nie  gesucht.  Selbstverständlich  erschöpft  sich  hiernach  das 
Prin/i]i  der  G.G.  nicht  mit  dcm^  engen,  rein  zufällig  und  formalistisch  .ih- 
gcgrenzlen  Umfang  des  Titels  7  der  (i.O.  T);(  1  licnstbotrnstreilij^kriu  n, 
die  Streitigkeiten  der  landwirtschattlichen  Arbeiter,  der  kaulinunni^rli»  n 
Gchiltcn  mit  den  Herrschaften,  Dienstherren,  Prinzipalen  stehen  uaa 
auf  der  gleichen  Linie. 

Eine  Gerichtsverfassung,  welche  die  aus  dem  gldehen  RecbtsverhSltnis 
entspringenden  und  unter  denselben  wirtschaftlichen  KJasicn  sieb  ab- 
spielenden Recbtsstreitigkeiten  trennt  und  verschiedenen  Gerichten  zuweist, 
ist  widersinnig,  —  während  andererseits  die  Frage,  wer  den  (iehall  der 
Richter,  die  Cibührcn  der  lU'isit/er,  dir  s.u  lilirhen  Kosten  zu  bezahlen 
hat,  ob  der  Staat  oder  die  ( j<'nii  iii<!i-,  votn  St.in(i|ninkt  der  Rechtspulitik 
aus  /iciiiljrh  pleichpUltiq  ist  Die  ti.ti.  sinti  .il-<i  nur  ein  Anfang.  Sie 
verlangen  die  Ergänzung  m  Arbeitsgerichten.  Und  wenn  der  Arbcils- 
veitnig  nach  der  Organisation  unserer  Volkswirtschaft  eine  besondere 
Stellung  neben  allen  anderen  VertrSgea  einnimmt,  so  ist  die  Forderung, 
dais  fllr  ihn  eigene  Gerichte  bestehen,  gewifs  keine  unberechtigte.** 

Die  Forderung,  die  hiernach  zu  erliebcn  wäre,  dafs  nämlich 
nicht  Kaufmannsgerichte  neben  Gewerbegericht c  gestellt,  sondern 
dafs  statt  beider,  und  statt  der,  der  Analogie  nach  gleichfalls  noch 
notwendiger,  weiterer  Sondergerichtc  für  Dienstboten,  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  u.  s.  w.  Arbeitsgerichte  gebildet  würden,  kann 
sich  sogar  anscheiticiid  auch  auf  die  gewils  nicht  verächtliche  Au- 
tontai  des  Herrn  Staatssekretär  von  Posadowsky  stützen,  der  bei 
der  Debatte  über  die  Ausdehnung  der  Gewerbegerichte,  die  gelegent- 
lich der  Beratung  der  Sccmannsoninung  (Sitzung  des  Reichstags 
vom  14.  April  1908)  angeregt  ward,  sich  wie  folgt  äufserte; 

Wenn  ich  meine  persönliche  Mrinun«;  ;iuss]ircchcn  darl,  so  w.irc  viel- 
leicht bei  dieser  Sachlage  ein  geeigneter  Weg,  um  das  Ziel  m  erreichen, 
was  der  vorliegende  Antrag  erreichen  will,  in  Zukunft  gant  allgemein 
ffir  Ansprache  aus  VertragsverbKltnissen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  für  alle  Lobnansprttche,  «ad 
was  mit  diesen  susammenhingt,  bei  den  Amtsgerichten  ein  besonders  be- 
schleunigtes  und  wesentlich  bittigeres  Verfahren  fllr  alle  Lohnaasprttehe 
aus  dem  Arbeitsverhältnis  einführen,  mit  Ausnahme  selbst^'crständlich  derer, 
die  vor  den  jetxt  schon  bestehenden  G.G.  ilire  Erledigung  finden.  Ich 
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glaube,  weao.  es  möglieb  wtre,  die  Frage  auf  diese  brei- 
tere  Grundlage  su  stellen,  «o  würde  man  vielleicht  that- 
sicblich  mebr  erreichen  können. 

Der  Herr  Staatssekretär  eiklärt  also,  ganz  wie  ich  es  ge* 
than  habe,  die  Bildung  besonderer  Arbeitsgerichte  für  wfinschens- 
wert;  allerdings  hätte  ich,  um  der  Meinungsübereinstimmung  mit 
einer  so  ma&gebenden  Persönlichkeit  froh  sein  zu  können,  ge- 
wünscht,  da&  er  sich  klar  darüber  ausgesprochen  hatte,  dafe  die 
Amt^erichte,  ^e  er  zu  Arbeit^erichten  machen  will,  ebenso  mit 
freigewählten  Bebitzem  aus  den  beiden  Interessentenkreisen,  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  versehen  sein,  dieselben  Befugnisse  zur 
Erteilung  von  Gutachten  und  zur  Stellung  von  Anträgen  haben, 
und  dasselbe  schleunige  und  billige  Verfahren  geniefsen  müssen, 
wie  es  jetzt  allein  die  Gewerbegerichte,  und  nicht  die  Amtsgerichte 
aufweisen  können;  m.  a.  W.:  ich  hätte  nichts  dagegen  einzuwenden, 
wenn  zu  Vorsitzenden  der  erweiterten  Gewerbcfferiche  staatliche, 
unabsetzbare  Richter  ernannt,  und  wenn  die  Kosten  des  Gerichts 
anstatt  von  der  Gemeinde  vom  Staat  getra^^en  würden. 

Die  1-olgerungen,  zu  denen  man  von  diesem  Standpunkt  aus 
in  Ansehunj^  des  ?'ntwurfs  ^elan^t,  sind  klar. 

Der  Kntwurf  scliafTt  keine  Arbeitsberichte,  und  er  ändert  nichts 
an  der  jetzigen,  meines  Erachtens  zu  engen  Kompetenz  der  Ge- 
werbcgerichte.  Kr  stellt  nur  neben  die  Gewerbegerichte  andere, 
formell  von  ihnen  unabhängige  (Berichte  für  eine  weitere  Kate- 
gorie von  Arbeitsstreitigkeiten.  Immerhin  aber  haben  die  neuen 
„Kaufinannsgerichte"  den  wesentlichen  und  charakteristischen  Vorzug 
der  Gewerbegerichte:  sie  beteiligen  die  Arbeiter  und  Arbeitgeber 
bei  der  Rechtsprechung  an  dem  fUr  ae  wichtigsten  Vertrag;  sie 
enthalten,  wie  die  Gewerbegerichte,  den  Anfang  zu  einer  Arbeits' 
kämmet,  zu  einer  gesetzlich  autorisierten  Stelle  für  die  Geltend- 
machung von  Wünschen  und  Forderungen  der  kaufmännischen 
Kreise.  Nach  beiden  Richtungen  schafft  der  Entwurf  einen  prin- 
zipiellen Fortschritt  (  und  gerade  der  enge  Anschluis  an  das  Vorbild 
der  Gewerbegerichte  stellt  aulser  Zweifel,  da6  dieser  prinzipielle 
Foitsdiritt  in  der  Traxls  sich  bewähren,  die  Rechtssicherheit  fördern 
und  fiir  unsere  wirtschaftliche  Entwicklung  von  Vorteil  sein  wird. 

Diesem  R^ultat  gegenüber  sind  einige  andere  Fragen  von 
relativ  untergeordneter  Bedeutung,  die  noch  zu  erörtern  sind,  und 
die  sich  namentlich  beziehen  auf  das  Verhältnis  der  Kaufmanns- 
gerichte zu  dem  am  gleichen  Ort  bestehenden  Gewefbegerichte. 

9* 
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I.  Es  ward  bereits  gesagt,  dais  die  Kaufmann^erichte  und 
Gewerbegerichte  in  der  Regel  die  Vorsitzenden,  die  Gericbts- 
schreiberd  und  Sitzungsräume  gemeinsam  haben  werden. 

In  grofsen  Städten  wird  dadurch  ein  Zustand  geschafien,  der 
ganz  ähnlich  demjenigen  ist,  der  schon  jetzt  entsieht,  wenn  ein 
Gewerbegericht,  wie  dasjenige  in  Berlin,  in  nach  Berufegruppen  ge- 
bildete Kammern  geteilt  ist.    Aehnlich;  aber  nicht  gleich;  denn 
ausgeschlossen   wäre  nach  dem  Entwurf  die  \'"erliandlunt^  eines 
kaufmännischen  Rechtsstreites  \-or  dem  Gewerbcf^ericht  oder  uiii- 
gekclirt;  selbst  dann  wenn  der  vor  dem  einen  Gericht  i^ekend  ge- 
machte Anspruch  im  engsten  Zusammenhang  steht  mit  dem  vor 
dem   anderen    anliängigen    oder  anhänL^iK^    zu    machenden.  Man 
denke  an  den  l  all,  dafs  A.  gegen  einen  Kommis  und  einen  Ar- 
beiter wegen  Kontraktbruclis  klagt;  oder  dafs  umgekehrt  er  von 
beiden   auf  PIntschädigung  wegen  vorzeitiger  Entlassung  verklagt 
wird,  nachdem  er  beide  gemeinschat'thch  beleidigt,  oder  zur  so- 
fortigen Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  gezwungen  haben  soll. 
Die  blolse  Thatsachc,  dals  das  materielle  Recht  liir  den  Kommis 
und  liir  den  Arbeiter  nicht  dasselbe  ist,  rechtfertigt  es  doch  kaum, 
dafs  die  sonst  —  vgl.  §  147  CP.O.  —  vorhandene  Möglichkeit  fehlt, 
die  Verbindung  von  Prozessen  derselben  oder  verschiedener 
Parteien  zum  Zweck  der  gleichzeitigen  Verhandlung  und 
Entscheidung  anzuordnen,  wenn  die  Ansprüche,  welche 
den  Gegenstand  dieser  Prozesse  bilden,  in  rechtlichem  Zu* 
sammenfaang  stehen. 
Es  wird  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  diese  Möglichkeit  gegeben 
werden  soll;  wenngleich  sich  nicht  verkennen  lä&t,  da&,  solange 
Kaufmannsgericht  und  Gewerbegericht  formell  getrennte,  nur  in 
Personalunion  stehende  Behörden  sind,  die  Hilfe  nicht  eben  leicht 
zu  bringen  ist   Vielleicht  wäre  zu  sagen,  dafe  die  Verbindung  nur 
ausgesprochen  werden  darf  (nicht:  muCs) 

wenn  in  zwei  oder  mehreren  miteinander  in  rechtlichem 
Zusammenhang  stehenden  Prozessen,  von  denen  einer  vor 
das  Kaufmannsgericht,  ein  anderer  vor  das  (icwerbegericht 
gehört,  die  ^gleichzeitige  \'erhandk»ig  \or  dem  einen  oder 
anderen  Gericlit  von  allen  Parteien  verlangt  wirdi 
und  dafs  die  gleichzeitige  Verhandlung  nur  zulässig  ist, 

wenn  der  Antrag  auf  Verbindung  der  X'^erhandlung  spätestens 
im  ersten  V  erhandlungstermin  jeder  der  zu  verbindenden 
Klagen  gestellt  ward, 
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und  dals  endlich  das  Gericht,  das  auf  diese  Art  mit  einer  Sache 
befiifet  ward,  fiir  die  es  an  sich  nicht  zuständig  ist, 

befugt  ist,  die  Trennung  der  ihm  zugewiesenen  Sache  von 
dem  bei  ihm  anhängigen  Rechtsstreit  jederzeit  anzuordnen, 
dafs  aber  im  übrigen  eine  Anfechtung  sowohl  dieses  Be- 
schlusses als  desjenigen,  durch  welchen  die  gleichzdtige 
Verhandlung  ausgesprochen  wird,  nicht  stattfindet;  der 
Rechtsstreit  vielmehr  mit  Verkündung  des  Beschlusses  als 
bei  dem  Gericht,  an  das  er  verwiesen  wird,  anhängig 
gilt») 

2.  Ebenso  nützlich  und  weniger  durch  zivilprozessuale  Ikdenken 
erschwert  wäre  ferner  eine  Bestimmung,  nach  welcher  dem  Vor- 
sitzenden eines  Kaufmanns-  und  Gewerbegerichts  die  Möglichkeit 
g^eben  wurde, 

bei  Beratung  der  seitens  eines  dieser  Gerichte  zu  erstattenden 
Gutachten  eine  Vereini^unfj  der  beiden  Gerichte  zu  tremein- 
schaftlicher  Beratung  eintreten  zu  lassen,  wenn  dies  nach 
dem  h\halt  der  zur  gutachtlichen  Acufserung  vorgelegten 
Frage  zweckmäCsig  erscheint. 

3.  Etwas  einfacher,  als  in  Grofsstädten  wird  sich  das  Neben- 
einander von  Kaufmanns-  und  Gewerbegerichten  in  Weinen  Städten 
vollziehen.  Namentlich  werden  sich  die  Schwierigkeiten,  welche 
nach  dem  Kntwurf  atis  der  I^nmöj^lichkcit  der  \''erbin<lunf:^  von 
kaufmannischen  und  ( Tewerbestreitii^keiten  erwachsen,  sich  glatter 
erledigen,  wo  der  Vorsitzende  und  der  ( lerichtsschreiber  in  den 
Verhandlunf^'en  vor  beiden  Gerichten  dieselben  Personen  sind,  und 
die  Sitzungen  stets  am  selben  Tag,  im  selben  Lokal  und  unmittel- 
bar hintereinander  stattfinden;  und  wo  voraussichtlich  die  Arbeit- 
geberbeisitzer fast  immer  dieselben  Personen  sein,  und  lediglich  in 
den  Personen  der  Arbeiterbeisitzer  ein  Wechsel  eintreten  wird, 
wenn  von  den  kaufmännischen  zu  gewerbegcrichtlichen  Sachen  über- 
gegangen wird.  Die  Ncuschah'ung  der  Kauhnannsgerichte  wird 
sogar  die  Thätigkeit  dieser  kleinen  ( iewerbegerichte  günstig  beein- 
flussen, die  Zahl  der  im  ganzen  zu  \  erhandclndcn  Sachen  wird  sich 
mehren,  und  die  Möglichkeit  zu  häufigeren  Sitzungen  und  zu 
schnellerer  Erledigung  der  Streitsachen  gegeben  sein.   Den  Nachteil 


')  Die  letztere  Bestimmung  halte  ihre  .\nalu|^ic  in  dem,  ein  ähnliches  Ver- 
bSltnis  (Vervcisimg  etner^Klage  vom  Amtsgericht  an  das  Landgericht)  behandelnden 
§  506  C.P.O. 
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haben  höchstens  diejenigen  Beisitzeri  die  nur  dem  einen  oder  dem 
anderen  Gerichte  angehören;  denen  es  leicht  geschehen  kann,  dais 
sie  w^cn  einer  oder  zwei  Sachen  ihren  Vormittag  verlieren  müssen. 

Die  Frap^e  dränj^  sich  unwillkürlich  auf,  ob  es  denn  notwendi<^ 
ist,  die  formale  Trennung  der  beiden  Gerichte  auch  unter  solclien 
Umständen  beizubehallen  Könnte  nicht,  wenn  man  auch  in  ^rolsen 
Städten  besondere  Kaufniannsgerichte  neben  den  Gewerbegerichten 
behalten  will,  doch  bestimmt  werden,  dals 

„in  Städten,  welche  nach  der  jeweilic^en  letzten  Volks- 
zähluni;  weniger  als  500x3  Kinwohncr  hatten,  anstatt  ge- 
trennter Kaufmannssrerirhtc  und  Gewerbegerichte  ein  Kauf- 
manns- und  G  e  w  e  r  b  e  g  e  r  ic  Ii  t  errichtet  werden  kann: 
„Und  dafs  für  die  Wahlen  der  Arbeitgeberbeisitzer  zu  diesen  Ge- 
richten aufser  den  Kaufleuten  auch  die  selbständigen  Gewerbe* 
treibenden  nach  Mafsnahme  des  §  9  des  Entwürfe  und  §  16G.G.G. 
stimmberechtigt  sind,  während  von  den  Beisitzern  der  Arbeiter  je 
die  Hälfte  aus  den  nach  Maßnahme  des  Entwurfs  wahlberech« 
tigten  Handlungsgehilfen  und  je  die  Hälfte  aus  den  nach  Ma&gabe 
des  G.G.G.  zuständigen  Arbeitern  gewählt  werden  muts.''  Würde 
dann  noch  bestimmt,  dals  die  als  Kläger  oder  Beklagten  auftretenden 
Arbeitnehmer  berechtigt  seien,  zu  verlangen,  dals  mindestens  einer 
der  Arbeitnehmerbeisitzer  wie  sie  selbst  Kaufmann,  bezw.  gewerb- 
licher Arbeiter  sei,  so  wäre  ein  Zustand  hergestellt,  der  vielleicht 
gleichmäfsig  sowohl  die  Schwierigkeiten  vermiede,  welche  von  der 
blofsen  Ausdehnung  der  Kompetenz  der  Gewerbegerichte  be- 
fürchtet werden,  als  auch  diejenigen,  welche  sich  aus  dem  Neben- 
einanderbestehen von  Kauüniann^erichten  und  Gewerbegerichten 
mit  Sicherheit  ergeben  müssen. 

4.  Wir  haben  bisher  einii^e  Konse(] Uenzen  des  Grundprinzips 
des  Jintwurls,  (^'i  ieiuiun^^  der  Kaufmanns-  und  Gpwcrbec^eri'^htc)  be- 
trachtet. Wir  kommen  nunmehr  noch  zu  einigen  Kinzelheiten,  von 
denen  eine  allerdings  gleichfalls  eine  Fol'^e  dieser  Trennung  ist. 
Der  \'orsit/,ende  des  KaufiuannsL^rrichtcs  darf  nach  8  des  hnt- 
wurf.-^  kein  selbständiger  Kauhuann  sein.  Den  selbständigen  Kauf- 
leuten stehen  aber  gleich  nach  >;  1 1  die  Mitglieder  des  Vorstands 
einer  Aktiengesellschaft,  einer  eingetragenen  Genossenschaft  oder 
einer  als  Kauhuann  geltenden  juristischen  Terson,  äowic  die  Ge- 
schäftsführer einer  Gesellsciiaft  m.  b.  H.  Für  die  Vorsitzenden  der 
Gewerb^erichte  besteht  die  letztere  Vorschrift  nicht;  lediglich 
dürfen  sie  nach  §  12  G.G.G.  weder  Arbeitnehmer  noch  Arbeit- 
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geber  sein.  Nun  sollen  die  Vorsitzenden  des  Gewerbegerichts  nach 
•§  7 .  Abs.  5  auch  Vorsitzende  des  Kaufmannsgerichts  sein.  Dio- 
jenigen  unter  ihnen,  die  im  Vorstand  einer  der  unter  §  ii  ge« 
nannten  Korporationen  sind,  können  dies  aber  nicht  Sie  werden  also, 
wenn  die  Einheit  des  Vorsitzenden  gewahrt  werden  soll,  auch  den 
Vorsitz  im  Gewerbegericht  nicht  mehr  ausüben  können.  Hierdurch 
werden  ausgeschlossen  alle  diejenigen,  die  ohne  eigenes  pekuniäres 
Interesse  die  Leitung  einer  Baugenossenschaft,  eines  Konsumvereins, 
«iner  gemeinnützigen  Aktiengesellschaft  für  Wohnungen  u.  s.  w.  über- 
nommen haben.  —  Ist  dies  notwendig  oder  beabsichtigt?  Genügte 
nicht  die  Vorschrift  des  §  8  für  sich  allein  vollständig,  soweit  die 
Vorsitzenden  in  Betracht  kommen?  O^er  mülste  nicht  der  §  ii 
«inen  Zusatz  haben,  etwa  des  Inhalts,  dafs  er  sich  nicht  bezieht 

auf  diejenigen  zu  Vorsitzenden  von  Gewerbegerichten  oder 
Kaufmannsger: 'hten  gewählten  Personen,  welche  lediglich 
ehrenamtUch  eine  der  vorgenannten  Stdien  übernommen 
haben  ? 

Namenthch  in  kleineren  Orten  möchte  es  sich  leicht  ereignen, 
dais  gerade  diejenigen  Magistratsmitgliedcr  oder  der  Rechtsanwalt 
oder  Richter,  den  man  gern  um  die  l'chcrnahnic  ilcs  \'ürsil/-es  be- 
grüfsen  möchte,  zugleich  auch  bei  der  Leitung  einer  gemeinnützigen 
Korporation  der  gedachten  Art  beteiligt  ist. 

5.  Gleichfalls  zu  der  Frage  der  Besetzung  des  Gerichts  gehört 
die  bereits  erwähnte  Bestimmung,  welche  Handlungsgehilfen  von 
mehr  als  Mk.  3000  Gehalt  vom  Kaufmannsgericbt  ausschlielst  (§  2 
des  £ntwur&),  wahrend  im  übrigen  die  Vorauasetzun^n  der  Wähl- 
barkeit dieselben  sind,  wie  beim  G.G.  (§  7  Abs.  i  des  Entwürfe). 
Handlungsgehilfen  unter  30  Jahren  sind  also  überhaupt  nicht  wähl- 
bar (vgl  G.G.G.  §  it),  und  solche  über  30  Jahre  —  nur  wenn 
sie  weniger  als  Mk.  3000  Gehalt  haben  l  Es  werden  also  gerade 
von  den  tüchtigeren  Handlungsgehilfen  recht  viele  von  der  Teil« 
nähme  am  Kauimannsgericht  ausgesdilossen;  die  einen  wegen  zu 
grolser  Jugend,  die  anderen  wegen  zu  grofsen  Einkommens.  Die 
Analogie  mit  den  Arbeitern  und  mit  den  G.G.  stimmt  gerade  hier 
nicht,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  auch  recht  tüchtige  Arbeiter  die 
im  G.G.G.  für  Betriebsbeamte,  Werkmeister  u.  s.  w.  gesetzte  Gehalts* 
grenze  von  Mk.  2000  selten  erreichen. 

6.  Weitere  Einzelheiten,  an  denen  eine  Besprechung  des  Entwurfs 
nicht  vorbeigehen  darf,  sind  insbesondere  der  Ausschlufs  der  Zu- 
ständigkeit der  Kaufmann^erichte  bei  Streitigkeiten  aus  der  söge« 


Digitized  by  Google 


136 


GcseUgcbuag:  Deutsches  Reich. 


nannten  Konkurrenzklausel  (§  3  Abs.  2  des  Entwürfe;  entsprechend 
§  4  Abs.  2  G.G.G.)  und  die  Hohe  der  Bentfungssumme.  die  mangels 
«ner  anderen  abweidienden  Vorschrift  bei  dm  Kaufinannsgericbten, 
wie  bei  dem  Gewerbegericht  {§  13  des  Entwurfs,  §  55  G.G.G.)  auf 
Mk.  100  anzunehmen  bt 

Es  wäre  vielleicht  richtiger  gewesen,  nachdem  doch  einmal 
die  Kaufmannsgerichte  formell  von  den  Geweibegerichten  getrennt 
sind,  auch  in  diesen  beiden  Punkten,  ebenso  wie  bezüglicJi  des 
oben  erwähnten  Punktes  (Gehaltsgrenze  der  dem  Gericht  unter- 
worfenen Handlungsgehilfen)  nicht  ein&di  die  Vorschriften,  die  fiir 
das  Gewerbegericfat  bestehen,  zu  übernehmen. 

Vereinbarungen,  welcfie  den  Arbeitnehmer  noch  über  das 
Dienstverhältnis  hinaus  beschranken,  werden  an  den  kauftnänni« 
sehen  Arbeitsvertiag  häufiger  angehängt,  als  an  die  Arbeitsverträge, 
die  mit  gewerblichen  Arbeitern  abgeschlossen  werden.  Die  fiir  ihre 
Rechtsgültigkeit  (nach  §  74  H.G.E)  malsgebend  Frage: 

ob  die  Beschränkung  nicht  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand 
die  Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  unbillige  Er- 
schwerung des  Fortkommens  des  I&ndlungsgehilfen  aus- 
geschlossen wird 

ist  sc^;ar  vorzugsweise  geeignet,  den  Gegenstand  von  Streitfragen 
zu  bilden,  welche  die  Prinzipale  und  Gehilfen  verschieden  beurteilen. 
Ist  es  gerechtfertigt,  dafs  diese  Streitfragen  jetzt,  wenn  es  sich  um 
mehr  als  Mk.  300  handelt,  von  den  Handelsgerichten,  d.  h.  unter 
Mitwirkung  von  kaufmännischen  Arbeitgebern  nbgeurteilt  werden 
(§  10 1  e,  §  113  Gerichtsverfassungsgesetz);  und  dals  fiir  Streitig- 
keiten der  gleichen  Art  aber  geringeren  Betrages  die  Mitwirkung 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  völlig  ausgeschlossen  bleiben 
soll,  auch  nachdem  man  diese  Mitwirkun'^  für  andere  kauf- 
männisch e  A  r  1 )  c  i  t  s  s  t  r  e  i  t  i  l(  k  e  i  t  e  n  als  nntwendii^^  erkannt  hat  ' 
Was  ferner  dir  Hrrufungssummc  ati;^cht,  so  beweist  sicli  bei 
den  GewerbegerichLen  die  Mehrzahl  der  Streitigkeiten  in  den  Grenzen 
von  etwa  20—60  Mk..  als  den  Betrag  eines  zwei  wöchentlichen 
Arbeitslohnes.  Für  HandhmL^SL^chilfen  darf  die  vertragsmälsige 
Kündigun^^sfrist  nicht  unter  einem  Monat  betragen  (§  67  H.(i.B.^; 
der  Schluis  liegt  nahe,  dals  mithin  die  Lohnstreitigketten  meistens 
einen  Monatslohn,  wenn  nicht  den  für  die  rc^a^lmälsige  Kündigungs- 
frist (6  Wochen  §  66  H.G.BJ  erwachsentlen  Betrag  zum  Gegen- 
stand haben  werden.  Hieraus  würde  aber  folgen,  dals  die  —  doch 
nicht  für  die  regelmälsigcn  i-älle  berechnete  —  Bcrufuogssumme 
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mindestens  etwa  Mk.  ^oo  bctraf^en  sollte,  wenn  die  Kaufinanns- 
gericlitc  den  wirtschaftlichen  X'erhältnissen  der  Ilandhingsgehilfen 
sich  ebenso  anpassen  sollen,  wie  die  Gewerbegerichle  denen  der 
Arbeiter  entsprechen. 

Imnicihin  aber,  und  trotz  all  dieser  Erwägungen,  bleibt  das 
GcsanUurtcil  bestehen ,  dafs  nämlich  der  Entwurf,  selbst  wenn  er 
unverändert  angenommen  würde,  einen  wesentlichen  Fortschritt  dar- 
stellt Möge  er  die  verschiedenen  Stadien,  die  ihn  zum  Gesetz 
umgestalten,  rasch  und  glücklich  durchlaufen,  und  möge  sich  hierbd 
Gelegenheit  finden,  auch  einige  der  hier  berührten  Punkte  zu  be- 
rücksichtigen. 
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Gesetzgeberisiche  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des 

Wohnungswesens. 

Von 

Dr.  HUGO  LINDEMANN» 

io  StuUgait'Degerloch. 

Wie  Hessen  der  erste  deutsche  Bundesstaat  gewesen  ist,  der 
die  Wohnun<:];sinsj)ektinti  auf  dem  We^e  der  Gesetzgebung  (durch 
das  Gesetz  vom  I.  Juli  1S93)  geregelt  hat,  so  gebührt  ihm  auch 
das  Verdienst,  auf  dem  Gebiete  der  konstruktiven  Wohnungs- 
fürsorge  als  erster  gesetzgeberisch  vorgegangen  zu  sein.  Die 
l^reufsische  Regierung  hat  sich  in  ihrem  bekannten  Erlasse  vom 
Jahre  1900  darauf  beschränkt »  ihren  nachgeordneten  Behörden 
und  den  Gemeinden  gute  Ratschläge  za  geben,  zu  einer  wohnungs* 
refbrmerischen  Aktion  hat  sie  es  indes  mit  Ausnahme  des  Baues 
von  Wohnungen  lur  ihre  Unterbeamten  bis  jetzt  noch  nicht  ge* 
bracht.  Das  ist  vielleicht  bei  dem  Geiste,  der  in  den  preulsischen 
Ministerien  und  nicht  minder  im  preulsischen  Abgeordnetenbause 
herrscht,  kein  grolser  Fehler,  da  den  fortgeschrittenen  Elementen 
in  den  Regierungsbehörden  und  vor  allem  in  der  Kommunalver- 
waltung ein  viel  gröfserer  Spielraum  zur  Bethätigung  bleibt,  als 
wenn  ihnen  durch  ein  reaktionäres  Gesetz  die  engsten  Grenzen 
gesteckt  wären.  In  den  preulsischen  Ministerialcrlassen  wird  im 
wesentlichen  die  Last  der  Initiative  und  der  Ausfuhrung  auf  die 
Gemeinden  geschoben.  Der  den  hessischen  Kammern  im  V^orjahre 
unterbreitete  und  von  ihnen  mit  geringen  Acndcruntren  ani:^ennmmene 
Gesetzentwurf  betrettetul  die  W'ohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte 
geht  von  dem  "i^leichcn  Stan(li)unktc  aus.  Auch  ihm  ist  der  Haupt- 
träi;er  der  Wohnunj^^sfürsor^c  die  Gemeinde,  und  die  Bei^aünduni,^ 
zu  dem  Entwürfe  erhärtet  diese  Ansicht  in  zutreti'ender  Weise.  „Die 
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Frage  des  Bedürfnisses  nach  W'ohnungen  für  Minderbemittelte  kann 
lediglich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  beantwortet  werden,  und 
demgemafs  mufs  die  Fürsorge  der  öffentlichen  Organe  wa(  diesem 
Gebiete  unbestreitbar  zunächst  den  Gemeinden  zugewiesen  werden, 

die  ihrerseits  mit  Vereinen,  Genossenschaften  oder  einzelnen  Per- 
sonen in  X'erbindung  treten  kcmnen.  Je  mehr  hier  wie  auf  anderen 
(jebieten  der  sozialen  l-"iir-;f)rf;e  die  /.u  erjn'eifenden  Mafsregehi  den 
besonderen  (örtlichen  \  erhaltnissen  ani^ef)alst  wt-rden,  um  so  ge- 
wisser wiril  auf  einen  Erfolg  und  den  Aiisschluls  von  Mifsgrififen  zu 
rechnen  sein."  (Begr.  S.  5.)  Dem  Staate  wird  also  nur  eine  sub- 
sidiäre Rolle  zugeschrieben  :  er  soll  die  konunuiialc  Wuhnungsfur- 
sorge  für  Minderbemittelte  dadurch  fördern  und  sichern,  dafs  er 
unter  der  \  oraussctzung  der  Zulänglichkeit  seiner  eigenen  Mittel 
den  Gemeinden  für  die  Zwecke  derselben  die  finanziellen  Mittel 
zur  Verfugung  stellt,  mit  denen  sie  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden 
können.  Dadurch  wird  dann  zugleidi  die  Stetigkeit  dieser  Fürsorge 
gewährleistet  - 

Es  ist  nur  ein  Teil  der  kommunalen  Wohnungsfürsorge,  der 
der  gKetzlichen  Regelung  unterworfen  wurde,  allerdings  ein 
sehr  wichtiger  und  für  die  grofse  Zahl  der  kleinen  Gemeinden 
vlelleidit  der  wichtigste  —  aber  immerhin  nur  ein  Teil.  Das  Ge« 
setz  verzichtet  darauf,  einheitliche  Grundsätze  fiir  eine  kommunale 
Bodenpolitik,  die  sich  die  Bekämpfung  der  ungesunden  Boden- 
spekulation zur  Aufgabe  macht,  aufzustdlen  und  vermeidet  es  auch, 
sich  über  die  Art  und  Weise  auszusprechen,  in  der  der  Gemeinde» 
grundbesitz  am  besten  für  die  Besserung  der  VVohnungsverhältnisse 
nutzbar  gemacht  werden  könnte.  Ebensowenig  legt  es  den  Ge- 
meinden die  Verpflichtung  auf,  für  ihre  niederen  Beamten  und 
Arbeiter  oder  überhaupt  für  Minderbemittelte  Kleinwohnungen  her- 
zustellen, oder  Mafsrcgeln  für  die  Erleichterung  und  Verbilligung 
des  Vorortverkehrs  zu  treffen.  Kurz,  das  Gesetz  beschränkt  sich 
auf  die  Rcf^elunf;:;^  der  finanziellen  Seite,  der  Geldbeschaffung  lür  <lif 
kommunale  VV'ohnuno^sfürsorjjfc.  Die  Bci^ründung  stellt  diese  Be- 
schränkung des  Gesetzes  als  einen  Vorzu;^^  hin,  aber  selbst  vom 
Standpunkte  der  praktischen  Politik  aus  nuils  dieselbe  als  ein  l'\hler 
bezeichnet  werden.  Den  Genuinden  sollen  die  Mittel  lür  ihre 
Wohnungspolitik  versrIiatTt  werden,  dazu  kann  ihnen  der  Staat 
nicht  nur  auf  dem  W  ege  direkter  Gewährung  staatlicher  Darlehen, 
sondern  ebenso  gut,  und  soweit  die  gröfscren,  schnell  aufblühenden 
Gemeinwesen  in  Frage  kommen,  sogar  besser  dadurch  verhelfen. 
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dafs  er  ihnen  neue,  ergiebige  Steuerquellen  erschlie&t  Wollte  er 
von  diesem  Mittel  Gebrauch  machen,  so  hätte  er  sich  allerdings 
auf  das  Gebiet  der  kommunalen  Bodenpolitik  hieben  müssen,  um 

in  der  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  eine  solche 
reichfliefsende  Steuerquelle  zu  entdecken.  Was  übrigens  den  Grund- 
satz  der  Motive,  den  Gemeinden  keine  Verpflichtung  zur  eigenen 
Herstellung  von  Kleinwohnungen  aufzulegen,  angeht,  so  hat  das 
Gesetz  selber  nicht  absolut  an  demselben  festhalten  können.  Es 
spricht  allerdings  keinen  direkten  Zwang  aus,  *^urht  aber  das  gleiche 
Ziel  auf  indirektem  Wege  zu  erreichen.  Nach  Art.  5  kann  nämlich 
die  Gemeinde  auf  Antrag  einer  gemeinnützigen  Vereinigung,  die 
die  trbauunj:^  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte  zur  Aufgabe 
hat.  durch  Erkenntnis  des  Kreisausschusses  für  vcrj)t1i(  htet  erklärt 
wcrclcii,  jener  die  erforderlichen  Mittel  als  Darlehen  zu  cifcwähren. 
falls  nämlich  auf  andere  Art  und  Weise  der  Map.L^cl  an  kleinen 
Wohniin<:^en  nicht  beseitigt  werden  kann.  Dioe  Bestimnuin;^,  deren 
prinzipielle,  von  den  Moli\en  allerdings  sehr  gering  angeschlagene, 
Bedeutung  nicht  untcrschiitzt  werden  darf,  .soll  als  Gegengewicht 
dienen  j^^e^^eii  die  andere,  nach  der  .Siaatsdarlchen  zur  Fönlcrung 
des  Kleinwohnungabaucs  von  seiten  der  Landeskreditkasse  nur  an 
die  Gemeinden  gegeben  werden  dürfen.  Mit  ihr  hat  auf  jeden  Fall 
der  Gcset/^eljer  den  ersteu  Schritt  gethan,  und  ausgesiirnchen,  dafs 
für  die  Gemeinden  eine  \"erj)nichtuiiL;  besteht  auf  dem  Gebiete  der 
eigentlichen  \\'ohnun'^^sfür.so^L;e  thäti^  zu  sein,  mai;  sich  diese  \'cr- 
pfliclitung  auch  zunächst  in  der  Gewährung  von  Darlehen  an  die 
gemeinnützige  iJaulhäligkeil  erschöpfen. 

\'on  den  allgemeinen  (irundsätzen  des  Gesetzes  gehen  wü: 
nunmehr  zu  einer  Besprechung  der  einzelnen  Artikel  über.  Den 
Gemeinden  soll  das  Recht  erteilt  werden,  bei  der  Landeskredit* 
kasse  zur  Forderung  des  Baues  von  kleinen  Wohnungen  Darlehen 
bis  zum  vollen  Betrage  der  Kosten  fiir  den  Erwerb  des  Bau- 
geländes, sowie  fiir  die  Baiaausfuhrung  aufzunehmen.  Als  kleine  Woh- 
nungen gelten  solche,  die  in  der  Regel  nicht  mehr  als  drei  Zimmer 
nebst  Küche  und  Zubehör  enthalten;  doch  sollen  Ein«  und  Zwei- 
familienhauser nicht  ausgeschlossen  sein.  Als  Darlehensempiangcr 
treten  nur  die  Gemeinden  auf.  Von  seiten  des  hessischen  Zentral« 
Vereines  für  billige  Wohnungen  war  bei  den  Vorberatungen  des  Ent* 
Wurfes  der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  der  gemeinnützigen  Bau« 
thätigkeit  Darlehen  auch  unmittelbar  von  der  Landeskreditkasse 
gegen  Hjrpothekbestellung  zu  gewähren.   Die  Regierung  hat  aber 
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dieser  Ausschaltung  der  Gemeinde  mit  Recht  nicht  zugestimmt. 
Ihr  gilt  die  Gemeinde  als  die  verantwortliche  Trägerin  der  Be- 
strebungen zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse,  und  der 
Staat  soll  ihr  mit  seinem  Kredite  nur  helfend  und  fördernd  zur 
Seite  stehen.  Alles,  was  im  Stande  wäre,  diis  Verantworilichkeits- 
gefiihl  der  Gemeinde  in  dieser  Beziehung  zu  schwächen,  wie  z.  B. 
ein  unmittt  lbarer  ( n  idverkehr  zwischen  Landeskreditkasse  und  den 
Bau\  ereineii,  muls  daher  abo^ewiesen  werden.  Dafs  das  man^^^-l hafte 
srizialpoliiische  Verständnis  einer  (jcmeindevertrctunf]f  die  Thäti^^keit 
der  Hauvereine  um  so  leichter  zu  verzögern  oder  ganz  zu  hinter- 
treiben vermag,  je  mehr  dieselben  von  ihr  abhängig  sind,  kann 
ohne  wciteies  zugegeben  werden,  ohne  dals  jedoch  daraus  cm 
Argument  gegen  die  Vermittlcrthätigkcit  der  Gemeinde  abgeleitet 
werden  kann.  Wir  halten  es  für  einen  sehr  richtigen  Gedanken 
des  Gesetzes,  dafs  es  an  der  zentralen  Stellung  der  Gemeinde  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  festhält  und  nicht,  wie  z»  B. 
Liebrecht  in  seinem  Vorschlage  in  den  Schriften  der  Zentralstelle 
für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  eine  Ausschaltung  derselben 
zwischen  der  geldgebenden  Instanz  (Staat  oder  Versicherungsanstalt) 
und  der  bauausföhrenden  (Bauverein  etc.)  anstrebt.  Wo  eine  Ge- 
meindeverwaltung infolge  ihrer  sozialpolitischen  Rückstandigkeit  den 
Bestrebungen  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  gegenüber  sich  ab- 
lehnend verhält,  wird  es  sich  stets  mehr  empfehlen,  dieselbe  sozial- 
politisch zu  erziehen  und  mit  sozialem  Geiste  erfüllen,  als  den  Ver- 
such zu  machen,  sie  an  die  Seite  zu  schieben.  Im  Kampfe  mit 
der  Gemeindeverwaltung  mufs  ein  privater  Verein  auf  die  Dauer 
den  Kürzeren  ziehen,  wenn  ihm  nicht  ganz  besondere  Maditmittel 
zur  Verfügung  stehen. 

Falls  eine  Gemeinde  nicht  selbst  bauen  will,  kann  sie  diese 
Auf<:^abe  an  gemeinnützige  Vereinigungen  übertragnen,  und  dieselben 
durch  Darlehen  unterstützen,  die  sie  sich  \'on  der  Landeskredit- 
kassc  verschafft  hat.  Hierfür  ist  natürlich  der  gute  Wille  der  (ic- 
mcindeverwaltuiiLj  die  Vorbedin^^ung.  Um  aber  die  «gemeinnützige 
Bauthätipjkeit  nicht  ^'anz  und  gar  von  diesem  abhängig  zu  machen, 
giebt  das  Gesetz  ihr  das  Recht,  wie  bereits  oben  erwähnt,  durch 
Erkenntnis  des  Kreisausschusses  tlie  VerpfÜchtunt;  der  ( lenieinde 
zur  Gewahiuiig  eines  Darlehens  feststellen  zu  lassen,  Ks  liegt  auf 
der  Hand,  dafs  schon  das  Vorhandensein  einer  derartigen  Be- 
stimmung auf  die  widerstrebenden  Gemeinden  einen  starken  Druck 
auszuüben  imstande  ist,  und  es  daher  bei  wirklichem  Bedürfnis 
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nur  selten  zu  einem  Eingreifen  der  V^erwaltungsgerichte  kommen 
dürfte.  Ist  dies  doch  der  Fall,  so  ist  von  den  Verwaltungsgerichten 
zunächit  einmal  das  Bedürfnis  festzustellen.  Die  Prüfunj:;;  desselben 
ist  also  dem  richterlichen  Krmesscn  überlassen,  da  das  Gesetz 
keinen  Maisstab  fiir  dasselbe  festle<^t.  Das  ist  sicherlich  ein  Mangel. 
Es  mag  ja  schwierig  sein,  einen  derartigen  iVIafsstab,  der  ein  ab- 
solut sicheres  Resultat  ergicbt,  zu  finden.  In  der  That  vermag  nur 
eine  statistische  Aufnalime  der  Wohnungen  ein  solches  zu  liefern, 
und  so  gelangen  wir  wieder  einmal  zu  der  Forderung  ständiger 
Wohnungsstatistik,  die  in  allen  (iemeinden  zu  führen  wäre.  Nur 
auf  Grund  des  statistischen  Materials  können  die  Verwaltungsge- 
richte  zu  einem  sachgemäfscn  Urteile  kommen.  Das  Vorhanden- 
sein eines  Wobnungsnotstandes  läfet  sich  allgemein  ziemlich  leicht 
konstatieren.  Sobald  es  skh  aber  um  die  Art  und  die  genaue 
Gröfse  der  Wohnungsnot  handelt,  lassen  die  auf  mehr  oder  minder 
unsicheren  Merkmalen  beruhenden  Aussagen  der  Sachverstandigen 
im  Stich.  Wie  wollen  z.  B.  die  Verwaltungsgerichte  entscheiden, 
ob  die  von  den  gemeinnütiigen  Bauvereinen  geforderten  Summen 
dem  Bedürfnis  entsprechen  und  nicht,  wie  doch  auch  möglich,  über 
dasselbe  hinausgehen,  falls  ihnen  nicht  statistische  Daten  zur  Ver- 
fügung stehen? 

Das  Gesetz  will  das  Recht,  eine  solche  Erklärung  der  Zwangs- 
pflicht der  Gemeinde  herbeizuführen,  nur  den  gemeinnützigen  Ver- 
einigungen zuschreiben.  Es  ist  also  nur  erforderlich,  dafs  sich  eine 
beliebige  Zahl  von  Kinwohnem  zu  einer  gemeinnützigen  Baugenossen- 
schaft zusammenscblkfst,  um  die  Gemeinde  zu  einem  Darlehen  zu 
zwingen.  Nun  kann  aber  die  Gemeinde  dafür,  dafe  die  Genossen- 
schaft eine  bona  fide-Genossenschaft  und  nicht  nur  ein  Werkzeug  in 
den  Händen  ehir<  spekulierenden  Grundbesitzrrs  ist,  niemals  eine 
Garantie  haben  und  kein  Gesetz  kann  ihr  eine  solche  gewähren. 
Jederzeit  liegt  also  die  Gefahr  vor,  dafs  die  Gelder  der  Gemeinde 
bezw.  der  Laudcskrediikassc  privaten  Interessen  dienstbar  gemacht 
werden.  Daran  ändern  auch  die  Bestimmungen  nichts,  dafs  die 
Gemeinde  ein  Baudarlchen  nur  gewähren  darf,  wenn  eine  zweck- 
entsprechende Benutzung  der  herzustclkuJen  Wohnungen  gewähr- 
leistet ist,  und  im  Falle  des  Mifsbrauchcs  Gebäude  und  Grund  und 
Boden  auf  dem  W^e  der  Zwangsenteignung  an  sich  ziehen  darf. 
Aus  allen  diesen  Gründen  erscheint  es  uns  bedenklich,  eine  Zwangs- 
pflicht der  Gemeinden  zu  Gunsten  gemeinnütziger  Vereinigungen 
festzusetzen.   So  freudig  wir  es  begrüfsen,  dals  in  euiem  Gesetze 
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die  Verpflichtung  der  Gemeinden  ausgesprochen  wird,  für  die 
Wohnungsbt^^ciut  tnissc  der  nichtbesitzenden  Klassen  ihrer  Bevölkerung 
zu  sorgen,  so  entschieden  müssen  wir  auch  dafür  eintreten,  dais  die 
Gemeinden  bei  ihrer  Wohnungsfiirsorge  die  weitgehendste  Freiheit 
haben  und  nicht  gezwungen  werden  k&inen,  mit  ihren  Geldern 
bezw.  ihrem  Kredite  Unternehmungen  zu  unterstützen,  die  sie  viel- 
leicht nicht  billigen. 

Nach  Art  7  darf  die  Gemeinde  ein  Baudarlehen  nur  dann  ge- 
währen, wenn  die  zweckentsprechende  Benutzung  der  herzustellen- 
den  Wohnungen  und  deren  angemessene  bauliche  Unterhaltung  ver- 
tra^ich  gesichert  ist  Weitere  Punkte  sind  im  Gesetze  nicht  erwähntp 
und  ihr  Fehlen  wird  von  der  Begründung  damit  gerechtfertigt,  dais 
die  Bewegungsfreiheit  und  Selbständigkeit  der  &uvereine  möglichst 
wenig  eingeschränkt  werden  sollte.  Es  fehlt  also  vor  allem  die  ge- 
setzliche Fixierung  des  Zinsgcnusscs  einer  gemeinnützigen  Bau- 
genossenschaft und  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Ausnützung  der 
steigenden  Grundrente.  Die  Motive  bemerken  dazu :  „Garantteen  iiir 
genügenden  Raum,  zweckmafsige  Ausstattung  und  mäfsigen  Preis 
der  Wohnungen  für  Minderbemittelte  sind  wichtiger,  als  allzu  ängst- 
liche Beschränkung  der  zu  verteilenden  l'rträgnissr,  welche  leicht 
die  Beteiligung  des  Privatkapitals  an  dem  gemeinnutzigen  rntcr- 
nehmen  verhindert."  Und  schon  vorher  wurde  als  wichtigste  Auf- 
gabe des  Gesetzes  bestimmt,  den  Bau  von  Wohnungen  überhaupt 
in  ausreichender  Zahl  zu  sichern.  „Dais  sie  einen  besonders  billigen 
Mietpreis  haben,  dürfte  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommen." 
Ja,  worin  besteht  denn  überhaupt  nach  der  Auffa.ssung  der  Molivc 
die  Gemeinnützigkeit  der  Bauvereine,  wenn  keine  Beschränkung  ihres 
Zinsgenusses  festgesetzt  werden  soll,  und  auf  die  Fixierung  der 
Mieten  verzichtet  wird?  Jeder  private  Bauuntemdimar  und  jede 
Aktiengesellschaft,  die  Wohnungen  für  Minderbemittelte  herstellen^ 
können  dann  das  M(^at  gemeinnützig  fUr  ach  in  Anspruch  nehmen. 
Es  mu(s  also  als  ein  ganz  bedeutender  Mangel  des  Gesetzes  be- 
zdcbnet  werden,  dais  dasselbe  den  gemeinnützigen  Charakter  der 
Bauvereine,  denen  die  Gemeinden  Darlehen  geben  müssen,  nicht 
schärfer  und  zutreffender  ^eMA  hat 

Mit  der  Beschaffung  der  Mittel  ftlr  eine  konstruktive  Wohnungs- 
försorge  der  Gemeinden  war  es»  wie  die  Motive  zutreffend  bemerken,, 
möglich  geworden,  das  Wohnungsinspektionsgesetz  von  1893  auch 
auf  die  Gemeinden  mit  weniger  als  5000  Einwohnern  auszudehnea 
Qod  in  einigen  wichtigeren  Bestimmungen  auszubauen.  Die  Aus- 
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iJchiiung  auf  das  flache  Land  reclilfcrtigt  sich  durch  die  elenden 
Wohnungsverhältnisse,  die  bis  in  die  kleinsten  Gemeinden  in  gleicher 
Weise  oder  doch  mir  in  wenig  geringerem  Malse  vorhanden  sind.  Ak 
ein  ganz  bedeutender  Fortschritt  muls  die  Einrichtung  einer  Landes- 
wohnungsinspektion, wie  sie  der  Art  12  vorseht,  bezeichnet  werden. 
Diese  Behörde,  die  nicht  als  Polizeioi^;an,  sondern  als  Organ  eigent- 
licher Wohlfahrtspflege  gedacht  ist,  soll  im  Zusammenwirken  mit 
-den  staatlichen  und  kommunalen  Behörden  die  Wohnungsverhält- 
nisse in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht  feststellen  und  in 
Gemeinschaft  mit  dem  hessischen  Centraivereine  für  Errichtui^ 
billiger  Wohnungen,  soine  mit  den  gemeinnützigen  Bauvereinen  des 
Landes  auf  Beseitigung  der  sich  ergebenden  Mllsstände  Iii n wirken. 
Im  einzelnen  zähle n  die  Motive  als  Aufgaben  der  Inspektion  auf: 
Unterstützung  der  Behörden,  Gremeinden  etc.  in  allen  auf  Verbesse- 
rung der  Wohnungsverhältnisse  gerichteten  Bestrebungen  mit  Rat 
und  Auskunft,  Förderung  der  Begründung  gemeinnütziger  Bau- 
genossenscliaftcn,  Begutachtung  der  Darlehens£:^esuchc  der  (iemcinden 
und  Uebcrwachuncij  der  Darlehensver^vendunL,^  Ik-schalTuni;  statisti- 
scher Nachweise,  Bericht erstattunq;  über  ilic  FraL,aMi  der  W Ohmin^s- 
politik.  Es  wird  also  (]cr  neuen  Behörde  ein  selir  umfangreiches 
Thäligkeitsgebiet  xu<:;e\vicsen,  und  wir  können  nur  wünschen,  dals 
CS  gelingt,  fiir  diesen  so  wichtigen  hosten  die  geeignete  Kraft  zu 
finden. 

Auch  W  ü  r  1 1  c m be r CT  hat  bereits  im  Jahre  1900,  leider  nur 
auf  dem  Wege  der  Verordnung  und  nicht  der  Gesctzgebun!:,^  eine 
Wohnungsinspektion  erhalten.  Nach  einer  Verfügung  dos 
Ministeriums  des  Inneren  muls  in  sämtlichen  Gemeinden  mit  mehr 
als  3000  Anwohnern  eine  ortspolizeiliche  Wohnui^saufsicht  einge- 
richtet werden;  in  kleineren  Gemeinden  bleibt  es  der  Gemeinde- 
verwaltung überlassen,  ob  sie  die  Einriditung  treflfen  wOL  Die  Or- 
^ne  der  Wohnungsinspektion  sind  von  der  Gemeindeverwaltung  zu 
bestellen,  die  entweder  besondere  Inspdctoren  mit  der  Wohnungs- 
aufsicht  beauftragen,  oder  Mitglieder  der  Ortsfeuerschau,  Be- 
dienstete, wie  Schutzleute  oder  Poltzeidiener,  aber  auch  sonst^  ge- 
•eignete  Personen  heranziehen  kann.  Die  Verfi^ng  machte  also 
den  gewaltigen  Fehler,  dafs  sie  die  Verwendung  von  Schutzleuten 
nicht  von  vorn  herein  verbot,  sondern  sogar  durch  die  Namhaft- 
machung  dieser  Klasse  von  Beamten  die  Gemeinden  auf  die  Ver- 
wendung derselben,  wenn  auch  vielleicht  unabsichtlich,  hinwies.  Die 
Erfsüirung  hat  bewiesen,  daGs  die  Gemeinden  nur  zu  geneigt  sind, 
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sich  ihrer  neuen  Au%abe  auf  dem  einiachsten  Wege  durch  die  An- 
stdluog  von  Schutzleuten  zu  entledigen.  Das  gilt  nicht  nur  für  die 
kleineren  Gemeinden,  sondern  ebenso  auch  fiir  die  grölsereo  Mittel- 
städte des  Landes.  Nur  in  sehr  wenigen  Städten,  wie  z.  E  in 
Cannstatt,  sind  besondere  Wohnungsinspektoren  angestellt  worden. 
Im  allgemeinen  ist  die  Wohnungsinspektion  polizeilich  geregelt  und 
wird  in  erster  Instanz  von  den  Sdiutzleuten  ausgeübt,  so  in  Reut- 
lingen etc.  Nur  in  Stuttgart,  dessen  Ortsstatut  kürzlich  die  staat- 
liche Gcnehmigui^  gefunden  hat,  hat  man  sich  zu  einem  selbstän- 
d^n  Wohnungsamte  aufgeschwungen,  an  dem  ehrenamtliche  und 
beamtete  Organe  gemeinsam  thätig  sind.  Die  Verfügung  unterwirft 
der  Inspektion  alle  aus  3  oder  weniger  Wohnräumen  bestehenden 
Wohnungen,  alle  Wohnungen,  in  die  Schla%änger  gegen  Entgelt 
aufgenommen  werden,  alle  zur  gewerbsmäfsigen  Beherbergung  von 
Fremden  bestimmten  Räume,  alle  Schlafgelasse  der  im  Hause  des 
Arbeitgebers  oder  der  Dienstherrschaft  wohnenden  Arbeiter,  Lehr- 
Vuv^c  und  Dienstboten.  Damit  ist  der  Umfang  der  Wohnungs- 
inspektion in  ganz  zutreffender  Weise  bestimmt  worden,  nur  scheint 
uns  die  Zahl  der  Wohnräume  deshalb  zu  niedrig  gegriffen  zu  sein, 
weil  auch  die  Küchen  als  Wohnräume  gelten  sollen.  Wohnungen, 
die  aus  Kürhr  und  3  kleinen  Zimmern  bestehen,  sind,  besonders  in 
den  ländlichen  iiemeinden,  noch  in  grolser  Zahl  inspektionsbedürftig. 
Wenig  neues  bieten  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Inspektion  vor- 
genommen werden  soll.  In  manchen  Punkten  bleiben  dieselben 
hinter  den  hygienischen  Mindchüorderungen  zurück.  In  Schlaf- 
gelassen soll  z.B.  auf  den  Erwacliscaen  nur  ein  Raum  von  mindestens 
IG  cbm,  auf  jedes  Kind  unter  14  Jahren  ein  solcher  von  mindestens 
5  cbni  fallen.  Beide  Ziffern,  besonders  aber  die  letztere,  sind  viel 
zu  niedrig  gegriffen.  Ueber  die  Gröfse  der  erforderlichen  Boden- 
fläche fehlt  es  an  jeder  Bestimmung.  Jeder  Wolui-  l  ier  Schlafraum, 
jeder  Abort,  und  in  der  Regel  auch  jede  Küche,  soll  mindestens  ein 
ins  Freie  führendes  Fenster  besitzen,  das  eine  genügende  (Ij  Lüftung 
und  Belichtung  des  Raumes  verbürgt.  Für  die  Küchen  ist  aber 
ohne  Zweifel  ein  ins  Freie  führendes  Fenster  mindestens  ebenso 
notwendig,  wie  für  die  anderen  genannten  Räume.  Das  ,4n  der 
Regel''  der  Bestimmung  ist  also  eine  unberechtigte  Abschwichuog. 
Genügende  Lüftung  und  Belichtung  des  Raumes  ist  ein  sehr  dehn- 
barer Begriff;  man  kann  sich  denken,  was  die  landlichen  Feuer- 
schauer, die  mit  der  Inspektion  betraut  sind,  darunter  verstehen 
werden.  Ebenso  nichtssagend  ist  die  Bestimmung,  dals  die  Wohn- 
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nad  SchlafräumCf  Treppen,  Flur^  Aborte  sowie  die  Umgebung  der 
Wohnung  reinlich  gehalten  sein  müssen.  Will  man  vielleicht  durch 
Polizeistrafen  die  Hausfrauen  zur  Reinlichkeit  erziehen  ^  Wie  wird 
die  der  Benutzung  eines  Wohngebaudes  entsprechende  Anzahl  von 
Aborten  bestimmt?  Anerkennung  verdient  das  gänzliclie  Verbot 
von  Kellerwohnungen,  und  das  Verbot,  Räume  zum  Schlafen  zu 
benutzen,  in  denen  für  den  Handel  und  Verkehr  bestimmte  Nahrungs« 
mittel  verarbeitet  oder  aufbewahrt  werden.  Der  Erlafs  weiter- 
gehender Bezirks-  oder  ortspolizeilicher  Vorschriften  soll  durch  die 
ministerielle  Verfügung  nicht  gehindert  sein.  Ixider  schwächt  die 
letztere  den  Eindruck  ihrer  Bestimmungen  dadurch  zum  guten  Teile 
ab,  dafs  sie  es  den  Ortspolizeibehörden  zur  besonderen  Pflicht  macht, 
die  Wohnunpfsaufsicht  in  mBfjlichst  schonender  Weise  zu  handhaben 
und  die  Nichtanwendung^  einiger  Resitimmungen  überall  da  «gestattet, 
wo  die  sofortige  Durchführung  eine  unvcrhältnismärsi^e  Härte  in 
sich  schliefsen  würdf  Bei  der  so  wie  so  recht  starken  Neif^uni:^ 
der  Gemeindevcrwaltunf^cn,  die  Hausbesitzer  zu  schonen,  wäre  ein 
Paragraph,  der  ein  energisches  Kingreifen  der  Wohnun<:jsinspektion 
in  allen  Fällen  baulicher  V'erwahrlosun«^  und  gewissenloser  Aus- 
nutzung der  Gebäude  vorschreibt,  berechtigter  und  nutzbringender 
gewesen. 

Dieselbe  weitgehende  Fürsorge  für  die  Hausbesitzer  tritt  uns 
auch  in  dem  Wohnungspflegegesetze  entgegen,  dessei\  Ent- 
wurf der  Senat  der  Stadt  Lübeck  bereits  am  17.  Juni  1899 
dem  Bürgerausschusse  vorlegte,  und  der  nach  zweimaliger  Um- 
arbeitung am  7.  Juli  1902  die  Zustimmung  der  Bürgerschaft  iand. 
Schon  die  Begründung,  mit  der  das  MedizinalkoUci^ium  dem  Senate 
seinen  Vorschlag  unterbreitete,  hob  hervor,  dals  die  Anfordemngen 
an  die  Benutzungsweise  der  Wohn-  und  Schlafräume  unter  Berück- 
sichtigung einersdts  der  hygienischen  Erfahrungen,  anderseits  der 
Bauart  der  vorhandenen  Wohnungen  in  thunlichst  engen  Grenzen 
gehalten  seien«  und  der  Senat  hat  sich  zur  Vorlage  des  Entwurfes 
erst  dann  entschlossen,  nachdem  Erhebungen  des  Poltzetamtes  er« 
geben  hatten,  dals  nach  dem  Erlasse  der  neuen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  In  Betracht  kommenden 
Wohnungen  als  vdlständig  unbewohnbar  kassiert  werden  muiste. 
Trotzdem  gingen  diese  Bestimmungen  dem  Hausbesitzertum  in  der 
Bürgerschaft  zu  weit  Die  Senatsvorlage  verlangte,  dats  der  gesamte 
Luftraum  einer  Wohnung  fiir  jeden  Bewohner  mindestens  15  dna, 
ftir  jedes  Kind  unter  10  Jahren  7,5  cbm  betragen  sollte,  scbk>& 
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sich  also  den  Vorschlägen  des  Deutschen  Vereins  fiir  öffentliche 
Gesundheitspflege  an.    In  Schlafräumen  wurde  ein  Luftraum  von 
10  cbm  für  jede  über  lo  Jahre  alte  Person,  3  qm  Bodenfläche  und 
0,2  qm  lichtgebende  Fensterflache  gefordert.    Diese  bescheidenen 
Anforderungen  wurden  noch  dadurch  herabgemindert,  dafs  bei  der 
Berechnung  des  Luftraumes  in  Schlafräumen  benachbarte,  mit  diesen 
in  unmittelbarer  Verbindung  stehende  Xebenräume,  z.  B.  Korridore, 
mitgerechnet  werden  dürfen,  sofern  sie  nur  von  den  Inhabern  der 
Schlafräume  ausschliefslich  benutzt  werden.    Bei  besonders  günstigen 
Bclcuchtungs-    und    Lüftungsverhältnissen    kann   die   Behörde  für 
Wohnungspflege  noch  eine  weitere  Ermäfsigung  eintreten  lassen. 
Wenn  diese  Bestimmungen  erfüllt  sind,  und  ferner  dem  Vermieter 
mindestens  dn  verschlie&lnrer,  heizbarer  und  direkt  beleuchteter 
Raum  zur  ausschliefslichen  Benutzui^;  verbleibt,  kann  die  Ver« 
mtetui^  einzelner  Teile  einer  Wohnung  stattfinden.  In  der  Kern- 
mission  der  Bürgerschaft  &nden  die  vorstehenden  Vorschläge  des 
Senates  scharfe  Anfechtung,  und  wurden  von  ihr  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Punkten  geändert  I.eitender  Gesichtspunkt  war  dabei, 
wie  der  Kommissionsbericht  hervorhob,  „die  Anforderungen  an  den 
Raum  und  die  Gröfec  von  Wohnungen  und  Schla&immem  auf  das 
geringste  noch  zulässige  Abis  zu  beschränken,  da  man  hierbei  be- 
sonders in  den  alten  Häusern  der  inneren  Stadt  und  in  den  Gängen 
'  mit  althergebrachten  Verhältnissen  und  Zuständen  zu  rechnen  hat, 
deren  Beseitigung  nur  allmählich  im  Laufe  der  Zdt  möglich  sein 
wird.   Eine  schärfere  Fassung  der  hierher  gehörigen  Bestimmungen, 
•  die  freilich  den  Anforderungen  der  Hygieniker  nicht  durchweg  ent> 
sprechen,  wird  daher  erst  bei  einer  späteren  Revision  des  Gresetzes 
einzutreten  haben."   Man  schob  also  der  Zukunft  zu,  was  man  in 
der  Gegenwart  nicht  haben  wollte,  und  schwächte  zunächst  einmal 
die   Bestimmungen   der  Senatsvorlagc   ab.    Statt  Kinder  unter 
10  Jahren  setzte  die  Kommission  Kinder  unter  12  Jahren,  und 
machte  den  Zusatz,  dass  in  Häusern,  die  nur  von  einer  Familie  be- 
wohnt werden,  auch  der  Dachboden  dem  Lufträume  der  Wohnung 
zugerechnet  werden  kann.  Ebenso  wurde  bei  der  Festsetzung  des 
Luftraumes  in  Schlafzimmern  das  Minimalalter  von  10  auf  12  Jahre 
hinaufgesetzt,  und  die  Forderung  von  3  qm  Bodenfläche  und  0,2  qm 
lichtgebender  Fensterfläche  gestrichen.    Alles  Verschlechterungen 
der  ursprünglichen  Vorlage,  die  ausschliefslich  von  zarter  Rücksicht 
auf  die  Hausbesitzer  diktiert  sind.     Glücklicherweise  hat  bisher 
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der  Senat  seine  Fassung  aufrecht  gehalten,  die  sicher  nicht  über 
das  Minimum  hygienischen  Fortschrittes  hinausging. 

Während  die  Kornmission  die  Pflichten  des  Hauseigentümers 
in  der  angeführten  Weise  herabzusetzen  versuchte,  hatte  sie  gegen 
die  Paragraphen  des  Entwurfes,  die  die  Pflichten  des  Mieters  fest- 
legen, nichts  einzuwenden.  Sie  wurden,  wie  ihr  Bericht  hervorhebt, 
von  keiner  Seite  beanstandet,  nur  ein  paar  ergänzende  Bestimmungen 
wurden  hinzugefügt.  Wie  das  Hamburger  Wohnungspfle<^'e;:]^esct7, 
so  enthält  nämHch  auch  das  ihm  nachgebildete  Lübecker  (icsetz 
zahlreiche  Bestimmunj,;c  fi  über  die  „Kunst  des  richtigen  Bewohnens" 
und  die  Kritik,  die  an  jencui  von  den  verschiedensten  Seiten  geübt 
wurde,  trifft  auch  dieses.  Die  Grundeigentümer  sind  nur  für  die 
Uebelstände  der  ungenügenden  l.'nterhaltung  der  Gebäude  verant- 
wortlich, und  daher  insbesondere  verpflichtet,  X'orkehrungen  zum 
Schutz  gegen  eindringende  Feuchtigkeit  und  zur  Instandhaltung  der 
Wasservcrsorgungs-  und  I-",nt\vässerungsanlagen  sowie  der  Abortc 
zu  treffen.  Falls  der  Mieter  an  diesei\  .Mängeln  schuldig  ist,  hat  er 
die  Pflicht  zur  Beseitigung  derselben.  Dazu  kommt  dann  noch  in 
§12  eine  lange  Liste  v(m  Handlungen,  die  alle  dem  Mieter  ver* 
boten  sind.  Diese  Verbote  sind  teils  lächerlich  —  so  wenig  wie 
in  Württemberg  etc.  wird  man  in  Lübeck  die  Bevölkerung  durch 
Polizeistrafen  zur  reinlichen  Haltung  ihrer  Wohnungen  erziehen  können 
^  teib  geben  sie  dem  Hausbesitzer  eine  Handhabe,  die  Schuld  an 
der  baulichen  Verwahrlosung  auf  die  Mieter  abzuwälzen. 

Auch  iur  die  Organisation  der  Behörde  fiir  Wohnungspflege 
ist  das  Hamburger  Gesetz  Vorbild  gewesen,  insofern  man  die 
Wohnungsinspdction  ehrenamtlichen  Wohnungspflegem  fibertn:^« 
Nach  dem  Senatsvorschlage  sollte  diese  Behörde  aus  dem  Dirigenten 
des  Polizeiamtes,  einem  zweiten  Mitgliede  des  Senates  und  8  bürger» 
liehen  Deputierten  bestehen.  Jeder  Wohnungspfl^er  sollte  in  seinem 
Bezirke,  wo  notwendig,  Hilfspfleger  zu  seiner  Unterstützung  er- 
halten. Diese  Organisation  vereinfachte  die  Kommission  durch  die 
Streichung  der  Hilfspfleger,  die  sie  mit  Recht  als  ein  durchaus  un- 
taugliches Organ  bezeichnete.  Als  Ersatz  vermehrte  sie  die  Zahl 
der  Wohmnigspflegcr  von  8  auf  30  und  gab  der  Behörde  das  Recht, 
einem  von  ihr  zu  wählenden  Aussrhiis^i"  cin/x-lne  Auigaben  zu  über- 
weisen. Der  Senat  trat  diesen  .Abänderungen  bei.  Die  Kritik,  die  an 
dem  ehrenamtlichen  Charakter  des  Wohnungspflegeramtes  u.  a.  auch 
von  dem  Hamburger  Medizinalrat  Dr.  Reinckc  geübt  worden  ist,  hat 
offenbar  auf  die  Lübecker  Gesetzgeber  keinen  tindruck  gemacht. 
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Gesetz,  betr.  die  Wohnuagipflegc  in  der  Stadt  Lübeck  und  deren  Votslidten. 

Sic  haben  es  so^ar  abgelehnt,  den  ehrenamtlichen  Wohniingspfle«ern 
einen  beamteten  Wohnungsinspektor  zur  Unterstützun<T  bei/.ugeben, 
und  wollen  die  Erfahrungen  abwarten.  Dafs  dieselben  vom  volks- 
hygienischen Standpunkte  aus  sehr  günstige  sein  werden,  darf  man 
füglich  bezweifeln. 

Vfic  lassen  nunmehr  die  Texte  der  be^rochenen  Gesetz  bzw, 
Verordnune^  folgen: 

LtjBBCK. 

0«Mlay  becr^ffuid  die  Wolmtuigapflege  in  d«r  Stadt  Ldbvck  und  daraii 

VontidtAn. 

Der  SeflAt,  im  Etnvemebmcn  mit  der  BILrgerBchaft»  hat  beichlotsen  nnd  ver- 
kttndct  als  Gesetz: 

§  I.  Zur  II:indIi:ihun^'  der  Wohnungspflege  in  der  Stadt  und  den  Vorstädten 
wird  eine  Behörde  (Behörde  für  Wohnungspflege)  eingesetzt,  welche  aus  dem  Diri- 
gentrn  df»s  Polizeiamfp';,  einem  zwritfn  Milgliede  des  Srnatr«  und  drfifsi^  bürger- 
licher» Dc;>utiertrn  I W'ohnungsptlej^crn  I  hestelil,  von  denen  zeliri  in  der  inneren  Stadt, 
zehn  in  der  Vursudt  St.  Lorenz,  lünf  in  der  Vorstadt  St.  Jürgen  und  fünf  in  der 
Vorstadt  St.*  Gertrud  ihren  Wohnsitz  haben  sollen. 

Die  Behörde  fttr  Wobnnngspflcge  kann  einsetnc  ObHegenheiten  einem  von  ihr 
SU  wShlenden  Aiisacbufs,  der  aus  den  beiden  Senatsmitgliedem  und  acht  bürgcr* 
llchcti  Deputierten  besteht,  sur  ^ed%iiiig  aberweisen. 

Jedem  Woboungsp6eger  wird  ein  besonderer  Besirk  durch  Bescblufs  der  Be- 
hörde zugewiesen.  Die  Bcxirkseinteilung  ist  alljährlich  durch  das  Amtsblatt  su  ver- 
öffentlichen. 

§  2.  1  )ie  Wi)liniin;;sj>rlegcr  li.ihen  «iirli.  s<i\vrif  erforderlich,  Kenntnis  von  den 
gesuntllicitlichen  Vcrhillai^iien  der  Grund»lütkc  und  Wohnungen  ihres  Bezirks  iu 
TcrschalfcQ  und  zu  erhalten.    Insbesondere  haben  sie  ihr  Augenmerk  zu  richten: 

a)  auf  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Gebäude,  Wohnungen  und 
Räume  im  Hinblick  auf  die  bestehenden  und  durch  dieses  Gesetz  ein- 
geführten sanitätspolisetUcbea  VorathriAen; 

b)  auf  die  Zahl  der  Bewohner  der  einzelnen  Räume  im  Verhältnis  zu  deren 
Gröfse ; 

c)  auf  die  mechanischen  F-inrichtungcn  zur  Versorgung  des  Grundstück«;,  der 
HaiiHchkeiten  und  Wohnungen  mit  Wasser,  sowie  zur  Entwässerung  der» 

seihen  ; 

d)  aul  sonstige,  die  Gesundheit  becinfiusscnde  Zustände,  namentlich  inbctrcff 
der  Trockenheit  der  Wohnung  und  der  Reinlichkeit  in*  und  aufserhalb 
denelben ; 

e)  auf  die  Feuersichcrbeit  der  sum  Wohnen,  Arbeiten  und  Schlafen  be- 
stimmten Räume,  sowie  der  Treppen  und  Zuginge. 
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2u  diesem  Behufc  ist  wShroid  der  Zeit  von  9  Uhr  Moigew  bis  S  Uhr  Abends 
den  Wolwintgspflcgeni  inncrlulb  ihres  BcdrlEs  naeh  Vori^mig  ihm  Le|^timelion  der 
Zutritt  2tt  den  öflentUcbcn  und  Privatgrundstllcken,  den  Gebäuden  und  Wohnungen 
zu  gewähren ;  auch  ist  ihnen  auf  Befragen  Auskunft  su  erteilen,  wo  und  soweit  es 

lur  ErfilUung  ihrer  Obliegenheiten  nötig  ist. 

Falls  CS  den  Wolinungspflej^em  nicht  gelingt,  die  Beseitigung  der  von  ihnen 
wahrgenommenen  Mängel  durch  die  Beteiligten  zu  bewirken,  haben  sie  die  Ange- 
legenheit dem  Vorsitzenden  der  Behörde  anzuzeigen. 

§■3.  Die  Behörde  filr  VTohnungspflege  versammelt  sich  auf  Berufung  durch 
den  Vorsitzenden.  Auf  einen  von  mindestens  drei  Mtgliedera  unter  Angabe  des 
Grundes  gestellten  Antrag  ist  der  Vorsitxende  «ir  Berufung  verpflichtet 

§  4.  Zu  den  Verhandlungen  der  Behörde  sind  der  Pbysikus  und  der  Bau- 
polizei'Inspcklor  mit  beratender  Stimme  hinzuruyiehen. 

§  5.  Hti  allen  7uu\  dauernden  AufentliaU  vnn  Mensrlien  bestimmten  Ge- 
bäuden ist  der  Grundeigentümer,  unbesch.idct  seiner  KcgrcUansprüche  gegen  dritte, 
▼erpflichtet,  die  durch  ungenügende  Unterlialtung  der  Gebäude  verursachten,  für  die 
Bewohner  gesundheitsschädUdien  Zustinde,  sobald  diesdfaea  su  seiner  Kenntnis  ge> 
langt  sind,  sn  beseitigen.  Insbesondere  ist  derselbe  verpflichtet,  Vorkehrungen  zum 
Suhnts  gegen  eindringende  Feuchtigkeit  zu  treffen«  die  Wasserversorgung^  und  Enl> 
wSsserungsanlagen,  sowie  die  Aborte  in  ordnungsmäfsigem  Zustande  zu  erhalten. 

Inünweii  die  Schuld  an  den  gedachten  Mängein  den  Mieter  trifft,  liegt  diesem 
ebenfalls  die  Flliclit  der  Beseitigung  ob. 

Der  Grundeigentümer  hat  dafUr  Sorge  m  tragen,  dau  die  lu  seinem  Grund- 
stück gehörenden,  nicht  mit  einer  einzelnen  Wohnung  vermieteten  Höfe,  Lichtliöfc 
und  Liditschächte  ordnungsm&isig  gereinigt,  sowie  dafs  die  dem  Verkehr  dienenden 
Zuginge  und  Treppen  bd  eintretender  Dunkelheit  bis  mindestens  lo  Uhr  abends 
ausreichend  erleuchtet  werden.  Wenn  und  soweit  der  GrundeigentOnier  durch  Ver> 
trag  einem  Mieter  die  ihm  nach  dem  vorigen  Satze  o1>Iie;:;enden  Verpflichtungen  auf* 
erlegt  hat,  so  iriift  die  gesetzliche  Verpflichtung  den  Mieter. 

§  6.  Alle  Wohnungen  mUsson  in  ausreichender  Weise  durch  Tageslicht  er- 
hellt und  mit  Vorrichtunpen  zur  /utührung  frischer  Luft  versehen  sein. 

§  7.  Der  gesamte  Luftraum  emcr  Wohnung  muis  so  grois  sein,  dafs  aut 
jeden  Dewirfuia  15  cbm,  auf  Kinder  unter  10  Jabrea  7,S  cbm  entfallen ;  Kinder 
unter  einem  Jahre  bleiben  hierbei  aufter  Betracht  In  HKuscm,  die  nur  von  einer 
Fanitie  bewohnt  werden,  kann  der  Dachboden  dem  LufUaum  der  Wohnung  binzu< 
gerechnet  werden. 

g  8.  Die  Schlafräume  müssen  für  jede  über  lo  Jahre  alte  Person  to  cbm 
Luftraum  gewähren  Für  Kinder  unter  IG  Jahren  genfigt  die  Hälfte,  Kinder  unter 
einem  Jahre  bieibcn  auiser  Betracht. 

Bei  Berechnung  des  Luftraumes  dürfen  den  Schkfräumen  benachbarte,  mit 
diesen  in  unmittelbarer  VdrUndung  siebende  Nebcnraume,  auch  lur  Wc^ung  ge- 
hörige Korridore,  sofern  dieselben  den  fienutiem  der  Schlafrfiume  zur  ausschliefs- 
lichen  Veritigung  stehen,  mitgerechnet  werden. 

Besttglicb  des  Luftraumes  kann  die  Behörde  für  Wohnungspflcge  eine  Er- 
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mifsiguug  d«r  Forderung  eintretea  lassen^  wenn  booiidcrs  güa^iige  Unvtfnde  Inbe« 
sag  auf  Belencbtaiig  und  LfiAuag  der  RSiunlicbkeitea,  inionderbett  selbgtthilige 
Liftangtvorricbtnngaif  vorbanden  lind. 

Andereneits  kann  die  Forderung  an  die  Gr&iie  des  Loftraames  angemessen  — 
höchstens  bis  zu  15  rhm  —  erhöbt  werden,  wenn  die  Scblafräume  sogleich  al» 
Arbcitsräume  b«*nutzt  wcrdra. 

§  9.  Wenn  sich  aus  dem  Zusanuncnwijhncn  niehrercr  Fainilicn  iu  einer  nur 
fiir  eine  Familie  erriditcten  Wohnung  ^Lsundhcitliclic  oder  sittliche  MilMtände  er- 
geben, so  ist  die  fidittrde  für  Wobnung^iplkgc  befugt,  eine  banliebe  Tdloi^  oder 
eine  swechentsprecbende  Verindertmg  in  der  BenuUnngswdse  der  Wohaang  aa< 
xttordnen. 

Der  Vermieter  bat  dafür  tu  sorgen,  daft  den  Bewohnern  der  Mietwohnungen 
eine  genUgt-nde  Aaiahl  mit  hinreichender  Lüftung  venebener  Aborte  cur  'Ver> 
ftgung  steht. 

^  IG.    Die  Vermirtun,'  fin^clncr  Ifilc  einer  Wohnung  ist  nur  gestattet,  sofern: 

a)  dem  Vermieter  mmdcslens  ein  verschlielsbarer  und  heizbarer,  am  un- 
mittelbaren Liclit  liegender  Raum  zur  ausscblielslicben  Benutzung  ver» 
bleibt,  und 

b)  sowohl  iabesog  auf  die  dem  Vermieler  Terbleibcndcn,  ab  auch  iabetog 
auf  die  dem  Mieter  sagewieseiKn  Rlume  den  durdi  $  6  bestimmlen 

Mindestanforderungen  an  Luftraum  fllr  Scblafräume  genügt  ist. 

§  n.  Diejenigen,  welche  anderen  Personen  in  ihren  Räumen  eine  Scblafstcllr 
gewähren,  sind  gehalten,  einer  jeden  Person  ein  he«!(>ndcrcs  Bett  und  mindestens  für 
je  zwei  Personen  ein  W.isch-  und  Tfinkgeiichirr  zur  Verfügung  zu.  stclicn.  Bett  und 
Geschirr  sind  täglich  in  Ordnung  zu  bringen  und  sauber  zu  unterhalten.  Die  nüt 
Einlogicrem  belegten  RIaroc  sind  vom  Quarti^geber  tbunlichst  tSglicb  i-— t  Stunden 
sn  Ivftcn,  tSglicb  besenrein  tu  ballen,  die  Fnlsbttden  sind  mindestens  einmal  wöchent« 
Uefa  SU  acbeuein  und  die  Räume  jäbrltcb  •weinwl,  tbvalichst  nach  Entfernung  sSmt- 
lieber  Möbel,  von  Grund  aus  zu  reinigen. 

Im  übrigen  wird  du  £inlogiererwesen  besonderer  polixeilicber  Regelung  vor* 
behalten. 

§  i2.    Jede  gesundheitswidrige  Benutsung  einer  Wohnung  ist  verboten. 
Dahin  gehört: 

a)  dauernde  Verunreinigung  der  WohnrUnme,  Höfe,  Ltcblbdfe  und  Licht« 
scbflchtai,  Treppen,  Ginge,  Aborte  und  anderer  Rinme; 

b)  Lnftverderbnis  durdi  Aufbewahrung  von  Knochen  und  Lumpen  oder 

sonstiger  faulender  Gegenstände  oder  durch  Vornahme  übelriechender  ge> 
werblicher  Verrichtungen  oder  durch  das  Halten  von  Tieren ; 

c)  Erregung  von  Feuchtigkeit  durch  zweckwidrige  und  nnehlSssige  Benatzung 
der  Wasserleitungs-,  F.ntwässerungs-,  Hrizungs-  und  Koehanlagen ; 

dj  Vernachlässigung   genügender  Lüftung,    Entleenmg  und   Kamguiig  der 

Aborte. 

%  13.  Die  s»r  Beseitigung  gesundhdtsschXdlieber  Zostiade  getroffenen  An- 
ordnungen haben,  wenn  ue  bauliche  Arbeilen  betrelTen,  glcichvid  ob  sie  sidi  gegen 
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den  (;run(i(ij,Tntümer  oder  gegen  den  Mieter  richten,  die  Art  »ind  den  Umfang  der 
Arbeiten  genau  zu  bezeichnen. 

GninddgcntOiner,  Bewohner,  Untermieter,  Qoartiei^ber,  gegen  die  eine  Be- 
sehwerde  vorliegt,  Iiünnen  beaoBpmcben,  wu  der  Bdittrde  flir  Wohnangspflege  per« 
sfinlidi  gehört  zu  werden. 

Erfwdem  die  «ngeoidnetett  bAidichen  Arbeiten  eiae  Itogere  Zeit  und  ist  Ge- 
fillir  in  Verzuge,  oder  wird  den  getroffenea  Anordnungen  nicht  Fn!)^c  geleistet,  so 
kann,  ebenso  wie  f)ei  Zuwidcrhundlunfjen  fj^pen  die  Bestimmungen  der  ij^  5  ff.  dieses 
Geset/xs,  die  Kiiumung  einzelner  Teile  einer  Wohnung  oder  der  ganzen  Wohnung 
angeordnet  werden. 

Auf  diesem  Wege  geräumte  oder  geschlossene  Wobnungen  oder  Teile  einer 
Wohnung  dilrfen  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  erst  n«ch  erfolgter  Erledigung 
der  Anordnung  tnrttckgegeben  werden,  und  swnr  nicht  vor  schriftlich  erteiller  Ge- 
ndintfuag  durch  das  PoUteiaut 

§  14.  Durch  dieses  Gesetz  wird  die  Zuständigkeit  des  Polizei-  und  Medidnal" 
amtes  in  der  Ausübung  der  Wohnungs-  und  Gesundheitspolizei  nicht  berührt. 

§  15.  Zinviderlinndlungen  pepen  die  von  der  Behördr  für  die  Wohnunp«;- 
pflppe  erlassenen  Anordnungen,  sowie  j^epen  die  Festinimuiigen  dieses  GescUcs 
werden,  falls  sie  nicht  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  schwerer  zu  ahnden  sind, 
mibcKhadet  der  Bestimmung  des  §  13  Aheati  3,  nüt  Geldstrafe  bis  in  Mk.  60  be- 
strafL   Für  den  Erlais  der  Strafverfligimgen  ist  das  Folisetamt  zustihidig. 

§  16.  Diese«  Gesets  tritt  sedis  Monate  nach  seiner  VerkOndnng  in  Kraft 

Für  die  ersten  zwei  Jahre  kann  die  Behörde  fOx  Wohnnngspllege  Ansnahmcn 
von  den  Vorschriften  der  §§  7,  8  und  10  gestatten. 

Dem  Senate  bleibt  es  allgemein  vorbehalten,  in  daxu  geeigneten  Fällen  Dispens 
von  den  Vorscb rillen  diesem  Gesetzis  /ii  ertfilen. 

§  17.  Dieses  Gesetz  ist  vor  .-Vbluuf  von  5  Jahren  einer  Revision  zu  unter- 
gehen. 

Uebergangsbestimmvng. 

Um  einen  regelmäfsigcn  Wechsel  herbeizuführen,  scheiden  das  erste  Mal  von 
den  in  Sl.  Jnr<,'rn  und  in  St.  Gertrvid  wohnenden  Wohnungsplef^crn  je  zwei,  von 
den  in  der  inneren  Stadt  und  in  St.  Lorenz  wohnenden  je  drei  schon  nach  vier  und 
eben  so  viele  nach  fünf  Jahren  aus. 

Die  BetreiTendeo  werden  von  der  Behörde  tiir  WohnungspAcge  durch  das  Loos 
bestimmt. 

WÜRTTEMBERG. 

Verfügung  des  Bdiniateriums  des  Innern  über  die  Wohnungaaufsicht. 

Vom  21.  Mm  1901. 

Auf  Grund  der  .\rt.  29a,  32  Ziff.  5  und  51  des  Polizeistr;ifge.sctzi.s  vom 
27.  Deatember  1871  (^Keg.-Blatt  S.  39i),4.  Juni  1898  (Reg.-BhUl  S.  149)  wird  hier- 
mit verll^,  wie  folgt: 
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§  I.  In  säin(lic})'-ii  Oberamtsstädlen  sowie  in  denjenigen  sonstigen  Gemeinden, 
welche  mehr  als  3000  Frnwohn'-r  liahen,  unterliegen  der  in  den  nachstehenden 
Vorichriften  geordneten  bciondercn  ortspolizoilirhm  Wohnungsaufsicht: 

1.  alle  aus  drei  oder  mehreren  Wolinriiumcn  bestehenden  Wohnunj^cn, 

2.  alle  Wohnungen,  in  welche  SchUfgiinger  geeea  lünlgclt  autgenommeo 
werdcBi  9 

3.  alle  nur  fewerbsmifsigen  Beberbei^iiiig  von  Menden  besüininlen  RKnne, 

4.  alle  Schlafgelaase  der  Im  Ifause  des  Arbeitgeben  oder  der  DfeasUienr- 
■chaft  wohnenden  Arbeiter,  Lehrlinge  und  Dienstboten. 

Als  Wohmftume  (Abs.  1  Ziff.  i)  zählen  auch  die  Küchen. 

Die  in  Aftermietr  peprbencn  WoJinräumr  sind  als  sclb>t;indi^'c  Wohnungen  ZU 
betrachten.  Räume,  weiche  mit  einander  in  unmittelbarer  offener  Verbindung  steheUi 
wie  Zimmer  und  Alkoven,  gelten  aU  ein  Raum. 

iiof-  und  Staatsgebäude,  sowie  Anstalten,  welche  einer  besonderen  staatlichen 
Kontrolle  unterstehen,  sind  von  der  dwdi  die  gegenwärtige  Vcrfugutig  an^cordactcn 
ortspoliaeiliehen  Wohnnngsanfsicht  ausgenommen. 

§  a.  Bebttis  der  Ausübung  der  Wobnangsaiilincht  (§  i)  haben  die  Ortspoliset- 
bebörden  dafür  zn  sorgen,  daSk  alle  dieser  Aufincht  unterliegenden  Wohnungen,  Ge- 
lasse und  Riiuie  in  regelmäfsiger  Wiederholung,  so  oft  ih  dies  nach  den  be- 
sonderen Verhältnissen  der  einzelnen  zu  untersuchenden  Räume  erforderlich  er- 
"scheint.  minde'Jtens  aber  alle  zwei  J^hrc  einni.il  zum  Zweck  (!rr  Fernhaltung  und 
Beseitigung  erheblicher  il.is  Leben,  die  Gesundheit  oder  die  Sitllicbkvit  gefährden- 
der Milsstände  besichtigt  werden. 

Erlangt  die  Polizeibehörde  auf  Grund  einer  Besichtigung  in  Verbindung  mit 
der  diueh  die  polizeilichen  An-  und  Abmeldungen  der  Bewohner  enndglichten  Kon- 
trolle oder  auf  andere  Weise  die  Ueberseogung  von  dem  fortdauernden  ordnungs« 
mSlsigen  Zustand  und  der  ordnungsmäßigen  Benutzung  bestimmter  Wohnungen, 
Rinme  oder  Schlafgclasse,  so  kann  sie  besQglich  dieser  einzelnen  Wohnungen, 
Rlumc  oder  Schlafgelasse  von  der  nach  Abs.  i  vorgeschriebenen  periodischen  Be- 
sichtigung von  Fall  zu  Fall  oder  auch  auf  unbestimmte  Zeit  .Xbst.ind  nehmen. 

Die  Bestellung  Her  mit  der  Vornalmie  der  Wobnun^sbesichtigungcn  zu  beauf- 
tragenden Organe  i'^t  ."^.ichc  der  Gt^meindevcrwaltung.  Wo  nicht  besondere  Wohnunps- 
inspektoren  bestellt  werden,  können  insbesondere  die  Mitglieder  der  Ortsfeuerschau 
und  deren  Stellvertreter  mit  den  Aufgat>ea  der  Wohnungsbesichtigung  betraut  werden. 
(Zn  Tergl.  auch  §  35  Abs.  3  der  K.  Verordnung,  betreffend  die  Fenerpolisei  vom 
tu  Dembcr  1876  (Reg.-Blatt  S.  5i3)/4.  Januar  s888  (Reg.-BIatt  S.  1$). 

§  3.  Werden  sn  den  Wohnung^besiehtigungen  tedmbch  nicht  vorgebildete 
Mitglieder  der  Ortsfeuerschau  r der  andere  Bedien<;tcte,  welche  einer  technischen 
Ausbildung  entbehren,  wie  Schutzleute  oder  Polizeidiener  verwendet,  so  müssen  die- 
sen-n  isbcr  die  ihnen  j::jcstellten  .\ufpaben  ctnf:jehend  belehrt  und  mit  f^eei<^netcn 
Formularen  für  die  Vrrzeiclmunji  der  in  den  beanstandeten  \\oJinun;;en  gefundenen 
Mängel,  wofür  zwei  Muster  m  Anlage  1  und  2  angescblosäcn  sind,  ausgerüstet  sein 
und  es  hat  sich  ihre  TbSdgiteit  auf  die  Besichtigung  der  Wohnung,  die  Ausfüllung 
des  Fomnlars  und  dessen  Vorlage  an  die  vorgesetzte  Behörde  zu  beschriinken. 
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§  4.  Den  mit  der  Ausübung  der  Wobaungsauisicbt  bc»u/lragten  Onguien  Ut 
der  Zutritt  *tt  den  t&ntlic]i«a  der  Besicbtjgimf  imterliegeadcii  Räumen  tu  gcittlten. 
Die  BesiehtigttBg  einer  Wohnung,  dnei  Zinuncn  oder  Sdilnfrauois  bat  t&A  stets 
auch  auf  die  dm  gehörigen  NebenrSttnie  su  entrechen. 

Die  Aufsichtsbeamten  liabcn  sidb  beim  Betreten  firemdo'  Wohnungen  anzu* 
meldra,  <:icb  unaufgefordert  Uber  ihre  Person  und  ihren  tMenst  aussuweiscn  und  die 
Wohnun^^sbosichtigunj;  ru  einer  Zeit  und  in  einer  Weise  vorzunehmen,  dafs  hier- 
durch  eine  B»-liisti|^un^;  dtr  Beteiligten  möglichst  aus^jCNchlossfii  wird. 

§  5.  Um  erhcbliclic  dif  (irsundhcit,  das  Lclx-n  oder  die  Sittlichkeit  ge- 
fährdende Mifsständc  möglichst  zu  beseitigen,  ist  die  Einhaltung  der  nacbslcfaenden 
Cirundsätze  geboten: 

1.  Alle  Schlafi;e lasse  sollen  eine  solche  Gröfiie  haben,  dals  aul  jeden  Be- 
wohner, mag  er  auch  nur  Tortlbergehend  s.  B.  bebuls  eines  Besuchs  von 
nicht  gans  hurser  Dauer  in  die  Wohnung  an^jenonunen  sein,  ein  Raum 
von  nundestens  10  cbm,  auf  jedes  Kind  unter  14  Jahren  ein  Raum  von 
mindestens  5  cbm  entfSUt 

2.  Rnumi ,  in  welchen  fUr  den  Handel  und  Verkehr  bestimmte  Nahrungs- 
mittel verarbeitet  oder  a«f bewahrt  werden,  dürfen  nun  Schlafen  nicht  be- 
nutzt werden. 

3.  Jeder  Wohn-  «uirr  Srlilafraum,  jeder  Abort  und  in  der  Regel  auch  jede 
Küche  soll  mindcätens  ein  ins  Freie  führendes,  ganz  zu  öffncndci.  I  cnsler 
▼OD  solcher  Gröfse  und  Beschaffenheit  besitzen,  dafs  eine  genügende 
LQfhins  und  Belichtung  des  betreffenden  Raumes  stattfindet. 

4.  Die  Wolu<  und  Schlafrfinme,  Treppen,  Flure,  Aborte,  sowie  die  Um- 
gebung der  Wohnung,  wie  Höfe  und  Winkel,  mllssoi  reinlich  gehalten  sein. 

5.  In  jedem  Wobngebäude  muft  die  seiner  Benutaimg  entsprechende  Ansah! 
von  Aborten  vorhanden  und  es  matt  jedem  Bewohner  des  Hauses  die 
Möglichkeit  der  ungehinderten  Benutzung  eines  Abortes  gegeben  sein,  wo- 
bei CS  übrigens  nicht  unbedingt  erforderlich  ist.  dafs  sich  der  .Abort  auf 
demselben  Stockwerk  befindet  wie  die  betreffende  W^obnung  oder 
Schlafsliittc.1 

Jeder  Abort  mufs  von  innen  vertchlielsbar,  der  Sit«  muls  mit  einem 
dichtverKhliebenden  Deckel  oder  einer  sonstigen  AhscUuisvMriditung 
versehen  sein. 

Soweit  die  Aborte  den  Ittr  sie  bereits  geltenden  sonstigen  Vor- 
schriften nicht  entsprechen,  mufs  auf  sofortige  Abhilfe  gedrungen  werden. 

6.  Die  Wohn-  und  Sclilafrüume  dUrfen  nicht  feucht  sein. 

7.  Kellerrrüume  dttrfen  zu  Wohn*  und  Schlafswecken  nicht  verwendet 
werden. 

Die  Benutzung  von  Lnlergcschowen  (Souterrains^  zum  Wohnen  oder 
Schlafen  kann,  soweit  nicht  schon  ortsbaustatutarische  Vorschriften  dies 
verbieten,  trotz  der  Einhaltung  der  in  dieser  Hin^ht  bestehenden  all* 
gemeinen  baupolizeilicben  Vorschriften  untersagt  werden,  wenn  im  ein» 
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xelaeo  Falle  aus  besonderen  Gründen  gewichtige  grsundheibipulizeilichc 
Bedenken  dagegen  bcrtefaca* 

&  Rinme,  iosbcsoBdcre  uch  DaehrCume,  wekbe  «Is  Woha>  oder  Schlaf- 
Tiuaie  benutit  werde»,  mtlsien,  towdt  nicht  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften fUr  sie  ein  feuersicherer  Boden  vorgeschrieben  ist|  einen  Holz- 
boden oder  einen  anderen  dichten  Bodenabschlufs  und  verputzte  oder  mit 
Holz  verkleidt'le,  diclit  .schlief-,endo  Decken  und  Wände  besitzen. 

9.  Die  Schlafräume  für  Arhriu-r,  Lehrlinge,  Dienstboten  und  SchhifgUager 
dürfen  ihrer  Lage  nach  tur  den  Kall  eines  Branden  nicht  in  bcsundercm 
Malsc  gefiUirdet  sein;  inAesondeEc  dlirfien  die  Zugänge  su  denselben  nicht 
durdi  AnibcwahiungDiunie  von  leicht  brennbaren  Stoffen  fthren, 
la  Die  SchlaiHiame  der  in  Ziff.  9  genannten  Ptnoacn  mflssen  von  innen  gut 
▼erscblie&bar  sein  tud  es  dfirfen  einen  solcbea  Scblafiaum  nur  Personen 
desselben  Geschlechts  benutzen ;  auch  mufs  jede  dieser  Personen  ihre  be- 
sondere räumliche  Lajjerstüttr  l«:ü>fn.  Diese  Vürschrift  findet  auf  einzelne 
Ehepaare,  weiche  ein'-n  I  rsundcreu  Schlafr;ium  für  sich  und  ihre  Familie 
benutzen,  keine  Anwendung;  auch  ist  es  »talthaft,  in  den  Schlafraum 
weiblicher  Dienstboten  Knaben  im  Alter  von  weniger  als  12  Jahren  in 
l^cn« 

§  6.  Die  Erlassnag  weitergehender  berirks-  oder  orlspoliseilicher  Vor» 
sdiilftea  hubesondere  eines  Verbots  der  Aufnahme  von  Personen  veiachiedenen  Ge- 
schlechts als  Schlafgänger  in  eine  ttod  dieselbe  Wohnung,  sowie  die  Erlassung 

weiterer  polizeilicher  Vorschriften  zur  Ueberwachung  des  Geschäftsbetriebs  der  Schlaf- 
stellcnverinieter  auf  Grund  des  Alis.  3  des  Art.  29a  des  rolizeistratgcsi-l/cs  bleibt 
den  zuständigen  Polizeibehörden  überlassen,  wie  auch  derartige  bereits  bestehende 
Vorschriften  in  Kraft  bleiben. 

§  7.  Die  Ortspolizcibdiairdcn  werden  angewiesen,  wenn  die  in  §  5  Zift  3, 
4,  5,  6,  8,  9  und  10  gegebenen  V<»schxiflen  nicht  eingehalten  sind,  unverweUt  die 
crlbfderlichen  Ehddtnngen  wr  Beseitigung  dieser  MUSwtinde  m  treffen. 

Von  der  Einhaltung  der  in  §  5  Ziff.  i,  3  und  7  aufgestellten  Anforderungen 
kann  bis  auf  weiteres  überall  da  abgesehen  werden,  wo  die  sofortige  Durchführung 
der  einzelnen  bestimmung  eine  unverhallnismilsigc  Härte  in  sich  schlieisen  würde. 

§  8.  Die  zur  Abstellung  von  Milsstäuden  erforderlichen  iiolizeilichen  .\uf  lagen 
sind  in  allen  Fällen,  in  welchen  eine  bauliche  Abänderung  verlangt  wird,  nur  an 
den  HaoseigentOmcr  oder  dessen  Stellvertreter  sa  richten. 

Wird  die  Benutsung  einer  Wohnung  oder  eines  Gelasses  sei  es  überhaupt  oder 
wegen  Ueberf&Dung  beanstandet,  so  kann  eine  entsprechende  Auflage  sowohl  dem 
Hauseigentümer  oder  dessen  Stellvertreter,  als  auch  dem  Mieter,  Arbeitgeber,  Dienst- 
hetm  oder  Schlafstellenvermieter  oder  auch  letzteren  Personen  allein  gemacht  werden. 

§  9.  Den  <'>rtspoIizeibehärden  wird  es  rur  besonderen  l'llicht  gemacht,  die 
Wohnungsaufsicht  in  möglichst  schonender  Weise  ru  handhaben,  die  Beteiligten  zu- 
nächst über  die  zu  stellenden  Anforderungen  aulzuklüren,  sie  zu  beraten  und  mit 
j>oltsei]jcfa«n  Auflagen  erst  vorzugehen,  wenn  eine  Herbciftlbrung  geordneter  Zu- 
stinde  anf  anderem  Wege  sich  als  ausdchtslos  erweist 
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Ist  die  Erteilung  einer  polizeilichea  Auflage  notwendig,  so  mui's  die  zur  Er- 
füllung dieser  Auflage  anzusetzende  Frist  nach  Maisgabc  der  thatsächlichen  Ver* 
hllUiiaie  anareidiend  bemcnea  ccid. 

In  den  geeigneten  Fällen  haben  die  PoUteibcharden  behnft  Beteitiguag  oder 
Fcmbaltong  einer  Notlage  lich  bei  Zeiten  mit  wohltbitigcn  Vereinen  in«  Benebncn 
«s  fetten,  erforderlichen  Falles  auch  von  lich  au  das  rechtidtige  Eiagreifcii  der 
AnDenbrh(irdcn  ru  vcrnnlntsen. 

^  lo.  I)ic-  Krtcilun^  ]iiilizciliclirr  Aul  lagen  in  Wohnunj^ss.iclRTi  ist  Sache  des 
(Jrtisvur^tchf rs  oder  cincä  in  üemälsheit  des  Art.  20  des  Gc&ctzci  vom  21.  Mai  1S91, 
betreffend  die  Verwaltung  der  Gemeinden ,  Stiftungen  und  Amtskörpenchaflen 
(Reg.-BlatI  S.  103),  fOr  die  Wohnangsanfsicht  an  bestellenden  Hillsbeamtcn. 

Die  poUseilichen  üTaf  lagen  in  Wohnwigssachen  sind  mit  Grflnden  zu  versehen. 

Soll  anf  Grund  einer  von  technisch  nicht  vorgebildeten  Bediensteten  (§  3)  er- 
hobenen Beanstandung  eine  polizeiliche  Auflage  von  einschneidender  Wirkung  cr* 
lassen,  beispielsweise  die  weitere  Brnutmng  einer  Wohnunj^  oder  eines  Gelasses  ganz 
verboten  wcr«len,  so  empfiehlt  es  sich,  zuvor  das  Gutaciittn  eine«;  zum  Staats<lirnsl 
befähigten  Arztes  und,  soweit  buutechnische  Fragen  in  Betracht  kommen,  eines  ge- 
prüften Bauverständigen  einzuholen,  welchen  die  nochmalige  Besichtigung  der  be- 
anstandeten Räume  anheimsugeben  ist. 

9  It.  Die  polisettiche  Auflage  ist  dem  davon  Betroffenen  entweder  mttndlicb 
zu  Protokoll  zu  eriSAien,  wobei  dem  Betroffenen  auf  sein  Verlangen  eine  Abschrift 
der  Auflage  unentgeltlich  ru  erteilen  ist,  oder  in  Abschrift  zuzustellen.  Die  Zu- 
stellung erfolgt  durch  einen  Gemeindebediensteten  gegen  einfache  Empfangsbe- 
scheinigung, welche  im  Falle  der  Verweigerung  der  Untersrhrift  drrch  die  amtliche 
Beiirkiiniiung  der  Uebcrgabe  ersetzt  wird,  oder  durcli  roslNciiilunji  mit  vereinfachter 
/uslelluiig.  (Vgl.  §  30  Abs.  2  lit  b  der  württ-  Postordnung  vom  21.  Mai  1900, 
Rcg.>Btatt  S.  369,  sowie      2ii  und  3ia  der  CP.O.) 

§  12.  Gegen  die  polisdliche  Auflage  steht  dem  davon  Betroffenen  die  Be> 
schwerde  an  die  vorgesetzten  Behörden,  zunichst  an  das  Oberami  zu. 

Durch  Einlegung  der  Beschwerde  wird  di  r  Vollmg  der  .-Xuflage  gehemmL 

Es  kann  jedoch  bei  oder  nach  der  Erteilung  der  Auflauf  dem  Betroffenen  von 
ih  r  l'uH/eihehÖrdr  eine  FrisI  7ur  Erhebung  der  B(  «.chwerde  mit  der  Wirkung  erteilt 
werden,  »lals,  wt mi  iiincrh.illi  dirM  r  Frist  Beschwerde  nieht  frh»>ben  wird,  der 
zwangswcLüC  Volkug  der  .\uria^e  nach  Ablauf  der  für  ünv  Erledigung  gesetztca 
Frist  trots  nachtrSglich  etwa  erfolgter  Beschwerdeerhebung  eingeleitet  werden  kann. 

Ebenso  kann,  wenn  es  sich  um  Mtlsstände  von  soldier  Bedeutung  handelt«  dafs 
deren  sofortige  Beseitigung  aus  polizeilichen  Granden  dringend  geboten  ist,  die 
zwangsweise  Beseitigung  trotz  rechtzeitig  erfolgter  Beschwerdecrhebnag  dngeleitet 
werden.  Es  ist  aber  dartiber,  dafs  das  geschehen  wird,  dem  Betroffenen  ausdrftck» 
liehe  Eröffnung  7.11  machen  nn<l  e«i  soll  in  der  Regel  mit  der  zwrin^swejfen  Vollziehung 
der  .Auflage  erst  vorgegangen  werden,  wenn  seil  dieser  Eröffnung  drei  Tage  ver- 
strichen sind. 

g  13.  Zuständig  zur  Erlasstmg  von  Strafverfügungen  wegen  Ucbertretungcn 
des  ArL  39  a  und  des  Art.  3a  Ziff.  5  des  Folizeistrafgesetzes  ist  das  Oberamt.  so> 
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weit  nicht  die  Ucbertretung  einer  auf  Grund  dc';  Art  32  Ziff.  5  des  Polizeistraf- 
gesetzes erlassenen  ortspolizeilichen  Vorsclirift  in  Fragt-  stuhl.  Im  letzteren  Kalle 
kommt  die  Erlassung  von  Strafverftigungen  dem  Ortsvorstcher  innerhalb  der  Grenzen 
MUMT  Stirnftcfingnis  zn.  (Zu  vgl.  Art.  10  2iS.  2  und  Art.  14  der  PolixeistrafiioTeUe 
vom  la.  August  1879.) 

Oboe  votgSngige  poliseOiche  Auf  bge  darf,  aucb  wenn  e»  sieb  um  eine  Ver- 
feblnng  gegen  eine  auf  Grund  des  Art  3a  Ziff.  5  des  Poliaeistrafgeseties  erlaiiene 
«obnungspolizeilichc  Vorschrift  handelt,  eine  StrafverfÜgung  nicht  erlassen  vcrdcn. 
Einer  wiederholten  ])olizeilichen  Auflage  bedarf  es  dagegen  niclit  mehr,  wenn  durch 
die  gemachte  Aullage  die  dauernde  iicrbeitührung  eines  Zu.stands  <ider  die  perio- 
di»cbc  Vornahme  einer  Thatigkcit  z.  B.  des  Rcioigens  der  Wohnung  aufgegeben 
oder  eine  bestimmte  Beoutzungsweise  der  Wobnung  ebi  fttr  alle  Mal  verboten 
worden  iiL  In  diesen  FSUen  kann  naeb  vorausgegangener  einmaliger  Auflage  so- 
fort stralrecbttieh  eingeschritten  werden,  so  oft  der  vorgeschriebene  Zustand  bc- 
eintiadiligt,  die  verlangte  Tbfttigkeit  unterUkssen  oder  das  erteilte  Verbot  Uber- 
freien  wird. 

Unberührt  bleibt  die  Befugnis  der  IVdlzcibehördcn,  gcmäfs  Art.  2  Ahs.  2  der 
PoHzeistrafnovcUc  Tom  12.  August  1879  ihre  Auflagen,  abgesehen  von  jxdizeiiiehen 
Strafvcrfilgungen,  in  den  geeigneten  Fallen  auch  durch  Anwendung  dunstiger  gesetz- 
licher Zwangsmittel,  beispicUweisc  diuch  Vornahme  der  angeordneten  baulichen 
Aiendeiung  auf  Kosten  des  Hauseigentümers  oder  durch  awangsweise  Riumung  einer 
ungeeigneten  Wohnung  aur  AusfBhrung  tu  bringen. 

9  14.  Den  Gemeinden  mit  3000  oder  weniger  Einwohnern  bleibt  es  ttber« 
lassen,  die  Wohnungsaufsicht  nach  Mafsgabe  dieser  Veri&gnng  durdi  ortspolitetUche 
Vorschrift  einzuführen. 

§  IC.  Die  Obcrhmter  und  Oberaratsphysikatc  werden  angewiesen,  auf  die 
Handhabung  der  Wolmungsaufsiclit  in  den  Gemtinden,  insbesondere  bei  Vornahme 
von  Visitationen  ihr  bcsundcrcs  Augenmerk  zu  rechten. 

§  16.  Die  Erlassung  weiterer  Vorschriften  ttber  die  Wohnungsau&icht,  sowie 
die  Veranstaltung  besonderer  statistischer  Erhebungen  fiber  die  in  den  Wohnungen 
henschcnden  ZastSnde  bleibt  vorbehalten. 

§  17.   Die  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  über  die  ArbeitsrSume  der  ge- 
werbiicbca  Arbeiter  werden  durch  die  gegenwfirtige  Verftlgung  nicht  berOhrt. 
Stattgart,  den  iU  Mai  1901. 

Piscbeif. 

HESSEN. 

Qeseu  betreffend  die  WohnungsfOrsorge  fttr  BAinderbemittelte. 

Ernst  Ludwig  von  Gottes  Gnaden  Grofshcrzog  von  Hessen  und  bei  Rhein  etc.  etc. 

Wir  haben  mit  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stünde  verordnet  und  verordnen 
hiermit,  wie  folgt: 

Art  1.    Als  zu  Wohnungen  für  Minderbemittelte  bestimmt  gelten  im  Sinne 
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d«s  gcgempSrtigeii  G«aetzes  solche  HSiuer,  bei  welchen  nach  ihrer  RinBonteHiiiig 
die  Abgabe  von  Wobmmgen  mit  nicht  mdir  wie  drei  Zirnmern  nebst  KOche  und 

Zubehör  ah  Rfpel  vorj^cftehcn  ist. 

Art.  2.  Ein  Darlehen,  welches  von  pincr  GemPindr  hei  der  Landeskrcditkasse 
zur  Förderung  des  Baues  von  Wohnungen  der  in  Artikel  1  bezeichneten  Art  auf 
Grund  des  Artikels  i ,  .Misalz  2,  Ziffer  3  des  Gesetzes,  die  Landeskreditkassc  betreffend, 
vom  6.  Angttct  1902  (Keg.-Bl.  S.  351)  aurgenonunen  weiden  soll,  ktnn  TCMrbehaltlieh 
der  Vorachrift  in  ArtiJccl  6^  Abnts  1,  des  gegenwirtigen  Gcsetxes  bis  nun  vollen 
Betrag '  der  Kosten  flir  den  Erwerb  des  B&ngelindcs  sowie  Ar  die  BMiMisfllhrttng 
gewShrt  werden. 

Solche  Darlehen  bedürfen  in  iler  Regel  keiner  dinglichen  Sicherung.  Wird 
sie  verlangt,  ^^o  knnn  sie  auch  durch  Kinrüumung  cinc$;  Pfandrechts  an  einer  auf 
die  Paugrund.slücke  cingetra;,'Lncii  Hypnthrk  bestellt  werden. 

Art.  3.  Unser  MinLstcnuiu  des  Innern  ist  ermächtigt,  im  Kinversländnis  mit 
UMerem  Mtnifterivm  der  IHnnaaeii,  ^  Tilgung  der  nach  Aititiel  a  tn  gewChrenden 
Darlehen  in  jedem  fliniten  Jahre  auf  ein  Jahr  gegen  die  Verpflichtung  der  Darlehent> 
ndimerin  aussusetsen,  den  dadurch  erspart  werdenden  Etetrag  <ur  Vornahme  gröfiwKr 
Reparaturen  zu  verwenden  oder  Ar  solche,  &lls  sie  erst  kOnftig  eifordeilidi  werden, 
anEusammeln. 

Unser  Ministerium  des  Innern  ist  ferner  ermächtigt,  im  F.invprständni«;  mit 
L'nserem  Ministerium  der  Finanzen  lur  bedürftige  Gemeinden  ausnahmsweise  den 
Zinsfufs  der  nach  Artikel  2  zu  gewährenden  Darleben,  welche  innerhalb  der  ersten 
zehn  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  au^nommen  werden,  Ar  die 
Dauer  eines  gleichen  Zettranmcs  von  der  Aufnahme  des  einseinen  Darlehens  ab  bis 
auf  ein  Halb  vom  Kmidert  unter  den  sich  nach  VoncbrUI  des  Artikeb  5,  Absatz  s, 
des  GesetMS  über  die  LandeskrediUnsse  beredinendea  Ztnssate  su  emdUkigen. 

Der  hiernach  sich  ergebende  Fehlbetrag  an  Zinsen  ist  als  staatlicher  Zuschufs 
zur  l  (ird(  rung  des  Wohnungswesens  alljährlich  im  Hauptvoranschlag  der  Staatsein- 
nahmen und  -.^usgaljcn  besonders  vorzusehen. 

Art.  4.  Das  Darlchcnsgcsueh  ist  unter  Vermittelung  des  Kreisamts  und  mit 
deK»en  gutachtlicher  Aeofserung  beim  Ministerium  des  Innern  einzureichen.  Das 
Gesuch  rnuls  Uber  die  beabnchtigte  Art  der  Verwendung  des  Darlehens  Auskunft 
geben  und  auf  Verlangen  dcs^Gnisteriums  des  Innern  durch  die  flbr  erforderlich 
eraehleten  niheren  Nnchweisungen  ergBast  werden. 

Mit  der  Benachrichtigung  der  Gemeinde  von  der  Bewilligung  eines  Darlehens 
ist  seitens  des  Krei?;amts  die  Genelimijiung;  der  Darlchnsaufnahme  (St.'ideordnung, 
Artikel  4S,  Ziffer  3,  Landjjenicindeordniin;;,  Artikel  47,  Ziffer  3)  zu  verbinden. 

Im  übrigen  beniiül  .sich  das  Verfahren  nach  den  Vorschriften  der  Artikel  7  ff. 
des  Gcsetx^s  über  die  Landeskreditkassc. 

Art.  5.  Einer  Gemeinde  kann  ein  Darlehen  auch  zu  dem  Zwecke  gewährt 
werden,  einer  gemehmfltzigen  rechtsAhigen  Vereinigung  des  affentlidien  oder  |Mn- 
vaten  Rechts,  welche  die  Erbauung  von  Wohnungen  Ar  Mmderbemittelte  nr  Auf- 
gabe hat,  die  erforderlichen  Mittel  ebenf;ills  darlchnswcise  zu  verschaffen. 

Im  Falle  eines  in  anderer  Wei«e  nicht  zu  beseitigenden  Mangels  $A  solchen 
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WdMnmgai  kaim  die  Gcneinde  mt  dieser  DiurlehiiMiifaaliine  a«f  Antrag  einer  Ver- 
eiaipng  der  beieidincten  Art  dnrch  Erkenntnis  det  ICretwwacbimes  für  verpflichtet 
eitiirt  werden* 

In  diesem  Erkcnntnii  sidd  zugleich  die  Bedingungen  der  Darlehenshingabe  an 
die  bezüglichen  Vereinigungen ,  welche  eine  zweckmäfsigc  Benuttung  der  herzu- 
sti'llenden  Wohnungen  nnd  deren  angemessene  bauliche  Unterhaltung  gewährleisten, 

festzusctic-n. 

Auf  das  Verfahren  vor  dem  Knisaus-srhussc  und  die  Anfichtiinj,'  seines  !•>- 
kennlnisses  finden  die  Artikel  48,  il,  2  und  67  der  Kreis-  und  Provinzialordnung 
entsprechende  Anwendung. 

Art  6.  in  den  Fällen  des  Artikels  5  dar!  das  von  der  Gemeinde  zu  ge- 
irähicnde  I^rlehen  iMun  Zehntel  des  in  Artikd  s  erwihnten  Betrag:»  nicht  Aber- 
schreiten. 

Fflr  die  Vereinbamngen,  irdcbe  die  Gemeinde  mit  der  EmpfMogerin  des  Dar- 
lehens Aber  dessen  Sicherstellung,  Verzinsung  nnd  Tilgung  trifit,  sind  die  der  Ge- 
meinde gegeallber  der  Landokredithasae  obliegenden  Leistungen  besOglicb  der  Ver- 
sinsung  und  Tiigunj:  insofern  mafsgebend,  als  Steh  die  Gemeinde  höhere  Zinsen 
oder  eine  raschere  Tilgung  nicht  ausbedingen  darf. 

Art.  7.    In  den  FiUlen  des  Artilrels  5  darf  der  Gemeinde  ein  Haudarlehen  nur 

?rw:ihr1  werden,  wenn  zwischen  ihr  und  der  Fnipflinjjerin  die  erforderlichen  Verein- 
harungen zust^indu  gekommen  sind,  welclic  eine  zweckentsfirechcnde  Benutzung  der 
herzustellenden  Wobnungen  und  deren  angemessene  bauliche  Unterhaltung  gewähr- 
leisten. 

Die  Gemeinde  kann  das  Darlehen  olme  Bnhaltnng  einer  Kfindtgttngsfrist 
händigen,  wenn  die  Empftngerin  die  getrojrenen  Vereinbarungen  nicht  einhilt  oder 
wenn  einer  der  in  Artikel  is  des  Gesetzes  Uber  die  Landeskreditkasse  genannten 
Griiade  voHte^ 

Erschemt  die  Zweckbestimmung  des  mit  dem  Darlehen  hergestellten  Gebäudes 
neb^t  zugchiirigcm  Gelände  gefährdet,  so  ist  die  Gemeinde  zugleich  berechtigt,  das- 
selbe zu  dem  durch  diesen  Zweck  beistimmten  Werte  nach  Mafsgabe  des  Ge<;etxe?, 
betrettend  die  Knteignung  von  ( irundeigcntum,  vom  26.  Juli  1S84,  in  der  F.issung 
der  Bekanntmachung  vom  jo.  September  1899  ^keg.-Ki.  S.  735)  in  Eigentum  zu  er- 
werben. 

ArL  8.  Die  Auszahlung  des  bewilligten  Darlebens  kann  in  angemesüencn 
Tcjlbetrügen  erfolgen,  deren  Auszahlung  von  dem  Nachweis  abhängig  gemacht 
werden  kann,  dafs  die  bisher  geaahlten  Belrige  in  angemessenem  Umfange  zur  Be- 
friedignng  der  Forderungen  der  Bauhandwerker  verwendet  worden  sind* 

ArL  9.  Ist  auf  Grund  der  Artikel  7  und  15  des  Gesetzes,  betrellaid  die 
poliseiliehe  Beaufsichtigung  von  Mietwohnungen  und  SchlafsteUen  vom  l.  Juli  1893 
(Reg.*BI.  Sb  loi)  die  mietweise  Benutzung  der  Mehrzahl  von  gesundheitsschädlichen 
Wohnrinmen  in  einem  Hause  untersagt  und  die  Ausweisung  der  in  dieselben  auf- 
genommenen Personen  bewirkt  worden,  so  ist  die  Gemeinde,  f.ill>  der  Eigentümer 
des  Hauses  einer  weiteren  Auflage  des  Umbaues  oder  der  Miederlcgung  innerhalb 
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bestimmter  Frist  nicht  entspricht,  zur  Enteignung  des  Mausi-s  nebst  /ugeliörigem 
Gelände  zwecks  HersteUung  von  Wohnungen  fUr  Minderbemittolto  befugt. 

Art  lo.  Artikel  lo  dtt  im  Eingang  dei  vorigen  AitikcU  geaanatca  Gesetse« 
ist  «iifgdiobcn. 

Art  II.  Die  auf  Gcmdiida»  bciSglichcii  VoiKliriftca  des  gcfenwirtigen  G«> 
setses  finden  auf  weitere  Komnunaiverbfinde  cntsprecheode  Anwendung. 

Art.  12.    Unser  Miaj«terium  des  Innern  ist  ermächtigt,  für  das  Gebiet  des 

Grdfshorzogtums  eine  dem  genannten  Ministerium  tintcr^-N-brndc  L.indcs-Wolinungs- 
inspektion  zu  bilden,  welche  die  Aufgabe  hat,  im  Zui^ammcnwirkcn  mit  den  staat- 
lichen und  kommunalen  Behörden  die  WohnungvcrbälLaisse  der  minderbemittelten 
VolttHmen  in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Hinsicht  festzustellen  und  in  Gemein- 
sdnft  mit  dem  hessisdien  Zentnüverein  fOr  Erridttimg  billiger  Wohnimgen,  soirie 
mit  den  ganeinnflttigien  Bsovereinen  des  Landes  auf  Besdligung  der  nch  ergebenden 
MUNtiode  himmwirken. 

Die  Organisation  und  der  GeschäRskrcis  der  Inspektion  im  einxdnen  bleibt 
der  Regelung  durch  Uns  im  Wege  der  Verordnung  vorbehaltm. 

An.  13.  Alle  Verhandlungen,  welche  die  Krbiiuungen  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  zum  Gegenstand  haben,  insbesondere 
die  Aufnahme  tud  Sicherstelluag  von  Darlehen,  sowie  der  Erwerb  von  Gelände, 
sind  von  Stempd  und  Gcricbtsgebflhica  beireit  Der  Artikel  a  des  Geietscs,  be- 
treffend die  Belreiang  gemeinntttiiger,  auf  die  Enichtnng  von  Wohnungen  lilr  Un- 
bemittelte gerichteter  Untcmehmuigen  von  Gerichtsgeblihren  und  Stempel,  vom 
9.  Juni  1S94  (Reg. -Blatt  S.  245)  findet  entsprechende  Anwendung. 

ArL  14.  Allen  Behörden  wird  zur  Pflicht  gemacht,  die  Erledigung  von  An- 
gelegenheiten der  durch  dieses  Gesetz  berührten  .^rt  mcglii  list  zu  br«;rh!eunigcn- 

ArL  15.  Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  gegenwärtigen  Gesetzes  wird  durch 
Verordnung  bestimmt. 

Unser  Mimsterium  des  Innern  wird  mit  der  Ausführung  desselben  beauftragt 

Urkundlich  Unserer  eigenhündigen  Unterschrift  und  beigedrficktcn  GrofsherM^« 
lidies  Siegels. 

Darmstadt,  den  7.  August  190a.  ' 

Ernst  Ludwig. 

Rothe. 


uiyiiizcü  üy  LiOOQle 
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Die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  öffenflicher 

Arbeiten  in  Frankreich.  *) 

Von 

RAOÜL  JAY, 
PYofea«or  an  der  jnrisüscben  FakultU  der  Umvenittt  Pkris, 

Die  Fr.igc  der  Arbeitsbcdincfunf^en  bei  der  Verf^cbun^  öffent- 
licher Arbeiten  ist  in  Frankreicli  zur  Zeit  durch  die  drei  Dekrete 
vom  lo.  Au«:]^ust  1H99  geregelt.  Die  nachstehenden  Zeilen  sollen 
darletnn,  unter  welchen  Verhältnissen,  zu  welchen  Zwecken  diese 
Dekrete  erlassen  wurden  und  welche  Bcdeutun^^  sie  haben. 

Die  Aufgabe,  den  mit  öffentlichen  Arbeiten  beschäftii:^ten  Ar- 
beitern gewisse  Arbeitsbedingungen  zu  sichern,  hat  die  Aufmerk- 
samkeit der  öiiciiÜK  hen  Gewalten  schon  lange  m  Anspruch  ge- 
nommen. In  verhältnismälsig  alten  Submissionsvorschriften  (cahier 
des  charges)  finden  sich  öfters  bezi^liche  Klauseln.  So  verbieten 
die  Vorschriften  betr.  allgemeine  Bedingungen  fiir  Brücken-  und 
Strafsenbauten  vom  16.  November  1866  in  ihrem  Art  11  dem 
Unternehmer,  die  Arbeiter  an  Sonn-  und  Feiertagen  zu  beschäftigen, 
ordnen  ferner  in  Art  16  an,  r^dafs  von  den  dem  Unternehmer  zu 
zahlenden  Betragen  ein  huadertstel  zurüdczubehalten  ist,  um  unter 


*j  Bei  der  Abfasüung  des  folgenden  Artikels  habe  ich  die  nachstehenden 
Werke  bea«Ut:  Mftsoyer,  les  condiüont  du  tntvatl  dam  Ics  dumtien  de  U  TtUe 
de  Paris,  3.  MitioA  f9oa  Otibert,  les  eoaditioas  du  trmvftU  daiu  le«  adjndicAti<Mit 
de  Ifavaux  pablks,  1900.  Rapport  Mt  au  Bom  de  1«  Comuaiasion  du  travall  aar 
let  conditlons  du  travail  daaa  let  marcbte  de  travaaz  publica,  p.  M.  Pierre  Bau  diu, 
dipute,  1899. 
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behördlicher  Aufsicht  den  durch  die  Arbeiten  verletzten  oder  er- 
krankten Arbeitern  Unterstützungen  zu  sichern,  desgleichen  ihren 
Witwen  und  Kindern,  und  ferner  zur  Bestreitung  der  Kurkrmtcn."  ^) 
In  ihrer  vollen  Bcdeutupf'^  wurde  die  Frage  jedoch  erst  neuer- 
dings durch  den  Pariser  Stadtrat  bezüglich  der  öffentlichen  Ar- 
beiten der  Stadt  Paris  aufgeworfen.  Am  31.  Juli  1886  beschlols  der 
Pariser  Stadtrat  die  Festsetzung  eines  Normalarbeilstages  von  neun 
Stun<len  und  eines  wöchentlichen  Ruhetages  für  sämtliche  Arbeiten 
der  Stadt  Paris.  Am  27.  April  1887  fafste  er  in  P>gänzun^  seines 
Beschlusses  vom  vorhergehenden  Jahre  eine  Resolution  des  Inhalts, 
dafs  die  Löhne  dieser  Arbeiter  nach  den  offiziellen  Preislisten  der 
Stadt  festzusetzen  seien.  Die  Preislisten  der  Stadt  Paris  waren 
lancje  Zeit  ledi'dich  L'ebersichten  der  auf  dem  Markte  t  h  a  t  s ä  c  h  1  i  c  Ii 
gezahlten  Preise  und  Löhne,  welche  den  Behörden  der  Stadt  dazu 
dienen  sollten,  die  Kosten  der  notwendigen  Arbeiten  im  voraus 
wenigstens  annähernd  festzusetzen.  Indessen  trugen  diese  Listen 
seit  1872  anderen  Gesichtspunkten  Rechnung;  so  berücksichtigte 
man  namentlich  bei  der  letzten  Revision  vor  1887,  bei  jener  im 
Jahre  1S82,  die  Forderungen  gewisser  Arbeitervereine  und  trug  in 
die  Listen  höhere  Löhne  ein  als  jene,  wie  sie  die  Mehrzahl  der 
Unternehmer  zahlten.  Dadurch,  dals  der  Pariser  Stadtrat  die  Sub- 
missionsuntemehmer  der  stadtischen  Arbeiten  zwang,  den  in  diesen 
Arbeiten  beschäftigten  Arbeitern  die  in  der  1882  er  Liste  einge- 
tragenen Löhne  zu  zahlen,  sicherte  er  diesen  Arbeitern  einen  höheren 
als  den  üblichen  Lohn.  Der  Stadtrat  wollte  dem  in  den  stadtischen 
Arbeiten  Angestellten  hierdurch  einen  die  Existenz  sichernden 
Mindestlohn  gewährleisten.  Der  Artikel  2  des  Beschlusses  vom 
27.  April  1887  ist  übrigens  in  dieser  Hinsicht  besonders  kenn- 
zeichnend. Hiernach  ist  die  offizielle  Liste  der  Stadt  Paris  alljährlich 
„dergestalt  abzuändern,  dafs  die  Lohnsätze  stets  im  Einklang  mit 
den  Preisen  der  Lebensmittel  und  den  allgemeinen  £xistenzk}e> 
dingungen  *  der  Arbeiter  bleiben."  In  der  Verhandlung  des  Stadt- 
rates erläuterte  Vaillant  diese  Fassung  folgendermafscn :  Schon  die 
Erwägung,  dafs  der  Lohn  den  Preis  einer  mit  der  Person  des  Ar- 
beiters identifizierten  Arbeitskraft  darstellt,  genüge  seines  Erachtens 
zur  Rechtfertigung  des  zweiten  Teils  (des  eben  angeführten  Art.  2) 
sowie  zum  Beweise,  dafs  die  Stadt  keinen  anderen  Mafsstab  zur 
Festsetzung  ihrer  Löhne  zulassen  dürfe,  als  den,  der  den  von  ihr 

')  VgL  den  Baadinschen  Bericht,  S.  10,  Anmerkung. 
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angestellten  Arbeitern  ui  existiereti  gestattet  . . .  Die  SStze  der 
Liste  waren  ein  Versuch,  den  Mindestlohn  oder  den  Wert  der 
Arbettdoraft  festzusetzen,  welche  der  Arbeiter  seinem  Unternehmer 
verkauft.  Hierdurch  erklärt  sich,  warum  die  Arbeitskommission  die 
Anwendung  der  Listensatze  forderte,  welche  eine  reelle,  greifbare 
Unterlage  för  die  Schätzung  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes 
bietet.') 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  bemerkt,  dafe  der  Beschluis 
vom  27.  April  1887  einen  Artikel  enthielt,  welcher  die  Regierung 
aufforderte,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Akkordarbeit 
(marchandage)  durchfuhren  zu  lassen. 

Die  Frage  der  Arbeitsbedingungen  bei  der  Vergebung  ofTent' 
licher  Arbeiten  war  also  vom  Pariser  Stadtrat  in  ihrem  ganzen 
Urninge  aufgeroUt  und  in  kühnem  Anlauf  gelöst  Doch  stiels  die 
Durchführung  der  Beschlüsse  von  1886  und  1887  notwendig  auf 
manche  Hinderni^e.  Vor  allem  auf  den  ^derstand  der  Regierung. 
Am  17.  März  1888  erliefs  die  Regierung  ein  Dekret,  welches  den 
Beschlufs  vom  27.  April  1887  ftir  nichtig  erklärte.  Nach  den 
Motiven  des  Dekrets  wurde  dem  Stadtrat  wohl  die  Befugnis  zuer- 
kannt, im  stadtischen  Interesse  die  Submissionsbedingungen  zu 
rec^cln,  er  überschreite  jedoch  diese  Befugnisse  und  beeinträchtige 
die  Freiheit  der  Arbeit,  wenn  er  an  Stelle  der  Uebereinkunft 
zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  seine  Regelung  aufzwingen 
wolle.  Femer  behaupteten  die  Motive,  dafe  dem  Besclihisse  vom  , 
27.  April  1887  die  Verordnung  vom  14.  November  1837  entgegen- 
stehe, welche  jede  Gemeinde  verpflichte,  die  Bewerbungen  um  Ar- 
beiten und  Lieferungen  der  Konkurrenz  und  der  Ocff'entlichkcit 
anheimzugeben ;  die  Klauseln  rlc^  Ik-srhlusscs  vom  27.  April  1887 
hätten  die  Aufiiebung  des  freien  Wettbewerbs  zur  Folge;  sie  hielten 
die  Bewerber  ab  oder  machten  wenigstens  die  Mindestforderungen 
illusorisch. 

'I  rolz  des  Dekretes  vom  17.  März    18S8  beliarrte  ilcr  Pariser 
Stadtrat  bei  seinem  X'orhaben ,  die  Arbeitsbedinguni^en  der  iti  den 
städtischen  Arbeiten  bcsohäfligten  Arbeiter    cinhciilirh  zu  regeln. 
Kv  tafste  am  31.  März  1888  seinen  Beschlufs  vom  27.  April  1887  , 
von  neuem. 

Inzwischen  hatten  die  Ansichten  der  Regierung  sich  geändert. 
Es  fanden  Unterhandlungen  statt.    Die  erzielte  Einigung  erhielt 


>)  Mazoyer  tu  a.  O.  S.  99. 
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ihre  Bestätigung  durch  den  Beschlufs  des  Stadtrates  vom  2.  Mai 
1888,  worauf  der  Seinepräfekt  diesen  Beschluß  namens  der  Re* 
gierung  genehmigte.  Die  Liste  von  1882  erfuhr  einige  Aenderungen. 
Doch  sollten  die  Unternehmer  den  Arbeitern  Löhne  zahlen ,  die 
denen  der  geänderten  Liste  mindestens  j^leich  wären.  Die  tägliche 
Arbeitszeit  sollte  9  Stunden  thatsächliclicr  Arbeit  nicht  über- 
schreiten. Ein  Tag  der  Woche  sollte  als  Ruhetag  gelten.  Unter 
aufscr'Tew  (ähnlichen  Verhältnissen  oder  bei  unvorhergesehenen  Zu- 
fallen konnte  der  die  Arbeiten  leitende  Ingenieur  oder  Architekt 
die  Ausfuhrung  von  Arbeiten  aulserhalb  der  vorschriftsniäfsigen 
Stunden  anordnen.  Diese  Ueberstunden  sollten  mit  dem  um  25 
erhöhten  Stundenlohn  für  i  agesarbeit  und  mit  dem  doppelten  Lohn 
für  Nachtarbeit  bezahlt  werden. 

Ausländische  Arbeiter  durfte  der  Unternehmer  in  Jeder  Ar- 
beitsgattung nur  bb  zu  einem  zehntel  der  Arbeiterzahl  beschäftigen. 
Jede  Uebertretung  der  angeführten  Festsetzungen  sollte  eine  Geld- 
bulse  von  10  Francs  nach  sich  ziehen,  unbeschadet  der  Klausdn 
und  allgemeinen  Bedingungen,  wonach  der  Vertrag  des  Unter- 
nehmers hinfällig  werden  konnte.  Unter  diesen  Bedingungen  wurden 
die  Instandhaltungsarbeiten  der  Bauabteilung  am  to.,  11.,  12.  und 
13.  Juli  1888  vergeben.  Zu  den  Submissionen  zugelassen  wurden 
nur  Unternehmer,  wdche  sich  zur  Beobachtung  der  im  Beschlüsse 
vom  X  Mai  1888  aufgestellten  Regeln  verpflichteten. 

Mazoyer  versichert,  daTs  trotz  der  solchergestalt  den  Bewerbern 
auferlegten  Verpflichtungen  die  Mindestforderungen  nicht  höher 
waren  als  bei  früheren  Submissionen.') 

Der  Erfolg  des  Pariser  Stadtrates  sollte  jedoch  kein  anhaltender 
sein.  Drei  Unternehmer,  w^elche  die  Verpflichtung  hinsichtlich  der 
Arbeitsbedingungen  nicht  unterzeichnet  hatten,  wurden  von  der 
Bewerbung  ausgesclilossen ,  obwohl  ihre  Forderimgcn  niedriger 
waren  als  die  ihrer  Konkurrenten.  Diese  rnternchmcr  erhoben 
bei  dem  Staatsrat  Beschwerde.  Elf  andere  l'nternchnier  und  die 
Arljeitgcbcrs\'ndikate  des  Baugewerbes  schlössen  sich  ihnen  an.  Der 
Staatsrat  hob  durch  Beschluls  vom  21.  März  1890  wegen  Ueber- 
schreitung  der  Zuständigkeit  die  Verfügungen  des  Seinepräfektcs 

')  Müzoyer  a.  a.  O.  S.  147.  Auch  der  Ucricht  d<?r  Koii  rnissinn  lics  (.Icnrral- 
ralci  für  Brücken-  und  Slraisenbau  tnthäU  den  SaU :  „Wider  Erwarten  waren  die 
Miodeslforderungcn  nicht  höher  ab  bei  früheren  äubmissioaen."  Vgl.  dcaBaudin" 
sehe»  Beriebt,  Anhuig,  S.  352. 
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auf,  wodurch  er  die  Zuschläge  im  Juli  1888  genehmigt  hatte. 
Fünf  Jahre  später,  am  25.  Januar  1895,  entschied  der  Staatsrat  im 
gleichen  Sinne.  £r  fiifst  in  dem  Beschlüsse  vom  25.  Januar  X895 
auf  ganz  demselben  Grunde,  wie  die  Regierung  in  ihrem  auf- 
hebenden Dekrete  von  1888.  Der  Staatsrat  erklärt  auch  seiner« 
seits,  dafs  der  Stadtrat  seine  Befugnisse  überschreite,  wenn  er  das 
gcsetzmäfsige  Ergebnis  der  L'ebereinkunft  zwBchen  Unternehmern 
und  Arbeitern  durch  eine  aufgezwungene  Regelung  erset:^e,  und 
der  Durchführung^  der  Verordnung  vom  14.  November  1837  ent- 
gegenwirke, welche  die  (iemeindcn  verpflichte,  Bewerbungen  um 
Arbeiten  und  Lieferungen  der  Konkurrenz  und  der  Oefientlichkeit 
anheimzugeben. 

Das  Beharren  des  Staatsrates  auf  seinem  Standpunkt  zwang 
die  Verfechter  der  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  öfTentlicher 
Arbeiten,  auf  die  Durchfuhrung  der  Reform  innerhalb  des  rein 

«städtischen  Gebietes  zu  \erzichten,  und  sich  an  eine  Instanz  zu 
w^endcn,  die  den  W  iderstand  zu  brechen  vermochte,  welcher  dem 
Vorgehen  des  Tariser  Stadtrats  entge<;en w  irkte. 

Am  30.  Dezember  1893  nahm  der  Pariser  Stadtrat  folgenden, 
Antrag  S.iutons  an:  „Die  Stadtbehörde  wird  aufgefordert,  sich  mit 
den  Vertretern  der  Stadt  Paris  in  der  Kammer  sowohl  als  im  Senat 
in  Beziehung  zu  setzen,  um  im  Parlament  die  vom  Stadtrat  im 
Hinblick  auf  die  Ausführung  der  Arbeiten  auf  den  städtischen 
Werkplätzen  beschlossenen  Klauschi  und  Arbeitsbedingungen  voll 
und  ganz  zur  Annahme  zu  bringen.  '  -) 

Am  30.  Januar  1894  brachte  Vaillant  in  X'erbindung  mit  einer 
grofsen  Anzahl  seiner  Kollegen  in  der  Deputiertenkammer  einen 
Gesetzentwurf  ein,  welcher  die  Stadt  Paris  ermächtigte,  alle  zur 
gehörigen  Ausführung  der  Arbeiten  geeigneten  Mafsnahmen  un- 
mittelbar ins  Werk  zu  setzen  oder  in  die  Bedingungen  für  die 
Vergebung  von  Neu-  oder  Instandhaltungsarbeiten  aiifztmehmen. 
Zu  diesen  Mafsnahmen  gehörten  nach  Art.  2  des  Entwurfes  die 


*)  Es  darf  hier  nicht  unerwähnt  bleiben,  dafs  eine  Anzahl  Smdtverwaltungen 
itt  dok  Provinsen  dem  Pariser  Stadtrat  gleich  versucht  hatten,  den  in  ihren  öflent- 
lichen  Arbeiten  besehüfligten  Angestellten  gQnstige  Arbeitsbedingungen  sn  sichern, 
so  die  Stadtverwaltungen  von  Toulouse,  Limoges,  Albi,  Roubaiz.  Vgl.  Oubert  a.a.O. 
S.  33. 

*)  Masoyer  a.a.  O.  S.  337. 
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Arbeitsbedingungen,  wie  sie  durch  den  Beschluß  des  Pariser  Stadt* 
rates  vom  2.  Mai  1888  festgesetzt  worden. 

Einige  Monate  darauf,  am  23.  Juni  1894,  brachte  Castelin 
einen  \vcitcrj:];^ehcndcn  P!ntwurf  ein,  der  die  Rej]^clung  der  Arbeits- 
bedin^unj^en  auf  den  W'erkplätzen  des  Staates,  der  Departements 
und  der  gemeinnützigen  Betriebe  vorsah. 

Beide  Entwürfe  wurden  der  Arbeitskommission  überwiesen,  und 
am  10.  März  1898  erstattete  Lavy  einen  Bericht,  in  welchem  er 
die  Resultate  darlegte,  zu  welchen  die  Arbeitskommission  gelangt 
war.  Die  von  der  Kommission  besclilossene  Fassung  besagte,  dafs 
der  Staat,  das  Departement  und  die  Gemeinden  bei  ihren  Arbeiten, 
würden  diese  von  ihnen  selbst  ausgeführt  oder  durch  Submission 
vergeben,  gehalten  seien: 

1.  Den  Arbeitern  wöchentlich  einen  Ruhetag  zu  bewilligen, 
oder  die  Bewilligung  eines  solchen  zu  fordern; 

2.  die  Beschäftigung  ausländischer  Arbeiter  nur  in  je  nach  der 
Art  der  Arbeiten  zu  bestimmendem  Maximum  zu  gestatten ; 

3.  »in  Gemäfsheit  des  Dekretgesetzes  vom  2.  März  1848  und 
des  Erlasses  der  provisorischen  Regierung  vom  21.  März 
1848  jede  Akkordarbeit  (marchandage)  zu  verbieten. 

Nach  der  von  der  Kommission  beschlossenen  Fassung  sollten 
nur  die  vorstehenden  Klauseln  obligatorisch  in  die  Vergebungs- 
bedingungen aufgenommen  werdea  Doch  ermächtigte  derselbe 
Entwurf  auch  die  Departements  und  Gemeinden,  diesen  Bedingungen 
(cahiers  des  charL,xs)  femer  Klauseln  bezüglich  der  Festsetzung^  der 
Löhne,  der  Arbeitszeit,  sowie  alle  übrigen  Klauseln  einzufügen, 
welche  geeignet  seien,  die  gehörige  Ausfuhrung  der  Arbeiten  so- 
wohl als  die  richtige  Zahlung  der  Löhne,  die  gehörige  Organisation 
der  Arbeit,  des  Gesundheits«  und  Unfiülschutzes  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  zu  gewährleisten. 

Es  bleiben  also,  wie  man  sieht,  die  Arbeitskommission  und  ihr 
Berichterstatter  La\y  innerhalb  desselben  Bereiche^  welches  vor- 
dem der  Pariser  Stadtrat  eingenommen  hatte.  Man  wollte  den 
Arbeitern  der  öffentlichen  Arbeiten,  sowohl  der  vergebenen  als  der 
direkt  von  den  öffentlichen  Behörden  ausgeführten,  Arbeits- 
bedingungen  sichern,  welche  ihnen  günstig  wären.  Die  Legis- 
laturperiode ging  zu  Ende,  ohne  dafs  über  den  Bericht  Lavys  ver- 
handelt worden.  Bald  nach  dem  Zusammentritt  der  1898  ge- 
wählten neuen  Deputiertenkammer  brachten  VaUlant  und  Castelin 
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ihre  Entwürfe  von  neuem  ein,  denen  sich  weitere  Entwürfe  der 
Abgeordneten  Dansette  und  Holtz  anschlössen.  Nach  ihrer  Ver- 
weisui^  an  eine  neue  Arbeitskommission  wurden  diese  Entwürfe 
Gegenstand  eines  umfassenden,  von  Baudin  (Lavy  war  1898  nicht 
wiedergewählt)  erstatteten  Berichtes,  welchen  der  Berichterstatter 
der  Deputiertenkammer  am  3.  März  1899  vorlegte.  Auf  den  ersten 
Blick  hat  CS  den  Anschein,  als  ob  die  von  Baudin  namens  der 
Arbeitskomnnssion  von  1899  dargelegten  Ergebnisse  idciitiscii  oder 
doch  nahezu  identisch  seien  mit  denen,  welche  Lavy  im  vorher- 
gehenden Jahre  formulierte,  und  ebenso  fast  identiscii  mit  ienen, 
welche  der  Pariser  Stadtrat  vergeblich  durcfi/.u führen  versucht  iiatle. 
In  VValirheit  aber  war  dem  nicht  so.  Der  Baudinsche  ßcriclit  be- 
deutete viehnehr  eine  neue  Stellungnahme,  welche  von  der  früheren 
erheblich  abwich. 

Der  I'ariscr  Stadtrat  wollte  den  Arbeitern  der  öffentliciien  Ar- 
beiten angemessene  Arbeitsbedingungen  sichern,  insbesondere  wollte 
er  ihnen  einen  zur  Sicherung  einer  anständigen  Existenz  aus- 
reichenden Mindestlohn  gewährkLsten.  Baudin  dagegen  sagt  nur, 
dafe  das  bei  den  ÖfTendichen  Arbeiten  ai^ewandte  System  der 
Submission,  des  Zuschlags  an  den  Mindestfofdomden,  dazu  fähren 
könne,  die  Arbeitsbedingungen  der  bei  diesen  Arbeiten  beschäftigten 
Arbdter  schlechter  zu  gestalten,  als  jene  der  anderen  Arbeiter.  Um 
ein  derartiges  Resultat  zu  verhindern,  macht  er  den  Vorschlag,  die 
den  Zuschlag  erhaltenden  Unternehmer  zu  verpflichten, '  ihren  Ar- 
beitern die  üblichen  Lohne  zu  zahlen,  welche  die  anderen  Unter- 
nehmer allgemein  zahlen,  und  femer,  Ihren  Arbeitern  keine  längere 
Arbeitszeit  aufzuerlegen,  als  sie  in  dem  iraglichen  Gewerbe  und  in 
der  betreffenden  (j eisend  üblich  ist. 

Der  Baudinsche  Bericht  enthält  folgende  Stelle:  „Die  Gesetze 
über  die  Frauen-  und  Kinderarbeit,  über  die  Arbeitsunfälle  u.  s.  w., 
gehen  offenbar  von  dem  Gedanken  aus,  dals  die  Arbeiter  in 
.ihrem  Leben  und  ihrer  Gesundheit  geschützt  werden  müssen. 
Die  von  un^;  heute  bctürwortete  Reform  bedeutet  unseres  Fr- 
achtens einen  minder  kühnen  Eingriff  des  Gesetzgebers  in  das 
»i einet  des  freien  Wettbewerbs.  Fs  scheint  uns  von  Wichtig- 
keil, ihre  rra<:^we:te  von  \-ornhercin  genau  festzustellen.  Das  System 
der  Vergebung  an  den  Mindcstfordernden,  wie  es  allen  öffentlichen 
Verwaltungen  auferlegt  ist,  veranlafst  selbstverständlich  die  Be 
Werber,  ihre  Scll)Stkosten  nacli  den  niedrigsten  rreiscn  zu  berechnen. 
F-s  fuhrt  zur  Herabsetzung  der  Eöhne.    Hat  nun  auch  die  Gcsami- 
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hdt  kein  Recht,  sich  in  den  Arbeitsvertrag  einzumischen,  um  eine 
der  Parteien  zu  begünstigen,  so  darf  man  doch  andererseits  min- 
destens fordern,  dals  nichts  geschieht,  was  einen  der  Vertrag- 
schlieCsenden  benachteiligt.  Die  Gesamtheit  aber  wirkt  nun,  will- 
fcQrlich  oder  unwÜlkörtich,  durch  die  Menge  der  von  ihr  angeord- 
■  neten  Arbeiten,  durch  das  System  und  die  Wichtigkeit  der  von  ihr 
mit  der  Privatindustric  getroffenen  Vergebungsbeschlüssc,  auf  die 
Herabdrückung  der  Löhne  hin.  Es  ist  dies  aus  Erfahrung  bekannt. 
Sie  mufs  daher  den  Arbeiter  vor  den  unheilvoUen  Konsequenzen 
ihres  Systems  schützen.  Man  sagt  uns  zwar:  „Es  ist  nicht  ihre 
Aufgabe,  zu  bereichern."  Wir  aber  erwidern:  „Es  ist  nicht  ihre 
Aufgabe,  arm  zu  machen." 

Die  Resultate,  zu  welchen  der  Baudinsche  Bericht  gelangt, 
ähneln  in  auffälliger  Weise  der  Ansicht  der  Mehrheit  des  Obersten 
Arbeilsrates,  welcher  im  Jahre  1897  nach  eingehender  Beschäftigen 

mit  der  Frap;e  zu  dem  Schlüsse  gelangte,  dafs  es  zulässige  sei :  ,.dem 
Unternehmer  die  Vei|)niclnung  aufzuerlerrcn,  die  Lohnsätze  und 
Arbeitszeiten  einzuhalten,  wie  sie  in  der  Stadt  oder  l'mt^ef^end,  wo 
die  Arbeit  ausgeführt  wird,  als  angemessene  und  übliche  betrachtet 
werden." 

In  dem.  dem  Obcr?^ten  Arheitsrat  im  Auftrage  seiner  ständigen 
K.onimis»ion  vort:,^^ leisten  Bericht  äulscrte  sich  der  Berichterstatter 
Kaeufer:  „Wir  bestreiten,  dals  die  Abänderung  der  Verordnung  von 
1837  und  des  Dekretes  von  1882  eine  versteckte  Intervention  des 
Staates  bedeutet  oder  den  ersten  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Fest- 
legung eines  Miiidestlohnes  in  der  Industrie.  Wir  haben  nie  und 
nimmer  au  die  Mu^lichkcit  und  an  das  praktische  Ergebnis 
einer  so  schwerwiegenden  Mafsnahmc  gcgkiubt.  Wir  betonen  nach- 
drücklich, dafs  unser  Vorschlag  ausschliefsüch  den  Zweck  verfolgt, 
die  verschiedenen  öffentlichen  Verwaltungen  zu  veranlassen,  die 
feststehenden  üblichen  Lohne  einzuhalten  oder  einhalten  zu  lassen, 
anstatt  das  Fortbestehen  des  gegenwärtigen  Vergebungssystems  zu 
dulden,  dessen  unheilvolle  Wirkung  durch  empörende  Unterbietung 
die  Löhne  herabdrückt." 

Die  Verhandlung  über  den  Bericht  Baudins  in  der  Kammer  der 
Deputierten  am  4.  und  5.  Mai  1899  wurden  abgebrochen,  ohne  dafs 
die  Kammer  zu  einem  Beschlüsse  gelangt  wäre.   Und  wahrschein* 

>)  Vgl.  Baudins  Bericht  S.  8. 
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Beb  warteten  wir  noch  immer  auf  eine  gesetzliche  Regelung  der 
Frage,  wenn  nicht  Millerand,  im  Juni  1899  in  das  Ministerium  für 
Handd  und  Industrie  berufen,  äch  entschlossen  hätte,  sie  auf  dem 
Wege  des  Dekrets  zu  lösen. 

Wie  der  neue  Handelsniinistcr  in  der  Arbeitskommission  am 
I.  Juli  1899  bereits  angekündigt  hatte,  haben  die  Dekrete  vom 
IG.  August  1899  die  in  Baudins  Bericht  gemachten  Vorschläge  im 
j^Tofseii  und  ^^1nzcn  verwirklicht.  Wie  wir  jedoch  sehen  werden, 
haben  die  Dekrete  nicht  weit  ^enu|^  <^ch<"n  und  so  einschneidende 
X'üfschriften  geben  köimen,  als  es  dem  Gesetze  möglich  gewesen 
wäre. 

Von  den  drei  Dekreten  vom  iO.  August  1899  beschaftii.^t  sich 
das  erste  mit  den  Arbeitsbedingungen  bei  den  staatliciierseits  ver- 
gebenen Arbeiten  und  Lieferungen,  das  zweite  mit  den  seitens  der 
Departements  t^eniachtcn  Absclilüssen.  und  das  dritte  niit  jenen  der 
Gemeinden  und  gemeinnützigen  Anstalten.  Das  fiii  den  Staat  nun- 
mehr geschaffene  Verhältnis  liegt  L;anz  anders,  wie  jenes  der  De- 
partements, der  Gemeinden  und  der  gemeinnützigen  Anstalten. 
Das  erste  Dekret  legt  den  vom  Staat  abhäiigi<:;en  Verwaltungen 
nämlich  die  Verpflichtung  auf,  gewisse  Klauseln  den  Be- 
dingungen für  die  Vergebung  ihrer  Arbeiten  einzufügen.  Die 
beiden  anderen  Dekrete  verleihen  den  Departements,  Gemeinden 
und  gemeinnützigen  Anstalten  lediglich  die  Befugnis  hierzu.  Die 
von  Baudin  vorgeschlagene  I'assung  dagegen  legte  den  Departe- 
ments, (Tcmcinden  etc.  bestimmte  X'erpflichtungcn  auf.  Kin  Dekret 
darf  jedocii  derartige  oblii^atorischc  Bestimmungen  für  Departe- 
ments, Gemeinden  etc.  nicht  enthalten. 

Dem  ersten  Dekret  zufolge  müssen  die  Bestimmungen 
icahiers  de  chargesj  für  die  Vergei)ung  öffentlicher  Arbeiten  von 
Seiten  rlrs  Staates  Klauseln  cntiialten ,  durch  welche  sich  der 
Unternehmer  verpflichtet,  folgende  Bedingungen  zu  erfüllen : 

1.  den  Arbeitern  und  Angestellten  allwöchentlich  einen  Ruhe- 
tag zu  gewährleisten; 

2.  ausländische  Arbeiter  nur  in  einem  von  der  Behörde  je 
nach  der  Art  der  Arbeiten  und  nach  der  Gegend,  wo 
diese  stattfinden,  festzusetzenden  Verhältnis  zu  beschäf« 
tigen; 

3.  den  Arbeitern  einen  Normallohn  zu  zahlen,  der  fax  jedes 
Gewerbe  und  in  jedem  Gewerbe  liir  jede  Arbeiterkategorie 
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gleich  ist  dem  allgemem  üblichen  Satze  in  der  Stadt  oder 

der  Gegend,  wo  die  Arbeit  ausgeföhrt  wird; 
4.  die  tä^iche  Arbeitszeit  auf  die  übliche  normale  Arbettszat 

iiir  jede  Arbeiterkategorie  in  der  b^effenden  Stadt  oder 

Gegend  zu  beschränken. 
In  unabwendbaren  Notfällen  darf  der  Unternehmer  unter  aus* 
drücklieber  und  besonderer  Gene!imigung  der  Behörde  von  der 
Einhaltung  der  in  Absatz  i  und  4  festgesetzten  Klauseln  Abstand 
nehmen.  Die  sich  hierbei  ergebenden  Ueberstunden  werden  durch 
eine  Lohnerhöhung  vergütet,  deren  Festsetzung  durch  die  Ver- 
tragsbedingungen  geschieht 

Laut  Art.  i  der  beiden  anderen  Dekrete  können  (statt 
müssen)  die  Bestimmungen  über  Vergebung  von  Arbeiten  und 
I-icfcrun-ren  seitens  der  Departements,  der  Gemeinden  und  der 
Wohlthätigkeitsanstaltcn  Klauseln  enthalten,  nach  welchen  sich  der 
Unternehmer  zur  Einhaltung  der  Bedingungen  verpflichtet,  die,  wie 
wir  eben  sahen,  für  die  Uebernehmer  von  staatlichen  Arbeiten  in 
allen  Fällen  obligatorisch  sind.  Eine  Verpflichtung  wird  indessen 
auch  den  Departements,  Gemeinden  und  öffentlichen  Wohlthätigkeits- 
anstaltcn auferlegt.  Doch  handelt  es  sich  hier  um  herkömmliche 
Klauseln  oder  um  solche,  welche  die  Befolgung  von  Erlassen  be- 
zwecken, die  Gesetzeskraft  haben.  Die  Departements,  Gemeinden  u*s.w. 
müssen  in  ihre  Vergebungsbestimmungen  eine  Klausel  aufnehmen, 
nach  welcher  sich  der  Unternehmer  verpflichtet,  keinen  Teil  seiner 
Vertragsleistiinj:^  nn  Subunternehmer  ohne  die  nu?;drücklichc  Ge- 
nehmigung der  Behörde  und  unter  dem  Vorbehalt  abzutreten,  dais 
er  sowohl  der  Behörde  als  den  Arbeitern  und  Dritten  p^egenübcr 
personlich  haftbar  bleibt.  Eine  weitere  Klausel  soll  an  das  Verbot 
der  Akkordarbeit  (marchandage)  erinnern,  wie  es  aus  dem  Dekret 
vom  2.  März  1848  und  dem  Regierungserlafis  vom  21.  März  1848 
erhellt. 

Wie  wir  bereits  erwähnten,  müssen  die  Bedingungen  (cahiers 
des  rharges)  über  die  Vergebungen  seitens  des  Staates,  und  können 
jene  der  Departements,  Gemeinden  und  der  Wohlthätigkeitsanstaltcn 
eine  Klausel  enthalten,  nach  welcher  der  Unternehmer  sich  zur 
Zahlung  eine«;  N  o  r  m  a  i  lohnes  an  die  Arbeiter  veriifliciUet.  Man 
darf  sich  durch  den  Ausdruck  Nomiallohn  nicht  täuschen  lassen. 
Uebrigens  erklärt  ihn  auch  der  weitere  Text  des  Art.  i  hinlänglich: 
Als  Normallohn  ist  vai  verstellen  iler  Lohn  für  jedes  (lewerbe,  und 
in  jedem  Gewerbe  für  jede  Arbeiterkategorie,  nach  dem  in  der 
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Stadt  oder  in  der  Gegend,  wo  die  Arbeit  ausgeführt  wird,  gemein- 
üblichen   Satze.     Baudin    erklärte    die  Anwendung  des  Wortes 
,/ioniial"  wie  folgt:  „Mit  Unrecht  oder  mit  Recht,  unseres  Er- 
aditens  mit  Recht,  hat  man  behauptet,  dafs  die  Submissionen  und 
die  grofsen  staatlichen  Arbeiten  den  normalen  Gang  der  Löhne 
störten.   £s  ist  die  Theorie,  welche  wir  soeben  darlegten.  Das 
Wort  „normal"  bringt  den  Gedanken  zum  Ausdruck,  dafs  es  sich 
um  den  fortschreitenden  Gang  der  Löhne,  abgesehen  vom  Einflüsse 
jener  störenden  Kiemente  handelt   £s  deutet  darauf  hin,  dafs  die 
im  vorliqg^enden  Entwürfe  vorgesehenen  Bedingungen  ermöglichen 
werden,  den  goneinübiichen  Lohn  als  normalen  zu  betrachten."^) 
Ganz  sicher  wollen  weder  die  Dekrete ,  noch  der  von  fiaudin  be- 
fürwortete   Entwurf    in    die  Vergebungsbedingungen  Lohntarifc 
bringen,  welche  sich  nach  den  Lebensbedürfnissen  der  Arbeiter 
richten.    „Es  ist  nicht  beabsichtigt,  wie  kaum  gesagt  zu  werden 
braucht,"  schrieb  ferner  der  Berichterstatter  1899,  „gesetzlich  einen 
Mindestlohn  zu  fixieren,  den  notwendigen  niedrigsten  Satz,  welcher 
den  nach  den  Lebensbedürfnissen  des  Arbeiters  berechneten  Lohn 
darstellt,  willkürlich  oder  vielmehr  auf  dem  Verwaltungswege  den 
Lohn  zu  ändern,  wie  er  sich  aus  dem  Spiel  des  freien  Wettbewerbs 
und  aus  verschiedenen  anderen  Ursachen  ergiebt,  welche  den  Gang 
der  Löhne  beeinflussen."  ■)   Das  Gleiche  ist  inbetreff  der  n  o  r  ni  a  le  n 
Arbeitszeit  zu  bemerken,  womit  die  Verfasser  des  Dekrets  lediglich 
die  Arbeitszeit  meinen,  wie  sie  sich  herkömmhch  in  den  Gewerben 
und  einzelnen  Gegenden  gestaltet  hat. 

Uebrigens  ist  hier  sogleich  hervorzuheben,  dafs  die  Regel, 
wonach  der  Uebernehmer  von  öffentlichen  Arbeiten  seinen  Ar- 
beitern den  normalen  Lohn  zahlen  soll,  Ausnahmen  zulälst.  Mufs 
der  Unternehnif»r  Arbeiter  anstellen,  welche  infolge  ihrer  Kör[)er- 
beschalfcnhcit  den  Arbeitern  derselben  Kategorie  an  Leistungsfähig- 
keit oft'enbar  nachstehen ,  so  kann  er  ihnen  einen  niedrigeren  als 
den  normalen  Lohn  zahlen.  Das  Maximalverhältnis  dieser  Arbeiter 
zur  Gesanitzahl  der  betreffenden  Arbeiterkategorie,  sowie  der  Möchst- 
betrag  der  zultässigen  X'erringerung  ihres  Luhnes  werden  durch  die 
Vergebungsbedingungen  festgesetzt.  ,.Ks  erscheint  unumgänglich," 
schrieb  Baudin,  ,,eine  Ausnahme  für  die  jugendlichen  Arbeiter,  die 
Greise,  die  Krüppel  und  alle  diejenigen  zuzulassen,  welche  man  in 

»)  Vgl.  Baudiiis  Ilcricht  S.  43. 
')  Vgl.  Baudins  Bericht  S.  20. 
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Belgien  allg^emem  als  Halbarbeiter  bezeichnet.  Die  allzu  strenge 
Forderung  des  normalen  und  üblichen  Lohnes  würde  sonst  das 
Resultat  zeitigen,  sie  dauernd  von  den  Werkplätzen  des  Staates, 
der  Departements  und  der  Gemeinden  auszuschlielsen;  sie  wurde* 
ihre  Lage  hierdurch  seltsamerweise  erschweren."  ^)  Zweifellos  können 
übrigens,  sowohl  was  den  Lohn  als  was  die  tägliche  Arbeitszeit 
betrifft,  in  demselben  Gewerbe  oder  in  derselben  Gegend  zuweilen 
sehr  verschiedene  Sätze  bzw.  Zeiten  üblich  sein.  Daher  entsteht 
die  sehr  wichtige  Frage,  wer  darüber  zu  befinden  hat,  welchen 
normalen  Lohnsatz,  welche  normale  Arbeitszeit  der  den  Zuschlag 
Erhaltende,  oder  sagen  wir  allgemeiner  und  zutreffender  der  Kon* 
Zessionar  der  öffentlichen  Arbeiten  einhalten  soll.  Wer  wird  diese 
Festsetzung  bewerkstelligen  und  zu  welchem  Zeitpunkt  soll  sie 
geschehen? 

Die  Dekrete  vom  lo.  August  1899  wollten  diese  Festsetzung 
nicht  dem  Uebemehmer,  dem  Konzessionär  überlassen.  Es  soll 
vielmehr  die  beteiligte  Behörde  den  normalen  und  üblichen  Lohn* 
satz  und  die  normale  und  übliche  Arbeitszeit  feststellen  oder  er* 
mttteln.  In  der  Regel  sind  diese  Feststellungen  und  Ermittelungen 
vor  Erteilung  der  Zuschläge  zu  bewerkstelligen,  falls  dies  nicht 
thatsachlich  unmöglich  ist;  die  Ergebnisse  dieser  Feststellungen 
sind  als  Anlagen  den  Bedingungen  (cahiers  des  chaiges)  anzufügen. 
Die  Verfasser  der  Dekrete  sind  hier  der  Arbeitskommission  gefolgt 
und  haben  aus  guten  Gründen  von  dem  sogenannten  Repressivsystera 
Abstand  genommen,  welches  namentlich  in  England  befolgt  wird, 
und  nach  welchem  die  Behörde  den  üblichen  Lohn  nur  feststellt, 
wenn  bei  ihr  Beschwerde  treführt  wird,  dafe  dieser  Lohn  von  einem 
Uebernehmer  öffcntHcher  Arbeiten  nicht  gezahlt  worden  sei.  Man 
war  der  Ansicht,  dafs  dieses  Repressi\  s\  stem  nur  in  Landern  an- 
wendbar sei,  in  denen  zahlreiche  Tarife  von  Gewerkx creinen 
existieren.  Das  System  der  Dekrete  hat  übrigens  zweifellos  den 
Vorzug,  dafs  „alle  Parteien  über  ihre  Rechte  und  Pflichten  unter- 
richtet sind."-)  Die  den  Wrgebungsbedingungen  als  .'\nlagen  bei- 
gefügten Feststellungen  sind  ferner  durch  .Aushang  in  den  Werk* 
platzen  und  Werkstätten  bekannt  zu  geben,  in  denen  die  fraglichen 
Arbeiten  ausgeführt  werden.  Auf  \yelchen  Unterlagen  haben  die 
beteiligten  Behörden   diese  Festsetzungen   zu   bewirken?  Diese 

'1  Vgl.  Baudins  Bericht  S.  52. 

')  Vgl.  Baudiaa  Bericht  S.  33  u.  35. 
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Frage  beantwortet  Art  3  eines  jeden  der  Dekrete  vom  la  August 
Die  Behörden  müssen  in  erster  Linie  soweit  als  möglich  Abmachungen 
zwischen  Unternehmer*  und  Arbeiters3mdikaten  des  Ortes  oder  der 
Gegend  zu  Rate  ziehen.  In  einer  Anweisung  des  Ministers  für 
Handel  und  Industrie  vom  14.  November  1S99  an  die  Prafekten 
werden  die  Bestimmungen  des  Art.  3  der  Dekrete  vom  10.  August 
1899  wie  folgt  erläutert :  „Die  behördliche  Kommission  hat  sich  zu 
vergewissern,  ob  nicht  Abmachungen  zwischen  Unternehmer-  und 
Arbeitersyndikaten  für  bestimmte  Gewerbe  am  Orte  oder  in  der 
Gc^nd  existieren.  In  diesem  Falle  hat  sie  festzustellen,  ob  es  sich 
um  zuverlässige,  eine  bedeutende  Anzahl  von  Unternehmern  und 
Arbeitern  umüaissende  Abmachungen  handelt,  und  verhält  sich  dies 
so,  dann  hat  sie  diese  Abmachungen  lediglich  in  der  die  Fest- 
stellungen enthaltenden  Anlage  zu  verzeichnen.  Beim  Fehlen  der- 
artiger Abmachungen  hat  sie  Erhebungen  anzustellen,  welche  sich 
hauptsächlich  stützen  auf  persönliche  Erfahrungen  ihrer  Mitglieder 
und  auf  Auskünfte,  welche  ihr  geben  können :  Preislisten,  von  den 
verschiedenen  öffentlichen  Behörden  gezahlte  Preist,  Nachfragen  bei 
Fachvereinen,  Gewerbegerichten,  Ingenieuren,  Architekten  u.  s.  w, 
Aufserdem  hat  sie  in  jedem  der  beteiligten  Gewerbe  das  Gutachten 
gemischter  Kommissionen  zu  erfordern,  die  aus  Unternehmern  und 
Arbeitern  in  gleicher  Anzahl  bestehen.  Diese  Kommissionen  dürfen 
nicht  zu  grofs  sein  —  drei  oder  vier  Unternehmer  und  ebensoviel 
Arbeiter  werden  in  der  Regel  hinreichend  sein,  um  durch  sie  die 
Lohne  für  jedes  Gewerbe  festzustellen.  Zu  Kommissionsmitgliedern 
sind  zu  wählen  Beisitzer  von  Gewerbegerichten  der  fraglichen  Ge- 
werbe, Präsidenten,  Sekretäre  und  Mitglieder  von  Unternehmer- 
und Arbeitersyndikaten,  oder,  wenn  solche  nicht  vorhanden,  Arbeiter 
und  Unternehmer  des  Gewerbes,  welche  als  anständig  und  sach- 
kundig bekannt  ?;ind.  Die  I  Unternehmer  und  Arbeiter  der  gemischten 
Kommissionen,  welche  den  gleichen  Thatbestand  festzustellen  haben, 
müssen  stets  auf  gleiche  Feststellungen  hinauskommen.  Andernfalls 
haben  Unternehmer  und  Arbeiter  ihr  Gutacliten  gesondert  in  das 
Sitzungsprotokoll  aufzunehmen.  Nach  diesem  Protokoll  und  unter 
Zuhilfenahme  der  Auskünfte,  welche  der  behördlichen  Kommission 
ihre  eigenen  Mitglieder  liefern,  oder  jede  ihr  geeignet  erscheinende 
Erkundigung,  hat  sie  das  eingehende  Verzeichnis  der  üblichen  Löhne 
und  Arbcits/eitei"!  aiifzustellen." 

In  der  allgernemen  Anweisung  über  die  .Anwendung  des  De- 
kretes vom  10.  August  1899  betr.  die  Arbeitsbedingungen  bei  Ver- 
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gebung  öffentlicher  Art)eiten  seitens  des  Staates,  welche  An- 
weisung der  von  uns  soeben  angeführten  an  die  Präfekten  vorher- 
gef^anf]fen  war,  hatte  der  ITandclsminii>ter  sich  mit  dem  Falle  be- 
schäftigt, dafs  die  Arbeit  nach  Stück  bezahlt  wird.  Es  heilst  dort: 
„Besteht  für  Stückarbeit  ein  gehörig  bestimmter  und  in  der  Gejjend 
allgemein  anerkannter  Tarif,  so  hat  die  Behörde  diesen  1  arif  unter 
den  in  Art.  3  geforderten  Garantieen  in  das  \' crzcichnis  aufzuiiefimen. 
Andernfalls  steht  es  dem  Unternehmer  oder  Fabrikanten  frei,  in 
seinem  Betriebe  die  ihn  am  geeignetsten  erschdnende  Art  der 
Arbeitsablohnung  festzusetzen,  wobei  der  durchschnittlich  von  einem 
Arbeiter  in  einer  gegebenen  Zeit  verdiente  Lohn  nicht  weniger  be< 
tragen  darf,  als  der  in  das  Verzeichnis  eingetragene  übliche  Stunden* 
oder  Tageslohn/'  Durch  die  Berufung  an  die  aus  gleicher  Anzahl 
von  Unternehmern  und  Arbeitern  bestehenden  gemischten 
Kommissionen  folgten  der  von  der  Arbeitskommission  1899  ausge- 
arbeitete Entwurf  und  die  Dekrete  vom  lO.  August  einem  1897 
vom  Obersten  Arbeit.srat  gefafsten  Beschlüsse.  Baudin  he<;te  die 
Erwartung,  dafs  die  von  uns  soeben  angeführten  BestimniunL^en 
aufserordcntlich  angeth.m  seien,  die  EntwicklunL;  der  gewerblichen 
Fachorgan is.'iti(in  und  namentlich  der  Abmachungen  zwischen  Ar- 
beitern und  L'nternehiiicrn  in  den  verschiedenen  Gewerben  zu 
fordern.  „Die  Wirksamkeit  der  gemischten  Koinmissionen,"  schrieb 
er,  „wird  in  der  Zeit  nach  der  Verkündigung  des  Gesetzes  zweifel- 
los ebe  ganz  bedeutende  sein.  Doch  werden  sie  voraussichtlich 
allmählich  vor  der  Fachvereinsbildung  zunicktreten.  Sie  werden 
die  Organe  eines  Zwischenstadiums  sein.  Sie  werden  durch  ihren 
Frieden  und  Einvernehmen  stiftenden  Charakter  den  Weg  fiir  die 
Syndikate  bahnen.  Sie  werden  die  Gewöhnung  an  Verhandlungen, 
gegenseitige  Achtung  und  Höflichkeit  herbeiführen.  Sie  werden 
Vereingenommenheit,  verkehrten  Stolz  und  unberechtigten  Argwohn 
beseitigen,  die  oft  allein  einem  billigen  Abkommen  entgegenstehen, 
das,  nach  der  Rechtssjirache,  das  Gesetz  der  Parteien  ist."'") 

Durch  Dekret  vom  17.  September  1900  wird  angeordnet,  dafs 


*)  Vgl.  Bau d ins  Bericht  S.  31.  —  Der  Oberste  Arbcitsrat  hatte  1897  einen 
von  Kacufer  und  de  Mun  formulierten  Beschlufs  folgenden  Inhaltj  gcfafsi  ,.ücr 
Oberstr  Rat  int  dcT  Ansicht,  dafs  die  ö<fcn!lich<»  Gewalt,  die  f»esetif^«'}n!nq  niit  .illen 
Mittein  die  i^ntwicklung  der  fachgewerblichen  Vercinsbildung  fördern  muls,  welche 
die  Aufgabe  bat,  die  Arbeitsbedingungen  durch  die  Einigung  von  Unteraehincra  und 
Arbeitgebern  ferisuictsen.** 


Digrtized  by  Google 


Raoul  Jay,  Die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  üfTentl.  Arbeiten. 

durch  Mifitstenalcrlafs  Arbdtsausschüsse  geschaffen  werden  können, 
deren  Mitglieder  zur  Hälfte  von  den  Unternehmersyndikaten,  zur 
Hälfte  von  den  Arbeitersyndtkaten  zu  ernennen  sind.  Nach  diesem 
Dekret  haben  diese  Arbeitsausschüsse  u.  a.  die  Aufgabe,  in  jedem 
Bezirk  für  alle  im  Arbeitsausschusse  vertretenen  Gewerbe,  und  soweit 
als  möglich  unter  Herbeiführung  einer  Einigung  zwischen  Unter- 
nehmer' und  Arbeitersyndikaten,  eine  Ueberstcht  des  normalen  und 
üblichen  Satzes  der  Löhne  und  der  taglichen  Arbeitszeit  aufeustellen. 
Diese  Uebersicht,  unter  den  in  Art.  5  des  Dekrets  vom  10.  August 
1899  bestimmten  Formen  zusammengestellt,  dient  den  beteiligten 
Behörden  gegebenenfalles  als  die  durch  Dekret  vom  10.  August 
vorgeschriebene  Feststellung.  Diese  Verzeichnisse  können  übrigens 
auf  Antrag  der  Unternehmer  oder  der  Arbeiter  einer  Revision 
unterzogen  werden,  wenn  Aenderungeh  im  Lohnsatz  und  der  t^- 
Hchen  Arbeitszeit  in  der  fraglichen  Industrie  altgemein  eingeführt 
sind  Die  Revision  wird  in  derselben  Weise  bewirkt,  wie  die 
erste  Aufetellung  des  Verzeichnisses.  Eine  entsprechende  Revision 
der  Lieferui^preise  kann  vom  Unternehmer  beantragt  oder  von 
der  Behörde  von  Amtswegen  bewirkt  werden,  wenn  die  festgestellten 
Aenderungen  im  Lohnsatz  oder  der  täglichen  Arbeitszeit  die  in  den 
Vergebungsbedingungen  festgesetzten  Grenzen  überschreiten. 

Es  erübrigt  nunmehr  noch  anzuführen,  auf  welche  Gattungen 
von  Arbeiten  die  Vorschriften  der  Dekrete  vom  10.  August  1899 
Anwendung  finden,  und  wie  die  NichtbesKihtung  dieser  Vorsehriften 
geahndet  wird.  Die  Dekrete  haben  die  submissionsweise  oder  die 
freihändige  Vergebung  von  Arbeiten  oder  Lieferungen  im  Auge. 
Es  werden  sich  keine  Schwierigkeiten  erheben,  wenn  man  mit 
einem  ausschlieCslich  für  den  Staat,  das  Departement  u.  s.  w.  thäti^cn 
Unternehmer  zu  thun  hat,  namentlich  wenn  er  auf  einem  VVerk- 
platze  des  Staates,  des  Departements,  der  Gemeinde  arbeiten  läfst, 
wenn  man  beispielsweise  mit  einem  Unternehmer  zu  thun  hnt,  der 
mit  dem  Bau  einer  Strafse  beauftragt  ist.  In  diesem  Falle  mufs 
der  Unternehmer  offenbar  allen  von  ihm  beschäftigten  Arbeitern 
die  in  den  Vergebungsbestimmungen  (cahiers  des  chargcs)  festge- 
setzten Arbeitsbedingungen  zugute  kommen  lassen.  Oft  aber 
arbeiten  die  Unternehmer,  die  Lieferanten,  in  ihren  eigenen  Werk- 
stätten; mitunter  haben  Unternehmer  neben  der  Kundschaft  des 
Staates,  des  Departements  u.  s.  w.  eine  Privatkundschaft.  Es  wird 
auch  vorkommen,  dals  der  Staat,  das  Departement  u.  s.  w.  fertige 
Lieferungsgegenstände  brauchen  und  sich  dieserhalb  an  Händler 
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wenden.  Der  den  Zusclilag  erhaltende  Unicrnelimer  wird  selbst 
häufig  bereits  bearbeitetes  Material  verwenden.  Kann  man  verlangen, 
ddh  die  Arbeitsbedingungen  in  all  den  Werkstätten  eingehalten 
werden,  die  auch  nur  teilweise  an  den  für  den  Staat,  das  De- 
partement u.  s.  w.  bestimmten  Lieferungen  arbeitend  Soll  man, 
noch  weitergehend,  verlangen,  dalk  die  von  den  Lieferanten  veiar* 
beiteten  Materialien  selbst  von  Arbeitern  hergerichtet  werden,  die 
von  den  normalen  Arbeitsbedingungen  profitieren?  £s  and  dies 
sehr  heikle  Fragen.  Unseres  Erachtens  ist  es  wünschenswert,  dafs 
die  Arbeitsbedingungen  in  möglichst  weitem  Umfange  Anwendung 
finden ;  andererseits  ist  nicht  zu  verkennen ,  dafs  man  auf  groCse 
Schwierigkeiten  stöfst,  wenn  man  mit  dies("r  Anwendung  etwas  weit 
geht.  Dies  hatte  die  1899  er  Arbcitskomniission  wohl  eingesehen. 
„Der  Entwurf,"  schrieb  Baudin,  „hat  einzig  und  allein  die  Zurichtungs- 
arbeiten,  speziellen  Herstellungen,  Hauten  im  Auge,  welche  aus- 
drücklich im  Auftrage  des  Staates  für  ihn  auf  seine  Weisungen  und 
nicht  für  den  allgemeinen  Markt  ausgeführt  werden.  Man  hat  hier 
mit  Unternehmern,  mit  Herstellungsbetrieben  und  nicht  nüt  Händ- 
lern der  gewohnlichen  Lieferungsgegenstande  zu  thun.')" 

Anscheinend  haben  auch  hier  die  Verfasser  der  Dekrete  vom 
la  August  1899  sich  die  Resultate  der  Arbeitskommission  der 
Deputiertenkammer  zu  eigen  gemacht.  Laut  Art  i  der  drei  Dekrete 
soll  sich  der  Unternehmer  verpflichten,  die  beziigüch  der  Arbeiter 
festgesetzten  Bedingungen  allein  in  den  zwecks  Ausführung  des 
Auftrages  eingerichteten  oder  hierfiir  thätigen  Werkplätzen  oder 
Werkstätten  einzuhalten. 

Nach  tler  allgemeinen  Anweisung  des  1  landelsministers  betr.  die 
Anwendung  des  Dekretes  vom  10.  August  1899  über  die  Arbeits- 
bedingungen bei  den  staatlichen  Arbeiten  hat  diese  Anwendung 
des  Dekretes  vom  lo.  August  1899  zwei  Voraussetzungen.  Erstens 
muls  ein  Auftrag  öflfentlicher  Arbeiten  oder  von  Lieferungen  seitens 
des  Staates  vorliegen.  Zweitens  müssen  femer  die  Werkplätze  oder 
Werkstätten  zwecks  Ausfuhrung  des  Auftrages  eingerichtet  oder 
hierfür  thätig  sein.  Es  ist  indessen  wohl  zu  beachten,  da(s  der 
Ausdrude  „Werkstätte''  (atelier)  nicht  etwa  das  Ganze  eines  Industrie- 
betriebes, eines  Hüttenwerl^,  einer  Fabrik  bedeutet,  sondern 
lediglich  jede  gesonderte  Arbeitergruppe,  welche  vorwiegend  für  den 
Aufitrag  thätig  ist 


*)  Vgl.  Baudins  Bericht  S.  39. 
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Fassen  wir  ntitimehr  die  Tragweite  der  Dekrete  vom  la  August 
1S99  ins  Auge.  Das  Ideal,  welches  dem  Pariser  Stadtrat  vor- 
schwebte, haben  sie  nicht  völlig  verwirklicht  Es  ist  zu  bedauern, 
dafs  sie  offenbar  nicht  immer  dem  Staate,  den  Departements,  den 
Gemeinden,  den  Wohlthatigkeitsanstalten  ermöglichen,  unabhängig 
von  den  üblichen.  Bedingungen  allen  für  sie  that^n  Arbeitern 
billige  Beachäftigungsbedingungen  und  namentlich  angemessenen 
Lohn  zu  achem.  Man  kann  indessen  immerhin  fragen,  ob  ihre 
Anwendung  vielleicht  nicht,  in  gewissem  Umfange  wenigstens,  die- 
selbe Wirkui^  zeitigen  werde,  welche  die  Beschlüsse  des  Pariser 
Stadtrats  oder  die  Vorschläge  Lavys  gehabt  haben  würden.  Der 
normale,  übliche  Lohn,  der  normale  und  übliche  Arbeitstaf^  in  einem 
Gewerbe  oder  einer  Gegend  können  oft  in  verschiedener  Weise  ge- 
schätzt werden;  es  steht  zu  hoffen,  dals  in  einem  solchen  Falle  die 
beteiligten  Behörden  nicht  den  den  Arbeitern  ungünstigsten  Modus 
der  Schätzung  wählen  werden.  Hätten  die  Dekrete  vom  10.  August 
übrigens  nur  das  Resultat,  das  Herabdrücken  der  Löhne,  der  Arbeits- 
bedingungen überhaupt,  —  jederzeit  eine  mögliche  logische  Folge  der 
Vergebung  an  den  Mindestfordernden  — ,  zu  hindern,  so  könnte 
man  auch  dann  ihre  Bedeutung  nicht  leugnen,  ohne  ungerecht 
zu  sein. 

nun  die  Vorschriften  betr.  die  Sicherung  der  Durchführung 
dieser  Dekrete  anlangt,  so  ist  man  leider  berechtigt  zu  fragen, 
ob  sie  auch  stets  Nachdruck  genug  besitzen,  um  wirksam  zu  sein. 

Der  Gesetzentwurf  von  1899  sah  gegen  Zuwiderhandlungen 
Strafen  vor.  Es  konnten  hiernach  Geldstrafen  von  l  bis  15  Frcs., 
und  im  Wiederholungsfalle  von  16  bis  100  Frcs.  auferlegt  werden. 
Das  Recht,  Zuwiderhandlungen  festzustellen,  war  den  beteiligten 
Behörden,  den  Fabrikinspektoren  eingeräumt.  Die  Dekrete  durften 
solche  Strafbestimmungen  nicht  erlassen.  Allerdings  können  die 
Verf^cbung^sbcding^unpjen  Gcldbufscn  vorsehen.  Ferner  sollen  diese 
Bedingungen  nach  den  Dekreten  die  Bestimmung  eiuhahen ,  dafs 
die  Beh(")rcle,  wenn  sie  eine  Dift'erenz  zwischen  dem  den  Arbeitern 
gezahlten  Lohn  und  dem  in  der  angegebenen  h'orm  festgestelUcn 
üblichen  Lohn  ermittelt,  die  benachtcihgten  Arbeiter  direkt  ent- 
schädii^t  iir.d  :/\var  aus  den  Beträgen,  welche  sie  von  den  dem 
Unternehmer  schuldigen  Sunmrcn  zurückbehält  und  aus  seiner 
Kaution.  Endlich  kann  in  dem  Falle,  dafs  wiederholte  Verfehlungen 
gegen  die  Arbeitsbedingungen  seitens  eines  Unternehmers  vor- 
kommen, die  zuständige  Behörde  unbeschadet  der  üblichen  ße- 
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Stimmungen  in  den  Vergebungsbedingungen  seinen  Ausschlufs  von 
ihren  LicferunL^s-  und  Arbeitsaufträgen  für  gewisse  Zeit  oder  für 
immer  ausäpreciien. 

Wie  zu  erwarten,  war  die  Stadt  Paris  eine  der  ersten,  welche 
von  der  den  Gemeinden  durch  die  Dekrete  vom  la  August  1899 
verliehenen  Befugnis  Gebrauch  machten.  Der  Zusatzartikel,  welcher 
infolgedessen  den  allgemdnen  Bedingungen  fär  die  Vergebung  von 
Arbeiten  seitens  der  Stadt  Paris  eingefügt  ist,  enthalt  sämtliche  in 
den  Dekreten  vom  10.  August  1899  zu  Gunsten  der  Aibeiter  vor- 
gesehenen Klauseln.  Der  Unternehmer  ist  insbesondere  verpflichtet, 
den  Arbeitern  in  jedem  Gewerbe  und  in  jedem  Gewerbe  für  jede 
Kategorie  die  in  der  Liste  von  1882  festgesetzten  Löhne  zu  zahlen. 
Mufs  der  Unternehnier  Arbeiter  beschäftif^cn ,  welche  infolge  ihrer 
Körperbeschaffenheit  den  Arbeitern  derselben  Kategorie  offenbar 
an  I.eistiinp;sfiUiigkeit  nachstehen,  so  darf  er  ihnen  ausnahmsweise 
einen  Lohn  zalilen ,  der  höchstens  V'^  niedri^^er  ist,  als  die  Sätze 
der  genannten  Liste.  Die  Anzahl  der  sok  her^estah  !)eschäftigten 
Arbeiter  darf  ein  Fünftel  der  Gesamtarbeiterzahl  der  tragliciien 
Kategorie  keinesfalls  übersteigen.  Die  tägliche  Arbeitszeit  ist  durch 
die  in  der  1882  er  Liste  festgesetzte  Dauer  zu  beschränken.  In 
unviermeidlichen  Notfällen  darf  der  Unternehmer  unter  ausdrück* 
lieber  Genehmigung  der  Behörde  von  der  Einhaltui^  dieser  Klausel 
Abstand  nehmen,  doch  müssen  die  hierdurch  entstehenden  Ueber- 
stunden  mit  einer  den  normalen  Satz  um  ein  Fünftel  überst^enden 
Lohnerhöhung  vergütet  werden.  Die  Durchführung  des  Zusatz- 
artikels wird  zweifellos  durch  Absatz  2  des  Art.  1 5  der  allgemeinen 
Bedingungen  für  die  Veigebung  von  Hr>.narbciten  der  Stadt  er- 
leichtert, welcher  lautet :   Der  Unternelimer  hat  eine  Liste  der 

Arbeiter,  welche  bei  der  Ausfuhrung  der  den  Gc£^cnstand  seines 
Auftra<^es  bildenden  Arbeiten  thätijf  sind,  unter  Angabe  ihres  Ge- 
burtsortes und  ihres  Lohnes  bei  jedem  einzelnen  rc^elmäfsif;  forl- 
zufiiliren  und  diese  von  Zeit  zu  Zei^  an  festzusetzenden  lermincn 
dem  Stadtbaunieister  einzureichen.*' ') 

Eine  ganze  Anzahl  von  Angaben  über  die  Ausführung  der 
Dekrete  vom  la  August  1 899  findet  sich  in  einer  Veröffentlichung 
des  Arbritsamtes:  ,3ordereaux  de  salaires  pour  diverses  catägories 


*)  Ich  entnebme  <Uese  Angaben  Aber  die  Avsfthnuig  der  Dekrete  Todi  10.  Aug. 
1899  den  Arbeiten  der  Stadt  Pkri»  dem  bereits  eitterten  Werke  von  Mazoyer 
(S.  430  ff.) 
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d'ouvriers  en  1900  et  1901.'*  Diese  Zusammenstellung  bringt  die 
Lohne,  die  Arbeitszeiten  u.  s.  w.,  wie  sie  aus  äulserst  zahlrdchen 
Anlagen  zu  den  Bedingungen  für  Vergebung  von  Arbeiten  seitens 
des  Staates,  der  Departements  und  der  Gremeinden,  soweit  diese 
Vergebung  Ende  1899  und  1900  unter  Anwendung  der  Dekrete 
vom  la  August  1899  statt&nd,  ermittelt  und  dem  Handelsminister 
zur  Kenntnisnahme  mitgetheilt  wurden. 

Es  folgt  nunmehr  der  Wortlaut  der  Dekrete  vom  10.  Au- 
gust 1899. 

I.  Dekrat  db«r  di«  Arb«itib«dingungen  bei  Vergebung  von  Auftrign 

MitMMI  dM  StMtM. 

Der  Prisident  der  fiaatöiiKhen  Republik  verotdnet  hiennit  auf  den  Bericht 
"des  Ministers  der  Fiaansen  und  des  tfiniileni  Ar  Handel,  Industrie,  Posten  und 
Tdegmpben,  —  in  GemiUSdieit  des  Gesetzes  vom  31.  Januar  1833,  Art  la,  welcher 
lautet:  „Eine  kdnigliche  Verordnung  wird  die  Fönnltchkeiten  regeln,  welche  in  Zu- 
Irtmft  bei  allen  Vergebungen  von  Aulb%en  seitens  des  Staates  t.u  beobachten 
sind,**  —  in  Gcmäfshcit  des  Deloet«;  vom  18.  November  1882,  betreffend  die  Sttb* 
mission^n  und  die  Vergebung  Auflrigea  seitens  des  Staates,  —  nach  AnbÖmog 
des  Staatsrates. 

Art.  I.  Die  ISedin^iingen  (^caliiers  dos  rhargebi  für  die  Vcr^^rbuii";  von  öffnit- 
Hchcn  Arbeiten  oder  Lieferungen  seitens  des  Staates,  auf  dem  Wege  der  Submission 
oder  freihändig  müääen  Klauseln  enthalten,  durch  welche  der  Unternehmer  sich  ver- 
pflichten soU,  die  folgenden  Bestimmungen  hinsichtlich  der  bei  diesen  Arbeiten 
oder  Lieferungen  thttigen  Arbeiter  in  den  behufs  Aosftthnmg  des  Auftrages  ein- 
gerichteten oder  hiersn  betriebenen  WerkplMtzen  oder  Werkstitten  einzuhalten: 

1.  den  Arbeitern  und  Angestellten  wöchentlich  einen  Ruhelag  su  sichern; 

2.  auslSndische  Arbeiter  nur  in  dem  Verhättidsse  sa  besditfiigen,  wie  es  die 
Behörde  nach  der  Art  der  Arbeiten  und  nach  der  Gegend,  in  der  sie 
ausgeführt  werden,  festsetzt; 

3.  den  Arbeitern  einen  normalfn  Lohn  zu  zahlen,  der  hinsichtlich  jeden  Gc» 
werVies  und  in  jedem  Gewerbe  für  jede  .\rbiitcrkatcporie  t^leirh  ist  dem 
in  der  Stadt  oder  Gegend,  wo  die  Arbeit  ausgeführt  wird,  allgemein  üb- 
lichen Salze; 

4.  die  tägliche  Arbeitsseit  auf  die  in  der  fraglichen  Stadt  oder  Gegend  fOr 
jede  Kategoiie  tlbliche  normale  Arbeilsdauer  zu  beschribuken. 

In  unabwendbaren  NotfiUlen  kann  der  Unternehmer  mit  ausdracfclicher  und 
besonderer  Genehmigung  der  Behörde  von  den  in  Absats  1  und  4  des  gegenwirtigen 
Arlikds  festgesetzten  Bcdiagitngcn  absehen.  Die  hierdurch  entstehenden  Ueber» 
stunden  sind  den  Arbeitern  mit  einem  erhöhten  Iwohne  zu  vergüten,  dessen  Satt 
durch  die  Vergebungsbedingungen  festgesetzt  wird. 

!»• 
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In  den  in  Artikel  i8,  Ab&ulz  3  und  5,  des  Dekretes  vom  18.  November  l88s 
yorgesehencQ  FälleB  ist  die  Einfügung  der  Tontebcad  angefiüirteo  Klaoteln  tmd  Be* 


Art.  2.  Der  UntendmicT  daif  kdnen  Teil  idncr  Vertn^leistniig  an  Sab- 
«ateroebmcr  ohne  die  amdrOckliche  Gendmiguilf  der  Behörde  und  nur  unter  der 
Bedingnog  «btretan,  daft  er  sowohl  der  Behfirde  ib  den  Arbeitern  und  Dritten 

gegenüber  persönlich  haftbar  bleibt. 

Einr  fernere  Klausel  in  den  Ver^jcbiinjjsbedin^unpen  liat  an  das  Verbot  der 
Akkorthirbrit  (marrhandagc)  zu  erinnern,  wit-  es  sich  aus  drin  Dekret  vom  2.  März 
1848  und  dem  I  rlafs  der  Regierung  votn  21.  Mar/  1848  crgicbu 

Art.  3.  Die  Festsetzung  oder  Beurkundung  des  normalen  und  Üblichen  Lohn- 
ttUcB  und  der  normalen  und  ttblicben  Dauer  dei  Aibeilaiages  geschieht  tdtens  der 
Behörde,  wobei  diese 

1.  soweit  als  mttglich  die  Abmachungen  swischen  den  Uotemduner-  und  Ar- 
beitersyndikaten des  Ortes  oder  der  Gegend  zu  berücksichtigen,  und 

2.  in  Kmuingeliing  solclicr  AViiu.ichungcn  das  Gutachten  gemischter  Kom- 
missiuacn  einzulordern  hat,  welche  aus  Unternehmern  und  Arbeitern  in 
gleicher  Anzahl  bestehen,  und  terner  alle  ^^erigncten  Erkundigungen  cin- 
zunchcn  bd  Fachvereinen,  Gewerbegericfatcn,  Ingenieuren  und  Architekten 
der  Departements  und  Gemeinden,  sowie  bei  anderen  sadiknndigen  Per' 
sonen. 

Die  sieh  aus  diesen  Feststdlnngen  ergebenden  Venteiehmtae  sind  allen  Ver- 

gebungsbedingungcn  als  Anlagen  beizufügen,  falls  5te  nicht  thals'Uhlich  unmöglich 
war«*n.  Sie  sind  ferner  ntif  den  Werkpl.^tzen  oder  in  den  Werksialicn  durch  .Aus- 
hang bekannl/ujjeben,  wo  die  .\rbeileti  .»nsj;efüUrt  wcrdeti.  ,\ut  \'erlangen  der 
Unternehmer  oder  der  Arbeiter  können  sie  einer  Revision  unterzogen  werden,  wenn 
im  Lohnsatae  oder  ia  der  Arbeitsseit  in  dem  fiaglidien  Gewerbe  Acndcnngen  ehi> 
getreten  sind  und  allgemein  beobachtet  werden. 

Eänc  derartige  Revision  hat  in  der  «üb  Nr.  i  und  s  des  gegenwirttgen 
Artikels  angegebenen  Weise  zu  geschehen.  Eine  entsprechende  Kevtsiott  drr  Vcr- 
dingungspreise  kann  vom  rntcrnehmcr  bcantrapt  oder  von  .\nit<iwej;en  seitens  der 
Behörde  bewirkt  werden,  falls  die  soicher^'e>talt  in  dem  Lohnsätze  od'  r  der  Arbeits- 
zeit festgestellten  Aenderungcn  die  in  den  Vergebungsbedingungen  bestimmten  Sätze 
llbenchrdten. 

Muis  der  Unternehmer  Arbeiter  beschäftigen,  weldie  ia  ihren  kttiperlichen 
F)ihigkeilea  den  Arbeitern  derselben  Kategorie  oflcnbar  nachstehen,  so  darf  er 
ihnen  ausnahmsweise  einen  niedrigeren  als  den  normalen  Lohn  zahlen.  Das 
Maxinulvf  rl'  ''ms  der  Anzahl  dieser  Arbeiter  zur  fnr'>atnt/ahl  der  Arbeiter  der  Ka- 
trporie,  sowie  das  zulässige  Maximum  ihr«  Lohnverringerung  sind  in  den  Vcr- 
ü u ri nsbedin>»ungen  festzusetzen. 

Art.  4.  In  den  Vcrgcbungsbedmgungcn  ist  zu  bestimmen,  da(js  die  Behörde, 
falls  sie  eine  DiflTerena  swischen  dem  den  Arbeitcra  gezahlten  Lohne  und  dem  nach 
dem  vorhergehenden  Artikd  bestimmten  ermütdt,  die  benachteiligten  Arbeiter  direkt 
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tu  entschiiili^-en  hat,  und  zwar  aus  Abzügen  von  den  dem  Untcrnnbmer  scbuldJgea 
Beträfen  aud  von  seiner  Kautiua.  ' 

Art  5.  Wird  ermittelt,  dafs  ein  Unternehmer  die  Arbeitsbedingungen  mehr« 
Aich  tttdit  ciafebaltea  bat,  so  kun  der  Miuiter,  nnbcichadet  der  Anwendung  der 
in  den  Vcigebaiigtbcdiiigangen  feit|;eMfiten  ttblieheii  Stnfbktuebi»  ab  atlgememe 
Mafsnahme  bestimmen,  dafs  der  Untemebmcr  von  den  Aufiiigen  aeinei  ReHorUl 
flUr  eine  gewisse  Zeit  oder  für  immer  auszuschliefsen  ist. 

Art.  6.  Df-r  Minister  >\ct  Finanzen,  der  Minister  fUr  Tlandrl,  Posten  luul 
Telegraphen,  sowie  alle  ülirij^en  Minister  wrrden,  snwi.-it  es  ie<len  anficht,  mit  der 
Ausführung  des  gegenwartigen  Dekretes  beauftragt,  das  im  „Journal  ofticiel'-  und 
i»  HBoUe&i  des  loi*"  sn  veriUlentKcben  iiL 

Gcicbeben  xa  Rambouillet  am  10.  August  1899. 
Im  Namen  de*  Presidenten  der  Republik. 

Emil  Loubet 

Der  Mini^  der  Finaosca  Der  Minister  fttr  Handel,  Industrie, 

J.  Caillaus.  Posten  und  Telegiaphen 

A.  MiHerand. 

a.  Dakf«t  flb«r  di«  Arbeiubedingungea  b«i  Vo^obnag  von  Anlträgen 

Mit«»  der  Depwtemottta. 

Der  FMsideat  der  ftansösiscben  Republik  verordnet  hiemit  auf  den  Beriebt 
des  Ministers  des  Innem  und  des  Kultus,  sowie  des  Ministers  fllr  Handel,  Industrie, 
Posten  nad  Telegmpben: 

Art  I.  Die  Bedingungen  Ar  die  Vergebung  von  öfTrntlichrn  Arbeiten  oder 
Lieferungen  seitens  der  Departements,  auf  dem  Wege  der  Sulunis^ion  oder  frei- 
hnndip.  können  Klauseln  rnthaltrn,  dnrrh  welche  der  ('nti  rni-lnii<  r  -.icli  vcrj)tiichtL-n 
soll,  die  lolgendcn  Bestimmungen  hinsichtlich  der  bei  diesen  Arbeiten  oder  Lieferungen 
tbitigen  Arbeiter  in  den  behufs  Aosfltbmi^  des  Auftrages  eingeiubtetcn  oder  bienu 
betriebenen  WerkpUlaen  oder  WcrkstStten  dnsobalten: 

I.  den  Arbeitern  und  Angesteltteo  wOdientUeh  einen  Rnbelag  lu  sidbem; 
3.  atislämüsclie  .\rbeiter  nur  in  dem  Verhältnisse  /.u  beschäftigen,  wie  es 
durch  l'.nlsi-hcidung   des  Priifcktcn  nach   <!er   Art   der  Arbeiten  uod  nach 
der  (ie^^cnii,  in  ilcr  sie  ausgctührt  werden,  tevt/n^et/en  ist: 

3.  den  Arbeitern  einen  normalen  Lohn  zu  zahlen,  der  Innsichtlich  jeden  Ge- 
werbes  und  in  jedem  Gewerbe  für  jede  ArbeCterkategorie  gleich  Ist  dem 
in  der  Stadt  oder  Gegend,  wo  die  Arbeit  ausgcillkrt  wird,  allgemein  flb^ 
lieben  Satse; 

4.  die  tägliche  Arbeitszeit  auf  die  in  der  fragUdien  Stadl  oder  Gegend  lUr 
jede  Kategorie  übliche  normnle  Ar1ieit>d;>iier  tu  beschränken. 

In  unabwendbaren  Notfällen  kann  der  Untcmtrhmer  mit  aii"?drücklicher  und 
besonderer  Genehmigung  der  iiebürde  von  den  in  Absatz  I  und  4  des  gegen» 
wirtigen  Artikels  fcsigesctxten  Bedingungen  absebca.   Die  bierdureh  cntetehenden 
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Ucbcrstundcn  sind  den  Arbeitern  mit  linmi  erhöhten  Lohne  zu  vergüten,  dessen 
Sati  duTcb  die  Vergebnngriicdingutigcn  tc^tgc^ctzt  wird. 

Art  3.  Die  Departemeiilt  mäsKn  in  die  Vet^bangibcdiiieaiifeo  eine  Kkuet 
nnfiichnien,  wMiich  der  Unternehmer  sich  verpfliditet,  keinen  Teil  seiner  Veitng»> 
Iciltung  einem  Subunternehmer  ohne  die  audrückliche  Genehmigung  der  Behörde 
unc)  nrir  tinU  r  Bedingung  ubnitrctrn,  dnfs  er  sowohl  der  Bellördc  $is  den  Arbeitern 
und  ]  )riu>  n  gegenüber  persönlicii  haltbar  bleibt. 

Eine  fernere  Klausel  in  den  Vergebuugsbcdingungcn  hat  an  das  \' erbot  der 
Akkordnibdt  (mnrchnndngel  nt  erinnern,  wie  es  sieb  ans  dem  Deluet  Tom  a.  MMnt 
1848  und  dem  Erlals  der  Regierung  vom  ni.  MSrt  1848  ei^bt 

Art  3.  Die  Festsetzung  oder  Beurkundung  des  normalen  und  Qblidien  Lobn- 
saucs  und  der  normalen  und  üblichen  Dauer  des  Arbeitstages  geschiebt  durch  den 
PrSfekten,  wobei  dieser 

I.  sow^'it  als  möglich  die  Aljuiachunt^rn  zwischen  licn  riitci nchmcr-  und 
Arbeitersyndikaten  des  Ortes  oder  der  Gegend  zu  berücksichtigen  und 
9.  in  Ennuiigciung  solcher  Abmachungen  das  Gvtaditen  gcmiscblcr  Kora* 
misstonen  ebsuforderit  hat,  wdefae  aus  Unternehmern  und  Arbeitern  in 
gleicher  Anzahl  bestehen,  und  ferner  alle  geeigneten  Brinmdigungen  ein- 
zuziehen bei  Fachvereinen,  Gewerbegerichten,  Ingenieuren  und  Architekten 
(1(<r  Dr-partements  und  Gemeinden,  sowie  bei  anderen  sachlnmdigen 
Personen. 

Die  sich  aus  diesen  Feststellungen  ergebenden  Verzeichnisse  sind  allen  Ver- 
gebungsbedingungen, welche  die  Klausdn  3  und  4  des  Art  I  des  gegenwärtigen 
Dekretes  enthalten,  als  Anlagen  beisufügen.  Sie  sind  ferner  auf  den  WerkpUtttcn 
oder  in  den  Werkstitten  durch  Aushang  bekanntsugeben,  wo  die  Arbeiten  ans- 

gefllhrt  werden.  Auf  Verlangen  der  Unternehmer  oder  der  Arbeiter  können  sie 
einer  Revision  TintcrT'o^jen  werden,  wenn  im  Lohnsätze  oder  in  der  Arbeitszeit  in 
dem  fraglichen  Gewerbe  Aendcrungen  eingetreten  sind  und  allgemein  beobachtet 
werden. 

Eine  derartige  Revision  hat  in  der  sub  Nr.  I  und  a  des  g^nwlrttgcn  Ar- 
tikds  angegebenen  Weise  cu  geschehen.    Eine  entspvechende  Revision  der  Vcr- 

dingungspreise  kann  vom  Unternehmer  beantragt  oder  von  Amtswegen  seitens  der 
Behörde  bewirkt  werden,  falls  die  solchergestalt  in  dem  Lohnsätze  oder  der  Arbeits- 
zeit fr<;t|;rstcMtcn  Acoderuogeo  die  in  den  Ve^ebtmpbedingtugen  bestimmten  Sfitse 

überschreiten. 

Mufs  der  Unternehmer  Arbeiter  beschäftigen,  welche  in  ihren  körperlichen 
nOiigkciten  den  Arbeitern  detselbcn  Kategorie  offenbar  nachstehen,  so  darf  er 
ihnen  ausnahmsweise  einen   niedrigeren  ab  den  nomnlen  Lohn  «aUen.  Das 

Maxiraalverhältnis  der  Anzahl  dieser  .-\rbfiler  zur  Gesamtsahl  der  Arbeiter  der 
Kategorie,  sou  ir  das  zulässige  Maximum  ihrer  Lohnveiriugerang  sind  in  den  Ver- 
gebunc"'^'''''in^<in^<  ii  fcstzuset7<'n. 

An.  4.  Ist  eine  Klausel  hmsichtlich  des  üblichen  Lohnes  m  die  Vergebungs- 
bedingungen aufgenommen,  so  haben  diese  su  bestimmen,  dnis  die  Behfirde,  ialls  sie 
eine  Differenz  swisdien  dem  den  Arbeitern  wirklich  gesahilen  und  diesem  ttblichen 
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Lobne  ermittelt,  die  bcnacblcUigtcn  Arbeiter  direkt  zu  entschädigen  hat,  und  zwar 
MB  Abiigeii  TOB  den  dem  UDteradmicr  ictnildigcn  Bettigea  «ttd  v«n  Miaer  KMtion. 

Alt  5.  Wird  ermittelt,  äa&  ein  Unternehmer  die  ArbdtBbedingnngen,  seinen  Ver> 
pAiditttngen  entgegen,  mehrftcb  nicbt  eingehalten  hmt,  so  fcuin  die  xostSndige  Be- 
hörde, unbeschadet  der  Anwcndunf;  drr  in  drn  Vergebangritedingungen  festgesetzten 
üblich«>n  Stran<lau>»'ln.  als  .ill^jinif iiu-  Mulsti.ihim'  Iirstimmen,  dafs  dfr  l'ntemetimer 
Von  ihren  Autlragcn  iür  eine  gcwi-sc  /i  it  ..vl^r  lur  immer  rxii^rutrh  Ii  eisen  ist. 

Art  6.  Der  Mioistcr  des  Innern  und  des  Kultus  und  der  Minister  lur  lluuUel, 
Industrie,  Posten  und  Telegraphen  werden,  soweit  es  jeden  angeht,  mit  der  Aus- 
fllhiung  des  gegenwirttgen  Dekretes  bcaaftngtf  das  im  »Journal  offidel**  und  in 
„B«n«tiA  des  loto",»!  veröffentlichen  ist. 

Gesehehen  su  Rambonillet  am  la  August  189«^ 

Emil  LoubeU 

Im  Namen  des  Präsidenten  der  Republik. 

Der  Minister  des  Innern  Der  Mjmslcr  tur  Handel,  industrie, 

und  des  Kultus  Posten  und  Telegraphen 

Waldeek-Rottsseau.  A.  M.illernnd. 

3.  Dekret  Uber  dir  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  von  Auftragen  seitens 
der  Gemeinden  und  der  öfTenilicben  Wobltbätigkeitsanstalten. 

Der  Präsident  der  französischen  Republik  verordnet  hiermit  auf  den  Bericht 
des  Ifimsten  des  Ihncm  und  des  Kultus,  sowie  des  Ifinüters  flir  Ibndcl,  Indutrie, 
Posten  und  Tdcgraphen  in  Geniisbeit  der  Verordnung  vom  14.  November  1837, 
und  nach  Anhörung  des  Staatsrates: 

ArL  I.  Die  Bedingungen  für  die  Vergebung  von  öffentlichen  Arbeiten  oder 
Lieferunfjen  seitens  der  Gemeinden  und  Wohlthätigkeitsanstulten,  auf  c!i  ni  Wcjje  ilcr 
Submissiiun  oder  irciharsdip,  können  Klauseln  enthalten,  durch  welche  <ler  Unter- 
ncbmcr  sieb  verpflichten  soll,  die  folgenden  Bestimmungen  hiosicbtlich  der  bei  diesen 
Arbeiten  oder  Lieferungen  tbätigen  Arbeiter  in  den  behufs  AusfOhnng  des  Auftrages 
eingeriebleten  oder  bienu  betriebenen  Werl^lStsen  gder  Werkstätten  einsuballen: 
(Portsetf  ung  des  Aitikels  dem  Dekret  II  ^kblautend.) 

Art.  2.  Die  Gemeinden  und  Wohlthäügkeitsattstallen  mtlssen  in  die  Ver» 
gebungsbcdin^un^en  etc.  (wir  bei  Dekret  II). 

Art.  3.  Die  Festsetzung  oder  Bcurkundunr;  des  normalen  und  ublii  hen  Lohn- 
satzes imd  der  normalen  und  Ublicbcit  Dauer  de»  Arbeitstages  gcscbicht  unter  der 
Aufsicht  des  PrSfekten  durch  die  beteiligte  Behörde,  welche  hierbei  (Fortsetzung  des 
Artikels  dem  Dekret  II  gleichlautend). 

(Art  4,  5  u.  6.  Desgleidien). 
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OBSTERREICH. 


Der  neue  Österreichische  Geseteentwurf  zur 
Hintanhaltung  der  Trunksucht. 

Eingeleitet  v<ji> 

Prof.  Dr.  MAX  GRUHER, 

Direktor  des  bygicoischca  Instituts  der  Universität  MUocben. 

Der  im  Herbste  1902  dem  dsterreicbischeii  Abgeordnetenhause 
von  der  Regierung  vorgelegte  Entwurf  tmes  Gresetzes  zur  Hint' 
aahaltung  der  Trunksucht  ist  im  wesentlichen  eine  neue  und  — 
setzen  wir  gleich  hinzu  —  verbesserte  Auflage  jener  Gesetzent» 
würfe,  welche  die  Regierung  schon  früher  eingebracht  hat  und 
deren  ersten  vom  Jahre  1887  ich  im  i.  Bande  dieses  Archives  be- 
sprochen habe.  Die  früheren  Entwürfe  sind  über  das  Stadium  der 
Beratung  nie  herausgekommen.  Wünschen  wir  diesem  ein  besseres 
Schicksal ! 

Wie  jener  erste  sucht  der  neue  Entwurf  die  IVunksucht  zu 
bekämpfen  durch  Regelung  und  Beschränkung  des  Ausschankes 
und  des  Kl  ein  ve  rs  c  h  l'e  i  fses  der  gebrannten  geistigen  (ictränke, 
durch  Erschwerung  des  Trinkens  auf  Borg  und  durch  Be- 
strafung der  Trunkenheit.  Den  wichtigsten  Teil  des  Ent- 
wurfes bilden  die  gewerberechtlichen  Bestimmungen,  welche  das 
Angebot  des  Schnapses  einzuschränken  suchen. 

Durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1881  „betreifend  den  Handel 
mit  gebrannten  geistigen  Getränken,  den  Ausschank  und  den  Klein- 
verschleils  derselben"  wie  durch  das  Gesetz  vom  15.  Marz  1883 
»betreffend  Abänderungen  und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung" 
ist  bereits  der  Versuch  da2u  gemacht  worden;  aber  er  war  wenig 
glückUch.  Die  jetzt  geltenden  Vorschriften  unterscheiden  nämlich 

t.  den  Handel  mit  gebrannten  geistigen  Getränken  in  ver- 
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schlossencn  Gefäfsen,  der  völlig  frei  gegeben  ist,  in  was 
immer  für  Mengen  die  Alkoholika  angeboten  werden  mögen, 

2.  den  Klein verschleifs  mit  der  Berechtigung  zum  Ver- 
kaufe der  bezeichneten  Flüssigkeiten  in  unverschlossenen  Ge- 
fiUsen.  Er  bedarf  der  ,JConzessionierung".  ^)  Diese  vmd  nur  mit 
der  Einschränkung  erteilt,  da(s  keine  kleinere  Menge  als  ein  Achtel- 
liter verkauft  werden  darf  und  da(s  dem  Kldnvmdil^i&er  verboten 
ist,  die  vefkauften  Getränke  in  den  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
Räumlichkeiten  genielsen  zu  lassen; 

3.  den  A  u  ^  ?  c  h  a  n  k ,  der  ebenfalls  an  eine  Konzession  ge- 
bunden ist,  welclie  die  Berechtigung  zur  Verabreichung  der  ge- 
brannten Flüssigkeiten  an  Gäste  und  zu  ihrem  Verkaufe  in  unver- 
schlossenen Gefäl^^cn  über  die  Gasse  giebt. 

Der  Mangel  dieser  Bestimmutigen  liegt  klar  zu  Tage.  Alle 
Vorsichtsmalsregeln,  die  bei  der  Konzessionicrung  des  „Klcinver- 
schleifses"  und  des  „Ausschankes"  angewendet  werden  mögen,  um 
die  Verzapfstellen  nicht  allzu  zahlreich  werden  zu  lassen,  sind  frucht- 
los, wenn  dem  Handel  freigegeben  ist,  beliebig  kleine  Mengen 
Branntwein  in  gesdilossenen  Geföfsen  anzubieten.  Unter  der  Herr- 
sdiaft  dieser  Bestunmungen  haben  Kaufleute  aller  Art  ange^gen, 
Branntwein  zu  verkaufen  in  kleinen  „handelsüblich''  verschlossenen 
Gefalsen,  welche  blofe  die  auf  einmal  zu  geniefsende  Menge  ent- 
halten. Die  Bestimmung,  dafs  der  Verschleifser  den  Genufs  in 
seinen  Räumlichkeiten  nicht  gestatten  darf,  wird  dabei  sehr  häufig 
untätigen,  indem  den  Kunden  ein  benachbartes  Magazin  oder 
irgend  ein  anderer  Unterschlupf  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Wo 
dies  nicht  geschieht,  trinken  die  Leute  einfach  vor  der  I  hüre  des 
Ladens.  Diese  X^erschleiislokale  sind  also  geradezu  zu  Ikanntwein- 
schänken  geworden.  In  manchen  Gegenden  biklen  sie  die  Haupt- 
brutstätten der  Trunksucht.  Berüchtigt  sind  z.  B.  die  Zustände  in 
Mährisch- ()s trau,  dem  Mittelpunkte  des  mährisch-schlesischen 
Kohlenbeckens,  wo  37  Proz.  des  konsumierten  Schnapses  in  dieser 
Weise  von  Gemischtwarenhändlem  verkauft  werden. 

Die  früheren  Regierungsvorlagen  wollten  diesen  Mangel  da- 
durch verbessern,  dals  vier  Kategorieen  von  Grewerbeberechtigungen 
geschaffen  werden  sollten:  neben  dem  Kleinverschleifse  in  unver- 
schlossenen Gefalsen  und  demhAuschanke  sollte  auch  der  Handel 
mit  Branntwein  in  verschlossenen  Gefa&en  an  eine  Konzession  ge- 
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bunden  werden,  falls  kleinere  Mengen  als  5  Liter  verkauft  werdenj 
und  mir  der  Handel  mit  gröCseren  Mengen  als  5  Liter  frei  bleiben 

sollte. 

Der  vorliegende  Entwurf  vereinfacht  die  gesetzliche  Lage  in 
sehr  zweckmätsigerweise,  indem  er  neben  dem  freien  Handel  mit 
gebrannten  geistigen  Getranken  in  verschlossenen  Gefalsen  in  Mengen 
von  mindestens  5  Liter,  nur  zwei  Kategorieen  von  Gewerben  unter- 
scheidet, die  der  Konzessionierung  fähig  und  ihrer  bedürftig  sind: 
I.  den  Ausschank  mit  der  Berechtigung  zum  Verkaufe  über  die 
Gasse  in  beliebigen  Mengen  in  unverschlossenen  wie  in  verschlossenen 
Gefäfsen  und  2.  den  Kleinverschleifs  mit  der  Berechtigung  zum 
Verkauf  über  die  Gasse  aussschlielsUch  in  verschlossenen  Ge« 
fafsen  und  in  Mengen  von  wenigstens  einem  Achtelliter  (§  2).  Ks 
würde  somit  in  Zukunft  der  Kleinverschleife  von  Branntwein  in 
unverschlossenoi  Gelaisen  als  gesondert  konzessioniertes  Gewerbe 
aufhören,  ebenso  wie  der  freie  Handel  mit  Branntwein  in  ge- 
schlossenen Gefäfsen  in  Mengen  von  weniger  als  5  Litern.  Damit 
ist  eine  bequeme  Handhabe  gegeben,  um  die  Zahl  der  Branntwein- 
verkaufsstellen auf  ein  gewünschtes  Mafs  zu  beschränken.  Freilich 
scheint  uns  die  Grenze  zwischen  freiem  Hnndcl  und  konzessioniertem 
Kleinverschleifse  bei  5  Liter  viel  zu  niedrig  gezogen.  In  Norw^;en 
liegt  sie  bei  50  Litern. 

Als  Xorni  für  die  Zahl  der  X'erkaufsstellen  wird  festj:;esetzt, 
dafs  in  (Tenieiiiclcn  bis  zu  500  Kinwohnern  höchstens  je  eine  Kon- 
zession zum  Ausschänke  und  zum  Kleinverschleilse  von  gcl)rannten 
geistigen  Getränken  verliehen  werden  dürfe,  in  i^rölseren  Cicnieindeti 
nur  je  eine  auf  je  volle  $00  Einwohner  (§  6).  Durch  diese  Be- 
stimmung würde  eile  Zahl  der  Schänken  wesentlich  vermindert 
werden ;  dagegen  würde  sie  eine  gewaltige  Vermehrung  der  IvJein- 
verschleifse  über  ihre  heutige  Zahl  hinaus  crestatten,  so  dafs  die 
Gesamtzahl  der  Verkaufsstellen  durch  das  (jesetz  kaum  um  mehr 
als  ein  Drittel  reduziert  werden  würde.  Ueberdies  werden  davon 
wieder  Ausnahmen  zugelassen  —  und  müssen  woiil  bei  den  iieuti-^en 
Trinksitten  zugelassen  wenlen  —  indem  verfügt  werden  kajin,  dals 
die  ^^esetzlich  festgestellten  Maxinialzahlen  in  räumlich  aust^edehnten 
Gemeinden  für  die  einzelnen  Ortschaften  derselben  Gemeinde, 
in  grüfseren  Städten  für  die  einzehien  Stadtbezirke  zu  gelten 
haben ;  fet  ner,  dafe  für  bestimmte  Gemeinden  oder  Teile  von  Ge- 
meinden Gast-  und  Schankgewerbe,  in  welchen  der  Ausschank  von 
gebrannten  geistigen  Getränken  nur  als  Nebengeschäft  betrieben 
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wird,  bei  Ermittlunj^  der  gesetziich  vorgezeichneten  Verhältniszahl 
aufser  Betracht  zu  bleiben  haben.  Trotzdem  ist  der  vorliegende 
Gesetzentwurf  in  diesem  Punkte  besser  als  seine  Vorläufer,  da  diese 
Ausnahmen  nur  nach  Anhörung  der  betreffenden  Gemeinde  und 
nach  Einvernehmen  des  autonomen  Landesausschusses  von  der 
poUtiscben  Behörde  gemacht  werden  dötfen.  - 

Auch  innerhalb  der  festgesetzten  Maximalverhättniszahl  mufs 
in  jedem  konkreten  Falle  das  Bedürfnis  der  Bevölkerung  geprüft 
weiden,  bevor  eine  neue  Konzession  zum  Ausschänke  oder  Klein- 
vetschleiise  erteilt  wird  Es  wäre  sehr  wünschenswert,  dals  auch 
hierbei  die  Anhörung  der  betreficnden  Gemeinde  vorgeschrieben 
und  ihrem  ablehnenden  Votum  entscheidende  Bedeutung  zuerkannt 
würde. 

Ebenso  sollte  der  betroffenen  demcinde  das  Veto  eingeräumt 
werden,  gegen  die  VViederverleiliung  e;r.cr  erloschenen  Pcrsonal- 
konzession.  Nur  auf  diesem  Wege  wäre  euic  allniälilichc  absolute 
und  relative  Verminderung  der  Zahl  der  I^etailverkaufsstcUen  zu 
erreichen,  die  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des  vorliegenden  Ge- 
setzentwurfes noch  viel  zu  grofs  bleiben  würde. 

Sehr  wichtig  für  die  korrekte  Durchführung  des  Gesetzes  ist 
die  Bestimmung  des  §  3,  da(s  die  Gewerbebehörde  in  jedem  Falle, 
wo  der  Ausschank  der  gebrannten  Flüssigkeiten  neben  sonstigen 
Gast-  und  Schankberechtigungen  oder  neben  dem  Zudcerbacker- 
oder  Mandolettibäckergewerbe  ausgeübt  werden  soll,  auf  Grund  der 
£rklärui^  des  Bewerbers  bei  der  ErteOung  der  Konzession  ai»zu- 
sprechen  hat,  ob  dieser  Ausschank  als  Haupt>  oder  als  Neben- 
geschäft ausgeübt  werden  dar(  und  dafe  die  Konzession  zurück' 
genommen  werden  kann,  wenn  sie  dazu  mifsbraucht  wird,  um 
unter  dem  Deckmantel  eines  Gastffcwerbes,  einer  Zuckcrbäckerei 
U*  S.  w.  den  Hraimtwcinaii-rh  itik  als  Haupti'esrhäft  zu  betreiben. 

§  5  des  Hntwurfcs  verbietet,  in  den  Lokalen,  welche  dein  Aus- 
schänke von  gebrannten  geistigen  (ictränken  dienen,  ein  anderes 
Gewerbe  (ausi^enommen  Gast-  und  Schankgewerbe,  Zuc  kerbäekcrci- 
und  Mandolettibäckcreigcwcrbe j  zu  betreiben.  Leider  wird  für  den 
Kleinvecschldls  kein  derartiges  Verbot  beantragt  sondern  nur  be* 
sünunt,  dals  der  Kleinverschleils  und. die  Erzeugung  von  gebrannten 
Alkoholizes  nicht  in  demselben  Lokale  ausgeübt  werden  dürfen, 
was  allerdings  notwendig  ist,  um  besser  überwachen  zu  können, 
daß  der  Kleinverschleilser  nicht  heimlich  zum  Schanker  wird.  Es 
mufs  aber  unbedingt  verlangt  werden,  daTs  auch  der  Kleinverschleils 
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nicht  mit  anderen  Gewerben  zusammen  mi  selben  Lokale  aus- 
geübt werden  darC  Denn  die  Erfahrung  lehrt,  wie  gefahrlich  ver» 
fiihrerisch  gerade  der  Detailverkauf  von  Branntweinen  und  Lakdren 
in  Gemischtwarei^handlungen  und  Lebensmittdladen  ist,  wie  er 
Frauen  und  Kinder  -  verlodct  und  den  Familienvater  zur  gefiUir> 
lichsten  Zeit,  wenn  er,  .den  Lohn  in  der  Tasche,  Anlaufe  machen 
will;  wie  häufig  der  kleine  Mann  geradezu  gezwungen  ist,  gebrannte 
Flüssigkeiten  abzunehmen,  um  genügend  grofsen  und  langen  Kr^edit 
beim  Einkaufe  der  notwendigen  Lebensmittel  zu  erlangen  u.  s.  w. 

Diese  Erfahrungen  sollten  auch  zur  Aufstellung  der  weiteren 
gesetzlichen  Anforderung^  führen,  d.ifs  die  Lokale,  in  denen  die  c;-e- 
brannten  i^cistigen  (ictranke  im  Ausschänke  oder  Klciruersrhlcifse 
verkauft  werden,  in  keiner  unmittelbaren  Verbindung  mit  anderen 
Verkaufsriiumen  stehen  dürfen. 

Sehr  /.u  bedauern  ist  der  Rückschritt  in  betreff  der  Sonntags- 
rulie,  den  der  §  7  des  jetzigen  Entwurfes  im  Vergleiche  mit  §  5 
des  alten  von  1887  darstdh.  Dort  war  der  Ausschank  und  Klein- 
verschleiß  von  gebrannten  geistigen  Getränken  von  5  Uhr  nach- 
mittags des  den  Sonn-  und  Feiertagen  vorhergehenden  T^;es  bis 
$  Uhr  morgens  des  nächstfolgenden  Werktages  untersagt  worden, 
wobei  allerdings  die  politische  Landesbehörde  ermächtigt  werden 
sollte,  dieses  Verbot  dir  gewisse  Bezirke  und  Orte,  fiir  bestimmte 
Tage  und  Stunden  aufser  Kraft  zu  setzen.  Jetzt  aber  werden 
lediglich  die  politischen  Landesbehörden  „ermächtigt",  nach  £in< 
Vernehmung  der  Handels-  und  Gerwerbekammer  zu  bestimmen,  in 
wieweit  an  Sonn-  und  Feiertagen  wie  an  Lohnauszahlungstai'en  die 
Branntweinschänken  und  Klcinverfichleilse  ^geschlossen  zu  halten. suid. 

Wir  fürchten,  dals  von  dieser  l\rmächtij:^ung  ein,  gelinde  gesagt, 
sehr  xorsichtic^er  Gebrauch  «gemacht  werden  wird;  dafür  werden  die 
liaudcU-  und  üewerbekammcrn  mit  ihrem  Kriegsgeschrei  schon 
sorgen.  Und  doch  wäre  der  Schlufe  der  Schänken  und  Vcrschlcifse 
an  Sonn«  und  Feiertagen  sowie  an  den  Lohiuahlungstagen  neben 
der  Vorsdirift,  dafs  diese  Lokale  auch  an  Werkstagen  nicht  vor  Be- 
ginn der  Arbeitszeit  und  nicht  in  den  späteren  Abendstunden  ge- 
öffnet sein  dürfen,  eine  der  wertvollsten  Biüi&regeln  g^;en  die  Ver- 
fuhrung zum  Trunk  durch  Gelegenheitsmacherei]  Es  muls  mindestens 
verlai^  werden,  dafs  die  politische  Landesbehörde  verpflichtet 
werde,  neben  der  Handels-  und  Gewerbekammer  auch  die  Gemeinde* 
Vertretungen  zu  befragen. 

Ebenso  übertrieben  behutsam  ist  der.  Entwurf  in  seinen  privat* 


Digrtized  by  Google 


M.  Grober,  Der  neue  östcrr.  GeMlientwaif  ur  IfinUuiIialtuiiK  d.  Tnmlmidit.  iSg 


rechtlichen  Bestimmungen,  insoferne  er  Forderungen  für  die  Verab- 
reichung von  geistigen  Geträr^kcn  in  (iast-  und  Schankräumlich- 
keiten,  sowie  Forderungen  aus  dem  Klcinverschleifse  gebrannter 
geistiger  Getränke  nur  dann  für  nicht  klagbar  erklärt  ,  wenn  der 
Schuldner  zur  Zeit  der  Entstehung  der  späteren  Forderung  eine 
frühere  Schuld  der  vorbezeichneten  Art  an  denselben  Gläubiger 
flicht  bezahlt  hat  (§  1 2).  Warum  werden  nicht  einfach  Zechschulden 
und  Schulden  im  BranntwdnldeinverschleÜs  (mit  den  selbstverständ' 
liehen  Ausnahmen  des  3.  Alinea  des  §  12  allgemein  für  unklagbar 
eridärt? 

Erscheint  uns  der  Entwurf  in  einigen  Punkten  als  allzu  zaghaft, 

so  müssen  wir  andererseits  dem  §  u,  welcher  der  Gewerbebehorde 
das  Recht  giebt,  Erzeugern,  Händlern  Kleinverschleifsern  und 
Schänkern  von  gebrannten  geistigen  Getränken  sowie  Schank-  und 
Gastwirten  überhauj)t  bei  Uebertretung  der  Vorschriften  des  Ge- 
^tzes  unter  gewissen  X'oraussct/Amgen  die  erteilten  Konzessionen  für 
eine  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  wieder  zu  entziehen,  unsere  An- 
erkennung zollen  und  ebenso  dem  §§  22  der  Schiufsbestimnuingen, 
welcher  das  Gesetz  als  rückwirkend  erklärte,  so  dafs  die  Be- 
stimmungen betreffend  das  Verbot  des  Verkaufes  von  Branntwein  in 
unverschlossenen  Geßfaen  durch  Kletnverschlei&er ;  diejenigen  betr.  cBe 
Konzessionspflicht  des  Handels  mit  Branntwein  in  kleineren  Mengen 
als  5  Liter  (§  2),  betr.  die  Erklärung  des  Ausschanks  der  gebrannten 
Alkoholika  als  Haupt«  oder  Nebengeschäfl  (§  3) '  betr.  Ausübung 
von  Branntweinausschank  und  Kleinhandel  gemeinsam  mit  anderen 
Gewerben  (§§  4  u.  sowie  betr.  Schlufs  der  Schänken  und 
Klcinverschleifse  an  Sonn-  und  Feiertagen  7)  auch  auf  die  schon 
bestehenden  Betrielx'  Anwendung  finden.  Diese  Bestimmung  ist 
in  der  That  unerlälslich,  wenn  das  Gesetz  nicht  auf  absehbare  21eit 
toter  Burbstabc  bleiben  soll. 

Ziemlich  bedeutende  und  im  allgemeinen  zweckmäfsige  Ab- 
änderungen sind  am  3.  Abschnitte  des  Gesetzes,  an  den  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  vorgenommen  worden.  Neu  aufgenommen 
ist  die  Bestrafung  wegen  Berauschung  von  Personen,  welche  im 
Zustande  einer  ohne  Absicht  auf  die  strafbare  Handlung  herbei- 
geführten  vollen  Berauschung  eine  mit  gerichtlicher  Strafe  bedrohte 
Handlung  begangen  haben  (§15).  Ebenso  zweckmälsig  ist  §  16,  welcher 
denjenigen  mit  Strafe  bedroht,  der  sich  in  den  Zustand  der  Trunken« 
heit  versetzt,  vor  oder  während  der  Vornahme  einer  Verrichtung 
bei  wdcher  die  Trunkenheit  eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Ge* 
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sutifllieil  oder  die  körperliche  Sicherheit  eines  anderen  herbeizu- 
führen gfcei^net  ist  oder  der  in  diesem  Zustande  eine  solche  Ver- 
richtung auliäcr  in  einem  Notfälle  vornimniL 

Wesentlich  milder  als  die  früheren  Entwürfe  geht  der  §  17  des 
jetzigen  gegen  das  dniache  Trunkenhettsvergehen  vor,  indem  jetzt 
nur  derjenige  mit  Arrest  oder  an  Geld  bestraft  werden  soll,  der 
innerhalb  eines  halben  Jahres  wiederholt  an  einem  öffentlichen 
Orte  im  Zustande  offenbarer  Trunkenheit  betroffen  wird  oder  der 
einmal  so  betroffen  wird,  nachdem  er  innerhalb  des  vorangegangenen 
halben  Jahres  bereits  w^en  einer  Uebertaretung  im  Sinne  der  §§  15 
oder  16  verurteilt  worden  ist.  Man  war  zu  dieser  Milderung  ge- 
zwungen, da  an  manchen  Orten  und  zu  gewissen  Zeiten  die  Zahl 
der  Trunkenen  so  j^rofs  ist,  dafs  an  eine  behördliche  Vcrfoljrun<j  aller 
C^ar  niclit  ^^edacht  werden  kann  I  Der  Paragraph  richtet  sich  somit 
aus*:^'espr[ichcncrinalscn  nur  mehr  gegen  die  Gewohniieilssj'iufer.  Diese 
wird  er  allerdin^i  niciii  bekehren.  Trotzdem  dürfte  er  einen  bescheide- 
nen Nutzen  bringen,  indem  er  ein  wenig  mithilft,  der  übrigen  Be- 
völkerung das  Unsillliche  der  Trunkenheit  zum  Bewufstsein  zu  bringen. 

Ob  es  zwedmiiG4g  war,  die  Bestimmung  &llen  zu  lassen,  wo- 
nadi  einem  während  eines  Jahres  dreimal  wegen  Trunkenheit  Be- 
straften der  Besuch  der  Gast«  und  Schankraumltchkeiten  seines 
Wohnsitzes  und  dessen  nSc^er  Umgebung  untersagt  werden  kann, 
erscheint  uns  zweifelhaft.  Wenn  »e  auch  in  grofeeren  Ortschaften 
nicht  durchltihrbar  ist,  so  ist  sie*s  doch  in  den  kleinen  Städten  und 
auf  dem  Lande  und  dort  stellt  sie  eine  sehr  empfindliche  und  Auf- 
sehen crrcf,'cnde  Strafe  dar. 

Dagegen  dürfte  kaum  zu  beanstanden  sein,  dafs  die  Bestrafung 
wegen  absichtlicher  Versetzung  eines  anderen  in  Trunkenheit,  nicht 
mehr  beantragt  wird.  Ks  wäre  allzu  schwierig,  jene  Fälle  dieser 
Art,  die  straff^erichtlich  verfolgt  zu  werden  verdienen,  scharf  von 
den  iiarmloscrea  zu  scheiden.  Durchaus  gerechtfertigt  sind  die 
Strafandrohungen  gegen  die  Verabfolgung  geistiger  Flüssigkeiten  an 
offenbar  Trunkene  und  an  offenbar  Unmündige,  die  sich  nicht  in 
Begleitung  einer  erwachsenen  Person  befinden  (§  18).  ^ 

Wir  wünschen  lebhaft,  dafs  der  vorliegende  Entwurf,  womöglich 
mit  den  von  uns  vorgeschlagenen  Verbesserungen  recht  bald  zum 
Gesetze  werde.  Derartige  Gesetze  dürfen  nicht  überschätzt  aber 
auch  nicht  unterschätzt  werden.^)  Sie  üben  zunächst  einen  gewissen 

Ich  erlaube  mir  in  dicMr  BeziebuoK  auf  meioe  aasfllhrlichen  Dariegungen 
im  I.  B*iid«  die$et  Arcbiv«  lu  verweilen. 


Digltized  by  Google 


M.  Grub  er.  Der  neue  dstevr.  GesctMatwurf  xor  Hioaiith»ltmif  d.  Tninlnuetit.  igi 

moralischen  Einflurs  aus,  indem  sie  die  Menschen  doch  ein  wenig 
aufmerksam  machen  und  warnen  helfen,  dals  hier  ein  IVbel  vor- 
liege, das  bekämpft  wertlen  müsse.  Sie  stören  das  gedankenlose 
Trinken  in  den  Tag  hinein. 

Die  Verminderung  der  Schankstellen  ist  überdies  ohne  Zweifel 
geeignet,  eine  gewisse  Verniinderung  des  Kofliums  unimttdbar 
herbeizuführen,  wie  dies  die  Erfahrung  in  Holland  lehrt  und  von 
vorneherein  zu  erwarten  Ist 

Aber  andererseits  darf  man  ach  auch  keinen  übertriebenen 
Hoffnungen  in  dieser  Beziehung  hingeboL^  Die  Verminderung  der 
Verkaufsstellen  um  mehr  als  ein  Drittel  hat  in  Holland  den  Konsum 
nur  um  dn  knappes  Siebentel  vermindert.  Niemand  kann  zur 
Tugend  gezwungen  werden.  Solange  die  Leute  den  Alkohol  heftig 
beffC'lircn,  werden  sie  durch  so  winzirr  kleine  Ilindcrnisse  wie  sie 
dieser  (iesetzcntwurf  oder  der  deutsche  \on  1894  errichten  wollen, 
nicht  ab5:,'elialteii  werden,  sich  ihn  /.u  verschaffen.  Man  nivifste 
schon  sehr  zufrieden  sein,  wenn  unter  der  Einwirkung  solcher 
Palliativmittel  die  Zunahme  des  Alkoholismus  in  etwas  langsamerem 
Tempo  vor  sich  gehen  sollte. 

Für  radikalere  gesetzliche  Mafregeln  aber  ist  bei  uns  in  Oester* 
reidi  und  im  Deutschen  Reidie  die  Zelt  noch  nicht  gekommen«  Sohinge 
die  heutigen  Trinksitten  zu  Recht  bestehen»  solange  nicht  das  ganze 
Volk  viel  tiefer  ab  heute  von  der  VerderbHchkett  des  Alkohols 
durchdrungen  und  nicht  zum  ernsten  Entschlufs  gekommen  ist*  sich 
selbst  von  der  T3nrannei  dieses  Feindes  von  Kultur  und  I-eben  zu 
befreien,  solange  werden  keine  Gesetze  erlassen  und  durchgeführt 
werden  können,  die  dem  Alkoholkonsum  emstlich  zu  Leibe  gehen. 
Darin  liegt  ja  die  entsetzliche  Ungesundheit  unserer  Zustände,  dais 
gewahige  Teile  unseres  bebaubaren  Landes,  mä<  htiL,'e  Industrieen, 
eine  ungeheure  Zahl  von  Handelsgescliäftcn  im  Dienste  des  Alko- 
hohsrnus  stehen;  dais  Herstellung  und  Verlrieb  der  alkoholischen 
Getränke  Hunderttausende,  ja  Millionen  von  Menschen  beschäftigen 
und  ernähren,  dals  Erzeugung  UQd  Verbrauch  der  Alkoholika  dem 
Staate  einen  immer  wachsenden,  schier  auf  anderem  Wege  uner- 
setzlichen Teil  seiner  Einkünfte  verschaffen ;  so  dals  das  Privat- 
kapital wie  der  Fiskus  das  mächtigste  egoistische  Interesse  daran 
haben,  dafs  der  Verbrauch  der  Alkoholika  auf  seiner  Höhe  bleibe ! 
Erst  wenn  die  klare  Erkenntnis  des  Aberwitzes»  dals  die  systema« 
tische  Vergiftung  des  ganzen  Volkes  eine  ökonomische  und  poli- 
tische Notwendigkeit  sein  soll,  überall  im  Volke  Wurzel  geschlagen 
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haben  wird,  wird  auch  der  starke  Wille  vorhanden  sein,  dCT  diesem 
Zustande  um  jeden  Preis  ein  Ende  macht. 

Viel  wichtiger  als  alle  Gesetze  ist  also  jetzt  und  für  die  näcluite 
Zukunft  unermüdliche  Aufidärung  aller  Volksschichten  über  die 
Wirkuf^;en  des  gewohnheitsmälsigen  Alkoholgenusses  und  Auf- 
lehnung g^n  unsere  unsinnigen  Trinkmoden  durch  die  That 
Gesetsse  gegen  die  Trunksucht  würden  mehr  schaden  als  nützen, 
wenn  sie  uns  in  der  Erfüllung  dieser  wichtigsten  Aufgaben  beirren 
wurden. 

Im  Folgenden  geben  wir  den  Wortlaut  des  besprochenen  Ge- 
setzentwurfes: 

Osteli  Tom  ,  womit  Bestimmung^en  zuT  HintMhaltung  d«r 

Trunk* ucht  getrofien  werden. 

Mit  Zostimaiiiag  beider  HSuser  des  Rdchmtes  finde  Ich  auttordnen,  wie  folgt: 

Bnter  Abschnitt 
Gewerberecbtlicbe  Bestimmungen. 

§  1.  Fttr  den  Aottchank  und  den  Klcinvencbleits  von  gebnmnten  geistigen 

Getränken,  sowie  Air  den  Handel  mit  diesen  Flllssigkciten  sind  die  Bcstimmongen 
der  Gewerbeordnung  und  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1881,  R.ri.in  Nr.  62,  mit  den 
Abänderungen,  welche  durch  die  nachstehenden  Vorschriften  beititi^i  sind,  mafsgrbend. 

§  2.  r>rr  Handel  mit  gebrannten  gri-tigcn  Flüssigkeiten,  welche  sich  mit  oder 
ebne  ZuhikU  tu  (.«cltiuikcn  eignen  (Spiritus,  üranntwein,  Rosoglio,  Rum,  Likürc  u.  dgl.) 
in  verschlossenen  Gefäfsen  in  Mengen  von  weniger  als  ffinf  Liter  dirf  in  Hinkonft 
nur  von  solchen  Personen  ausgeflbt  werden,  welclie  die  Konsession  »imAuschanke 
oder  cum  Kleinverscblcifse  von  gebrannten  geistigen  Getränken  besitzen.  Für  die 
Verleihung  der  Konsession  zum  Ausschänke  oder  tum  Kleinverschleifsc  von  ge- 
brannten geistigen  Getränken  sind  die  Pestimmunfjen  df-r  ß§  i8  bis  20  und  23  des 
Gesetzes  vom  15.  März  1883,  K.G.BI.  Nr.  jo.  niaS^-ohnnJ. 

Die  Konzession  mm  Ausschänke  gebrannter  getatiger  Getriinke  berechtigt  snr 
Verabreichnng  dieser  Fliissigkeiien  an  GSste  oder  fiber  die  Gasse  in  unvenchloHenen 
OeflUsen,  sowie  sum  Verkaufe  solcher  GctrSnke  in  verschlossenen  GefSfsen  in  be* 
liebigen  Mengen. 

Di'-  Kiin/t'ssion  zum  KIrm\ rrsrlilrifse  von  gebrannlen  geistigen  Getränken  bc- 
n  chti^t  /um  \'t  rk;iiirc  der  bezeichneten  Flüssigkeitm  nur  in  i;r<;rhlosscncn  ("»er;ifsrft 
und  in  Mengen  von  wenigstens  ein  Achtel  I.4tcr  mit  der  weiteren  Beschrankung,  duls 
dem  Kleinversehleifser  nicht  gestattet  ist,  die  Getrftnhe  in  den  Riiirolicbkeiten,  welche 
ihm  xur  Verfllgnng  stehen,  genieisen  an  lassen. 

Welche  Gefiifse  im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  vciachlosBen  anznseben  sind,  wird 
im  Verordnvnpwege  besthnmt. 
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§  3.  Wenn  der  Anatchink  von  gebrannten  gcij>tjgeQ  GctrMnken  neben  lonstigen 
de»  Gcwertifinluibcr  xustebenden  Berecfat^ungen  des  GMt-  and  Sefaukgfwcrbet 
oder  neben  dem  von  demwlben  Gewctbrinbnber  nnngettbten  Zockerbiekcr»  oder 

Mamdolettibäckergewerbe  beliidMn  werden  «oU,  itt  von  der  Gewcrbebchörde  bti 
(kr  Ertcilnrif;  der  Konzcssion  auf  Gnind  der  von  dem  Konzessionswfrbcr  ahm- 
gebenden  Krklärung  aaszuspr(>chf>n,  ob  der  AuMcbank  als  Uaapt^cscliäft  oder  nur 
als  Nebeugeschäft  ausgeübt  werden  dari. 

Als  NebengctchiUl  kann  der  Amcbank  von  gebcuaten  geistigen  Getrinkcn 
bei  Gast»  und  Schnnkgewerben  jedeninlls  nur  dann  utg^ben  werden,  wenn  bd 
denselben  «icb  eine  der  im  §  i6  unter  lit.  c)  und  f)  des  Gcsetaes  vom  15.  Min 
1S83,  R.G.Bl.  Nr.  39,  ftufgcfiihrten  Berechtigungen  ausgcttM  wird. 

Fine  Konzession,  auf  f^nmd  welcher  der  Ausschank  von  gebrannten  geistigen 
Gctriuikcn  gemäfs  den  vorslcbcndcn  Hr>tininiunj;en  nur  aU  Nebengeschäft  neben 
sonstigen  Berechtigungen  des  Gast-  und  Schankgew<:rbes,  oder  neben  dem  Zucker- 
bicker- oder  llfaindoletlibkckergeweibe  betrieben  werden  darf,  kann  surttckgcnomnien 
werden,  wenn  dieselbe  daxu  mifibrauebt  wird,  um  den  Betrieb  des  Ausdiankes  vim 
gebmnnten  geistigen  Gctrftnken  als  lÄwirtgescbift  zu  decken. 

§  4.  In  Lokalen,  welche  zur  Ausübung  des  Ausschankes  von  gebrannten 
geistigen  (betränken  dienen  darf  gleichfcitif;  kein  anderes  (jewcrbe  betrieben  werden. 
Ausgenommen  bicvon  ist  die  Ausübung  der  sonstigen  Berechtigungen  des  Gast-  und 
Sebankgewerbcs,  sowie  der  Betrieb  des  Zuckerbicker-  oder  Maadolettibäckergewerbes, 
wenn  diese  Gewerbe  mit  dem  Ausschänke  von  gebrannten  geistigen  Getrünken  von 
demselben  Gewerbsmbabcr  betrieben  werden. 

Der  Kleinvcrschleiis  von  gebrannten  geistigen  Getränken  darf  mit  der  Er> 
scagung  dieser  Flüssigkejt«-n  niilit  in  ilnnsrlh-  n  Lokale  ausgeübt  werden. 

§  5.  Den  Klcin\frsrliltirv<'rn,  sowie  den  i'<  w<rlKiiöf'<igcn  Erzeugern  von  ge- 
brannten geistigen  Gelriinkcn  und  ücn  sonst  zum  iiaiidcl  mit  diesen  Flüssigkeiten 
in  venchlosMucn  GelSftcn  berechtigten  Gcwecbsleuten  ist  es  nidit  gestattet,  in  ihren 
Verkauftlokalititen  in  der  Zeit,  in  weicher  dieselben  den  Kunden  xugKni^b  sind, 
gebrannte  geistige  Getrinke  in  onveischlosseaen  GeOTsen  oder  in  solchen  Geßisen 
/u  halten,  welche  weniger  ah  das.  diesen  Gewerbetreibenden  für  den  Verkauf  der 
bezeichneten  Flüssigkeiten  dur^  Ii  die  Bestiauanngen  des  gegenwärtigen  Gcsetxes  vor* 
gezeichnete  Minimalmafs  betragen. 

§  6.  In  Gemeinden  bis  zu  500  Einwohnern,  darf  nur  eine  Konsession  xum 
Ausichanke  und  ebe  Konsession  tum  Kleinverschlei&e  von  gebrannten  geistigen 
Getiinken,  in  grölseren  Gemeinden  auf  je  volle  $00  Einwohner  höchstens  je  eine 
Konscssion  zum  Ausschänke  und  je  eine  Konseision  sum  Klcinverschleitse  solcher 
Flüssigkeiten  verlieben  werden. 

Bf-i  der  Ermittlung  der  hsvHjjlirhen  Verhältniswahlen  sind  die  Realgewerbe,  in 
welchen  der  Ausschank,  beziehungsweise  Kleinverschleiis  von  gebrannten  geistigen 
Getränken  auf  Grund  des  betreffenden  Realicchles  betrieben  wird,  mit  in  Anschlag 
sn  bringen,  so  dafs  die  Verleihui^  einer  Konseision  snm  Ausschänke,  benehungi» 
weise  Kleinvcrschleüse  soldier  Getrinke  nur  dann  erfolgen  kann,  wenn  bd  Ein- 
rcdmnag  der  Realgewerbe  su  den  konzessionsmlls^  bestehenden  dcrld  Gewerben 
Ot  «a«.  GMetw*buaff  ■.  Statistik.  XVIU.  >3 
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das  vor^rscbriebene  MaximalverbältnU  zur  Einwobnenobl  in  der  Gemeinde  einge- 

haltcB  wird. 

Die  politische  l.andesbchördr  k.mn  für  oinzclnr  Gemeinden  von  ^'röfvtrfr  terri- 
torialer Ausdehnung  nach  Anhörung  der  Cicmeinde  und  nacii  Einvernehmung  dot 
Landesausschosses  verfligcn,  dafs  die  in  dem  ersten  Absätze  festgcsetxten  VerbSltnis* 
zahlen  für  die  einielnen  Ortschaften  in  der  Gemeinde,  in  gröfseren  Slldten  fllr  die 
einzelnen  Stadtbesirke  m  gelten  haben. 

Der  politischen  Landesbdiörde  bleibt  es  weiter  vorbehalten,  fllr  bestimmte 
Gemebdcn  oder  Teile  einer  Gemeinde  nadi  Anhörung  der  Gemeinde  wid  nach 
Finvrmrhrmin>:j  dt's  I..indc<;au8schusses  SU  TcrAgen,  dafs  Gast-  und  Schankgcwcrbe, 
bei  welchen  der  .Ausschank  von  fjrhrannten  geistigen  Getränken  nur  .ils  Xtben- 
geschäft  bclriehcn  wird,  bei  Ermittlung  der  im  ersten  Ahsiatze  für  dco  Ausschaok 
vorgezpirhnctcii  X'erhiiltnisz.ihl  aufser  Betracht  r.n  bleiben  haben. 

So  lange  die  Anzahl  der  be.stehcnden  dtra.rügcn  Unternehmungen  nicht  unter 
die  nach  den  vorstehenden  Bcstimnaungcn  ermittelten  Vcrbätniszahlen  gesunken  ist. 
darf  eine  Konsession  aom  Atisacbanke»  beiiehnnpwdse  lum  Kldnverschleiise  ge- 
brannter gciitiger  Getränke  auch  dann  nicht  verliehen  werden,  wenn  eine  solche 
Konsession  snrttekgelegt  worden  oder  sonst  erloschen  ist 

Bei  der  Verleihung  einer  Konzevion  zum  Ausschänke  oder  Klelnverselileilse 
^branntet  geistiger  Getränke  innerhalb  der  festgesetzten  Verhältniszahlett  ist  das  Be- 
dürfnis der  Bevölkerung  im  konkreten  Falle  nach  Nfursf:;.il>e  der  Bestimmungen  des 
§  üS,  Alinea  3  und  5  des  Gesetzes  vcm  lt.  Mira  188 j,  R.G.BL  Nr.  39,  atrenee  zu 
prüfen. 

§  7.  Die  politische  i-unioslH-liordc  ii>t  ermächtigt,  nach  Einvernehmung  der 
Handels-  und  Gewtrbckammer  zu  bestimmen,  inwieweit  an  Sonn-  und  Feiertagen, 
sowie  an  Wochentagen,  an  welchen  nach  der  herrschenden  Uebung  die  Lpohnaus» 
sablungen  erfolgen,  die  Lokale,  in  welchen  der  Ausschank  oder  Klebnvenehleiis  ge- 
brannter geistiger  GetrBnke  betrieben  wird,  geschlossen  zu  halten  sind. 

Hierdurch  kdnnen  jedodi  Gast-  und  Sdmnl^werbe,  Zuckerbidier-  und  Maado- 
lettibackergewerbe  dann  nicht  getrofTcn  werden,  wenn  bei  diesen  Gewerben  der  Aus- 
schank von  gebrannten  geistigen  Getränken  nur  als  Nebengeschäfl  betrieben  wird. 

§  8.  Die  Bestimmung  des  §  54,  Absat?  2.  di  s  Gesetzes  vom  15.  MSrr  1883. 
R.G.BL  Nr.  39,  findet  auch  auf  den  iüeinvcrscblcüis  von  gebrannten  geistigen  Gc< 
tränken  Anwendung. 

§  9.  Die  von  der  politischen  Landcsbetiorde  gemäls  §  7  getroffenen  Anord- 
nungen, sowie  die  im  zweiten  und  dritten  Abschnitte  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Be- 
stimmungen, sind  in  allen  Lokalen,  in  welchen  der  Ausschank  oder  Kleinveiscfaleifs 
von  gebrannten  geistigen  Getränken  betrieben  wird,  an  einer  in  die  Augen  fallcaden, 
jedermann  zugSnglichen  Stelle  in  den  landesttblichen  Sprachen  anzuschlagen  und  in 
leMrlichem  Stande  au  eriialten. 

§  10.  Uebcrtretungen  der  in  den  vorstehenden  Paragraphen  dieses  C-  'j-tzcs 
enthaltenen  Bestimmungen,  sowie  der  auf  Grund  der  §§  7  und  8  getroftenc-n  An- 
<^rdnung^rn,  werden  als  Uebertretunf^en  (\ct  Ctwcrbeordnang  behandelt  und  nach  den 
\  orschrtflen  des  acbteo  HauptAtückes  derselben  bcstraflU 
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§  II.  Kldnvenchlcifser  tob  gebmnlcB  geütigen  Getrilakcn,  vdche  dicte 
Flfinigkeiten  «iniwMnken,  gewerbcmifnse  Eraenger  soleber  GdrSake,  sowie  die 
sonst  mm  Hsadel  mit  deiartif ea  GctrlnkeA  bereditigtCB  Penmnen,  «dehe  diese 
Flfltsigkeiteii  ansichlinlien  oder  im  Kleittvencbleifie  Ycrimifen,  sind  von  der  Gc- 

wcrbcbchörde  anläfsüch  der  rrstcn  Bestrafung  schriftlieh  sn  WSVnen.  Im  Wieder- 
holungsfälle kann  sofort  mit  der  Entziehung  der  GewerbeberediÜgiug  Üx  eine  be* 
stimmte  Zeit  oder  auf  immer  vnrpeg^anprn  wi  rdcn. 

Dir  Hcrrchtigunj;  ^um  Auschankc  oder  Kleinverschk-ifsc  von  gcbrir.T.i'  ii  geistigen 
Getränken,  suwie  die  Berechtigung  zuni  Betriebe  des  Gast-  und  Schau k^t-w erbos  über- 
haupt hl  von  der  Gewcrbcbehördc,  ebgcsebcn  von  den  in  diesem  Gesetze  und  in  der 
Geverbeordnung  bereits  erwttbiiten  Ftllen,  such  dann  fttr  eine  bestimmte  Zeit  oder 
auf  immer  sv  entsiebni,  wenn  der  Gewerbetreibende  wegen  einer  der  im  dritten 
Abecbnitte  dieses  Gesetses  erwfibntcn  Uebotretungen  TerurtcQt  worden  und  «nter 
den  gegebenen  Umstünden  von  dem  Fortbetriebe  des  Gewerbes  Milsbr&ucb  »i  be- 
sorgen ist. 

Zweiter  AbMhnitt 

Privatrcchlliche  Bestimmungen. 

§  12.  Forderungen  ftir  die  Verabreichung  von  geistigen  Getränken  in  flast- 
uad  Sehankritumlicbkeiten,  sowie  Forderungen  aus  dem  Kleinvcrschleifse  gebrannter 
geistiger  Getränke,  sind  nicht  klagbar,  wenn  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Entstehung 
der  spftteren  Forderung  eine  fiilbere  Sd»uld  der  vorbeseicbneten  Art  «a  denselben 
Gl&ubiger  nicht  besahlt  hat 

Forderungen,  welche  Air  die  wiederholte  Verabreiehung  der  im  ersten  Absätze 
crwShnten  Getrilnke  an  eben  Gast  wihrend  eines  tmimteri>rocbenen  Aufenthaltes 
desselben  in  der  Gast-  und  Scliankwirtscluift  erwaclun,  sind  als  eine  ebheitlichc 
Forderung  ansusehen. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  finden  keine  Anwendung  auf  Forde- 
rungen aus  der  Verabrrichunjj  geistiger  Getränke  an  fJäste,  welche  in  dem  Gasthause 
zur  Belicrl)ergung  aut'fjeninimien  sind,  sou  ie  auf  Furdenrngcn  aus  tb  r  X'eraulscrung 
der  bezeichneten  Flüssigkeiten  Ati  Gewerbetreibende,  welche  dieselben  zum  Zwecke 
des  Wiederverkaufes  bexogen  haben. 

§  13.  Forderungen,  welche  gemäfs  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden 
Paragrapliea  aidit  klagbar  sind,  eignen  sich  auch  nicht  sur  Kompensation  iml  anderen 
Forderungen  des  Schuldners. 

§  14.  Pfand-  und  Bflrgschaftsverträge,  welche  zur  Befestigung  von  Forderungen 
abgeschlossen  werden,  denen  gemäfs  §  13  das  Klagerecht  entzogen  ist,  sind  ungiltig. 

Dritter  Abschnitt 

Strafrechtliche  Bestimmungen. 

I  15.  Wer  emc  mit  gerichtlicher  Strafe  bedrohte  Handlung  m  dem  Zustande 
einer  ohne  Absicht  auf  .die  strafbare  Handlung  svgesogcnen  vollen  Berauschung  be> 
gebt,  wird  wegen  Uebertretnng  gestraft: 

13* 
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1.  mit  strengem  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  sechs  Monaten,  wenn  die  io 
der  Tmokenbcit  begangene  strafbare  Handlung  sich  als  Verbreeben  darsielit; 

2.  in  allen  andereii  Filleo  mit  strengem  oder  dnfachem  Arrest  von  einem 
Tage  bis  n  drei  Moanlen  oder  an  Geld  von  lo  bis  iooq  Kronen,  jedoch  in  dieMn 
FiUcn  mit  keiner  nach  ihrer  Alt  schwereren  «Is  der  Ar  die  strafbare  Handlang 
selbst  angedrohten  Strafe  und  nie  Uber  die  Hälfte  des  HöchstausmaAcs  derselben. 

Die  Strafverfolgung  findet  nur  über  Privalanklagc  statt,  wrnn  die  in  der 
Trunkenheit  verübte  strafbare  Handlung  der  f*riv;aaiiklagc  vorbehalten  ist. 

§  l6.  Wer  sich  in  den  Zustand  der  Triinlienheit  vor  oder  während  der  Vor- 
nahme einer  Verrichtung  versetzt,  bd  welcher  dieso-  Zustand  eine  Gc&br  für  das 
Leben,  die  Gesundheit  oder  die  itiirperliche  Sicherheit  eines  anderen  herbeifliftthrcn 
geeignet  ist,  oder  wer  in  diesem  Zustande  eine  solche  Verrichtung  aulser  in  ehtew 
Kotfalle  vornimmt,  wird  wegen  Uebertretung  mit  strengem  oder  einfachem  Arrest 
von  drei  Tagen  bis  ru  drei  Monaten  oder  an  Geld  von  20  bis  1000  Kronen  bestraft. 

L)ie  Anwendung  dieser  BestimmMng  ht  ausgeschlossen,  wenn  die  strafbare 
Handlung;  unter  die  Bcsliaimung  des  ^  15  dieses  Gesetzes  oder  unter  eine  strengere 
Bestimmung  des  Strafgesetzes  flUlL 

§  17.  Wer  innerhalb  eines  halben  Jahres  wiedelholt  an  einem  öffentlicben 
Orte  im  Zustande  offenbarer  Trankeniieit  betroffen  wird,  ist  wegen  Uebertretung  mit 
Arrest  von  einem  Tage  bis  zu  vier  Wochen  oder  an  Geld  von  lo  bis  su  500  Kronen 
SU  bestrafen.  Dieselbe  Strafe  trifft  auch  denjenigen,  welcher  an  einem  öffentlichen 
Orte  im  Zustande  oflenharer  Trunkenheit  bctrofiea  wird,  wenn  er  bereits  wegen 
einer  der  in  diesem  oder  in  den  beiden  vorausgehenden  Paragraphen  aufgeführten 
Uebertretungen  verurteilt  worden  und  nicht  mehr  als  ein  halbes  Jahr  seit  dem  Be> 
gehen  dieser  Uebertretung  verflossen  ist 

§  tS.  Wer  beim  Ausschänke  oder  Kleinvenchleifse  von  geistigen  Getränken 
oder  beim  Handel  mit  diesen  Flüssigkeiten  einem  offenbar  Trunkenen  ein  geistiges 
Getränke  verabfolgt,  wird  wegen  Uebertretung  mit  strengem  nder  einfachem  Arreste 
von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  an  Geld  von  20  bis  zu  looo  Kronen 
bestraft. 

Dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  beim  Ausschänke  geistiger  Getrinke 
einem  offenbar  Unmfiadigen,  der  sich  nicht  in  Bcgleitong  einer  erwachsenen  Person 
befindet»  ein  geistiges  GeirKnke  zum  unmittelbaren  eigenen  Genüsse  verabreicht,  den 
Fall  ausgenommen,  wenn  das  geistige  GetrSnk  als  Labung  bei  einem  Unfälle  ver« 

abfolgt  wird. 

§  19.  Wer  in  der  Absicht,  die  in  diesem  Gesetze  (§  12)  festgesetzte  Unklag- 
barkeit von  Forderungen  aus  dem  Verkaufe  gei.sager  Getränke,  sowie  die  Bestim- 
mungen über  die  Unznläsaigkeit  der  Kompensation  (§  15)  oder  Uber  die  UagQltig- 
keit  von  Pfandbestellungen  und  Btirj^ehaftserUiungeu  Ar  solche  ttngkb4;bare  Forde- 
rungen (§  14)  zu  umgehen,  sich  von  dem  Schuldner,  Pfaodbesteller  oder  Bürgen 
über  seine  Forderung  eine  L'rkunde  ausstellen  lafst,  die  keinen  oder  einen  unwahren 
Vcrpllichtungs^ruiid  enthalt,  wird  wegen  l'ehertretung  mit  strengem  oder  einfachem 
Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  an  Geld  von  20  bis  tuoo  Kronen 
bestraft 
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§  20.  Zur  Abuiteilimg  Uber  die  io  diesem  Abschnitte  aufgeführten  Ueber- 
trctangcn  muä  die  Beni1n|eiiGhte  smtind^. 

Vierter  Abschnitt 
Sehlnftbettimmniigen. 

9  31.  Dnreb  die  Bestimmungen  des  enien  Absebnittes  dieses  Gesetses  wird 
das  Propinntionsrecbt  in  jenen  Lindem,  in  welchen  dssadbe  besteht,  -nicht  berOhit. 

§  33.   Die  Bestimmvngen  dkses  Gesctiei  finden  mich '  Anwendung  nnf  jene 

Gewerbslente,  welche  im  Zcitpnnktr  <\c%  Beginnes  der  W^rksamlcrit  rl.  s  Gesetzes  die 
Berechtigung  zur  Erzeugung,  zum  Handrl,  Kleinvf r«rhleifse  oder  .\i!>schanke  von 
gebrannten  geistigen  Oetränkcn  oder  zum  Betriebe  des  Gast-  und  Scbankgewerbes 
auf  Grund  der  früheren  Vorschriften  besitzen. 

Es  sind  dnber  auch  für  den  Umfiuig  der  Gewerbeberechtigung  der  im  Zdt> 
punkte  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  bestehenden  derartigen 
Gewerbeunternehmungen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  mafsgebend. 

Diejenigen  Inhaber  einer  Konzession  zum  Ausschänke  von  gebrannten  geistigen 
rirtrünkrn,  wrlchf  aiirh  tut  Au«silbimjj  san^fifjrr  Rrrprhfijjtinfjr-n  (lr>  (last-  und 
Sch.iukgcw€rbcs  oder  zum  Betriebe  des»  Zucker! .iickcr-  und  Mandolettibackergcwcrbcs 
belügt  sind,  haben  biooen  drei  Monaten  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
bei  der  GewerbebebOrde  unter  Beraeksiehtigung  der  etwa  in  dieser  Betiebung  be> 
reits  durch  den  Inhalt  der  Konsession  bedingten  Einschrinkungen  aniumelden,  ob  sie 
die  Berechtigung  zum  Ausschänke  von  ^cbr.mnlcn  geistigen  Getrünkcn  in  Hinkunft 
als  Haupt-  oder  Nebengeschäft  zu  betreiben  beabsichtigen,  wonach  die  Ci  witI  p- 
b<-h<irdr>  dir  im  ersten  Absätze  des  g  3  des  Gesetzes  vorgesehene  V^crAigung  zu 
tretten  hat. 

§  23.    Diejenigen  Out  ibclrcibcndcji,  weiche  im  /.citpunkt<  'It  r  Kundmachung 
dieses  Gesetzes  die  Bcrecikiiguiig  cur  Erzeugung  von  gebrunnlen  geistigen  Getrlnken 
*    oder  snm  Handel  mit  derartigen  Flüssigkeiten  in  verschlossenen  GeiSfsen  auf  Grund 
der  bisher  geltenden  gesetxliehen  Vorschriften  besitzen,  sind  unter  der  Voraussetzung, 

dafs  dieselben  die  Bedingungen  diese«  Gesetzes  zur  Kriangung  rinrr  K  i  ■  5  ?,ura 
Klcinvcrschlcifsc  von  gebrannten  geistifjrn  Getriinken  erfüll  n,  Ix  i  der  Verleihung 
einer  solchen  Konzession  vor  anderen  I'e\M  rt>ii n  /u  Hrrticksichttgcn. 

Diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  vnn  dem  vorbczcichnetcn  Vorrechte 
Gebnnch  machen  wollen,  haben  bei  sonstigem  Verluste  des  Vorrechtes  inner- 
halb dreier  Monate  nach  Kundmachung  dieses  Gesetzes  um  die  Konsession  zum 
Klemverschleifse  von  gebrannten  geistigen  Getrünkeo  fiir  den  Zeitpunkt  der  al^e» 
meinen  Wirksamkeit  des  Gesetzes  bei  der  kompetenten  Gcwerbchörde  anzusuchen. 
t'<Ai(-r  solche  CiCsnclii  ist  thunlifhsf  noch  vor  tlcni  llcf^iiin  ihr  .illj^rmfinen  Wirk- 
samkeit <!<  s  (Icsrt/fs  unter  Zugrundelegung  der  Bestimmungen  des  ersten  Abschnittes 
desselben  zu  tntschciilcn. 

g  34.  Dieses  Gesetz  tritt,  insoweit  nicht  die  Bestimmungen  des  §  23  eine 
Ausnahme  bcgrUnden,  sechs  Monate  nach  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk» 
samkeit. 


Digrtized  by  Google 


198 


GesetiVebung:  Oesterreich. 


§  25.  Mit  dfm  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  die  Bestimmungen 
der  §§  236,  523  und  524  des  Strafgesetzes,  sowie  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  19.  Juli  1877,  R.G.BI.  Nr.  67,  aulscr  Kraft. 

Die  auf  Grund  des  §  5  des  letzten  Gesetzes  erfolgten  Abstratungen  sind  io- 
bezug  auf  ihre  Wirkangen  den  auf  Gnrnd  der  §§  15  bis  1 7  dicMt  Gesellet  er- 
folfendcn  Abstrafongen  gldchsuhalten. 

§  a6b  Mit  dem  Vol1zii|^  dieses  Gesetzes  und  Meine  Miaisler  de»  Innern,  der 
Jttstii  tt&d  des  Hsiidek  bcnullnigt. 
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VEREINIGTE  STAATEN  VON  AMERIKA. 

Die  amerikanische  Arbeitcrgesetzgebung  des 

Jahres  190X.*) 

Von 

Dr.  jur.  CHARLES  HENRY  HUBERICH, 
Doiest  der  Rechte  «a  der  Univerütlt  von  Texas  (Austin). 

Der  Staat  Utah  erliefs  ein  Gesetz,  wodurch  die  Arbeitszeit  der 
bei  öffentlichen  Arbeiten  Beschäftigten  auf  8  Stunden  festgesetzt 
wird,  ausgenommen  in  Fällen  wo  Leben  oder  Eigentum  in  Gefahr 
sind.  Jeder  Arbeitsunternehmer  der  diesem  Gesetz  zuwiderhandelt, 
soll  eines  Vergehens  schuldig  befundrn  werden. 

Derselbe  Staat  hat  ferner  die  \\\  den  Revised  Statutes  von 
1898  (Art.  1324 — 1335)  enthaltenen  Verordnungen  über  \'ermittlung 
und  Schiedsrichterverfahren  in  Arbeiterstreitigkeiten  durch  ein 
neues  Gesetz,  welches  am  14.  März  angenommen  wurde,  ersetzt. 
Die  Hauptparagraphen  sind  die  folgenden: 

I.  Nach  Genehmigung  dieses  Gesetzes  soll  der  Gouverneur 
unter  Zustimmung  des  Senats  3  Personen  ernennen,  wo- 
von nicht  mehr  als  2  derselben  politischen  Partei  angehören 
dürfen.  Diese  Personen  bilden  das  StaaLi>a[  beitseinigungs-  und 
Schiedsrichteramt  (State  Board  of  I^abor,  Conciliatiun  and 
Arbitration).  Eine  der  zu  ernennenden  Personen  soll  ein 
Arbeitgeber  sein ;  die  zweite  ein  Arbeitnehmer  der  einer 
Arbeiterverbindung  angehört;  die  dritte  Person  soll  weder 
ein  Arbeitnehmer  noch  ein  Arbeitjzeber  sein  und  ist  Vor- 
sitzender  des  Amtes.   Line  dieser  Personen  soll  auf  ein  Jahr, 

*)  Id  den  folcenden  MitteUungen  sind  die  Gcsetsgebungen  deijenigen  Staaten 
besprochen,  die  in  dem  in  diesem  Archiv,  Bd.  XVÜ,  S.  426  erschienenen  Artikel 
nicht  berücksichtigt  werden  konnten. 
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eine  auf  drei  Jahre  und  eine  auf  fünf  Jahre  ernannt  werden.  . . 
Nach  Ablauf  ihres  Amtstermins  sollen  ihre  Nachfolger  in 
f^lcichcr  Weise  je  auf  vier  Jahre  ernannt  werden. 

2.  Sobald  das  Amt  in  Kenntnis  gesetzt  ist,  dafs  innerhalb  des 
Staates  eine  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung  ernsthaft 
droht,  durdi  die  ein  Arbeitgeber,  der  nidit  weniger  ak 
to  Personen  bescliaftigt,  und  dessen  Angestellten  betroffen 
sind,  soll  es  die  Pflicht  des  besagten  Amtes  sein,  sich  so> 
bald  als  mö^ich  mit  solchen  Arbeitgebern  und  Angestellten 
in  Verbindung  zu  setzen  und  zu  versuchen»  durch  Ver- 
mitüung  einen  friedlichen  Ausgleich  herbeizuführen.  Pie- 
sagtes  Amt  soll  ferner  beide  Parteien  aufibrdern,  ein  Gesuch 
um  ein  Schiedsrichterverfahren  an  den  Schriftföhrer  (des 
Amtes)  zu  richten. 

3.  Sobald  als  möglich  nach  Empfang  eines  solchen  Gesuchs 
soll  das  Amt  die  streitenden  Parteien  auffordern,  sicli  über 
den  Tatbestand  der  Kontroverse  zu  einigen  und  diesen  in 
schriftlicher  Form  dem  Amte  zu  unterbreiten.  Vorauscfe- 
setzt  ist  jedoch,  dais,  wenn  solche  Einigung  und  (gemein- 
schaftliche) Unterbrei^ung  (der  Kontroverse)  nicht  erfolgt,  es 
jeder  der  streitend^)  Parteien  frei  stehen  soll,  ihre  eigene 
Darstellung  der  Kontroverse  dem  Amte  schriftlich  vorzu- 
legen. Gesuche  an  das  Amt  um  ein  Schiedsrichterverfahren 
seitens  der  Arbeitgeber  müssen  einer  Aussperrung  und 
solche  seitens  der  Angestellten  einer  wirklichen  Arbeitsein* 
stdlung  eben&lls  vorangehen.  Jedoch  soll  in  Fällen,  WO 
eine  Aussperrung  oder  Arbeitseinstellung  bereits  stat^' 
funden  hat,  das  Amt  ein  Schiedsrichterverfahren  gewähren 
unter  der  Rcdinf:;uncf ,  dafs  die  Parteien  ihre  Reziehnnc^  zu 
einander  als  Arbeitj^eljcr  und  Anji^^estclite  von  neuem  wieder 
aufnclinien.  Die  Ciesuche  iuiti  Einsetzung  des  Schieds- 
ntntesi  l)edin;^en  das  \'er'^|>rrchen,  dem  Urteil  des  Amtes 
nach/.vikonimen,  vind  müssen  \  on  dem  Arbeitj_;eber ,  hezw. 
den  Arbeitgebern,  oder  dessen  autorisierten  Stcllv crlretcrn 
einerseits,  und  von  einer  Mehrheit  seiner,  bezw.  ihrer  Ange- 
stellten andererseits,  gezeichnet  sein. 

4.  Sobald  als  moglidi  nach  Empfang  solcher  Gesudie  soll 
das  Amt  zum  Schtedsridkterver&hren  sdirdten  . . . 

5.  Das  Amt  ist  ermächtigt  als  Zeugen  unter  Stra£uidrohung 
irgend  einen  Angestellten  oder  Sachverstandigen  in  den  be« 
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treffenden  Geschäftszweigen  sowohl  als  irgend  eine  Person, 
die  in  diesen  Geschäftszweigen  die  Lohnbücher  fuhrt,  oder 
irgend  eine  andere  Person  vorzuladen,  dieselbe  zu  beeidigen 
und  zu  vernehmen,  und  die  Vorlegung  von  Gesdiaftsbüchern, 
Papieren  und  Akten  zu  verlangen  . . . 

6.  Es  ist  die  Pflicht  der  Bürgermeister  und  Sherifis,  dem 
Schriftföhrer  des  Staatsamts  sofort  von  Tatsachen,  die  wahr- 
scheinlich zu  einer  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung 
fuhren  könnten,  Mitteilung  zu  machen. 

7.  Sobald  als  möglich  nach  Untersuchung  der  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dessen  Angestellten  soll 
das  Amt  eine  billige  Entscheidung  fallen,  worin  das  beider- 
seitige Verhalten  der  streitenden  Parteien  angegeben  sein 
soll.  Zur  FSIlung  eines  Urteils  des  Amtes  genügt  Stimmen- 
mehrheit. 

8.  Die  Entscheidung  soll  sofort  veröffentlicht  werden  . . ." 

In  Florida  ist  die  Entlassung  oder  Drohung  der  Entlassung 
eines  Angestellten,  um  denselben  zu  bewegen,  für  oder  gegen  einen 
bestimmten  Wahlkandidaten  bezw.  Partei,  oder  für  oder  gegen  ein 
bestimmtes  Projekt  zu  stimmen,  oder  seine  Einkäufe  bei  bestimmten 
Personen  zu  machen  oder  nicht  zu  machen,  verboten,  unter  Drohung 
einer  Strafe  von  nicht  mehr  als  lOoo  Dollar  gegen  den  Arbei^eber 
selbst,  und  von  nicht  mehr  als  $00  Dollar  oder  sechsmonatliche 
Haft,  oder  beider  Strafen,  gegen  dessen  Angestellten,  der  den  ge- 
setzwidrigen Befehl  seines  Arbeitgebers  ausfuhrt. 

Texas  und  Arkansas  haben  Gesetze  gegen  das  Truck- 
system erlassen.  In  Texas  ist  es  gesetzwidrig,  Lohnzahlungen  durch 
Anweisungen,  die  nur  in  Waren  zahlbar  sind,  zu  machen.  Solche 
Anweisungen  sollen  in  barem  Geld  zahlbar  sein,  selbst  wenn  die- 
selben nur  auf  Waren  lauten.  Das  texanische  Gesetz  bezieht  sich 
jedoch  nicht  auf  diejenigen  Arbeitgeber,  die  einen  bestimmten 
monatlichen  Zahlungstag  haben  und  die  in  den  Zwischenperioden 
ihren  Angestellten  Warenanweisungen  ausstellen;  ebensowenig  auf 
Kaufleute,  die'  den  Mietern  von  Ackerbaugrundstücken  Kuponbücher 
ausstellen.  Zuwiderhandlungen  sind  durch  eine  Geldstrafe  von  5 
bis  IC30  Dollar  oder  Haftstrafe  von  5  bis  60  Tagen  bedroht 

Das  Gesetz  von  Arkansas  verordnet,  dafs  alle  Warenan- 
weisungen, die  als  Lohnzahlung  ausgegeben  werden,  in  barem  Geld 
zahlbar  sein  sollen,  vorausgesetzt,  da(s  dieselben  an  einem  regel- 
mäisigen  Zahlungstag  zur  Einlösung  eingereicht  werden.  Solche 
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Einlösung  'mu&  auf  den  vollen  Nennwert  erlogen  und  alle  Waren- 
anweisungen sollen  an  Geldesstatt  in  den  Kaufladen  des  Arbeits' 
gebers  angenommen  werden.  Eine  Uebertretung  dieses  Gesetzes 
soll  eine  Zivilklage  auf  den  wirklichen  Betrag  des  Lohnes  und  eine 
Geldstrafe  von  25  bis  100  Dollar  zur  Folge  haben.  Eine  gleiche  Geld- 
strafe ist  in  demselben  Staat  fes^estellt  gegen  einen  Zwang  auf 
die  Angestellten  seitens  der  Arbeitgeber,  Einkaufe  in  bestimmten 
Kaufläden  zu  machen.  Auch  ist  daselbst  die  Uebervorteilung  der 
Arbeiter  bei  dem  Verkauf  von  Waren  seitens  der  Arbeitgeber  ver- 
boten und  eine  Entschadigungsldage  auf  den  doppelten  Betrag 
des  Unterschiedes  zwischen  dem  Marktpreise  und  dem  Verkaufe- 
preise möglich. 

Colorado  hat  fiir  alle  FHvatkorporationen,  mit  Ausnahme 
der  Eisenbahngesellschaften»  denen  eine  dreilsigtägige  Periode  ge> 
stattet  ist,  und  für  sämtliche  Irrigationsgesellschaften,  auf  die  das  Ge- 
setz keine  Anwendung  finden  soll,  eine  funlzehntagige  Lohnzahlungs- 
periode festgesetzt.  Lohnzahlungen  sollen  am  S*  und  2a  jedes 
Monats  und  zwar  in  barem  Gdd  oder  durch  Chedc^  die  auf  Skht 
ohne  Abzug  zahlbar  sind,  gemacht  werden.  Es  ist  femer  verboten 
mehr  als  den  Betrag  des  Lohnes  ftir  die  iiinf  vorhergehenden  Tage 
einzubehalten.  Der  Lohn  eines  entlassenen  Arbeiters  ist  sofort 
zahlbar;  im  Weigerungsfalle  ist  eine  Zivilklage  auf  den  vollen  Be- 
trag plus  5  Prozent  gestattet. 

In  Wisconsin  wurde  das  Gesetz  über  Kinderarbeit  von  1899 
amendiert  wie  fol^^t: 

„Kein  Kind  unter  14  Jahren  soll  zu  irgend  einer  Zeit 
in  Fabriken,  Werkstätten,  Kegelbahnen,  Schänken,  Bier- 
gärten oder  Minen  angestellt  werden.   Noch  soll  solches 
Kind  in  Kaufläden,  Waschereien,  Telegraphen-,  Femsprech- 
oder  Botenbureaus  angestellt  werden,  ausgenommen  während 
der  Ferien  der  öffentlichen  Stadt-  oder  Kreisschulen  des 
Ortes,  in  welchem  das  Kind  beschäftig  ist." 
Derselbe  Staat  erliefs  eine  Revision  des  Mietskasemengesetzes 
vom  20.  April  1899,  wodurch  die  Anfertigung  oder  Reparatur  v(W 
Kleidungsstücken  wie  das  Fabrizieren  von  Zigarren,  Zigarretteo, 
Schirmen,  Geldbörsen  und  Federn,  in  Mietskasernen,  Wohnhausera 
oder  im  Hinterhof  solcher  Gebäulichkeiten,  verboten  ist,  ausge- 
nommen   in  Fällen  wo   nach  Untersuchung  seitens  des  Arbeil- 
kommissärs, Fabrikinspektors  oder  Assistentfabrikinspektors  ein  Er- 
laubnisscliein  dem  Eigentümer  oder  Mieter  ausgestellt  ist,  worin 
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ein  solcher  Gebrauch  der  Gebäude  gestattet  ist  Der  Erlaubnis- 
schein mufs  die  Zahl  der  Personen  angeben,  die  in  jedem  Zimmer 
beschäftigt  werden  können,  und  die  Personenzahl  soll  nach  dem 
Luftfaum  des  Zimmers  festgestellt  werden  und  zwar  in  folgender 
Weise:  Für  die  Zeit  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  soll 
auf  jede  Person  mindestens  250  Kubikfuls,  iiir  die  Zeit  von  6  Uhr 
abends  \As  6  Uhr  Rioi^;ens  mindestens  400  KubikfuGs  Luftraum  be- 
rechnet werden.  Als  Bedingung  fiir  die  Ausstellung  des  Scheines  kann 
verlangt  werden,  daTs  Zimmer,  die  för  solche  Arbeit  gebraucht  werden, 
nicht  mit  Schlafzimmern  verbunden  sind,  selbst  nicht  als  Schlaf» 
sdmmer  gebraucht  werden,  und  keine  Betten,  Bettzeug  oder  Küclien- 
gerätschaften  enthalten.  Das  Gesetz  bezieht  sich  natürlich  nicht  auf 
die  Anstellung  eines  Schneiders  oder  einer  Näherin  seitens  einer 
PrivatfamiUe.  Sachen  die  diesem  <iesetz  zuwider  hergestellt  sind, 
dürfen  nicht  zum  Verkauf  ausgeboten  werden.  Zuwiderhandlungen 
setzen  den  Eigentümer  der  wissentlich  solchen  gesetzwidrigen  Ge- 
brauch seines  Hauses  erlaubt,  ebenso  wie  den  Arbeitnehmer  und 
Geber,  den  Stralcn  des  Gesetzes  (Gcldstraic  von  20  bis  60  Dollar 
oder  zwanzig-  bis  sechzigtägige  Haft,  oder  beiden  Strafen),  aus. 
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Lritteratur  von  und  über  Gewerkschaften. 

Besprochen  von 

Dr.  ADOLF  BRAUN, 

in  Nürnberg. 

1.  "Brinpmnnn,  August,  Geschichte  der  dcutsclien  Zimmcrerbcrt  egiinfr. 
Herausgegeben  im  Auftrage  des  Zentralvt  rhamlcs  der  Zimmcrleuto  und 
verwandter  Berufsgenossen  Deutschlands  1.  Baud  400  Seiten  und  An- 
lagen (Lehrbriefe,  Kimdschalten)  Stuttgart  1903,  J.  H.  W.  Dietz  Nachf. 
Preis  6  Mark. 

a.   Bfingmann,  August,  Statistisches  atis  der  Deutschen  Zimmerer* 

bewegung  im  19.  Jahrhundert  Herausgegeben  von  dem  Vorstand  des 
Zentralverbandcs  der  Zimmerer  und  verwandter  Hertifsgenossen  Deutsch- 
lands, Hamlniriz  1002.    Fr.  Sclirader  37  Seiten  Doppel-Folio. 

3.  üuiuelburg,  l'h. ,  und  Paeplow,  Fr.,  Statistische  Erhebungen 
aber  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Maurer  Deutschlands  im 
Jahre  1900  und  vergleichbare  Zahlen  über  Ldmhöhe  und  Arbdtaiett 
in  den  Jahren  1885,  1890,  1895.  Hamburg,  Verlag  von  'l'h.  Bömcl- 
bürg  in  Hamburg  (Zentralverband  der  Maurer  Deutschlands).  X  und 
65  Seiten.    40.    Preis  2,50  NTark. 

4.  Paeplow,  Frif/.  und  P>ömell)urf:^,  Th.,  Das  Maureri;cvverl)c  in  der 
Statistik.  Nach  den  statistischen  Erhebungen  des  Mauiei  verUmdes,  den 
Berufii-  und  GewerbetÜhlungen  des  Deutschen  Reiches  und  den  amt« 
ltdien  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes  bearbeitet  VIII  und 
234  Seiten  8*    Hamburg  i<)0  2,  Th.  Bömelburg. 

5.  Paeplow,  Fr.,  Lohnklausel  und  Minimallohn.  Agitationsschrift 
zur  Förderung  korporativer  Arbeitsverträge.  Herausgegeben  \oa  der 
Zentralkommission  für  Arbeiterschutz  in  Hamburg.  Hamburg  1903, 
Verlag  von  Th.  Bömelburg.    31  Seiten  8".    Preis  0,05  Mark. 

6.  Stolle,  H.,  Stuttgart,  Konferenz  der  Gauvorsitz^iden  des  Zentral* 
Verbandes  der  Maurer  Deutschlands.  Abgehalten  am  24.  und  a5.  Januar 
1902  in  Leipzig.   Hamburg,  Auer  &  Cte.    ix  Seiten  8*. 
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7.  Bericht  des  Vorstandes  der  Zahlstellen  Berlins  und  der  Vororte 
des  Zentralverbandes  der  Zimmerer  Deutschlands  für  das  Jahr  1901. 
Berlin  1902.    H.  Knüpfer  47  Seiten  8". 

8.  GoRcliäftsbericht  der  Zahlstelle  Hamburg  des  Zentralverbandes 
der  Zimmerieute  imd  verwandter  Berufsgenossen  Deutschlands.  Hamburgi 
Auer  tS:  Cie.  1902.    2t,  Seiten  8®. 

9.  Link,  G.,  Der  baugewerbliche  Arbeiterschutz  für  den  Stadtkreis 
Berlin  und  die  Provinz  Brandenburg.  Geschäftsgebiet  der  nordöstlichen 
Baugewer1cs>Ben]l8gmo8seiisdiaft  Herausgegeben  von  den  Vi^tranens- 
Personen  der  baugewerbllchen  Arbeiter.  Berlin  190 1 ,  G.  Link.  32 
Seiten  i6^ 

10.  Hirtmann,  C,  Statistische  Erhebungen  über  Arbeits- und  Lohn- 
Verhältnisse  der  Steinarbeiter  Deutschlands  mit  Berücksichtigung  der 
Krankheitsart  und  -Dauer,  sowie  der  Zahl  und  Ursache  der  Todesfälle. 
Vom  I.  Juli  1900  bis  30,  Juni  1901,  Berlin  v.  J.  35  Seiten  8". 

11.  Allgemeine  Steinsetzer-Zeining,  Festausgabe  /.um  10 jährigen 
Bestand  des  Verbandes  der  Steinsetzer,  Pflasterer  und  Berufsgenossen 
Deutschlands  1893  und  1903.  Redaktion  und  Expedition  A.  Knoll 
Berlin  NW.  Waldensersti.  18.    8  Seiten.  Folio. 

12.  Knoll  A.,  Die  sosiale  L.age  der  Arbeiter  des  Steinsetsergewerbes. 
Statistischer  Bericht  an  den  5.  Verbandstag  der  Steinsetzer,  Pflasterer  nnd 
Benifsgenossen  Dentschlands  nebst  Protokoll  der  Verhandlungen  des 
5.  Verbandstages  in  Mainz  16.  bis  19.  Febniar  1902.  Herausgegeben 
im  Auftrage  des  Verbandes  der  Steinsetzer,  Pflasterer  und  Benifsgenossen 
Deutschlands.  Als  Agitationsschrift  gedruckt.  Preis  fUr  Verbandsmit» 
gUeder  10  Pf.    Berlin  190?.     n,f>  Seiten  8^ 

13.  Recht  und  Pflicht!  Ein  oficnes  Wort  zur  Agitation  und  zum 
Nachdenken  für  Maler,  Lackierer,  Anstreicher,  Tüncher  und  Weifsbinder 
Deutschlands.    48  Seiten  kl.  8  °  o.  J.  u.  O. 

14.  Leipart,  Th.,  Von  der  Notlage  der  Korbmacher.  Nach 
statistischen  Ergebungen  im  Jahre  2901  herausgegeben  vom  Votstand 
des  deutschen  Holzarbeiterverbandes.  36  Seiten  8^  Stuttgart  1903, 
Verlag  von  Theodor  Leipart 

15.  Leitfaden  für  die  Lokalverwaltungen  und  Gauvorstände  des 
deutschen  Holzarbeiterverbandes.  Stuttgart  1 900,  Selbstverlag  des  deutschen 
Hclzarbeiterverbandes.    74  Seiten  kl.  .8**. 

16.  Deutscher  Holzarbeiterverband ,  23.  Gau.  Vorort  Stuttgart. 
Bericht  des  Gauvorstandes  über  seine  Thätigkeit  nn  Jahre  1901  an  den 
4.  Gautag,  abgehalten  am  26.  Dezember  1901  im  Gewerkschaftshause 
zu  Stuttgart    Stuttgart,  Verlag  von  M.  Kayser.    26  Seiten  8*. 

1 7.  Die  Arbeitslosigkeit  der  organisierten  Lederarbeiter  Deutschlands 
f&r  die  Zeit  vom  i.  Januar  bis  30.  Juni  1901.  Hetausgeber  H.  Beisi- 
wenger,  Berlin.   5  z  Seiten  8^ 

t8.  Der  deutsche  Buchbinderveiband  im  Jahre  1901,  Bericht  des 
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Vorstandes.  Stuttgart  1002.  Hcrausgef^ben  vom  deutschen  Buchbinder« 
'verband  (A.  DietriclV'  42  Seiten  8", 

19.  Das  Lehrlingswesen  im  Lithographiegew  erbe.  Herausgegeben 
von  der  Vertrauenskommission  der  Lithographen  Deutschlands  in  Berlin. 
Gfatu  zu  haben  bei  Chr.  Tischendoerfin',  Berlin  C.  Sophienstrafie  20. 
16  Seiten  8^ 

20.  Deutscher  Budidruckertarif.  Gültig  ab  1,  Januar  1902.  40  S. 
klein  8» 

21.  Deutscher  Budidruckertarif  nebst  Kommentar.  Laut  Beschlusses 
des  Tarifausscfuisseb  herausgep:ebeii  vom  Tarifaoit  der  deutseben  Buch- 
drucker 1902.    XVI  u.  175  Seiten  kl.  8". 

22.  Verband  der  deutsclien  Buciidrucker,  Reglement  für  den  Gau 
Bayern.    Gültig  vom  i.  April  1902.    8  Sdten  kl.  8  ^. 

23.  (Braun,  Adolf)  Schutz  HcimarbeiteRi !  Eine  Denkschrift 
des-  Verbandes  der  SdineideT»  Schneiderinnen  und  verwandter  Benils* 
genossen  an  Bundesrat  unj  Reichstag.  Mit  ei  irm  Anhange:  Die  Lage 
der  Arbeiter  im  Sc  hncidergcwcrbe  Deutschlands,  306  Seiten  kl.  8'. 
Stuttgart  1902,  Verlag  von  Fr.  Holzhäufser. 

24.  Der  zwölfte  deutsche  Mechanikertag  in  Dresden  und  die 
deutschen  Mechanikergehilfen  und  deren  Organisation.  Bericht  über  die 
V&handlungen  des  zwtdften  deutschen  Mechanikertages  in  Dresden  über 
den  Antrag  des  Prof.  Abb^Jena  auf  Einführung  des  neonstOndigai  Arbeits- 
tages am  17.  August  1901  und  über  die  aus  diesem  Anlafs  stattgehabte 
Konferenz  der  Gehilfen,  vertreten  am  16./ 17.  August  1901  in  Dresden, 
mit  einem  Mahnwortc  an  die  deutschen  Mechanikergehilfen  hcrausp;c- 
geben  ita  Auftrage  der  Gehilfenvertreter  r.um  zwölften  Mechanikcrta;^ 
vom  Voretand  des  deutschen  Mctallarbeiterverbandes ,  Stuttgart  1901. 
55  Seiten  kL  8<». 

25.  Statistik  über  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  der  Mitglieder 
des  deutschen  Maschinisten«  und  Heiserverbandes  am  Schlosse  des  Jahns 
.1890.    18  Seiten  4*. 

In  der  Weiterfühnrng^  meines  Referates  über  die  Litteratur  von  und 
über  Gewerkschatten  beabsichtigte  ich  bei  der  Fülle  der  Schriften  eine 
systematische  Einteilung  zu  versiyciien,  vor  allem  das  historische  vom 
statistischen  zu  trennen.  £s  war  dies  aber  nicht  möglich,  da  gerade 
besonders  beaditenswerte  Erschefaiungen  sowohl  als  gcöchichtltches  wie 
als  statistisches  Material  zu  berücksichtigen  and.  An  des  alten  A.  L. 
V.  Schlözers  Wort  „Geschichte  ist  fortlaufende  Statistik,  Statistik  ist  still- 
stehende Geschichte"  wurde  ich  geinahnt,  nls  ich  die  «statistischen 
Arbeiten  über  die  Ziramcrerbev\egung  [z)  und  über  die  Lohn-  und 
.Arbeiterverhältnis.se  der  Maurer  Deutschlands  (3  u.  4)  lediglich  als  Bei- 
träge zur  Sozialstatistik  registrieren  wollte.  Diese  beiden  Werke  sind  gleich- 
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zeitig  wichtige  Quellen  für  die  Geschichte  der  gewerkschafUichen  Be- 
strebungen der  Bauhandwerker. 

Von  den  oben  angeführten  Sdmften  würde  die  Arbeit  Bringmanns  (i) 
sowohl  dem  Umfimge  als  auch  um  ihrer  Bedeutung  und  Origiwüität 
willen  die  eingehendste  B^prechung  verdienen.  Idi  bin  aber  dazu 
aufser  stände,  da  mich  der  Verfasser  in  seinem  Vorworte  für  den  Plan 
des  Werkes  verantwortlich  macht.  Meine  Xnregungen  in  einer  früheren 
Sammelbesprechn!)"  über  neue  Litteratur  von  und  über  Gewerkschaften 
in  diesem  Archive  iiaben  den  Verfasser  angeregt,  seiner  seit  langer  Zeit 
vorbereiteten  Arbeit  über  die  Geschichte  der  Arbeiteroxganisatioiien 
in  seinem  Gewerbe  eine  ganz  andere  Bans  au  geben,  dfe  Verbindung 
zwischen  alter  Gesellenorganisation  und  mokiemer  Gewerkschaftsorgani- 
sation  aufzudecken.  Auch  sonst  habe  ich  manchen  bescheidenen  Anteil 
an  diesem  Werke  genommen,  so  dafs  irh  es  mir  versagen  mufs,  mehr 
als  diese  kurze  Ansfi^e  liier  /.u  sclu"eibeii.  Ich  möchte  hoffen,  dafs  eine 
dieses  wichtige  Werk  nach  \erdienst  würdigende  Besprechung  dieser 
Zeitschrift  von  anderer  Seite  geliefert  wird.  Die  sdiön  ausgestattete 
Arbeit  ist  durch  Facsimtles  von  Lehrbriefen,  Kundschaften  etc.  ittustriert. 
Eine  verschollene  Jugendarbeit  von  Mensels  Meisterhand  findet  sich  auch 
wiedergegeben. 

So  fem  es  dem  Referenten  auch  liegt,  soziale  Erscheinungen,  wie 
die  bedeutende  Verkiuzung  der  Arbeitszeit  und  die  erhebliche  Erhöhung 
der  Geldluhne  aut  eine  Ursache  zurückzuführen,  so  wenig  kann  be- 
stritten werden,  da&  die  gewerkschafUidie  Arbeiterbewegung  in  erster 
Linie  und  awar  direkt  wie  indirekt  in  dieser  Richtung  gewirkt  hat  Die 
drei  (a,  3, 4)  genannten  Schriften  erweisen  dies  klar,  weil  sie  ein  viel  lang- 
sameres Steigen  der  Löhne  in  den  Landesteilen  mit  unbedeutender  Zahl 
gewerkschaftlich  organisierter  Arbeiter  nachweisen  wie  in  den  Bezirken 
mit  guten  Organisationsverhaltnissen  der  Arbeiter.  Die  drei  Publika- 
tionen sind  wichtige  Beiträge  zur  Entwicklung  des  Gcldlutmes  und  auch 
cur  industiidlen  Topographie  des  Deutschen  Reiches  wie  endlich  sur  Ge- 
schidite  und  Kritik  der  deutschen  Gewedcschafbebewegung,  die  auch 
derjenige  nicht  unberücksichtigt  lassen  kann,  der,  wie  der  Rezensent 
bedauert,  dafs  über  die  Herkunft  der  Zahlenreihen  nicht  vollkommen 
befriedigende  Auskunlt  gegeben  wird.  Aber  es  ist  zu  beachten  r1:if> 
die  angegebenen  2^üen  nur  verzeichnet  werden  konnten  mit  Rück- 
sicht auf  die  Kritik  der  Unternehmerorganisationen  im  Baugewerbe,  die 
in  ihrer  Presse  aufs  genaueste  alles  verfolgen  und  subjdctiv  kritisch  be> 
leuchten,  was  aus  dem  Lager  der  «organisierten  Bauarbdter  kommt  Man 
wild  auch  Anstois  nehmen  an  den  Durchsei  nittslülmen  meines  Erachtens 
nicht  mit  vielem  Rechte,  denn  im  deutschen  Haugewerbe  sind  vielfach 
Ortslöhne  üblich,  die  tur  alle  nicht  eben  Ausgelcmte  oder  zur  Invalidi- 
tät neigenden  Arbeiter  mafsgebeud  sind.  Endlich  ist  bei  der  Beurtei- 
limg  der  2{ahlen  auch  zu  berücksichtigen,  dafi  tarifarische  Abraachimgen 
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zwischen  Unternehmer-  und  Arbeiterorganij>atiüneu  in  einer  sehr  erheb- 
Kchea  Zahl  deutscher  Stildte  leit  langem  fleste  Gnindlagen  flir  lohn- 
statistische  Feststetitingen  ergeben  haben.  Der  Referent  hat  den  Vor- 
sitzenden des  Zentralverbaiides  der  Maurer  Deutschlands,  Herrn  Th. 
Bumelburg,  der  mit  dem  Redakteur  des  Grundstein,  Herrn  Paeplow 
die  ^'t  l  likationen  des  Maurerverbandes  verfafst  hat,  nach  den  Quellen  be- 
fragen können,  worauf  er  erfuhr,  dafs  zahlreirlic  Aufgaben  aus  der  Fresse 
und  anderen  Verutlentlichungen  der  Uniernenmer  slauuiten,  dafs  keine 
Kosten  und  keine  Mühe  gescheut  wurden,  um  die  Angaben  für  die  Ver- 
öffentlichung SU  erhalten.  Mehrere  statistische  Erhebungen  im  Maurer- 
verbände  sind  der  Veröffentlichung  vorangegangen.  Wenn  nun  auch 
nicht  die  Exaktheit  der  wissenschaftlichen  Lohnstatistik,  von  der  wir 
freilich  nicht  mehr  als  Proben  besitzen,  in  den  beiden  genannten 
Schriften  zu  finden  ist.  so  werden  sie  doch  als  ein  Surrogat  von  nicht 
geringer  Bedeutung  augesehen  werden  dürfen.  Mag  der  Mafsstab  des 
Statistik«»  nicht  xu  rigoros  an  diese  Publikationen  gelegt  werdim,  der 
Beurtdler  der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung  wird  den  strengsten 
Mafsstab  verwenden  ddrfen.  Als  Leistungen  der  deutschen  Gewerk- 
schaften sind  sie  hervorragende  Beispiele  des  Ernstes  und  Flcifses,  auch 
der  Begabung  und  des  Eifers  der  leitenden  Gewerksrhaftsbeamten.  Ich 
plaube  aber,  dafs  auch  die  NatioDalökonomen  von  Fach  manches  diesen 
Arbeilen  entnehmen  können. 

■Nur'  nodi  emige  spezielle  Bemerkungen  aber  diese  Arbeiten.  Die 
„Erhebungen"  des  Maurerverbandes  (3)  enthalten  den  sich  durch  Ein- 
fachheit und  Klarheit  aüsseichn«iden  Fragebogen.  Sollte  vielleicht  ein 
der  Arbeiterbewegung  ferner  stehender  Beurteiler  als  der  Sehreiber 
dieser  Zeilen  meinen,  dafs  Art  und  Zahl  der  r.eschäftigten  von  nicht 
beamteten  Personen  und  insbesunderc  von  Bauarbeitern  nicht  festzu- 
stellen sei,  so  ist  dagegen  einzuwenden,  dafs  die  Bauarbeiter  durch  die 
von  ihnen  fast  allerorts  vorgenommenen  regdmüfiigen  Baukontrollea 
hiersu  wohl  im  stände  siind.  1455  Orte  im  Deutschen  Reiche  smd  in 
die  Erhebung  einbezogen  worden,  60  verschiedene  Lohnklassen  aufge- 
stellt;  die  Angaben  über  die  Löhne  wurden  nach  Landesteilen  und 
nach  Urts-Gröfsen- Klassen  gruppiert.  Es  finden  sich  dann  Angaben 
tiber  die  Lohnformen,  Ueberstunden,  ArbeUsz-cit,  Pausen,  über  die  Be- 
schäftigung von  Ausländem  u.  s.  w.  Diese  Angaben  finden  sich  für 
jeden  der  1455  dann  in  eber  Reihe  von  zusammengefalsten 

Tabellen,  von  denen  wir  als  die  sodalstatistiscfa  bemerkenswertesten  die 
über  die  Bewegung  des  Lohnes,  der  Arbeitszeit  und  die  Steigerang  des 
Stundenlohnes  im  einzelnen  hervorheben  wollen. 

Die  statistische  Arbeit  des  Zentral  Verbandes  der  Zimmerer  etc.  (2) 
sollte,  wie  geplant  war,  der  von  August  Bringmaon,  dem  Redakteur  des 
w  Zimmerer,    verfaßten   Geschichte    der    deutschen  Zimmererbewegung 

als  Anhang  beigegeben  werden.   Es  reditfeittgt  sich  aber  vollkoaunen 
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die  selbständige  V'cröMentlichung.  i'nr  die  Entwicklunji;^  der  Gewerk- 
schaftsbewegung und  für  ihre  Verbreiturrg  in  den  einzelnen  Orten  des 
Deutschen  Reiches  ist  die  Tabelle  über  die  Verbreitung  der  deutschen 
Zimmererbcwcguiig  im  19.  Jahrimuaert  hochinteressant.  Dabei  ist  frei- 
lich zu  bemerken,  dafs  natürlich  blofs  die  Jahre  1869— 1878  (Sozialisten- 
gesete)  und  1883— 1900  behandelt  smd  und  daft  es  sich  in  der  Haupt- 
sache um  Mindestzahlen  handelt,  weil  über  einzelne  neben  den  maJs- 
gebenden  Organisationen  laufende  Bewegungen  Zahlenangaben  nicht  zu 
eihalten  waren.  Aus  dem  vielen,  was  diese  Tabelle  lehrt,  sei  nur  her- 
vorgehoben  die  Wirkung  der  Krisen-  und  der  Prosperitätsjahre  auf  die 
Stärke  der  gewerkschaftlichen  Organisationen  in  723  Orten  des  Deutschen 
Reiches,  die  sowohl  alphabetisch  für  das  Reichsgebiet,  als  auch  nach 
I*rovin/.en  geordnet  aufgelüiirt  sind.  In  einer  fernereu,  von  dem  Ver- 
Uitidsvorsit/enden  Fritz  Schräder  bearbeiteten  Tabelle  finden  wir  622 
Orte  und  zwar  soweit  Matcnal  vorlag,  für  die  Jahre  läSS  und  lur  jedes 
der  Jahre  1890 — 1893  und  1895  —  1900  die  tägliche  Arbeitszeit  in 
Stunden  und  die  Stundenlöhne  in  Pfennigen  angegeben.  Auch  hier 
finden  wir  eine  alphabetische  neben  einer  topographischen  Gruppierung 
des  Materials.  Hieran  schlielst  sich  eine  „Smnierei-Betrieb8statistik*'y 
nach  den  Resultaten  der  Gewerbezählung  vom  14.  Juni  1895,  zusammen- 
gestellt von  August  Bringmann.  Der  Schlufs  bildet  Tabellen  über  die 
Finanzgebahriing  des  Zimmererverbandes,  die  z.  B.  von  1890 — 1900 
eine  ununterbrochene  Steigerung  der  Einnahmen  von  84816  Mk.  74  Pfg. 
bis  zu  367  104  Mk.  12  Pfg.  sowie  ein  ununterbrochenes  Wachsen 
der  Kassenbestäude  am  Jahresschlüsse  von  2865  Mk.  45  Pfg.  im  Jahre 
1890  aui  283731  Mk.  87  Pfg.  im  Jahre  1900  zeigen.  Die  Verteilung 
der  i:linnahmen  auf  die  Zahlstellen  und  die  Hauptkasse,  die  Gruppienmg 
der  Einnahmen  wie  der  Au^ben,  die  nnanzierung  der  Zimmeier- 
streiks  etc.  ist  aus  diesen  letzten  Tabellen  zu  ersehen.  Man  wird  gegen 
einzelne  tabellarische  Darstellungen  einwenden  können,  dals  Zusanunen- 
fiusttDgen  imd  ein  begleitender  Text  fehlte  hoffentlich  erhalten  wir  bald 
den  2.  Band  von  Bringmanns  Geschichte  der  Zinunererbewegung,  der 
wohl  diese  Lücken  ausrdllen  wird. 

Neben  der  vorher  besprochenen  Schrift  hat  der  Maurerverband  noch 
eine  zweite  umfangreiche  und  in  hohem  Mafse  beachtenswerte  statistische 
Arbeit  (4.)  in  gleichem  Jahre  ver()t"tV-ntlirht.  Die  Tliatsache  dieser  sta- 
tistisclieu  Erhebung  und  Verarbeitung  geben  schon  ein  Bild  von  dem 
Ernste  und  der  Gründlichkeit,  welche  immer  mehr  die  Voraussetzung 
der  gewerkschaftlichen  Aktion  im  Deutschen  Reiche  wird.  Die  Notwen* 
digkeit  statistischer  Erhebungen  Uber  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse 
haben  die  Maureroiganisationen  schon  vor  30  Jahren  erkannt;  im  Jahre 
1875  wurde  auf  den  in  Berlin  abgehaltenen  Maurer-  imd  Steinhauerkon- 
grefs  auf  die  Wichtigkeit  zahlenmäisiger  Feststellungen  über  die  Lage 
der  Arbeiter  im  Maurer-  und  Steinhauergewerbe  hingewiesen.   Die  an- 
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günstige  Entwicklong,  welche  die  Gewerkschaften  dank  der  wirtschaft- 
lichen Krise  in  den  70er  und  80er  Jahren  wie  nicht  minder  infolge  der 
an  den  Namen  Tessendorf  sich  knüpfenden  Verfolgungen  auf  Grund  des 
preufsischen  Vereinsrechtes  und  der  %\ch  nnsrhliefsenden  auf  Grund  des 
Sozialistengesetzes  genünunen  haben,  liers  die  I )urchriihrung  statistischer 
Arheiten  nicht  zu.  Erst  der  i8Sf)  zu  Halle  a.  S.  abgehaltene  Maurer- 
koagrefs  konnte  sich  diesen  Aufgaben  wieder  zuwenden.  Die  hier  l»e- 
sprochene  Schrift  giebt  uns  einen  interessanten  Ueberblick  über  die 
manDigfachen  statistisdien  £rhd>ungen  -der  deutschen  Maurerorganisation. 
Nicht  nur  die  Somlpolitiker  sondern  auch  den  Berufsstatistiker  mufs  der 
Eifer  und  das  Geschick  interessieren,  mit  dem  diese  Organisationen  ohne 
jegliche  staatliche  oder  ähnliche  Zwangsmittel,  ohne  geschulte  wissen- 
schaftliche Kräfte  tief  eindringende  Feststellungen  über  die  Lehcnslage 
der  Arbeiter  ihres  Berufes  zu  stände  brachten.  Unter  den  überaus  zahl- 
reichen, zum  Teil  methodisch  sehr  anfechtbaren  Statistiken  der  deutschen 
( »ewerkschaften  nimmt  die  iiier  l>esi)rochene  Publikation  einen  ersten 
Rang  ein.  Eine  Reihe  von  Formularen,  die  sich  durch  weise  }'.e>.rliran- 
kung  auf  wenige  Fragen  auszeichnen,  sind  abgedrutki  und  ermöglichen 
eine  Kontr<^le  der  Erhebung»nnethoden.  ¥s  erscheint  uns  weniger  be« 
merkenswert,  dafs  der  Maurer  verband  über  Beamte,  ehemalige  Maurer, 
verfugt,  die  ein  wiasensdiaftlichen  Anforderungen  in  hohem  Mafse  ent- 
sprechendes Buch,  wie  das  zur  Unterlage  dieser  Bemerkung  dienende 
▼erfassen  können,  als  die  Thatsache,  dafs  der  Maurerverband  seine  Mit- 
glieder in  der  Weise  schulen  konnte,  dafs  sie  an  fast  allen  Orten,  wo 
die  Organisation  vertreten  war,  klare  verarbeitbare  Antworten  auf  die 
gestellten  l'ragen  geben  konnten.  Wohl  ist  manchmal  eine  Nachhilfe 
von  Gaubeainteu  und  anderen  Funktionären  des  Verbandes  erforderiich 
gewesen,  aber  dies  hindert  nicht  das  Resultat  dieser  tief  eindrinijenden 
lohnstatistischen  Eriiebung  als  em  glänzendes  Zeugnis  für  das  geistige 
Niveau  dnr  oq^isierten  Maurer  anzuerkennen.  Diese  Bemerkungen  er* 
scheinen  uns  nötig  zu  einer  Zeit,  wo  die  HoflTnungen  auf  eine  amtliche 
ArbeiterstatisUk  in  Deutschland  sich  ein  klein  wenig  gebessert  haben. 
Man  mufs  aus  diesen  Arbeiten  den  Schlufs  ziehen,  dais  die  amtliche 
Sozialstatistik  atn  ehesten  zu  l)erriedigenden  Resultaten  gelargen  wird, 
wenn  sie.  das  Beispiel  Oesterreichs  und  der  Verein.  Staaten  berücksich- 
tigend,  die  Gewerkschaften  zur  Mitarbeit  an  den  Erhebungen  heran- 
zieht. Die  ersten  Schritte,  wehhe  ja  nach  einem  französischen  Sprieh- 
worte  die  S(  iuvierigsten  sind,  sind  gemacht,  aber  es  ist  n<H:h  ein  weuer 
Weg,  zu  ähnlichen  statistischen  Erhebuncrcn  dur(  1\  das  reichsstatistische 
Amt,  wie  sie  die  vorliegende  Statistik  uni>  uieiet.  Diese  Statistik  ist 
axnch  eine  wichtige  Vorarbeit  für  kommende  Erhebungen  und  auch  Itir 
die  Beurteilung  der  Lohnsysteme  im  Baugewerbe.  Die  interessante  Fest- 
steUong,  dafa  in  einer  grofsen  Zahl  von  Orten  einheitliche  Lahne  be- 
stehen,  so  vor  allem  in  dem  örtlich  zusammenhängenden  Gebiete  von 
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S<  hleswig-Holslein ,  Mecklenburg,  Lübeck  und  Hamburg  erscheint  mir 
besonders  wichüf^.     Dieser  P^inhcitslohn.  auf  den  wir  schon  oben  liin- 
gewiescn  haben,  tUirftc  \vi.)hl  ein  Rest  des  die  alte  Zunft  beherrschenden 
Gedankens  der  Ausgleichung  der  Konkurrent  sein.    Neben  diesem  Ein- 
bdtslobne  giebt  es  Orte,  in  denen  nur  ganz  unbedeutende  Untenchiede 
der  Stundenlöhne  vorkommen;  ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  im 
Süden  Deutschlands,  wo  für  Stattgart  20,  für  München  19  Lohnklassen 
festgestellt  wurden.    Das  Eindringen  fremder  Arbeiter,  der  „Sachsen- 
gänger im  Baugewerbe"  mag  hier  den  Ausschlag  gegi^ben  haben.  In 
den  Provinzen,  als  Gesamtheit  betrachtet,  kommt  nirgends  ein  Cinheits- 
lohn  vor,  dies  spricht  drifür,  dafs  der  Einheitslohn,  wo  er  nicht  ein  von 
der  modernen  (iewerkschaft  errungener  Erfolg  ist,  ein  Ueberrest  ziinf- 
ti«jen  Gebrauches  darstellt,  der  aber,   wie  eben  die  Zunft,  sirli  auf  das 
einzelne (iemeinwescn,  die  einzelne  geschlossene  Stadtwiitschaft  l)eschr;iiikt 
und  sich  vor  allem  von  dem  flachen  Lande  mit  seinem  als  „Störer''  ver- 
achteten und  verfolgten  I^dwerkem  unterscheidet   WShrend  aber  in 
den  wirtschaftlich  zurückgebliebenen  Provinzen  Ost-  und  Westpreufsen 
und  Posen  nur  6  Lohnsätze  (der  niedrigste  von  21  Pfennigen,  der 
höchste  von  45  Pfennigen)  festgestellt  wurden,  zeigt  das  gleiche  Jahr 
1898  39  Lohnsätze  in  der  Provinz  Brand^burg  (von  unter  20  bis  über 
60  Pfennige,  bei  den  Berliner  Putzern  77  '/^  Pfennige  für  die  Stunde). 
Wir  haben  auf  diese  Resultate  hinjüfewiesen,  um  eine  Art  Kostbissen  aus 
diesem   interessanten  Werke  den  Lesern  zu  reichen.    Die  kurz  vorher 
genannte  Si  hrift  sucht  ebenso  wie  die  hier  besprochene  ein  Bild  zu 
geben  von  den  l'rgebnissen  der  Lohnstatistik  des  Jahres  1900,  zwischen 
diesen  beiden  Zählungen,  der  von  1898  und  der  von  1900  über  die 
Löhne  wurde  eine  Arbettstosenstattstik  in  den  Monaten  D<aemt«r  1899, 
Janoar,  Februar  und  März  1900,  sowie  unabhängig  von  dieser  Zählung 
im  Monate  August  1900  vorgenommen.   Es  beweist  dies  den  aufser« 
ordentlich  grofsen  Eifer,  den  die  Maurerorganisation  auf  ihre  Statistiken 
verwendet 

Was  Mischler  von  der  amtlichen  Statistik  sagt,  dafs  sie  Verwal- 
tungsstatistik  ist,  dafs  sie  stets  zu  direkten  näheren  oder  ferneren  ^■er- 
waltungszwccken  unternommen  wird,  dafs  sie  niclit,  wie  .\  ii\e  meinen, 
Statistik  au  sich,  Statistik  im  Interesse  rein  wissenschaftlicher  'l'hatsachen- 
feststellung  ist,  das  gilt  auch  von  der  Statistik  der  Gewerkschaften.  Ge- 
rade der  Maurerverband,  diese  auf  dem  statistischen  Gebiete  eifrigste 
Organisation,  hat  auf  Grund  ihrer  regelmäfsigen  und  genauen  That- 
sachenfeststdlungen  wohl  die  erheblichsten  Erfolge  von  allen  grofsen 
Gewerkschaftsorganisationen,  die  Buchdrucker  kaum  ausgenommen,  fest- 
zustellen. Diese  Statistiken  bilden  die  Grundlagen  für  die  Erfolge  des 
grofsen  Verbandes,  fiir  das  Abwägen  der  Aussichten  von  Lohnbewegungen, 
sie  sind  aber  an  sich  schon  ein  viel  wirkungsvolleres  Agilationsraitlel 
fiir  die  Gewerkschaften,  als  der  ferner  stehende  ahnen  mag.   Die  That- 
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Sache,  dals  sich  die  Organisation  um  den  Maurer  bdcümmer^  dals  sie 
seine  Lohnhöhe,  seine  Arbeitsseitf  die  Dauer  seiner  Arbeitslosigkeit  fest* 
zustellen  bemüht  ist,  schafft  auch  die  Grundlagen,  die  Uiujrganisiertcn 
für  den  Verband  zu  interessieren,  sodafs  die  Statistik  nicht  in  letzter  Linie 
mit  daran  schuld  ist,  dafs  der  Maurerverband  sich  so  rasch  entwickelt  hat. 

Auch  die  innere  Statistik  des  Zentralverbmdes  der  Maurer  wird 
gepflegt,  aus  ihr  ersieht  man,  dafs  im  III.  Quartale  1891  der  Verband 
10140  im  gleichen  Quartale  1900  86 262  Mitgliecier  zählte,  dafs  in  dieser 
Periode  die  Zahl  der  örtlichen  Mitgliedschaften  von  112  auf  887  ge- 
stiegen ist,  dafs  der  Verband  jetzt  über  eine  Jahreseinnahme  von  über 
1  Million  Mark  verfügt.  Die  Verbreitung  des  Verbandes  ist  aber  aufser* 
ordentlich  ungleich,  seine  meisten  Mitglieder  zahlt  das  mitdere  Nord- 
deutschland; im  ganzen  Gau  Berlin,  der  die  Provinz  Brandenburg  und 
Verwaltungsbezirke  aus  3  umliegraden  Provinzen  und  den  südlichen  Teil 
von  Mecklenburg'Strelitz  umfafst,  zählte  der  Verband  20276  Verbands- 
mitglieder,  aber  nur  19662  beschäftigte  Maurer.  Die  Diffcren?:  erklärt 
sich  aus  dem  Umstände,  dafs  die  auf#  Ueberland -Arbeil  bcfindhchen 
Maurer  am  Beschärtiguiigsorte,  wo  eine  Organisation  nicht  vorhanden 
ist,  nicht  g^e/.iililt  werden  können,  aber  diese  Zahlen  beweisen,  dafs  die 
Zahl  der  unürganisicrtcn  Maurer  in  dein  giofsen  Ci.iu  Berlin  eine  sehr 
geringe  sein  mufis,  im  Gau  Hamburg-Schleswig-Holstein  waren  93  ^i^^  der 
ermittelten  Maurer  organisiert;  bedeutend  ungünstiger  liegen  die  Ver- 
hältnisse im  Westen  und  im  Sttden  des  Reichs»  die  westdeutschen  Gaue 
zählen  nur  ao  und  is'/o  organisierte,  die  süddeutschen  30,  ao,  9,  7*/^ 
organisierte  Maurer.  Die  Stitistik  über  die  Lohnhöhe  und  die  Länge 
der  Arbeitszeit  im  Jahre  1900  ist  in  trefflich  übersichtlicher  Weise  geo- 
graphisch nach  Landcsteilen  und  statistisch  nach  GrÖfsenklassen  der 
Ortschaften  verarbeitet.  Die  Bedeutung  der  Gewerkschaften  wird  durch 
den  Nachweis  der  Lohnsteigerung  pro  Tag  in  den  Perioden  1895 — 1900 
und  1885 — 1900  leslgestellt.  Interessant,  wenn  aueh  kaum  absolut 
exakt,  sind  die  Feststellungen  über  das  Verhältnis  von  Jaliresverdicnsi 
und  Wohnuogsmiete,  die  Tabelle  enthalt  auch  die  Angabe  der  Lohn- 
höhe,  ta^^iche  Arbeitszeit  im  Sommer,  Zahl  der  Zimmer  der  Wohmmg. 
Für  367  Orte  im  Deutschen  Reiche  sind  die  Zahl  der  Itlaurer,  die 
Stundenlöhne  und  die  Arbeitszeit  1895  und  1900,  die  Entwicklung  der 
Löhne  der  Arbeitszeit,  und  die  Zahl  der  erhobentti  L<rfinforderungcn 
beziehenüich  der  Strikes  für  181)5—  1900  und  ohne  Angabe  der  Lohn- 
forderungen Hir  1885— 1900  festgestellt  und  alphabetisch  geordnet. 
Weitere  Kapitel  des  Buches  behandelt  die  Arbeitslosenstatistik,  die  Sta- 
tistik ülter  den  l  ainilienstand,  die  Wohnun^verhältnisse,  Nebenerwerb 
und  Arbeitswechsel  der  Verbandsniitglicder. 

Neben  der  Statistik,  die  vom  Verbände  selbst  aulgcnoauaen  und 
veiarb^et  ist^  findet  steh  eine  btt  ins  Einzehie  gehende  Veiatbeitaiig 
der  Ergebnisse  der  Bonfs-  und  Gewerbezählungen  im  Deutschen  Reidie 
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wie  aucb  der  Unfallstatistik  und  des  leider  spärlichen  MaterialeSj  das  wir 
fiber  den  Bauarbeiterschut7.  besitzen. 

Wenn  unsere  amtlichen  Statistiken  darüber  klagen,  dafs  ihrer  mühe- 
vollen Arbeit  so  nufserordentlirh  wcnifr  Verständni«;  pnt£re2:engebracht 
wird ,  dafs  der  statistisciien  I'roduktion  der  Konsum  der  statistischen 
Litteratur  in  keiner  Weise  die  Wage  halt,  so  beweist  die  hier  besprochene 
Schrift,  dafs  die  genauesten  Kenner  der  Bedürfnisse  der  Arbeiterklasse 
es  wagen  können,  dieser  umfangreiche  statistische .  Werke ,  darunter' 
auch  die  Resultate  der  amtlichen  Statistik,  in  grofsen  Dosen  vorztisetzen. 
Man  kann  wohl  behaupten,  dafs  abgesehen  von  dem  kleinen  Kreise  der 
Berufs*Nationalökononien,  niemand  in  Deutschland  eifriger  die  Ergeb« 
nisse  amtlicher  und  privater  Statistik  studiert,  als  gerade  die  organisierte 
Arbeiterschaft 

Wenn  wir  im  Anschlüsse  an  die  erwähnten  besonders  bemerk ens- 
'.vcrtcn  I>eistnn£;'cn  (ier  doitschen  Jiauarlieiterbeweg'.ing  die  anderen  \'<  r- 
oflentlichungen  aus  den  Kreisen  dieser  Organisationen,  wenn  auch  mir 
in  aller  Kürze  betrachten  wollen,  so  ist  in  erster  Linie  die  von  Fiit/. 
Faeplow  verfafste  Agitationsschriü  zur  l  orderung  korporativer  Arbeits- 
verträge „Lohnklausel  und  Minimallohn"  (5)  zu  nennen.  Vfir  wissen, 
dafs  die  Arbeiter  des  englischen  Sprachgebietes  auf  diesem  Felde  er- 
folgreich Bahn  gebrochen  haben  und  dafs  in  den  westeuropäischen 
Staaten  und  Gemeinden  sehr  beachtenswerte  Erfolge  in  dieser  Richtung 
erzielt  wurden.  Bevor  Zwiedcnek-Südenhorst,  Kliem  und  die  Publikation 
des  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amtes  dieses  Materi;il  zusammengestellt, 
beleuchtet  und  kritisiert  hatten,  wurde  dieser  Gedanke  auf  dem  im  Jahre 
1.S99  zn  Hprlin  a!>p;ehnltenen  i.  BauarbeiterschutJ'kon'^rcrs  von  der  deutschen 
Hauarbeiterbeu eijung  aufsrenommen  und  iueiauf  weiter  [»lopngiert.  Die 
genannte  Srhritt  eignet  sieh  gnt,  diese  Idee  lu  die  Massen  zu  tragen 
und  den  KinHiifs  der  Arbcitersciuiü  in  Parlamenten  und  Gemeindever- 
tretungen 2u  gunsten  der  Bao/^  und  anderen  Arbeiter  wirken  su  lassen. 
Nach  einer  historischen  Einleitung  über  die  Entwicklung  des  Lohn- 
systems kommt  der  Autor  zu  der  Forderung  des  Minimallohnes  für 
Arbeiter  in  den  staatlichen  und  kommunalen  Verwaltungen.  Ein  beson- 
deres Kapitel  mit  historischen  Exkursen  und  Hinweisen  auf  die  Ver- 
breitung der  „fair  wages"  ist  ilcr  Lohnklausel  gewidmet,  den  Schlufe 
bildet  der  Abschnitt  über  den  Mininuillohn  Die  grofsc  Verbreitung, 
'velrbe  die  Sdirift  gefunden  hat,  lafst  erwarten,  dafs  die  Lohnkhiusel 
vnul  der  Miniinallohn  künftig  in  den  Kämpfen  der  deutschen  Bauarbeiter 
eine  gröfsere  Rolle  s[jielen  werden  wie  liisher. 

Besokiete  ( iauvorsiände  für  ein/clne  Lande.sleile  sind  in  den  meisten 
deutschen  Gewerkschaflsoi^anisationen  noch  nicht  bestdlt  worden.  Viel- 
foch  wird  die  dadurch  hervorgerufene  Steigerung  der  Verwaltungskosten 
gefürchtet,  auch  manche  über  ansehnliche  Geldmittel  verfUgende  Gewerk- 
schafisoiganisationen  stellen  sehr  hohe  Anforderungen  an  die  Fähigkeiten 
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und  Eigenschaften  der  Gauleiter  und  halten  deshalb  vorläufig  mit  der 

Bestellung  von  besoldeten  Provinzbeamten  zurück,  wenn  sie  sich  auch 
im  Prinzipe  für  diese  Einrichtung  entschieden  haben.  Es  ist  dies  auch 
wohl  verständlich,  sind  doch  dem  Gauleiter,  der  die  Verbindung 
zwischen  dem  Hauptvorstandc  und  tien  oitlic  iicn  Verwaltungsstellen  zu 
biidcu  hat,  mannigfache  Aufgaben,  viele  Arbeil  und  noch  gröfeerc  Verant- 
wortlidikeit  aufgebürdet,  er  soll  in  aasgedehnten  Landesteilen  die  Agi- 
tation betreiben,  die  bestehenden  Organisationen  fördern  und  ihre 
Thätigkeit  nicht  blofs  in  finanzieller  Hinsicht  kontrollieren,  er  soll  filr 
die  Ausbreitung  seines  Verbandes  wirken,  ein  Berater  und  Schlichter 
von  Streitigkeiten  sein,  die  Zcntralleitung  über  alle  Vorgänge  in  der 
Organisation  und  im  Berufsleben  auf  dem  1. aufenden  erhalten,  er  soll 
Lohnbewegungen  vorbereiten,  prüfen,  ob  sie  berechtigt,  aussicliisvoU  und 
für  die  Kasse  des  Verbandes  nicht  zu  kostspivlig  sind,  er  soll  aussichts- 
lose Bewegungen  verhindern,  mit  Behdiden  und  Unternehmern  ver- 
handeln etc.  etc.  Da&  zu  diesen  mannigfachen  und  schwierigen  Auf- 
gaben geeignete,  allgemeines  Vertrauen  geniefsende  Männer  nicht  leicht 
zu  finden  sind,  ist  wohl  begreiflich.  Zu  den  Orj^anisationen,  welche  die 
Gaueinteihinp^  nun  vollkommen  durdi^aTuhrt  h:d>en,  zahlt  nun  auch  der 
Zentralveiband  der  Maurer  Deutschlands.  Er  hat  aucli  ein  kui/,cs  Pro- 
tokoll Ober  die  am  34.  und  25.  Januar  1902  abgehaltene  Konferenz 
seiner  Gauvmsitzenden  veröflentlicht  (6),  das  einigermafsen  über  die  Auf- 
gaben der  GauvofStände  orientieren  kann.  Interessant  ist  in  dem  Pro- 
tokolle auch  der  Austausch  der  Meinungen  über  die  im  Baugewerbe  so 
bedeutungsvolle  Fnifje  der  Besrhäftip^ng  ausländischer  Arbeiter. 

War  aucii  Uerlin  bislicr  aus  t^ekannten  vereinsgeset/,lichen  Gründen  uui 
der  Sitz  weniger  V'crbandslcitimgen,  so  hat  die  gröfstc  Stadt  des  Landes 
doch  die  am  meisten  entwickelte  Gewerkschaftsbewegung,  in  ihr  kon- 
zentrieren sich  die  stärksten  und  in  Hinblick  auf  Dissiplin  und  finan- 
zielle Kraft  leistungsfähigsten  Zahlstellen  der  meisten  deutschen  Gewerk- 
schaften. Die  Berichte  dieser  Zahlstellen  verdienen  deshalb  als  bedeu- 
tunf«;\olles  Material  /tir  Beurteilung  der  deutschen  Gewerkschaftsbe- 
wegung eine  besondere  iiearhtung.  Der  Bericht  der  Zitrunerer  über 
ihre  Zahlstellen  in  Berlin  und  den  Vororten  der  Rcichshauptstadt  (7) 
b^nnt  mit  einer  die  Krise  würdigenden  Auseinandersetzung.  £s 
wird  die  wichtige  Thatsache  festgestellt,  dafs  im  Jahre  1901  (auf  einen 
Druckfehler  ist  wohl  die  Zahl  290a  zurückzuführen)  die  Zahl  der  ab- 
wandernden Zimmerer  im  Gegensatze  zu  allen  Vorjahren  die  der  Zu- 
wandernden überstieg.  Die  Arbeitslosenunterstützung,  ein  alter  Wunsch 
des  \'erbandes  wird  ferner  in  dem  Berichte  erörtert,  dann  die  Ronflikie 
mit  der  konkurrierenden  Lokalorganrsation  der  Zimmcrleule,  die  Mafs- 
regelungen  aus  Anlais  der  Maifeier.  Besonders  wichtig  flir  den  Sozial- 
Politiker  sind  die  Aktenstücke  und  Mitteilungen  Uber  die  Verlängerung 
des  Tarifvertrages  zwischen  den  Unternehmern  und  Arbeitern  im  Berliner 
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Zimmerergewerbe.  Neben  Bemerkungen  über  Lohnkämpfe,  die  Verwal- 
ningsthätigkeit  in  der  Zahlstelle  finden  sich  sehr  interessanie  Mitteilungen 
über  die  Finanzgebahrung,  die  ein  Beweis  Hit  die  bdcannte  Opferfreudig- 
keit  der  Berliner  Arbeiter  sind. 

Nächst  Berlin  ist  Hamburg  der  wichtigste  Ort  für  die  deutsche  Ge- 
werkschaftsbewegung. Dies  beweist  auch  der  Geschäftsbericht  der  Zahl- 
stelle Haml)urg  des  Zimraererverbandes  für  das  Jahr  1901  (8).  Wir 
heben  aus  demselben  hervor  den  Text  der  Lohnkarte  für  die  an  der 
Kawiue  beschäftigten  Zimmerer,  einen  Beitrag  zu  den  bekannten  Akkurd- 
maurer-Dififereozen,  sehr  beachtenswerte  Statistiken  über  Arbeitslosigkeit 
und  Krankheit.  Ein  besondere«  Kapitel  ist  dem  Banarbeiterschutze  und 
der  Baukontrolle  gewidmet.  Die  Jahresabrechnung  und  ein  „Gewerbe* 
gerichtliches"  fiberschriebener  Abschnitt  beschliefsen  das  Schriftcfaen. 

Die  Sammlung  von  kleinen  Schriften  über  den  Bauarbeitcrschutx, 
die  wir  schon  in  unserer  ersten  den  Gewerkschaften  gewidmeten  Litte« 
raturübcrsicht  besprachen,  ist  um  eine  weitere  vermehrt  worden,  welche 
für  die  in  Bedin  t^nd  der  Provinz  Brandenburg  thätigen  Bauarbeiter  be» 
stimmt  ist  (0). 

Die  Verordnung  des  l'nn  Ic^rates  zum  Schutze  der  Steinarbeiter  ist 
in  erster  Linie  den  ständigen  siaiistischcii  Feststellungen  über  die  Arbeits- 
bedingungen und  Gesundbeitsverbältnisse  der  Steinarbeiter  Deutschlands 
durch  ihre  Organisatk>n  zu  verdanken,  die  ihre  eindrudtsvoUe  Zusammen- 
fassung in  Calwers  Arbeit  über  „die  Berufsge£üiren  der  Sleinarbeiter^ 
gefunden  hatten.  Weder  die  Bundesratsveiordnung  noch  die  Wtrktmg 
der  Denkschrift  haben  die  Steinarbeiter  veranlafst,  ihre  Feststellungen 
über  die  Lage  der  Arbeite!-  in  ihrer  Industrie  einzustellen.  An  der 
letzten  Erhebung,  die  in  der  oben  (10)  genannten  Schrift  verarbeitet 
wnirde,  haben  sich  mehr  Steinarbeiter  beteiligt  als  an  den  vorangegam/enen 
Ke.ststellunL:en.  Der  Inhalt  dieser  neuesten  Veröffentlichung  der  >tein- 
arbeiter-Organisation  bietet  so  manches,  \va.s  die  I )enksrhrit"t  nicht  in 
den  Bereich  ihrer  Darstellung  gezogen  hatte,  es  wäre  de^lialb  nicht  zu 
wünschen,  dafs  sie  unbeachtet  bliebe.  Wir  «wähnen  Feststellungen 
über  die  Frauen*  und  Kinderarbeit  in  diesem  überaus  gefährlichen  Be- 
rufe,  über  die  Arbeitsstätten,  über  die  Aufenthaltsräume  der  Arbeiter  in 
den  Pausen,  Über  das  Vordringen  des  Maschinenbetriebes  in  dieser  In* 
dustrie,  Über  die  Lohnformen,  die  Arbeitszeit,  den  durchschnittlichen 
Jahresverdienst  und  die  Stundenlöluie.  Weiter  finden  wir  Bemerkungen 
über  gerichtliche  Entscheide,  die  durch  Lohndifferenzen  hervorgerufen 
wurden,  dann  Berechnungen  des  Durchschnittsalters  und  der  durch- 
schnittlichen Beschättigungsdauer  für  die  verscliiedenen  in  dieser  Beruts- 
gruppe  in  Betracht  kommenden  Berufsgruppen ,  ferner  finden  sich  in 
dem  awar  kurzen  aber  inhaltsreichen  Schriftchen  statistische  Feststellungen 
Über  Arbeitslosigkeit,  Krankheitsdaucr,  Sterblichkeit,  Verhältnis  der  Za!til 
der  Organisierten  zu  der  der  Beschäftigten. 
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Das  unter  ii  angeführte  Festblatt  enthält  auf  13  Spalten  eine  Ge- 
schichte der  modernen  Steinsetzerorgauisation  auf  die  ich,  trotz  des 

vorhandenen  Anlasses  nicht  kritisch  eingehen  kann,  weil  ich  selbst  der 
Verfasser  bin.    Ich  darf  aber  anführen,  dafs  mir  auf  Grund  des  vor- 
trefflichen Archivs  dieser  Organisation  der  Beweis  vollständig  gelungen 
ist,  (lafs  moderne  Gcwerkschaftsor^anisationen  in  Dciitsrhlnnd  direkt  aus 
zünftigeu  (iesellenorganisationeii  cntsiandi'n  siiul.    Was  ich  im  Jahre  imot 
als  Theorie  aufgestellt  habe,  vermochte  ich  Kndc  1902  akteuraäbig  nach- 
zuweisen. Das  Material,  das  mir  dies  ermöglichte,  konnte  selbstverständ- 
lich in  dieser  mehr  agitatorischen  Zwecken  dienenden  Festschrift  nicht 
vollständig  ausgenützt  werden.   Bei  der  Wichtigkeit  der  Frage  über  die 
Entstehung  der  Gewerkschaften  beabsichtige  ich  in  mehr  Wissenschaft« 
lieber  Form  diese  Frage  bald  zu  erörtern.  Die  Festschrift  enthält  nicht 
blofs  Rückblicke»  sondern  auch  eine  Reihe  wichtiger  .Xktcnstücke,  in 
denen  man  die  gegenwärtige  Wirksamkeit  und  die  künftige  Politik  des 
Steinset/ervcrbandes  veranschaulicht  findet.    Im  Vereine  mit  der  unter 
Nummer  r  2   [genannten  Srinift  erhült  man  ein  vollständiges  Bild  über 
die  soziale  l-a^e  der  Steiaselzergehilfcn  in  den  grofsercn  St.ädtcn.  r.lxr 
die  bedeutungsvollen  Leistungen   dieser  Gewerkschaftsorpanisation  uiul 
über  den  Geist,  der  sie  frulier  und  heute  erfüllt.    Es  giebt  wenige 
Schriften,  wie  die  unter  12  genannte,  die  so  klar  den  Nachweis  er- 
bringen, wie  unberechtigt  die  Untemehmeranschauung  ist,  dafs  die  Kosten 
der  Lohnbewegungen  und  Strikes  nicht  aufgewogen  werden  durch  die 
Erfolge  derselben.   Gerade  die  10  jährige  Geschichte  der  Steinsetzer» 
Organisation,  die  statistische  Beleuchtung  der  Lage  der  Arbeiter  in  (üesent 
Gewerbe   vor  Gründung  der  Organisation  wie  am  F'.nde  der  Berichts- 
periode  beweist  den  gewaltigen  KfTekt  gewerkschaftlicher  Wirksamkeit 
für   die    Arbeiter.     So   ergiebt   «sirli   der  Wert    dieser   :\iis   der  Feder 
A.  KnoUs  stammenden  Denk^hrift  über  die  Kreise  seiner  Berufsgenossen 
hinaus. 

Zu  den  in  unserer  früheren  Uebersicht  erwähnten  Schrift^  licn  /ur 
Gewinnung  neuer  Mitglieder  ist  eine  recht  uiigiuellc,  auf  engsten  Raum 
beschränkte  und  doch  in  mannig&cher  Hinsicht  anregende  und  be- 
lehrende die  des  Malerverbandes  (13)  gekommen,  die  nicht  blofs  als 
Beispiel  für  diese  besondere  Art  von  Gewerkschaftslitteratur  beachtens- 
wert ist,  sundern  auch  manche  Verwertbare  Daten  über  die  werbende 
Organisation  für  andere  Personen  als  für  noch  nicht  organisierte  Maler* 
und  Tünchergehilfen  enthält. 

Im  deutschen  Hol/xirbeiterverbande ,  neben  dem  .Met.dbrbeiter\-cr- 
bande  dem  einzigen  gewerkschaftlichen  Industrieverbande  im  deuischni 
Reiche,  sind  die  gewerkschafdichen  Interessen  von  mehr  als  ein  Duuend 
verschiedener  Berufe  mit  einander  verl»unden,  neben  den  eigentüclien 
Holzarbeitern  wie  Tischlern,  Hokdrechslem  etc.  auch  Meerschaum*  und 
Perhnutterarbeiter,  Knopt-,  Pinsel»  und  Bürstenmacher  u.  s.  w.   So  vor- 
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teilhaf^  die  Zugehörigkeit  kleiner  Benifsgnippen  zu  einem  grofsen  und 
finanziell  leistungsfähigen  Verbände  ist,  so  schwierig  ist  die  Leitung 
einer  Organisation ,  bei  der  die  verschiedensten  \'erhn1tnisse  beherrcht 
und  gerecht  gewürdigt  werden  müssen.  Bei  dem  grofsen  Mifstrauen 
der  Arbeiter  ist  diese  Aufgabe  fiir  schwer  genug  erachten.  Die 
hier  besprochene  .^cimti  1^14)  ist  einer  der  vielen  Beweise,  dafs  die 
Leitung  des  deutschen  Hot»rbeiterverbande9  diesen  grofsen  Anfgaben 
gewachsen  ist.  Machen  die  Korbmacher  audi  blofs  einen  kleinen  Bruch* 
teil  der  dem  Hofasarbekerverbande  angehörenden  Arbeiterschaft  aus,  so 
wurden  doch  ihre  Wünsche  stets  berücksiditigt,  sie  können  auch  mit 
der  hier  besprochenen  Sdirift  sehr  zufrieden  sein.  Der  Fragebogen  ist 
der  Meinung  des  Referenten  nach  etwas  zu  ausführlich  geraten .  wenn 
er  auch  jede  der  25  Frr^gen  für  berechtigt  halten  mufs.  Die  Arbeiter 
zeigten  im  allgemeinen  viel  Verständnis  für  die  Krlicbnng,  aus  .\2  Städtt-n 
kamen  nur  der  Ortsfragebogen  zurück,  während  aus  106  Städten  auch 
Personalfragcbogen  eingeliefert  wurden.  Für  ein  so  kleines  Oewcrbe, 
indem  der  Alleinbetrieb  vielfach  noch  herrseht,  ist  dies  ein  ganz  zufrieden- 
stellendes Resultat  Auch  bei  dieser  Erhebung  zeigt  sich  die  durch  die 
soziale  Not,  die  Isolierdieit  und  Oberlänge  Beschältigungsdauer  der 
Heimarbeiter  zu  erklärende  Gleichgilttgkeit  der  Arbeiter  in  der  Haus< 
Industrie.  Während  1457  in  Werkstätten  thätige  Korbmacher  die  Frage« 
bogen  zurückgeliefert  hatten,  geschah  das  Gleiche,  abgesehen  vom  Co- 
burger Gebiete,  blofs  von  7  in  der  eigenen  Wohnung  thätigen  1  Neben 
der  Hausindustrie  herrscht  das  Kleinhandwerk  im  Korbma chergewerbe, 
hatten  doch  250  Betriebe  1  —  5,  67:  6 — 10  imd  blofs  .\q  mehr  wie  10 
Beschäftigte.  Bei  9  ProT-.  der  Rorbmarher  lit-rrschte  noch  das  selbst 
im  Brauer-  und  Bäckcrgcwerbe  immer  mehr  verschwindende  und  nur 
noch  l>ei  Fleischern  und  Friseuren  herrschende  patriarchalische  System, 
dafs  Kost  und  Logis  als  Naturalleistung  vom  Meister  empfangen  wird. 

Interessant  ist  die  FesUtellung,  dah  die  den  Haushalt  des  Meisters 
theilenden  und  deshalb  abhängigeren  Arbeiternach  Umrechnung  der  Natural- 
leistungen in  Geld  bedeutend  schlechter  entlohnt  sind  als  die  reinen  Geld- 
löhner.  Nur  dort,  wo  durch  Streiks  die  Arbeits^itverkürzung  durchgesetzt 
wurde,  arbeiteten  die  Korbmacher  im  Jalure  1901  kürzere  Zeit  als  im  Jahre 
1897,  sonst  hatten  sie  mehr  Wochenstunden  zu  verzeichnen.  Die  Arbeitszeit 
in  Hamburg  beträgt  54,3  ,  in  Oswitz  bei  Breslau  dagegen  74  Stunden. 
53  Proz.  der  Arbeiter  erreichten  nicht  einmal  den  l)edcnk!i(  li  niedrigen 
l)urchs(  linittswochcnlohn  von  16  Mk.  51  Pf  \^'ahrciid  bei  54  stundiger 
Wochenarbeit  39  Proz.  der  Arbeiter  den  hu<  hsien  Wochenlohn  von 
24  Mk.  verzeichneten,  hatte  blos  i  Proz.  der  Arbeiter  mit  7  2  stündiger 
Wochenarbeit  den  höchsten  Lohnsatz,  ca.  8  Proz.  der  Arbeiter  mit  der 
kürzesten  und  59  Proz.  der  mit  der  längsten  Arbeitszeit  hatten  den 
niedrigsten  Lohnsatz  von  13  Mk.  Ein  besonderes  Kapitel  ist  den  Korb« 
machem  im  Coburg>Ltchtenfelser  Bezirke  gewidmet,  deren  Verhältnisse 
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um  die  Mitte  der  i.SSocr  Jahre  Eniaiiuel  Hans  Sax  erforscht  hatte  (Die 
Hausinduslrif  in  Thüringen  III,  Jena  1888).  Hier  hat  der  Holzarbeiter- 
verl)and  zum  Unterschiede  von  anderen  Orten  ein  reichhaUiges  Material 
aus  den  Kreisen  der  Hausindustriellen  zusanunengebraciil.  Eine  ßcsse- 
rung  gegenüber  den  VerhiÜtai$sen ,  wie  sie  £.  H.  Sax  schilderte,  war 
leider  nicht  festzustellen.  Es  heifst  in  der  besprochenen  Schrift:  >Wir 
finden  heute  noch  dieselbe  durdiaus  ungenügende  Ernährung,  dieselbe 
UeberfiiUung  und  Ausnutzung  schon  an  sich  ungesunder  Wohnung^  und 
dieselbe  übemiäfsig  lange  Arbeitszelt.  <  Das  Trucksystem  ist  zwar  von 
der  Oberfläche  verschwunden,  es  wuchert  aber  noch  im  geheimen  fort 
Auch  dieser  Theil  der  Schrift  ist  sehr  bemerkenswert  und  speziell  den- 
jenigen zu  empfdilen,  welche  der  Hausindustrie  Interesse  entgegen- 
bringen. 

Der  Leitfaden  15  )  ist  durch  die  Beschlüsse  des  im  Jahre  1002  ab- 
gehaltenen Verbandstages  der  Holzarbeiter  überholt,  er  bietet  aber  dankens- 
werte Gelegenheit,  sidi  Uber  das  Wesen  und  die  Aufgaben  einer  grofsen 
deutschen  Gewerkschaft  ausreichend  zu  orientieren.  Ein  alphabetisches 
Sachregister  enn<>gHcht  die  bequeme  Benutzung  des  Schriftchens. 

Ueber  den  Thätigkeitsbereich  eines  Gauvorstandes  verschafft  Klar* 
heit  die  unter  16  angeführte  Schrift,  derselben  sind  als  Anhang  die 
spezialisierten  Ziffern  über  die  V'crbreitung  der  Holzindustrie  in  Württemberg 
nach  den  Ergebnf«;sen  der  letzten  Berufszählung  beij^egehen. 

D;is  von  den  Arbeitern  eifrig  gesammelte  Material  Uber  den  Stand 
der  Beschüftisrungslosit^ki'ii  in  der  letzten  i'eriode  der  Krise  ist  leider 
in  Zeitungen  und  W  oehcnhlattern  /erstreut,  die  Lederarbeiter  haben  in 
dankenswerter  Weise  das  Ergebnis  ihrer  Krliebungen  in  einer  besonderen 
Broschüre  (17)  publiziert  Das  inhaltsreiche  Schriftchen  gipfelt  in  der 
Mahnung,  die  Arbeitslosenunterstützung  auch  im  Verbände  der  Leder- 
arbeiter durchzuftihren.  Ein  spezielles  Eingehen  auf  die  Resultate  dieser 
Arbeit  scheint  besser  im  Zusammenhange  mit  den  anderen  Unter» 
sttchungen  über  die  Arbeitstosigkeits-Erhebungen  deutscher  Gewerkschaften 
am  Platze  zu  sein. 

JahreslH  i  i(  lite  herauszugeben,  bürgert  sich  bei  den  Gewerkschaften 
immer  iik'hi  ein,  der  1  ederar!)eiter\'erband  kihidi'^'t  an.  dafs  atich  er 
kunüi;;  Jahresberichte  herausL'etien  wird,  (kau  in  diesem  Arehive  l)e- 
sprochenen  ersten  Jahresberic  lite  <K-s  IJuchbinckaAaTbiuiJes  ist  nun  ein 
zweiter  (18)  gefolgt.  In  demselben  werden  alle  Serien  der  Thatigkeil 
dieser  Gewerkschaftsorganisation  beleuchtet,  er  informiert  uns  über  die 
vielen  Schwierigkeiten,  die  die  Krisenjahre  mit  sich  gebracht  haben,  um 
die  Ertblge  der  grofsen,  letzten  Tarifbewegung  der  Buchbinder  festzu- 
halten. Der  Bericht  kann  ferner  feststellen,  dals  diese  Gewerkschafts* 
Organisation  trotz  der  Krisis  in  einer  Reihe  wichtiger  Orte  die  Lage 
ihrer  Mitglieder  verbessern  konnte.  Gröfser  freilich  als  die  Zalü  der 
Vorstöüse  dieser  Gewerkschaft,  waren  ihre  Abwehrstrikes.  Naturgemüls 


^  kjui^uo  i.y  Google 


* 

LiUenlur  von  und  über  GcwerkscbaAen. 


219 


gab  es  auch  schon  der  Mannigfaltigkeit  der  Tari&ätze  wegen  eine  Reihe 
von  Differeoxen.  Die  Buchbinder  besitzen  jetzt  ebenso  wie  die  Buch- 
drucker ein  Tarifschiedsgericht,  feste  Abmachungen  über  die  Arheitsbe- 

dingunefcn  wunk'ti  an  einer  Reihe  von  Orten  ablest  hlos>cn.  Xebcn 
diesen  in  erster  Linie  uicluif(cn  Mitteilungen  wurde  über  die  Agitation 
im  Buchbmdervcrbande  Rechenschaft  gegeben.  Es  wird  ein  Blick  auf 
die  Wirksamkeit  der  Gauorganisatiouen  geworfen,  über  den  Wechsel  der 
Zahl-  und  Verwaltungsstellen  berichtet  und  dann  die  Differenzen 
zwischen  der  Buchbinderorganisation  und  dem  neugeschaffenen  Verbände 
der  Portcfeuiller  und  Ledergalanterie  Arbeiter  Deutschlands  beleuchtet 
Wichtige  Mitteilunger^  werden  über  tÜL-  finanziellen  Verhältnisse  des  Ver- 
hnndcs  gemacht,  welche  die  Durchführung  einer  Extrasteuer  erfoidcrltch 
machten,  um  den  Stand  der  Kasse  gleich  hoch  zu  bringen,  wie  sie  vor 
der  grofsen  Tarifbewegung  gewesen  war.  In  dem  Berichte  finden  sich 
femer  Mitteilungen  Uber  das  Uoterstützungswesen  der  Organisa^on,  Über 
Sure  Beziehung  zu  ausländischen  Verbänden,  über  die  statistischen  Ar- 
beiten des  Verbandes,  über  sein  Organ  u.  s,  w.  Erwähnt  sei  endlich  die 
Feststellun<r,  dafs  in  keiner  deutschen  f /ewerksch:ift«;f)r«ranisation  die  Zahl 
der  ueibliciien  Mitglieder  so  profs  ist  wie  im  l>uehbinderveib.m(Je.  Wer 
die  Arbeiterpresse  in  früheren  Jahrzehnten  verfolgt  hat,  erinnert  sich  der 
regelmäfsig  wiederkdirenden  Aufrufe  der  Buchdrudter,  in  denen  alle 
Sdhattenseiten  des  Berufes,  die  Arbeitslosigkeit,  die  Gesundheitssdiädi* 
gungen  etc.  geschildert  wurden,  um  Eltern  und  Vormünder  zu  veran« 
lassen,  ihre  der  Schule  entwachsenden  Kinder  anderen  Berufen  zuzu- 
führen. Die  Buchdrucker  haben  mit  der  Zeit  eingesehen,  dafs  ihre 
Motive,  die  Mindenin;^  de>  Zu/u^es  zu  ihrem  (lewerbc  durchschaut 
wurden,  so  dafs  der  beabsichtigte  Zweck  der  Warnungen  nicht  erreicht 
wurde.  An  Stelle  dieser  Warnungen  traten  nun  die  von  Arbeitern 
anderer  Gewerbe,  der  Bäcker,  der  Friseure,  der  Lithographen.  Während 
die  Buchdrucker  nun  in  ihrem  Tarife  eine  Waffe  gegen  die  Lehrlings- 
züchterei  besitzen,  versuchen  es  gewerkschaftlich  weniger  erfolgreiche  Ar- 
beitergruppen mit  den  von  den  f'uclidruckern  i.  d.  R.  nicht  mehr  ange- 
wandten Mitteln  der  Aufrufe  und  W.irnungen.  Wahrend  früher  diese  Aufrufe 
durcij  die  periodische  Presse  verbreitet  wurden,  haben  die  Lidiographen 
es  mit  einer  massenhaft  verbreitetoi,  selbständ^^  Schrift  versucht  Sie 
stellt  kurz  die  Natur  des  Lithographiegewerbes  dar,  erläutert  die  Be- 
deutung der  Akkordarbeit  als  Mittel,  die  Löhne  zum  weichen  zu  bringen 
und  die  Arbeitskraft  auszubeuten,  dann  wird  die  I-chrlingsfrage  in  diesem 
Berufe  wie  das  Verhältnis  vnn  Gehilfen-  zur  l.ehrlinoszahl  beleuchtet. 
Ix;hr-  und  Prolu-zeit,  die  Ausbildung  der  Leiirliiigc  wird  (geschildert,  ihre 
geringe  Aussicht  auf  dauernde  Beschäftigung  der  (iehillen  klargelegt, 
Arbeitsieit,  Arbeitslohn,  Heimarbeit,  die  hygienischen  Verhältnisse  in  ab- 
schreckender Weise  dargestellt  und  hieraus  der  Schlufs  gezogen,  dafe  die 
Zufuhrung  der  Lehrlinge  zum  Lithographen-  und  Steindruckerberufe  ge- 
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hemmt  werden  soll.  So  wichtig  Schrift  dieser  Art  zur  Beurteilung 
der  Gedankenwelt  und  der  Kampfoiittel  der  Gewerkschaften  ist,  so  wenig 
Erfolg  dürfen  sic^  die  LitiK^aphen  von  dieser  Agitation  versprechen. 
Es  gidOt  tausende  von  Arbeitern  in  Berufen  mit  ungünstigeren  V^erhält- 

nisscn.  ans  deren  Narhwnriis  T.chrlnigs;^uchtanstn1ten  ihre  tinbc/aiilteii 
oder  zu  gerin*:  enthihntcn  Arl)i.'it>krartc  iinincr  wieder  rekrutieren  können. 

Kurz  sei  liier  auch  der  Buchdruckertanf  (20)  in  seiner  Fassung  vom 
1.  Januar  1902  erwähnt.  Es  ist  dies  der  Tarif,  der  nicht  nur  die  gröfste 
Ausdehnung,  sondern  auch  die  weitgehendste  Anerkennung  gefunden  hat,  der 
zum  Muster  und  zur  Anregung  geworden  ist  für  tarifarische  Abmachungen 
in  anderen  Gcwcrbcti.  Der  Tnrif  ist  nicht  nur  von  grofser  Bedeutung  für 
die  ihm  Unterworfenen,  er  ist  auch  durch  die  vcrsrhiedenen  Arten  der 
Lohne,  die  u.  a.  durch  Zuschläge  zu  dem  tariiatischcn  Mindestlohn  ge- 
schaiTen  worden,  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  die  Ein- 
sieht  in  die  Lohnbildung  und  m  einige  die  Lohnhöhe  bestimmende 
Faktoren.  Einen  tieferen  Einblick  in  das  nicht  einfache  Wesen  des 
Buchdruckertarifes  und  in  die  bedeutungsvoUe  Thätigkeit  dei  Schieds- 
gerichte  erhält  man  nn«;  der  kommentierten  Aitssrnbe  des  Tarifcs  (21), 
dem  eine  Darstellung;  der  Entstehung  und  Kiitwicl«lung  der  Tarifgeineiri- 
schaft  im  deutschen  ßuchdruckergewerbe  vorausgesandt  ist.  Das  kleine 
8  Seiten  fassende  Schriftchen,  welches  der  Verband  deutscher  Buch» 
drucker  ats  Reglement  für  den  Gau  Bayern  {22)  herausgegeben  hat, 
ermöglicht,  die  Organisation  innerhalb  dieses  Gaues  kennen  zu  lernen, 
es  bietet  einen  kleinen  Abrifs  auch  über  die  Rechte  und  Pflichten  der 
N!it[;licder  dem  Gauvorstnnde  c^epenüber,  über  die  Ait  wie  die  Wahl  des 
Gauvorstandes  stattfindet,  wie  er  die  Kasse  /.u  serwalieu  hat  u.  dgl.,  an- 
geschlossen an  dieses  Reglement  ist  ein  Regulativ  über  die  Anstellung 
v<m  Vereinsbeamten,  es  geht  aus  dersdben  hervor,  dafs  der  Anfangs- 
gehalt für  die  verantwortlichen  Beamten  3100  M.  beträgt  und  dafs  er 
in  langsamer  Steigerung  bis  zu  3000  M.  wachsen  kann.  Während  der 
Anfangsgehalt  für  die  Hilfspersonen  von  1560  auf  2100  M.  wachsen 
kann.  Dieses  kleine  Regulativ  zur  Anstelluni:  der  Vereinsbeamten  ist 
auch  ein  Beitrag  zur  Kenntnis  der  Verhältnisse  der  m  der  (iewerkschafts- 
bcwegung  tliaiigen  I'ersoiieu,  über  die  in  der  Regel  ganz  falsche  .An- 
sichten verbreitet  sind. 

In  unserer  ersten  Uebersicht')  haben  wir  die  Denkschrift  der 
Schneider  und  Schneiderinnen  an  den  Bundesrat,  im  Interesse  des 
Schutzes  der  Heimarbeiter  schon  besprochen.  Seitdem  ist  in  mehr  als 
doppeltem  Umfange  die-.e  Schrift  wieder  ersriiiencn  f2,^\  T)ie  V  v^e  der 
Arbeiter  im  Sehne lUergcweibc  ni  Deutschland  ist  im  Anhange  aul  Giund 
verschiedener  statistischer  Erhebungen,  vor  allenv  auf  Grund  einer  Indi- 
vidualerhebung  über  die  Verhältnisse  der  Schneider  und  Schneiderinnen 
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im  ganzen  deutsdien  Reiche  dargestellt.  Im  wesentlichen  handelt  es 
sich  bei  dieser  Erhebung  um  die  Verhältnisse  der  sog^.  Mafsschneider, 
während  die  der  Erhebung  indolent  gegenüber  gestandenen  Konfeklions- 
tchn«idar  nicht  in  ausreichendem  MaJse  in  Betiacht  ge/.ügen  sind. 
Wenn  oft  fälschlich  angenommen  wurde,  dafs  der  Mafisdmeider  mit  dem 
Werkstattarbeiter,  der  Konfektionsschneider  mit  dem  Heimarbeiter 
identiscfa  is^  CO  lehrt  gerade  diese  Erhebung,  wie  irrtiimlich  diese  An- 
schauung war,  zeUrt  sie  uns  trotz  aller  Mängel  des  Erhebunpstbrniulars,  dafs 
aucli  die  Mafsschncidcrei  sich  immer  mehr  üur  Heimarbeit  entwickelt, 
ja  dafs  die  ganze  Entwicidung  dahin  tendiert,  die  Schneiderei  zu  einer 
idnen  Ifonsindustiie  in  allen  Teilen  dieses  vielgertaMgen  Gewerbes 
zu  machen,  wenn  nicht  rechtxeitig  durch  die  Geset^ebung  der  not- 
wendige Einhalt  geschieht.  Aus  dieser  Statistik  kann  man  ersehen, 
dafs  die  Laj^e  der  Heimar!)eiter  in  jeder  Hinsicht  ungünstiger  ist  als  die 
des  Wcrkstaitarbeiieii. ;  I^1n<;erc  Arbeitszeit,  ungunstige  Arbeitsbedin- 
gungen ,  niedere  Löhne ,  selbständige  Regelung  von  Hilfsstoffen  etc., 
ganz  abgesehen  von  der  Bestreitung  der  Kosten  für  Wohnung,  Licht, 
Hdzung,  Kohlen,  nicht  seitens  des  Untemehmeis,  sondern  des  Heim* 
aibeiters.  Die  Erhebung  enthält  die  einzelnen  Resultate  nach  Pro- 
vinzen und  innerhalb  der  Provinzen  und  Länder  nach  Orten  geschieden. 
Hierauf  folgt  eine  Reihe  von  Zusammenstellunj^en  über  den  Arbeitsplatz, 
die  Arbeitszeit,  die  Sonnta^,'sarbeit,  die  Wochen-,  die  Siundenluhne,  die 
Wochenaubgaben  für  die  Nabuiensilien ,  für  Kohlen ,  Licht  etc.  Den 
Schlufs  bildet  eine  Darstellung  der  Stücklöhne  in  fast  allen  grofscn  und 
grölsten  Orten  im  Deutschen  Reiche  fttr  eine  ganze  Reihe  von  Kleidungs- 
stücken, die  vidfache  Vergleiche  ermöglichen  zwischen  den  Stücklöhnen 
in  grofsen  und  kleinen  Städten,  und  in  verschiedenen  Teilen  des  Reiches. 
Ist  auch  selbst\erständlich  ein  Vergleich  dieser  Art  nicht  absolut  exakt, 
weil  die  Qualität  wie  die  Art  der  \''erarheitung  der  SlotTe.  die  Bestim- 
mung der  Kleidungsäiucke  für  verschiedene  Gesellschaltssciiichten  statis- 
tisch schwer  oder  überhaupt  nicht  erfafsbare  Erscheinungen  zeitigt,  so 
gilt  dieser  Einwand  fttr  eine  wichtige  Gruppe  der  Schneiderei,  für  die 
Uttiformschnetder  nidit  Die  Uniformen  sind  ganz  genau  in  Bezug  auf 
Stoff,  Schnitt  und  Art  der  Verarbeitung  vofgeschriebeil,  es  ist  notwendig, 
dafs  in  Elbing  die  Militäruniformen  genau  ebenso  zugeschnitten  werden 
und  verarbeitet  weiden,  wie  in  Konstanz,  in  Mainz  ebenso  wie  in 
Wiihelmshafen.  Trotzdem  zeigt  sich  ein  ganz  erhebUcher  Unterschied 
in  den  Löhnen,  die  für  die  Herstellung  der  gleidien  UniformstQcke  ge- 
zahlt werden.  Diese  Thatsache  allem,  die  dtvch  das  genannte  Schrift- 
chen belegt  wird,  ist  von  nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit  für  die 
Lohnbildung  im  Deutschen  Reiche;  geht  doch  hieraus  hervor,  dafs  nicht 
das  Produkt  tmd  die  Art  der  Herstellung  mafsgebcnd  ist  für  die  T.ölme. 
sondern  andere  Umstände,  zu  denen  in  erster  Linie  die  Stärke  der  ge- 
werkscliaftlichen  Urganisation,  die  Lebenshaltung  und  die  Ucbersetzung 
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des  Berufes  in  den  betreffenden  Orten  gehört.  Da  Rezensent  und  lie- 
arbeiter  des  Materials  die  gleiche  Person  ist,  mufs  eine  kritische  Würdigung 
der  Arbeit  unterlassen  werden. 

Die  sozialpolitischen  Anschamingen  des  Jenenser  Professor  Abb^ 
haben  die  wissenschaftliche  und  die  politische  Presse  schon  öfters  be* 
schäftigt  Ein  Beitrag  zu  diesen  Erörterungen  ist  auch  die  unter  24 
angekündigte  Schrift,  schon  um  deswillen,  da  sie  die  ganz  exceptioneUe 
Stellimf:  des  Leiters  der  Zeifs'schen  optisch-mechanischen  Werkstätten 
unter  den  iibric^^en  Unternehmern  des  gleichen  Benifszweigcs  darlegt. 
Vom  Stand|. unkte  des  So/.ialpolitikers  ist  die  Arbeit  aufserordentJich 
wichtig,  weil  bic  die  Vorteile  einer  Verkürzung  der  Arbeits/eit  für  die 
Ünternehmungcn  als  Folge  der  Intensifikation  der  Arbeii  ^ahlentnäfsig 
nachweist.  Was  Marx  im  i.  Bande  des  Kapitals,  in  dem  Kapitel 
»Senior's  letzte  Stunde«,  was  Schuler  ftir  die  Textilindustrie  der  Schweiz, 
Rae  für  die  chemischen  u.  a.  Industrien  &)glands  festgestellt  haben, 
findet  sich  in  dem  genannten  Scbriftchen  trefflich  und  unwiderleglich 
belegt  für  eine  Industrie,  in  der  es  auf  die  genaueste,  präziseste  Arbeit 
ankommt,  für  die  Feinmechanik  und  speziell  für  ein  Institut,  dessen 
Weltruf  von  keinen  Konkurrenten  erreicht  wird.  Audi  für  die  Gewerk- 
schaft.sbewcgung  im  Speziellen  ist  das  Schriftchen  bedeutungsvoll. 

J)iv  X'erhaltnisse  der  Heizei  und  Masrhinisten  5,ind  ganz  eigenartige 
selbst  in  denjenigen  Betrieben,  die  dureh  kurze  Arbeitszeit  sich  aus- 
zeichnen, in  denen  die  Arbeiter  grofse  Erfolge  erreicht  haben,  ist  die 
Arbeitszeit  dieser  Berufsgruppen  meist  eine  aufserordentlich  ausgedehnte, 
was  nicht  nur  im  Interesse  der  Arbeiter,  die  sehr  schwere  Arbeit  zu  ver- 
richten haben,  die  in  grofser  Hitze,  in  engen  Räumen  mit  beschränkten,  oft 
ganz  wegfallenden  Pausen  arbeiten  müssen,  sehr  zu  bedauern  ist,  die  auch 
unzweifelhafte  Oefahren  für  die  gesamten  Betriel)e  und  fUr  die  Sicher- 
heit der  Arbeiter  im  Gefolge  haben,  ist  doch  die  Verantwortlichkeit  der 
Maschinisten  in  industriellen  Betrieben  von  aufserordentlich  grofser  Be- 
deutung für  den  irmzen  (iang  des  Betriebes.  Die  Thätigkeit  der  Hei/er 
und  Maschinisten  hat  in  den  meisten  l^etrieben  mit  moturischer  Kraft 
die  Voraussetzung,  dafs  ihre  Thätigkeit  früher  zu  beginnen  hat  als  die 
aller  anderen  Arbeiter  und  dafs  sie  ihre  Arbeitszeit  in  die  Feierabends- 
zett  der  anderen  Arbeiter  ausdehnen  müssen.  Die  Maschinen  müssen 
vollständig  im  Gange  sein,  bevor  der  Betrieb  beginnt,  sie  müssen  aus- 
kühlen, sie  müssen  gereinigt  werden,  wenn  der  Betrieb  beendet  ist. 
Hieraus  ergiebt  sich  eine  längere  Arbeitsseit,  eine  Verkürzung  dar  Pausea, 
eine  ungünstige  Lage  dieser  modernen  Hilfsgruppe  von  .\rlieitem  im 
Grofsbctriebe.  Die  Frage,  (jb  man  einen  ßef^higungs*Nachweis  für  Heizer 
und  Maschinisten  an  stellenden  Dampfmaschinen  einftihren  soll,  ist  häufiLf 
diskutiert  worden,  wiilircnd  ihre  sozialen  Verhältnisse  in  Deutschland 
nicht  die  nötige  Beaclitung  gefunden  haben,  obgleich  dieser  Beruf  e«; 
verdienen  würde,  dafs  spezielle  Untersuchungen  über  diese  Zustande 
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veranstaltet  werden.   Der  Verband  deutscher  Maschinisten  und  Heizer 
liat  im  Jahre  1900  eine  Erhelmn^  vorgenommen,  welche  er  nach  2 
Richtungen  hin  verarbeitet  (25)  hat,  erstens  indem  er  die  speziellen 
Verhältnisse  einzelner  Orte  besonders  darstellt,  wobei  sich  aufscrordcnt- 
üch  ungünstige  Zustände  ergaben,  so  Arbeitszeiten  von  95  Stunden  in 
der  Woche,  aufsLTordentüt  he  ungiinslige  hygienische  Verhältnisse,  Ueber- 
lastung  mit  Nebenarbeiten  aller  Art,  Löhne  von  16,  17  Pf.  pro  Stunde 
etc.  etc.   Neben  einer  textlichen  Darstellung  findet  sich  eine  tabellarische 
Zusammenfassung  fiber  die  Löhne,  die  Ueberstunden  und  zwar  über  die 
Zahl  derselben,  über  die  Entlohnung  u.  dgl.  (höchster,  niedrigster,  Durch- 
schnittslohn l&r  normale  Arbeitszeit  und  für  Ueberstunden),  femer  über 
die  Kündigungsfristen,  die  aulserordentlich  verschieden  sind,  giebt  es 
doch  Kündigungsfristen   von   einem  Tag  bis  zu   3   Monaten.  Eine 
besondere  schwierige  Lage  haben  diejenigen  Heizer  und  Maschinisten, 
die  in  kontinuierlichen  Betrieben  thätig  sind,  wo  der  Wet  hsel  zwischen 
Tac:-    und  Nachtschicht,    selbst    zu  24 stundiger    Arbeit   an  den  Ma- 
schinen, in  en^a^i  Räumen  bei  höchst  verantwortlicher  Thätii,'keit  ge« 
ftihrt  hat.    Die  Forderung  der  Arbeiter,  dafs  der  Achtstundentag  ein« 
geftihrt  wird,  ist  kaum  für  einen  Beruf  drmglicher  und  notwendiger, 
als  gerade  fiir  den  Heizer  und  Maschinisten,  weil  die  einzige  Art, 
Ueberanstrengung  zu  vermeiden,  den  Schichtwechsel  ohne  übergrofse 
Anstrengung  der  Arbeiter  durchzuführen,  nur  bei  der  Achtstttnden*Schicht 
durchführbar  ist.    Die  besprochene  Statistik  enthält  Feststellungen  über 
die  Arbeitslosigkeit  im  Ikrufc  der  Heizer  und  Maschinisten,  sie  erscheint 
al.s  wichtig  zur  Beurteilung  der  Verhältnisse  in  diesem  Berufe.    Es  sei 
nebenbei  erwähnt,  dafs  gleirh/.eiti/x  '"'t  dem  Erscheinen  dieser  Statistik 
der  Jalucslicricht  der  Fabrikinspektion  der  freien  Stadt  Bremen  fiir  das 
Jahr    1901   gleichfalls  eine  l)edeutungsvoUe  Erhebimg  der  Lage  der 
Heizer  und  Maschinisten  enthalt. 


Schulet  v*j  Vorsitzender  des  Gewerbegerichts  Berlin.  Das  Ce^ 
werbegerichtsgesets  in  der  Fassung  der  Bekannttnachung 
vom  2^  September  1901.  Berlin,  Verlag  von  O.  Haring 
Xm  und  297  Seiten. 

Das  Buch  ist  Teil  II  einer  Sammlung:  die  (n  sct/c  des  Deulst  hon 
Reichs  in  kurz  gefafsten  Kommentaren,  die,  wie  auf  tlem  Um.sclilag  an- 
gekündigt wird,  ,,den  BedUrfnisen  der  Praxis  dienai^  will;  „die  Kom- 
mentare sollen  dem  Praktiker  die  Möglichkeit  gewähren,  sidi  ohne 
Zeitverlust  über  das  geltende  Recht,  die  Ansidit  der  Wissenschaft  und 
den  Standpunkt  der  Rechtsprechung  leicht  und  sicher  zu  unterrichten/* 
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Sozialpolitische  Erörterungen,  wie  sie  den  Gegenstand  speziell  dieser 
Zeitschrift  bilden,  werden  vom  Verfasser  also  fast  ganzlicli  beiseite  ge- 
lassen; ebenso  auch  Erörterungen  de  lege  ferenda,  selbst  da,  wo  inan 
sie  mit  Sicherheit  erwaiten  sollte  (z.  B.  bei  §  31  Ausschluls  6et  An- 
wälte; §  15  Verhältniswahl  ils.w.)  Auch  Uber  die  bei  Entwurf  des 
Ortsstatuts  fUr  ein  Gewerb^eiicht  auftretenden  ZweiTdtfragen  (Wahllisten 
oder  nicht?  Eiiuridrtung  von  Kammern  fiir  bestinunite  Berufe?  Zahl  der 
Beisitzer?  Länge  der  Wahlperioden?  u.s.w.)  äulseit  sich  der  Veriieuaer 
nicht. 

Dagegen  findet  der  Gesetzestext  überall  eine  sorgßiltige,  genaue  EilÄule- 
nmgp  die  dies  enthält,  was  die  Entstehungsgeschichte,  die  Rechtsprechang 
und  eine  reiche  Erfohrung  sum  VeistMndnis  des  Inhalts  irgend  beitragen 
können.  Und  da  es  bekannt  ist,  dafs  es  wenig  Männer  giebt,  die  sich 
an  Erfahrung  im  Gebiet  der  gewerbegenchtUchen  Rechtsprechung  mit 
dem  Verfasser  messen  können,  und  sicher  ken>en  der  an  der  Belebung 
und  praktischen  Durchführung  der  Bestiiniuungea  insbesondere  nhcr  die 
Thatigkeit  des  Ciewerbegerichls  als  Einigungsamt  auch  nur  aunaiiernd 
SO  viel  mitgearbeitet  hat,  wie  der  Verfasser,  so  edangt  der  Kommentar, 
trotz  der  Beschränkungen,  die  et  »dti  auferlegt,  doch  einen  selbständigen, 
wissenschaftlichen  Wert;  er  ist  ein  Archiv,  in  dem  alles  niedergelegt, 
und  leicht  auffindbar  gemacht  ist,  was  bis  jetzt  der  Kampf  zwischen 
Arbcitgchcrn  und  Arbeitern,  insoweit  er  sich  vor  dem  (»ewerbcgerichte 
abspielt,  an  juristischen  Zweifelsfragen  und  an  praktischen  Ergebnissen 
gezeitigt  iiat. 

Von  dies«n  Standpunkt  betrachtet,  hebt  er  sich  weit  heraus  aus 
der  Masse  der  Gesetsäusgaben  mit  Anmerkungen,  die  nichts  weiter 
woll^  tind  vermögen,  als  dafs  sie  dem  Benutzer  die  Arbeit  des  Auf- 
snchcns  des  juristischen  Rohmaterials  und  der  Präjudicien  erleichtern. 
Letzteren  freilich  auch  nicht  zu  gering  zu  veranschlagenden  Dienst 
könnte  das  Buch  allerdings  noch  in  etwas  heciuemcrer  Weise  leisten, 
wenn  bei  der  zweiten  Auflage,  die  iiiclit  ausbleiben  wird,  oben  an  den 
Seiten  der  kommentierte  Paragraph  angegeben,  und  wenn  wenigstens 
den  ausführlicher  erörterten  Paragraf^en  kurze  Inhaltsübersichten  —  am 
besten  wohl  mit  If  habetischem  Verseichnisse  der  erörterten  Begriffe  — 
wie  im  H.iasschen  Kommentar  —  vorangestellt  würden.  Im  Anhang 
sind  aufser  cin:;;en  ministeriellen  Erlassen  auch  die  einschlagigen  Be- 
stimmungen der  (  Gewerbeordnung  abgedruckt.  Den  Koalitionsparagraphen 
{§  152  u.  153)  ist  hierbei  ein  besonderer,  ausfiihrliclier  Kommentar  bei- 
gegeben, auf  deu  nodi  gua  besonders  aufinerksam  gemacht  wird, 
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I. 

Die  Diskussion  über  die  deutsche  Handelspolitik  wird  seit 
Jahren  von  der  Frage  des  Agrar«:hutzes  bcherrschL  Vom  auto* 
nomen  Zolltarif  und  den  Handelsverträgen  ausgehend  hat  die  Er* 
örterung  immer  neue  Probleme  in  ihren  Kreis  gezogen  und  ist 
naturgemäfs  auch  dazu  gelangt,  die  Frage  der  Sozialreform  unter 
dem  Gesichtswinkel  höherer  AgrarzÖUe  zu  betrachten.  So  zahlreich 
sind  die  volkswirtsdiaftlichen  Fragen,  die  von  der  agrarischen 
Kritik  ergriffen  worden  sind,  dafs  man  schier  von  einem  wohl 
nicht  im  Detail  ausgebauten,  aber  in  den  Gnindzügen  fertigen 
agrarischen  System  der  \'olkswirtschaftspolitik  sprechen  darf,  das 
mit  der  Prätension  auftritt,  was  das  Industriesystem  verdorben  hat, 
durch  „Rückkehr  y.u  den  alten,  durch  Jalirhunderte  bewährten 
( II  uiulsiii/.en"  neu  auf/uh  iLien.  Es  rechtfertigt  sicii  von  selbst,  wenn 
aus  dem  grofsen  Komplex  handels-  xmd  atn-arpolitischer  Probleme 
eines  der  aktucUslca,  der  Zusammen tiang  zwischen  Agrarschutz 
und  Sozialreform  herausgegriffen  und  einer  kritischen  Besprechung 
unterzogen  wird. 

Die  Signatur  der  praktischen  Wirtschaft^cämpfe  in  Deutsch» 
land  bildet  die  Vereinigung  industrieller  und  agrarischer  Inter- 
essenten, wie  sie  in  den  Kompromissen  im  Wirtschaftsausschusse 
und  im  Reichstag  prägnanten  Ausdruck  gefunden  hat  Im  vollsten 
Gegensatz  dazu  herrscht  in  der  deutschen  nationalökonomischen 
Litteratur  heftige  Fehde  zwischen  den  Anhängern  des  Industrie» 
und  des  Agrarstaates.   Vor  kurzem  noch  Iconnten  nur  böswillige 
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Nöiifler  grundsätzliche  Kritik  an  der  herrschenden  Wirtschafts* 
Ordnung  Üben,  nur  thörichte  Utopisten  einen  Kladderadatsch  der 
bürgerlichen  Gresellschaft  prophezeien.  Welchen  Wandel  der  Dinge 
müssen  wir  nun  erleben l  Von  konservativen,  staatserhaltenden 
Männern  hören  wir,  da(s  die  Entwicklung  Deutschlands  zvm  In- 
dustriestaatc  Volk  und  Land,  Unternehmer  und  Arbeiter,  Landwirt- 
schaft und  Gewerbe  mit  den  schwersten  Gefahren  bedrohe.  Wir 
erfahren,  dafs  ohne  Eindämmung  der  industriestaatlichen  Entwick- 
\ung  die  deutsche  Landwirtschaft  verschw'inden  müsse.  Die  Nation 
sei  rettun<^slos  den  „Nahrun^sstaatcn"  —  Rulsland,  Ar|:^entinien, 
Nordamerika  —  auf  Gnade  und  l'n^madc  prcis^CL^^cbcu.  Der  Export 
werde  unvermeidlich  zusammenbrechen,  die  Massen  vor  die  Wahl 
zwischen  Verhungern  und  Auswandern  stellend. 

Was  ist  nun  geschehen,  um  volkswirtscliaftliche  Optimisten 
und  unbedingte  Anhänger  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  zu  so 
düsteren  Kassandrarufen  zu  veranlassen?  Die  Thatsachen,  an  die 
der  agrarische  Pessimismus  anknüpft,  sind  zur  Genüge  bekannt. 
Die  Beru&zählung  des  Jahres  1895  bat  ergeben,  da(s  die  Bevölkerung 
des  flachen  Landes  seit  dem  Jahre  1882  um  345  ooo  al^nommen 
hat,  während  die  stadtische  Bevölkerung  um  6893000  Personen 
gewachsen  ist;  dafs  überdies  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen  in  der 
I^dwirtschaft  um  56000  oder  0,7  Proz.,  in  der  Industrie  um 
1884000  oder  29,5  Proz.  gestiegen  ist.  Die  Handelsstatistik  zeigt 
wieder,  dafs  der  Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  5'  ,  Milliarden 
Mark  im  Jahre  1880  auf  weit  über  IG  Milliarden  Mark  im  Jahre 
Kjcxj  eniiior^^'cschncllt  ist,  wobei  an  Nahrunpfsmitteln  und  Vieh  der 
Wert  des  Iniports  von  770  auf  i8(X)  Millionen  Mark,  an  Fabrikaten 
der  Wert  des  Exports  von  2  auf  3  Milliarden  Mark  zugenommen  hat. 

Die  abnehmende  Agrarquote  soll  nun  —  darin  scheinen  Üpti- 
misten  und  Pessimisten  übereinzusttnunen  —  einen  Rückgang  des 
landwirtschaftlichen  Gewerbes  anzeigen.  Die  wachsende  Nahrungs- 
zufuhr soll  die  steigende  Abhängigkeit  Deutschlands  vom  Auslande 
beweisen.  Da  die  Volkszahl  auch  in  den  Nahningsstaaten  stetig 
wachse,  rik:ke  unausweichlich  die  Stunde  heran,  in  der  die  aus- 
landische Brotzufuhr  versiegen  müsse.  Es  werde  ein  Getreide- 
eaqportland  nach  dem  anderen  aus  der  Reihe  der  Ausfuhrstaaten 
ausscheiden  —  Oesterreich-Ungarn  sei  ein  typisches  Beispiel  — 
und  immer  schwerer  werde  es  sein,  im  internationalen  Handels- 
verkehre Nahm  n^^'sm  Ittel  für  Industrieerzeugnisse  einzutauschen. 
Unterdessen   verkümmere,   ungenügend  geschützt,  die  deutsche 
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Landwirtschaft  unter  der  ausländischen  Konkurrenz,  die  mit  Raub- 
bau billif^  produziere.  Die  sinkendr  Rentabilität  des  Getreidebaues 
vermindere  die  2Sahl  der  Landarbeiter,  bewirke  das  Zurückweichen 
der  Agrar-  vor  der  Industriequote,  eine  \'erschiebung^  zwischen 
Stadt  und  I^nd,  die  Bildung  immer  zahlreicherer  Grolsstädte.  Ver- 
siege endlich  die  Zufuhr  aus  den  XHiirungsstaaten,  dann  könne  die 
verkümmerte  Landwirtschaft  nicht  so  rasch,  wenn  überhaupt,  wieder 
zum  Leben  erweckt  werden. 

Die  abnehmende  Agrarquote  sdiaffe  und  steigere  die  Not- 
wendigkeit  neuer  Beschäftigung»  also  den  Fabrikatenexport  und 
damit  die  zweite  Form  der  zunehmenden  Abhängigkeit  vom  Aus- 
lande. Die  Herrlichkeit  des  vielgeprie^nen  Eseportindustrialismus 
könne  aber  nicht  von  langer  Dauer  sein.  In  europäischen,  wie  in 
aufsereuropäi sehen  Agrarstaaten  entwickle  sich  eine  Industrie,  iiir 
welche  die  Vorbedingungen,  wo  sie  nicht  gegeben  sind,  künstlich 
geschaffen  werden.  Immer  zahlreichere  Konkurrenten  erscheinen 
auf  dem  Weltmärkte,  immer  kleiner  werde  das  Absatzgebiet,  der 
Zusammenbruch  könne  für  den  Export  nicht  ausbleiben. 

Dabei  weise  ein  grofser  Teil  der  deutschen  Exportindustrie 
parasitären  Charakter  auf.  Sie  nöti<^e  die  deutschen  Arbeiter,  mit 
ausländischen  Troletariern  von  inferiorer  Lebenshaltung  zu  kon- 
kurrieren und  sich  niedrigen  Lohn  und  lange  Arbeitszeit  neben 
unregebnälsiger  Beschäftigung  gefallen  zu  lassen.  Mit  der  raschen 
industriellen  Entwiddung  sei  eine  enorme  Steigerung  der  stadtischen 
Bevölkerung  auf  Kosten  der  Landwirtschaft  eingetreten,  der  die 
nötigen  Arbeitskräfte  entzogen  werden.  Auch  die  Volkszahl  sei  zu 
stark  gewadisen,  ein  langsameres  Tonpo  der  Vermehrung  biete 
erhebliche  Vorteile  und  sei  durch  Verlangsamung  der  industriellen 
Entwicklung  zu  erzielen. 

Es  handle  sich  also  um  den  Ersatz  der  Produktion  für  das 
Ausland  tlurch  eine  solche  fiir  den  ii\ländischen  Markt  und  die 
Parole  müsse  deshalb  lauten  :  ( irolsere  Unabhängigkeit  der  iu  itnis(  hen 
Volkswirtschaft  in  Industrie  imd  Landwirtschaft  vom  Auslande. 
Vor  allem  habe  die  Unrentabilität  des  Getreidebaues  die  ife- 
schilderten  Gefahren  für  Gegenwart  und  Zukunft  hervorgeiuieu. 
Aus  diesem  Punkte  seien  auch  alle  L'cbel  /u  kurieren  —  durch 
entsprechende  Brotzölle.  Mit  steigenden  Getreidepreisen  werde  die 
Nachfrage  nach  f^ndarbeitern  wachsen,  wie  sie  mit  den  abnehmen- 
den Preisen  gesunken  sei  Die  Landflucht  werde  aufhören  und  die 
inländische  Landwirtschaft  bald  den  heimischen  Nahrungsbtedarf 
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decken.  Der  Fabrikatenexport  komme  dann  in  die  Lage,  langsam 
zu  liquidieren  und  damit  plötzlichen  Erschütterungen  zu  entgeheiL 
Die  gesteigerte  Kaufkraft  der  Landwirtschaft  werde  auch  der  In- 
dustrie einen  besseren  Markt  bieten  als  das  Ausland. 

Wohl  werde  eine  zeitwdl^e  Herabdruckung  der  Lebenshaltung 
der  Massen  die  Folge  des  Agrarschutzes  sein.  Man  müsse  sie  aber 
im  eigensten  Interesse  der  Arbeiterschaft  mit  in  den  Kauf  nehmen. 
In  Wirklichkeit  widerstreite  der  Fortschritt  zum  Industriestaat  der 
wirtschaftlichen  Hebung  der  Arbeiterklasse.  Niedrige  Getreidepreise 
müssen  den  Arbeitsmarkt  in  Stadt  und  Land  ungunstig  beeinflussen, 
weshalb  Getreidezölle  und  Sozialreform  sich  gegenseitig  bedingen. 
Der  Agrarschutz  werde  eben  den  Andrang  der  Landbevölkerung  in 
die  Städte  vermindern  und  an  Stelle  unregelmäßiger,  vom  Auslände 
abhängiger,  stete  Beschäftigung  setzen.  Auch  der  Zuiluls  von  Kapital 
in  die  Landwirtschaft  werde  zu  steigender  Maschinenbenützung  und 
dadurch  zu  vermehrter  Beschäftigung  in  Bergwerken,  Hütten  und 
Fabriken  fuhren.  Mit  der  Abhängigkeit  vom  Auslandsmarkt  würden 
auch  die  scheufslichen  Arbeitsverhältnisse  in  den  Exportindustrien 
verschwinden.  ^) 

Der  Einfluis  dieser  theoretischen  Darl^ungen  darf  keineswe^ 
unterschätzt  werden.  Die  alten  Ladenhüter  der  Agrarier,  wonach 
bald  die  AgrarzöUe  überhaupt  nicht  prdssteigernd  wirken,  viehnebr 
vom  Aualande  getragen  werden,  bald  die  Notwem^keit  auswärtiger 
Brotzufuhr  die  grö&ten  Gefahren  bei  kri^erischen  Verwicktungen 
bergen  soll,  treten  jetzt  bei  der  Diskussion  in  den  Hintergnmd.  An 
die  Stelle  der  oberflächlichen  agitatorischen,  tritt  die  schwere  wissen- 
schaftliche Rüstung.  Die  düsteren  Prophezeihungen  über  den  drohen* 
den  X'crüall  von  Landwirtschaft  und  Industrie,  über  die  bevorstehende 
Aushungerung  und  Entvölkerung  des  Deutschen  Reiches,  wenn  den 
agrarischen  Forderungen  nicht  rasch  und  ausgiebig  Rechnung  ge- 
tragen würde,  wirken  gnnz  nndcrs  auf  die  Phantasie  und  den  In« 
tellekt  der  herrschenden  Kreise.  Eine  eingehendere  Prüfung  der 
agrarischen  Kritik  unserer  Handelspolitik,  wie  der  positiven  agia- 

')  Den  Kampf  gegen  die  indusUicstaaÜiche  Entwicklung  bestreiten  (.HdcD- 
bcrg  in  seiaem  Refemtc  auf  dem  VIII.  evangetiscb-soiialeii  Kongreß  in  Ldpäg'. 
Die  Verhandlungen  des  VItl.  evangeliach-iorialen  KongreiMf,  Vandcahoek  &  Ruppreditr 
Göttingen  1897,  S.  64 ff.;  mit  Yielfkchcn  Einsehrittlnuigen  und  Abadnricbungcs 
Adolf  Wagner  in  „Agrar*  und  Industriestaat'*  II.  Aufl.,  Gustav  Fischer,  Jena 
Pohle  in  „Deutschland  am  Scheidewege",  Leipsig,  B.  G^  Teubaer  19OS;  ihaea 
scbliersea  sich  an  Morits  Naumann,  Dtehl. 
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rischen  Wirf^chaftspoliiik  erscheint  demnach,  soweit  als  sie  imRahmcn 
einer  Abhandlung  möglich  ist,  wünschenswert 

n. 

Die  Grundmolodie  aller  agrarischen  Klapfen  bildet  die  Behaup- 
tung von  dem  Rückgang  der  deutlichen  Landwirtschaft,  die  vor 
allem  aus  der  verminderten  Quote  der  Agrarbevölkerung  deduziert 
wird  Wagt  doch  Oldenberg  die  Prophezeihung,  dals  bd  fort- 
dauerndem Bevölkerungsrückgang  auf  dem  Lande  in  sieben  bis  acht 
Dezennien  die  deutsche  Landwirtschaft  verschwunden  sein  wird. 
Andere  erblicken  zum  mindesten  in  der  geänderten  Verteilung  der 
Bevölkerung  zwischen  Stadt  und  Land  eine  Schwächung  des  agra- 
rischen  Unterbaues  im  Deutschen  Reiche. 

Kommt  nun  in  der  Tliat  der  gröfseren  oder  geringeren  Agrar- 
quote  für  die  Landwirtschaft  jene  entscheidende  Bedeutung  zu,  die 
ihr,  wie  es  scheint,  von  Freund  und  P'eind  vindiziert  wird?  Und  ist 
es  wahr,  dals  die  relative  Abnahme  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung einen  Rückgang  oder  gar  eine  (iefälirdung  des  deutschen 
landwirtschaftlichen  (lewerbcs  herbeigeführt  liat  ? 

In  Oesterreich  unvfafste  die  agrarische  Bevölkerung  im  Jahre 
1890  noch  55,9  Proz.  der  gesamten  Volkszahl,  sie  dürfte  heute 
schwerlich  unter  50  Proz.  derselben  gesunken  sein.  Man  müfste 
demnach  Oesterreich  als  Agrarstaat,  als  ein  Land  mit  der  „richtigen 
Mischung"  betrachten  und  seine  Unabhängigkeit  von  den  Nahmngs- 
landcm  als  selbstverständlich  annehmen.  In  Wirklichkeit  ist  aber 
das  agrarische  Oesterreich  dauernd  auGser  Stande,  seinen  Brotbedarf 
durch  die  einheimische  Produktion  auch  nur  in  dem  Malse  zu  decken, 
wie  das  industrielle  Deutschland  mit  seiner  soviel  geringeren  Agrar* 
quote.  So  mufste  Oesterreich  im  Jahre  1900  bei  einer  ungünstigen 
£mte  39  Proz.,  im  Jahre  1901  bei  einer  günstigeren  immer  noch 
33  Proz.  seines  Brotbedarfcs  durch  Import  aus  l'nijrnrn  decken, 
wälirend  die  deutsche  l^infulir  im  Jahre  1900  nur  11.7  Pro/.,  im 
Jahre  1901  19,9  Proz.  des  Bedarfes  umfaf^te.  Auf  den  Ro[)f  der 
Bevölkerung  betrug  die  österreichische  f^infuhr  63  und  61  kg,  die 
deutsche  29  und  49  kg  Brotgetreide.  Deutschland  produzierte  im 
Durchschnitte  der  Jahre  1880 — 189S  an  205  kg  Brotgetreide,  nach 
Dade  1894 — 1898  gar  230  kg,  Oesterreich  in  den  Jaliren  1 889  bis 
1899  durchschnittlich  125  kg  per  Kopf  der  Bevölkerung.  Auch 
bezüglich  des  Viehstandes  Ueibt  Oesterreich  vielfech  hinter  Deutsch- 
land zurück.  Es  kamen  auf  100  der  Bevölkerung  in 
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DeutschlaDd  (1S92) 
Oestmeich  (1890) 


Rinder 

35.5 
36^ 


Schweine 


34,6 


Schafe 


«7,5 
I3t3 


Pferde 


7.« 


Der  Verfall  der  deutschen  I.atulwirtsrhaft  mit  abnehmender 
a^arischer  Bevölkerungsquote  kami  sich  also  iiumerhin  noch  neben 
der  Blüte  der  österreichischen  Landwirtschaft  bei  überw  leidender 
landwirtschaftlicher  Bevölkerung  sehen  lassen.  Wir  weiden  noch 
Später  sehen,  dafs  filr  Rufeland,  und  wie  wir  zeigen  könnten,  auch 
für  Rumänien,  Ungarn  etc.  ähnliches  güL  Das  beweist  wenigstens 
soviel,  da&  es  hreföhrend  ist,  aus  der  Gröfse  der  Agrarquote  allein 
auf  die  Lage  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  zu  schlielsen.  Es 
lädst  such  al>er  auch  der  direkte  Beweis  erbringen,  dais  die  Land* 
flucht  und  der  steigende  Arbeitennangel  auf  dem  Lande  kdneswegs 
eine  Verminderung  der  Agrarproduktion  im  Gefolgt  hatte.  Statt 
aller  Zahlen  lasse  ich  liier  die  Urteile  kompetender,  sicher  nicht 
s^arfeindlicher  Zeugen  folgen. 

Das  kaiserliche  statistische  Amt  ?ieht  aus  der  Statistik  der  An!)au- 
tiächc  und  der  Krntccrr^cbnisse  den  Schluls,  dafs  der  Getreide-  und 
Hackfruchtbau  auf  Kosten  der  Brache  xmd  Ackerweide  an  Fläche 
zunehme  und  die  Landwirtschaft  dadurch,  sowie  infclj^e  der  ratio- 
nelleren Bow  irtschaftung  imstande  sei,  ein  gröfseres  CJuantum  Nah- 
rungsmittel /M  beschaffen.  Dem  Boden  werde  allmählich  immer 
mehr  Ertrag  abgerungen,  indem  die  Erntemenge  auf  der  gleichen 
Fläche  sich  steigere,  die  Versoiping  der  Bevölkerung  mit  inländischem 
Schlachtvieh  sei  jetzt  keineswegs  ungünstiger,  ja  eher  reichlicher 
als  vor  10  oder  20  Jahren.^ 

Pohle  mufs  im  Widerspruch  mit  setner  pessimistischen  Auf- 
i^ung  und  vor  allem  im  Gegensatz  zu  Oldenberg  die  enoime 
Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Produktivität  anerkennen,  aus 
welcher  er  dann  freilich  die  merkwürdigsten  Schlüsse  zieht.  Be- 
achtenswert scheint  mir  die  Behauptung  Ballod's,  dafs  die  deutsche 
Landwirtschaft  auch  heute  noch  in  der  Lage  sei,  die  rapid  gewachsene 


')  Bericht  der  k.  k.  P»  iin  incnzkoinuii-Mun  tlir  die  Hiindclswi  ri-  (i<  r  /wi  ."hm- 
vc^kchrsl^Ultiätik  im  k.  k.  flandclsDiinisteriun»  über  die  Bewertung  und  Bewegung  des 
Ztriscfaenverkebrs  xnnscliea  den  im  Reiehtrate  vertretenen  Königreiehcr  und  Uindem 
und  den  LSndcni  der  ungarischen  Krone  im  Jnhre  1900  a,  1901,  Wien  1901  o.  190s. 
—  „DUi  deutsche  Volkswirtschaft  am  Sdilusie  dei  XIX.  Jahrhunderts",  Berlin  1900.  — 
Dade  in  den  „Schriften  des  Vereines  fUr  Sozialpolitik",  Bd.  91.  S.  6a 

*)  Die  denuche  Volkswirtschaft  am  Schlüsse  des  XIX.  Jahrhunderts,  S.  40, 41,45. 
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Bevölkerung  so  zu  ernähren,  wie  vor  40  oder  50  Jahren.  Nur  die 
erhebliche  Steigerung  der  Lebenshaltung  der  Massen  sei  die  Ursache 
des  wachsenden  Imports  von  NahrungsstofTen:  Nicht  ein  Rückschritt 
der  Landwirtschaft,  sondern  ein  Fortschritt  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft liege  vor.  ^) 

Trotz  der  relativen  Abnahme  der  Zahl  der  Erwerbsthatigen 
hat  die  Inten^fikation  des  Betriebes  und  der  Ersatz  der  Hand-  durch 
Maschinenarbeit  im  landwirtschaftlichen  Gewerbe  ermöglicht,  mit 
einer  gleichen,  qualitativwohl  eher  verschlechterten  Arbeitermasse  eine 
stark  gestiegene  Produktionsmenge  zu  erzielen.  Man  überschätzt 
also,  wie  sich  zeigt,  von  agrarischer  und  nichtagrarischer  Seite  die 
Bedeutung  der  der  Landwirtschaft  verfügbaren  Bevölkerungsquote 
für  die  Produktion  und  die  Rückwirkung  auf  den  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  ganz  erhebfich.  Die  Verteilung  der  Bevölkerung  hängt 
nicht  blols  von  den  Grundbesitzverhältnissen  und  der  industriellen 
Entwicklung,  sondern  ebenso  von  dem  Stande  der  Agrartechnik  ab. 
Die  volkswulschaftliche  Bedeutung  der  deutschen  Landwirtschaft  ^ 
ist  heute  grolser  als  der  Agrarquote  entsprechen  würde.  Diese  Be* 
deutung  ist  in  den  letzten  Dezennien  gewachsen  und  nicht  zurück- 
gegangen. Das  wissen  die  agrarischen  Theoretiker  dann  ganz  wohl, 
wenn  sie  statt  der  Klagelieder  Hymnen  auf  die  Bedeutung  der  Land- 
wirtschaft anstimmen.  Dann  hören  wir  von  ihnen,  dafs  die  Exi- 
stenz der  deutschen  Nation  in  erster  Linie  auf  der  heimischen  Land- 
wirtschaft ruhe,  die  noch  immer  der  (uhrende  Wirtschaftszweig  sei. 
Dann  wird  uns  gesagt,  dafs  neben  dem  groCsen  Bauwerk  der  Land- 
wirtschaft (las  Häuschen,  in  dem  der  exportindustrielle  und  export- 
kapitalistische Teil  der  Nation  hause,  noch  recht  bescheiden  aussehe. 
Es  hält  schwer  zu  begreifen,  wie  der  abnehmenden  Agrarquote  so 
überragend  nachteilige  Bedeutung'  zugebUligt  werden  konnte,  als  dies 
in  der  Regei  bisher  geschehen  ist 

m. 

Als  die  schwerste  Gefahr  iiir  Deutschlands  Zukunft  wird  die 
gesteigerte  Nahrungseinfuhr  und  im  Zusammenhang  damit  die  wach- 
sende Bevölkerung  der  Brotländer  geschildert  Jede  Mi(semte  in  den 
Ausfuhrstaaten  müsse  in  den  Importländern  Hunger  erzeugen.  Auch 
in  normalen  Zeiten  werde  dte  Zufuhr  allmählich  knapper  werden, 
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schlicislich  vielleicht  i]^anz  ausbleiben,  l'ür  die  Dauer  sei  es  des- 
halb unhaltbar,  dafs  ein  crhebiiclicr  Briiclitcil  der  deutschen  Be- 
völkerung von  fremdem  Grund  und  ßoden  lebe.  Das  müsse  auf 
der  einen  Seite  zur  ökonomischen  Weltherrschaft  der  Nahrungs- 
staaten, auf  der  andern  Seite  zur  Auswanderung  oder  zum 
Verhungern  der  exp<Mtindustriellen  Bevölkerung  Deutschbnds 
fiihren. 

Nimmt  die  ökonomische  Entwicklung  den  ihr  vom  agrarischen 

Pessimismus  gewiesenen  Weg,  dann  würden  die  Folgen  viel  wdt- 
reichendere  sein.  Vor  allem  wäre  nicht  blofs  Deutschland,  sondern 
ein  groCser  Teil  der  europäischen  Kulturwelt  in  seinem  Nahrungs- 
bednrfe  —  und  nicht  blofs  in  diesem  —  von  den  schwersten  Ge- 
fahren bedroht.  Die  Kosakengefahr  würde  eine  <;anz  andere  Gestalt 
annehmen.  Deutschland  erzeugt  immerhin  noc  h  über  200  kg  Brot- 
getreide auf  den  Kopf  der  Bc\  oikcrun;:;,  womit  es  im  Notfälle  bei 
einiger  Beschränkung  des  Konsunis  sein  Auslan^^cn  finden  kann. 
Gan^  anders  beispielsweise  Oesterreich  mit  125  kg  Brotgetreide 
per  Kopf,  Italien  mit  nicht  viel  über  loo  kg,  wozu  der  Maisver- 
brauch  tritt,  die  Schweiz  mit  nicht  ganz  50  kg,  Großbritannien 
und  Irland  mit  40  kg,  Norwegen  mit  gar  nur  14  kg.  Soll  also  fiir 
Deutschland  eine  Gefahr  bestehen,  so  ist  sie  för  einen  erheblichen 
Teil  des  ülwigen  Europa  weit  gröfser,  wobd  die  Ursache  nicht 
immer  in  der  Entwiddung  zum  Exportindustriaüsmus  gesucht  werden 
kann.  Es  handdt  sich  dann  in  Wirklichkeit  nicht  um  ein  deutsches, 
sondern  um  ein  europäisches  Problem,  um  Gefahren  für  150  bis 
200  Millionen  Menschen.  Bestenfalls  wären  nur  I^Vankreich,  Ungarn 
und  Rumänien  für  absehbare  Zeit  vor  solchen  nefahrcn  geschützt. 
r)abei  stehen  in  einzelnen  der  bedrohten  Gebiete  Klima  und  Boden- 
heschaffenlieii  einer  ausreichenden  Steigerung  der  agrarischen  Pro- 
duktion hindernd  im  Wege. 

Beschränken  sich  denn  aber  die  Bedürfnisse  der  Kulturmensch- 
heil  blofs  auf  die  Lrzeugnisse  des  Ackerbaues  und  ist  nicht  auch 
die  Industrie  in  Europa  vielfach  von  der  Zufuhr  außereuropäischer 

So  Oldcobcrj;  a.a.O.  —  Nach  dcsscu  .\ufAissung  ist  es  drr  Warcn- 
ausUiu'- -Ii  nach  der  l-nrnnl  F  idenprodukte  tjejjcn  Industriecrzeugnissc,  was  das  ex- 
portindustnclle  Land  ia  i^lcigcndcin  Mafsc  schädige.  Im  GcgensaU  dazu  siebt 
Pohle  O.  &  I3S(T.  in  der  Nabrungsausfahr  etaeo  Machtziiwachs  fttr  den  Im- 
poitstaat,  cmen  MachtTcrlust  f&r  du  Exportlaad.  Er  begiUndet  icine  Ansicht  daidt, 
d«&  die  BevOlkcnmcttonahme,  die  im  Nahnm^pstute  stmst  «utlfefimden  hitte,  im 
IndiMlriclande  erfolge. 
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Rohprodukte  abhängig^  Italien  hat  weder  Kohle  noch  Eisen,  in 
Frankreich  und  Belgien  befärchtet  man  in  absehbarer  Zeit  die  Er* 
Schöpfung  der  Kohlenlager.  Ist  einmal  England  au&er  stände  diesem 
Mangd  abzuhelfen  und  werden,  gemäls  der  agrarischen  Annahme, 
Nordamerika  und  Asien  sich  hüten,  ihren  Ueberflufs  mit  den  ge- 
nannten Landern  zu  teilen,  dann  ist  das  Schicksal  der  ältesten  Kultur* 
Völker  auf  europäischem  Boden  besiegelt 

Textilindustrie  und  Bekleidungsgewerbe  in  Europa  sind  vor 
allem  von  Gefahren  bedroht.  Neben  der  Gefahr  der  Abhängigkeit 
von  den  Brotlandem,  steigt  eine  solche  der  Abhängigkeit  von  den 
Bekleidungsstaaten  auf.  Nach  Juraschek  betrug  der  europaische 
Jahresverbrauch  an  Wolle  757  Millionen  kg,  wovon  437  Millionen  kg 
aus  Australien  und  Amerika  importiert  wurden.  Der  Bedarf  Europas 
an  Baumwolle  bezifierte  sich  mit  1 835  Millionen  kg,  etwa  die  Hälfte 
der  Welternte,  die  zur  Gänze  aus  außereuropäischen  Ländern  stammen. 
Hier  giebt  es  keine  Hilfe  durch  Schutzzölle!  In  Grofsbritannien, 
Deutschland,  Frankreich,  Oesterreich  und  der  Schweiz  waren  in  der 
Textilindustrie  über  3  Millionen  Menschen  thätig,  mit  ihren  An* 
gehörigen  eine  Bevölkerung  von  6  Millionen  Personen,  wovon  zum 
mindesten  zwei  Drittel  auf  die  Woll*  und  Baumwollindustrie  ent* 
iallen.  Kein  europaisches  Land  ist  in  der  Lage  den  Spinnstoff  auch 
nur  für  den  eigenen  Bedarf  im  Inlande  zu  produzieren.  Besitzen 
die  Nahrungsländer  die  Macht  die  Brotausfuhr  einzuschränken  oder 
nur  unter  drückenden  Bedingungen  zuzulassen,  was  kann  die  Be- 
Ueidungsstaaten  an  der  Einschränkung  oder  Untersagung  des  WolU 
und  RaurnwoUexportes  hindern?  Die  Macht,  die  ihnen  bei  Brot 
und  Meisch  zur  Veriü^uiv^  s,tch{.  kann  ihnen  bei  den  Spinnstoffen 
auch  nicht  fehlen.  Es  kann  ja  wirtschaftlich  vorteilhafter  erscheinen, 
die  Rohstoffe  am  Erzeugungsorte  oder  in  dessen  Nähe  in  Fertig* 
Produkte  zu  verwandeln  un(3  dann  erst  zur  Versendunq^  zu  bringen. 
Steigt  die  Bevölkerung  der  Länder,  die  Wolle  und  Baumwolle  ex* 
portieren,  in  stärkerer  Progression,  dann  mufs  sich  nach  nq^rarischer 
Auffassung  der  verfügbare  Ueberschufs  verringern,  es  droht  den 
europaischen  Ländern  Kleidermangel,  vor  allem  Arbeitslosigkeit  für 
Millionen,  die  heute  für  den  beimischen  sowie  für  fremden  Bedarf 
produzieren. 

Was  von  den  Spinnstoffen,  gilt  auch  vom  Petroleum,  dem  Be- 
leuchtungsm Ittel  der  Massen.  Hier  ist  Europa  von  Rufsland  und 
Amerika  abhängig. 

Schon  für  die  nächste  Zukunft  droht  der  deutschen  Landwirt- 
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Schaft  eine  schwere  Schädigunt^.  die  durch  l^ebertreibun<!fen  des 
Prohibitivsystems  nicht  hintan^elialten,  sondern  beschleunigt  werden 
kann.  Die  landwirtsciiaftliciie  Produktion  ist  heute  ohne  Kunst- 
dünger undenkbar.  Trotz  der  enormen  Kalilagcr  beträgt  die  deutsche 
Mehreinfuhr  über  loo  Millionen  Mark,  wovon  ein  entscheidender, 
weil  unentbehrlicher  Teil  aus  der  Union  kommt  Sind  die  Ver- 
einigten Staaten  durch  rasche  Bevölkerungszunahme  zu  intensiver 
Bodenbewirtschaftung  genötigt,  dann  ist  ein  Ausfuhrverbot  fUr 
DungstofTe  wahrscheinlich.  Das  Icann  einen  Teil  des  deutschen 
GetreidelNiues  stillsetzen.  Der  Uebergang  vom  extenaven  zum  in* 
tensiven  Anbau  in  Amerika  würde  also  in  Deutschland  eine  Rüde* 
bildung  zu  extensiver  Bodenbewirtschaftung  erzwingen. 

Bei  konsequentem  Verfolgen  der  agrarischen  Voraussagen  zeigt 
sich  uns  ein  düsteres  Bild,  das  sich  aus  einer  Kette  von  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Katastrophen  /.usamniensctzt,  denen  die  Existenz 
von  Millionen  Menschen,  ja  der  Bestand  der  euro|)äischcn  Kultur 
rcttuni^slos  preisgegeben  zu  sein  scheint.  Man  kann  diesi-m  ("»ko- 
noniischen  Pessimismus  entj^egenliahen,  dafs  die  neuere  Cies<-hichte 
uns  wohl  ein  stetes  Werden  und  X'crgchcn  von  Produktionszweigen, 
ein  Auftauchen  neuerer  Produktionsgebiete «  einen  fortwährenden 
Rollenwechsel  der  Völker  in  der  Weltwirtschaft»  aber  auch  un« 
unterbrochen  steigenden  Reichtum,  erhöhte  Abhängigkeit  der  in 
die  Weltwirtschaft  verflochtenen  Länder  von  einander  zeigt  Ist 
Europa  heute  und  soll  es  in  noch  grofserem  Malse  künfUg  in 
seinem  Nahrungsbedarfe  von  Amerika  und  Asien  abhän^g  sein, 
so  haben  diese  wieder  ein  starkers  Interesse  an  dem  Export  der 
für  Kuropa  nicht  unentbehrlichen  Produkte  Kaffee,  Droguen,  Hölzer, 
Häute,  Felle  ctr,  Soll  es  zutreffend  sein,  dafs  Amerika  sich  rüstet, 
den  Weltmarkt  mit  seinen  Industrieprodukten  zu  überschwemmen, 
dann  f:fewinnt  es  ein  steigendes  Interesse  an  lier  Politik  der  offenen 
Thüren.  Es  darf  auch  hervorgehoben  werden,  dals  die  I-  ntu  irkhmi^ 
in  der  Richtunj^  einer  systematisc  heu  .\ushun;^'ervinL;si)oliiik  i  den 
brntalsten  um^l  bhiti<^sten  Kämpfen,  zu  wahren  Jxauhkriei^en  fuhren 
mülstc.  Brot  und  Kleidung,  im  friedlichen  Austauscli  nicht  erhält- 
lich, wurde  Europa  durch  Waffengewalt  zu  annehmbaren  Be- 
dingungen zu  erlangen  suciien.  Es  kann  überdies  gesagt  werden, 
dafs  der  Kapitalismus  besonders  in  der  Gestalt  nationaler  und  inter- 
nationaler Ausplünderungspolitik  sicherlich  nicht  das  letzte  Wort 
der  menschlichen  Zivilisation  ist  Die  Wandlung  der  Anschauungen 
unter  den  arbeitenden  Massen  mufs  in  der  Richtung  der  Beseitigung 
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von  Vorurteilen,  der  Erweckung  des  Gefühls  menschlicher  Solidarität, 
vor  allem  der  Gemeinsamkeit  der  Interessen  gegenüber  den  Kapital« 
magnaten  wirken.  Damit  ist  wohl  die  Tendenz  zur  Aushui^erungs- 
politik  und  zu  Raubkriegen  schwer  vereinbar. 

Eine  Widerlegung  der  agrarischen  Schwarzfärberei  ist  aber  mit 
solchen  Argumenten  nicht  zu  erreichen.  Man  mufs  zu  konkreterer 
Kritik  greifen.  Es  wird  uns  versichert,  dafs  die  rapide  Bevölkerungs- 
zunahme der  Brotstaaten  diese  zur  Einschränkung  oder  Verhinderung 
der  Brotausfuhr  führen  müsse.  Prüfen  wir  diese  Behauptung  an 
den  im  Deutschen  Reiche  gemachten  Erfahrungen.  Wir  fragen: 
Was  hat  das  deutsche  Volk  ^cthan,  um  seine  im  Laufe  des  vorigen 
Jahrhunderts  von  24  auf  56  Millionen  gestiegene  Bevölkerung  mit 
Nahrung  zu  versorgen?  Hat  es  sich  ausschliefslich  oder  auch  nur 
vorwiegend  auf  die  fremde  Einfuhr  verlassen?  Die  Antwort  soll 
auch  hier  von  agrarischen  Autoritäten  gegeben  werden. 

Nach  V.  d.  Goltz  umfafste  die  Brache  zu  Beginn  des  XIX.  Jahr- 
hunderts 25  Proz.  des  landwirtschaftlichen  Areals.^)  Sie  ist  bis 
zum  Jahre  1893  auf  5,9  Proz.  gesunken.  Das  ergiebt  eine  Steigerung 
der  landwirtschaftlich  bebauten  Fläche  um  etwa  ;  Millionen  Hektar. 
Nimmt  man  an.  dafs  auch  nur  die  Hälfte  dieses  Areals  neu  zu- 
gewadisener  Getreideboden  ist  und  schätzt  man  den  durchschnitt- 
lichen Ertrag  des  Hektars  gering  mit  10  Meterzentner,  so  ergiebt 
dies  eine  Mehrproduktion  von  15  Millionen  Meterzentner  Getreide. 

Auch  Pohle^)  giebt  zu,  dafs  eine  ungeheure  V^ermehrung  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  in  derselben  Zeil  stattgefunden  hat, 
in  welcher  die  agrarische  Bevölkerung  nur  lantj;sani  rrcwarhseii  ist. 
Er  zitiert  Prof.  Max  Delbrück,  nach  welchem  che  landwirtschaftliche 
Produktion  Deutschlands  im  Pflanzenbau  im  verflossenen  Jalirhundert 
auf  das  Vierfache  gestiegen  ist,  während  in  der  Viehzucht  nnndestens 
eine  X'erdoppclunt^  erfolc^te.  Die  Steii^erun^^  des  Krtra;_,'es  \-on  der 
p^leichen  ]k)denfläclie  allein  habe  seit  1800  eine  X'erdoppclung  der 
deutschen  Getreide; )roduktion  bewirkt.  Nach  einer  (.»ffiziellen  Publi- 
kation stellte  sich  im  Durchschnitte  des  Reiches  der  Ertrag  in 
Doppelzentnern  pro  Hektar  bei 
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Innerhalb  der  Jahre  1879 — 1896  bedeutet  dies  eine  Steigerung  der 
Roggenernte  um  8,  der  Weizenemte  um  3  Millionen  Meterzentner. 
Ganz  enorm  ist  die  Steigerung  bis  zum  Jahre  1899. 

Die  Schlachtungen  in  Deutschland,  auf  Rinder  reduziert,  be* 
trugen  im  Jahre  1875  4737452,  im  Jahre  1892  7520165  Stück. 
Das  ergiebt  eine  Zunahme  um  nahezu  59  Proz.  Bringt  man  noch 
in  Anschlag,  dafs  das  Schlachtgewicht  in  derselben  Zeit  um  10  Proz. 
gewachsen  ist,  so  erhöhte  sich  die  Fleischproduktion  in  Wirklichkeit 
zwischen  1873  und  1892  um  75  Proz. 

Im  schroffen  Gegensatz  zur  Entwicklung  der  deutschen  Land* 
Wirtschaft  stehen  die  Produktionsverhältnisse  in  den  entscheidenderen 
Xahrungsländern.  Prof.  Seringj  hat  schon  im  Jahre  1887  die  grofsen 
Unterschiede  im  \\'eizenertrag  Westeuropas  und  Amerikas  nach- 
gewiesen  und  dabei  betont,  dafs  dieser  Unter^rliied  durch  die  ver- 
scliicdcne  Betriebsweise  und  nicht  blofo  durch  Klima  und  natürliche 
Fruchtbarkeit  bedingt  sei.  Es  betrug  nach  seinen  Angaben  der 
Weizenertrag  per  Hektar  in  Hektolitern  in  Deutschland  17,0,  in 
Frankreich  14,9,  in  Rumänien  12,0,  in  Ungarn  ti,o,  in  der  Union 
10,7.  >) 

Nach  B  a  1 1  o  d  ^)  war  die  Ackerfläche  in  Rutsland  genau  5  mal 
so  i^rofs  wie  in  Deutschland.  Die  Gesamternte  an  den  4  Haupt* 
getreidearten  ist  jedoch  nur  etwas  mehr  als  doppelt  so  hoch:  44.; 
gegen  22,1  Millionen  Tons,  sobald  man  die  Bruttoernte  in  Betracht 
zieht.  Bringt  man  die  Aussaat  in  Abzug,  die  in  Deutschland  nur 
ein  Drittel  der  russischen  bctra<^^t,  so  bleiben  als  Nettoertrag:  in 
Rufsland  36,6,  in  Deutschland  18  Millionen  Tons  übrig.  Mit  Brot- 
getreide wurden  in  Rufsland  in  den  Jahren  1893 — 1899  41,2.  in 
Deutschland  8,26  Millionen  Hektar  bebaut  i  der  erzielte  Hmteertrag 
betrug  28,64  lind  12,43  Millionen  Tons.  Es  entfielen  darnach  pro 
Hektar  in  Deutschland  1700  kg  Weizen  und  1470  kg  Roggen,  in 
Rufsland  726  kg  Weizen  und  681  kg  Roggen;  in  der  Union  be- 
zifferte si(  h  der  Ertrag  an  Weizen  auf  875  kg  (1896—1900)  und 
auf  1000  kg  koggcn  (1897 '98). 

Die  landwirtsrhaftlit  hc  Bevölkerung  betrug  in  Deutschland 
3^>  Proz.,  in  Rufsland  etwa  85  Vro?..  der  Gesamtbevölkcnmg,  Daraus 
folgt,  dafs  in  Ruisland  etwa  2V,mal  weniger  geemtet  wurde  als  in 


')  „Die  Iand\virtM  h.ifiliche  Konkurrenz  Nordamerikas  in  Gcgeowoit  tind  Zv« 
kunff,  I.dpH-.  FhMuk'  r  \  llumblot  1887,  S.  472, 

*j  „ScbnUcn  des  Vereins  für  Sozialpolitik",  Bd.  90,  S.  315. 
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Deutschland  Auch  der  Abstand  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten 
ist  ein  sehr  gro&en 

Trotzdem  die  Entwiddung  der  deutscher  Landwirtschaft  bisher 
glänzende  Erfolge  aufweist,  ja  sogar  in  den  Zeiten  der  Preis« 
depression  nicht  innegehalten  hat,*)  wird  doch  von  berufener  sach- 
verständiger Seite  behauptet,  dafs  eine  wettere  bedeutende  Steige- 
rung des  Rohertrages,  besonders  im  Brotgetreide,  im  Bereiche  des 
Erreichbaren  und  Möghchen  Hege.  Nach  Dade  können  die  Fort« 
schritte  der  landwirtschaftlichen  Kultur  nach  und  nach  dem  ge«* 
samten  Kulturboden  zugefiihrt  und  liamit  die  Roherträge  gesteigert 
werden.  Vor  allem  komme  dabei  der  leichtere  und  mittlere  Boden 
in  Betracht»  der  heute  erst  im  Beginne  seiner  Kultur  stehe.*) 
Bensing  weist  nach,  wie  grofs  die  Verbilligung  und  Produktions- 
steigerung durch  die  Maschinenbenützung  noch  sein  kann,  während 
Gustav  Fischer  Berechnungen  darüber  anstellt,  wie  weit  die  Ver- 
wendung von  Maschinen  in  bäuerlichen  Kleinbetrieben  ökonomische 
Vorteile  gewähre.^) 

Besonders  wertvoll  ist  auch  hier  das  von  Pohle  zusammen- 
gestellte Material  über  die  Ausdehnungsfähigkeit  der  deutschen  Land- 
wirtschaft Max  Delbrück  erwartet  für  das  XX.  Jahrhundert 
eine  V^erdoppelung  der  Erträge  in  Körnerfrüchten.  Nach  H  a  r  t  m  a  n  n's 
Schätzung  entfallen  noch  heute  in  Deutschland  auf  die  Dreifelder- 
wirtschaft I0  2<X)000  ha,  bei  denen  eine  Ueberführung  zur  Wechsel- 
wirtschaft und  damit  eine  grofse  Ertragssteigerung  möglich  und 
notwendig  sei.  Nach  demselben  Autor  ücfse  sich  durch  Drainage, 
Drillsaat  und  vermehrte  Handarbeit,  l)un<;erkonservierung  und  An- 
wendung von  Fäkalien  sowie  Kunstdünger  eine  Steigerung  des 
Rohertrages  von  der  gleichen  IHäche  erzielen.  Die  Anwendung 
dieser  Mittel  setzt  freilich  eine  Steigerung  der  Produktionskosten 
voraus,  deren  Möglichkeit  wir  hier  unerörtert  lassen  wollen.  An- 
geschene Sachverständige  vergehen!  jedoch,  da(s  auch  ohne  bc- 

')  Conrad  webt  ausdrücklich  darauf  hin,  dafs  die  deutschen  Landwirte  es 
trotz  der  Preisdepression  nicht  fUr  notwendig  gehalten  baben,  den  Getreidebau  ein 
zuschHlnken:  Die  vier  Hauptgetreidearten  okkupierten  1878  13515570  ha,  1896  bis 
1899  13861607  ha.  —  „Schriften  des  Vereins  flir  Sosialpolltik'%  Bd.  90,  S.  149. 

*)  Schriften  des  Vereins  fttr  Sozialpolitik,  Bd.  91,  S.  61. 

*)  ßensing.  „Der  Einflufs  der  landwirtschaftlichen  Masohinrn  auf  Volks-  und 
Privatwirtschaft",  Breslau,  Schlcttcrsch«  Buchhandlung,  1 898.  —  Gustav  Fischer, 
„Di<-  soziale  BedcttUing  der  Maschinen  in  der  Laadwtrücbaü",  Leipzig,  Duodser  & 
Humblut,  1902. 
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sonderen  Kapitalsaufwand  eine  Steigerung  der  Rohertrage  erzielt 
werden  könne.  Es  sei  besonders  in  den  bauerlichen  Wlrtscbaften 
eine  sorgfaltige  Bodenbestellung,  die  Auswahl  besten  Saatgutes»  der 
Anbau  der  ertragreichsten  Sorten,  die  Vermeidung  von  Verlusten 
an  DungstofFen  in  der  Wirtschaft,  die  Ausnützuog  der  von  der 
Natur  mit  geringen  Kosten  gebotenen  Dungstoffe  möglich  und  not- 
wendig. R  ü  m  k  e  r  bespricht  zwei  der  angeführten  Mittel :  die  rationelle 
Sortierung  des  Saatgutes  und  die  richtige  Auswahl  der  für  jede 
Oertlichkeit  passendsten  und  einträglichsten  Sorten.  Er  zeigt  zifier* 
mälsig  die  auf  diesem  Wege  erzielbaren  Mehrerträge  und  erklart: 
„Ob  ich  diese  oder  jene  Sorte  baue,  verursacht  im  allgemdnen  die 
gleichen  Froduktionsunkosten,  mithin  ist  jeder  Zentner,  den  die 
eine  Sorte  durchschnittlich  mehr  liefert,  als  die  andere,  mehr  oder 
minder  ein  Nettogewinn,  der  gleichzeitig  mithilft,  die  Produktions* 
kosten  relativ  zu  verbilligen,  weil  sich  dieselben  dadurch  auf  eine 
gröfsere  Zahl  von  Ertragseinheiten  verteilen".*) 

Irl  demselben  Atemzuge  nun,  mit  welchem  uns  dargelegt 
wird,  wie  stark  Deutschland  durch  intensive  Wirtschaft  seine  Boden- 
erträge gesteigert  hat  und  fernerhin,  selbst  ohne  erhöhte  Produk- 
tionskosten zu  steigern  vermag,  wird  versichert,  dafs  die  Gesetze 
der  landwirtschaftHchen  Technik  wohl  fiir  Deutschland,  keineswegs 
aber  für  die  technisch  weit  im  Hintertreffen  gebliebenen  Nahrungs- 
Staaten  Geltung  beanspruchen  können.  Bedeutet  es  denn  etwas 
anderes,  wenn  man  standig  argumentiert, Rufsland,  Amerika,  Rumänien, 
Ungarn  würden  bei  steigender  Bevölkerung  nk:ht  etwa  zu  intensiverer, 
sorgfaltigerer  Bodenbewirtschaftung  übergehen,  sondern  den  extensiven 
Anbau  beibehalten,  dafür  aber  den  Getreideexport  einstellen  oder 
stark  einschränken?  Warum  soll  denn  den  amerikanischen,  rusäschen, 
rumänischen,  ungarischen  Landwirten  nicht  gelingen,  was  den  deut- 
schen gelungen  ist  und  auch  in  Zukunft  in  immer  gröfserem  Mafse 
gelingen  wird:  die  Ruherträge  durch  fortschreitende  Technik,  gröfsere 
Sorgfalt,  bessere  Düngimg  zu  steigern?  Während  in  der  volkswirt- 
schaftlichen Litteratur  darüber  eifrig  gestritten  wird,  ob  neue  Ge- 
biete für  die  Getreideproduktion  zu  Exportzwecken  noch  auffindbar 
sind,  wird  die  Diskussion  von  der  meines  Erachtens  wichtigeren 
Frage  abgelenkt,  in  welchem  Mafse  die  Erträge  in  den  Nahrungs- 
staaten nach  westeuropäischen  Erfahrungen  und  dem  Stande  der 
Agrartechnik  gesteigert  werden  können.   Ballod  beleuchtet  die 


>)  Chiert  bei  Pohle  a.a.  O.  S.  90  tf. 
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V'erschwcndimc:  an  Saatgut  in  Rulsland,  die  etwa  30  Millionen 
Doppelzentner  erreicht  Diese  Vergeutlung  soll  aber  auch  ander- 
wärts nicht  selten  sein.  Ist  hier  ein  Wandel  zum  Besseren  nicht 
möglich  ? 

Sering  hat  in  seiner  angeführten  Schrift  gezeigt,  dafs  auch  in 
Amerika  hier  und  da  die  Intensität  der  landwirtschaftlichen  Kultur 
steige.  Durdi  die  fortsdireitende  Besieddung  des  Landes  werde 
zwdfeUos  nicht  nur  eine  Vergrößerung  des  bebauten  Wdzenareals 
plat^reifen,  sondern  auch  die  Betriebsweise  dch  der  west-  und 
mittdeoropaisdien  immer  mehr  und  mehr  annahem.  Man  werde 
von  der  Raubwirtschaft  und  dem  extensiven  Anbau  zur  Intensifika* 
tion,  damit  zur  stärkeren  Stdgerung  der  Roherträge,  gleichzeitig 
aber  auch  der  Produktionskosten  gelangen.') 

Es  ist  möglich,  sogar  wahrscheinlich,  dais  diese  Entwicklung 
gestei'^^erte  Getreidepreise  mit  sich  bringen  wird,  über  deren  Höhe 
Bestimmtes  wohl  niemand  anzuj^^ebcn  vermag.  Das  ist  aber  grund- 
verschieden von  der  agrarischen  Behauptung,  dafs  wir  in  nicht 
ferner  Zeit  auf  Gnade  und  Ungnade  den  Nahrungsstaaten  ausg^cHcfert 
sein  wurden,  dals  die  Wahl  dann  nur  zwischen  Verhungern  und 
Auswanderung  zu  treffen  sein  wird.  Selbst  bei  enormer  Bevölkerungs- 
zunahme haben  6kt  Nahrui^jsstaaten  einen  so  grofsen  Spidraom  lür 
ihre  Produktionserwdterung,  da&  schon  vor  dieser  Thatsache  alle 
Gruselgeschichten  hinfallig  werden.  Warum  sollten  auch  die  ge* 
schaftskundigen  Amerikaner  anstatt  technischer  Vervollkommnung 
ihrer  Wirtschaft  die  europäischen  Märkte  aufgeben? 

Bei  denselben  Agrarierji,  die  sich  an  der  Steigerungsmöglich- 
kdt  der  deutschen  Ernteerträge  berauschen,  verfliegt  der  Rausch 
sofort,  wenn  die  Frage  erhöhter  Ertrage  für  die  Nahrungsstaaten 
auftaucht.  Diese  Taktik  wird  durch  das  Verhalten  der  freihändlc- 
rischen  Volkswirte  erleichtert,  die  vielfach  den  Standpunkt  ein- 
nehmen, dafs  heute  schon  wesentliche  Verbesserungen  in  der  deutschen 
Ackerwirtschaft  ohne  (rrofse  Steigerung  der  Produktionskosten  un- 
denkbar seien.  Natürlich  kommt  dann  ein  intensiverer  und  crtra^r- 
reicherer  Anbau  in  den  Xahrungsstaatcn  wenig  in  Betracht,  maa 
zieht  es  vor  auf  der  bewohnten  Erde  nach  neuen  Getreideböden  für 
den  westeurop»scben  Bedarf  der  Zukunft  zu  fahnden,  die  heute 
schwer  auffindbar  sind. 


1)  a.  a.  O.  &  $6a  ff. 
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IV. 

Mit  dem  Versiegen  des  Kömerexportes  mufs  auch  der  Fabri- 
katenimport der  Nahrungsstaaten  abrcifsen;  womit  sollten  ihn  diese 
auch  bezahlen?  Das  Absatzgebiet  für  deutsche  Industrieerzeugni^ 
verengert  sich  auch  durch  das  Auftauchen  neuer  Konkurrenten  auf 
dem  Weltmarkte,  wie  durch  die  fortschreitende  Industrialisierung 
agrarischer  Gebiete.  Wächst  nun  die  Fabrikatenausfuhr  trotz  dieser 
gelahrdrohenden  Entwicklui^»  so  steigert  sich  die  Abhängigkeit 
Deutschlands  vom  Weltmarkte  immer  mehr.  Es  nähert  sich  damit 
der  Augenklick  des  vollständigen  Zusammenbruches  um  so  rascher. 
So  der  agrarische  Pessimismus,  dem  die  Volkswirtschaft  nur  dann 
als  gesund  erscheint,  wenn  die  Entwicklung  der  Industrie  nicht 
weiter  geht,  als  die  einheimische  Landwirtschaft  die  gewerbliche 
Bevölkerung  zu  ernähren  vermag.  Von  diesem  Gesichtswinkel  be* 
trachtet,  erscheint  die  deutsche  Industrie  den  Agrariern  heute  schon 
als  hypertrophisch  und  um  so  notwendiger  die  agrarische  Parole  der 
Handelspolitik:  Grölsere  Unabhängigkeit  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft vom  Auslande!') 

Es  ist  nun  unleugbar,  dals  eine  wachsende  Zahl  von  euro> 
päischen  und  außereuropäischen  Wirtschaftsgebieten  bestrebt  ist, 
sich  aus  der  Abhängigkeit  von  den  Industriegroismächten  zu  be- 
freien. Rufsland,  Rumänien,  Ungarn,  Südamerika,  Japan,  Indien 
sind  —  meist  mit  Hilfe  westeur  opäischen  Kapitals  —  bemüht, 
nationale  Industrien  zu  schaffen;  China  wird  diesem  Beispiel  bald 
folgen.  Nordamerika  ist  heute  schon  aus  einem  Importland  iur 
Fabrikate  ein  Exportland  geworden,  ein  geftirchteter  Konkurrent  der 
bisherigen  Beherrscher  des  Weltmarktes.  Dieser  Frozch  der  In- 
dustrialisierung wird  vielfach  durch  die  Schutzzolle  gefordert.  Die 
Industriellen  verlegen  bei  drohendem  Verlust  von  Auslandsmärkten 
ihre  Produktion  in  das  bisherige  Importland.  So  entstand  die  nord- 
böhmische  Industrie  zu  ganz  erheblichem  Teile  mit  Hilfe  deutschen 


*)  Im  Gegeiuate  zu  den  AgrAriem  leugnet  Sombart,  dafs  Deutschland  rieb 
Im  wachiendea  Mafce  tarn  Expoitindiutriesteate  entwickle.   Er  ontenchcidet  xwd 

Ent^^ncklungsphascn:  Bis  in  die  So  er  Jahre  sei  der  Export  präponilfrant  gewesen 
(,,Intematinnalisierunß  des  Kapitalismus"}.  Seither  habe  der  Industrieexport  fiir 
Deutschland  relativ  an  Bcdeutunp  nb^enommen  („Nationali'^iprunp  des  K:ipilali>rTTO«"' 
Ohne  Abhängigkeit  vom  Auslände  sei  keine  Kulturentwirk lun^,  luinc  l.ntwukluQg 
zu  höhcrem  Dasein  möglich,  nationale  Selbstgenügsamkeit  bedeute  Halbbarbarci.  — 
Soziale  Praxis,  1899,  Nr.  24  u.  31, 
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Kapitals.    So  treibt  die  Furcht  vor  der  koiiinienden  Zolltrennung 
heute  schon  dir  östcrreicliisclieii  ! 'ntcrnclimcr  7.ur  Züchtung  einer 
Konkurrenzindusti ie  in   l  iii,Mrn.     Ks  i^chi^rt  niclit  viel  Scharfsinn 
dazu,  um  aus  diesem  '  iaii;^'  der  ImUw  irkluuL^  dem  deutschen  und 
ent^üschen  Fabrikatenexpurte  für  nähere  oder  fernere  Zukunft  sehlimme 
K.it.istrophen  zu  prognostizieren.     .Mat\  zeige  uns  aber  die  Mittel 
diesen  Gefaliren  vorzubeugen.    Das  ist  eine  viel  schwerere  Aufgabe. 
Sie  sind  so  wenl^  ausfindig  zu  machen,  da&  selbst  unbedingte 
Agrarier,  wie  Wagner  und  Pohle  vor  den  Konsequenzen  ihrer 
wtrtscbaftspolitischen  Ueberzeugung  zurückschreckend,  auf  jede  Be- 
hinderung des  heutigen  Exportes  verzichten  wollen  und  nur  jeder 
weiteren  Steigerung  der  Fabrikatenausfubr  Einhalt  gebieten  mdchten. 
Man  kann  eben  nicht,  um  künftigen  Katastrophen  vorzubeugen,  eine 
Katastrophenpolitik  der  Ge<^en\va!t  inaugurieren.    Ein  Industriestaat 
ersten  Ranges, 'wie  Deutschland,  kann  selbst  in  dem  abgeschw.ächten 
Malse,  das  Wagner  vertritt,  nicht  ungestraft  eine  Politik  der  Export- 
crdro^scluni^  betreiben.    In  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung 
kann  man  von  einem  Markte  verdräiiLjt  werden,  aber  man  kann  ihn 
nicht  freiwillig  aufgeben.    Wenn  man  auch  nur  auf  die  weitere 
Entwicklung  des  Exports  ver/icliten  will,  führt  dies  notgedrimgen 
zum  Grundsatz:  der  einheimische  Markt  gehört  der  einheimischen 
I^roduktion.    Nebco  die  Behinderung  der  Ausfuhr  mufs  dann  die 
Erschwerung  der  Eaiüuhr  treten ;  zur  Erreichung  beider  Ziele  führt 
aber  nur  der  mechanische  Weg  der  Ein-  und  Ausfuhrzolle.  Gerade 
der  in  die  Weltwirtschaft  verflochtene  Staat  begegnet  beim  Betreten 
dieses  Weges  dem  ernsthaftesten  Widerstande  fremder  Wirtschafts- 
gebiete, der  um  so  bedrohlicher  wird,  je  starker  man  in  das  Ge* 
triebe  des  Kapitalismus  verflochten  bt    Je  mächti^ar  also  ein  Lmd 
auf  dem  Weltmarkt  dasteht,  um  so  gefährlicher  ist  für  dasselbe  eine 
Politik  der  Behinderung  von  Ein-  und  Ausfuhr.    In  diesem  Sinne 
allein  hat  Pohle  recht,  wenn  er  meint,  es  sei  eine  kindlich-naive 
Vorstellung,  daf«;  es  von  Deutschland  abhäii;;t,  ob  es  seine  wirt- 
schaftliche Zukunft  immer* mehr  auf  den  In(histrialismus  ;^ründen 
wolle,  w.ihreiui  iiierbei  docli  die  iremdcii  Nationen  das  entscheidende 
Wort  zu  sprechei!  hatten,    (tili  denn  das  aber  nur  von  der  i'ort- 
entwicklung  und  niclit  auch  von  der  Kucke nlwicklung  des  Exports? 
Und  wie  steht  es  da  um  den  schönen  agrarischen  Fkn,  Deutsch* 
land  solle  sich  ohne  schwächliche  Rücksichten  auf  andere  völlig 
unabhängig  stellen }  Die  kapitalistische  Weltwirtschaft  zwingt  gerade 
den  mächtigsten  Industriestaaten  ein  gutes  Stück  Fatalismus  in  ihrer 

Atchbr  fiir  MI.  Ge«et<s«biins  u.  Staiiitik.  XVni.  16 
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Wirtschaftspolitik  auf.  Niemand  hat  ja  so  sehr  die  Repression  <ler 
anderen  /.u  fürchten,  die  unausbleiblich  auch  dann  ist,  wenn  man 
sich  mit  einer  Kontin^^^entierung  der  Ein-  und  Ausfuhr  bcf^oiügen 
würde.  Es  kann  dann  begegnen,  dafs  man  den  Export  auf  einem 
Gebiete  einscliränkcn  will  und  dais  die  unwillkommene  Folge  davon 
auch  die  Einschränkung  auf  einem  anderen  ist.  Das  eigecie  Macht- 
gefuhl  darf  eben  nicht  zu  einer  Unterschätzung  der  Defensivkiait 
der  Staaten  zweiten  und  dritten  Ranges  verleiten.  Rumänien  hat 
im  Zollkrieg  mit  Oesterreich'Ungam  schweren  Schaden  gelitten, 
aber  auch  dem  Gegner  tiefe  Wunden  geschlagen,  die  heute  ver* 
narbten»  aber  nicht  geheilt  sind.  Der  völlige  Zusammenlmich  des 
Exports  kann  leicht  die  Folge  einer  Politik  sein,  die  auch  nur  auf 
die  Stabilisierung  des  heutigen  Standes  der  Ausfuhr  gerichtet  ist 
So  kann  es  denn  allerdings  kommen,  dafs  gerade  die  industriellen 
Grofsmächte  genötigt  sind,  unthätig  drohenden  Erschütterungen  ent- 
gegenzusehen, um  nicht  die  Katastrophen  für  den  nationalen  Wirt* 
Schaftskörper  zu  beschleunigen. 

Die  steigende  Ix-deutun;^  der  ArbeitcrbeweL^ung  macht  es  er- 
klärlich, wenn  bei  Bekämpfung  tles  l-'.xporls  auch  das  Arl)eiter- 
interesse  als  Argument  herangezogen  wird.  So  wird  uns  denn  auch 
verkündet,  dafs  gerade  das  Interesse  der  Arbeiterklasse  die  Abkehr 
vom  Exportindustrialismus  gebieterisch  fordere.  Die  Konkurrenz 
mit  ausländischen  Proletariern  von  inferiorer  Lebenshaltung,  wird 
uns  erklärt,  nötige  den  deutschen  Arbeitern  niedrigen  Lohn  bei 
längerer  Arbeitszeit  und  häufiger  Arbeitslosigkeit  auf.  Die  Hälfte 
des  deutschen  Exportes,  gerade  die  sozialpolitisch  verrufenen  para* 
sitären  Industriezweige,  hätte  ihre  dominierende  Stellung  auf  dem 
Wdtmarktc  wesentlich  durch  niedrige  Löhne  erlangt.  Diese  Ent- 
wicklung habe  ihren  Flöhepunkt  noch  gar  nicht  erreicht.  Die  Völker 
niedrigster  Lebenshaltung  treten  jetzt  in  den  Wettbewerb  ein  und 
die  sozialpolitisch  ungünstigeren  W  irkungen  des  Exportes  würden 
damit  zunehnu-nd  bedenklichere  werden. 

Damit  wird  siill>chweigerid  den  nationalen  Industriezweigen 
eiji  suzialpuliti.sciies  UoliK erlialtungszeugnis  ausgestellt.  Bei  ilinen 
sollen  Uebelstände  in  Rücksicht  auf  Lohn,  Arbeitszeit  und  Unsicher- 
heit der  lkschäftigung  gar  nicht  oder  im  geringeren  Mafse  vor- 
handen sein,  als  bei  den  Exportindustrien.  Es  stehen  so  die  sozial- 
politisch gut  beleumundeten  den  sozialpolitisch  verrufenen  Industrien 
gegenüber.  Bei  den  leUteren  sollen  wesentlich  die  niedrigen  Löhne 
des  konkurrierenden  Auslandes  die  deutschen  Fabrikanten  dazu 
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nötigen,  tlie  Arbeiter  in  ihrer  niedrigen  Lebenslialtung  zu  belassen 
oder  gar  noch  herabzudrücken.  Erscheint  aber  der  Export  als 
letzte  Ursache  der  sclilinimcn  ökonomischen  l  ,agc  zahlreicher  Prole- 
tarier, so  muü  konsequenterweise  mit  Beseitigung^  der  Ursache  auch 
die  Wirkung  verschwinden.  Konkret  gesprochen :  Li  /.  B.  der 
Export  der  entscheidende  Grund  des  Wcberelendes,  so  wäre  ja  mit 
Beseitigung  der  Textilausfuhr  auch  dieses  Elend  aus  der  Welt  zu 
schaffen.  In  der  That  werden  die  angedeuteten  Konsequenzen  in 
der  agrarischen  Litteratur  bald  scliärfer,  bald  verschwommener  ge- 
zogen. 

Bei  näherer  Prüfung  finden  wir  nun,  was  von  den  Agrariern 
nicht  geleugnet  wird,  auch  unter  den  Exportindustrien  zwei  nach 
ihrem  sozialpolitischen  Typus  scharf  unterscheidbare  (iruppcn.  In 
Vordergründe   des   deutschen   Fabrikatenexportes  staiulcn    in  den 
Jahren    1897 — 1900  die  Metallindustrie   mit   einem  Durchschnitts- 
ausfulirwerte  von  304  Millionen  Mark,  die  Industrie  der  Mast  lauen, 
Instrumente  und  Apparate  mit  einer  Ausfuhr  von  283  Millionen 
Mark    und  die  chemische  Industrie  mit  einem  Export   von  546 
Millionen  Mark,    Die  Löhne  in  diesen  Produktionszweigen  gehören 
in  Deutschland  zu  den  günstigeren.     Nach  der  Unfallstatistik  der 
deutschen  Berufsgenossenschaften  für  das  Jahr  1889  betrug  durch- 
schnittlich der  anrechenbare  Jahresverdienst  für  gewerbliche  Arbeiter 
752  Mark.    Dieser  Durchschnitt  wird  überschritten  bei  der  Berufs- 
genossenschaft für  chemische  Industrie  mit  409  Mark,  bei  der  rhein- 
landisch-westialischen  BeruCsgenossenschaft  fiir  Maschineabau  und 
Kleineisenindustrie  mit  1055  Mark,  bei  der  Beru&genosssenachaft 
fiir  Feinmechanik  mit  lOOi  Mark,  bei  der  norddeutscheti  Beru&- 
genossenschaft  fiir  Edel-  und  Unedelmetallindustrie  mit  869  Mark. 
Auch  in  der  Lederindustrie  mit  einem  Ausfuhrwerte  von  194 
Millionen  Mark  wird  ein  überdurchschnittlicher  Jahresverdienst  in 
der  Höhe  von  874  Mark  gezahlt   Der  Ausfuhrwert  in  Gegenständen 
der  Literatur  und  Kunst  beziffert  sich  mit  240  Millionen  Mark,  die 
Berulsgenossenschaft  für  Buchdrucker  —  für  sonstige  hierher  gehüri^^c 
Branchen  fehlen  die  Daten  —  zahlt  einen  Lohn  von  869  Mark. 

Dieser  sodalpolitisch  günstigeren  Grruppe  mit  einer  Gesamt- 
ausfuhr von  annähernd  I3cx>  Millionen  Mark  steht  eine  fast  gleich 
starke  mit  tiefeter  Lebenshaltung  und  niedrigen  Löhnen  gegenüber. 
Hierher  gehört  die  Zuckerindustrie  mit  einer  Ausfuhr  von  215 
Millionen  Mark  und  einem  durchschnittlichen  Tagelohn  von  2,35  Mark, 

dem  ein  Jahresverdienst  von  453  Mark  entspricht.    Als  ausge* 
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sprochenste  lixjiorliiKiustric  j^ilt  mit  Recht  die  Textilindustrie,  bei 
der  der  Ausfuiiruert  883  Millionen  Mark  beträft.  Die  Löhne  zeie;en 
in  den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  t^rofse  Abweich un^i^e  11.  sie 
sind  aber  fast  ausnahmslos  unter  dem  Durchschnittslohn  für  '^c- 
werbliche  Arbeiter.  So  betrug  der  Jahresv  er  dienst  bei  der  nord- 
deutschen Textilberufsgenosscnschaft  664  Mark,  bei  der  sclilesischen 
Textilberufsgenossenschaft  494  Mark,  bei  der  süddeutschen  Textil- 
berufsgenossenschaft  612  Mark,  bei  der  Textilberufsgenossenschaft 
für  Elsafs- Lothringen  663  Mark,  bei  der  Berufsgenossenschaft  für  Rhein- 
land-Westfalen 762  Mark,  bei  der  sächsischen  Textilberufsgenossen- 
schaft 62 1  Mark.  Die  Löhne  der  Hausweber  sind  in  den  Durchschnitts- 
zahlen nicht  inbegriffen^  weil  sich  die  Un&llversicherungaufdie  HatiSp 
Industrie  nicht  erstreckt.  Nicht  besser  sind  die  Verhältnisse  in  der 
Kleider-  und  Wäschekonfektion  mit  einem  Ausfuhrwerte  von  86 
Millionen  Mark,  sowie  in  einigen  weniger  belangreichen  Zweigen. 

Was  ermöglicht  nun  in  beiden  Industriegruppen  den  staikeo 
Export?  In  der  Metall-  und  Maschinenindustrie  b^egnet  Deutsch* 
land  der  englischen  und  amerikanischen  Konkurrenz,  die  notorisch 
höhere  Lohne  zahlti  als  in  Deutschland  üblich  sind.  Die  Forzierung 
des  deutschen  Exports  ist  nicht  auf  die  ungünstigeren  Löhne,  sondern 
auf  die  Kartellwirtschaft  und  die  Schutzzollpolitik  zurückzuföhren. 
Der  russische  Finanzminister  Witte  hat  erst  vor  kurzem  darauf 
hingewiesen,  dais  das  deutsche  Schienens)mdikat  seine  Erzeugnisse 
in  Deutschland  zu  114  Mark  die  Tonne,  im  Auslande  zu  85  Mark, 
Stangeneisen  zu  Hause  um  125  Mark,  im  Auslande  um  100  Mark 
verkaufe;  dafs  der  Verband  der  deutschen  Drahtstiften^Fabrikanten 
seine  Produkte  im  Inlande  zu  250  Mark,  auswärts  zu  140  Mark  für  die 
Tonne  anbringe.  Zur  Zeit  des  grofsten  Kohlenmangcls  sei  der  Prcb 
der  Tonne  Kohle  in  Deutschland  bis  zu  18,50  Mark  emporgeschnellt, 
während  gleichzeitig  nach  Oesterreich  zu  dem  Preise  von  8,80  Mark 
exportiert  wurde.  Der  Zuckerexport  ist  bisher  durch  das  jetzt  in 
Wegfall  kommende  Prämiensystem  in  die  Hohe  getrieben  worden; 
schließlich  ist  als  wichtige  Stütze  auch  noch  das  Kartell  hinzu- 
gekommen.  Die  in  der  Zuckenndustrie  gezahlten  Lohne  sind  sehr 
niedrig  und  iiir  die  Konkurrenzfähigkeit  nicht  von  entscheidender 
Bedeutung,  wie  wenige  Zahlen  beweisen  mögen.  Die  Produktion 
betrug  in  der  Kampagne  1898/99  1722429  Tonnen  Konsumzucker, 
die  bezahlten  Löhne  im  Jahre  1899  insgesamt  45,5  Millionen  Mark, 
somit  ftir  i  kg  Zucker  etwa  2,6  Pfennige.  Der  Wert  der  Ausfuhr 
wird  in  der  Handelsstatistik  mit  203,5  Millionen  Mark  angegeben, 
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der  inländische  Konsum  ergibt  auf  einer  I'reisbasis  von  500  Mark 
per  Tonne  340  Millionen  Mark.  Insgesamt  finden  wir  eine  VVert- 
summc  von  550  Millionen  Mark  auf  Grund  der  Grofshandelsprcise. 
Dwaus  resultiert  der  Preis  för  i  1%  Zucker  mit  34  Pfentiigen,  so 
dais  der  Lohn  zwischen  7  und  8  Proz.  dieses  Preises  schwankt 
Die  niedrige  Lebenshaltung  der  Arbeiter  in  den  Konkurrenz* 
industrien  hat  hier  sicherlich  nicht  zu  niedrigen  Löhnen  in  Deutsch- 
land genötigt.  Sie  sind  vielmehr  durch  die  rechtlich  ungünstige 
Lage  der  Arbeiter,  durch  den  Mangel  jeder  Organisation  sowie  durch 
die  Gleichgültigkeit  des  Staates,  gleichsam  als  ein  Geschenk  des 
Himmels,  neben  den  Prämien  und  Kartellprofiten,  den  Zucker- 
fabrikanten in  den  Schofs  c^efallen.  Aucli  l)ei  wesentlich  höheren 
Löhnen  wäre  die  Konkuneniirahigkeit  Deutschlands  auf  dem  Welt- 
markte nicht  beeinträchtigt  worden. 

Am  wichtigsten  ist  die  Fraiife,  oh  das  Ausland  zur  Zahlung 
niedriger  Löhne  niitiL^'t.  in  der  Domäne  der  verrufenen  Gewerbe, 
der  Textilindustrie.  Iiier  sei  vorerst  daraui  liingewiesen,  dafs  die 
Bedeutung  für  die  Konkurrenzfähigkeit,  die  dem  Lohn  zuerkannt 
wird,  vielfach  zu  sehr  überschätiA  worden  ist  Das  vortian<tene 
Thatsachenmaterial  ist  freilich  nicht  ganz  einwandfrei  und  nicht 
völlig  zuverlässig.  Es  gewährt  aber  doch  einen  interessanten  Ein- 
blick in  die  Verhältnisse.  Nach  der  für  das  Jahr  1897  verofFent- 
lichten  Produktionsstatistik  betrug  der  Wert  der  in  Deutschland 
erzeugten  Textilwaren  2^  ^  Milliarden  Mark.  Die  in  den  Berufs- 
genossenschaften  gegen  Betriebsunfälle  versicherten  729000  Arbeiter 
erhielten  einen  anrechenl)aren  Jahres  verdienst  von  zusammen  460*1 
Millionen  Mark,  per  Ko{»f  durchschnittlich  630  Mark.  Da  aufser- 
halb  der  l)erufs;^'cti().sscnsch,ilten  nach  der  Berufszählung  vom  Jahre 
1S95  22^(X}o  Arbeiter  standen,  deren  Lohn,  da  es-  sich  um  Heim- 
arbeiter und  klein<:^cwerbliche  Gehilfen  handelt,  höchstens  mit  %, 
d.  h.  mit  420  Mark  per  Kopf  anc^enomtnen  werden  darf,  so  re- 
sultiert daraus  eine  weitere  Lohnsumme  von  94'  «  Millioaeu  Mark. 
Für  beide  Gruppen  von  Arbeitern  beziffert  sich  somit  die  Lohn- 
summe auf  sso'/g  Millionen  oder  20  Proz.  des  Prcxluktionswertes. 
Ob  dabei  nicht  Doppeizählungen  unterlaufen  sind,  ist  schwer  zu 
sagen.  Immerhin  ist  sicher,  dafs  die  Bedeutung  des  Lohnes  nicht 
jene  entscheidende  ist,  wie  man  sie  gegenwärtig  anzunehmen  pflegt. 

Bedeutsamer  ist  die  Thatsache,  dafs  die  deutsche  Textilindustrie 
den  Wettbewerb  auf  dem  Weltmarkt  vornehmlich  mit  England  aus- 
zufechten  hat,  das  im  Jahre  1901  WoU-  und  BaumwoUwaren  im 
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Werte  von  iSoo  Millionen  Mark,  Tcxliljirocluktc  übcrhauj)l  im 
Werte  von  2  Milliarden  Mark  .lu.sfüiirtc.  Ks  ist  lickannt.  dais  die 
Löhne  in  der  englischen  Baiimwoll-,  weniger  in  der  Wollindustrie 
iHi\-ercdeirhlich  höher  sind,  als  111  Deutschland.  Die  Schmutz- 
konkurrcnz  der  kontinentalen  hidublriestaaten  hat  bi-^her  England 
weder  zur  Herabdrückuni^^  seiner  Löhne,  norii  zur  \'erlänt:^crung 
der  Arbeitszeit  veranlalst.  Der  agrarischen  W'isscnsciiaft  blieb  es 
vorbehalten,  den  Textilindustriellen  des  Festlandes  den  Milderungs- 
grund niedriger  Löhne  im  konkurrierenden  Auslande  zu/.ul)illii^en. 
England  liefert  aber  gerade  den  Beweis,  dals  das  Weberelcnd  keines- 
wegs die  notwendige  Voraussetzung  einer  mächtigen  Textilindustrie 
ist.  Versucht  man  es,  die  asiatische  ( lefaiir  in  den  X'orderL^rund  zu 
rücken,  so  kann  darauf  verwiesen  werden,  dals  die  Bedeutung 
Japans  vorläutig  eine  viel  zu  geringe  ist,  um  als  Erklärung  für  den 
jahrzciintelangen  Lohndruck  gelten  zu  können.  Wichtiger  ist  aller- 
dings Indien,  auf  das  von  den  lüO  Millionen  Spindeln  der  Baum- 
wollindustrie der  Erde  etwa  4  Millionen  entfallen.  Gerade  die 
indische  Kuakurrei\z  fällt  aber  am  .schwersten  für  Hri'dand  in>  1  ic- 
wicht  und  recht  wenig  fiir  Deutschland.  rrotzdeni  ist  der  enL,di>che 
Spinner-  und  Weherlohn  bisher  nicht  auf  d:is  deutsche  Ni\  eau  ;j^e- 
sunken.  Freilich  ist  die  indische  Baunnvollwarenindustrie  jüngeren 
Datums,  der  Export  Indiens  betrug  1874  75  erst  18,3  Millionen 
Rupien,  bei  einem  Import  von  iQO,7  Millionen  Rupien.  Die  Aus- 
fuhr ist  1897  98  auf  95,7,  die  Einfuhr  auf  264,0  Millionen  Rupien 
gestiegen.  Was  die  Zukunft  bringen  mag,  darüber  läfst  sich  streiten. 
Bisher  hat  die  inferiore  Lebenshaltung  ausländischer  Arbeiter  die 
deutsche  Textilindustrie  zur  Zahlung  von  Schundlöhnen  nicht  genötigt. 

Versagt  die  agrarische  Argumentation  selbst  in  der  Textil- 
industrie, was  bleibt  dann  übrig?  Bei  der  Kleider-  und  Wäsche- 
konfektion wäre  der  Beweis  erst  zu  erbringen,  ob  England  und 
Amerika  die  deutschen  Exporteure  oder  die  letzteren  die  englischen 
und  amerikanischen  Konfektk>näre  zur  Zahlui^  niedriger  L5hne  ge- 
zwungen haben.  Bestenfalls  kann  zugegeben  werden,  dals  die  un- 
zureichenden Löhne  der  österreichischen  Handschuhindustrie  auf 
Deutschland  ungünstig  zurückwirken  und  dafs  die  schreckliche  Aus- 
beutung  in  der  deutschen  Spielwarenindustrie  (Ausfuhr  44  Millionen 
Mark)  die  Entstehung  jeder  Konkurrenz  im  Auslande  im  Keime 
erstickt.  Auch  in  diesem  Falle  ist  es  doch  nicht  das  Ausland,  das 
durch  die  schlechten  Arbeitsbedingungen  dem  deutschen  Export 
seinen  parasitären  Charakter  aufnötigt. 
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Wie  kann  man  angesichts  solcher  Thatsachen  die  Behauptung 
aufrecht  erhalten,  das  konkurrierende  Ausland  sei  durch  die  inferiore 
Lebenshaltung  seiner  Arbeiter  an  den  Lohndnick  in  den  parasitären 
£xportindustrien  schuldtragend?  Zum  Ueberflusse  zeigt  sich  noch, 
dafe  sich  auch  unter  den  ausschlie&Uch  für  den  nationalen  Markt 
produzierenden  Gewerben  S(»ialpolitisch  verrufene  befinden.  Die 
verzweifelte  Lage  der  Arbeiter  in  der  Tabakindustrie  ist  genügend 
bekannt.  Für  das  Jahr  1897  wurde  der  Wert  der  inländischen 
Produktion  von  Zigarren  auf  250  Millionen  Mark  geschätzt.  Einer 
Ausfuhr  im  VV'erte  von  3'/2  Millionen  Mark  stand  eine  Eitifuhr  von 
7'  ..  -Millionen  Mark  '^'cj^enübcr.  Der  nationale  Ciiaraktcr  drr  Pro- 
duktion untcriif^n  sonach  keinem  Zweifel.  Nach  der  Statistik  der 
Berufsgcnosseii>ciiaft  für  Tabakindiistric  betrug  der  durchschnitt- 
liche Jahres\  crdii  nst  kaum  534  Mark,  vvoi  iti  /um  l  'ebcrtlusse  die 
Löhne  der  I  lau^arbeitcr  keine  Berücksichtigung  gefunden  haben. 
Nicht  günstiger  ist  die  I-agc  der  Arbeiter  in  der  Ziegelfabrikation, 
wo  der  durchschnittliche  Verdienst  sich  auf  569  Mark  beziffert. 

Aber  selbst  angenommen,  es  sei  wirklich  der  niedrige  Lohn 
im  konkurrierenden  Auslande,  der  die  unzureichenden  Lohne  in 
Deutschland  bedingt,  wie  soll  durch  Beseitigung  oder  Einschränkung 
des  Exportes  eine  Hebung  der  Lebenshaltung  im  Inlande  erzielt 
werden?  Unter  gleichbleibenden  Verhältnissen  bedeutet  die  Ab- 
nahme des  Exportes  eine  X'erminderung  der  Nachfrage  auf  dem 
Arbeitsmarkte.  Calw  er  berechnet,  dafs  heute  jeder  fünfte  Textil- 
arbeiter für  das  Ausland  produziert.  Man  bedenke  die  Dcroute,  die 
der  Wegfall  des  Bedarfes  von  20  Proz.  der  Arbeiter  bewirken  muls, 
Kine  schlimmere  Verschärfung  der  sozialpolitischen  Situation  ist 
schwer  denkbar.  Die  geschwächte  Kaufkraft  der  ganzen  in  der 
Textilindustrie  erwerbsthätigen  Bevölkerung  wäre  die  unausbleib- 
liche Folge.  Bei  weniger  Beschäftigung  statt  melu-  ist  dies  ja  selbst- 
verständlich. 

Die  Abhängigkeit  vom  Auslande  hat  gewifs  groise  Unsicherheit 
iiir  die  Produktion  im  Gefolge.  Kann  diese  Unsicherheit  aber  durch 
Zollkriege  gemindert  werden?  Die  Pendelbewegungen  des  Welt- 
marktes  sind  eine  der  Eigentümlichkeiten  des  Kapitalismus,  die  man 
heute  mildem,  aber  nur  mit  Beseitigung  der  herrschenden  Wirt- 
schaftsordnung ganz  aus  der  Welt  schaffen  kann.  Die  gesteigerten 
Produktivkräfte  verlangen  in  Deutschland,  wie  in  der  ganzen  kar 
pitalistischen  Welt  Bethätigung.  Finden  sie  sie  im  Inlande  wegen 
der  niedrigen  Lebenshaltung  der  Massen  nicht,  dann  wird  der  Export 
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ZU  einer  Notwendigkeit,  die  man  durch  Zölle  nicht  aus  der  Welt 
schafft.  Die  grolsere  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  der  Vereinigten 
Staaten  findet  einen  ihrer  Erkläning^ründe  auch  darin,  dafs  die 
Lebenshaitang  der  Arbeiter  eine  unvergleichlich  gunstigere  ist  und 
die  Notwend^keit  zu  exportieren  demnach  später  eintritt»  als  bei 
den  Staaten  des  europäischen  Kontinents.  Auf  dem  Wege  der  Ab* 
schlicrsnni^,  den  uns  die  Agrarier  empfehlen,  ist  eine  Milderung  der 
Unsicherheit  des  ausländischen  Absatzgebietes  sicher  nicht  zu  er* 
reichen. 

V. 

Adolf  Wagner  betont  mit  be«;ondcrem  Nachdruck  den  Zu- 
samiiu-nlian;^  der  industricslnatlichcn  Kntwirklua^  Deutschland^  mit 
dem  Bcvülkcrungsproblcni,  ein  Zusaaiiiicnlian}^,  der  für  ihn  von  ent- 
scheidender Bedeutung  ist.  Er  bleibt  uns  aber  eine  klare  Antwort 
auf  die  Frage  schuldig,  ob  der  Einfluls  des  Industriestaates  auf  die 
Geburtenhäufigkeit  und  Sterblichkeit  ein  anderer  ist,  als  der  des 
Agrarlandes  oder  des  „richtig  gemischten"  Staates.  Es  ist  kein 
Ersatz  für  diese  empfindliche  Lücke,  wenn  Wagner  behauptet  — 
was  wenige  zur  Gänze  bestreiten  dürften  —  dafs  die  starke  Be- 
völkerungszunahme keinesw^  unter  allen  Umständen  etwas  gutes 
sei,  dafs  vielmehr  ein  langsameres  Tempo  der  Vermehrung  manche 
Vorzüge  habe  und  dafs  ein  Volk  mit  einer  mafsigen  Anzahl  von 
Angehörigen,  bei  gröfserer  Tüchtigkeit  und  stärkerer  Autarkie  in 
seinem  Wirtschaftsleben  besser  dastehe,  als  ein  itbcnas<  li  sich  ver- 
mehrendes, das  sein  Wirtschaftsleben  auf  Agrarituport  und  Fabri- 
katenexpori  begründet.  Auch  der  Wunsch  W  a  g  n  e  r  s  nach  Sinken 
der  Geburtenziflfer  kann  für  den  Mangel  einer  klaren  Problemstellung 
keinerlei  Lrsal/  bieten.  Das  Lob  mäfsiger,  der  ladel  ubeiniälsiger 
Bevölkerungssteigerung  mag  begründet  sein  oder  nicht,  hier  handelt 
es  sich  um  den  Nachweis,  da&  die  industrielle  Entwicklung  eines 
Landes  auf  Geburtenhäufigkeit,  Sterblichkeit  und  Geburtenüber- 
sdiüsse  anders  wirke,  als  der  agrarische  oder  der  „richtig  gemischte" 
Staat.  Man  mufs  Antwort  auf  die  Frage  heischen,  ob  der  propa* 
gierte  Agratschutz  eine  Hemmung  der  übergrofsen  Bevölkerungs- 
zunahme bringen  wird  oder  nicht. 

Der  Ausspruch  Wagners,  dafs  jede, erhebliche  Besserung  der 
Lebensverhältnisse  sofort  wieder  der  Volksvermehrung  starken  Vor- 
schub leiste,  führt  zu  Mifsverständnissen.  Srheinhar  münzt  Wagner 
seine  Behauptung  auf  die  durch  die  industriestaatliche  Katwicklung 
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gebesserte  Leben shahun«T.  Er  selbst  erhofft  aber  vom  Agrarschutz 
eine  wesentliche  Besserstellung^  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
und  zugleich  eine  günstige  Rückwirkung  auf  die  städtische  Arbeiter- 
schaft Müfste  nicht  auch  diese  auf  eine  starke  \''oIksvermehrung 
hinwirken  und  ist  es  \'om  Standpunkt  des  Bevölkerungsproblems 
nicht  gleichgültig,  ob  das  überrasche  Anwachsen  den  AnstoCs 
von  industrieller  oder  landwirtschaftlicher  Reichtumssteigerung  er- 
fahrt? 

Spricht  es  Wagner  auch  nicht  mit  dürren  Worten  aus,  so  geht 
doch  aus  seinen  Ausfuhrungen  hervor,  dafs  er  von  der  Erfüllung 
der  deutschen  Handels-  und  Wirtschaftspolitik  mit  agrarischen  Ideen 
eine  geminderte  Natalität  oder  eine  gesteigerte  Mortalität,  jedenfalls 
aber  eine  x-^bnahme  der  Geburtenüberschüsse  erwarte.  Mit  anderen 
Worten :  die  industriestaatliche  Entwicklung  mufs  nach  ihm  die 
rasche  BevölkcrunL^sziiiiähnie  f«irdcrn,  man  kann  sie  durch  Hemmung 
der  IndustrialisicrunL,^  aufhalten.  Man  pfle<^t  zur  Unterstützung  dieser 
AufTassiHit^  auf  Deutschland  und  En^^land  und  deren  rapide  Be- 
völkerungszunahme zu  verweisen.  Im  Deutsehen  Reiche  ist  die 
Volkszahl  in  den  3  Quinquennien  1885— 1900  im  jährlichen  Durch- 
schnitte um  1,07,  1,12  und  1,15  Proz.,  in  Hnj^dand  und  Wales  in 
denselben  Zeitabschnitten  um  0,78,  1,07  und  1,19  Pnjz.  L^cwaclistn, 
Wir  finden  aber  die  <;:^lciehe  Frseheinuni^  in  ac^rarischen  Staaten. 
So  l)ctru>^  die  jährliehe  Zunahme  RuIsItiHs  in  den  Jahren  1879  bis 
1883  1,90  Pro/.,  in  den  Jahren  18S5  — 1900  i,20Pro7. ;  sie  bezifferte 
sich  in  Ungarn  in  den  Jahren  i88i  — 1890  mit  1.04  Pro/.,  1891  bis 
1900  mit  0.95  Pro7..,  während  in  Oesterreich  der  Schwerpunkt  der 
\'< >lkszuiiahme  gleichfalls  in  seinen  a£:;rari<rhen  (iehieten  liegt.  Die 
höheren  oder  geringeren  Geburtenüberschüsse  k('>nnen  im  allgemeinen 
auf  den  vorwiegend  agrarischen  oder  industriellen  Charakter  eines 
Landes,  demnach  nicht  ohne  weiteres  zurückgefülirt  werden.  Es 
erscheint  vielmehr  geboten,  die  Komixtnenten  der  Bevölkerungs- 
bewegung —  Geburtcnhäutigkeit  und  Sterblichkeit  —  einer  geson- 
derten Betrachtung  zu  unterziehen. 

Es  ergiebt  sich  als  erste  Frage:  Bewirkt  erfahrungsgemäfs  die 
Industrialisierung  eines  Landes  eine  merklicht;  Kriioiiung  der  Ge- 
burtenziffer und  ist  im  ( icgensatze  dazu  den  Staaten  mit  agrarischem 
Charakter  eine  niedrigere  Geburtenziffer  eigen?  Wir  versuchen  die 
Antwort  aus  dem  kürzlich  in  Conrads  Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik  vcröffenthchten  Zusammenstellungen  der 
internationalen  Bevölkerungsbewegung  herauszulesen.    Nach  diesem 
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L^^e wissenhaft  zusaiiiniengctragcnen  Materialc  scheint  die  Geburten- 
ziffer in  At^rarländern  in  Wirklichkeit  eine  hölierc  zu  sein,  als  in 
den  Industriestaaten.  Die  höchste  Geburtenzilier  hnden  wir  in 
Rur>la!id.  Serbien,  Ungarn  (39  —  50  IVoz.).  Ihnen  zunächst  kommen 
Oesterreich  und  Deutschland  (35-  391^02,),  an  dritter  Stelle  folgen 
Knj^land,  HeljTjcn,  die  Schweix  und  hVankrcirh  (32- --3 5  Vroz.i.  Die 
Jahre  der  L;r(")lsten  industriellen  Prosperität —  1S96  — 1900  —  zeigen 
fast  durchgehendes  ein  Sinken  der  GeburtenzitTer,  nicht  wie  man  er- 
warten sollte,  ein  Steigen  derselben.  Das  spricht  nicht  dafür,  dals 
die  gesteigerte  Industrialisicruni^  eines  Landes  eine  gesteigerte  Ge- 
burtenhäufigkeit im  Gefolge  haben  mufs. 

Die  erhöhte  Völker/unahme  der  Iudu>trielän(.ier  muls  sonach 
auf  die  verminderte  Slerbezififer  zurückzuführen  sein.  Das  erg^eben 
in  der  That  die  den  angeführten  Jabellen  entnonnnenen  Daten. 
So  ziemlich  überall  macdite  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  Ruck- 
gang der  Mortalität  i^^eltend,  der  in  den  Industrieländern  am  gröfsten 
war.  Es  läge  die  Annahme  nahe,  dals  die  Besserung  in  der  Lcbcus- 
haltuH'^  der  Massen  und  die  rationeller  gestalteten  hygienischen 
Kinrichtun^^en  der  Städte,  die  durch  die  .A^rbeiterorganisationen  er- 
kämpfte verküizte  Arbeitszeit  zur  HerabdrückunL,^  der  Sterbeziffer 
beii^etra^^en  haljen.  Der  l'mstand,  tl.ifs  die  i^eminderte  Mortalität 
auch  in  den  Agrarstaaten  zutai^c  getreten  ist,  mahnt  zur  \\>rsicht. 
In  der  That  verficht  G.  v.  .Ma^  r  die  .Xuffassung,  dafs  an  der 
momentan  günstigen  Sterblichkeit  wahrscheinlich  eine  vorübergehende 
Konjunktur  der  natürlichen  Lebensbedingungen  erheblichen  Anteil 
habe;  es  könne  daher  auf  eine  unbegrenzte  Fortdauer  nicht  ge- 
rechnet werden,  vielmehr  dürfe  man  auf  die  Ebbe  der  Sterbens^ 
Intensität  eine  Flut  derselben  erwarten.') 

Mag  nun  die  günstigere  Sterblichkeit  die  Folge  gebesserter 
Lebensverhältnisse  der  Industriearbeiter  sein  oder  nkht,  in  keinem 
Falle  kann  es  einem  Zweifel  unterliegen,  dafs  durch  verschlechterte 
Arbeitsbedingungen  und  ungunstigere  Ernährung  eine  höhere  Mor- 
talität zu  erzielen  ist  Dagegen  ist  der  Nachweis  bisher  nicht  ge- 
führt worden,  dafe  durch  handelspolitische  Malknahmen  auf  die  Ge- 
burtenziffer mit  Erfolg  eingewirkt  werden  kann  oder  dafs  dieNatalitat 
der  industriellen  Bevölkerung  eine  höhere  ist,  als  die  der  agra- 
rischen. In  Deutschland  zeigen  neben  hochindustriellen,  auch  agia- 


*)  Gcor^  von  Mayr,  Statistik  der  Gescllscbaftskbre.  II.  Bd*:  Bevölkenin^ 
Statistik.   Krciburg  i/H.,  1897,  S.  226, 
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rische  Bezirke  eine  Überdurchschnittliche  Geburtenziffer.  Für  Oester- 
reich ergiebt  sich,  daSs  in  den  Jahren  1895 — 1900  auf  die  agrarische 
Bevölkerung  —  schwerlich  mehr  als  die  HäUte  der  Gesamtbevölkerung 
—  56,8  Froz.  aller  Geburten  entfallen  sind.^) 

Ich  folgere  deshalb,  dafs  durch  die  Industrialisierung  die  Ge- 
burtenziffer nirgends  eine  Steigerung  erfahren  hat.  Sie  ist  in  Agrar- 
ländern, wie  überhaupt  in  Gebieten  mit  ökonomisch  rückständiger 
Bc\  ölkenmg,  vielfach  höher,  als  in  industriellen,  weil  vorgeschrittenen 
Staaten.  Darlegen  ist  die  .Sterbeziffer  in  den  industriellen  Ländern 
eine  nicdri|:,'ere,  sie  hat  auch  in  den  letzten  Jahren  ein  fortdauernd 
günsti;^ere  Gestaltung  angenommen.  Die  liuhen  Geburtenüberschüsse 
wurden  in  den  agrarischen  Gebieten  regelmäfsig  durch  starke  Xatalität, 
in  den  Industrieländern  durch  geringe  Muri, ilii.it  bewirkt.  Nicht 
einmal  die  ungünstigsten  wirtschafüichen  Verhältnisse,  auch  nicht 
der  furchtbarste  Pauperismus  haben  in  RuCsIand»  Runüinien,  Galisden 
etc.  eine  starke  Bevölkerungszunahme  verhindert.  Soweit  die  Er- 
fahrung lehrt,  kann  also  von  der  Rückbildung  zum  vorwi^nd 
agrarischen  oder  zum  »richtig  gemischten"  Staat  wohl  eine  gesteigerte 
Sterblichkeit,  keineswegs  aber  eine  Senkung  der  Geburtennffer  erhofft 

werden, 

Dafs  das  stete  Anschwellen  der  Städtebevölkerung  in  Deutsch- 
land, wie  anderwärts,  nicht  dagegen  spricht,  ist  zur  Genüge  bekannt. 
Der  Städte  Wachstum  ist  ja  nicht  die  Fol(,'c  eichener  Geburtenüber- 
schüsse, sondern  stärkerer  ZuwanderuHL;  \  o]u  [blatten  Lande.  Schon 
Rohr-)  hat  gezeigt,  dafs  die  deutschen  ( irolsstatte  in  den  Jahren 
1885 — 1890  bei  einer  Ikvülkerungs/.unalinie  von  952  182  Personen 
nur  ein  schwaches  Drittel  —  313  361  —  durch  eigene  (Geburten- 
überschüsse, den  Rest  durch  Zu/ug  aufbrachten.  In  dem  gleichen 
Zeiträume  betrug  die  Steigerung  in  den  Mittelstädten  213012  Per- 
sonen, davon  nur  30,9  Proz.  durch  eigene  Geburtenüberschüsse.  Im 
Verlaufe  von  nur  6  Jahren  sollen  dem  platten  Lande  i  Million 
Menschen  zu  gunsten  der  Städte  entzogen  worden  sein.  W  i  r  m  i  n  g  • 
haus')  beredinet  fiir  die  Jahre  l88o~i890  die  Zuwanderung  in 


*)  Ocsterreidiischc  Statistik.  Bewegung  der  Hevölfceititig  der  im  Retcharate 
▼ertreteneo  Köolgreicbe  und  LSoder  im  Jahre  1900.   Bd.  67,  1902. 

Coond's  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  3.  Folge.  Bd.  II, 
1891 :  „Die  Bevölkerung  der  deutschen  Grofs-  und  Mittebtüdte**. 

*)  Conrud's  Jahrbücher  für  Nationulökonnmie  Und  SUtlstik.  3.  Folge,  Bd.  IX, 
1893:  „Sudl  und  Laad  unter  dem  Einliusse  der  Binaenwanderusgen'*. 
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die  deutschen  Grolsstädte  mit  3513  032»  den  Wegzug  mit  783  733  Per- 
sonen, den  Wandergewinn  mit  2729299  d.  h.  77,67  Proz.  der  Ge- 
burtsbevölkerung dieser  Städte.  Interessant  ist  die  folgende  Tabelle, 
nach  welcher  in  den  deutschen  GroÜsstädten  auf  1000  der  mittleren 
Bev^kening  betragen  hat  in  den  Jahren 


1861—64 

der  Geburten- 

flbencbafs .  8,3 
Wanderungs- 

gewinn  .  .  «7,4 

Zuwachs 

ttbcrbaiipt .  35,7 


1S04— 67  1867—71 

4.3  6,1 
17,7  «2,1 
«3,0  38,3 


1871—75  1875 — 80 

10,4  13,6 

21,7  ia.7 
3^,1  35i3 


1881—85  1885—90 

*9  59 
I4»3  11.9 


Diese  Entwicklung  hat  seit  dem  Jahre  1890  keinen  Stillstand, 

sie  hat  vielmehr  durch  die  rückläufige  Auswanderungsbewegung 
eine  Vcr>t<irkun<^  erfahren. ')  Wie  die  Abwanderung:  hatte  aueli  die 
Auswanderung^  die  Ai^rarbezirke  zum  Ausgangspunkt:  VV'estitreiuscn, 
Posen,  Pommern  werden  als  die  Auswanderungsherde  he/eiehnet. 
So  sicher  es  ist,  dafs  die  VerteiUniL,^  der  Bevölkerung  zwischen  Stadt 
und  Land  mit  der  industriellen  Lntwicklung  Deutschlands  zusammcu- 
hängt,  so  wenig  kann  eine  durch  die  Industrialisierung  bewirkte 
Geburtensteigerung  angenommen  werden.  Nichts  spricht  dafür,  dafs 
durch  Rik^bildung  zum  Agrarstaat,  also  durch  Agrarschutz,  eine 
Senkung  der  Geburtenziffer  erreicht  werden  würde. 

Die  Entvölkerung  des  platten  Landes  durch  P'lucht  der  Massen 
aus  der  Landwirtschaft  in  die  Industrie  ist  kein  blofses  VVahngebilde 
der  Agrarier.    Dieser  Entwicklungsgang  zeigt  sich  nicht  allein  in 

der  Abwanderun c,^slicwegung  aus  vorwicp;cnd  ai:,'rarischcn,  in  vor- 
wiegend iiuhistricllen  Provinzen.  .\ueh  innerhalb  der(lel)iete  agra- 
rischen Charakters  linden  wir  neljcii  abnehmender  landwirtschaft- 
licher Bevölkcruii'^'squotc  eine  .steii^erung  der  industriellen,  i-.inis^e 
Daten  mögen  dic^c  Verscliicbungen  veranschauliciien.  Es  ijetrug 
z.  B.  von  1882  auf  1895 


')  Die  ühcrsfLisclu-  Auswanderung  Doutschlan'!--  h  ^ni^  iSSi  — 1885:  885287, 
1S86— 1890:  485036,  1891  — 1895;  402567,  1896—1900:  117309  l'ersonen. 
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die  Abnahme  der       die  Zunahme  der 

agrarischen  intluslriellen 

Bevölkerung  Bevölkerung 
t'ir  Personen 

Ustjir.  uM  n                                    So  ^8  40219 

Wcsiprcuiscn                                 38  893  $2  837 

rommcrn                                 42  108  54  898 

Poflcn                                      29738  79271 

Schlesien  158756  332489 

Schleswig-Holstein.   .   .  .      29857  85210 

Hannover.   ......      «9559  187  530 

Mecklenburg                         13276  22  laS 

Oldenburg                              6395  34139 


ittsammen  .   .     439490  883711 

Dem  platten  Lande  sind  nicht  nur  die  Geburtenüberschüsse 
entzogen  worden,  es  konnten  nicht  einmal  die  durch  den  Tod  ge- 
rissenen Lücken  wieder  ausg^efiillt  werden,  so  dals  einem  Defizit  von 
429490  Personen  in  der  Land\virt*;rhaft  ein  Zuwachs  von  88271 1  Per- 
sonen in  der  Industrie  '^epjenüljerslelit.  Der  Landwirtschaft  sind 
dabei  die  jüngeren  rüstii:jeren  Kräfte  entzogen,  Greise  und  jugend- 
liche Personen  belassen  worden. ') 

Fs  ist  darum  nicht  verwunderlich,  dafs  die  Lcntenot  vielfach 
die  lauteste  Klage  der  Landwirte  bildet.  Brase  -  erkLärt  geradezu, 
der  Arbeitermangel  auf  dein  I^nde  erscheine  heute  unendlich 
wichtiger  als  Erbrecht,  Entschulduii<;sj)rin/.ii),  Kreditwesen  und  Zoll- 
politik. Der  Arbeitsmarkt  werde  ül)cr  ilic  weitere  Lntwickelung 
der  Landwirt<?chaft,  über  Sein  oder  Nichtsein  der  l^ndwirte  ent- 
scheiden. Diese  Auffassung  steht  nicht  vereinzelt  da,  sie  wird  be- 
sonders von  praktischen  Landwirten  pfeteilt. 

Wo  sind  die  Ursachen  der  grolscn  Al)wanderunf^  zu  suchen? 
Man  be/.ciciniet  als  solche  den  un^^enügenilen  Anteil  der  ostelbischen 
Bevölkerung  am  Grundbesitze  und  die  Aussichtslosigkeit,  eine  höhere 
soziale  Stufe  zu  erklimmen,  die  Eigenart  der  Landwirtschaft  unter 


')  Nach  der  ZUhlunj^      n  189;  cntfieli-n  in  Vm/cnU-n  auf  die  AUf  rsj^ruppt'ii 

unter  20  Jalircn    20 — 30  Jahre    30 — 50  Jahre-    50  Jahre  u.  darüber 
in  d.  Landwirtschaft     33,3  31,3  31,1  35,4 

in  der  Industrie    .     31,9  38,0  35,7  14,4 

„Die  dcutsdie  Volkswirtschaft  am  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts",  S.  34^35- 

*)  „Der  Arbdtsmangel  in  der  deutschen  LandwirtschaA.  Seine  Ursachen  und 
die  Mitte)  xur  Abhilfe."   Schöneberg-Berlin,  F.  Teige,  190t,  &  4. 
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bestimmten  Verhältnissen  nur  einer  beschiankteren  Menschenabl 
Beschäftigung  gewähren  zu  können,  insbesondere  das  rasche  Er- 
reichen des  Sättigungspunktes  zur  Bevolkerungsaufnahme  heim 
GroCsgrundbesitz;  das  Meiden  der  unrentablen  Landwirtschaft  durch 
das  Kapital,  die  Unlust  zur  ländlichen  Arbeit,  die  steigende  Wander- 
lust, die  Gresindeordnungen  und  die  schlechte  Behandlung,  die  den 
ländlichen  Arbeitern  zuteil  wird.  Viele  der  angegebenen  Momente 
haben  schon  zu  einer  Zeit  gewirkt,  wo  von  Landflucht  noch  keine 
Rede  war,  wo  im  Gegenteile  auf  dem  Lande  über  Arbettsmangd 
und  Arbeiterüberfluls  Klage  geliihrt  wurde.  Man  muls,  ist  man 
auch  bereit  den  angeführten  Erklärungsversuchen  mehr  odec  minder 
erhebliche  Bedeutung  zuzuerkennen,  dennoch  die  entscheidenden 
Gründe  suchen,  die  die  Abwanderungsbewegung  ausgelöst  haben. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  eine  Vorbedingung  fUr  den  Ab* 
flufs  der  Massen  vom  Lande  mufste  zuerst  vorhanden  sein:  eine 
entwicklungsfähige  und  in  rascher  Entwicklung  begrifTene  Industrie. 
Hier  ist  der  Punkt,  wo  die  industriestaatliche  Entwicklung  mit  ihrer 
Einwirkung  aut  die  Landwirtschaft  kräftig  einsetzt  Was  die  itber- 
seeische  Auswanderung  nur  im  sehr  bescheidenen  Mafse  vermochte, 
das  hat  der  industrielle  Kapitalismus  zustande  gebracht,  er  hat  Raum 
geschaffen  für  das  Abwanderungsbedürfnis  der  ländlichen  Massen. 
Das  vermochte  er,  mehr  aber  nicht  Es  mulste  noch  ein  un* 
widerstehlicher  Antrieb  kommen,  der  die  bodenständige  konservative 
Bevölkerung  des  platten  Landes  in  Bewegung  zu  setzen  und  aus 
der  gewohnten  Beschäftigung  und  Umgebung,  aus  den  traditionellen 
Verhältnissen  zu  treiben  die  Kraft  besafs.  Dieser  Antrieb  kam  und 
wirkt  seit  Jahrzehnten  revolutionierend  auf  die  Verteilung  der  Be- 
völkerung zwischen  Stadt  und  Land,  zwischen  Industrie  und  Land- 
wirtschaft. 

Der  eigenartige  Charakter  und  die  neuere  Entwicklung  des 
landwirtschaftlichen  Gewerbes  geben  den  Schlüssel  zum  Verständ- 
nisse des  Prozesses,  der  zu  den  heutigen  Zuständen  geführt  hat 
In  der  mitteleuropäischen  Landwirtschaft  fallen  die  wichtigsten 
Arbeiten,  die  Im  Freien  verrichtet  werden  müssen,  in  die  wärmere 
Jahreszeit  Der  Winter  ist  seit  jeher  zur  Durchfuhrung  der  Arbeiten 
benützt  worden,  die  nur  unter  dem  schützenden  Dache  möglich 
sind.  Die  Kürze  des  Tages,  wie  die  rauhe  Witterung  verhindern 
im  Winter  umfangreiche  Arbeiten  im  Felde.  Je  rauher  das  Klima, 
je  kürzer  der  Sommer,  umso  kürzer  auch  die  Vegetationsperiode, 
umso  stärker  das  Zusammendrängen  der  entscheidenden  Wirtschafts- 
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arbeiten  auf  einen  Teil  des  Jahres.  Die  Eigenwirtschaft^  wie  der 
extensive  Betrieb  ermöglichten  trotzdem  die  Herstellung  des  Gleich* 
gewichtes  zwischen  dem  Arbeitsbedarf  in  der  Sommer-  und  Winter- 
periode. Schon  der  Rückgang  der  gewerblichen  Eigenproduktion 
der  Landwirte  verschieben  dieses  Gleichgewicht  zu  Ungunsten  des 
Winterbedarfc.  Man  beginnt  über  Mangel  an  Arbeit  in  der  Winter- 
Periode,  über  zuviel  Arbeitskräfte  zu  klagen.  Das  spielt  sich  unter 
einer  vorwiegend  extensiven  Bodenbewirtschaftung  ab. 

Die  epochemachenden  Forschungen  Liebig^s  ermöglichen  den 
Uebergang  zur  intensiven  Landwirtschaft  und  bewirken  eine  enorme 
Steigerung  der  Anbaufläche,  v.  d.  Goltz  schätzt,  wie  schon  oben 
bemerkt,  die  Brache  zu  Beginn  des  XDC  Jahrhunderts  auf  25  Proz. 
des  landwirtschaftlichen  Areals,  während  sie  im  Jahre  1893  auf 
5,9  Proz.  gesunken  war.  Die  gestiegene  Anbaufläche,  wie  die 
grolsere  Menge  an  Arbeit,  die  der  intensive  Betrieb  erfordert,  rufen 
ein  enormes  Wachsen  des  Bedarfes  an  Arbeitskräften  hervor.  Ben- 
sing')  unternimmt  es,  das  Mals  dieser  Steigerung  rechnerisch  fest- 
zustellen. Seine  Ziffern  haben  meines  Wissens  bisher  keine  An- 
fechtung erfahren.  Sie  dürfen  hier  wegen  der  charakteristischen  Be- 
leuchtung der  agrarischen  Entwicklung  wiedergegeben  werden. 

Nach  Bensing  würde  eine  Wirtschaft  von  60  Hektar  Um&ng, 
bei  der  alten  Dreifelderwirtschaft,  573  Männer-  und  139  Frauentage 
(Fall  I),  bei  dem  Norfolker  Fruchtwechsel  567  Männer-  uiid  1048 
Frauentage  (Fall  II)  und  beim  Fruchtwechsel  mit  starkem  Rübenbau 
774  Männer-  und  2405  Frauentage  (Fall  HS)  erfordern.  Die  Steigerung 
des  Arbeiterbedarfes  ist  also  eine  gewaltige  und  es  wird  rätselhaft, 
warum  gerade  zur  2^it  der  Uebergangs  zum  intensiven  Betrieb  die 
Klagen  über  Arbeitsmangel  im  Winter  laut  werden.  Will  man  die 
Wirkung  dieses  Ueberganges  auf  die  Ariwitsverteilung  untersuchen, 
dann  darf  man  nicht  bei  Konstatierung  des  erhöhten  Bedarfes  an 
Arbeitertagen  stehen  bleiben,  man  mufe  vielmehr  prüfen,  wie  sich 
dieser  gesteigerte  Bedarf  auf  die  Sommer-  und  Winterperiode  ver- 
teilt.  Es  betrug  das  Erfordernis  an  Arbeitertagen 


im  Sommer 


im  Winter 


im  Falle  I 
im  Falle  II 
im  Falle  III 


1199 
2608 


450 
416 

57». 


')  „Der  Finfluis  der  landwirtschalUicben  Maschinen  auf  Volkse  und  Privat- 
wirtschaft".  Breslau,  SchlettcrVhe  Buchhandlung,  S.  9S. 
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Nimmt  man  nach  Bensing  die  sommerliche  Arbettsperiode  mit 
iSOp  die  winterliche  mit  120  Tagen  an,  so  ergibt  sich  ein  durch- 
schnittlicher Tagesbedarf  an  Arbeitern 

im  Summer  im  Wmter  Winter  pfgcn  Sommer 
im  Kalk-     I               1,45            3,75  -f  2,30 

im  Falle  II  6,66  3,47  —  3.19 

im  Falle  III  14,49  4»76  —  9J3 

Das  Bedeutsame  ist  jetzt  nicht  allein  die  Steigerung  des  Be- 
darfs an  Arbeitskräften,  sondern  auch  die  Thatsache»  dais  diese 
Steigerung  sich  fast  zur  Gänze  auf  die  Sommerperiode  beschränkt, 
wodurch  der  Abstand  zwischen  Sommer-  und  Winterbedarf,  sowie 
das  \  'eberwiegen  des  ersteren  immer  gröfseren  Umfang  annimmt.  Bei 
der  Dreifelderwirtschaft  giebt  der  Ackerbau  im  Winter  n^cbr  Arbeit 
als  im  Sommer,  beim  Fruchtwechsel  tritt  eine  Umkehrung  dieses 
Verhältnisses  ein.  Kommt  noch  Rübenbau  hinzu,  so  erfolgt  eine 
Ver/ (  linf  ichung  des  Sommerbedarfes  neben  einer  kaum  nenneni- 
werten  Zunahme  des  Erfordernisses  im  Winter.  Es  entspricht  der 
Wahrheit,  wenn  behauptet  wird,  dafs  die  Intensifikation  des  Acker- 
baues eine  gewaltige  Steigerung  des  Atbciterbedarfcs  bewirkt  hat 
Sie  hat  aber  diese  Steigerung  nur  für  die  Sommerperiode  herbei- 
geführt, während  sie  gleichzeitig  fiir  den  Winter  eine  Armee  über- 
schüssiger Hände  schuf.  Der  intensive  Betrieb  hat  'iic 
Landwirtschaft  zu  eine  m  S  a  i  s o  n  ^ e  w e r b  c  g c ni a c  lu  u  n  1  i 
eine  ac^rarischc  Reservearmee  auf  dem  platten  Lande 
für  den  W  int  er  geschaffen. 

Die  Wirkungen  dieser  Umgestaltung  der  Arbeitsverteilung  wurden 
von  den  l^ndarbeitern  seit  Jahrzehnten  bitter  empfunden.  Nach 
V.  d.  Goltz')  war  besonders  die  Situation  der  Einlieger  eine  un- 
günstige, umso  ungünstiger,  je  länger  der  Winter  dauerte,  dalier 
am  schlimmsten  im  Norden  und  Osten.  In  manchen  Gegenden 
fanden  sie  auch  im  Winter  fortdauernde  Arbeit.  Als  Regel  durfte 
jedoch  gelten,  dafs  die  Einlieger  während  der  rauhen  Jahreszeit 
nicht  soviel  verdienten^  um  ihre  Lebensbedürfnisse  in  ai^emessener 
Weise  befriedigen  zu  können.  War  es  unmöglich ,  im  Sommer 
etwas  zurückzulegen,  so  mufste  man  im  Winter  darben.  Kam  -^^t 
noch  Milswachs  oder  Krankheit  da^u,  dann  erreichte  die  Not  einen 
hohen  Grad.    Sobald  sich  die  erste  Gelegenheit  dazu  bietet,  et- 

'}  „Die  ländlicbe  Arbeitertrage  und  ihre  Lösung".  Daiuig,  Kafemaan,  S.  44. 
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•greifen  die  Landarbeiter  vor  drin  regelmäfsigen  VVinter^astc,  dem 
Hunger,  die  Flucht.  Dieser  I'i  ü/cs  wird,  wie  schon  oben  anf^edcutet, 
durch  den  Uebcrijant^  von  der  j^esciilossenen  Hauswirtscliaft,  der 
Eis^enjiroduktion  gewerblicher  Erzeugnisse,  zum  Ankauf  derselben 
verstärkt.') 

Allmählich  verschwinden  die  Klagen  über  mangelnde  Winter- 
beschäitigung,  es  treten  an  ihre  Stelle  die  Besclnverden  über  den 
Leutemangel  in  der  Sommerperiode.  Setzen  sich  die  I^ndarbeiter 
gegen  die  regelmäfsig  wiederkehrende  Wintersnot  durch  Entlaufen 
in  die  Städte  zur  Wehr,  so  greifen  die  Landwirte  gegen  ihre 
Sommersnot  zur  arbeitsparenden  Maschine.  Wohl  be<^'Cj:jnet  man 
noch  der  Behauptiin«^,  die  Maschine  steigere  nur  den  Bedarf  an 
Arbeitskräften.  Man  versucht  auch  den  Nachweis,  die  Maschinen- 
arbeit niirhc  nur  für  bestimmte  Oertlichkeiten  und  für  eine  Ueber- 
gangszeit  Handarbeit  übcrfiüssis^.  Daneben  wird  auch  die  Ansicht 
verfochten,  die  Maschine  erspare  lediglich  den  durch  die  intensive 
Wirtscliafi  j^^esiei^erten  Arbeiterbedarf,  der  sonst  unbefriedij^^t  bliebe, 
die  agrarische  Bexolkerun-^  des  Jahres  1882  hätte  gerade  .^cnü^t, 
um  ilcn  Boden  nach  der  alten  Dreifelderwirtschaft  zu  bebauen.-j 
(iCL^aii  die  letztere  Annahme  spricht  die  Thatsache,  dals  im  Jahre 
1883  die  Brache  nur  mehr  7  Proz.  l:)etrug,  die  intensive  Kultur  also 
seiir  weit  vorgeschritten  war,  während  die  Maschinen  erst  in  be- 
scheidenem L^mfange  in  V'erwendun«:;  standen.  Es  scheint  mir  aber 
vorerst  «^leichi^ültii'.  ob  die  landwirtschaftlichen  Maschinen  vorhandene 
Arbeitskräfte  ubcrtiussig  machen  oder  fehlende  Kräfte  ersetzen.  Die 
arbeitsparende  Wirkunj^^  der  wichtigsten  landwirtsciiaftlichen  Ma- 
schinen steht  unantcchtbar  fest.  Auch  hierfür  sind  die  Berechnungen 
Bensing's,  die  von  anderer  Seite  Bestätigung^  t^efunden  liaben,  von 
überzeugender  Kraft.  Sie  sind  von  so  grolsem  Interesse,  dals  ich 
das  Endergebnis  hier  wiederhole.  Bei  einem  Wirtschaftsareale  von 
310  Hektar  wären  bei  ausschliefsiicher  X'crwendung  von  Handarbeit 
5242  Männer-  und  8052  Frauentage,  sowie  eine  Lohnsumitie  von 
'7  5-5  Mark  erforderlich.  Bei  EinRihrungder  gebräuchlichen  Maschinen 
und  Legung  einer  Feldbahn  vermindert  sich,  wie  im  einzelnen  be- 
rechnet wird,  das  Erfordernis  auf  3717  Männer-,  4228  FVauentage 


*\  ('««'«jrnuhi  r  der  Steigerung  des  ArbcilÄbcdarlt  >  nuij»  dir  I- UulKTcini^uii;;  ein 
iiegcngt Wiehl  gcUiitlct  und  die  Steigerung  um  etwas  vermindert  b.ibea.  Siclic 
Pohl  c  a.  a.  ( >.  S.  44  u.  48. 

*)  Brase  a.  a.  O.  S.  62.   Bcnaing  a.  a.  Or.  S.  12  ff. 
Archiv  fiir  MC.  GcMUgebinf  n.  Stuutik.  XVIII.  17 
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nnd  eme  Lohnsumme  von  9262  Mark.  An  Details  sei  aus  den 
Berechnungen  hervorgehoben,  dals  die  Benätzui^  des  Göpelbetriebes 
die  för  die  Viehhaltung  erforderlichen  Männertage  von  1184  auf 
220  herabsetzt  Die  Getreidemahmaschine  drückt  den  Bedarf  von 
je  180  Männer-  und  Frauentagen  auf  45  Männertage  herab.  Bei 
Benützung  der  Grasmähmaschitie,  des  Heuwenders  und  Heurechens 
sinkt  das  Erfordernis  von  634  Männer-  und  1400  Frauentagen  auf 
197  Männert.ig^c. 

Entscheidende  Bedeutung  kommt  aber  auch  hier  meines  Er- 
achtens dem  L  imstande  7,u,  dafe  die  M.'ischinc  dem  Saisoncharakter 
des  landwirtschaftlichen  rTcwcrhcs,  den  die  Intensifikation  des  Be- 
triebes <;escliaf1cn  hat,  weiter  verschärft.  Dies  gilt  vor  allem  von 
der  Dreschmaschine,  die  den  Flegeldrusch  ersetzt  und  dadurch  den 
Winterbedarf  an  Arbeitern  für  den  Ackerbau  fast  auf  Null  herab- 
drückt. Sei  erklärt  es  sich,  wenn  v.  d.  Goltz  nicht  mude  wird,^ 
immer  und  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dafs  die  Dresch- 
maschine bei  all  ihrer  Nützlichkeit  für  den  Grundbesitzer  einen  un- 
heilvollen Etnfluls  auf  die  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  ausübe. 
Zur  Abwanderung  nach  den  Städten  und  Industriebezirken  habe 
dieser  Umstand  in  zahlreichen  Fällen  die  Hauptveranlassung  geboten. 
Von  einer  beschränkteren  Anwendung  der  Drescha  besonders  der 
Dampfdreschmaschine  sei  die  Erhaltung  zahlreicher  Arbeitskräfte 
auf  dem  Lande  auch  für  den  Sommer  zu  erhoffen.  Der  Drescher- 
lohn habe  früher  in  gün8t^;eren  Jahren  wenigstens  so  viel  Korn 
geliefert,  daSs  eine  Arbeiterfamilie  genug  Brot  für  das  ganze  Jahr 
hatte.  ^) 

Welch  grofse  Bedeutung  der  Beseitigung  des  Flegeldrusches 
zukommt,  ergibt  folgende  Berechnung.  Nach  Bensing  drischt  ein 
tüchtiger  Arbeiter  mit  dem  Flegel  in  10  Stunden  zirka  150  k;^  Ge- 
treide, so  dafs  /.um  Ausdreschen  von  lOöoo  ü6,6  Mann  erforder- 
lich sind.  Eine  mittelmäfsige  Dampfdrcschni  1  hinc  leistet  bei  einer 
Bedienung  von  20  Leuten  in  10  Stunden  i  c  o  k^,  woraus  sich 
eine  Ersparnis  von  mehr  als  zwei  Drittel  der  bei  dem  Flegeldrusch 
erfordtrliclicu  Arbeitskräfte  ergibt.  Im  Jahre  1895  hatten  259364 
landwirtschaftliche  Betriebe  Dampfdrusch  eingefüiiri.  Ich  berechne 
die  landwirtschafdich  benützte  Fläche  dieser  Betriebe  mit  etwa 
8400000  Hektar,  demnach  mit  2$  Proz.  der  gesamten  Ackerfliche. 


*}  „Die  ländliche  ArbdterkkMe  aiid  der  preuOiKbe  Staat'*.  S.  144.  Hand- 
wiirterbach  der  StMttwisMitidi«aea.  S.  AntL^  Bd.  VI,  S.  476. 
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Berechnet  sich  der  deutsche  Körnerertrag  mit  185  MiUionen  Meter- 
zentner, so  ent&Uen  auf  die  Dampfdruschbetriebe  hiervon  46  Milli- 
onen  Meterzentner.  Das  bedeutet  beim  Flegeldrusch  ein  Erfordernis 
von  über  30  Millionen  Arbeitstagen,  daher  beim  Dampfdrusch  eine 
Ersparnis  von  20  Millionen  Ta-^en.  Dabei  bleibt  die  weitere  Er- 
sparnis durcli  die  sonstigen  Dreschmaschinen,  die  im  Jahre  1895 
in  596869  Betrieben  in  Verwendung  standen,  völlig  aufser  Betracht. 
Wäre  es  möglich,  den  gesamten  Körnerertrag  mittels  Dampfdrusch 
zu  verarbeiten,  so  würde  die  Ersparnis  auf  80  Millionen  Arbeitstage 
wachsen. 

Das  scheint  mir  jedoch  nicht  die  wichtigste  Wirkung  des 
Maschinendrusches  zu  sein«  die  arbeitsparende  Eigenschaft  hat  er 
mit  anderen  Maschinen  f^emein.  Die  Drescharbeit  war  aber  bisher 
die  wichtigste  Winterarbeit  In  der  Berechnung  Bensing's  ent£mcn 
in  der  Winterperiode  von  den  1550  Männer-  und  432  Frauentagen 
nicht  weniger  als  1440  Männer-  und  52  Frauentage  auf  die  Dresch- 
arbeit. Die  Wirkung  der  Dreschmaschine  ist  also  eine  Verschärfui^ 
des  Saisoncharakters  der  Landwirtschaft,  eine  Vergröfscrung  der 
durch  die  intensive  Wirtschaft  geschaffenen  Wintersnot. 

Nach  Gustav  Fischer  macht  jeder  Maschinendreschtag  47  Winter- 
arbeitstage überflüssig.  Beim  Handdrusch  entfallen  noch  30  Proz. 
der  Männertaf^e  auf  die  Winterperiode,  bei  Finführuntj  des  Maschinen- 
drusches nur  wenif^  über  4  Proz.  Die  Männcrarbeit  ist  damit  beim 
Ackerbau  für  den  Winter  formlich  ausi^esclialtet.  Wird  die  Zahl 
der  Dreschtage  beim  Handdrusch  für  sämtliche  landwirtschaftlichen 
Betriebe  mit  I20  Millionen  angenommen,  so  stellt  das  die  Zahl  der 
Tage  dar,  um  welche  der  Winterbedarf  bei  allgemeiner  Einführung 
des  Maschinendrusrhes  sich  vermindern  würde.  Die  Winterperiode 
mit  120  Arbeitstagen  gerechnet,  bedeutet  das  einen  Minder!>edarf 
von  I  Millon  Vollarbeiter.  Schon  heute  hat  die  Kinfüiirung  des 
Maschinendrnsches  die  Wintcrarheitstage  um  30  Millionen,  die  Zahl 
der  Vollarbeitrt  um  250000  vermindert.  Von  1882  auf  1895  hat 
sich  die  Zahl  der  Dam{)fdruschbetriebe  von  75^k)0  auf  259364,  die 
der  sonstij^en  Maschinendruschbrtricbe  von  298367  auf  596869  er- 
höht Schon  d^  Wachsen  des  Dam{)fdrusches  hat  in  der  Winter- 
periode  21  MilUonen  Arbeitstage  und  175000  Voilarbeiter  über- 
flüssig^ p^emacht. 

Dabei  ist  der  Prozefs  der  Ersetzun«:^  des  Megeldrusches  durch 
Maschinendrusch  noch  nicht  weit  vorgeschritten.  Im  Jahre  1882 
hatten  erst  7,1  Proz.,  im  Jahre  1895  154  Proz.  der  landwirtschaft- 
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liehen  Betriebe  den  L'ebersirang  vollzogen.  Auch  wenn  alle  vor- 
handenen Schwierigkeiten  berücksichtif^t  werden,  unterliefet  es  keinen. 
Zweifel,  dafe  der  f^rölserc  Teil  der  Kornerbau  treibenden  I  .andwirte 
in  absehbarer  Zeit  zum  Maschinendruseh,  vielleicht  mit  Hilfe  der 
Elektrizität  überi;ehen  werden.  Gusta\'  Fischer  erklärt  geradezu, 
es  hiefse  Eulen  nach  Athen  tragen,  wollte  man  erst  den  Nachweis 
erbringen,  dafs  die  Dreschniaschinc  für  lictriebe  bis  auf  sehr  geringe 
Gr5(sen  hinauf,  mit  Vorteil  zu  benützen  sei. 

Der  fintwicklungsiahigkcit  der  anderen  landwirtschaftlichen  Ma- 
schinen stehen  vielfache  Hindemisse  im  W^e :  Ungunst  des  Terrains, 
Bodenzersplitterung,  kurze  Benutzungsdauer,  Düngerbedarf,  die  oko* 
nomische  Rüdcstandigkeit  vieler  Landwirte.  Dennoch  unteiliegt 
es  keinem  Zweifel,  dals  die  Maschinenbenutzung  bei  der  Landwirt- 
schaft erst  am  Beginne  der  Entwicklung  sich  befindet  und  grolse 
Ausdehnungsfähigkeit  besitzt.  Die  Betrieb^;rörsen,  bis  zu  welchen 
Maschinen  mit  Nutzen  zur  W^rwendung  gelangen  können ,  sollen 
hinunter  bis  zu  den  Kleinbetrieben  reichen.  Dabei  wird  der  Ma- 
schine auch  nodi  die  Au^alse  zuerkannt,  die  Landwirte  von  den 
Arbeitern  unabhängiger  zu  machen  und  sie  in  die  I-agc  zu  ver- 
setzen „übertriebene"  I  ohnforderungen  abzuweisen,  ein  neuer  An- 
trieb zu  ihrer  rascheren  hniführung. 

Das  Erf^ebniis  der  Unlersuchuni^  i^ipfelt  in  zwei  Thatsachen: 
Vor  allem  stellt  fest,  dafs,  wetui  man  von  der  Leutenot  auf  dem 
Lande  spricht,  dies  nicht  etwa  bedeutet,  die  I  ^mdwirtschaft  leide 
das  fjanzc  Jahr  liindurch  unter  dem  Ai  heitcrmangel.  X'iclmchr 
heil  »eilt  in  der  Winterperiode  schon  jetzt  und  wird  in  Zukunft  im 
steigenden  Mafse  Arbeitsmangel  herrschen.  Der  I^ndwirtschaft  ist 
mit  einem  stabilen,  das  ganze  Jahr  beschäftigten  Aibdterstock  nicht 
zu  helfen,  sie  bedarf  eines  reichen  Reservoirs,  aus  dem  «e,  den 
stark  wechselnden  jeweiligen  Erfordernissen  entsprechend,  Arbeits- 
kräfte in  der  Sommerperiode  lur  Wochen,  Tage,  ja  selbst  für 
Stunden  schöpfen  könnte.  Der  Leutenot  ist  demnach  nur  durch 
Beistellung  einer  zahlreichen  agrarischen  Reservearmee  beizukommen. 
Daher  auch  die  Vorliebe  für  „freie"  Arbeiter,  der  steigende  Bedarf 
an  Sachsengängern,  die  nach  beendeter  Arbeit  einfach  ihrem  Schick- 
sal überlassen  werden  können.  Dazu  tritt  die  zweite  Thatsache, 
dafs  die  fortschreitende  Intcnsifikation  des  Betriebes  und  die  Aus- 
breitung des  Maschincndrusches  den  Saisoncharaktcr  der  Landwirt- 
schaft, damit  aber  auch  tias  (Icbiet  der  Wintersnot  geschafieri  hat, 
die  immer  neue  Flüchtling  in  die  Städte  treibt,  solange  dort  eine 
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in  Ausdehnung  begriffene  Industrie  die  herbeiströmenden  Scharen 
aufzunehmen  bereit  ist.  Die  wohlgemeinten  Ratschläge  \.  d.  (ioltz 
werden  an  diesem  Zustande  nichts  ändern.  Die  Maschinenarbeit 
bietet  so  grofsc  Vorteile  und  die  Verbilli^ung  der  Produktionskosten 
ist  zu  sehr  eine  Lebensfrage  für  die  deutsche  Landwirtschaft,  als 
dafs  hier  heute  eine  Halt  möglich  wäre.  Brackhaus  berechnet 
die  Produkt  >- Miskosten  der  preufsischen  Laad  Wirtschaft  mit  7470,4 
.\hiiionen  iM.uk,  wovon  nahezu  die  Hafte  auf  .\i  heitslöhne  ent- 
fallen sollen.  Plier,  wie  an  den  Gcspaankoslcn  zu  sparen,  sei  vor 
allem  durch  Maschinenarbeit  m^Hch.  Der  Triumpluug  der  land' 
wirtschaftlicben  Bfaschinen  wird  auch  aus  diesem  Grunde  so  wenig 
aufzuhalten  sein»  als  die  steigende  Benützung  von  Dampf  und  Elek- 
trizität in  der  Industrie.  D^it  scheint  aber  das  Schicksal  der 
Landwirtschaft  als  Saisongewerbe  besiegdt  und  so  eine  stete  Quelle 
der  Vertreibung  der  Landarbeiter  in  die  Städte  geschaffen.  Brack' 
haus  scheut  sich  nicht  aus  diesem  Sachverhalt  die  Konsequenzen 
zu  ziehen.  Er  sieht  den  einzigen  Ausweg,  um  nicht  an  der  Durch- 
fiihrung  der  unvermeidlichen  Arbeitsteilung  durch  die  Notwendig- 
keit gehindert  zu  werden,  die  Arbeiter  durch  das  ganze  Jahr  zu 
beschäftigen,  in  den  Wanderarbeitern.  Er  ist  bereit  selbst  die  Ge- 
fahr  in  den  Kauf  zu  nehmen,  dafs  durch  sie  die  „soxialistischen 
Irrlehren"  auf  dem  Lande  verbreitet  werden. ')  Auch  die  deutschen 
Landwirte  neigen  dieser  Auffassung  zu.  Die  Zahl  der  Sachsen- 
gänger ist  demgemäCs  stark  gewachsen.  Kärger"')  schätzt  sie  im 
Jahre  1889  mit  75000,  v.d.  Goltz  10  Jahre  .später  mit  2 — 300000. 
Nötigt  die  Landflucht  zur  Verwendung  von  Sachsengängern,  so  ver- 
stärkt diese  wieder  die  Abwan  irr  ang,  indem  sie  auch  im  Sommer 
die  Arbeitsgelegenheit   (ur  tUc  einheimischen  Arbeiter  vermindert. 

Aus  der  von  1882 — 1895  gestiegenen  Gesindciiallung  folgert 
Rauchberg''),  dafs  die  Klagen  über  Dienstbotcnmangel  nicht 

*)  Coand'«  Jabrbttdier  flir  NattonalSliononiie  und  Stotistik.  3.  Folge,  Bd.  8» 
S.  365  «.  374. 

*)  „Die  Saefaiei^bigerei.*«  Berlin,  Pkul  Farey,  1890.  S.  357. 

*i  Es  betrag  di«  Z«hl  der 

188s  1895 

Knechte         973258  1068096  (-|- 94838»  9,7  Pros.) 

Mägde          615830  650789  (+  34939  =  5.7 

•luiunmen     1589088  1718885  (-|-lS9797»s8,a  Prax.) 

Rattcbberg,  in  dieicm  Archiv,  Bd.  XIV,  S.  639. 
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ganz  begründet  seien.  Ich  schliefse  im  GegenteO  daraus,  da(s  die 
Landwirte  vielfach  zur  Gesindehaltung  auch  dort  genötigt  sind,  WO 
ökonomisch  för  sie  die  Taglöhnerarbeit  vorzuziehen  wäre. 

Wo  und  ■wann  die  Entwicklung  der  deutschen  Landwirtschaft 
zum  Saisongewerbc  Halt  machen  wird,  oder  ob,  wenigstens  in  den 
Gebieten  des  Grolsgrundbesitzes,  mit  der  Entstehung  amerikanischer 
Zustände  gerechnet  werden  mufs,  läfst  sich  kaum  voi  hcrsasi^cn,  da 
die  gegen  einander  wirkenden  Kräfte  nicht  abschätzbar  sind.  Jede 
industrielle  Krise  verrin;^ert  die  ( ielegenheit  zur  I-andnucht,  ver- 
gröfsert  die  ar<^r,iri.sche  Reservearmee,  ermöglicht  damit  die  Hcrab- 
drückuuLj  der  I.öhne  und  verzöfü^ert  so  in  etwas  den  Uebergang  zur 
Maschinenarbeit.  Steigt  die  Abwanderung  durch  industriellen  Auf* 
Schwung  und  nötigt  dadurcli  zur  Steigerung  des  Lohnes,  so  be- 
schleunigt dies  wieder  die  Ersetzung  der  Hand*  durch  Maschinen- 
arbeit. 

vn. 

Ganz  anders  erklären  die  Agrartheoretiker  die  Massenlandflucht. 
Nach  Moritz  Naumann  hätten  die  Thatsadben  gezeigt,  dafe  mit 
fallenden  Getreidepreisen  sich  überall  die  Zahl  der  Landarbeiter  ver- 
mindert habe.  Es  folgert  daraus,  dafe  erhöhte  Getreidepreise  eine 
Vermehrung  des  Arbeiterbedarfes  in  der  Landwirtschaft  zur  Folge 
haben  müfsten.  Die  Höhe  der  Getreidepreise  sei  demnach  nicht 
blofs  für  die  Grundbesitzer  von  Bedeutung:  Auch  für  die  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  hänge  von  angemessenen  Agrarzöllen  das  Ver- 
bleiben bei  ihrem  Berufe  ab,  weitgehender  Preisdruck  nötige  sie, 
sich  einer  nichta^rarischen  HeschäftigunLr  zuzuwenden.  ') 

.\  (i  o  1  f  W  a  ti  e  r  nei;^t  der  .Ansieht  zu,  dals  durch  i^esteigerte 
Rental:)iHtät  des  Ackerbaues  eine  Kntlastun;.^^  des  .städtischen  Arbeits- 
marktes eintreten  werde,  l'.r  meint  offcnljar,  (kiü  die  Landwirt- 
schaft dann  nicht  gczwunj^au  sein  werde,  die  Agrarbevölkerung 
in  die  Industrie  abzustofsen. ')  l'olile,  der  auf  Grund  der  Ergeb- 
nisse der  Agrarstatistik  der  landwirtschaftlichen  Technik  ein  glän> 
zendes  Zeugnis  ausstellt,  erwartet  für  die  Zukunft  als  Wirkui^;  un- 
günstiger Getreidepreise,  dafs  viele  Landwirte  zur  Herabdrüdcung 
der  Produktionskosten  die  Ausgaben  für  Dünger  und  Bodenbestellung 

*)  „Koimoll  und  Volkswirtschaft."  Eine  Sü^eitschrift  vonMorit«  Naamanii, 
Leipzig  1901.  Duneker  und  Iltinblot,  S.  36—27. 
*)  a.  a.  (>.  S.  41,  97. 
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einschränken  würden.  Manche  Betriebe  würden  den  Getreidebau 
überhaupt  einstellen.  Mit  dem  Rückgang  der  inlandischen  Körner» 
Produktion  müsse  sich  aber  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  verringern.*) 

Nach  Dichl  bewirken  niedrige  Getreidepreise  häufif^e  Brot- 
losiL^^kcit  der  Landarbeiter,  da  bei  verminderten  Preisen  viele  Leute 
nicht  mehr  beschäftigt  werden  können.  \) 

Der  Gedanke,  der  dieser  Argumentation  zurTimde  Hegt,  läfst 
sich  also  dahin  zusaniT^u ul  r-cn :  Heute  nötifrl  die  UnrentabiUtät 
des  Kornerbaues  zur  I  mh -.clirankung  desselben,  zur  Lntlassung  von 
Arbeitern  und  zur  Abwanderung.  Getrcidczölle  von  entsprechender 
Höhe  würden  mit  g^e^teigerter  Rentabilität  einen  Ansporn  zum  ver- 
mehrten Getreidebau  inlden,  die  Landwirtschaft  wäre  dadurch  in 
die  Lage  versetzt,  einer  grölseren  Arbeiterzahl  Beschäftigung  zu 
bieten  und  damit  die  Landflucht  einzudämmen. 

Wenn  anders  die  Erfahrungen  der  Vergangenheit  mehr  Gewicht 
beanspruchen  dürfen,  als  Prophezeiungen  für  die  Zukunft,  dann  mufs 
die  obige  Argumentation  mit  der  Frage  stehen  und  fallen :  1  laben 
die  sinkenden  Preise  bisher  eine  Abnahme  der  Anljaufläche  oder 
des  auf  die  Flächeneinheit  entfallenden  Rohertrages  in  Deutschland 
herbeigeführt  oder  nicht?  Die  Antwort  lautet  nicht  nur  für  das 
XIX.  Jahrhundert  als  l ianzes,  sondern  aucii  für  die  letzten  zwei  De- 
zennien desselben,  der  Zeit  der  grölsten  Preisdepression,  verneinend, 
wie  w  ir  zum  Teü  schon  oben  gesehen  haben.  Prüfen  wir  die  That- 
Sachen  noch  näher. 

Nach  Dade^)  stellt  sich  die  Preisentwicklung  für  die  Tonne 
Getreide  in  Mark  wie  folgt: 

Preufsen  Bayern 


Periode 

Weben 

Roggen 

Weizen 

Rogsea 

1870—79 

222 

169 

179 

1880—89 

185 

»54 

210 

166 

1890 — 99 

169 

H7 

184 

156 

Wären  die  agrarischen  Behauptungen  richtig,  dann  mü&t«  mit 
Ende  der  70  er  Jahre  ein  Rückgang  der  Anbaufläche,  eine  Vermin- 
derung der  intensiven  Bodenbewirtschaftung  und  des  Rohertrages 
begonnen  und  sich  bis  heute'  fortdauernd  verschärft  haben.  .In 


1)  a.  a.  O.  S.  174. . 
*)  a.  a.  O.  S.  37. 

*)  Schriften  des  Verein»  fUr  SomlpoUük,  Bd.  91,  S.  19. 
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Wirklichkeit  ist  nichts  von  ali  dem  eingetreten.  Es  betrug  die  An- 
baufläche in  1000  Hektar  iur 


Wdioi 

Roggen 

187S 

a.«i7 

5.915 

1885 

2,294 

5.842 

1886—90 

2.306 

5-824 

1891—95 

2,308 

5.^22 

1896 — 99 

2,283 

5.941 

Conrad  zieht  aus  diesen  2^hlen  den  Schluls,  dafe  trotz  der 
unf^instig^cn  Preise  ein  Rückgang"  der  Anbaufläche  nicht  stattge- 
funden habe.  Der  Getreidebau  habe  ^einc  alte  Bedeutunff  voll- 
Ständig  bewahrt,  indem  auf  denselben  m  den  Jaliren 

1878  —  59,79  Pro«. 
1883  —  6o,<^ 
1893  —  60,94  „ 

der  bebauten  Fläche  entfielen.^)  Auch  der  Ernteertrag  hat  keine 
Verminderung,  viehnehr  eine  starke  Zunahme  »ifzuweisen,  iirobei 
freilich  die  Daten  der  Emtestatistik  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen 
sind.  Pohle,  der  von  der  sinkenden  Rentabilität  des  Körnerbaues 
einen  Rückgang  der  intensiven  Kultur  befürchtet,  ist  doch  genötigt 
hervorzuheben,  wie  grofs  die  Ertragssteigerung  nicht  allein  im  letzten 
Jahrhundert,  sondcm  in  der  Zeit  der  Preisdepression  p^ewesen  ist. 
Private,  wie  öffentliche  Nach  Weisungen  bestätigen  dies. -1  Man  inufs 
deshalb  zustimmen,  wenn  Conrad  erklärt,  das  wichtigste  Kro;ebni?; 
der  Statistik  sei  die  Thatsache,  dafs  die  Landwirte  trotis  der  nie- 
drigen Preise  es  nicht  für  angezeigt  gehalten  haben,  den  Getreidebau 
einzuschränken.  Das  gilt  für  die  Anbaufläche,  wie  für  das  Mals  der 
intensiven  Wirtsciiaft. 

Dieses  Ergebnis  wird  jedem  verständlich  sein,  der  die  Dinge 
nicht  durch  die  agrarische  Brille  betrachtet.  Bei  «nkender  Rentabilität 
des  Kömerbaues  steht  dem  Landwirte  theoretisch  nicht  blofs  der 
Weg  ofTeo,  durch  verminderte  Intensität  oder  gar  durch  völliges 
Au%eben  des  Getreidebaues  auf  ungünstigem  Boden,  die  Produk- 
tionskosten herabzudrQdcen.  Statt  der  Rückkehr  zur  extensiven 
Wirtschaft  ist  unter  gegd>enen  Voraussetzungen  ein  Fortschreiten 


*)  Schriften  des  VeKini  Ar  Soiialpolitflt.   Bd.  90,  S.  I48. 

Mim  vergldcfae  die  Nachweuungen  fttr  einzelne  GOter  bei  Conrad  a.  a.  O. 
&  \S*  vad  Poiile  n.«.  O.  S.  26. 
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in  der  Richtung  erhöhter  Intensität,  d.  h.  Mehrver Wendung  von 
Dünger,  Ersatz  der  Hand-  durch  Maschinenarbeit,  Beseitigung  un> 
ökonomischer  Methoden  und  dergleichen  mögUch.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  dafs  in  allen  diesen  Richtungen  auch  heute  noch 
und  fiir  lanc^e  Zeil  viel  zu  thun  übrig  bleibt.  Es  ist  aber  ebenso 
sicher,  dafs  dasjenif^c,  was  bisher  geleistet  wurde,  nicht  gering  ge- 
schätzt werden  darf.  Vor  allem  ist  da  anzuführen,  dafe  gerade  in 
den  Jahren  der  Preisrückgange  die  Ackerweide  und  Brache  absolut, 
wie  relativ  an  Bedeutung  verloren  haben.  Es  entfielen  auf  dieselbe 
Hektar  in  den  Jaliren 

1883  —  3336830=  12,7  Pro«,  der  Fläche  des  Acker-  uad  Gartcnlaode« 
1893  —  2760350=10,5    „  „      „      „  „ 

1900  —  2285740=  8,7  „ 

Auch  die  grofse  Steigerung  der  Maschinenbenützung  spricht  nicht 
für  eine  Rückkehr  zur  extensiven  Bodenbewirtschaftung.  Einra 
Teil  der  Daten  fiir  die  Jahre  T882  und  1895  haben  wir  schon  an- 
geführt. Die  iMitwicklung  ist  seit  dem  Jahre  1895  nicht  stille  ge- 
standen. Brase  versichert  z.  B. ,  dafs  in  Insterburg  der  grofse 
Umschwung  im  Maschinenhandcl  erst  im  Jahre  1896  eintrat,  indem 
die  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen  Maschinen  rapid  stieg.*) 
Die  verbesserten  Arbeitsmethoden  wirken  nicht  blofs  arbeitsparend, 
sondern  auch  ertragssteigernd.  Durch  die  Benut/:ung  der  Drill- 
maschine ist  eine  erhebliche  Ersparung  an  Saatgut  —  nach  Bensing 
um  20  Pros.  —  2u  erzielen.  Während  beim  Flegeldrosch  30  Froz. 
der  Körner  im  Stroh  bleiben,  verringert  sich  der  Verlust  beim 
Gdpeldrusch  auf  10  Froz.|  beim  Dampfdrusch  auf  5  Proz.  *) 

In  Wirklichkeit  bat  also  trotz  der  gesunkenen  Preise  die  Anbau- 
fläche nicht  ab%  der  Ernteertrag  sicher  zugenommen.  Daneben  ist 
die  Agrarquote  im  unaufhaltsamen  Sinken  begrifien.  Kann  dies  mit 
der  verringerten  Rentatnlität  des  Getreidebaues  in  der  Weise  zu- 
sammenhängen, wie  es  die  Agrarier  behaupten  ?  Da  der  Getreidebau 
sich  nicht  vermindert  hat,  ist  die  agrarische  Annahme  haltlos.') 


')  Brase,  „Der  Arbeitermangd  in  der  dcutacbcn  Landwirtschaft."  S.  5s. 

')  BcDsing  a.  ;i.  (>.  S.  93. 

')  Pohle  giebl  zu,  clals  bisher  solch«- Wirkungen  noch  nicht  eingetreten  sind. 
INe  Landwirte  «den  im  allgemeinen  in  der  Lage,  einige  Jahre  hindurch  auch  bei 
nngenOgeadcn  Preiaen  sn  ciistieren,  eeimdeio,  wie  de  mebreie  Mifieraten  nach« 
einander  aiubalten  mttfirte».  Bleibt  aber  der  Atugldcb  für  die  ongOnstigc  Feriodc 
ma$f  mnfs  der  Zuaanmenbrocb  unfehlbar  erfelg^a.   Der  Ausgldch  sei  dngettetent 
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In  einem  anderen  Sinne  lallst  sich  aber  von  einem  solchen  Zu* 
sammenhang  ganz  wohl  sprechen.  Der  Zwang  an  den  Poduktioiis- 
Tcosten  zu  sparen  hat  wesentlichen  Anteil  an  dem  Fortschreiten 
arbeitssparender  Methoden.  Auf  diesem  Wege  ist  man  zu  dem  Ergeb- 
nisse gelangt,  dafs  heute  die  gleiche  Personenzahl  in  der  Landwirt- 
schaft eine  gröfserc  Gütertticngc  crzcutft  als  früher.  Nur  so  war 
es  ohne  BecinträchtiiTiin>T  des  Ackerbaues  mö;^licli,  dafs  das  platte 
Land  einen  grolsen  Teil  seiner  Geburtenüberschüsse  der  Industrie 
überliefs. 

F"ür  die  Gegenwart,  wie  für  die  V'ergangenlieit  erweist  sich 
somit  das  ^^erade  Gegenteil  von  dem  als  richtig,  was  die  Agrar- 
theoretikcr  behaupten.  Darf  nun  angenommen  werden,  dafs  wenig- 
stens für  die  Zukunft  steigende  Kömerpreise  auch  .steigende  Be- 
schäftigung  beim  Ackerbau  bewirken  werden?  Dies  kann  nur  sehr 
bedingt  zugegeben  werden.  Soll  die  fortschreitende  Verwendung 
arbeitsparender  Maschinen  eine  Unterbrechui^  oder  Rückentwiddung 
erfahren,  so  ist  die  Vorbedingung  hierfür,  dafs  die  landwirtschalt' 
liehen  Löhne  eine  stark  sinkende  Tendenz  annehmen.  Das  ist  nur 
bei  erheblichem  Rückgang  der  Industrie  zu  gewärtigen.  In  der 
That  können  ja  hohe  Agrarzölle  die  Nahrungsstaaten  zu  Repressalien 
gegen  den  deutschen  Fabrikatenexport  veranlassen.  Ist  die  Industrie 
dann  aulser  stände,  die  vom  I^nde  abströmenden  Massen  aufzu- 
nehmen, so  werden  dieselben,  insoweit  sie  nicht  vom  Auslande  ab- 
sorbiert werden  können,  die  agrarische  Reservearmee  vermehren. 
Auf  diesem  Wege  kann  allerdings  ein  Drtirk  auf  den  Arbeitsmarkt 
entstehen,  der  die  sinkende  Tendenz  der  l.(")hne  auslöst. 

Ivrhohte  .Agrar/.ölle  können  aber  die  Entwicklung  auch  in  eine 
ändert-  Richtung  dränc^en.  Mit  gesteigerter  Rentabilität  der  I.and- 
wirtsrhaft  kann  eine  Beschleunigung  des  techni.schen  l*"orlschritts 
Hand  in  Hand  gehen.')  Gesteigerte  }5odenerträge,  bei  stärkerer 
Maschinenbenützung  wurden  ein  weiteres  Abströmen  der  ländlichen 

«incneite  weit  einige  i;1lnsüge  J«bre  waren  und  ferner,  weil  die  Londwirtschafl  sich 

mit  der  Hofinung  trajjcn  konnte,  dafs  nach  Ahlauf  .5cr  Handelsverträge  eine  Besse- 
nmg  in  «ler  Ilandelspulitik  eintrrt^n  würde.  Unterbleibe  die  Zollcrliöhung,  dann 
werdp  i\rr  { J«  irridpha«  abhrö«  ki  In  S  i8i  — 183).  J>as  Gcxwuagenc  dieser  Afgu- 
incntaiinn  lcurlit<  t  .lul  den  ersten  Hlick  ein. 

')  Bensing  gitbt,  wenn  auch  mit  Einscbriokungcn  zu,  dafs  der  Kapitals- 
niangel  neben  fehlendem  Verständnis  vielfach  Ursache  der  unterbleibenden  EinRllining 
nrbeitspnrender  Maschinen  ist.  THU  hier  Besserung  ein,  dann  wird  die  Maschine»- 
arbcit  in  gan<  anderen  Dimensionen  wachsen  als  bisher 
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Arbeiter  in  die  SUdt  zur  Folge  haben.  Gerade  durch  i^arschutz 
kann  also  die  Landflucht  einen  kräftigen  Anstois  erfahren  und  di^ 
Lebenshaltung  der  Industriearbdter  gefährden.  Was  bedeutet  es 
demgegenüber,  wenn  die  steigende  Einführung  der  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  in  Hütten,  Bergwerken  und  Fabriken  erhöhte  Be- 
schäftigung schafft?  Nur  ein  Bruchteil  der  in  der  I^dwirtschaft 
öberschüssigen  Massen  kann  dadurch  absorbiert  werden,  der  Lohn- 
druck würde  eine  erhebliche  Verminderung  nicht  er&hren. 

vm. 

War  bisher  im  Kampfe  um  die  AgrarzöUe  der  unverhüllte 
Egoismus,  die  zugreifende  Rücksichtslosigkeit  der  Gnindt>esitzer- 
klasse  herrschende  Methode,  so  ist  die  neueste  Agrarpolitik  be- 
müht, die  einseitigen  Interessen  der  Grundrentner  aus  der  Front  zu 
entfernen  und  an  deren  Stelle  die  der  ganzen  Nation  durch  die 
sinkende  Rentabilität  des  Körnerbaues  angeblich  drohenden  Ge- 
fahren  zu  setzen.  Der  Kampfruf  soll  nicht  mehr  lauten:  hie  teueres, 
hie  billiges  Brot,  sondern:  Hie  Deutschlands  Unabhängigkeit,  hie 
Deutschland  ein  Vasallenstaat!  Der  drohende  Ruin  der  Landwirt- 
schaft, der  nahende  Zusammenbruch  der  Exportindustrie,  die  Herab- 
drückung  der  deutschen  Arbeiter  auf  das  Lebensniveau  asiatischer 
Kulis  soU  im  Vordergrund  der  öffentlichen  Diskussion  stehen.  Daneben 
muts  die  Rückwirkung  des  Agrarschutzes-auf  die  Lebenshaltung  der 
Massen  an  Bedeutung  verschwinden.  So  verblasst  der  antisoziale 
Charakter  der  AgrarzÖUe,  ja  sie  eignen  sich  einen  gewissen  sozial- 
politischen Aufputz  an.  Diese  Art  von  »Sozialpolitik"  redet  freilich 
mit  Vorliebe  von  den  Gefahren  einer  fernen  Zukunft,  sie  bekundet 
dagegen  för  die  Not  des  Augenblickes  geringes  Verständnis.  Ueber 
den  Möglichkeiten  oder  Wahrscheinlichkeiten  der  Zukunft  darf  man 
aber  an  der  aktuellen  Bedeutung  der  AgrarzöUe  lur  die  Massen 
nicht  geringschätzt  oder  gleichgültig  vorübergehen,  vidmehr  müssen 
die  Gefahren  des  Agrarsdiutzes  gegenüber  den  Versuchen,  sie  als 
minder  wichtig  zurückzudrängen,  immer  wieder  in  den  Vordergrund 
gerückt  werden.  Welches  wird  die  Rückwirkung  höherer  Getreide- 
Zölle  auf  den  Brotpreis  sein,  welchen  Einfluls  wird  der  Agrarscbutz 
auf  den  Arbeitslohn  ausüben?  Das  sind  Probleme,  die  immer  wieder 
Erörterung  und  Prüfung  heischen. 

In  der  Frage  der  Einwirkung  auf  den  Brotpreis  ist  die  Haltung 
der  Agrarier  eine  schwankende.  Bis  vor  kurzem  leugnete  man  noch 
vielfach,  dafs  der  Getreidezoll  das  Brot  verteuere.  Es  galt  gleichsam 
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als  Axiom:  den  Zoll  trägt  das  Auslaad.  Diese  Behauptung  wurde 
unhaltbar,  weil  die  Kornzölle  dann  zwecklos  und  ab  fiskalische 

Mafsregel  zur  Besteuerung^  der  Nahrungsstaaten  erscheinen  miifstcn- 
Man  bequemte  sich  allmählich  die  preissteigernde  Tendenz  der  ZöUe 
zuzugeben.  Da  de  wie  andere  erklären,  der  Zoll  sei  fiir  die  letzten 
Jahre  voll  zur  Wirkung  gekommen.*)  In  einem  Atem  wird  aber 
versichert,  es  handle  sich  überhaupt  nicht  um  eine  Erhöhung  des 
Gctrciflepreises,  sondern  lediglich  um  eine  Verhinderung  weiteten 
Preisdruckes.  Die  agrarischen  Kreise  strebten  nicht  nach  abnormalen 
Hochpreisen,  sondern  nach  normalen  Mittelpreisen.  Das  eigentliche 
Ziel  sei  der  „KrhaltungszoU".  Nur  die  Aufrechterhaltung  der  bis- 
hehgen  durchschnitt! ichen  Rentabilität  des  Ackerbaues,  nicht  aber 
die  künstliche  Erhöhung  derselben,  sei  Zweck  der  2^U&  „Nicht 
um  eine  wirkliche  Verteuerung  des  Brotes,  sondern  nur  (iarum,  den 
sonst  eintretenden  starken  Preisfall  aufzuhalten",  handle  es  sich. 
Demgemäfs  werde  den  städtischen  Konsumenten  kein  eigentliches 
Opfer  auferlegt,  es  entgehe  ihnen  nur  ein  Gewinn,  der  ihnen  sonst 
zugelallen  wäre.') 

Die  agrarische  Theorie  verficht  aber  doch  die  Ansicht,  dal's  der 
heute  unrentable  Getreidebau  rentabler  gemacht  werden  müsse,  d.  h. 
also  w^ohl :  eine  Steigerung  der  jetzt  erzielten  Körnerpreise  ist  not- 
wendig. In  der  That  ist  der  Ausgangspunkt  der  vielfach  gebilligten 
Dade'schen  Berechnung  angemessener  Körnerzölle,  nicht  etwa  der 
jetzt  erzielbaren  Getreidepreise  oder  der  Durchschnittspreis  der 
Depressionq)eriode.  Als  gerechtester  Ausgangspunkt  gilt  ihm  viel- 
mehr der  Unterschied  zwischen  den  höchsten  inländischen  Produk- 
tionskosten, soweit  zu  denselben  noch  grofse  Getreidemengen  er- 
zeugt werden,  und  dem  Preise,  zu  dem  das  billigest  produzierende 
Konkurrenzland  das  Getreide  an  die  deutsche  Zollgrenze  bisher 
liefert  oder  voraussichtlich  wird  liefern  können.  Ks  ergiebt  sich 
auf  dieser  Basis  für  das  ungünstii^ste  Jahr  ein  W'eizenzoll  von  Q5  Mark, 
ein  Roggenzoll  von  85  Mark  per  Tonne.  Zur  Vermeidung  einer 
gleitenden  Skala  sei  es  aber  gerechter,  den  40  jährigen  Durchschnitts- 
preis der  Jahre  18^x^—1899  als  Cirundlage  anzunehmen,  in  welchem 
die  Hochkonjunktur  der  60  er  und  70er  Jahre,  wie  der  Niedergang 
der  80  er  und  90  er  Jahre  gleicbmäisig  zum  Ausdruck  kommen. 


•)  a.  a.  O.  S.  48. 

»)  Wagner  a.  a.  O.  S.  96.  —  .Moritz  Nattmann  a.  o.  O.  S.  55.  —  Pohle 
a.a.      S.  2,  3,  175,  196. 
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Blors  weil  der  so  gefundene  enorme  Zoll  bei  Hochkonjunkturen  sich 
nicht  aufrecht  erhalten  lielse,  empfehle  sich  ein  Zollsatz  mittlerer 
Linie  von  65  Mark  för  Weizen  und  von  54  Mark  fiir  Roggen.') 
Mit  der  agrarischen  Bescheidenheit  ist  es  alsoi  auch  wenn  man  die 
Forderungen  des  Bundes  der  Landwirte  unbeachtet  läfst,  trotz  alles 
Rühmens,  nicht  weit  her  und  die  Behauptung,  es  handle  sich  um 
keine  Steigerung  des  Brotpreises  nicht  aufrecht  am  erhalten. 

In  der  That  plaidieren  die  Agrartheoretiker  bei  Verteidigung 
der  Komz511e  auf  mildernde  Umstände.  Pohle  findet,  dals  den 
Arbeitern  sdilimmsten^ls,  da  die  Brotpreise  1850-^1880  höher 
waren,  als  heute  unter  dem  System  des  Zollschutzes,  nur  zugemutet 
wird,  auf  einen  erzielten  Gewinn  zu  verzichten.  Mit  einem  solchen 
formaljuristischen  Argument  wird  man  der  Sache  nicht  gerecht. 
Man  erweckt  den  Anschein,  als  handle  es  sich  —  in  der  Wirtschafts- 
ordnung, die  auf  freier  Konkurrenz  und  Vertragsfreiheit  beruht  1  — 
um  einen  unrechtmäfsigen  Gewinn,  der  den  Geschadigten  wieder* 
gegeben  werden  soll.  Es  wird  dabei  übersehen,  dals  der  „Gewinn" 
in  Wirklichkeit  nur  darin  besteht,  dafs  durch  die  Preisdepression 
die  Nahrungszufuhr  der  arbeitenden  Klassen  vielfach  ebenso  eine 
Erhöhung  er^ren  hat,  wie  der  Konsum  anderer  Güter.  Der  Ver- 
zicht auf  diesen  „Gewinn"  durch  Rückkehr  zu  höheren  Brotpreisen 
wäre  gleichbedeutend  mit  Konsumabnahme,  mit  unzulänglicher  Er- 
nährung und  ihren  Folgen.  Man  sanktioniert  damit  den  Grundsatz, 
der  Arbeiter  habe  wohl  keinen  Anspruch  auf  niedrige  Brotpreise, 
der  Grundbesitzer  dagegen  habe  ein  Recht  auf  hohe  Getreidq>reise. 
Das  verbriefte  Recht  auf  eine  hohe  Grundrente  stellt  sich  so  dem 
Anspruch  auf  Sättigung  feindlich  gegenüber. 

Origineller  ist,  was  Ball  od  zur  Rechtfertigung  hoher  Agrar- 
zöUe  vorbringt.  Kr  berechnet,  dafs  die  nichtagrarische  Bevölkerung 
bei  einem  Konsum  im  Werte  von  ca.  4  Milliarden  Mark  an  die 
Landwirtschaft  durch  Getreide-,  Fleisch-  und  Holzzölle  eine  Ueber- 
bezahlung  von  41 1  Millionen  Mark  leiste,  was  auf  den  Kopf  eines 
in  der  Landwirtschaft  Erwerbsthatigen  54  Mark  ergebe.  Dagegen 
betrage  der  Gewinn  eines  bei  der  Metallverarbeitung  und  der  Textil- 
und  Schuhwarenindustrie  Erwerbsthatigen  aus  den  Schutzzollen  im 
Durchschnitte  154  Mark,  insgesamt  341  Millionen  Mark.')  So  wird 

D  a  d  e ,  a.  ft.  O.  S.  35  ff, 

Hallod,  ,,Dif  Bedeutung  der  LandwirlschuU  uttd  der  Industrir  in  Dcutscli- 
land."  Schmollcr's  Jahrbuch  für  Gesetzgebuag,  Verwaltoni;  und  Völkswirtschaft 
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im  Handumdrehen  der  Beweis  rrhracht,  dafs  die  Industriearbeiter 
der  genannten  Berufe  dreimal  su\  lel  an  Ucberbezahlung  erhalten, 
als  sie  auf  dem  Wege  der  AgrarzöUe  leisten .  so  dafs  sie  auch 
bei  wesentlich  erhöhten  BrotzöUen  noch  immer  die  Gewinnenden 
wären. 

I-ällt  denn  aber  der  Zollgewinn  den  Arbeitern  in  Stadt  und 
Land  zu?  Wäre  die  Wirkun<^  der  Zölle  eine  lohnsteigernde,  dann 
mülstc  in  Deutschland  bei  den  geschützten  Gewerben  der  Lohn  ein 
höherer  sein,  als  l>ei  den  nichtgeschützten,  in  den  kontinentalen 
Ländern  höher,  als  im  freihändlerischen  England.  Daü»  dies  nicht 
der  Fall  ist,  darüber  herrscht  wohl  kein  Streit.  Aber  auch  die 
Thatsache  darf  nicht  unbeachtet  bleiben,  dafs  die  TextiL,  Metall- 
und  Schuiierzeuj^nissc  nur  zum  gerinj^^eren  Teile  von  der  Agrar-, 
zum  gröfseren  von  der  Nichtaj^aarlievölkeruni^  konsumiert  werden. 
Bei  Berechnung  des  Tribute  an  die  Landwirtschaft  scheidet  Bai l od 
vorsichtig  den  Eigenbedarf  der  I^andvvirte  aus.  Diese  Vorsicht  ver- 
läi.st  ihn,  wie  es  sich  um  den  Zollgewinn  der  Industriellen  hamlelt. 

Endlich  niuls  man,  statt  des  Zoll<^^ewinnci>,  der  nur  einer  Miniior- 
zahl  der  agrarisch  und  industriell  Lrwerbsthätigen  zufallt,  korrokier- 
weise  die  Belastung  der  Massen  durch  die  Agrar-  und  Industnt- 
zölle berechnen.  Legt  man  diesen  Berechnungen  die  Bai  1  od  sehen 
Ziffern  zu  Grunde,  so  findet  man  für  den  Ko|)f  der  nichtagrarischen 
Bevölkerung  eine  Besteuerung  durch  Argrarzölle  mit  12,34  ^^^i^^f 
für  die  AgrarbevölkerunL,^  eine  Belastung  durch  die  erwähnten  In- 
dustriezölle mit  6,59  M.ii  k.  Abc!  auch  damit  wird  man  der  Wirk- 
lichkeit noch  durchaus  nicht  völlig  gerecht.  Dem  Arbeiter  ver- 
teuern ja  die  industriellen  und  agrarischen  Zölle  den  Konsum  zu 
Gunsten  der  Unternehmer.  Bei  Unterscheidung  von  Gewinnenden 
und  Verlierenden  muis  man  Unternehmer  und  Arbeiter,  nicht  aber 
agrarische  und  nichtagrarische  Bevölkerung  auseiiKuuicLh.iUen. 

Nach  der  Auffassung  von  Pohle  ist  der  Zweck  der  Agrarzolle 
ein  ganz  anderer,  als  bisher  angenommen  wurde.  Sie  sollen  die 
Nahrungsstaaten  nötigen,  vom  Raubbau  zu  intensiver  Wirtschaft 
überzugehen.  Das  Mittel  des  Agrarschutzes  kann  hier  jedenfalfe 
Anspruch  auf  grofse  Originalität  erheben.  Im  Grunde  müfste  wohl, 
wenn  CS  sich  um  die  Unabhängigkeit  Deutschlands  von  den  Nah- 
rungsstaaten handelt,  die  Entwicklung  des  fremden  Ackerbaues 


S.  903 ff.  Auch  l'ohlc  ist  der  Ansicht,  dals  die  Landwirtschalt  in  der  Haupl&icbe 
die  iadiMtoiellen  Schotszölle  trage. 
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gleichgültig  sein.  Aber  angenomtncn,  dafs  tki  U  cluuarkt{)rfi.s  auch 
bei  den  höchsten  Konuöllcn  einen  gewissen  Einlluis  auf  den 
deutschen  Markt  behält,  wie  sollen  Amerika,  RuCsland,  Argentinien 
durch  deutsche  2^11erhöhungen  zur  Inteostfikation  ihres  1andwirt< 
schaftlicheQ  Betriebes  gebracht  werden?  Durch  Sperrung  der 
deutschen  Grenze  mufs»  insoweit  die  Bevölkerungszunahme  der 
Nahrungsstaaten  keinen  gleichwertigen  Ersatz  bietet,  ein  Teil  des 
Getreides  überschüssig  werden,  der  Anbau  zunickgehen  und  der 
Ansporn  zum  Au%eben  des  Raubbaues  verschwinden.  Zu  inten- 
siver Kultur  greift  man  doch  bei  stdgendem,  nicht  bei  ankendem 
Bedarf.  Der  erhöhte  Zoll  wäre  also  ein  geeignetes  Mittel,  die  be- 
ginnende Intensifikation  aufzuhalten,  nicht  sie  zu  fordern. 

Muls  die  preissteigernde  Wirkung  der  BrotzöUe  auch  von  Agrar- 
riem,  wenngleich  mit  allerlei  Einschränkungen  zugegeben  werden,, 
so  konzentrieren  sich  die  Bemühungen  umsomchr  darauf,  das  den 
Arbeitern  zugemutete  Opfer  als  ein  ziffernmäfsi^  l^eringcs  hinzu- 
stellen. Ks  muls  5chon  befremden,  wenn  Angehörige  der  be- 
sitzenden Kl.is'^pn  den  Proletariern  Rücksichtnahme  auf  die  Inter- 
essen der  grundbesitzenden  Schichten  prcdi<^en.  Auch  ruhi^^  und 
leidenschaftslos  denkende  Volkswirte  lassen  dabei  unbeachtet,  worin 
die  geforderten  Opfer  in  Wnkhchkeit  bestehen.  Hunderttausende 
werden  durch  gesteigerte  Kornzölle  kein  blülses  Geldopfer  zu 
bringen  haben,  vielmehr  handelt  es  sich  bei  der  Verteuerung  der 
Lebensmittel  um  eine  Einschränkung  der  Lebenshaltung,  also  um 
Opfer  an  Gesundheit  und  Lebenslireude.  Man  versucht  seit  einiger 
Zeit  in  Deutsdiland  den  Kampf  g^en  die  Tuberkulose  als  Volks* 
krankheit  zu  organisieren.  Die  >^rarzölle  müssen  alle  bisher  auf> 
gewendeten  Bemühungen  zunichte  machen.  Für  die  medizinische 
Wissenschaft  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs  die  unzureichende 
Ernährung  der  Arbeiter  die  Tuberkulose  zum  ungeheuren  Umfeng 
hat  anwachsen  lassen,  den  man  heute  in  Deutschland,  wie  ander* 
wärts,  mit  Schrecken  wahrnimmt  Zwingt  man  durch  Steic^erung 
des  Brotfureises  den  Massen  in  gröfserem  Umfange  Kartoffelnahrung 
auf  als  sie  schon  heute  üblich  ist,  dann  fördert  man  das  weitere 
Umsichgreifen  der  Tuberkulose.  Diese  Art  von  Opferwillis^keit 
darf  man  aber  bei  niemandem  erwarten,  von  niemandem  fordern. 
Sicher  würde  von  den  besitzenden  Klassen,  wenn  von  ihnen  eine 
Herabsetzung  ihrer  Lebenshaltung  in  bescheidenem  Mafse  verlautet 
würde,  eine  solche  Zumutung  mit  Entrüstung  zurückgewiesen  werden. 
Die  Kampfe  gegen  die  Einführung  der  Fersonaleinkommensteuer 
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sind  hicrtui  III  lieii  uifi>icii  Kuliui  ländcrn  der  schlagendste  Beweis- 
Ein  Steuersatz  von  5  Proz.  od6r  gar  darunter  gilt  überall  ab  Ver- 
mögenskonfiskation. 

Was  die  ziffemmäTsige  Hohe  der  Brotverteuening  betrifi^  so 
ist  nur  bekannt,  dals  das  Erträgnis  der  beschlossenen  neuen  Agrar- 
zdUe  von  der  Regienii^  mit  17s  Millionen  Mark  geschätzt  wird. 
Nimmt  man  den  Einfuhrwert  der  landwirtschaftlichen  Produkte  mit 
einem  Viertel  des  Inlandskonsum  an,  so  wäre  die  neue  Belastung 
mit  etwa  700  Millionen  Mark  zu  bezifTem.  Daraus  ergäbe  sich  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  ein  neuer  Tribut  von  12,5  Mark,  für 
eine  fünfköpfige  Familie  eine  Mehrbelastung  von  62,5  Mark,  wobei 
auf  die  Verschiedenheit  der  Belastung  in  Stadt  und  Land  keine 
Rücksicht  genommen  ist.  Berechnet  man  den  Jahres  verdienst  eines 
gewerblichen  Arbeiters  nach  der  Statistik  der  Berufsgenossensch.iftcn 
mit  durchschnittlich  752  Mark,  so  fordert  die  Zollsteif^erun^  dort, 
wo  der  Durchschnittslohn  identisch  ist  mit  dem  Familicneiiikommen, 
8,3  Proz.  des  Lohnes.  Weit  drastischer  ist  das  Verhältnis,  wenn 
man  die  ortsüblichen  Taglöhne  als  Grundlage  der  Berechnun^i^  ^vählt. 
Diese  j^^chcn  l)is  auf  i  Mark,  ausnahmsweise  selbst  bis  auf  80  I'tcnnige 
herunter.  Wie  darf  man  hier  Opfcrwilligkeit  fordern,  wie  auch  nur 
die  Möglichkeit  von  Opfern  erwarten? 

Schäffle*)  berechnet  bei  den  Regicrungsvorschlägen  die  Ver- 
teuerung der  vier  Getreidearten  mit  450  Millionen  Mark,  einschlieis- 
lieh  des  bisherigen  Vertragszolles  mit  11 50  Millionen  Mark.  Dazu 
rechnet  er  filr  weitere  Agiarzölle  200  Millionen  Mark.  Insgesamt 
ergiebt  sich  eine  Neubelastung  von  650,  eine  Vollbelastung  von 
1350  Millionen  Mark.  Damach  würde  die  Belastung  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  einschlielslich  der  alten  AgrarzöUe  24  Mark,  liir 
eine  fünfköpfige  Familie  120  Mark  betragen  oder  nahe  an  16  Proz. 
des  durchschnittlichen  Jahresverdienstes. 

Legt  man  einen  Taglohn  von  Mark  2,50,  der  in  Deutschland 
gewifs  keine  Seltenheit  ist,  der  Berechnung  zu  Grunde,  so  würde  der 
Tribut  an  die  grundbesitzende  Klasse  künftig  von  einem  Familien- 
vater 48  Arbeitstage  erfordern,  von  einem  alleinstehenden  Arbeiter 
9^6  Arbeitsta^ife. 

Selbst  l'ohle  gelangt  dazu,  die  Steigerung  der  Belastung  bei 
einer  Fanilie  auf  36,40  und  45,70  Mark,  je  nach  der  Höhe  des  Brot* 


*)  Kin  Vdtum  gegcu  den  neuesten  ZoUurilcnlwiiri.    Tübiagco,  Ii.  Laupp. 
»901,  S.  34. 
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konsums  zu  berechnen.  Kr  triebt  zu,  dals  dies  für  Einkommen  von 
800—1800  Mark  eine  erhcbliciic  Rolle  spielt.  Wir  schwer  failt 
diese  Belastung  erst  bei  Einkommen  von  unter  800  Mark  —  uod 
•diese  sind  wahrhaftig  nicht  gar  selten  —  ins  Grewicht. 

IX. 

Die  entscheidende  Fra^^c  ist  vom  Standpunkte  der  Sozialpolitik : 
wie  beeinflussen  die  Agrarzölle  den  Reallohn?  Die  prcisstagerndc 
Wirkuni;  des  .Agrarschutzes  wäre  milder  zu  bcurteilco,  würde  sie 
nicht  f^erade  den  Arbeitslohn  am  schwersten  treffen. 

Die  Erörterunejen  über  den  Zusammenhang  zwisrhcn  Kornzoll 
und  I,ohn  haben  bisiier  alles  an  Klarheit  zu  wünschen  übrig  ge- 
lassen. Der  Arbeiter  als  Konsument  stand  im  Mittelpunkt  der 
Diskussion,  der  Arbeiter  als  Produzent  wurde  mit  mehr  oder  weniger 
allgemeinen  Redewendungen  abgethan.  Das  unbestreitbare  Verdienst 
Dietzels  ist  es,  eine  ernsthafte  Auseinandersetzung  über  diese 
i-'ragc  herbeigeführt  zu  haben,  indem  er  der  Parallcltheorie  die 
Kontrartheorie  gegenüberstellte.  Die  von  ihm  angewendete  Methode 
der  Isolierung  bringt  es  freilich  mit  sich,  dafs  nur  die  durc  !i  ilic 
Zölle  ausgelöste  Tendenz  der  Lohnbewegung  sich  nachweisen 
läfst.  Die  dieser  Tendenz  entgegenwirkenden  Kräfte  bleiben  un- 
berücksichtigt. -So  berechtigt  die  isolierte  Betrachtung  ökonomischer 
Phänomene  ist,  so  bedarf  sie  doch  einer  Ergänzung.  Diese  besteht 
in  der  Prüfung,  ob  und  in  welchem  Mafsc  die  ausgeschalteten  wirt- 
schaftlichen und  soidialcn  Kräfte  die  hcri seilende  Tendenz  verstärken, 
abschwächen  oder  gar  in  ihr  Gegenteil  umkeiuen.  \'on  dicacm 
tiesichtspunkte  bedarf  sowohl  die  Parallel-  als  auch  die  Konträr- 
theoric  der  ergänzenden  Prüfung. 

Nach  der  ersteren  soll  der  Lohn  mit  failenclem  Kornpreise 
fallen,  mit  steigendem  Kornpreise,  steigen.  Dies  erkläre  sich  nun 
so,  dafs  beim  Sinken  des  Getreidepreises  unter  eine  gewi.ss*^  (ncnze, 
der  Ackerbau  unrentabel  werde,  weniger  ergiebige  Böden  unl  cbaut 
bleiben,  bei  anderen  tlie  extensive  Wirtschaft  wieder  phii/:  Kieife, 
wodurch  mit  abnehmender  Nachtrage  nach  Arbeitskräften  eine  Lohn- 
senkung eintrete. 

Was  zeigt  die  Wirklichkeit?  In  der  Zeit  der  schlimmsten  Preis- 
depression ist  weder  die  .Aufbaufläche  noch  die  Intensität  der 
Wirtschaft  zurückgegangen,  die  Agrarquote  ist  bei  steigenden  Löhnen 
geCEÜlen,  das  Gegenteil  also  von  allem,  was  die  Parallcltheorie  be- 
hauptet.   Es  ist  nun  allerdings  denkbar,  da(s  jene  Umstände,  die 

Archiv  lUr  wi.  GcMUxebung  u.  StMütik.  XVIU.  18 
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bisher  die  behaupteten  VVirkun»;;cn  niedriger  Kornprcisc  kompensiert 
haben,  einmal  ausgeschaltet  sein  werden,  indem  der  technisch  hoch- 
stehende rationelle  Betrieb  bei  dem  iiir  den  Markt  produzierendeir 
Adcerbau  die  Regel  bUden  wiid.^)  Steigt  dann  mit  den  eilidhten 
Produktionsicosten  der  Ertrag  nicht  in  gleichem  Verhältnisse,  dann 
kann  als  Folge  eintreten,  daCs  die  unrentabelsten  Böden  unbebaut 
bleiben  und  der  Arbeiterbedarf  sinkt  Dieselbe  Wirkung  kann 
allerdings  auch  durch  steigende  Kompreiae  herbeigeführt  werden» 
wenn  die  stehende  Rentabilität  die  £iniiührung  landwirtschaftlicher 
Maschinen  beschleunigt  Unter  den  retardierenden  Momenten  spielen- 
bei  Ersetzung  der  Hand-  durch  Maschinenarbeit  neben  Unkenntnis- 
und  mangelnder  Erfahrung  auch  die  Anschaffungskosten  eine  ge- 
wisse Rolle.  Fällt  dieses  Hindernis  dadurch  weg,  dafs  dem  land- 
wirtschaftlichen Gewerbe  Kapital  in  steigendem  Mafse  zuströmt, 
dann  ist  eine  Verminderung  der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
wahrscheinlich. 

Aber  selbst  angenommen,  sinkende  Getreidepreise  bedeuteten 
wirklich  eine  sinkende  Nachfrage  nach  Landarbeitern,  so  mufs  aurli 
dann  eine  Senkung  der  A^aarlöhne  niclit  die  FoI*;e  sein.  h,me 
isolierte  Entwicklung  der  Löhne  in  der  Landwirtschaft  ist  heute 
weniji^et  denn  je  denkbar.  Uebt  ja  der  städtisclie  Arbeitsmarkt  auf 
den  agrarischen  cntscheidcntlen  Einfluls.  Besitzt  der  Industriearbeiter 
selbst  in  dem  eingeschränkten  Koalitionsrechte  eine  Waffe,  die  ihm 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  orj^anisicrten  Widerstand  gegen 
lohndrückende  Tenden/en  ermöglicht,  so  kann  der  Landarbeiter  nur 
mit  Hilfe  der  Freizügigkeit,  der  Möglichkeit  des  Aus-  und  Ab- 
wandems isolierten  Widerstand  leisten,  der  allerdings  bei  gün- 
stiger industrieller  Konjunktur  die  sinkende  Lohntendenz  in  der 
Landwirtschaft  aufhaltend  und  in  ihr  Gegenteil  verkehren  wird. 
Ebenso  kann  bei  gesteigerter  Rentabilität  des  Ackerbaues  und  Mehr- 
bedarf an  Arbeitskräften  trotzdem  eine  Lohndepression  eintreten,, 
wenn  durch  industrielle  Krisen  das  Abströmen  vom  Land  gehemmt 
oder  gar  eine  Rückwanderung  erzwungen  wird.  Diese  Sachlage  hat 


Auch  angeiebcae  Volkswirte  verfjülen  in  den  Fehler  von  der  Annahme  aus» 
lugchen,  dafs  die  LandwirCsebaft  «Ue  nach  dem  Stande  der  Agrartechnik  möglichen 

und  die  Rentabilität  nicht  verschlechternden  Mafsnahmcn  organisatorischer  und  wirl- 
sch.iflli.  Ii<  r  \uUir  bereits  durchgeführt  hat.  Von  diesem  Standpunkt  kiinn  man  na- 
ti;rlicli  Ii  u  hi  zur  Behauptung  jjelangen,  jede  weitere  Steigerung  der  Pruduktions- 
kosten  wirke  nicht  in  gleichem  Malsc  steigernd  auf  die  Rentabilität. 
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ja  der  industriestaatlichen  Entwicklung  die  ungebeuchelte  Abneigung 
der  Agrarier  zugezogen,  die  sehr  wohl  wissen,  dais  nur  durch 
Unterbindung  des  Fabrikatenexports  die  Freizügigkeit  der  Land- 
arbeiter ihre  Aktualität  vedieren  kann.  Eine  konsequente  agrarische 
Politik  legt  deshalb^  von  ihrem  Standpunkte  mit  Rechte  das  Haupt- 
gewicht auf  die  Hemmung  der  industriellen  Entwicklui^. 

So  grofs  die  Schäden  sind,  die  die  Industrie  fiir  die  Arbeiter* 
klasse  im  Gefolge  hat,  so  ist  sie  in  P'uropa,  mit  seinem  Mangel  an 
freien  Boden,  in  Wahrheit  für  die  Masse  der  nur  rechtlich  von  den 
Banden  der  Hörigkeit  befreiten  Landarbeiter,  das  wichtigste  Mittel 
zur  faktischen  Befreiung  von  den  feudalen  Fesseln.  Die  Landflucht 
allein  vermochte  bisher  die  Grundbesitzer  zu  günstigeren  Arbeits- 
bedingungen und  besserer  Behandlung  der  Arbeiter  zu  veranlassen. 
Das  wachsende  Selbstbewufstsein  des  Industriearbeiters  teilt  sich 
dem  Landarbeiter  mit.  Man  kennt  dies  in  der  Sprache  der  Grund- 
besitzer die  „steigende  Unbotmäfsigkeit".  Das  stumme  Ringen,  der 
wortlose  Emanzipationskampf  der  Landarbeiter  ist  ohne  Entwicklung 
stadtischer  und  industrieller  Zentren  undenkbar. 

Keine  einzige  Annahme  der  Paralleltheorie  trifft  also  in  Wirk- 
lichkeit zu.  Sinkende  Rentabilität  mu(s  nicht  zur  Verminderung 
der  Anbaufläche  fuhren,  auch  nicht  zur  Abnahme  der  intensiven 
Wirtschaft.  Verminderte  Nachfrage  auf  dem  agrarischen  Arbeits- 
markte kann  ebenso  durch  gesteigerte  Kornpreise  herbeigeführt 
werden.  Bei  Verminderung  des  Arbeiterbedarfes  kann  eine  Lohn- 
steigenif^,  bei  Zunahme  dieses  Bedarfes  eine  Lohndepression  die 
Folge  sein.  Der  ländliche  Arbeitsmarkt  fuhrt  heute  kein  isoliertes 
Dasein,  er  wird  stärker  von  den  Vorgängen  auf  dem  industriellen 
Arbeitsmarkte,  als  von  den  Kornpreisen  beeinflufst. 

Ist  damit  ausgesprochen,  dals  die  Konträrtheorie  als  richtig 
anzuerkennen  ist.^  Dietzel  formuliert  sie  so:  Die  Folge  einer 
ICornprcissteigerung  muls  ceteris  paribus  ein  Lohnbaisse,  die  Folge 
einer  Kornpreisminderung  eine  Lohnhausse  sein.  Mit  jedem  Hinauf 
des  Brotpreises  sinke  die  Nachfrage  nach  irgend  welchen  Dingen, 
die  entbehrlicher  sind,  als  Brot.  Die  Wirkungen  sind  Absatzminde- 
rung, Arbeiterentlassunf^cn  und  Lohnsenkung.  Das  Umgekehrte 
trete  mit  jedem  Herab  des  Ikotpreises  ein :  stcit^^ende  Nachfrage 
nach  anderen  Produkten,  höherer  Absatz,  stärkere  Beschäftigung 
und  steigende  Löhne. 

Dietzel  selbst   behau{>tet  nur  die  Auslösun;^'  einer  solchen 

Tendenz  in  der  Lohnbewegung,  die  durch  entgegenwirkende  Kräfte 
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abgeschwächt  oder  aulgehoben  werden  kanu.  Er  will  auch  die 
Geltung  der  Kouträrtheoric  nur  für  lange  Zeiträume  in  Anspruch 
nehmen,  wahrend  die  ^^rkung  in  kleineren  Zeitabschnitten  eine 
wechsdnde  sein  könne.  Da  die  kSoBtlklie  Steigerung  des  Korn*' 
preises  hier  vor  allem  in  Fn^e  kommt  und  diese  mit  dem  Wediael 
der  handelspolitischen  Machtverhältnisse,  wie  die  Erfahrung  be- 
aonders  in  Deutschland  lehrt,  kaum  längere  Zeit  aufrecht  zu  er* 
halten  ist,  so  giebt  liar  die  aktudle  Handelspc^tik  Dietzel  etgent* 
üch  selbst  die  Konträrtheorie  preis.  Hs  soll  also  hier  nur  gezeigt 
werden,  welche  Momente  bei  künstlichen  Steigerungen  des  Preises 
einer  V^erminderung  der  Produktion  entjxec^enwirken  können.  Eine 
solche  Rolle  kann  dem  Export  zuiallen.  Erüolgt  die  Verminderung 
des  nationalen  Bedarfes  an  Konsumartikeln  zur  Zeit  einer  günstigen 
Weltkonjunktur,  dann  lainn  durch  gesteigerte  Ausfuhr  bei  erhöhtem 
Brotpreise  der  Reallohn  \\  ie<!cr  ,iuf  das  bisherige  Niveau  gehoben 
unti  die  Verminderuii}^  des  einheimischen  Bedarfes  ausgeglichen 
werden.  Ebenso  ist  eine  kräftige  ^'^ewcrksch.ilt liehe  Organisation 
unter  rm.ständen  geeignet  dem  f.ohndrnrk  entgegenzuwirken.  Frei- 
lich darf  man  nicht  in  den  rosenroten  VJptirnismas  Diehl's  ver- 
fallen, dem  die  Macht  der  Arbeiter  heute  schon  ausreichend  scheint, 
um  bei  beträchtlicher  Erhöhung  des  Brolpreises  eine  Lohnerhöhung 
zu  erkämpfen,  wenn  -~  die  Konjunktur  eine  günstige  ist  Damit 
gesteht  ja  Dtehl  zu,  dafs  bei  ungünstiger  Konjunktur  <fie  Ar- 
beiter den  Druck  der  firotverteuerung  ganz  oder  zum  Teil  auf  sich 
nehmen  müssen.  Sie  werden  so  genötigt»  die  Errungenschaften 
schwerer  Lohtdampfe  ohne  Schwertstreich  den  Giundbcaitzem  zu 
überlassea  Aber  selbst  bei  günstiger  Konjunktur  kann  die  Ueber- 
wälzung  der  Brotpreiserhöhung  auf  die  Unternehmer  in  der 
KegA  nur  durch  Opfer-  und  entbehrungsreiche  Kample  gingen. 
Das  Koalitionsrecht  und  die  Organisationen  der  Arbeiter  treten 
dann  zu  Gunsten  der  Nutznießer  der  Grundrente  in  Wirksamkeit, 
der  leidenschaftlichsten  Gegner  dieses  Koalitionsrechtes.  Wie  viel 
Branchen  der  Arbeiter  sind  aber  heute  im  Deutschen  Reiche  den 
mächtigen  und  cinflufsreichen  l'nternehmcrorganisationcn  überhaupt 
gewachsen?  Entscheidend  ist  überdies  der  l  mstnnd  dals  niemand 
vorauszusagen  verma>7.  ob  bei  EinführunLT  der  neuen  Zölle  die  Kon- 
junktur überhaupt  eine  Steigerung  des  Lohnes  ermöglichen  wird. 
Die  (iefahr  ist  zumindest  fjrofs,  daCs  die  Arbeiter  durch  die  Zölle 
eine  Minderung  der  KaufkraU  des  Lohnes  erleiden  und  ihnen  so 
die  furchtbarsten  Opfer  auferlegt  werden.  Vulhg  hohhungslos  ^teht 
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die  Sache  iUr  die  »ichtorganisiertefi  Seliiditen  der  Aftieitcfschaft, 
die  selbst  bd  günstiger  Konjunktur  den  Unternehmern  Widerstand 
nicht  entgegenaetaen  könnea  In  der  Regel  änd  das  die  schlechtest 
gestellten  Arbeiter,  die  also  mit  Sicherhett  die  Wirkungen  der  2U>l]e 
auf  sich  werden  ndimen  mfissen. 

Ob  man  nun  der  Kontrartheorie  Dietzel's  zustimmt  oder 
nicht,  die  als  Folge  erhöhter  Brotpretse  eine  Lohnbaisse,  also  eine 
Senkung  des  Nominallohnes  annimmt,  jedenfells  mufs  man  zugeben, 
da(s  die  Ueberwalzung  der  Agraraolle  auf  die  Unternehmer  nur 
unter  günst^er  Marktlage,  für  besonders  gut  organisierte  Arbeiter' 
schichten  und  auch  fär  diese  nur  bei  unbeschränktem  Koalitions- 
redit  und  nach  lai^^eren  Zdtraumen  möglich  sein  wird.  Gröfser 
ist  die  Wahrscheinlichkeit,  da(s  der  Druck  der  Komzölle  den 
Arbeitstohn  ausschließlich  oder  vorwiegend  treffen  wird.  Dafür 
sprechen  die  heutigen  krisenhaften  VeiMltnisse  Deutschlands,  die 
relativ  geringe  Zahl  der  organisierten  deutschen  Arbeiter,  die  un- 
günstige Rechtslage  der  Arbeiterorganisationen  und  die  machtige 
Position  der  syndizierten  und  vertrusteten  Industriezweige.  Es  mag 
zweifelhaft  sein,  ob  der  Lohnsausfall,  wie  Dietzel  annimmt,  gröfser 
sein  wird,  als  die  den  Argrarzöllen  entsprechende  Quote;  keinem 
Zweifel  kann  es  unteriiegen,  dals  bei  einem  Grrofsteil  der  Afbeiter- 
bevölkening  der  Reallohn  sich  um  diese  Quote  vermindern  wird. 

Wenn  ich  resümieren  soll,  so  maSs  Ich  zugeben,  dafs  Dietzel 
die  Unhaltbarkeit  der  P^raUdtheofie  nachgewiesen  hat.  Manches 
spricht  dafür,  dafe  unter  den  von  Dietzel  selbst  zugegebenen 
Hnscfaränkungen  erhöhte  Brotpreise  bei  gegebener  Sachlage  zur 
Lohndepresskm  Anlals  geben  können.  Unzweifelhaft  erscheint  mir 
aber,  dafs  bei  den  heutigen  MachtverhSltnissen  die  deutsche  Ar- 
beitcfschaft  in  ihrer  grofsen  Mehrzahl  aufaer  stände  ist,  den  ihr  zu 
Gunsten  der  Grundbesitzer  aufisriegten  Tribut,  auch  nur  zu  erheb* 
lichcm  Teil  in  absehbarer  Zeit  von  ihrem  Lohneinkommen  auf  den 
Untemehmerprofit  oder  den  Kosum  zu  fiberwälzen.  Damit,  allein 
ist  auch,  wenn  selbst  die  von  Dietzel  angenommene  weiter- 
reichende Wiffcung  nicht  eintritt,  der  Agrarschutz  sozialpolitisch 
gerNshtet« 

X. 

Die  Unsicherheit  der  wirtschaftlichen  Existenz  ist  ein  charak- 
teristisches Mcikmal  unserer  auf  Fk'ivateigentum  an  den  Produktions* 
mittdn  und  freier  Konkurrenz  basierenden  Wirtschaftsofdoung.  Diese 
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Unsicherheit  trifft  am  härtesten  den  Arbeiter  durch  die  Arbeits- 
losigkeit; sie  bedrolit  den  hidustriellcn  wie  den  Landwirt,  bald  im 
(iefol{^c  normaler  Entwicklung ,  bald  als  Hegleitcrscheinung  von 
Krisen,  die  heute  von  X'orgängcn  aut  dem  liatioaalen,  morgen  von 
Ereignissen  .lut  dem  Weltmarkt  lieraufbeschworen  werden.  Die 
Gefahr,  die  Konkurrenzfahi|^keit  auf  dem  Markt  zu  verlieren,  ist  der 
Preis,  den  die  Nutznielser  der  gesellschaftUchen  Privil^ien  heute 
zahlen  müssen.  Das  Streben  der  Agrartheoretiker  ist  nun  darauf 
gerichtet,  unter  Aufrecbthaltung  aller  Vorteile  des  Privateigentums 
an  Grund  und  Boden,  die  Landvnrte  von  der  Zahlung  jenes  Prases 
zu  befreien,  indem  die  freie  Konkurrenz  und  ihre  unangendmien 
Wirkungen  auf  Kosten  der  Arbeitermassen  ausgesdialtet  werden. 
Man  müht  sich  dann  mit  dem  Nachweise  ab,  dafe  diese  Art  Agrar* 
sdiutz  eigentlich  im  Gesamtinteresse  der  Nation  gelegen  sei.  Der 
neuen  Lehre  begegnet  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Malheur, 
dafs  die  Thatsachen,  auf  die  sie  sich  zu  stützen  sucht,  sich  gegen 
ihre  Argumentation  kehren.  Der  unzweifelhaft  groise  Aufwand  an 
Scharfsinn  vermag  das  agrarische  Gebäude  vor  dem  Zusammen- 
bruche nicht  zu  bewahren. 

Ein  wichtiger  Grundstein  dieser  Lehre  zerbröckelt  mit  der 
Feststellung,  dnfs  die  Nahrungsstaaten  «selbst  bei  stärkerer  Bevölker- 
ungszunahme  kemcswegs  zur  Einsclirankung  des  (jetreideexportes 
ihre  Zuflucht  nehmen  nüissen.  Wie  Deutschland  im  XIX.  Jahr- 
hundert parallel  mit  der  gestiegenen  Bevölkciung  eine  erhöhte 
Agrarproduktion  /.u  cr/.iclcu  wulstc,  werden  auch  die  Agrarländer 
den  gleichen  betreten  und  höhere  Erträge  erreichen.  Die 

Steigern ngsfahigkeit  ist  eine  um  SO  gröfsere,  als  <fie  Nahrungsstaaten 
heute  gegenüber  West-  und  Mitteleuropa  weit  im  Hintertreffen  ge- 
blieben sind.  Aushungerung  droht  also  dem  deutschen  Volke  sicher- 
lich nicht,  schlimmstenfalls  in  femer  Zukunft  etwas  höhere  Getreide- 
preise; 

Als  irrig  stellt  sich  die  Annahme  heraus*,.  da&  die  industrieUe 
Entwicklung  mit  Geburtensteigening,  die  agrarisdie  mit  Geburten- 
minderung  verknüpft  sei.  Durch  Rückkehr  zum  Agrarstaat  oder 
durch  Uebergang  zum  „richtig  gemischten  Staat"  kann  vielleicht 
eine  erhöhte  Sterblichkeit,  aber  keine  Geburtenabnahme  bewirkt 
werden. 

Die  Wirtschaftsgeschichte  der  letzten  Dezennien  zeigt,  dals  die 
den  sinkenden  (Tetreidc])reiscn  nachgesa-j^tc^  Wirkungen  ausgeblieben 
sind.    Die  Anbaufläche  hat  nicht  abgcnomiuen.    Der  Ertrag  i^t 
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Stade  in  die  Hohe  gegangen.  Deutschbnd  kann  heute  seine  ver- 
•doppelte  Bevölkerung  in  der  Weise,  wie  vor  50  Jahren  durch  seine 
eigene  Produktion  ernähren.  Dieser  Erfolg  ist  der  Agrartechnik, 
nicht  minder  aber  der  gestiegenen  Intdl^enz  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  geschuldet  Wenn  aus  der  gesunkenen  Agrar- 
quote  pessimistische  Folgerungen  abgeleitet  werden,  so  haben  wir 
deren  Unhaltbarkeit  gesehen.  Die  moderne  Technik  ermöglicht  es 
eben  mit  der  gleichen  Zahl  von  Arbeitskräften  eine  verviel&chte 
Produktenmasse  herzustellen. 

Dem  behaupteten  Rückgang  des  Kömerbaues  kann  demnach 
die  Abwanderung  in  die  Städte  nicht  zugeschrieben  werden.  Der 
Uebergang  zum  Fruchtwechsel,  wie  die  Zurückdrängung  der  Hand- 
arbeit durch  die  Maschinen  hat  die  Landwirtschaft  zu  einem  Saison- 
gewerbe gemacht,  das  im  Winter  immer  geringeren  Bedarf  an 
Arbeitskräften  zetg^  Die  Industrie,  die  sich  erweiternden  und  er- 
neuernden Stadtgemeinden,  boten  die  Möglichkeit  zur  Flucht  vor 
dem  W^interhunger.  Diese  Gelegenheit  fehlte  früher  und  sie 
wird  jetzt  Jahr  fiir  Jahr  von  Hunderttausenden  benüizt.  Die 
Sachsengängerei,  berufen  die  auf  dem  Lande  entstandenen  Lücken 
auszufüllen,  macht  wieder  sefshafte  Landarbeiter  überflüssig. 

Es  ist  eine  Utopie  an  eine  Rückentwicklung  der  Agrartechnik 
zu  denken.  Mit  und  ohne  Agrarschutz  ist  vielmehr  eine  technische 
Weiterentwicklung  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  zu  erwarten. 
Gesteigerte  Einkünfte  aus  dem  Ackerbau  werden  nur  die  neue  Ein- 
führung von  landwirtschaftlichen  Maschinen  erleichtern  und  die  Frei-. 
Setzung  von  Landarbeitern  bewirken.  Was  soll  nut  der  überzahlten 
Bevölkerung  geschehen,  wenn  die  Industrie  von  staatswegen  an 
ihrer  Weiterentwicklung  gehindert  wird?  Da  die  ^^rische  Wirt- 
schaftspolitik keinen  Raum  fiir  Steigerung  des  Konsums  hat  —  ihr 
Schutz  beschränkt  sich  auf  den  kleinen  Teil  der  Grundbesitzer,  der 
für  den  Markt  produziert  —  so  fehlt  der  nationalen  Produktion  in 
diesem  Rahmen  jeder  Ersatz  für  den  entfallenden  Fabrikatenexport. 
Der  industrielle  Arbeitsmarkt  würde  eine  Schwächung  seiner  Auf- 
nahmefähigkeit erfahren,  ohne  dais  derselben  irgendeine  Kompen- 
sation gegenüberstände. 

Die  Agrarp>olitiker  stellen  nicht  mehr  in  Abrede,  dafs  die  er- 
höhten Getreidepreise  erhöhte  Brotpreise  zur  Folge  haben  werden. 
Sie  beruhigen  sich  mit  der  Annahme,  da(s  es  sich  lediglich  um  etn 
geringes  Geldopfer  handle.  Dies  mag  bei  den  Mittelschichten  zu- 
treffen.  Den  Arbeitern  mutet  man  in  Wirklichkeit  mit  erhöhten, 


380 


Leo  VerkAuf, 


Nahrungspreisen  Opfer  ao  ihrer  Gesundheit  zu.  Man  stdlt  auch  in 
Aussicht,  da&  die  orgauiflierten  Arbeiter  in  der  Lage  seiti  werdoir 
eine  Lohnerhöhung  in  dem  Ausmafse  des  Mehrbedarfes  durchzu- 
setzen. Das  heifst  doch  wohl,  die  Arbeiter  selten  harte  Kampfe 
unter  Not  und  Entbehrung  durchfechten,  den  Kampfpreis  aber  auf 
Grund  eines  gesetzlichen  Privilegs  den  interessierten  Gruiidbcsitzeni 
überlassen.  Dal>ei  ist  eine  Steigerung  des  Nominallohnes  nur  nach 
längeren  Fristen  möglich.  Gilt  das  bei  den  organisierten,  wie  viel 
mehr  erst  von  den  unorganisierten  Arbeiterschichten.  Pohle  gicbt 
zu,  dafs  die  Arbeiter  der  Spielwarenindustrie,  der  Korbwareneneu- 
gnng,  der  Konfektion  —  einschließlich  der  Familieoangehörigca  an 
400 ooo  Personen  —  die  Brotvcrtcuerun^  selbst  zu  tragen  haben 
werden.  Steht  es  mit  der  Mehrzahl  der  Textilarbeiter,  besondets 
in  der  Hausindustrie  besser?  Und  schon  das  Schicksal  der  4000(0 Men' 
sehen  müfste  Entsetzen  erwecken.  Pohle  meint  aber  gelassen,  dafe 
man  um  ihretwillen  nicht  den  viel  gröGaeren  Teil  der  deutschen 
Bevölkerung  dem  sicheren  Ruin  preii^eben  dürfe,  trotz  alles  Mitleids. 
Auch  der  Untergang  des  cxjwrtindustrieUen  Auisenhandels  sei  ja 
schmerzhaft,  man  müsse  auch  ihn  hinnehmen,  um  nicht  die  Existenz 
eines  grö&eren  Teiles  der  Nation  zu  gefährden. 

Sind  so  die  Schäden  des  Agrarschutzes  sehr  grofs,  so  bleibt 
schliefslich  die  Frage  zu  erörtern,  was  es  mit  der  Sozialreform  für 
eine  Bewandtnis  habe,  von  der  in  der  a^arischen  Litteratur  in  der 
letzten  Zeit  so  viel  die  Rede  war.  Ks  besteht  kein  Zweifel,  dak 
die  Verflechtung  in  die  Weltproduktion  ein  Element  f^olVer  Un- 
sicherheit in  die  nationale  Erzeugung  gebracht  hat.  Der  Nachweis 
ist  aber  bisher  nicht  gefuhrt  worden,  dafs  die  deutschen  Export« 
industriellen,  nur  vom  Auslande  genötigt,  die  Lebenshaltung  der 
Exportarbeiter  tief  herabgedrückt  haben.  Die  Hungerlöhne  der 
Hausweber  sind  wahrhaftig  nirht  durch  die  englischen  Löhne  er- 
zwungen worden.  Der  Druck,  den  Grofsbctrieb  und  Hausindustrie 
nufctnandcr  ausüben,  die  mangelnde  Organisation  der  Arbeiter,  sowie 
das  Fehlen  jedes  staatlichen  Eingriffes  zu  Gunsten  der  Arbeiter, 
können  viel  eher  zur  Erklärung  herangezogen  werden.  Deutschland 
als  freschlossencr  I  Lmdclsstaat  würde  bei  I''ortbestand  der  heutigen 
Machtverliättnisse  keine  anderen  Hr.scheinunf^en  zei«^en,  als  ;Tei;en- 
wärtiß  der  hxportstaat.  Die  Ausschaltuntj  aus  dem  V\V!t\-erkchr 
ist  unmönriich,  die  stcig"cnde  V'erflechtun;^  in  das  Getriebe  des  Welt- 
marktes ein  kategorisclicr  Imperativ  für  Deutschland,  wie  fiir  alle 
anderen  Industriestaaten. 
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VVcan  schliefslich  zur  Fortfuhrung  der  Sozialrcform  ein  Bündnis 
landwirtschaftlicher  Kreise  mit  den  Arbeitern  empfohlen  wird,  wenn 
ferner  eine  staatliche  Lohnrc^ulicrung  in  der  Hausindustrie,  die 
Geltung  des  von  der  Majorität  der  Unternehmer  und  Arbeiter  eines 
Gewerbes  vereinbarten  larifvcrtra^es  für  die  (icsaintheit  des  IVoduk- 
tioiiszwci^cs  und  ähnliciics,  als  notwendig  hingestellt  werden,  so  ist 
nicht  ersichtlich,  wie  alles  dies  bei  Verwirklichung  der  agrarischen 
Pläne  mt")glich  sein,  ja  wie  es  überhaupt  mit  dem  Agrarschutz  im 
Zusammenhang  gebracht  werden  soll.  Der  \'erdacht  ist  nicht  ab- 
zulehnen, dafs  die  Sozialreform  der  Agrartheoretiker  ein  blolses 
Dekorationsstück,  ein  Feigenblatt  für  die  empfundenen  BKifscn  bildet. 
Jede  Verteuerung  der  industriellen  Produktion  durch  gesteigerte 
Agrarzölle  wird  den  einflufsreichen  Groisuidustriellen  neue  Argumente 
zu  den  bisherigen  gegen  die  Fortruhrung  sozialpolitischer  Mafsnahmen 
liefern. 

Die  Arznei,  die  man  dem  deutschen  Wirtschaftskörper  reichen 
will,  ist  also  schlinmier  als  das  Leiden.  Der  Unterkonsum  an  In- 
dustrieerzeugnissen bei  steigender  Produktiv  kiait  treibt  uns  dem 
Export  zu.  Sucht  ni.ui  mit  1  lilfe  gesteigerter  Zölle  den  Verbrauch 
weiter  herabzumindci  11,  gleichzeitig  aber  den  Kxi>iJiL  zu  erschweren, 
wie  soll  da  ein  Kladderadatsch  ausbleiben  '  Dabei  gehen  den  schweren 
Zeiten  die  deutschen  Arbeiter  ungerüstet,  weil  ganz  ohne  Koalitions- 
recht oder  mit  einem  stark  eingeschränkten  Koalitionsrechte,  ent- 
gegen, trotzdem  sie  für  die  .\ufrechterhaltung  ihrer  Lebenshaltung 
in  erhöhtem  Mafse  auf  die  eigene  Kraft  angewiesen  sein  werden. 
Die  Quintessenz  des  Agrarschutzes  und  seiner  Sozialreform  ist, 
wenn  man  ihnen  ernsthaft  ins  Antlitz  blickt :  den  Schwachen  nehmen 
und  den  Starken  geben. 
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Dr.  f.  schuler, 

ehem.  Bchweiieriichcii  Fabrikinspektor. 

^Schluf». 

XI.  Die  gesetzliche  Arbeitszeit  und  deren 

Verlängerung. 

Seit  einem  Vierteljahrliundert  beschränkt  Art.  XI.  die  Arbeits- 
zeit in  Fabriken  auf  II  Stunden.  Die  damals  befürchtete  Ver- 
minderung der  Arbeitsleistung  hat  nicht  stattgefunden,  wie  heute 
allgemein  zugestanden  wird.  Es  wurde  in  der  kürzeren  Zeit  teils 
ein  intensiveres  Arbeiten  möjrllcli,  teils  erhöhte  sich  durch  zahl- 
reiche technische  hortsi-hritte  die  Leisluii-^sfahii^keit  der  Maschinen. 
Diese  letztere  hat  aber  in  dcti  meisten  i  ällen  auch  eine  stetigere 
Aufmerksamkeit,  eine  ^röfeere  Behendigkeit  des  Arbeiters  zur  Vor- 
aussetzunjT.  Die  Kralt  hierfür  ist  schneller  erschöpft,  als  hei  der 
alten  Produktionsweise.  Der  KlfstutKleiUa<^r  hat  deshalb  aurh  im 
Ausland  immer  grölsere  X'crbreilun^  gefunden,  ja  noch  mehr,  er 
ist  immer  öfter  durch  den  Zehnstundentag  ersetzt  worden.  Er  hat 
z.  B.  in  Deutschland,  wo  doch  die  Arbeitszeit  der  Männer  nicht 
gesetzlich  beschrankt  ist,  groise  Verbreitung  erlangt,  für  die  Kinder 
ist  er  gesetdich  vorgeschrieben  und  in  Frankreich  wird  er  tn  Bälde 
allgemein  eingeführt  sein.  Bei  uns  sind  bereits  zahlreiche  Betriebe 
zu  seiner  Einführung  gelangt  und  selbst  in  der  Textilindustrie  hat 
eine  Anzahl  von  Versuchen  damit  nachgewiesen,  dafs  er  bei  weitem 
nicht  die  befürchteten  Folgen  hat  Die  Zahl  der  nur  lo  Stunden 
und  weniger  arbeitenden  Personen  ist  auf  etwas  mehr  als  46  ^/^ 
gestiegen.  Nur  in  der  Textilindustrie  sind  sie  noch  schwach 
vertreten,  denn  nur  254  %  ihrer  Arbeiterschaft  hafc>en  10  Arbeits- 
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Stunden  und  unter  diesen  sind  wieder  65,8  %  weiblidie  Personen, 
wovon  1533  unter  18  Jahren.  Unsere  jugendlichen  Arbeiter  sind 
somit  im  Durchschnitt  schlechter  gestellt,  als  die  der  mit  uns  kon- 
kurrierenden Industrielander.  Dies  alles  lälst  den  dringenden  Wunsch 
der  vorgeschritteneren  Arbeiterschaft,  den  Zehnstundentag  2u  er- 
langen, sehr  gerechtfertigt  erscheinen.  Die  Reduktion  der  Arbeits- 
zeit von  1 1  auf  10  Stunden  wäre  auch  kein  so  grofser  Schritt,  wie 
es  die  Einführung  der  Elfstundenseit  war,  welche  die  Arbeitszeit 
fast  der  ganzen  schweizerischen  Arbeiterschaft  um  eine,  zum  Teil 
sogar  um  zwei  Stunden  täglich  heruntersetzte.  Immerhin  läfst  er 
sich  wohl  überlegen  und  darum  haben  auch  die  Fabrikinspektoren 
so  eifrig  alle  Thatsachen  gesammelt,  die  für  oder  wider  die  Ein- 
fuhrung der  10  Stunden  von  Bedeutung  waren.  Das  Ergebnis  war 
im  ganzen  ein  sehr  beruhigendes,  obwohl  sich  nicht  läugnen  lälst, 
dais  es  nicht  für  alle  Industrien  gleich  günstig  ausfiel.  Es  giebt 
Industrien,  deren  maschinell  schlecht  ausgerüstete  ökonomisch 
schwache  Betriebe  eine  plötzliche  Reduktion  nicht  auszuhalten 
vermöchten^  sondern  von  der  Konkurrenz  erdrückt  würden.  Sie 
werden  sich  zwar  im  jetzigen  Zustand  auch  nicht  auf  die  Dauer 
zu  halten  vermögen ;  sie  werden  sich  vervollkommnen  müssen  oder 
langsam  jsu  Grunde  gehen.  Geschieht  letzteres  plötzlich,  wird  eine 
grofse  Schädigung  der  Arbeiterschaft  die  Folge  sein,  erfolgt  sie 
langsam,  haben  die  Arbeiter  Zeit,  neue  Erwerbsquellen  aufzusuchen. . 
In  solchen  Fällen  ist  eine  allmähliche  Ueberfuhrung  von  der  längeren 
zur  kürzeren  Arbeitszeit  wünschbar.  '  Die  Zahl  der  hierher  gehören- 
den Industrien  ist  nicht  grols,  um  so  grölser  aber  ihr  Umfang  und 
ihre  Bedeutung.  Hierher  gehört  z.  B.  die  Baumwollspinnerei.  Es 
dürfte  sich  empfehlen,  dem  Bundesrat  die  Vollmacht  zu 
erteilen,  für  solche  Industrien  die  Reduktion  der 
Arbeitszeit  successiye  in  Kraft  treten  zu  lassen,  so 
dafs  erst  in  einigen  Jahren  das  angestrebte  Ziel  erreicht  wird. 

Das  bisherige  Gesetz  fordert  Verlegung  der  Arbeits- 
stunden in  die  Zeit  zwischen  6  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends. 
In  den  Monaten  Juni,  Juli  und  August  gestattet  es  den  Beginn  um 
5  Uhr.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch  der  Mai  mit 
seinen  langen  Tagen  und  seinen  oft  hohen  Temperaturen  hinzuge- 
nommen wurde.  Die  Mehrzahl  der  Industrien  würde  zwar  diesen 
frühen  Beginn  nicht  einfuhren,  für  einzelne  aber,  wie  fiir  Ziegeleien, 
Brauereien  wäre  er  von  nicht  geringem  Wert. 

Auch  abends  ist  die  Forderung  des  Schlusses  um  acht  Uhr 


Digitized  by  Google 


284 


R  Sebvler, 


in  den  meisten  Fällen  gant  berechtigt.  Aber  diese  Stunde  hat 
nicht  an  allen  Orten  die  gleiche  Bedeutung.  In  Städten  gilt  in 
den  kurzen  Tagen  die  Zeit  um  7  oder  Va^  U^*"  morgens  noch  für 
eine  frühe  Stunde  und  in  manchen  Betrieben  sind  die  Arbeiterinnen 
nicht  vor  8  Uhr  in  die  Fabrik  zu  bringen,  während  auf  dem  i^nd 
ein  früheres  Aufstehen,  aber  auch  ein  früheres  Schlafengehen  übUch 
ist.  Dif"  Städterin  würclr  fhber  eine  Arbeit  um  9  Uhr  abends 
viel  weniger  als  eine  späte  empfinden,  als  ihre  Berufsr'eiiossin  auf 
dem  Land,  die  um  8  Uhr.  Hätte  man  diesen  ungleichen  Lebens- 
gewdhnheiten  Rechnung  trafen  und  die  Arbeitszeit  der  spät  be- 
ginnenden Stickereiausrüsteriinien  während  der  strengsten  Zeit  des 
Jahres,  der  (ilätterinnen  in  den  Waschanstalten  der  Zentren  des 
Fremdenverkehrs  über  8  Uhr  hinaus,  selbstverständlich  unter  Fest- 
haltung des  Elfstundcntages,  ausdehnen  kennen,  hätte  man  auf  ihre 
Unterstellung  unter  das  Fabril^^esetz  nicht  zu  verzichten  gebraucht. 
Und  ebenso  hatten  Kleinbrott»ckcreien  in  grölseren  Städten,  Metz- 
gereien, die  bei  Sommerhitze  in  früheren  Stunden  beginnen 
müssen,  bei  genügender  Arbdterzafal  ach  dem  Gtesetz  nicht  ent- 
ziehen können,  wenn  die  M<^lidhkeit  solcher  ausnahmsweisen  Ge* 
stattung  vorhanden  gewesen  wäre.  Es  könnten  also  fatale  Uebel> 
Stande  vermieden  und  manche  Arbeiterschaften  des  gesetzlichen 
Schutzes  teilhaft  gemacht  werden,  wenn  dem  Bundesrat  das 
Recht  verliehen  würde,  beim  Nachweis  unzweifelhaft 
zwingender  Gründe  Ausnahmen  von  der  Regel  zu  ge- 
statten, ein  Vorschlag,  den  seiner  Zeit  auch  der  durch  sein  ener- 
gisches I^intrcten  für  Arbeiterschutz  überall  bekannte  daniali':;c  Prä- 
sident des  (ii-ütlivereins ,  Herr  Sclierrer,  ^'emacht  hat.  Lel)ni,'ens 
lassen  auch  andere,  sonst  weit«]^ehcnde  Fabrikgesetze  diese  Aus- 
nahmen zu.  Kngland  erlaubt  Ikbr^rstunden  bis  9  Uhr,  wenn  die 
Arl)eit  morc^cns  um  7  beginnt  und  bis  10,  wenn  sie  erst  um  8  Uhr 
anfängt.  Frankreich  betrachtet  als  Nachtarbeit  nur  die  zwischen 
Abend  9  und  Morgen  5  Uhr^  wenn  in  /.vvei  Schichten  gearbeitet 
wird,  sogar  nur  die  Stunden  von  10  bis  4  Uhr  morgens.  Weibliche 
Pfcisonen  über  18  Jahre  gestattet  es  in  Konfektionsgeschäften, 
Stickcrden,  beim  Zusammenlegen  und  Packen  von  Bändern  etc  an 
höchstens  60  Tagen  im  jähr  bis  1 1  Uhr  zu  beschäftigen,  ja  es  hebt 
unter  Vorbehalt  einer  nicht  mehr  als  10  stündigen  Arbeitszeit  für 
alle  „Geschützten**  die  Nachtarbeitbestimmungen  für  eine  ganze 
Reihe  von  Industriezweigen  aut 

Auch  in  anderer  Richtung  mufe  för  die  Industrie  das  Zuge* 
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ständnis  eines  weiteren  Spielraums  gewünscht  werden.  E»  kommt 
nämlich  bei  chemischen  Prozeduren  oft  vor,  dals  nicht  vorauszu- 
sehende Störungen  eintreten,  welche  die  Vollendung  der  Ar- 
bcit  verzögern,  die  aber  doch  nicht  unterbrochen  werden  kann, 
wenn  nicht  schwere  Verluste  eintreten  sollen.  Aehnliches  kann  bei 
der  Metallindustrie  vorkommen.  Die  Ueberschreitung  der  gesetz- 
lichen Arbeitszeit  ist  in  solchen  Fällen  unvermeidlich.  Das  eng- 
lische Gesetz  hat  diese  Notwendigkeit  schon  vor  Jahrzehnten  vor- 
gesehen und  Abweichungen  „znm  Fertigmachen"  gestaUet  £ine 
solche,  alierdii^  sehr  sofgiahig  zu  fassende,  Bestimmung  wäre 
auch  lur  uns  empfehlenswerter,  als  das  blofse  Gewährenlassen,  zu 
dem  man  bisher  genötigt  war»  wenn  das  Gesetz  nicht  zum  Unsinn 
werden  sollte. 

Die  Verkürzung  oder  Beseitigung  der  Samstagnachmittags- 
arbeit war  lange  Gegenstand  eifriger  Kontroverse.  Kirchliche 
Gründe  haben  dabei  eine  grofee  Rolle  gespielt,  noch  mehr  aber 
hygienische  und  sozialpolitische.  Jedenfalls  ist  aber  die  BedeutUl^ 
der  zweitgenannten  nicht  so  grols,  dafe  die  Bestrebungen  zur  Re» 
duktion  der  alltäpjlirhen  Arbeitszeit  darunter  leiden  dürfen,  denn  es 
ist  i^ewils  richtig,  was  die  vortreffliche  Kennerin  des  Fabrikwesens, 
die  amerikanische  Inspektorin  Florence  Kelly  sagt:  „Eis  ist  nicht  so 
sehr  die  tägliche  \  ernvmftgemäfse  Arbeit,  die  die  Gesundheit  an- 
greift, als  die  lange  Dauer  unausgesetzter  Anstrengung,  die  den 
Organismus  schwächt  und  zerstört.  .  .  .  Soll  der  Samstagabend  frei 
bleiben,  so  sollen  die  anderen  Wochentage  nicht  deswegen  ver- 
längert werden,"  Uebrigens  besteht  ja  gegenwärtig  alle  Aussicht, 
dals  die  I*Vage  der  Samstagarbeit  eine  von  der  Bundesversammlung 
acceptierte  1  Erledigung  finde,  die  auch  im  Volk  auf  keinen  erheb- 
lichen Widerstand  stofsen  wird. 

liiser  desetz  schreibt  nur  eine  einr-iLTc  Unterbrechung 
der  Arhc!ts7c?t  nnsdrücklich  vor  und  zwar  mufs  dieselbe,  den 
Gewohnlieiten  uriscrer  Bevölkerung  sich  anpa^iKl,  ungefälir  in  die 
Mitte  der  Arbeiis/.eit  fallen.  Nicht  nur  die  Art,  wie  allgemein  die 
Mahlzeiten  geregelt  sind,  die  iMnieilung  der  Schulstunden  in  den 
öffentlichen  Schulen  etc.  spricht  dafür,  dais  daran  festgehalten  werde, 
sondern  auch  hygienische  Gründe.  Nach  verschiedenen  Mitteilungen 
kompetenter  Personen  hat  man  in  Deutschland  mit  der  englischen 
Tischzeit  schlechte  Erfahrungen  i^^emacht.  „Vielfach  wird  von 
den  Kassenärzten  geklagt,  dals  die  mit  englischer  1  isciueit  arbeiten- 
den Angesteliten  häufiger  erkranken,  als  andere"  und  eine  Frauen- 
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ärztin  schreibt.  „Alle  diejenigen  Mädchen,  die  in  Geschäften  mit 
englischer  Tischzeit  angestellt  sind,  d.  h.  die,  welche  in  einer  höch- 
stens VoStündigen  Pause  nur  Kaft'ee  oder  Milch  und  belegte  Butler- 
brote und  erst  abends  die  Hauptmaliizeit  geniefsen,  werden  im 
Laufe  der  Jahre  magenleidend."  Es  dürfte  somit  am  geratensten 
sein,  die  bisherigen  Bestimmungen  betr.  Mittagspause  fortbe- 
stehen zu  lassen,  mit  dem  Beifügen,  dals  der  Aufenthalt  im 
Arbeitslokal  in  der  tnittagUchen  £(spause  oder  nach  Schlufs 
der  Tagesarbeit  nach  Ablauf  einer  zum  Umkleiden  notigen  Frist 
und  ohne  spezielle  amtHche  Bewilligung  ungesetzlichem  Ar- 
beiten gleich  geachtet  werde.  Diese  Strenge  rechtfertigt 
sich'  durch  das  häufige  Vorkommen  von  Putzarbeiten,  welche  in 
diesen  Stunden  vorgenommen  werden  und  die  durch  das  Bleiben 
der  Arbeiter  veranlalste  Verunmdglichung  einer  ausgiebigen  Lüftung. 

Inbezug  auf  die  Zwischenpausen  stellt  das 'Fabrikgesetz 
keine  Bestimmungen  auf.  Ob  solche  nötig  sind,  hangt  von  der 
Art  der  Arbeit  und  mehr  noch  von  "den  Gewohnheiten  einer 
Gegend  ab.  Einzelne  ausländische  Gesetze  schreiben  sie  vor,  wenn 
die  Dauer  der  ununterbrochenen  Arbeitszeit  ein  gewisses  Mafs  über- 
schreitet. England  verlangte  längst  Zwischenpausen,  nach  4 '  ..• 
stündiger  Arbeit,  gestattete  aber  für  eine  Menge  Heiriehe  Ver- 
längerung bis  auf  5  Stunden.  Deutsclilnnd  verlangt,  dals  wenigstens 
die  Kinder  \or-  und  nachmittags  den  Arbeitsraum  verlassen,  so- 
fern der  .Aufenthalt  im  Freien  nicht  unmöglich  ist  oder  geeignete 
Räume  nicht  unverhältnismälsig  schwierig  beschaftt  werden  können. 
Dic^  dürfte  oft  genug  der  Fall  sein,  um  so  mehr,  als  diese  Unter- 
brechungen auch  für  die  Arbeit  der  Erwachsenen  sehr  hinderlicii 
und  deshalb  den  Arbeitgebern  unwillkommen  sind»  so  dals  sie  sich 
nicht  viel  Mühe  geben,  wirkliche  oder  angebliche  Schwierigkeiten 
zu  beseitigen.  Ob  wohl  diese  i,Erholungspausen"  nicht  oft  das  Gegen- 
teil von  dem  bewirken,  was  man  bezweckt,  wenn  die  Kinder  aus 
dem  heifsen  Saal  schlecht  bekleidet-in  kalte  Winterluft  hinausstürzen 
oder  in  glühender  Sommerhitze  sich  herumjagen;  um  erhitzt  in  den 
feuchtheifsen  Saal  zurückzukehren?  Und  wird  Aulsicht  geübt  oder 
•trüben  die  Kinder  sich  auf  der  Strafse  herum  oder  ziehen  sie  sich 
vielleicht  in  versteckte  Winkel  zurück,  beides  nicht  zu  ihrem  Vor- 
teil ?  Bei  uns,  wo  verlangte  Pausen  nur  sehr  selten  versagt  werden 
und  wo  hoffentlich  bald  die  lostündige  Arbeitszeit  eingeführt  sein 
wird,  darf  man  wohl  auf  eine  Gesetzesbestimmung  verzichten,  welche 
iSwischenpausen  vorschreibt   Dagegen  sollte  gesetzlich  festge- 
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Stellt  werden,  was  der  Bundesrat  schon  in  den  80er  Jahren  ver- 
Iang:t  hat,  „dafs  die  Pausen  nur  dann  nicht  in  die  Ar- 
beitszeit eingerechnet  werden  müssen,  wenn  sie  täg- 
lich, regelmäfsig  und  von  allen  Arbeitern  gleich- 
zeitig inne  gehalten  und  anitlich  nn^jezeigt  werden 
und  dafs  während  derselben  das  Verlassen  der  Ar- 
beitssteile gestattet  sei.*'  Doch  müfste  ein  X'orbehalt  ge- 
macht werden,  demzufolge  in  gewissen  Fällen  auf  die  Gleich- 
zeitigkeit der  Pausen  für  alle  Arbeiter  verzichtet  werden  könnte. 
Denn  es  giebt  Industrieen.  ilcren  Betrieb  ohne  Schaden  nicht  unter- 
brochen werden  kann  und  wo  die  Arbeiter  in  den  Pausen  schichten- 
weise sich  ablösen  müssen.  Auch  andere  F'abrikgesetze,  z.  B.  das 
englische,  haben  diese  Ausnahmen  nötig  gefunden. 

Die  ^^ehörige  Kontrolle  über  die  richtige  Innehaltung  der  ge- 
setzlich zulässigen  Arbeitszeit,  mit  Einschluß  der  Pausen,  ist  selbst- 
redend nurmöglich,wenndie  Arbeitsstunden  in  den  Arbeits  • 
lokalen  angeschlagen  und  den  Aufsichtsbehörden 
mitgeteilt  werden.  Dafs  der  Stundenplan  aber  von  diesen 
auch  dem  Fabrikinspektor  mitgeteilt  werde,  ist  notwendig, 
wenn  diesem  ermöglicht  werden  soll,  sich  ein  Urteil  über  ihm  zu- 
gehende Klagen  wegen  Ueberschreitung  der  Arbeitszeit  zu  bilden. 

Noch  notwendiger  ist  es,  daGs  er  sofort  von  allen  B  e  w  i  1 1  i  - 
g^ungen  zur  Ueberschreitnn<^  des  ^gesetzlichen  Arbeitstages  Kennt- 
nis erhalte.  Ihm  liegt  ob,  deren  Gesetzlichkeit  zu  prüfen  und  im 
Fall,  daGs  Mifsbrauch  mit  dem  Bewilligungsrecht  getrieben  wird, 
Elinsprachc  zu  erheben.  Solcher  Mifsbrnuch  von  Seite  unterge- 
ordneter Beamter  ist  aber  nicht  gerade  selten  und  wird  öfter  vor- 
kommen, solange  es  nicht  möglich  ist,  auf  Grund  des  Fabrikge- 
setzes mit  Strafen  gegen  solche  Beamte  einzuschreiten.  Unser 
Gesetz  hat  bisher  den  zu  Bewilligungen  kompetenten  Amtsstellen 
soviel  Freiheit  gelassen,  wie  kaum  ein  anderes.  Alles  kann  freilich 
nicht  rec^lementiert  werden.  Die  Würdigung  der  Gründe  mufs- 
jeweilen  der  be\villif:ycnden  Anitssteüe  übcrla=;sen  bleiben.  Selbst 
ireschäftliche  Konvenienz  kann  niclit  in  allen  Fallen  ausireschlosscn 
bleiben.  Nichtausnut'zun«:^  der  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  fremtler, 
unsere  Ausfuhr  veruinnüglichender  Zölle  hätte  /.  B.  unserer  Industrie 
nachweislich  schon  Millionen  Schaden  gebracht.  Wie  zwingend 
aurscrgewöhnliclier  Wassermangel,  [.'cbcrschwemmung ,  Brandun- 
glück  wirken  können,  wie  infolge  (le>.sen  l'ebcrzeitarbeit  im  höchsten 
Interesse  auch  des  Arbeiters  liegen  kann,  haben  wir  leider  nur  all- 
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zuoft  er&faren.  Ebenso  giebt  es  gewisse  Saisonarbeiten,  die  unbe> 
'  dingt  die  Moglicfakeit  einer  Verlängerung  der  Arbeitszeit  erheischen, 
wenn  die  betreffende  Indugtrie  überhaupt  soU  bestehen  können.  Es 
mögen  nur  die  Konservenfabriken,  deren  Rohmaterial  so  unberechen- 
bar ungleich  zuflie&t  und  so  bald  zu  Grunde  geht,  die  Konfiserien, 
die  vor  Festzeiten  so  enorm  beansprucht  werden,  die  Strohbut- 
wäschereien,  denen  mit  der  ersten  schönen  Friihlingswoche  soviel 
drangende  Arbeit  zuströmt,  als  Beisjiiele  erwähnt  werden.  Die 
Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  macht  es  unmöglich,  durch  gesetz- 
liche \'orscliriften  zu  bestimmen,  wofür  rcber7.eit  bcwillif^t  werden 
d'irf  oder  soll.  Dagegen  sollten  unbedingt  die  V'orschriften  auf- 
genommen werden,  welche  der  Bundesrat  am  7.  April  1883  in 
einem  Kreisschreiben  aufgestellt  hat  und  die  folgendermafsen  lauten: 
„Nur  schriftlich  erteilte  und  de  n  1  okal  en  A  u  fs  i  c  h  t  s - 
behördeu  mitgeteilte,  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
und  bestimmte  Tagesstunden  lautende  Bewilligungen 
zur  Verlängerung  der  Normalarbettszeit  sind  gültig. 
Dieselben  sind  den  Arbeitern  durch  Anschlag  in  der 
Fabrik  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Es  ist  den  Lokalbe- 
hörden ihrerseits  nicht  gestattet»  in  der  Weise  Be- 
willigungen zu  erteilen,  dafs  durch  deren  unmittel- 
bar oder  periodisch  folgende  Wiederholung  dieKom- 
petenz  der  Kantonsregierung  umgangen  wird."  Beizu- 
fügen wäre  die  Pflicht  sofortiger  Anzeige  an  den  Fabrikinspektor. 

Das  Fabrikgesetz  sagt  nicht,  auf  wen  die  Bewilligungen  An- 
wendung finden  können,  aufser  in  Art.  16,  der  den  Personen  unter 
16  Jahren  jede  Ueberschreitung  des  Normalarbeitstages,  auch  die 
ausnahmsweise,  wie  ausdrücklich  beigefügt  werden  sollte,  untersaj;:^. 
Für  die  Frauen  sind  sie  durch  das  Verbot  der  Nachtarbeit  für  alle 
weiblichen  Personen  beschränkt.  Ks  wäre  aber  kaum  zu  viel  ver- 
langt, sie  für  alle  Hausfrauen  gänzlich  zu  untersagen. 

Das  U  e  b  c  r  m  a  f s  von  Bewilligungen,  über  das  so  viel 
geklagt  wird,  kommt  je  nach  den  Kautonen,  manchmal  auch  je 
nach  der  Geschäftslage  sehr  ungleich  vor,  wie  aus  den  Inspektions- 
berichten ersiclitlich  isL  Ls  giebt  Kantone,  welche  nur  freiwillig 
geleistete  Ueberzeit  gestatten  und  die  sich  sdbst  gewisse  Be- 
schränkungen auferlegen,  die  z.  Bw  an  den  Tagen  vor  Sonn- 
und  Festtagen  keine  Ueberzeitaibeit  gewähren  oder  grundsätzlich 
keine  Bewilligungen  Gk  länger  als  vier  Wochen  erteilen.  Das 
schweizerische  Gesetz  sollte  aber  das  Beispiel  so  mancher  anderen 
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I-abrikf^esetzgebungcn  nachahmen  und  die  zulässigen  Maxima 
der  Bewilligung^,  für  jugendliche  [und  weibliche  Arbeiter  zum 
allermindestcii,  feststellen.  Für  diese  dürfte  ein  Maximum  von  einer 
Stunde  täglich  genügen,  sofern  es  sich  nicht  um  eine  Gestattung 
für  einen  oder  zwei  Tage  handelt.  Nur  bei  Industriecn,  wo  die  Ge- 
fahr des  Zugrundegehens  des  Materials  droht,  wäre  dies  für  eine 
grölscre  Zahl  von  Tagen  ^'-ünschl^ar,  da  eine  der  plötzlichen  Zu- 
nahme dringlicher  Arbeit  cntspreciiende  Vermehrung  der  Arbeiter- 
zahl gewöhnlich  nicht  erreichbar  ist.  Für  Männer  könnte  ein 
Maximum  von  2  Stunden  festgesetzt  werden,  das  nur  in  Not- 
fällen überschritten  werden  dürfte. 

Wichtiger  noch  als  die  Tagesmaxima  sind  diejenigen  fiir  die 
Dauer  einer  Bewilligung.  Hat  ein  Kanton,  wie  Zürich  oder 
St.  Gallen  mit  seiner  reichen  Industrie  mit  einem  Maximum  von 
vier  Wochen  auskommen  können,  sollte  dies  allgemein  möglich 
sein.  Eine  Verlängerung  Inaucht  deshalb  nicht  absolut  ausge- 
schlossen zu  sein.  Sie  würde  aber  am  besten  vom  Bundesrat  aus- 
gehen, der  eher  im  hall  wäre,  für  eine  gleichmäisige  und  grundsätz- 
liche Behandlung  der  Gesuche  zu  sorgen.  Eine  Beschränkung  der 
Zahl  der  Bewilligungen,  die  innerhalb  einer  bestimmten 
Periode  zulässig  wären,  gesetzlich  festzusetzen,  wäre  kaum  zweck- 
mäfsig.  Wenn  ja  z.  B.  ein  grofeer  Betrieb  in  Jahresfrist  mehrere 
Dutzende  von  kleinen  wenige  Arbeiter  betreffenden,  nur  über  einen 
odei  wenige  Tage  sich  erstreckenden  Bewilligungen  hat,  bean- 
spruchen diese  seine  Arbeiterschaft  unendlich  viel  weniger,  als  eine 
einzige  vierwöchentlichc  die  wenigen  Arbeiter  eines  anderen  Be- 
triebes belastet.  Ks  wäre  dalier  eine  Unbill,  die  gleiche  Zahl  für 
alle  lest  zuse  tzen,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  Industriezweige,  die 
oft  Reparaturen  zu  besorgen  haben,  welche  anderen  Betrieben  das 
W'eiterarbeiten  ermöglichen  sollen,  naturgemäfs  verhältnismäfsig  viel 
öfter  in  den  Fall  konmicn,  L'eberzcit  beanspruchen  zu  müssen. 

Weit  besser,  als  durch  die  Beschränkung  der  Zahl  der  Be- 
willigungen würde  das  beabsichtigte  Ziel  erreicht,  wenn  eine  Maxi- 
malzahl der  zulässigen  Tage  mit  Leberstunden  oder 
der  innerhalb  eines  Jahres  zu  leistenden  Ueber- 
stunden  vorgeschrieben  würde.  Dadurch  würden  mit  einem 
Schlag  alle  die  ungebührlich  ausgedehnten  Bewilligungen  beseitigt, 
die  in  einzelnen  Kantonen  vorkommen.  Andere  Länder  sind  uns 
auch  hierin  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen.  Zuerst  England, 
welches  die  früheren  hohen  Zahlen  heruntergesetzt  hat  und  Jugend- 
Archiv  fBr  tos.  GcMütcbmif  u.  Stalintik.  XVlIl.  19 
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licfien  ^ar  keine,  Frauen  höchstens  30.  bei  gewi^-^en  Industrie- 
i^weigen,  wie  der  Herstellung  von  leicht  verderbenden  Konserven. 
60  Tage  zugesteht.  Krankreich  setzt  die  Grrenze  fiir  Frauen  üb^r 
18  Jahren  mit  61)  fagen  an,  Deutschland  mit  40  und  Neuseeland, 
das  so  oft  als  Vorbild  in  tabrikgesetzgeberischer  Beziehung  ge- 
priesen wird,  erlaubt  28  mal  3  (!!)  Stunden  liir  „Geschützte".  Wir 
würden  kaum  fehl  gehen,  wenn  wir  das  deutsche  Vorbild  befolgen 
wollten.  Kinc  auanahmswcise  Berück  ^i  htigung  der  von  F'ngland 
1>es(Miders  bedachten  Industrleen  diirttc  woiil  dem  Bundesrat  zuge- 
standen werden. 

Ein  sehr  wirksames  Mittel,  dem  Mifsbrauch  von  Ueberzeit  vor- 
zubeugen, ist  ohne  Zweifel  die  Vorschrift,  dafs  Ueberzeitarbeit  um 
einen  bestimmten  Prozentsatz  höher  bezahlt  werden 
müsse,  als  sonstige  Aibeit.  Doch  mülste  eine  Ausnahme  gestattet 
werden  fiir  diejenigen  I'ällc,  wo  cm  Unglücksfall  den  gewohnten 
Betrieb  uinnöglich  gemacht  hat  und  die  Ueberzeitarbeit  einzelner 
Arbeiter  erst  die  Fortsetzung  der  Arbeit  liirer  Berufsgeoossen  er- 
möglicht. 

Noch  bleibt  zu  erwähnen,  daüs  die  Ueberzeitarbeit  zuweilen 
durch  die  Mitgäbe  von  Arbeit  nach  Hause  ersetzt  wird. 
Untcrsaguag  derselben  ist  durchaus  notwendig,  wenn  grobe  Ge- 
setzesumgehungen verhütet  werden  sollen.  Wohl  wird  es  hier  und 
da  vorkommen,  dafs  das  Ziel  nicht  erreicht  wird,  aber  der  Kanton 
Zürich,  der  in  seinem  Arbeiterinnenschutzgesetz  dieses  Veit>ot  auf- 
genommen hat,  weüs  von  weit  günstigeren  Erfahrungen  zu  melden, 
als  man  früher  allgemdn  erwartete. 

Auch  durch  Einführung  der  Schiehtenarbeit  sucht  man 
zuweilen  UeberzeitbeWüligungen  entbehrlich  zu  machen.  Am 
häufigsten  kommt  dies  beim  Eintritt  von  Wassermangel  vor. 
Diese  Arbeitsmethode  ist  meist  eine  enorme  Belästigung  der 
Arbeiterschaft  Die  Familie  wird  wahrend  derselben  oft  ganz  aus- 
einander gerissen.  Wahrend  die  einen  einer  am  frühen  Morgen 
beginnenden  Schicht  angehören,  die  nach  kurzer  Morgenscfatcbt 
zum  frühen  Mittagessen  nach  Hause  kommt  und  auch  abends  früh 
ihre  Arbeit  beendet,  «nd  die  anderen  genötigt,  zur  Zeit  der  sonstigen 
Mittagspause  an  ihre  Stelle  zu  treten  und  bb  zur  letzten  erlaubten 
Stunde  auszuharren.  Wie  dadurch  das  ganze  hausliche  Leben  ge* 
stört,  die  Arbeit  der  Hausfran,  die  verschiedenen  Abteilungen  ihr 
Hssen  bereit  zu  halten  hat,  gemehrt  wird,  liegt  auf  der  Hand 
Allerdings  hat  das  Fabrikinspektorat  stets  die  Nachsucfaung  einer 
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Bewilligung  (lir  ^ese  Arbeitsordnung  gefordert,  die  Regierungen 
auf  die  daraus  entstehenden  Nachteile  aufmerksam  gemacht  und 
darauf  gedrungen,  d.ifs  Rol<"]ie  Schichtenarbeit  nicht  mehr  gestattet 
werde,  wo  sie  fast  jedes  Jahr  rcgclmäfsig  wiederkehrt  und  lediglich 
dadurch  veranlafst  wird ,  dafs  der  Fabrikbesitzer ,  dem  die  regel- 
mäfsige  Wiederkehr  des  Wassermangels  bekannt  ist,  nicht  fiir  die 
Beschaffung  von  AuslulLskraft  sorgt.  Es  dürfte  wohl  unbedenklich 
verlangt  werden,  dafs  bei  Wassermangel  Schichtenarbeit  nur  in  den 
Fällen  gestattet  werde,  wo  derselbe  ausnahmsweise  und  in 
nicht  vorher  zu  sehender  Weise  eintritt 

Zum  Schlufs  dieses  Abschnitts  mag  noch  einiger  sehr  ver- 
einadt  vorkommender  Verhältnisse  erwähnt  werden»  wo  den  Be- 
hMen  keineriei  Befugnis  sustand,  Abweichimgen  von  den  allge- 
meinen gesetdichen  Vorschriften  zu  gestatten,  wo  sie  aber  zur 
Uebeneugung  gelangen  mufeten,  da&  ein  strenges  Festhalten  am 
Buchstaben  des  Gesetzes  kaum  zu  rechtfertigen  sei.  So  giebt  es 
Unternehmungen,  wo  nur  etnl|[e  wenige  sachverständige  Personen 
den  Betrieb  so  durchrAiflihren  vermögen,  dafs  schwere  Gefährdungen 
der  Arbeiterschaft,  wie  der  Umgebung  ausgeschlossen  sind.  Diese 
Leute  lösen  sich  rcgelmäfsig  ab ;  soll  aber  ein  Wechsel  in  der  Tag- 
oder Nachtschicht  im  kontinuierüchcn  Betrieb  stattfinden,  könnte 
dies  nur  durch  Einschicbung  einer  dritten  Schicht  erfolgen.  Da 
hierfür  sachverständiges  Personal  fehlt  und  seine  Beschaffung  bei 
der  Kleinheit  des  Betriebs  unmöglich,  weil  die  ökonomische 
Leistungsfähigkeit  des  Geschäfts  übersteigend  ist,  kann  der  Wechsel 
nur  durch  Einschieben  einer  18 stündigen  Schicht  erhielt  werden. 
Daraus  sind  schon  oft  bedenkliche  Schwierigkeiten  erwachsen,  die 
nur  allmählich  durch  Gewinnung  oder  Anlernung  brauchbarer  Ersatz- 
mannschaft  t}escitigt  werden  konnten,  wozu  es  läi^erer  Zeit  be- 
durfte* 

£3  giebt  femer  Angestellte,  denen  gewisse  difißzile  Funktionen 
obliegen,  deren  unrichtige  Ausführung  enormen  Schaden  bedingen 
würde  und  für  den  »e  vetantwortltch  wären.  Dauert  nun  dieser 
Frozefs  langer  als  der  normale  Ari>eitstag,  läfst  sich  dessen  verant- 
wortlicher Leiter  kaum  bew^n,  sich  durch  jemand  anderes  ver* 
treten  zu  lassen,  an  dessen  MifsgriflTen  er  die  Mitschuld  tragen 
müfete.  In  solchen  Fällen  wird  vermutlich  das  Gesetz  allen  Be* 
muhungen  der  Behörden  zum  Trotz  fast  immer  umgangen  werden. 
Die  Gestattung  einer  Ausnahme  wäre  hier  wohl  begründet  und 

jedenfalls  besser,  als  die  Provokation  einer  Gesetzesübertretung 

19* 
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durch  das  l'csthaltcn  am  starren  Gest'tzcsbiichstabcn.  Eine  solche 
Ausn.ilnnegestattun^  inüfstc  freilich  nur  von  der  Hundcsbchorde, 
nach  vorheriger  Kinliolung  der  Ansiclit  der  Kaatousregierung  und 
der  Inspektoren  ausgehen. 

Jede  andere  Gesetzgebung  siebt  solche  Ausnabmefalle  vor  und 
sorgt  durch  .Erteilung  der  nötigen  Kompetenzen»  dals  in  den  er- 
wähnten und  ähnlichen  Fallen  ohne  Sdiädigung  des  Ansehens  des 
Gesetzes  unerfüllbare  Anforderungen  vermieden  werden  können. 


XII.  Hilfsarbeit. 

Ks  giebt  eine  grofse  Zahl  Arbeiter,  deren  Thätigkeit  nicht  auf 
bestimmte  Stunden  beschränkt  werden  kann  und  ebensowenig  auf 

eine  bestimmte  Stundenzahl.  Zu  diesen  Leuten  gehören  nicht  nur 
Männer,  sondern  auch,  freilich  in  weit  j^eringerer  Zahl ,  Frauen. 
Manche  Rcinig^unfifsarbcilen  können  z.  R.  erst  vorgenommen  werden, 
wenn  die  Arbeitsräume  verlassen  worden  sind.  Das  Lüften  und 
Heizen  mufs  besorgt  werden,  che  die  Tagesarbeit  beginnt,  zum 
Teil  auch  in  den  Pausen;  der  Daniptkessel  mufs  geheizt  werden 
lange  bevor  die  Masciiinen  in  Rewegun«;^  «gesetzt  werden  können 
und  der  Oeler  mufs  sein  Werk  vollenden,  bevor  es  durch  das 
Laufen  gefährlicher  Getriebe  unausführbar  wird.  Für  alle  diese 
Arbeiten  erfand  man  den  gemeinsamen  Namen  der  HHilfs- 
arbeiten". 

Dieser  Ausdruck  hat  in  zahllosen  Fallen  eine  mifs brauch» 
liehe  Anwendung  gefunden.  Man  meinte  auch,  die  Bestim- 
mungen des  Art  XH  des  Fabrikgesetzes  auf  alle  Arbeiter  beziehen 
zu  können,  welche  auch  erst  nach  oder  schon  vor  dem  Normal' 

arbeitstag  eine  Arbeit  zu  verrichten  hatten,  die  man  glaubte,  mit' 
dem  Namen  der  Hilfsarbeit  belegen  zu  dürfen.  So  waren  durch 
eine  Reihe  von  Jahren  zahlreiche  Arbeiter  einer  unverantwort- 
lichen Ueberanstrengung  preisgegeben.  Eine  zutreffende  und  brauch- 
bare Definition  des  Ausdrucks  Hilfsarbeiter  zu  q;eben,  i?it  noch  nie 
gelungen  imfl  wird  auch  nicht  so  leicht  möglicli  sein,  wenigstens 
in  der  erfonleriichen,  jedermann  verstandlichen  Weise. 

Der  Bundesrat  unternahm  es  daher,  diejenigen  Arbeiter- 
kalegorieen  zu  bezeichnen,  die  als  unter  den  Art.  XII 
fallend  anzuerkennen  i.eien.  Dabei  blieb  natürlich  die  Hestinimung 
aufrecht  erhalten,  dafs  dazu  nur  Personen  über  l8  Jahren  und  von 
den  weiblichen  nur  die  unverheirateten  gehören  können.  Das  Ver- 
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zeichnis  der  erwähnten  Gruppen  von  Arbeitern  wurde  erst  nach 
eil^^faendell  Untersuchungen  und  Anhörung  der  Meinungsäutse> 
mögen  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  aufgestellt.  Wie  es  bisher 
nur  bruchstückweise  fertig  gestellt  wurde,  so  wird  es  wohl  auch 
weiter  geschehen,  weil  immer  neue  Beschäftigungsarten  auftauchen 
können,  die  früher  nicht  bekannt  waren  oder  nicht  dieselbe  Be- 
deutung im  Kabrikbetriebc  besafsen.  Vielleicht  w^ire  es  das  rich- 
tigste, die  Bezeichnung  „Hilfsarbeiter"  ganz  7a\  beseitigten,  die  zu  so 
viel  wirklichen  oder  angebliclien  Mils\erständnissen  und  ungerecht- 
fertigten Ansprüchen  führt  um\  einfach  zw  sagen,  der  Bundesrat  sei 
enmächtigt,  diejenigen  Arbeiten  zu  bezeichnen,  auf  welche  die  Be- 
stimmungen des  Art.  XII  anzuwenden  seien.  Die  Liste  derselben 
braucht  bei  ihrer  voraussichtlich  in  diesem  oder  jenem  Sinn  öfter 
eintretenden  Revison^)«lürftigkeit  nicht  dem  Gesetz  dnverletbt  zu 
werden.  Wohl  aber  sollte  dasselbe  Zusätze  erhalten,  die  erstlich 
den  Art  XII  nur  auf  solche  Arbeiter  anwendbar  erklären,  die  spe* 
ziell  mit  den  au%ezäblten  Verrichtungen  betraut  sind,  nicht  aber 
solche,  denen  sie  neben  der  anderen  regulären  Fabrikarbeit  über* 
tragen  werden  und  zweitens  den  Forderungen  fibermäfsig 
langer  Arbeitszeit  entgegentreten.  Die  Fabrikinspektoren 
hatten  bisher  keine  andere  Handhabe,  um  gegen  Ueberanstrengung 
der  Hilfsarbeiter  einzuschreiten,  als  wenn  sie  sich  auf  die  Gefahr- 
dung dieser  Arbeiter  selbst  oder  ihrer  Nebenarbeitcr  oder  auch  der 
Nachbarschaft  durch  übermüdete  und  schlaftrunkene  Leute  oder  auf 
nachweisliche  Gesundheitsschädigungen  der  Hilfsarbeiter  beriefen. 
Dem  sollte  ein  revidiertes  Gesetz  abhelfen.  Wohl  konnte  schwer- 
lich eine  b e s t  i  nnn  t e  Z a h  1  von  t a f:^  1  i c h e n  A  r  b e  i  t  s s t  u  n d  e  n 
festgestellt  werden,  da  die  Bedürfnisse  des  Betriebs  bei  einzelnen 
Arten  von  Hilfsarbeiten  nicht  immer  die  gleichen  .sind  und  da  oft- 
mals auch  luii  eine  gewisse  Anzahl  von  Stunden  Präsenzzeit, 
nicht  eigentlicher  Arbeit  gefordert  werden  muls,  die  kauni  zum 
vollen  Wert,  wie  die  eigentliche  Arbeitszeit  zu  rechnen  ist.  Da- 
gegen wäre  es  gewifs  möglich,  jedem  Arbeiter  eine  gewisse 
Maximalzahl  wöchentlicher  Arbeits-  resp.  Präsenz« 
stunden  zu  sichern  oder  eine  Minimalzahl  der  täglichen 
Ruhestunden  vorzuschreiben,  die  unmittelbar  aufeinander  zu 
folgen  hätten  oder  endlich  durch  das  Verlangen  von  Lohn- 
zuschlägen bei  einer  über  12  Stunden  hinausgehenden  Beschäf- 
tigung die  übermäCsige  Beanspruchung  des  Arbeiters  unprofitabel 
zu  machen. 
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Es  ist  auch  beanstandet  worden,  dafs  Frauen  als  Hilisarbeite' 
rinnen  f  unktionieren  können.  Aus  der  frtilKren  Au&ahiung  der 
den  Hilisarbeitem  zukommenden  Funktionen  gellt  aber  zur  Genüge 

hervor,  dafs  manche  derselben  nur  für  Frauen  geeignet  sind,  da(s 
diese  auch  ganz  besonders  solche  snid,  welche  nur  nach  der  regu- 
lären Arbeitszeit  vorgenommen  werden  können.  M  tn  wini  also 
besser  bei  der  bisherigen  Bestimmung  inbezi^  auf  die  Verwendung 
der  Frauen  bleiben. 

Xin  und  XIV.  Nacht'  und  Sonntagsarbeit 

Die  verschiedenen  Bundesratsbcschlüsse,  welche  genauere  Be- 
stimmungen betreflend  Nacht'  und  Sonntagsarbeit  au6tetten, 
fassen  jeweilen  zusammen,  was  in  diesen  Artikeln  behandelt  ist 
Mit  Recht,  da  beide  ineinanderfibergreifen.  Sie  würden  besser  ver- 
schmolzen. 

Was  als  Nachtarbeit  zu  betfachten  sei,  sagt  das  Gesetz 
ganz  genau.  Wie  wünsdibar  es  wäre»  dafs  dieselbe  etwas  anders 
definiert  oder  aber  dem  Bundesrat  das  Recht  erteilt  A\'ürde,  in  ge- 
wissen  FäUen  Abweichungen  von  den  bisherigen  Vorschriften  zu 
gestatten,  wurde  früher  schon  ges^  und  motiviert.  Schlimmer 
steht  es  mit  der  Definition  der  Sonntagsarbeit.  Wann  be- 
ginnt, wann  endet  die  gesetzlich  verlangte  Sonntagspause?  Die 
Antwort  darauf  lautet  sehr  vcrscliiedcn.  Die  I  lauptsachc  ist  wohl, 
dafs  die  Ruhestunden  derart  geregelt  seien,  dafs  dem  Arbeiter  das 
Zusainnienlebcn  mit  der  Familie,  der  gcsellschatilu  he  Verkehr,  der 
Genufs  sonntäglicher  \"ergnügungen,  wie  etwa  Spaziergänge  u.  dgl., 
sowie  sclbsu  er.^täiidlich  auch  die  Befriedigung  kirchlicher  Bedürf- 
nisse hinrcKiicnd  ermöglicht  werde.  Sofern  dies  der  Fall  ist, 
kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  der  Sonntag  von  Sonntag  morgens 
sechs'bis  Montags  um  dicscUie  Zeit  oder  von  Samstag  bis  Sonntag 
abend  sechs  oder  auch  von  Mittemacht  zu  Mittemacht  gerechnet 
werde.  Das  letzte  halt  sich  genau  an  den  astronomisdi  richt^en 
Sonntag,  stört  aber  in  sehr  unzweckmäßiger  Weise  die  Nachtruhe  in 
der  Samstag-  und  Sonntagnacht  Gevrahre  man  also  doch  Freiheit, 
vielleicht  mit  dem  Beiüüigen,  dals  die  SomMagmorgenarbeit  nie  über 
6  Uhr  dauern,  die  am  Sonntag  Abend  nie  vor  8  Uhr  beginnen 
dürfe.  Wenn  man  auch  SO  ZU  26  Freistunden  gelangt,  dürfte  dies 
von  der  Industrie  leicht  zu  ertragen  sein. 

Die  Sonntagsarbeit  ist  auch  darin  beschränkt,  da&  sie  nicht 
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an  mdireren  Sonntagen  nacheinander  zulassig  ist«  sondern  da(s 
jeder  zweite  Sonntag  frei  bleiben  mu(s.  Wo  es  sich  um 
Notarbeiten  handelt,  wird  diese  Bestimmung  kaum  irgendwo 
beachtet.  Das  wird  auch  kaum  zu  \eniieiden  sein.  Dagegen 
dürfte  wohl  vorf^eschrieben  werden,  dais  dem  Arbeiter,  der  an 
zwei  Sonntagen  nacheinander  beansprucht  worden  ist,  in  der 
Woche  ein  voller  Tag  von  24  Stunden  frei  gegeben 
werde. 

Ein  weiterer  Wunscli,  den  man  öfter  verninnnt,  ist  der,  dals 
an  den  drei  hohen  Festtagen,  Weihnacht,  Ostern  und  Pfingsten 
eine  Pause  von  48  statt  24  Stunden  einzutreten  habe.  In  vielen 
Kantonen  ist  dies  langst  der  Fall,  wo  aber  die  Sitte  nicht  sonst 
herrscht,  diese  1  agc  auch  xu  feiern  würde  one  solche  Vorschrift 
wohl  sehr  widerwillig  au%enoinmen,  besonders  bei  den  Katholiken, 
die  sonst  schon  eine  grofsere  Zahl  von  Feiertagen  haben.  Sehr 
empfehlenswert  wäre  dagegen,  dals  die  kantonalen  Regierungen 
verpflichtet  würen,  aUiallige  Aendeningen  in  der4.iste  der  obli- 
gatorischen  Feiertage  jewetlen  anzuzeigen.  Es  würden  da- 
durch nicht  selten  unan^cnelime  Müsverständnisse  vermieden. 

Das  Gesetz  zählt  eine  Reihe  von  Fällen  auf,  wo  Nacht-  oder 
Sonntagsarbeit,  selbst  zum  Teil  ohne  Einholung  einer  Be- 
will i  g  u  n  z  u  1  ä  s  s  i  Pf  ist  Letzteres  gilt  für  die  ,,N  o  t  a  r  b  c  i  t  c  n". 
Doch  sind  diese,  Vvohi  aus  Verseilen,  nur  bei  tier  Sonntagsarbeit 
vorgesehen,  wählen  d  sie  bei  der  Xaclilarbeit  weit  häufiger  vor- 
kommen. Allerdings»  ist  der  Arbeitgeber  von  der  Kinholung  einer 
Bewilligung  entbunden,  ,,\\tfm  es  sich  um  dringende,  nur  einmalige 
Nachtarbeit  erheischende  Reparaturen"  liandelt.  .\ber  es  gicbt 
auch  andere  Xotarbeitcn,  über  welche  das  Gesetz  sich  genauer  aus- 
sprechen sollte.  Das  deutsche  Gesetz  zählt  als  sdche  auf:  Ar* 
bdtcn,  welche  in  Notfallen  oder  im  öffentlkdien  Interesse  unver« 
si^lich  vorgenommen  werden  müssen,  die  Bewachung  der  Betriebs- 
anlagen, Arbeiten  zur  Reinigung  und  Initandhahung,  durch  welche 
der  regdmilsige  Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden  Betriebes 
bedingt  ist,  sowie  Arbeiten,  von  wekben  die  Wiederaufnahme  des 
vollen  werktägigen  Betriebs  abhangig  ist,  aofem  diese  Arbeiten 
nicht  an  Werktagen  vorgenommen  werden  können.  Femer  erwähnt 
es  Arbfiten,  welche  xur  Verhütung  des  Verderbens  von  Rohstoffen 
oder  des  MiUiagens  von  Arbeitserzeugnissen  erforderlich  sind  und 
an  Werktagen  nicht  vorgenommen  werden  können.  Derartige  Er- 
iäuterungen  in  unser  Gesetz  au&unehmen,  ist  dringend  notwendig» 
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dehn  der  Ausdruck  Notarbeit  erfahrt  oft  eine  ganz  sonderbare 
Interpretation.  Will  mnt^  Mifsbräuchen  der  allo;emein  gehaltenen 
Bewilligung  vorbeugen,  muls  auch  verlangt  werden,  dafs  einX'cr- 
zeichnis  geführt  werde,  aus  dem  die  Zahl  der  Arbeiter 
und  Dauer  und  Art  ihrer  Beschäftigung  mit  „Not- 
arbeiten"  zu  ersehen  sind. 

Zu  jeder  anderen  Nacht-  oder  Sonntagsarheit  ist  die  amt- 
liche Bewilligung  einzuholen,  oder  eigentlich  nui  1  ur  crstcrc, 
wenn  es  ^ch  nicht  um  wiederholte,  regelmäfsige  Sonntagsarbeit 
handelt  Die  Lokalbehdrden  haben  die  Befugnis,  für  zwei  Wodien 
PIrlaubnis  zur  Nachtarbeit  zu  erteilen,  eine  in  Anbetracht  der  Leich- 
tigkeit, mit  der  solche  Bewilligungen  erhattlidi  sind,  viel  zu  lange 
I^uer.  Eine  Woche  würde  genügen,  da  innerhalb  dieser  Frist 
mit  aller  Bequemlichkeit  die  regierungsratliche  Bewilligung  einge- 
holt werden  könnte. 

Wo  eine  dauernde  Gestattung  von  Nacht-  oder 
Sonntagsarbeit  beansprucht  wird,  ist  nur  der  Bundesrat 
kompetent;  ebenso  zur  £rteilung  von  solchen,  die  fiir  einen  ganzen 
Industriezweig  Gültigkeit  haben  („generelle  Bewilligungen"). 
Diese  werden  jeweilcn  nur  nach  sehr  eingehender  Prüfung  erteilt. 
Sie  werden  auch  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Revision  unterworfen, 
wie  aus  den  bezüglichen  Bundesratsbeschlüssen  zu  entnehmen  ist. 
Ks  wird  nicht  nur  einfach  Sonntagsarbeit  zugestanden,  sondern  es 
wiril  auch  geprüft,  wie  viel  Zeit  erforderlich  sein  möchte,  um 
tias  durchaus  Nötige  zu  verrichten  und  je  nach  dem  Resultat  die>cr 
UnteiMiciiung  wird  die  Gestattung  auf  eine  gewisse  Stunden- 
zahl oder  Tageszeit  beschränkt. 

Was  die  Form  und  die  beigefügten  Bedingungen  aller B& 
willigungen  anbetrifft,  sind  dieselben  bisher  schon  nur  anericannt 
worden,  wenn  sie  schriftlich  ausgestellt  und  den  zur  Aufsicht  ver- 
pflichteten  Amtsstellen  mitgeteilt  wurden.  Anschlagen  der  Be- 
vnlligung  in  den  Arbeitsraumen  wurde  allgemein  verlangt  Ueber 
die  Zwischenpausen  etwas  bdzujßigen,  wurde  sehr  häufig  unter» 
lassen.  Da  aber  vielfech  die  Meinung  herrscht,  es  bedürfe  bei 
Nachtarbeit  keiner  Pause,  würde  das  Vorschreiben  einer 
solchen  besser  gefordert  H  ö  h  e  r  e  Bezahlung  für  Nachtarbeit 
oder  Sonntagsarbeit  vorzuschreiben,  ist  so  ziemlich  allgemdn  als 
billig  anerkannt  und  üblich.  Einen  bestimmten  Prozentsatz  vorzu- 
schreiben, geht  aber  nicht  wohl  an,  namentlich  bei  kontinuierlichen 
Betrieben,  welche  eine  solche  das  ganze  Jahr  hindurch  dauernde 
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Erliohung  der  täglichen  Lohnau^gabe  nurht' immer  zu  ertragien  ver* 
möchten.  Auch  gicbt  es  FäDe,  wo  die  Möglicfakeit  des  völligen 
Verzichts  auf  Lohnzuschlag  sollte  gewährt  werden  können. 
Es  ist  z.  B.  schon  öfter  vorgekommen,  daCs  nach  dem  Brand  eines 
Teils  eines  Etablissements  viele  Arbeiter  brotlos  geworden  wären, 
wenn  sie  nicht  durch  Einführung  von  Nachtarbeit  an  den  erhalten 
gebliebenen  Maschinen  Ersatz  ge&nden  hatten.  Zu  dieser  ohnehin 
weniger  und  schlechteres  Produkt  liefernden  Nachtarbeit  wurde  sich 
aber  der  Prinzipal  nicht  entscfaliefsen,  wenn  ihm  die  Arbeitslöhne 
noch  überdies  verteuert  würden.  Aehnliche  Verhaltnisse  kommen 
hier  und  da  vor  und  sollten  Berücksichtigung  finden. 

Sehr  schwer  wird  bei  Einführung  des  Zehnstundentages  die 
Frage  zu  entscheiden  sein,  ufelche  Bedingungen  wc^en  der  Pausen 
zu  stellen  seien.  Bei  kontinuierlichen  Betrieben  ist  es 
kaum  gedenkbar,  dals  ein  Arbeiter  nur  10  Stunden  bei  seiner  Be- 
sdiäftigung  verbleibe,  zumal  wenn  das  Recht  zum  Verlassen  des 
Arbdtslokals  in  den  Flausen  beansprucht  wird.  Man  wird  daher 
unwillkürlich  zum  Postulat  einer  achtstündigen  Schichten* 
arbeit  geführt  Diese  wäre  auch  vom  hygienischen  Standpunkt 
aus  empfehlenswert  Wo  die  Arbeit  eine  besonders  anstrengrende 
oder  ungesunde  ist,  sollten  diese  drei  Schichten  unbedingt  verlangt 
werden.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  müssen  verschiedene  Bedenken, 
die  dagegen  sprechen,  wohl  erwogen  werden. 

Die  Erstekungskosten  eines  Produktes  würden  in  den  Fällen,' 
wo  die  gröfsere  oder  geringere  Thätigkeit  des  Arbeiters  die  Menge 
des  gelieferten  Produktes  nicht  oder  nur  sehr  wenig  bceinflulst, 
selbstverständlich  um   '/s  tuinmehr  zu  bezahlenden  Lohnes 

steigen,  es  wäre  denn,  dafs  der  bisherige  Lohn  des  einzelnen  ent- 
sprechend heruntergesetzt  würde.  Ob  alle  hidusUieen  mit  konti- 
nuierlichem  Betrieb  diese  Vermehrung  der  Produktions> 
kosten  ertragen  können  oder  nicht  mülste  jedenfalls  genau  ge< 
prüft  werden. 

Vielleicht  würde  die  Einfuhrung  der  Dreischichtenarbeit  auich 
zu  einem  Verzicht  auf  die  Nachtarbeit  führen,  ein  aus 
Arbeiterkreisen  wiederholt  gestelltes  Postulat,  Damit  würde  die 
Nachtarbeit  z.  B.  für  etwa  200 — 250  unter  dem  Fabrikgesetz 
stehende  Müller  beseitigt.  Zugleich  aber  würde  die  Wasserkraft 
welche  heute  von  den  Mühlen  mit  drei  und  mehr  Arbeitern  benutzt 
wird  und  6326  Pferdestärken  ausmacht  in  ihren  Beschaffungskosten 
sich  auf  ein  nur  noch  etwa  zwei  Drittel  des  bisherigen  sich  be« 
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Jaufcndes  Quantum  Mehl  verteilen  müssen.  Ob  und  üi  welchem 
Mais  dies  den  Preis  des  Produktes  erhöhen  würde,  mog^en  Fachleute 
berechnen.  Ks  werden  solche  Rücksichten  jedenfalls  nicht  ohne 
Einflufs  auf  die  Gestaltung  unserer  gewerblichen  Gesetzgebung 
bleiben. 

Elae  weitere  mit  der  Nachtarbeit  zusammenhängende  Frage 
ist  die,  wie  der  Schicfatenweohsel  stattfinden  sdi  Hierin 
geben  die  Wünsche  der  daTon  betroffenen  Arbeiter  oft  weit  aus- 
einander. Es  gtebt  Albeiter,  welche  diesen  Wechsel  gar  nicht 
wünschen.  So  sind  unter  den  sogen.  NachtschalTem  in  den  Mühlen 
vide,  die  jahraus  und  -ein  nachts  beschäftigt  sind  und  dies  der 
Tagesarbett  vomehen,  einerseits  weit  sie  etwas  besser  bezahlt  werden, 
andererseits  weU  die  Nachtarbeiter  gewisse  anstrengende  Funktionen 
nicht  über  sich  nehmen  müssen.  Andere  wünschen  Wechsel,  bald 
in  kürzeren,  bald  in  längeren  Perioden,  da  sich  der  eine  schneller, 
der  andere  langsamer  in  den  Wechsel  findet.  Manche  bedürfen 
vieler  Tage,  bevor  sie  sich  an  das  Schlafen  bei  Tage  gewohnen 
oder  auch  abends  wieder  rechtzeiti;^  zu  dem  Schlaf  gelanj:fen 
können,  dessen  sie  sich  um  diese  Zeit  entwöhnt  hatten.  Am  besten 
würde  fler  Termin  des  Schichtcnwechsels  durch  die  Jöcteiligten  selbst 
festgcstclh. 

Dann  bleibt  aber  noch  eine  PVage  zu  erledigen.  Wenn  die 
24  Betriebsstunden  in  zwei  Schichten  geteilt  sind,  wird  ein  Wechsel 
kaum  stattfinden  können,  ohne  dafe  längere  oder  kürzere,  als  die 
normalen  Schichten  zwischenhinein  geschoben  werden.  Die  längeren 
widersprechen  dem  Gesetz,  kürzere  sind  dem  Arbeiter  oft  zuwider, 
weil  ihm  eine  nur  kurze  Aibeitsperiode  in  seine  gewohnte  Zeitein> 
teilung  nicht  palst  Andere  FabrÜ^esetze  gestatten  ahiormal  lange, 
z.  B.  iSstündige  AibeitS'  oder  Präsenzperioden,  um  den  Schichten- 
wechsel  zu  ermöglichen.  Den  Entscheid  auch  hier  den  Arbdtem 
selbst  zu  überlassen,  wo  nicht  schwerwiegende  Gründe  entgegen^ 
stehen,  wäre  vielleicht  das  Empfehlenswerteste,  wenn  die  Zwd- 
schtchtenarbeit  fortbestehen  bleibt. 

Das  1877er  Fabrikgesetz  bestimmt  am  Schlufs  von  Art.  XIIL, 
dafs  alle  erteilten  Bewilligungen  bei  veränderten  \>rhältnissen  der 
Fabrikation  zurücke^czogcn  oder  abgeändert  werden  können. 
J)as  darf  aucii  für  die  Gestattung  der  S(:)nnta;.^sarbcit  igelten.  Die 
Anregung  zur  Kinholung  wie  zur  Aenderung  solcher  Bcwüiigungen 
wird  meist  von  den  Fabrikinspektoren  ausgehen,  wie  sie  auch  in 
der  Regel  zuerst  vom  Bundesrat  resp.  seinem  Industriedepartemeni 
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um  ihre  Ansidit  lidragt  werden.  Die  Verpflichtung,  die  Meinung 
der  Arbeiter  vor  EiteiluDg  einer  Bewilligung  eben&tts  einzuhcdea« 
wie  schon  vorgeschlagen  worden,  erscheint  Überflüssig»  da  in  den 
meisten  Fällen  die  Notwend^;keit^  die  vom  Gesetz  ab  erwiesen 
vorausgesetzt  wird,  fiir  die  nachgesuchte  Bewilligung  vom. tech- 
nischen Standpunkt  aus  nachgewiesen  ist  In  den  meisten 
Fällen  vrare  diese  Befragung  eine  unn&tige  Komplikation  des  ganzen 
Verfahrens,  während  eine  Bekanntmachung  der  nachgesuchten  Bc- 
wüligui^  durch  Anschlag  in  der  Fabrik  der  Arbeiterschaft  auch, 
die  Nföglichkdt  gewähren  würde,  gerechte  Einwendungen  beim  In- 
dustriedepartement zur  Gdtung  zu  bringen.  Auch  später  noch'  auf 
veränderte  Verhältnisse  aufinericsam  zu  machen  oder  Wünsche  an* 
zubringen,  steht  ja  ohne  weiteres  den  Arbeitern  frei 

XV.  Frauenarbeit 

Frauenspersonen  sollen  unter  keinen  Umständen  zur  Sonn- 
tags« oder  Nachtarbeit  verwendet  werden,  bestimmt  das  iSf^tr 
Fabrikgesetz.  Diese  VoischrÜt  ist  um  so  strenger,  als  die  Nacht- 
arbeit schon  um  S  Uhr  beginnt  Sie  ist  allzu  starr.  Es  wurde 
schon  früher  gezeigt,  zu  welchen  iür  eine  grolse  Zahl  Frauen  sehr 
nachteiligen  Folgen  dies  geführt,  wie  es  sie  dem  Schutz  des  Fabrik- 
gesetzes entzogen  hat  Die  dort  (pag.  284}  angeföhrten  Beispiele 
iiefsen  sich  mit  Leichtigkeit  vennehren.  Es  kann  daher  hier  nur 
der  Wunsch  wiederholt  werden,  dals  der  Bundesrat  die  Befugnis 
erhalte,  in  besonderen  Fällen  Ausnahmen  zu  gestatten. 
£s  ist  damit  durchaus  nicht  beabsichtigt,  der  Ueberzettarbeit  der 
Frauen  Vorschub  zu  leisten  —  im  Gegenteil,  die  gewünschte  Ver- 
schiebung der  Arbeitsstunden  wird  oft  die  Ueberzeit  überflüss^ 
machen.  £s  soll  also  nicht  das  Beispiel  der  englischen  oder  deut- 
schen  Gesetzgebung  nachgeahmt  werden,  welche  zwar  ihre  Ge- 
stattungen in  sehr  bescheidenen  Grenzen  halten  und  noch  weniger 
dasjenige  der  französisehen  von  1895,  welche  durch  eine  Menge 
von  Ausoahmsgestattungen  in  zahlreichen  Fällen  Nachtarbeit  der 
Frauen  ermöglicht. 

Für  die  den  Frauenschutz  mehr  ausdehnende,  als  beschränkende 
Tendenz  dieser  Vorschläge  dürfte  auch  der  Antrag  sprechen,  dafs 
eine  Bestimmun<^  ins  Gesetz  au%enommen  werde,  wonach  zu  ge- 
wissen Arbeiten  nicht  nur  schwangere  Frauen,  sondern  weibliche 
Personen  überhaupt  nicht  zugelassen  werden  dürfen. 
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sei  es  aus  Gründen  des  Anstands  oder  wegen  mangelnder  physischer 
Eijrnung.  Allerdings  hat  sich  unsere  Bevölkerunf^  schon  bisher  aus 
angebornem  Anstandsgefühl  oder  verständiger  Einsicht  von  solcher 
ungebührlichen  Beanspruchung  der  l'rauen  meist  fern  gehalten.  Ks 
sind  sehr  seltene  Ausnahmen,  wenn  eine  Frau  unter  den  halb- 
nackten Arbeitern  an  Brenn-  und  (-ilasöfcn,  beim  Abtragen  von 
Ziegeln,  oder  auch,  wenn  sie  bei  der  Besorgung  von  Zirkularsagcu 
und  anderen  gelahrliclicn  Maschinen  betroffen  wird.  Was  soll  aber 
der  Inspektor  anfangen,  wenn  es  vorkommt  und  sein  Zureden  den 
^fiisstand  nicht  zu  beseitigen  vermag  ?  Mit  der  Anrufung  des  letzten 
Alinea  von  Art.  XV  kommt  er  in  solchem  Fall  nicht  zum  ZitL 
Der  Bundesrat  sollte  daher  beauftragt  werden,  wie  er  eine  Liste 
der  Arbeiten  aufgestellt  hat,  zu  weldien  Schwangere  nicht  zuge- 
lassen werden  dürfen,  so  auch  eine  solche  zu  erstellen, 
welche  den  weiblichen  Personen  die  Beteiligung  an 
g.ewissen  Arbeiten  verbietet. 

Unser  Gesetz  enthält  auch  noch  einige  andere  Bestimmungen 
speziell  r.u  Gunsten  der  Frauenwelt  oder  es  werden  solche  ange- 
strebt. Dahin  gehört  die  Verlängerung  der  Mittagspause, 
welche  den  Frauen  gewährt  werden  mufs,  die  eine  Haushaltung  zu 
besorgen  haben.  Diese  Halbstunde  ist  freilirli  nur  eine  kleine  Ab- 
schlagszahlung an  das,  was  nicht  nur  im  Interesse  der  Frau  selbst, 
sondern  vielleicht  noch  mehr  in  demjenigen  der  besseren  Ernährung 
der  ganzen  Familie  wünsch  bar  wäre.  Doch  wäre  der  Gewinn 
kleiner,  als  man  denkt,  so  lange  bei  den  Frauen  eine  so  geringe 
Kenntnis  des  Kochens  zu  hnden  ist,  wie  sie  heute  leider  zu 
konstatieren  ist  Die  Fabrikation  von  Konserven,  welche  eine 
rasche  Zubereitung  verdaulicher  *und  wohlschmeckender  Speisen 
während  der  kurzen  Mittagapause  erleichtern,  hat  zwar  den  Uebel- 
stand  etwas  gemildert,  aber  nur  bei  denjenigen,  welche  in  dieser 
etwas  kostspieligeren  Weise  ihren  Tisch  zu  bestellen  vermögen. 
Tausende  würden  aber  auch  bei  läj^erer  Mitts^pause  nach  wie 
vor  mit  abscheulich  zubereiteter  KosC  sidi  b^nügen  müssen*  Die 
allgemeine  Einfuhrung  von  Kochunterricht,  mindestens  in  allen  in- 
dustriellen Gegenden,  würde  vermutlich  weit  mehr  Nutzen  bringen. 
Zudem  ist  es  sehr  fraglich,  welche  Aufnahme  eine  solche  verlängerte 
Mittagspause  nicht  nur  bei  den  Arbeitgebern,  sondern  ebensosehr 
bei  den  Arbeiterinnen  selbst  fände. 

Die  Krfahrungen ,  welche  man  bei  der  Enquete  betreti'end 
Samstagnachmittagschlufs  gemacht  hat,  sind  nicht  gerade 
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ermiitigjcnd  für  solche  Versuche,  Hnt  mnii  sich  doch  hier,  weni.;;- 
stens  in  tlcn  cidf:,'cn.  Räten,  mit  einem  Kompromifs  zwischen  den 
\  erschietienen  Wünschen  und  Interessen  begnügt,  welcher  den  Maus- 
frauen eilte  i^^eringe  Krleichterung  bringen  und  mehr  den  Männern 
Ver^nü<^ca  verursachen  wird. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  X\',  welche  sich  auf  die  Schwan- 
geren und  Wöchnerinnen  beziehen,  sind  sehr  human  gedacht, 
aber  sehr  unpraktisch  gelalst,  wie  die  Amtsberichte  der  Inspektoren 
oft  nadigewiesen  haben.  Das  Femhalten  der  in  den  letzten 
Wochen  der  Schwangerschaft  stehenden  Frauen  wurde  dadurch  nie 
erreicht  ZahUc«e  Frauen  arbeiteten  bis  zum  Tag  der  Niederkunft, 
teils  weil  sie  dies  wollten  und  das  Gesetz  sie  nicht  hinderte»  teils 
weil  sie  den  Endtermin  der  Schwangerschaft  selbst  nicht  einmal 
kannten.  Ihn  genau  festzustellen,  wäre  in  der  Minderzahl  der  Fälle 
möglich  und  die  Schwangeren  selbst  wären  kaum  bestrebt,  dazu  mit- 
zuhelfen. Allerdings  treten  eine  Menge  Schwangere  vor  der 
Niederkunft  aus  der  Arbeit,  oft  Monate  lang  zuvor,  weil  sie 
unter  allerlei  Srhwang;ersrhaftsbe?chwerden  leiden.  Vom  Gesetz 
werden  sie  nicht  tlazu  bewogen  — -  im  Gcin-ntcil,  es  wird  sehr  viel 
über  dieses  „am  grünen  Tisch  erlassene"  desei/  gespottet. 

Während  sich  <lie  Zeit  vor  der  Niederkunft  so  ziemlich 
jeder  Kontrolle  entzieht,  kann  dieselbe  über  das  Wegbleiben  sechs 
W  ochen  nachiier  \  iel  leichter  geübt  werden.  Sie  kann  bei  einigem 
guten  Willen  ganz  genau  sein,  wenn  nach  den  vom  Bundesrat  am 
7.  April  1885  aufgestellten  Weisungen  verfahren  wird  Nach  den- 
selben, deren  Aufnahme  ins  Gesetz  sehr  zu  empfehlen  wäre,  mfi&te 
„•eine  spezielle  Wöchnerinnenliste  geführt  werden, 
in  welcher  das  Datum  jedes  wegen  bevorstehender 
Niederkunft  erfolgenden  Fabrikaustritts  und,  wenn 
•der  Wiedereintritt  stattfindet,  das  von  der  Hebamme, 
dem  Arzt  oder  dem  Zivilstandesamt  bescheinigte 
Datum  der  Niederkunft,  so  wie  dasjenige  des  Wieder- 
•eintritts  eingetragen  wird."  Aber  diese  Liste  hilft  nichts, 
wenn  die  Wöchnerin  nicht  mehr  in  das  gleiche  Geschäft  zurück- 
kehrt. Dies  gcscliieht  aufserordentlich  oft.  Die  Frau,  welche  sich 
■dem  Ausschlufs  entziehen  will ,  tritt  entweder  für  kürzere  oder 
längere  Zeit,  in  eine  andere  Fabrik  ein,  wo  man  von  ihrer  Nieder- 
kunft nichts  weifs  oder  zu  wissen  l)ch;iuptet  oder  sie  \erschatTt 
sich  andere  Arbeit,  bald  als  Wäschcnn,  I'utzerin  etc.  Für  sie  un<l 
ihr  Kind  ist  d«c  Lage  oft  schlimmer  geworden.    So  wird  das  ganze 
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Gesetz  illusorisch.  Was  ist  nun  zu  thun?  Was  den  Ausschlufs 
der  Schwangeren  anbetrifft,  ist  die  Antwort  eine  sehr  einfache.  Man 
streiche  eine  Gesetzesbestimmung,  deren  Durchführung  niemals  zu 

erx^'arten  ist  und  ersetze  «?ie  durch  eine  andere,  wonach 
Schwangere,  die  wegen  irgend  welchen  Beschwerden 
aus  der  I-'abrikarbeit  auszutreten  wünschen,  diescjhne 
V  {)  r  a  u  s  g  c  ^  n  n  1^  c  n  e  Kündigung  thun  können.  I >ie  meisten 
Arbeitgeber  halten  dies  für  selbstverständlich,  den  uulorrn  ge;;cn- 
über  wird  den  Si  liwMnL^cren  ireniie^ender  Schutz  gewalirt.  L)ie 
Wöchnerinnen  werden  i  st  lann  ;uilli<)rt n  das  Gesetz  zu  umgehen, 
wenn  sie  nicht  mehr  il:res  bisherigen  Kinkommens  für  so  viele 
Worhrn  verlustig  geiien.  Es  genügt  auch  nur  teilweiser  Ersatz^ 
denn  die  daheim  bleibende  iMutter  erspart  den  Lohn  für  eine  Be- 
sorgerin  ihres  Kindes  und  manche  Ausgabe  für  Arbeiten,  die  5ic 
nun  verrichten  kann,  statt  sie  Fremden  zu  übergeben.  Dies  ein- 
sehend, haben  einzelne,  leider  nicht  zahlreiche  Fabrikanten  den 
Wöchnerinnen,  welche  die  Aussrhlulszeit  richtig  innehalten,  eine 
Subsidic  zugesiciiert.  In  anderen  b'ällcn,  aber  ebenfalls  nicht  hautig, 
erhalten  sie  eine  solche  aus  der  h  a  b  r  i  k  k  r  a  n  k  e  n  k  a  s  s  e.  Die 
Aus>u  Ilten,  dafs  letzteres  häutiger  vorkomme,  sind  sehr  gering,  denn 
die  niuiinlichen  Mitglieder  der  Kassen  tragen  in  dieser  Minsicht  oft 
die  roheste  Selbstsucht  zur  Schau.  Ks  bleibt  also  nur  das  Ob- 
ligatorium der  Krankenversicherung  und  die  gesetzliche 
Forderung  übrig,  dafs  diese  Kassen  den  Wöchnerinnen 
einen  beträchtlichen  Teil,  miadestcns  die  Hälfte,, 
ihres  Arbeitslohnes  während  der  A  uss  c  ii  1  u  i  szc  i  t  er- 
setzen. Einstweilen  aber  dürfte  auch  ein  anderes  Mittel  in  Be- 
tracht kommen :  die  S  t  r  a  f  b  a  r  e  i  k  1  ä  r  u  n  g  derjenigen  Wöchne- 
rinnen ,  welche  durch  falsche  Vorgalien  die  Kontrolle  unniöj;lich 
machen.  Wenn  man  sich  aber  auch  schwer  dazu  entschlielsen  wird, 
dürfte  man  es  doch  eher  dcajcaigen  Frauen  gegenüber  thun» 
welchen  Verrichtungen  obliegen,  von  denen  schwangere 
Frauen  auszuschlicfsen  sind.  Kommt  doch  dieser  Aus^ 
schlufs  vHlcl  zu  spät,  wenn  die  Schwangerschaft  so  weit  vorgerückt 
ist,  dafs  sie  aufTäUig  zu  Tage  tritt  und  mit  aller  Sicherheit  die  Ao" 
wendbarkeit  des  Art.  XV  ABS.  3  des  Fabrikgesetzes  behauptet 
werden  kann.  Dals  die  von  demselben  geforderte  Liste,  die  von 
Zeit  zu  Zeit  ergänzungsbedürftig  werden  kann,  nicht  in  das  Gesetz 
au&unehmen  ist,  versteht  sich  wohl  von  selbst 

Noch  bleibt  eine  den  Atisschlufe  der  Wöchnerinnen  von  der 
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Fabrikarbeit  betreffende  Frage  zu  besprechen  übrig,  nämlich  die, 
wie  es  mit  den  Früh-  und  Fehlgeburten  zu  halten  sei,  ob 
diese  den  gewöhnlichen  normalen  Geburten  gleich  zu  stellen  seien. 
Da  in  solchen  Fallen,  wenigstens  bei  Abortus  es  sich  nicht  um 
eine  lebensfähige  Frucht  handelt,  deren  mütterliche  Pflege  wenigstens 
für  einige  Wochen  gesichert  werden  soll,  sondern  nur  um  die  Sorge 
für  die  Frau,  könnte  man  leicht  auf  den  Gedanken  kommen,  es 
bedürte  —  wie  auch  bei  Frauen,  deren  normal  geborenes  Kind 
bald  nach  der  Geburt  wieder  gestorben  ist,  —  der  Ausschlulsfristen 
des  Art.  XV  nicht  man  könnte  diese  Mütter  einfach  als  Kranke 
oder  Genesende  behandeln  und  es  dem  ärztlichen  Gutachten  anheim 
stellen,  wann  die  F'abrikarheit  wieder  aufgenommen  werden  durfe. 
Man  könnte  auch  annehmen,  dals  für  solche  Frauen  ein  vierwöchent- 
licher  Ausschlufs  genüge,  wie  ihn  rlas  deutsche  Gesetz  für  jede 
Wöchnerin  vorsieht  und  auch  andere  Gesetze  zulassen,  wenn  ein 
ärztliches  Zeugnis  die  Frau  zur  Arbeit  wieder  tüchtig  erklärt.  In 
der  ungeheuren  Mehrzahl  der  Fälle  wird  es  überhaupt  zu  keinem 
Auss(  hluis  kommen,  da  die  Abortusfälle  nur  selten  bekannt  oder 
doch  sicher  konstatiert  werden.  Nur  wo  ärztliclie  Rehr^ndlung  not- 
wendig wird,  ist  dies  der  Fall,  nur  diese  wenigen  Personen  werden 
durch  Art  XV  gcscliutzt.  So  wird  denn  durch  Aufrechtcrhaltung 
seiner  Bestimmungen  für  F  ehlgeburten  wenig  erreicht,  aber  es  lohnt 
sich  auch  kaum,  um  dieser  wenigen  Ausnahmsfalle  willen  allerlei 
Ausnahmsbestimmungen  in  das  Gesetz  hinein  zu  bringen. 


XVI.  Jugendliche  Arbeiter. 

Dieser  Artikel  ist  im  Gesetz  in  nicht  zutreffender  Weise  als 
derjenige  bezeichnet,  der  von  der  Beschäftigung  der  minder- 
jährigen Arbeiter  handelt.  In  Wirklichkeit  spricht  er  aber 
nur  von  den  weniger  als  18  Jahre  alten.  Der  Deutlichkeit  hall)er 
wurde  niaa  die  Personen  vom  erfüllten  16.  bis  zum  vollendeten 
iS.  als  „Jugendliche",  alle  Jüngern  als  „Kinder"  bezeichnen. 

Leber  den  Inhalt  dieses  Artikels  äufsert  sich  einer  der  ange- 
schensten Führer  der  sozialdemokratischen  Partei:  die  Mängel,  die 
wir  zu  beklagen  hätten,  sind  in  der  Hauptsache  nicht  MSngd  des 
Gesetzes,  sondern  der  Ausliihrung.  Diesem  Ausspruch  kann  man 
wohl  beistimmen.  Man  wird  daher  kaum  zu  wesentlicben  Ab- 
änderungsvorschlägen gelangen.  Einige  Ergänzungen  und  Ver* 
bcsserungen  wären  aber  rätUch. 
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So  dürfte  dem  ersten  Alinea  beigefugt  werden,  4als  Kinider 
unter  14  Jahren  nicht  nur  nicht  zur  Fabrikarbeit  verwendet  iverden 
dürfen,  sondern  dafs  ihnen  auch  der  Aufenthalt  in  den 

Arbeitsräumen  untersagt  seL  Durch  diese  Bestimmung 
würde  der  Vollzug  des  Gesetzes  sehr  erleichtert,  da  oft  Kinder  an- 
geblich als  Boten  in  die  Lokale  eingeschmuggelt,  dann  aber  zu 
allerlei  Dienstleistungen  zurückbehalten  werden.  Auch  hygienische 
Gründe  rcchifertigen  diesen  Ausschlufs  vollständif5; ,  sowohl  fiir 
gröfsere  Kinder,  als  aiirh  für  solche,  wo  von  einer  allfälligcn  Ar- 
beitsleistung keine  Rede  sein  kann.  Wer  beobachtet  hat,  wie  durch 
unreinlich  gehaltene  Kinder  die  Luft  der  Arbcitssäle  verpestet  oder 
die  Glieder  der  an  allen  Maschinen  sich  herun^treibenden  Jugend 
gefährdet  werden,  wird  dem  Aussrlilufs  beipflichten. 

Nur  wenige  Stimmen  sind  bisher  laut  geworden,  die  ein 
weiteres  Hinausschieben  des  Eintrittsalters  verlangen.  Die 
Gründe  dafiir  und  dagegen  sind  sehr  verschiedenartig.  Zahlreiche 
Eltern  berechnen  vor  allem  den  Verlust,  der  ihnen  z.  E  aus  der 
Verschiebung  des  Eintritts  bis  zum  erfüllten  15.  Jahr  erwachsen 
würde.  Dieser  ist  allerdii^  nicht  unbedeutend,  nicht  nur  für  den 
einzelnen  Haushalt,  sondern  iur  die  Gesamtheit  der  Arbnter.  In 
unseren  Fabriken  arbeiten  über  35  000  Personen  unter  18  Jahren. 
Die  Zahl  der  14 — I5jähr^;en  ist  unbekannt,  muls  aber  mindestens 
auf  4—5000  geschätzt  werden.  Diese  verdienen  wenigstens  I  Vi 
bis  l  Millionen  Franken  im  Jahr.  Eine  Lohnsteigerung  für  die 
Erwachsenen  wäre  vielleicht  die  Folge  der  Verminderung  der  Kinder 
in  den  Fabriken,  aber  den  kinderreichen  Familien  würde  dadurch 
ihre  Einbufse  bei  weitem  nicht  ausgeglichen.  F.s  wäre  auch  mög- 
lich, ja  wahrscheinlich,  dafs  vielfach  die  Kmderarbeit  durch  Ver- 
besserungen an  Maschinen  überflüssig  zu  machen  versucht 
würde. 

Alle  in  Aussicht  stehenden  Finbulscn  könnten  aber  dadurch 
aufgewogen  werden ,  dafs  die  Entwicklung  der  körperlichen  und 
geistigen  Kräfte  der  Jugend  durch  eine  verlängerte  Schul- 
pflicht und  die  <fadurch  ermöglichte  gröiset«  Berückäditigung 
der  Leibesübungen  gefördert  würde.  Auf  diese  Weise  ist  Zürich 
vorgegangen,  indem  es  die  Zahl  setner  Schuljahre  erhöhte  und  es 
hat  dadurch  die  Handhabung  des  Kinderartikels  im  Fabril^esetz 
sehr  erleichtert;  aber  nur  die  Mindeizahl  der  Kantone  würde  seinem 
Vorbild  folgen.  Was  werden  dann  aber  die  nicht  mehr  schul- 
Pflichtigen  und  von  der  Fabrik  ausgeschlossenen  Kinder  thun?  Nur 
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eine  Minderzahl  wird  bei  der  Landwirtscliaft  oder  dem  Handwerk 
Beschäftigung  finden.  Dagegen  würden  sie  sich  der  Haus- 
industrie zuwenden,  die  ihnen  nvcli  weil  ungünstigere  Lebens- 
bedingungen bieten  würde.  Ein  revidiertes  Fabrikgesetz,  welches 
die  Kinder  erst  mit  15  Jahren  zur  Fabrikarbeit  zuliefse,  würde 
Tausende  veranlassen,  auf  diese  Erwägungen  gestützt,  gegen  das 
Gesetz  zu  stimmen  und  damit  auch  den  Zehnstundentag  zu^ 
rückzuweisen. 

Sdir  dnverstanden  wäre  ds^egen  wohl  jeder  Freund  des 
Kinderschutzes,  wenn  bei  der  Aufnahme  der  Kinder  strenger 
vorgegangen  würde.  Jede  Beschäftigung  von  Kindern,  welche 
nicht  in  die  Arbeiterliste  eingetragen  sind  und  fiir  die  nicht  ein 
amtlicher  Altersausweis  (für  dessen  u nentgeldliche  Ver- 
abfolgung zu  sorgen  die  kantonalen  Behörden  verpflichtet  sein 
sollten)  vorgewiesen  werden  kann,  sollte  mit  einer  Bufse  belegt 
werden  müssen,  welche  für  jedes  Kind  ohne  die  geforderten  Aus- 
weise besonders  zu  berechnen  wäre.  Für  Eltern  und  Vor- 
münder, welche  ihre  Kinder  vor  dem  gesetzlichen  Alter  in  die 
}-"ri!>rik  schicken,  sollte  ebenfalls  eine  Bufse  aust^csprochen  werden 
k'i  [in<  11.  Für  Kinder,  welche  dem  Fabnkins})ektor  zu  schwächlich 
für  dic  ihnen  obliegende  Arbeit  ersclieincn,  sollte  derselbe  einen 
amtsarztlichen  Ausweis  zu  verlangen  befugt  sein,  ob  sie  die 
genügenden  körperlichen  Kigeusc  haften  zur  Er- 
füllung ihrer  Aufgabe  besitzen,  ein  Recht,  das  ihnen  das 
englische  urie  das  franzSsbche  Gesetz  längst  zugestanden  hat  Es 
wäre  dies  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Vorschrift,  nach  welcher 
der  Bundesrat  ein  Verzeichnis  derjenigen  Verrichtungen  aufgestellt 
hat,  von  denen  Kinder  bis  zum  erfüllten  16.  Altersjahr  auszu- 
schKefsen  sind. 

Die  Arbeitszeit  der  Kinder  und  Jugendlichen  ist  verschie- 
denen Beschränkungen  unterworfen,  die  meist  weiter  gehen,  als  die 

der  ausländischen  Gesetzgebun<^en.  die  aber  auf  keinen  ernstlichen 
Widerstand  gestofsen  sind.  Den  Kindern  ist  eine  1 1  Stunden  über- 
steigende Arbeitszeit  untersagt.  Die  Stunden  des  Schul-  und  Reli- 
^onsunterrichts  müssen  in  diesen  Maximalarbeitstag  eingerechnet 
werden;  dieser  Unterricht  darf  auch  nicht  durch  die  Fahrikarbeit 
beeinträchtigt  werden.  Sonntags-  und  Xaclit;irl)eit  ist  !^än/.li(di  un- 
zulässig. Nach  der  Ansicht  einzelner  i^enügt  dies  nicht  und  es 
wird  eine  weitere  Reduktion  des  Arbeitstaktes  bis  auf 
acht    Stunden,    Unterrichtsstunden    inbegrifi'en ,  vorgc- 
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schlagen.  Ks  liegt  auf  der  I  l;iiHi,  dal'?  diLs  L-iiic  ungeheure  Störung 
in  diejenigen  Betriebe  bringen  inuisle,  welche  regelmäfsig  Kinder 
als  Gehilfen  verwenden,  wie  in  Spinnereien,  Schiffchenstickereien, 
Ziegeleien.  Man  würde  vieiieicht  versuchen,  die  Halbtagsarbeit 
einzuführen.  Was  sollten  aber  die  Kinder  mit  dem  anderen  haibcri 
Tag  beginnen?  Würden  nicht  unzählif^c  Eltern  die  Heimarbeit 
als  vorteilhafter  erachten  ^  Ks  würden  die  gleichen  Bedenken  auf- 
tauclien,  das  gleiche  Widerstreben  sich  geltend  machen  wie  bei 
einer  bereits  besprochenen  Herauhui  kung  des  Kintritt.saltcrs.  Auch 
in  diesem  Fall  müfste  wohl  mindestens  der  Zehnstundentag  der 
Verminderung  der  Kinderarbeit  zum  Opfer  fallen.  So  kommt  man 
wohl  nicht  mit  Unrecht  zu  dem  Schluls,  dafs  es  besser  sei,  mit 
Sicherheit  einen  Fortschritt  zu  erzielen ,  der  240  (XX)  Arbeitern 
beider  des*,  hiechter  zu  gute  kommt,  als  einen  nur  erhofften  für 
etwa  15000  14 — löjähriger  anzustreifen. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  der  Beibehallung  einer  aus- 
nahms weisen    Gestattung   der  Nachtarbeit    für  Knaben 
unter  18  Jahren,  wie  sie  in  Alinea  3  des  Art.  X\l  vorgesehen 
ist.    Von  dieser  Bestimmung  ist.  soweit  sie  sich  auf  die  14 — 16- 
jährigen  bezieht,  aufserordenthch  selten  und  in  sehr  geringer  Aus- 
dehnung Gebrauch  gemacht  worden.    Meist  werden  aui  die  jugend- 
lichen in  Anspruch  genommen.    Auf  sie  könnte  daher  diese  Aus- 
nahiiie  ohne  Schaden  für  die  Industrie  beschränkt  werden.  Line 
noch  uiuiljgeklärte  I'Vage  ist,  ob  auch  Ucberstunden  fvir  Kinder 
gewährt  werden  dürfen.   Manche  Kantone  verneinen  sie  und  es  sind 
wegen  dem  Kntzug  der  Kinder  für  die  Nachtarbeit   noch  selten 
oder  nie   Klagen  erhoben   worden.    Aber  ebenso  selten  kommen 
Anzeigen  oder  Bestrafungen  wegen  Uebertretung  des  Verbotes  vor. 
Das  ist  sehr  verwunderlich,  da  doch  in  einzelnen  Industrieen  die 
Ausfuhrung  der  Ueberzeitarbeit  sich  nahezu  unmöglich  erweist,  wenn 
die  Gehilfen  nicht  zur  Hand  sind.    Der  Verdacht  liegt  nahe,  da& 
UQter  aU^itigem  Stillschweigen  das  V^erbot  übertreten  werde.  £s 
giebt  aber  in  der  Tbat  Fälle«  wo  dies  sehr  begreiflich  ist  In 
Konservenfabriken  z.  B.  werden  Kinder  in  grofser  Zahl  mit 
sehr  leichter  und  nicht  im  mindesten  ungesunder  Arbeit  besdüftigt 
Eine  zu  verarbeitende  Frucht  reift  rasch  ui  gro&er  Menge  ^  <^ 
Arbeit  schwillt  plötzlich  an  und  es  ist  unmöglich,  genügendes  Per- 
sonal zu  ihrer  Bewältigung  aulzutreiben.  Sollen .  die  Früchte  ver- 
faulen ?  Jedes  andere  Land  sieht  för  diese  AusnahmsfiiUe  auch  aus- 
nabmsweise  und  kurze  Ueberzettbcwilligungen  audi  (ör  die  fit- 
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scNttgten"  vor  und  es  läge  wohl  nicht  einmal  im  Interesse  der- 
Jugend^  wenn  wir  durch  stanes  Festhalten  am  Wortlaut  dea  Ge. 
sotses  Uebertretungen  geradezu  provoziefcn  wollten. 

Der  Art  XVI  stellt  auch  (iir  die  Beschäftigung  der 
Jugendlichen  einschränkende  Bestimmungen  auf.  Er  untersagt' 
ihnen  Son'ntags-  und  Nachtarbeit  Nur  (Ür  einige  wenige 
Berii6arten  giebt  er  Ausnahmen  zu,  sofern  die  Unerlä&lichkeit 
der  Mitwirkung  junger  Leute  bei  deren  ununterbrochenem  Betrieb 
dargethan  Ist  und  „wenn  es  im  Interesse  tüchtiger  Berufiserlernung 
derselben  förderlich  erscheint"  Es  ist  adion  bemerkt  worden,  dafs 
auf  diese  Ausnahme  fflr  die  Knaben  von  14—16  Jahren  verzichtet 
werden  kann  Und  faktisch  bisher  fast  voUig  verzichtet  worden  ist. 
Sehr  zu  bezweifeln  ist,  ob  dieser  Verzicht  auch  fiir  die  Jünglinge 
von  16 — 18  eine  Wohhhat  wäre.  Zur  gehörigen  Erlernung  des 
Berufs  gehört  in  den  Glashütten,  von  denen  von  der  Ausnahmsbe* 
Stimmung  beinahe  ausschlieüdich  Gebrauch  gemacht  wird,  auch  die 
Gewöhnung  an  die  dort  unvermeidliche  Nachtarbeit  Wer  diese 
noch  nicht  besitzt,  ist  kein  vollwertiger  Arbeiter.  Er  würde  es' 
erst  längere  Zeit,  nachdem  ihm  unser  Gesetz  die  Verehelichung  ge* 
stattet  1 

Ebenso  ist  es  fraglich,  ob  man  durch  eine  Bestimmung,  welche 
auch  für  die  Jugendlichen  eine  mehr  als  zehnstündige  Dauer 
von  Fabrikarbeit  und  Unterricht  zusammen  verbietet , 
Nutzen  stiften  würde.  Zahlreiche  Jünglinge  in  diesem  Alter  sind 
schon  mit  Arbeiten  beschäftigt,  deren  Beschränkung  um  2 — 3 
Stunden  unter  den  (wie  wir  annehmen  wollen)  zehnstündigen  Maxi- 
malarbeitstag  sich  mit  dem  ganzen  Betrieb  nicht  wohl  vertrüge. 
Hatten  sie  ein  Recht,  diese  Verkürzung  zu  fordern,  würde  sich  der 
Arbei1^k>er  wohl  zweimal  besinnen,  bevor  er  solche  Leute  anstellen 
würde.  Statt  dafs,  wie  bisanhin,  fast  von  allen  Arbeitsgebern  der 
Besuch  der  Fortbildungsschulen  gefördert  und  nach  Möglichkeit  die 
Arbeitsstunden  den  Schulstunden  angepa&t  wurden,  könnte  es 
leicht  geschehen,  dafs  die  Schulbesucher  von  manchen  Stellen  oder 
Funktionen  ausgeschlossen  würden.  Dem  Schulwesen  wurde  auf 
diese  Weise  ein  schlechter  Dienst  geleistet.  Und  zu  alle  dem  darf 
man  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  denn  junge  Männer  von 
16 — 18  Jahren  keine  höhere,  als  eine  zehnstündige 
Arbeitsleistung  vertragen  konnten,  während  z.  B.  die 
Zöglinge  aller  höheren  Schulen  durchschnittlich  zu  einer  viel  längeren 
Arbeitsleistung  genötigt  sind,  wenn  sie  es  zu  etwas  mit  ihrer  zwar 
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nicht  körperlichen,  aber  ebenso  anstrengenden  geistigen  Arbeit 
bringen  wollen.  Man  darf  also  wohl  an  den  bisherigen  Be- 
stimmungen über  die  Arbeitszeit  der  Jugendlichen  sich  genügen 
lassen,  um  so  mehr,  als  selbst  aus  den  Reihen  der  zunäclist  be- 
teiligten, der  Arbeiter  keine  solchen  weitergehenden  Begehren  laut 
geworden  sind.  Wollte  man  es  aber  tbun,  rnüfete  dann  doch  mit 
aller  Deutlichkeit  gesagt  werden,  ob  nur  die  gesetzlich  vor- 
geschriebenen  Unterrichtsstunden  oder  nur  die  anöfifent» 
liehen  Unterrichtsanstalten  oder  auch  die  ganz  privater  Natur  in 
die  Arbeitszeit  eit^erechnet  werden  mülsten.  Es  wäre  auch  zu  . 
sagen,  ob  dieser  Anspruch  nur  den  Fortbildungsschulen  im  engeren 
Sinn  des  Wortes  oder  auch  den  GewerbezeichnungS'  und  anderen 
derartigen  Schulen  zukäme.  Ja  diese  genauere  Definition  wäre 
auch  (lir  die  Kinder  wünschbar,  für  die  so  mannigfache  andere 
Schulen,  geistlicher  und  weltlicher  Natur,  aulser  den  obligatorischen, 
offiziellen  Anstalten  bestehen.  Es  mögen  nur  die  zahlreichen  Ge- 
sangschulen. Berufsschulen.  Näh-  und  Korhschulcn  etc.  erwähnt 
sein.  Will  man  auch  derartige  Schulen  mit  einbegriffen  wissen, 
mülste  die  Amtsstelle  bez.ciclmet  werden,  die  zu  entscheiden  hätte, 
auf  welche  die  Bestimmungen  des  Art.  XVI  sich  zu  bezieben 
hätten. 

Die  Besprecliung  desselben  darf  nicht  beendigt  werden,  ohne 
noch  einen  bisher  gänzlich  ungercgclieu  l'unkt  zu  erwähnen;  das 
Lehrlings wesen  in  den  Fabriken.  Bei  der  immer  häufiger  be- 
klagten ftfi&aditung  der  als  Lehrlinge  in  Fabrünn  eingegangenen 
Verpflichtungen  durch  deren  Eltern  oder  sie  selbst,  ist  die  Auf» 
Stellung  von  förmlichen  Lehrverträgen  mit  Strafbestimmungen 
beim  Bruch  des  Vertrags  immer  häufiger  geworden.  Nicht  selten 
aber  kommt  es  vor,  dafe  diese  Bestimmungen  als  g^pen  das  Fabrik« 
gesetz  verstofsende  angefochten  werden.  Eine  genauere  Prüfung 
dieser  Verhältnisse  wäre  von  hohem  Wert  und  sollte  bei  einer 
Revision  des  Fabrikgesetzes  nicht  unterlassen  werden.  Klagt  m.m 
doch  allgemein,  auch  in  Fabriken,  über  die  Schwierigkeit,  gehörig 
gelernte  Arbeiter  zu  erlangen,  über  die  dadurch  in  einzelnen  In- 
dustrieen  herbeigeführte  Verschlechterung  der  Produkte  und  über 
die  zunehmende  Notwendigkeit ,  unsere  schweizerischen  Arbeiter 
durch  gehörig  gelernte  Fremde  zu  ersetzen. 


Digitized  by  Google 


Die  Revision  <lcs  schweizerischen  Kabrikgcscucs. 


309 


XVII  und  XVIII.  Vollziehungs-  und  Strafbestimmungen» 

Die  Durdifiihrang  des  Fabrikgesetzes  liegt  nach  Art  XVn  den 
Kantonen  ob,  „welche  hierfür  geeignete  Organe  bezeichnen  werden." 
Dieser  Organe  bedarf  es  eine  sehr  grofsen  2^1,  da  der  Vollzug 
des  Gesetzes  von  der  gewissenhaften  Ueberwachung  jedes  einzelnen 
Fabrikbetriebes  abhängt.  Sie  in  genügender  Zahl  sich  zu  ver- 
schaffen, ist  dem  Bund  unmöglich;  er  ist  deshalb  auf  die  -Polizei- 
Organe  und  die  Lokalbehdrden  der  Kantone  angewiesen.  Zudem 
steht  ja  auch  die  Bestrafung  der  Uebertretungen  den  Kantonen  zu. 
Sind  aber  die  bisher  verwendeten  Organe  wirklich  geeignet,  den 
gehörigen  Vollzug  des  Gresetzes  zu  sichern?  Nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  gentigen  sie  dieser  Au%abe  nur  mangelhaft,  an  ein- 
zelnen Orten  nicht  im  mindesten.  Es  bedarf  auch  in  den  einzeben 
Kantonen  besonderer  Organe,  deren  spezielle  Aufgabe  die 
Handhabung  des  Fabril^esetzes  ist  und  denen  die  Oberieitung  der 
ganzen  Au&icht  und  die  Kontrolle  der  untergeordneten  Organe  zu- 
steht Verschiedene  Kantone  haben  dies  erkannt  und  ganz  beson- 
dere Organe  geschaffen,  die  atisschlielslich  fiir  den  richtigen  Vollzug 
des  Fabrikgesetzes  zu  sofgen  haben.  Die  wohlthätigen  Wirkungen 
dieser  Institution  haben  sich  bald  bemerkbar  gemacht  Aber  von 
jedem  Kanton,  auch  solchen  mit  minimer  Industrie,  Spezialorgane 
zu  verlangen,  geht  nicht  wohl  an:  es  wäre  eine  Vergeudung  von 
Arbeitskräften.  Solche  Kantone  würden  sich  auch  gegen  die 
Kreierung  derartiger  Stellen  strauben  oder  ae  mit  anderen  Auf- 
gaben noch  so  belasten,  da&  ihr  Nutzen  ftir  den  FabrikgesetzvoUzug 
mehr  als  nur  fraglich  wäre.  Man  wird  somit  versudien  müssen, 
auf  andere  Weise  dem  Gesetz  einen  genaueren  Vollzug  zu  dchem. 

Am  gründlichsten  wäre  geholfen,  wenn  die  durch  das  Fa- 
brikgesetz zu  schützenden  selbst  mehr  für  dessen  Durch- 
fuhrung durch  Anze^e  der  Zuwiderhandlungen  thun  würden.  Aber 
darauf  ist  nur  in  geringem  Ma&  zu  hoffen.  Selbst  da,  wo  Vereine 
die  Aufgabe  an  die  Hand  genommen  und  besondere  Vereins- 
behörden aufgestellt  haben,  welche  Gesetzesübertretungen  zu  er- 
mitteln, an  sie  gelangende  vertrauliche  Mitteilungen  zu  prüfen  und 
den  Aufsichtsbehörden  zur  Kenntnis  zu  bringen  hätten,  wird  nur 
unter  besonders  günstigen  Umständen  und  bei  ungewöhnlich  ener- 
gischem Personal  der  Arbeiterkommission  etwas  erreicht.  Doch 
ist  es  da  und  dort  der  Fall  und  diese  wenigen  günstigen  Erfahrungen 
legen  den  Gedanken  nahe,  ob  es  nicht  möglich  wäre,  unabhängige. 
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durch  die  Arbeiter  7.11  wählende  Vertrr»  u  eiispersonen  zu  ^e- 
•winnen,  denen  eine  solche  Aufgabe  der  Entgegennahme  von  Kla^ren, 
vorläufiger  Prüfung  ihrer  Begründetheit  und  bejahendenfalls  Uchcr- 
mittelung  an  die  zustehenden  Aufsichtsbehörden  überwiesen  werden 
könnte.  Achnliches  ist  auch  schon  im  Ausland,  und  zwar  teilweise 
mit  Krfolg  vcrsuclit  wurden. 

Den  bisherigen  amtlichen  Organen  ist  manche  Schwierigkeit 
in  den  Weg  gelegt  worden.  Selbst  den  jederzeitigen  Eintritt  in 
.die  Fabrikräumlichkeiten  hat  man  ihnen  zu  verwehren  ver- 
sucht, so  dafs  eine  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung  wüoschbttr 
wäre,  wonach  sämtlichen  mit  dem  Vollzug  des  Fabrik- 
gesetzes betrauten  Organen  zu  jederStunde  der  Ein- 
tritt in  alle  Räume  einer  Fabrik  gestattet  wäre. 

Aus  den  Berichten  der  Fabrikinspefctoren  ist  übrigens  ersieht« 
lieh,  dafe  manche  dieser  untergeordneten  Oi^ane  Ins  hinauf  zu  Be- 
zirksvorständen dem  Gesetz  sehr  gleichgültig,  selbst  feindlich  im 
Wege  stehen.  Sie  kamen  von  kompetenter  Stelle  erteilten  Weisungen 
nicht  nach,  verletzten  in  grdlsler  Weise  einzelne  BestinmiungeA  des 
Gesetzes,  z.  B.  durch  Erteilung  gesetzlich  untersagter  Bewilligungen, 
Nichtvornahme  —  trotz  nmtUclier  ^l:^hnlln}i^en  —  von  Unfallunter- 
suchiin;^a'n  etc.  Die  Fabrikinspektoren  meinten,  dals  auch  solche 
Uebertretungen  des  Gesetzes  dun-h  Beamte  nach 
Art.  XIX  F.G.  bestraft  werden  konnten.  Gestützt  auf  ein 
Gutacliten  des  eidgenössischen  Justizdepartements  wurden  sie  aber 
eines  anderen  belehrt.  Kantonale  Beamte,  hiefs  es,  sind  nicht  nach 
der  Bestimmung  strafbar,  welche  sich  auf  die  Uebertretungen  des 
Gesetzes  bezieht,  sondern  nach  Spezialbestimmungcn.  Diese  letz- 
.teren  finden  sich  in  den  VeiantwofUichkeitsgesctzcn,  Disziplinar^ 
Ordnungen,  Reglementen  des  Bundes  und  der  Kantone  oder  in 
speziellen  Artikeln  der  einzelnen  Gesetze.  Das  Fabrikgesetz  ent- 
hStit  keine  solche  Spezialbestimmung.  So  der  Bescheid,  gegen  den 
natürlich  nichts  einzuwenden  war,  der  aber  deutlich  genug  zeigt, 
wie  schwer  es  ist,  die  gröbsten  Gesetzwidrigkeiten  der  kantonalen 
Beamten  zur  Ahndung  zu  bringen  und  wie  notwendig,  durdi  Er* 
lafs  der  erforderlichen  Bestimmungen  die  üedctisch  fast  vollständige 
Straflosigkeit  einzelner  Beamten  zu  bcscitifjen.  Denn  wer  von  den- 
jenigen, die  zunächst  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes  betraut 
sind,  besitzt  oder  kennt  alle  die  citierten  Gesetze,  Reglemente  etc. 
und  versteht  es,  daraus  die  .Anklage  zu  formulieren  und  den  hundert- 
.faltig  verschiedenen  kantonalen  Einrichtungen  und  Vorschriften  eot- 
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sprechend  richtig  aoaiÜrii^n,  und  findet  die  2ieit  zu  solchem 
Studium! 

Ein  weiteres  schweres  Hemmnis  der  richtigen  Ausfuhrung  des 
Fabril^esetaEes  ist  in  einzelnen  Punkten  die  Straflosigkeit  der 
Arbeiter,  die  bei  Beseitigui^  der  Bufsen  erst  recht  vollständig 
sein  würde.  Es  ist  bei  verschiedenen  Anlassen,  wie  7..  B.  bei  Be- 
sprechung des  Wöchncrinnenaussrhhisses,  (ier  Durchführung  der 
Sicherheitsvorschriften,  der  Verwendung  zu  jun<^tr  Kinder  zur  Fabrik- 
arbeit darauf  hingewiesen  worden.  Wenn  einige  B  u  l'senbe  s  t  i  m - 
mungen  fürUebertretungen  durch  Fabrikarbeiter  be- 
gangen, ohne  dafs  es  in  der  Macht  des  Arbeitgebers 
gelegen  wäre,  sie  zu  verhüten,  m  das  Gesetz  aufgenommen 
würden,  wäre  dies  eine  grolsc  Förderung  des  Gesetzes voilzugi. 
Auch  andere  Geset^ebungen  haben  dies  ericannt  und  derartige 
Bufsen  festgesetzt,  wie  z.  A  der  von  der  all^^emein  als  sehr  arbeiter- 
ireundlich  anerkannten  Kommission  ausgearbeitete  Entwurf  eines 
ncNTwegischcn  Fabrilq^esetzes.  Das  englische  Gesetz  sagt  über 
diesen  Gegenstand:  Wenn  ein  Arbeitgeber  beweist,  dafe  er  alle 
gebotene  Sorgfalt  angewandt,  das  Gesetz  durcbzuiUhren  und  dafs 
Uebertretung  ohne  sein  Wissen,  Einvers^dnis  oder  Duldung  er* 
folgte,  ist  nicht  der  Arbeitgeber,  sondern  die  schuld- 
bare Person  zu  strafen. 

Was  die  Bestrafu  ng  der  Arbeitgeber  anbetrifft,  ist  schon 
wiederholt  die  Frage  aulgeworfen  worden,  an  wen  man  sich  zu 
halten  hätte,  wenn  für  eine  Uebertretung  nicht  eine  Gcldbufee, 
sondern  Gefangni^^strafe  verhängt  würde.  Soll  es  der  Direktor 
einer  Aktiengesellschaft  sein  oder  das  Komitee,  das  vielkicht  eine 
gesetzwidrig^e  Handlung  von  ihm  ausdrücklich  gewünscht  hat?  Wer 
soll  es  sein,  wo  mehrere  Brüder  mit  ^deichen  Rechten  und  Befug- 
nissen gemeinsam  eine  Fabrik  leiten  und  besitzen*  Die  Fra^^e  wäre 
nur  dann  leicht  zu  beantworten,  wetui  in  allen  I\ibrikbetrieben 
eine  verantwortliche  Person  bezeichnet  werden 
müfste,  welche  von  den  aUialligen  Freiheitsstrafen  betroffen  \\'ürde. 

Hier  und  da  wollen  Arbeitgeber  die  Berechtigung  ge- 
wisser amtlicher  Weisungen  nicht  anerkennen.  Sie  , 
ergreifen  Rekurs  dagegen.  £s  ist  aber  schon  oft  vorgekommen, 
da(s  sie  erat  dazu  griffen,  nachdem  sie  viele  Monate  lang  zu  den 
erhaltenen  Weisungen  geschwiegen  und  erst  Einsprache  erhoben, 
nachdem  eine  erneute  Inspektion  den  Fortbestand  der  alten  Mängel 
nachgewiesen  oder  eine  mit  scharfen  Malsregeln  drohende  erneute 
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Aufforderung  der  kantonalen  Regierung  ihnen  zugekommen.  Auf 
diese  Weise  können  böse  sanitärischc  Uebelstände  zuweilen  Jahr 
und  Tag  fortbestehen,  ohne  dal's  auch  nur  eine  liestrafun^  der 
Renitenz  niöghch  wäre.  Aehnhche  Krfahrungen  hat  man  anr)i  im 
Auslanil  'gemacht,  aber  sofort  zu  einem  wirksamen  Abhiilsinittcl 
gegriffen,  indem  man  eine  bestimmte,  kurze  Frist  an- 
setzte, innerhalb  welcher  Einwendungen  erhoben 
werden  müssen,  um  gesetzlich  zulässig  zu  sein.  Eine 
solche  Bestimmung  wäre  auch  für  unser  Gesetz  von  grolseni  Wert. 

Aber  auch  die  Urteile,  welche  wegen  Uebertretunfren  des 
Fabrikgesetzes  gefallt  werden,  erleiden  zuweilen  Anfechtung.  In 
unserer  Gesetzgebung  bewanderte  Leute  wissen  wohl,  welchen  Weg 
sie  in  soldiem  Fall  zu  betreten  haben  und  der  amtliche  Kommentar 
zum  FabrO^^esetz  giebt  zum  Art  XDC  eine  darauf  bezügliche  W^- 
leitung  „über  Weiterziehung  kantonaler  Entscheide."  Da  aber  nicht 
jedermann  im  Besitz  dieses  Kommentars  ist,  wäre  wohl  eine  An- 
deutung im  Gesetz  selbst  am  Platz,  in  welcher  Weise  gegen  ein 
fiir  unrichtig  gehaltenes  Urteil  Einsprache  erhoben  werden  müsse. 

Als  diejenigen  Behörden,  welche  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Fabrikgesetz  oder  schriftliche  Weisungen  der  zuständigen  Auf- 
sichtsbehörden zu  bestrafen  befugt  seien,  werden  in  Art.  XIX 
nur  die  Gerichte  genannt.  Manche  Kantone  halten  sich  durch- 
aus nicht  daran  und  haben  denjcnij'cr^  Hraniien,  welchen  ein  Straf- 
recht auch  fvir  andere  polizeiliche  \  ergehen  zukommt,  das  nämliche 
auch  fiir  solche  fabrikpolizeiliclier  Natur  zugestanden,  allerdini;^ 
unter  Vorbehalt  des  Weiterzus^'s  an  die  Gerichte.  Mit  ihnen  war 
die  Geschäftsprülun^skonnnission  des  Nationalrats  im  Jahr  iSqZ 
einverstanden,  die  sich  „ebenfalls  der  Ansicht  zuneigte,  dals  leichlere 
Fälle  wohl  durch  die  Admtnistrativjustiz  dürften  erledigt  werden." 
Ks  ist  in  der  That  zuzugeben,  dafe  ohne  diese  Abweichung  von 
der  Gesetzesvorschrift  die  Zahl  der  Strafklagen  und  Bestrafungen 
eine  noch  weit  geringere  wäre,  als  sie  es  jetzt  ist  Man  wurde 
sich  oft  scheuen,  den  ganzen  gerichtlichen  Apparat  in  Bewegung 
zu  setzen,  wenn  es  sich  um  kleinere  Uebertretungen  handelt  Zu* 
^  dem  ziehen  in  einzelnen  Kantemen  alle  gerichtlichen  Verurteilungen 
Ehrenfolgen  nach  sich,  die  häufig  in  keinem  Verhältnis  zur  Schwere 
des  Vergehens  stehen  würden.  Eine  andere,  der  bisherigen  Uebung 
entsprechende  Formulierung  des  Art  XIX  scheint  somit  geboten. 
Sollte  die  .Aufnahme  näherer  Bestimmungen  über  das  Strafrnals 
und  dgl.  in  das  Gesetz  belieben,  dürften  vielleicht  Fälle,  die  ein 
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b^tUnmt«  Straimais  voraussichtlicb  überschreiteii  würden,  deo  Ge- 
richten zugerwieson  werden. 

Im  Wunsch  der  Inspektoren  liegt  eine  auf  die  Unters«chun<:]f 
fabrikpoli/.eiliclier  r'äMe  Ije/.üj^lichc  Bestimmung,  die  Beweiskraft 
der  amtlichen  Aussagen  der  Inspektoren  betrcfifend. 
Diese  sollten  doch  zum  mindesten  den  kantonalen  Poli/.eibeamten 
gleichgestellt  werden.  Das  i«t  aber  durcliaus  nicht  in  allen  Kan- 
tonen der  I''all.  obwohl  es  sonderbar  genug  erscheint,  dafs  die  Aus- 
sage eines  gewöiuilichen  Polizisten  beweiskräftiger  sein  sollte,  als 
die  eines  eidgenössischen  Beamten,  der  eine  ziemlich  hohe  Stufe 
unter  dea  ddgen.  Amtspersonen  einnimmt  Der  Wortlaut  des 
iranzösischen  Gesetzes  dürfte  zu  empfehlen  sein,  das  ganz  einlach 
sagt:  Les  contraventions  constatees  par  les  procte-verbaux  des  In- 
specteurs  und  Inspectrices  font  foi  jusqu'a  preuve  contraire." 

Femer  wäre  eine  Bestimmui^  von  Wert,  was  als  Rückfall 
zu  betrachten  sei,  Das  eben  angeführte  Gesetz  sieht  es  ab  solchen 
an,  „wenn  die  gleiche  Person  in  den  vorangehenden  zwölf  Monaten 
wegen  des  gleichen  Vergehens  verurteilt  wurde.*'  Die  Gleich- 
gültigkeit,  welche  verschiedene  untergeordnete  Amtsstellen  solchen 
Rückfällen  gegenüber  an  den  Tag  legen  und  sie  kaum  strenger 
bestrafen,  als  die  erste  Zuwiderhandlung,  läfst  die  Beifügung  em- 
pfehlenswert erscheinen,  dals  der  Rückfall  wenigstens 
doppelt  so  streng  /u  bestrafen  sei.  Nicht  minder  wünsch- 
bar wäre,  wenn  tür  alle  Kantone  gleichmälsig  die  Verjährungs- 
frist für  fabrikpolizeiliche  Uebertretungen  festgestellt  werden 
konnte. 

Gestützt  auf  inen  Bundcsbcsciiluls  vorn  24.  Juni  1889  hat  der 
Bundesrat  die  Mitteilung  der  richterlichen  und  ad- 
ministrativen Urteile  an  den  zuständigen  eidgen.  I" abrikin- 
spektor  verlangt.  Aus  der  Mitte  der  Arbeiterschaft  wurde  der 
Wunsch  geau&ert,  dals  diese  Urtdie  auch  publiziert  werden 
sollen.  Dieses  Begehren  erscheint  schon  deswegen  bedenklich,  als 
doch  in  aller  Welt  die  Publikation  einer  Strafe  als  Stralverachärfung 
angesehen  wird,  über  deren  Anwendung  der  Richter  im  Spezialfall 
zu  entscheiden  hat  Es  wäre  doch  eine  eklatante  Rechtsungletch« 
heit,  wenn  nur  die  Kontraventionen  einer  einzigen  Klasse  von 
Bürgern  allgemein  dieser  Verschärfung  unterliegen  sollten.  Wie  oft 
muls  aber  auch  ein  Arbeitgeber  bestraft  werden,  welcher  die  \'er- 
letzung  des  Gesetzes  gar  nicht  beabsichtigte,  nun  aber  die  Folgen 
einer  gesetzwidrigen  Handlung  eines  Angestellten  oder  Arbeiters 
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tragen  mulk.  Sollte  nun  durch  eine,  io  den  Augen  vieler  schimpf- 
liche, Bekanntmachung  dieses  Mifsgeschick  noch  verschärft  werden  ? 
Uebrigens  würde  der  moralische  Effekt  einer  solchen  Bekannt- 
machung sich  bald  genuL;  stumpfen,  wenn  der  Bestrafte  auf  der 
i^leichen  Liste  mit  hunderten  von  Schicksalsgenossen  fisifurierte. 
Begnüge  man  sich  doch  mit  dem  Recht  des  Richters  auf  Bekannt- 
macluuig  des  Urteils  in  Verbindung  mit  der  sonstigen  Bestrafung 
zu  erkennen. 

Das  schlimmste  Hindernis  einer  wirksamen  Bestrafung  fabrik- 
polizeilicher Uebertretungen  ist  sonderbarerweise  nodi  selten  oder 
nie  erwähnt  worden,  obwohl  die  Klagen  über  atlzugelinde  Be- 
strafung nie  verstununen  —  und  gewifs  nicht  ohne  Grund.  Die 
Inspektorenberichte  enthalten  zahlreiche  Beiapide,  wie  (fie  ver- 
hängten Bufsen  nichts  wen^r  als  zur  Abschredcung,  weit  eher 
zur  Ermutigung  der  Fehlbaren  dienen  konnten.  Sie  waren  oh 
geradezu  ein  Hohn  auf  das  Gesetz.  Weder  die  Zahl  der  an 
der  Uebertretung  beteiligten  Personen,  noch  diejenige 
der  Tage,  an  welchen  die  Uebe  r  t  r  e  t  u  n  stattfand, 
kommt  in  den  zahlreichsten  Fällen  in  Betracht.  ¥^  genügt  dem 
Richter,  nicht  unter  dem  im  Gresetz  festgestellten  Minimum  zu 
bleiben.  Von  Grundsätzlichkeit  im  Strafausmafs  keine  Spur  und 
noch  weniger  von  Gleichheit  bei  den  verschiedenen  bestrafenden 
.Amtsstellen.  An  eine  Besserung  der  Verhältnisse  ist  nicht  zu 
denken,  wenn  die  Gerichte  oder  administrativ  verurteilenden  Be- 
hörden nicht  durch  allgemein  gültige  Grundsätze,  sowie 
durch  Aufstellung  von  Minima  und  M  a  x  i  m  a ,  oder  doch 
wenit^'slcns  \on  erstercn,  für  jede  Kategorie  von  L'ebertretungen 
gebunden  werden.    l  ast  jede  andere  Gesetzgebung  hat  dies  gethan. 

Vor  allem  dürfte  die  Fixierung  gewisser  Grundsätze  fiir 
die  Bufsenberechnung  und  für  die  Anwendung  all; 
fällig  weiter  gehender  Strafen  erforderltch  sein.  Als 
oberste  Regel  wäre  hinzustellen,  dais  die  Strafe  so  hoch  sich 
belaufen  soll,  dafs  dem  Bestraften  kein  Vorteil  aus 
seiner  Uebertretung  erwachsen  kann.  Was  hat  doch  eine 
Bube  fiir  Sinn,  wenn  sie  gegenüber  dem  erzidten  Grewinn  gar 
nicht  in  Betracht  kommt  Ich  könnte  einen  Fall  anfuhren,  wo 
40  Frcs.  Bufsc  verhanixt  wurden,  weil  der  Arbeitgeber  ein  paar 
hundert  Personen  drei  Wochen  lang  unerlaubte  Ueberzeit  hatte 
arbeiten  lassen.  Der  Bestrafte  gab  mir  getrost  zu,  dafs  er  eine 
zehnfache  Bufse  mit  Vergnügen  bezahlt  hätte,  da  ihm  die  ungesetZ' 
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liehe  Arbeit  doch  viele  Tausende  Vorteil  gebracht  hatte.  Hier  und 
da  kommt  es  vor,  dals  eine  Uebeizeitafbett  mit  5  Bersonen  gleich 
hoch  gebtilst  wird,  wie  in  einem  anderen  Fall  eine  solche  mit  50a 
Die  Bestimmung  ausländischer  Fabrikgesetse,  dafs  die  Bulse  so 
viel  mal  verhängt  werden  müsse,  als  Personen  an  der 
Uebertretung  beteiligt  gewesen  seien,  ist  nur  gerecht, 
namentlich  wenn  hinzugeingt  wird,  da&  das  Strafmab  auch  mit 
der  Anzahl  der  Tage  steigen  müsse,  welche  die  Zuwider- 
handlung gedauert  hat  Wie  nötig  eine  Definierung  des  Rückfalls 
ist,  wurde  bereits  ausgeführt,  ebenso  dals  mindestens  eine  Ver- 
doppelung der  Strafe  erforderlich  sei.  Beim  zweiten  Rückfall  durfte 
wohl  Gefängnisstrafe  vorgeschrieben  werden.  Für  Nicht- 
ersteUui^  oder  Beseitigung  verlangter  Sicherheitsvorrichtungen  oder 
Nichtbeseitigung  sanitarischer  Schädlichkeiten  nach  einem  gewissen, 
von  den  Autiichtsbehorden  gestellten  Termin  würde  mit  vollem 
Recht  das  englische  Beispiel  allerdings  mit  mälsigerem  Strafansatz 
nachgeahmt,  das  für  jeden  weiteren  Tag  eine  Bulse  bis  zu  50  Frcs. 
verlangt  Deutschland  hat  für  die  Nichteinreichung  von  Bauplänen 
zur  Genehmigung  Bulsen  bis  zu  370  Frcs.,  für  Anstellung  von 
Kindern  ohne  Altersausweise  solche  bis  zu  25  Frcs.  fUr  jedes  Kind. 
So  findet  man  auswärts  bestimmte  Bulsenbetrage  für  jede  Art  von 
Zuwiderhandlung,  wie  wir  sie  z.  B.  auch  in  unserem  Zündholzgesetz 
wenigstens  teilweise  vorfinden  und  wie  sie  kantonale  Polizeigesetze  in 
reicher  Zahl  enthalten.  Wenn  auf  diese  Weise  die  Uebertretungen  auf- 
hörten, lukrativ  zu  sein,  würde  sich  ihre  Zahl  sicherlich  rasch  ver- 
mindern. Beseitige  man  daher  die  unzweckmälsige  Bulsenbestimmung 
des  Art  XDC  und  ersetze  sie  durch  strengere,  aber  gerechtere. 

XV'III.  Die  I-"abrikinspektion. 

Stellung  und  Aufgabe  des  Fabrikinspektorats 
.werden  vielfach,  namentlich  von  den  Arbeitern,  ganz  falsch  auf- 
gefafst.  Der  Bundesrat  hat  nicht  für  den  Vollzug  des  Fabrikgesetzes 
zu  sorgen,  sondern  nur  zu  kontrollieren,  ob  derselbe  —  eine  den 
-Kantonen  übertragene  Aufgabe  —  richtig  stattfindet  Den  Organen 
der  Kantone  faUt  in  erster  Linie  die  Aufsicht  zu,  nicht,  wie 
irrigerweise  so  oft  angenommen  wird,  den  Beamten  des  Bundes. 
Wenn  deren  Zahl  auch  verzehnfacht  würde,  reichte  sie  doch  nicht 
hin,  alle  oder  auch  nur  einen  erheblichen  Teü  der  Gesetzesüber- 
tretungen zu  ermitteln.  Die  Au%abe  der  eidgenössischen  Inspektoren 
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ist  und  bleibt  die  der  Oberaufsicht,  der  Unterslut  in;.r  des  Bundes- 
rats als  technische  Experten,  das  Studium  der  iiKlustriellen  und 
Arbeitcr\  crhältnisse,  der  Unterstützung  der  Arbeitgeber  in  Erfüllung 
der  Anforderungen  des  Gesetzes.  Sie  wird  sich  auch  darauf  be- 
schränken müssen,  solange  den  Kantonen  ihre  jetzige  selbständige 
Stellung  im  Bunde  erhalten  bleibt 

So  häufig  auch  die  Inspektoren  mit  Vorwürfen  überschüttet 
werden,  wenn  sie  nicht  allen  Beschwerden  abhelfen,  in  allen  Dingen 
Ordnung  schaffen  und,  was  nicht  das  letzte  ist,  alle  geäufserten 
Wünsche  und  Verlangen  unterstützen  können,  werden  doch  von 
der  gleichen  Seite  her  Wunsche  nach  Ausdehnung  ihrer 
Kompetenzen  laut  Sie  besitzen  aber  deren,  wenn  auch  nicht 
gesetzlich,  doch  faktisch  ein  grofses  Mafs.  Die  meisten  Kantons- 
regierungen legen  ein  grofses  Gewicht  auf  ihre  Räte  und  \'or- 
schläge  und  geben  denselben  Folge.  Eine  Vermehrung  der  In> 
spektorenkompetenzen  würde  einem  grofsen  Teil  des  Publikums  als 
ein  l^ebermafs  von  Gewalt,  welche  einem  Beamten  anvertraut  würde, 
erscheinen.  Die  Wirksamkeit  des  Inspektorats  würde  dadurch  eher 
erschwert. 

Geht  man  im  einzelnen  die  verlangten  Kompetenzerweiterunj^en 
durch,  so  findet  man  an  erster  Stelle  den  Wunsch,  dafs  tlie  Inspek- 
toren von  sich  aus  verbindliche  Weisungen  betreffend  \'or- 
kehrungen  zum  Schutz  von  Gesundheit  und  Leben  der  .-Krhciler 
erlassen  können.  Dies  wäre  nur  dann  empfehlenswert,  wenn  sie 
erst  nach  einem  gewissen  Termin  als  verbindlich  erklärt  würden, 
bis  zu  welchem  der  Betriebsiohaber,  an  welchen  die  Anforderungen 
gestellt  werden,  seine  Einwendungen  beim  Inspektor  schriftlich  an- 
zubringen hätte.  Würde  dieser  an  der  Weisung  festhalten,  hätte  er 
den  gleichen  Weg  einzuschlagen,  wie  bisanhin»  d.  h.  er  hätte  sich 
an  die  kantonale  Regierung  mit  dem  Antrag  zu  wenden,  einen 
amtlichen  Befehl  zur  Ausfuhrung  seiner  Weisungen  zu  erlassen. 
Seine  Kompetenz  würde  also  im  Grund  genommen  nicht  vermehrt, 
sondern  nur  die  Verschleppung  einer  schützenden  Mafs« 
regel  auf  viele  Monate  verhindert. 

Bedenklicher  wäre  schon,  wenn  dem  Inspektor  das  Recht  ein- 
geräumt werden  sollte,  Bewilligungen  irgend  welcher  Art 
zu  erteilen.  Mei.st  würde  c.'?  sich  um  l'eberzeitbewillif^ungcn 
handeln.  Mit  der  neuen  Kornjictenz  würde  aller(lin<::js  mehr  Cileich- 
inälsigkeit  in  die  HandhahunL^  des  (lesetzes  kommen.  .Aber  einer- 
seits mufs  man  mit  den  speziellen  Verhältnissen  eines  Orts  oder 
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Betriebs  vertraut  sein,  um  ein  Gesuch  richtig  beurteilen  zu  können, 
andererseits  wäre  eine  rasche  Erledit^ung  der  rirstiche  in  pressanten 
Fällen  oft  unmögUch.  Uebrigens  genügt  es,  wenn  die  erteilten  Be- 
willigungen dem  Inspektor  rasch  und  richtig  angezeigt  werden,  so 
dafs  er  gegen  eine  Ungesetzlichkeit  oder  ein  Uebermais  sofort  re- 
klamieren kann. 

Man  möchte  dem  Inspektorat  ein  gewisses  Büfsungsrecht 
zuweisen.  Damit  würde  ihm  aber  auch  in  vielen  Fällen  die  Pflicht 
auferlegt,  Untersuchungen  anzuheben,  Zeugen  einzuvemehmen  u.  dgl., 
was  sich  mh  seiner  amtUdien  Stellung  gar  nicht  vertrüge.  Es 
würde  ihn  aber  auch  von  seinen  übrigen  Funktionen  viel  zu  sehr 
ablenken.  Nur  in  Einem  Fall  wäre  ein  solche  Berechtigung  viel- 
Idcht  zu  begrülsen.  Wo  es  sich  um  blofse  formelle  Dinge, 
wie  die  Führung  einer  vollstandq^n  Arbeiterliste,  die  Bescbafüing 
der  Alteraausweise,  die  Eintragung  der  Bufsen  in  eine  Liste  und 
ähnliches  bandelt,  könnten  die  Beträge,  um  welche  jede  einzelne 
Nichterfüllung  der  Vorschriften  gebüfst  werden  müfste,  festgestellt 
werden  und  der  Inspektor  hätte  nur  das  Vorhandensein  dieser  Ver* 
fehlung  zu  konstatieren.  Es  ist  zu  vermuten,  dafs  so  eine  gröfsere 
Pünktlichkeit  in  dieser  Richtung  erzielt  würde,  da  die  Ueber- 
tretungen  oft  so  geringfügiger  Natur,  so  wenig  beabsichtigt  sind, 
dals  man  lieber  von  einer  Klageführung  absieht. 

S(  )gar  der  F  n  t  s  c  Ii  e  i  d  in  streitigen  Abzugs-  und  F  n  t  - 
i»  c  h  ii  d  i  g  u  n  g  s  f  r  a  g  e  n  ist  den  Inspektoren  /.ugcinutet  worden. 
Dazu  bedarf  es  aber  doch  einer  ganz  anderen  Art  von  Fachkenntnis, 
ab  die  lns])cktoren  sie  besitzen  oder  bedürfen.  Abgesehen  von 
<ler  Unmöglichkeit,  all  diesen  Streitfallen  nachzugehen,  wären  die 
Inspckturen  für  diese  Aufgabe  gar  nicht  geeignet,  die  unendlich 
viel  besser  Fachgerichten  überlassen  wird. 

Nur  eine  Kompetenz  möchte  ich  den  Inspektoren  lebhaft 
wünschen:  das  Recht,  einzuschreiten,  wenn  sie  —  wie 
dies  hier  und  da  vorkommt  —  auf  Kinder  stofsen,  die  allzu 
schwächlich  oder  kränklich  aussehen,  um  zum  Fa- 
brikdienst angehalten  zu  werden,  ein  amtsärztliches 
Zeugnis  zu  verlangen,  ob  das  betreffende  Kind  unbe* 
schadet  seiner  Gesundheit  beschäftigt  werden  dürfe. 
Ks  ist  zu  hoffen,  dals  jedermann  diese  Fürsorge  für  schwächliche 
Kinder  begrüfsen  werde. 

Die  Aufgabe  des  Fabrikinspektorats  bedingt  natürlich  auch, 
wie  es  zusammengesetzt  sein  sollte.    Ursprüngiicb,  als 
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erst  drei  Inspektoren  in  Aussicht  genommen  wurden,  gedachte 
man,  das  Kollegium  aus  einem  Maschinentechniker,  einem  Chemiker 
und  einem  Arzt  zusammenzusetzen.  Die  Ausführung  dieses  I  lojckccs 
unterblieb  aus  \erschiedenen  Gründen,  die  Idee  aber  war  richtis:. 
1  ui  dic  Zukunit  wird  es  schw"er  iialtcn,  einen  tucntigeii  Arzt  zu 
bekommen,  der  sich  mit  Vorliebe  mit  Gewerbehygieine  beschäftigt 
und  much  einige  EMmmg  im  praktischen  I^ben  gesammelt  hsL 
Ein  solcher  wird  sich  nicht  leicht  im  Anfang  nur  mit  einer  Ad- 
junktenstelle  begnügen.  Vielleicht  ginge  es  an,  ihn  in  den  anderen 
Inspektoren  koordinierter  Stdlung  ab  beratenden  und  mit  hygie* 
niachen  Spezialuntersuchungen  zu  beauftragenden  Beamten  zu  ge- 
winnen. Eine  sdche  Aufgabe  wäre  ganz  verlockend  für  einen 
gründlich  vorgebildeten  jungen  Hygieiniker,  seine  Thätigkeit  wäre 
geeignet,  schöne  Resultate  auf  dem  Gebiet  der  Gewerbehygieine, 
resp.  des  Arbeiterschutzes  zu  erzielen  und  seinen  Kollegen  könnte 
ein  solcher  Spezialist  sich  ebenso  nützlich  erweisen,  als  einer 
hofTentlich  nicht  in  femer  Aussicht  stehenden  Versicherungsanstalt 
gegen  Unfall  und  Gcwcrbekrankheitcn. 

Das  i  abrikinspektorat  wird  aber  auch  in  anderer  Richtunjj;  ent- 
lastet werden  müssen,  wenn  es  seiner  Auf^bc  {renüg^en  will,  die 
üim  immer  weiter  gesteckt  wird.  Sehr  oft  wird  seine  Zeit  über 
Gebühr  bcatisprucht  durch  blofse  Nachschau,  ob  Verlangtes  richtig 
ausgeführt,  UcbcLständc  nach  X'orsclirift  besciti'^t  seien.  Sehr  oft 
könnten  solche  Missionen  mit  ebenso  gutem  trtolg  zuverlässigen, 
in  Mechanik  und  verwandten  Dingen  gut  bewanderten  Männern 
aus  der  Mitte  der  Arbeiterschaft  übertragen  werden.  Solche 
„Inspektionsgehilfen*'  vermöchten  dem  Inspektorat  grofseEr* 
leichterung  zu  verschaffen,  böten  aber  zugleich  den  Vorteil,  dafs  sie 
in  engerem  Kontakt  mit  der  Arbeiteiachaft  ständen  und  teilweise 
aus  eigener  Erfahrung  auf  manches  aufmerksam  machen  könnten,, 
was  dem  Inspektor  ferner  liegt.  Wenigstens  einen  Versuch  in 
dieser  Richtung  durch  die  neue  Fassung  des  Gesetzes  zu  ermög* 
Kchen,  dürfte  zweckmäfsi^  sein. 

Von  manchen  Seiten  ist  statt  dessen  auf  eine  Vermehrung 
der  Zahl  der  Inspektoren  selbst  gedrungen  worden.  Es 
aber  für  jedermann,  welcher  unser  Inspektionswesen  genauer  ver- 
folgt hat,  auf  der  Hand,  dafs  zur  Erziclunpf  einer  möo^lich«^t  pjleich- 
förmigcn  Ausführung  des  Gesetzes  entweder  eine  ( »xtL  itiin:^,  ein 
Oberinsjicktorat  gcsrhatt'cn  werden  müfste,  oder  dals  dic  Zahl  der 
Kreise  nicht  vermehrt  werden  darf.   Je  gröfser  die  Zahl  der  sdb- 
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Ständig  in  ihrem  Bezirk  amtenden  Inspektoren  würde,  desto  mehr 
würden  auch  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  der  Aufgaben,  in 
der  Art  des  Vorgehens  zu  Tage  treten.  Die  £inheitlichkeit  in  der 
Gesetzeshandhabung  ginge  immer  mehr  verlorea.  Wenn  aber  ein 
Chef  der  ganzen  Inspektion  geschaffen  würde,  dürfte  dies  manche 
geeignete  Kraft  von  der  Uebernahme  einer  Inspektorstelle  ab- 
schrecken, denn  das  Abhängigkeitsverhältnis,  in  welches  an  ein- 
zelnen Orten  im  Ausland  die  Inspektoren  v-on  ihrem  Oberhaupt 
|:,feraten  sind,  ist  bekannt  genug,  so  dals  mancher  keine  Lust  hätte, 
in  eine  solche  Stellung  einzutreten.  Der  (iredankc  einer  solchen 
Ueberordnung  pjnc^  einzelnen  ist  schon  \  or  Jahrzehnten  aufgetaucht, 
aber  aus  ähnlichen  Gründen  wieder  aufgegeben  worden. 

Mit  Feuereifer  ist  auch  von  verschiedenen  Seiten  die  Einführung 
von  weiblichen  Iaspektort>n  befürwortet  worden.  Wie  man 
.sich  die  Sache  denkt,  ist  nirgends  genau  gesagt  worden.  Soll  eine 
weibliche  Inspektorin  einen  Inspektionskreis  zugewiesen  bekommen, 
wie  der  männliche  Kollege:  Oder  soll  die  Frau  nur  eine  gewisse 
Klasse  von  Betrieben  zu  beaufsichtigen  haben,  z.  B.  nur  solche  mit 
ausschliefslich  weiblichen  Arbeiterinnen?  In  der  ganzen  Schw'eiz 
finden  sich  unter  dem  h'abrikgesctz  214  Betriebe  der  letzteren  Art, 
die  zusammen  3487  Personen  beschäftigen.  Soll  für  diese  euie  be- 
sondere .Aut  ichi  i(r  schaffen  werden,  während  ein  männlicher  In- 
spektor /ehninal  so  viele  Betriebe  und  bis  nahezu  96CXX)  Arbeiter 
zu  besuchen  hat?  Ks  ist  sehr  fraglich,  ob  eine  Frau  die  Strapazen 
des  beständigen  Reisens  zusammen  mit  allen  anderen  einem  In- 
spektor obliegenden  Funktionen  aushielte.  Zwei  der  bisherigen 
Inspektoren  waren  schon  gezwungen,  wegen  Ueberanstrengung  von 
ihrem  Amt  zurückzutreten.  Man  hört  ferner  oft  die  Behauptung, 
dals  Frauen  nicht  die  nötigen  Fähigkeiten  zur  Uebernahme  eines 
Inspektorats  besitzen.  Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dafs  aufscr- 
ordeiitlich  wenige  Frauen  einen  solchen  Bildungsgang  durchgemacht 
haben,  dafs  sie  alle  die  X'errichtungen  eines  männlichen  Inspektors, 
ubernehmen  konnten,  aber  ich  zweifle  nicht,  dafs  sie  sich  ebensogut 
wie  Männer,  die  erforderlichen  Kenntnisse  erwerben  könnten.  Hin- 
gegen kommen  zu  meinen  Bedenken  wegen  der  körperlichen  Eig- 
nung noch  andere.  Die  I'rau  mit  ihrem  lebhafteren  Empfinden, 
ihrer  grösseren  Erregbarkeit  hat  weit  mehr  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden, wo  sie  mit  kaltem  Blut  Untersuchungen  vorzunehmen  hat 
in  Fallen,  wo  ihr  Rechtsgefühl,  ihr  sittliches  Gefühl  durch  die  ver- 
nommenen Anklagen  aufs  höchste   erregt  ist,  wo  ihr  Herz  von 
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tiefstem  Mitgefühl  ergriffen  ist.  Vermag  sie  aber  ihre  Ruhe  tiiclit 
zu  bewahren,  begeht  sie  infolge  dessen  Mifsgriffe  oder  gar  Uage- 
rechtic^keiten,  ist  ihre  gedeihliche  Wirksamkeit  dahin.  Solche  Er- 
wägungen veranlassea  viele,  die  Anstellung  von  Frauen  kn  Inspek- 
torat  nicht  als  wänschbar  zu  betxaditen*  -Und  doch,  in  Einem 
Punkt  würden  sie  die  Sfönner  übertreffen.  Wo  es  sich  um  Ueber« 
wachung  von  Reinlichkeit  und  Ordnung»  von  Anstand  und  guter 
Sitt^  um  gehörige  Verpfl^ung  handelt,  haben  die  Frauen  einen 
schairferen  Blick,  eine  raschere  Beobachtungsgabe.  Dies  wurde  sie 
in  Betrieben  mit  weiblicher  Arbeiterschaft,  wie  die  meisten  unseier 
schweizerischen  Arbeiterinnenschutzgesetze  umfassen,  zum  Inspek- 
torat  ganz  besonders  geeignet  machen.  Dagegen  mufs  ein  anderer 
Orund,  der  für  ihre  Verwendung  ins  Feld  gefuhrt  wird,  vollständig 
in  Abrede  gestellt  werden.  Man  behauptet,  dafs  die  Arbeiterinnen  den 
Frauen  in  gewissen  Dingen  mit  mehr  Vertrauen  und  Offenheit  ent- 
gegenkommen.  Die  F.rfahrungen  der  schwei/rriscben  Inspektoren 
sprechen  nun  nicht  dafür,  dnfs  ihnen  aus  Schamhaftigkeit  manches 
verhehlt  wird,  aber  auch  nicht  dafür,  dafs  viel  Unsittliches  zu  ver- 
hehlen wäre.  Dals  die  weiblichen  Inspektoren  in  Deutschland  sich  be- 
sonderen Zutrauens  und  besonderer  J?eansi)ruchung  durch  das  weib- 
liche Geschlecht  erfreuen,  geht  aus  den,  der  Frauenanstellung  sonst 
freundlich  gesinnten  laspektionsbcrichtcn  nicht  hervor,  weit  eher 
das  Gegenteil,  so  vorzügliche  Kräfte  auch  verwendet  zu  werden 
scheinen.  Die  bekannte  amerikanische  Oberinspektorin  Fl.  Kelley 
schrdlat:  man  meinte  an&igltch,  weibliche  Personen  teilen  einem 
männlichen  Inspektor  nicht  gern  Ungebührlichkeiten  und  Belästi- 
gungen mit,  aber  „im  Verlauf  meiner  Thatigkeit  habe  ich  die  Er* 
fahrung  gemacht,  dafe  die  Arbeiterinnen  im  Punkt  der  Anbringung 
von  Beschwerden  keinen  Unterschied  zwischen  mannlichen  und 
weiblichen  Inspektoren  machen."  Und  an  anderer  Stelle:  „Be* 
schwerden  über  moralische  Vergehen  von  Unternehmern,  Werk- 
föhrem  oder  anderen  im  Betrieb  angestellten  Personen  werden  weder 
an  Inspektorinnen  noch  Ins]  <  l:tr>ren  gerichtet."  Die  so  eben  citierte 
Dame  berichtet  denn  auch,  dais  die  Vermehrung  der  weiblichen 
Inspektoren  nicht  Schritt  halte  mit  derjenigen  der  männlichen. 
Und  in  Fngland,  das  so  oft  als  Beispiel  fiir  die  X'or/.üge  der  brauen- 
vcrwendung  ani^^-führt  wird,  machten  im  Jahr  1899  die  Frauen  erst 
(linf  Prozent  des  Inspektionspersonals  aus.  Dies  alles  spricht  dafür, 
dais  die  grölste  Vorsicht  inbezug  auf  die  Anstellung  weiblicher  In- 
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spektoren  im  eidgenössisdieii  Dienst  geboten  ist  und  im  Gesetz 
höchstens  die  Zullssigkeit  derselben  festgesetzt  werden  soUte. 

Mag  übrigens  die  Frage  der  Gestaltung  des  Inspektorats  ge* 
regelt  werden,  wie  sie  will,  wird  daran  weit  weniger  liegen,  als 
dafe  endlich  die  seit  Jahren  ausgesprochenen  Wünsche  der  Be- 
teiligten und  die  Versprechungen  baldiger  Inangriffnahme  einer 
Fabrikgesetzesrevision  ihre  baldige  Erfüllung  finden.  Wenn  diese 
Blätter  etwas  dazu  beitragen  können,  ist  erreicht,  was  der  Verfasser 
damit  erstrebt  hat 
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Der  Rechtszustand  der  Gewerkvereine 

in  Grofsbritannien. 

Von 

HENRY  W.  MACROSTY.  B.  A. 

Die  hervorragende  Bedeutung,  welche  der  Arbeiterorganisation 
Grofsbrilanniens  zukommt,  läfst  alles,  was  die  englischen  Gewerk- 
vereinc  betrifft,  als  eine  Angelcc^enheit  von  internationalem  Interesse 
erscheinen.  Ks  bedarf  daher  für  die  folj^enden  Erörterun'Tcn  keiner 
besonderen  iMitsehuldigung.  L'eberdies  haben  wir  es  gegenwärtig 
mit  einer  aulsergewöhnlich  bemerkenswerten  Fra^e  zu  thun.  Seit 
dreilsig  Jahren  hatte  man  sich  daran  gewöhnt,  den  ( icwci  kvereinen 
einen  festen  Rechtsstand  einzuräumen.  Dann  wurde  dieser  Rechts- 
staiid  durch  verschiedene  gerichtliclie  Entsciieidungcn  der  letzten 
Jahre  völlig  erschüttert,  und  die  damit  verbundenen  Privilegien  und 
Garantien  wurden  den  Gewvkvereinen  genommen.  Sdilie&lich 
sagte  die  Regierung  auf  das  Drangen  dieser  Arbeiterorganisationen 
eine  Untersuchung  zu,  um  dadurch  das  faktisch  bestehende  Redit 
zu  ermitteln.  Diese  Entwicklui^  soll  im  folgenden  in  m^lichst 
knapper  Darstellung  verfolgt  werden,  und  es  wird  dabei  meine  Auf- 
gabe sein,  die  rechtlichen  Anschauungen,  welche  diesen  wider- 
sf^chsvollen  und  unerträglichen  Zustand  herfodgefuhrt  haben,  zu 
prüfen  und  zu  klären.  Zu  diesem  Zweck  müssen  wir  uns  der  Ver- 
gangenheit  zuwenden  und  die  Kcstimmungen  der  Paria mcntsakte, 
welche  den  Rechtsstand  der  Gewerkvereine  definieren,  wörthch 
wiedergeben. 

Jahrhundertelang  stand  das  Parlament  allen  Versuchen  der 
arbeitenden  Klassen,  die  auf  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  hinzielten, 
feindlich  gegenüber.    Dieser  Gesinnung  entsprangen  Repressivmals- 
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regeln,  die  in  dem  Gesetz  vom  Jahre  1800  gipfelten,  das  jede  Ver- 
einigung zwecks  iirliöhung  der  Löhne  und  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit mit  Geföngisstrafe  bedrohte.  Die  wachsende  Empörung  der 
Arbeiter  führte  7Avar  im  Jahre  1824  zur  Aufhebung  der  KoaHtions- 
verbote,  doci»  unterwarf  eine  Novelle  des  folgenden  Jahres  die  Ge- 
werkvereine dem  gemeinen  Recht.  In  dieser  Weise  wurde  der 
Koalition  wohl  eine  formelle  aber  keine  materielle  rechtliche  An- 
erkennung gewährt;  denn  die  Gewerkverein c  konnten  jetzt  wegen 
Verschwörung  gegen  die  Gewerbefreiheit  (corL^piracy  in  restraint  of 
trade)  belangt  werden.  Dieses  Ansnaiimerecht  bestand  bis  zum 
Jahre  1871.  In  diesem  Jahre  wurde  das  Gcwerkvereinsgesetz  er- 
lassen, dessen  hauptsächliche  Bestimmungen  lauten: 

2.  „Die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  sollen  nicht  lediglich  aus 
dem  Grunde,  dafs  sie  gegen  die  Gewerbefreiheit  gerichtet  sind,  für 
rechtswidrig  erklärt  werden,  um  die  Mitglieder  eines  solchen  Ge- 
werkvereins der  strafrecht  Hi  llen  Verfolgung  wegen  Verschwörung' 
oder  anderer  Vergehungen  zu  unterwerfen. 

3.  Die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  sollen  nicht  lediglich  aus 
dein  Ij runde,  dafs  sie  gegen  die  Gewerbefreiheit  gerichtet  sind,  für 
rechtswidrig  erklärt  werden,  um  dementsprechend  Vereinbarungen 
und  \'t  rir<igca  die  Rechtskraft  zu  entziehen. 

4.  .\us  keiner  Bestimmung  dieses  Gesetzes  soll  ein  Gerichtshof 
die  Befugnis  ableiten,  ein  Verfahren  gut  zu  heifsen,  das  den  Zweck 
hat,  Kntschädigungen  zu  beanspruchen,  wenn  Verletzungen  begangen 
sind  gegen: 

1.  Kine  Vereinbarung  zwischen  den  Mitgliedern  eines  Gewerk- 
vereins als  solchen,  welche  die  Bedingungen  regelt,  unter 
welchen  die  Mitglieder  eines  solchen  Gewerkvereins  ihre 
Waren  verkaufen  oder  nicht  verkaufen,  unter  welchen  sie 
Geschäfte  abschliefsen,  Arbeit  nehmen  oder  geben  sollen. 

2.  Eine  Vereinbarung  über  die  Zahlung  eines  Beitrags  odar 
einer  Strafe  seitens  irgend  einer  Person  an  einen  Gewerk- 
verein. 

2.  Eine  Vereinbarung  über  die  Verwendung  des  Gewerkvereins- 
Vermögens  fiir  folgende  Zwecke: 

a)  um  die  Mitglieder  zu  unterstützen,  oder 

b)  um  einen  Arbeitgeber  oder  Arbeiter,  die  nicht  dem  Ge- 
werkverein als  Mitglieder  angehören,  zu  belohnen,  weil 
^e  die  Statuten  und  Beschlüsse  des  Gewerkvereins  als 
bindend  anerkennen;  oder 
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c)  um  eine  Strafe  zu  bezahlen,  die  irgend  einer  Person 
durch  gerichtliches  Urteil  auferlegt  ist 

4.  Eine  Vereinbarung,  die  ein  Gewerkverein  mit  einem  anderen 
abgeschlossen  hat. 

5.  E'mc  Bürgschaft,  um  die  Durchführung  der  oben  angeführten 
V^ereijibarungen  zu  sichern. 

Aber  kein  Teil  dieses  Abschnittes  mjII  in  einer  Weise  ausge- 
legt werden,  durch  welche  die  oben  angeführten  Vereinbarungen 
ungeselzniarsig  erklärt  werden  könnten." 

Die  übrigen  bestiaunuagea  des  Ciesctzes  regelten  die  Registrie- 
rung der  Gewerk\'ereine  und  die  Ernennung  von  Tnistees  zur  Ver- 
waltung des  Vereinsvermögens. 

Um  ein  richtiges  Verständnis  fiir  dieses  Gesetz  zu  gewinnen, 
ist  es  nöt^,  auf  den  Minderheitsbericht  der  Gewerkvereindcommisskm 
von  1867  zurückzugreifen,  welcher  nach  der  Aussage  des  Home 
Secretaxy  dem  Gesetz  zu  Grunde  gelegt  worden  war.  Es  war  da- 
mals vorgeschlagen  worden»  den  Gewerkveieinen  volle  Rechtskraft 
zu  gewahren,  damit  sie  klagen  und  verklagt  werden  könnten,  damit 
sie  Beiträge  von  ihren  Mitgliedern  gerichtlich  eintreiben  und  liir  die 
zu  zahlenden  rnterstützungen  seitens  der  MitgUeder  verantwortlich 
gemacht  werden  könnten. 

Hierüber  heifst  es  in  jenem  Minoritätsbericht: 

..Wir  sind  keineswegs  überzeugt,  dafs  ein  derartiges  Ge- 
setz auch  nur  entfernt  wünschenswert  wäre.    Die  Gewerk- 
vereine sind  ihrem  Wesen   nach   gesellige  Vereinigungen 
(clubs)  und  keine  Handelsgesellschaften,  utid  wir  sind  der 
Ansicht,  dafs  die  gesetzliche  Regelung,  die  diesen  zu  teil 
wird,  bei  jenen  nicht  anwendbar  ist.    Von  irgend  welchen 
X'crgehungen   abgesehen,  sind  die  Zwecke,  die  sie  beab- 
sichtigen, die  Rechte,  die  sie  beanspruchen,  und  die  Ver- 
pflichtungen, die  sie  eingehen,  zum  gröfsten  Teil  solcher 
Art,  dals  sie  unserer  Ansicht  nach  nicht  durch  Gerichte  er- 
zwungen,  verändert  oder  aufgehoben  werden  können.  Sie 
beruhen  vollständig  auf  freiwilliger  Uebereinstimmung." 
Dieser  Bericht  atmet  den  Geist  des  Iaissez-&ire.  Das  Gewerbe 
ist  eine  Privatangelegenheit,  die  den  Staat  nichts  angeht  Dieser 
hat  nur  die  eine  Aufgabe,  dafür  zu  sorgen,  dafs  im  Fall  eines 
Streites  kein  Verbrechen  begangen  werde.    Doch  selbst  von  diesem 
Standpunkte  aus  mufsten  weitergehende  .Mafsregeln  getroffen  weiden, 
um  die  Gewerkvereine  g^en  den  Mifsbrauch  des  VerschwÖrungs- 
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gfcsietzea  zu  schütten  und  die  Rechte  der  Ausständigen  zu  be- 
stimmen. Das  geschah  durch  folgende  Bestimmungen  des  Gesetzes 
über  Verschwönihg  und  Vcrmogensschutz  (Conspiraqr  and  Pro- 
tection of  Propcrty  Act)  vom  Jahre  1875: 

d  ^Eine  Vereinbarung  oder  Vereinigung  zwischen  zwei  oder 
mehreren  Personen,  die  den  Zweck  hat,  eine  Handlung  zu  begehen 
oder  anzustiften,  welche  einen  Gewerbestreit  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  eroftnen  oder  unterstützen  soll,  kann  nicht  als  f^ine 
V^erschwöning  belangt  werden,  wenn  dieselbe  Handlung,  von  einer 
Einzelperson  l)e>^^inf^en,  nicht  nh  ein  strafbares  Verdrehen  gilt. 

Kein  1  eil  dieses  Abschnittes  soll  Personen,  die  sich  einer  Ver- 
schwörung; schuldig  gemacht  haben,  von  Strafe  befreien,  wenn  eine 
solche  Strafe  durch  Parlamentsakte  vorgesehen  ist. 

Kein  Teil  dieses  Abschnittes  berührt  in  irgend  einer  Weise 
das  Gesetz»  das  Zusammenrottung,  ungesetzmäfsige  Versammlung, 
Ruhestf^rung  und  Aufruhr  oder  irgend  eine  gegen  den  Staat  oder 
das  Staatsoberhaupt  gerichtete  Handlung  betrifll. 

Als  Vergehen  gilt  im  Sinne  dieses  Abschnittes  eine  Handlung, 
difc  infolge  einer  öffentlichen  Anklage  oder  einer  summarischeti 
Ueberfuhrung  strafbar  ist,  und  wofür  der  Schuldige  unter  dem  Ge- 
setz belangt  werden  kann,  welches  das  Vergehen  entweder  katego- 
risch oder  nach  I-lrmessen  des  Richters  mit  Gefängnisstrafe  an  Stelle 
irgend  einer  anderen  Strafe  t)el^^" 

7.  „Wenn  eine  Person  eine  andere  unrechtmäfsig  und  ohne 
gesetzliche  Ermächtigung  zu  zwinj^'cn  sucht,  eine  Handlung,  die 
diese  rechtmäfsif,''  zu  thun  Ijcabsichti^t,  nicht  zu  beuchen,  oder  die 
die^r  rechtmalslL,^  nicht  zu  thun  beabsichtigt,  dennoch  zu  begehen, 
und  zu  diesem  Zweck 

a)  Gewalt  aruveiuiet,  um  diese  andere  Person  oder  seine  Ehe- 
frau oder  Kinder  einzuschüchtern  oder  sein  Eigentum  be- 
schädigt ;  oder 

b)  dieser  Person  bestandig  von  Ort  zu  Ort  nachgelil;  oder 

c)  Werkzeuge,  Kleider  und  andere  Gegenstände,  welche  diese 
andere  Person  gebraucht  oder  ihr  als  Eigentum  gehören, 
versteckt,  oder  de  an  den  Gebrauch  derselben  hindert 
oder  davon  abhält;  oder 

d)  das  Haus  oder  den  Platz  oder  den  Zugang  dazu  beobachtet 
oder  umstellt,  wo  diese  andere  Person  wohnt,  arbeitet,  ein 
Geschäft  betreibt,  oder  sich  zufallig  auf  halt;  oder 

e)  diese  andere  Person  mit  zwei  oder  mehreren  Personen  auf 
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der  Stralse  oder  eiaem  ößeatlichen  Wege  in  ungehöriger 
Weise  verfolgt 

so  soll  jene  Person,  nach  Ueberführung  durch  summarisches  Ver- 
fahren oder  auf  öffentliche  Anklage,  entweder  zu  einer  Geldstrafe 
bis  zu  •£*  20  oder  zu  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  mit  oder 
ohne  Zwangsarbeil  verurteilt  werden. 

Das  Warten  vor  oder  bei  einem  Hause  oder  Platz  oder 
dessen  Zugang,  wo  diese  andere  Person  wohnt,  arbeitet«  ein  Ge- 
schäft betreibt,  oder  sich  zufallig  aufhält,  nur  zu  dem  Zweck 
um  Nachrichten  zu  erhalten  oder  mitzuteilen  soll 
nicht  als  ein  Beobachten  oder  Umstellen  im  Sinne 
dieses  Abschnittes  gelten." 

Der  letzte  Teil  dieses  Abschnittes  erlaubt  das  Picketieren  (Strike* 
Posten). 

Die  auf  den  Gi  undsätzcn  des  laissez-faire  ruhende  Anschauung 
von  der  privaten  Natur  der  Gewerkvereine,  welche  in  dem  Geweric- 
Vereinsgesetz  so  uneingeschränkt  zum  Durchbruch  kam,  dafs  dem 
Verein  keine  gesetzliche  Befugnis  eingeräumt  wurde,  die  Mitglieder 
zur  Erfüllunt^  der  Vcrpflichtiin^r-cn,  die  sie  dem  Verein  schulden,  zu 
zwingen  —  liels  sich  so  lanj^^e  ertragen,  als  grolsc  ^ewerbliclie 
Streitigkeiten  nicht  vorkamen.  Eine  Zeitlang  ging  alles  gut  —  die 
grolse  Masse  der  Arbeiter  machte  sich  die  Theorie  ihrer  Arbeit- 
geber zu  eigen,  dals  die  Lohne  vom  Unternehmergewinn  abhängig 
seien,  und  die  tie werkvereine  entwickelten  nur  ihre  Wohlfahrts- 
c'iiirichtungen,  während  sie  als  Hüter  der  realen  Arbeitcnntcresscn 
eingenickt  waren.  Aber  der  tiefe  wirtschaftliche  Niedergang,  der 
dem  Aufschwung  im  Anfange  der  sid)enziger  Jahre  gefolgt  war, 
ofifenbarte  die  Thatsache,  dals  die  Industrie  eine  Angelegenheit  von 
allgemeinem  nationalem  Interesse  seL  Nachdem  der  Geschäftsgang 
wieder  eine  aufwärts  gerichtete  Tendenz  eingeschlagen  hatte,  wurde 
den  Gewerkvereinen  durch  das  Zusammenwirken  verschiedener  Ur- 
sachen ein  neuer  Geist  eingehaucht  Das  Erwachen  des  öfientUdien 
Grewissens  infolge  der  im  Jahre  1888  erfolgten  Enthüllui^n  Ober 
das  Schwitzsystem,  die  lebhafte  sozialistische  Propaganda,  die  seit 
1884  im  Gange  war,  die  Erhebung  der  ungelernten  Arbeiter  im 
Hafcnstrike  von  1889,  und  die  Unterstützunj^,  welche  das  Prinzip 
des  Existenzlohnes  (living-wage)  im  Volke  gefunden  hatte  —  diese 
sämtlicheii  Ursachen  trujrcn  dazu  bei,  der  Gewerkvereinsbewegung 
eine  Richtung  zu  geben,  die  aggressiver  und  kampfbereiter  war  als 
die,  welche  sie  in  dem  abgelaufenen  halben  Jahrhundert  verfolgt 


Digitized  by  Google 


Der  RedrtMittUuid  der  Gewdftmrdae  m  GroGAtfiteBiiien. 


327 


liatte.  Zahlreiche  und  oft  gewalttfaatige  Ausstände  folgten  schnell 
aufeinander,  kein  Gewerbe  blieb  von  schweren  Störungen  ver- 
schont  Die  öffentliche  Meinung  hatte  ihre  Stellungnahme  gegen- 
über den  Glaubenssätzen  von  1 870  in  merkwürdiger  Weise  geändert 
Der  Kohlensthke  des  Jahres  1893  hatte  gezeigt,  dafs  ein  Konflikt, 
der  in  einem  (icwerbc  längere  Zeit  fortdauert,  alle  anderen  Ge- 
werbe des  Landes  i^'^ef;i!i-det.  Man  sah  ein.  dafs  die  Industrie,  Aus- 
stände und  Aussperrungen  nationale  Angele<^enheiten  seien  und 
man  gewöhnte  sich  daran,  in  den  (^rewcrkvercinen  etwas  anderes 
als  lediglich  „gesellige  Vereinigunf,^en"  zu  sehen.  Jederman  ging 
auf  die  Suche  nach  einem  Mittel  zur  \'erhutung  von  Strikes.  Die 
königliche  Arbeitükonimission  (  Ro\  al  Commission  on  Labour)  wurde 
ernannt,  und  das  armselige  Ergebnis  ihrer  wirren  ünteri>uchungen 
war  das  Einigungsgesetz  (Conciliation  Act)  von  1896.  Dieses  Ge- 
setz ermächtigte  das  Handelsamt  (Board  of  Trade)  seine  Vermittlung 
anzubieten,  aber  ohne  ihm  das  Recht  zu  verleihen,  die  Parteien  zu 
zwingen,  ihre  Sache  vor  ein  Schiedsgericht  zu  brii^en  und  seine 
Entscheidungen  als  bindend  anzunehmen.  Der  Ausstand  der  Ma- 
schinenbauer von  1897  verzögerte  die  Auslubrung  des  Schiffsbau- 
]dans  der  Marineverwaltung  und  der  Walliser  Kohlenstrtke  ver- 
hinderte die  Abhaltung  der  r^elmafeigen  Marinemanöver.  Die 
Strikes  bildeten  thatsächlich  eine  nationale  Gefahr  -  ■  sie  bedrohten 
nicht  nur  den  Bestand  der  Industrie,  sondern  in  möglichen  Fällen 
die  nationale  Existenz!  Das  Volk  empfand  eine  heftige  Abneigung 
gegen  Strikes  und  das  unbestimmte  Bedürfnis,  dafs  irgend  etwas 
geschehen  müsse,  um  sie  unmöglich  zu  machen.  Diese  Kmpfindung 
wurde  durch  den  wachseiulen  deutschen  und  amerikanischen  Wett- 
bewerb  noch  xerstärkt.  Da  die  L'ntcrnehn^cr  aus  natürlichen  Ur- 
sachen die  Arl^eiterorganisationen  \  erabschculen.  und  da  sie  die 
öffentliche  Aufnicrksamkeit  \on  den  Mängeln,  die  ihnen  selbst  als 
industriellen  Organisatoren  anhafteten ,  al)lenken  wollten ,  unter- 
nahmen sie  in  den  Gerichtshöfen  und  in  der  Presse  einen  l'cld2ug 
gegen  die  Gewerkvereine, 

Der  Feldzug,  den  sie  in  den  Gerichtshöfen  führten,  verfolgte 
zwei  Ziele:  i.  versuditen  me  die  Ungesetzmäfsigkeit  aller  Handlungen, 
Attf  wdchen  der  Erfolg  eines  Strikes  beruht,  festzustellen  und  2.  die 
rechtliche  Haftpflicht  der  Gewerkvereine  für  Vermogensschädigungen, 
die  im  Verlaufe  gewerblicher  Streitigkeiten  vorgenommen  wurden, 
gerichtUch  zu  konstatieren.  Mit  diesen  beiden  Punkten  soll  sich 
^ie  fönende  Erörterung  einzeln  beschäftigen. 
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Der  Hauptangriff  gegenüber  den  Strikes  war  ge^en  d  is  VVoit 
„einschüchtern"  gerichtet  „Eimchüchtem,"  sagte  der  LcM'd>Ober- 
richter  Coleridge,  „ist  kein  terminus  technicus,  sondern  ein  Wort 
der  gewöhnlichen  Sprache  und  des  täglichen  Gebrauchs;  es  mufs 
daher  eine  vernünftige  und  verständige  Interpretation  erfahren,  die 
sich  nach  den  Umständen  der  Välle,  wie  sie  gelegentlich  vorkommen, 
zu  richten  hat".  Da  die  Richter  auch  nur  menschliche  Wesen  sind, 
so  wurden  sie  in  der  Ausübung  ihrer  Inteqirctationspflicht  not- 
wendigerweise durch  die  herrschende  öffentliche  Meinung  becinHulst. 
Wir  sehen  daher,  wie  sie  nach  irgend  einem  Prüfstein  suchen,  durch 
welchen  sie  die  Rechte  der  einzelnen  Faiieien  ermitteln  könnlcn. 
Eine  Handlung,  durch  welche  eine  Person  geschädigt  wird,  ist  selbst 
dann,  wenn  sie  absichtlich  vorgenommen  worden  nicht  not- 
wendigerweise klagbar.  Es  kann  als  der  umfassendste  und  all* 
gemeinste  Rechtsgrandsatz  derjenige  betrachtet  werden»  der  besagt^ 
da(s  der  Zweck  des  Rechts  darin  besteht,  jedem  einzelnen  in  allen 
Dingen,  die  dem  Gesetz  nicht  widersprechen,  voUe  Aktionsfireihdt 
zu  Schern.  Der  malsgebende  Präcedenzlall  für  die  Interpretation 
dieses  Grundsatzes  ist,  soweit  die  Arbeiter  in  Betracht  kommen, 
der  Mogul  Steamship  Case,  der  im  Jahre  189I  durdl  das  Haus  der 
Lords  entschieden  wurde,  obschon  dieser  Fall  in  erster  Unie  die 
Gewerbefreiheit  betraf.  Eine  Rhedervereinigung,  deren  Schiffer 
nach  China  gingen,  hatte  denjenigen  Geschäftsleuten,  welche  aus- 
schliefslich  die  Schiffe  der  Vereinigung  für  den  Transport  ihrer 
Waren  benutzten,  Sondertarifc  angeboten.  Dagegen  bedingte  jeder 
Transport,  auch  wenn  er  noch  so  unbedeutend  war,  der  einem 
Schiffe,  das  nicht  dem  Kartell  gehörte,  übergeben  wurde,  fiir  den 
betrefiendeii  Verlader  einen  empfindlichen  Verlust.  Eine  aufserhalb 
des  Kartells  stehende  Firma  hatte  auf  Schadenersatz  auf  (xrund 
einer  Verschwörung  mit  der  Absicht  der  Schädigung  geklagt. 
Diese  Klage  wurde  abgewiesen.  Die  Abweisung  wurde  folgender- 
mafsen  begründet  Eine  Handlung,  die  von  einer  einzelnen  Person 
begangen,  nicht  Id^bar  ist,  kann,  wenn  ae  von  vielen  begangen  • 
wird,  durch  das  Uolse  Gewicht  der  Zahl  klagbar  werden  —  wie 
z.  R  im  Fall  eines  Boykotts.  Die  blofse  Thatsache  der  Vereinigung 
ist  hierzu  aber  nicht  ausreichend.  Die  Vereinigung  wird  nur  dann 
klagbar,  wenn  sie  den  Zwedc  hat,  ungesetzmäfeige  Handlungen  zu 
begehen  oder  gesetzmäßige  Handlungen  durch  ungesetznuUsige 
Mittel  zu  vollbringen.  „Wenn  nun  jemand  absichtlich  eine  Handlung 
begeht,"  sagte  Lord  Justtee  Bowen,  „die  im  gewöhnlichen  Verlaufe 


Digitized  by  Go 


Der  ReeblstuftaiMi  der  Gewcrkvereine  in  Grofibritannieii. 


389 


der  Dinge  eine  Schädigung  herbeiführen  soll,  und  die  einer  anderen 
I'erson  in  ihrem  Geschäft  thatsächlich  Schaden  bereitet,  so  ist  jene 
Handlung  klagbar,  wenn  sie  ohne  berechtigten  AnlalV  oder  Knt- 
schuldi^ng  bef^an^^en  ist.  Kinc  solche  llandlunj:^,  die  ohne  be- 
rechtigten Anlals  oder  Entschuldigung  begangen  wird,  nennt  das 
Recht  ein  böswilliges  Unrecht.  Die  Handlungen  der  X'erklag^ten, 
die  hier  zur  Anklacre  stehen,  sind  absichtlich  begangen  worden 
und  waren  sicher  darauf  berechnet,  den  Klägern  Schaden  in  ihrem 
Geschäftsverkehr  zuzufügen.  Um  aber  zu  entscheiden,  ob  sie  als 
Unrecht  zu  betrachten  sind,  haben  wir  noch  zu  ermitteln,  ob  »c 
ohne  berechtigten  Anlafs  oder  Entschuldigung  begangen  worden 
sind.  Die  Verklagten  behaupten  nun  ihrerseits,  dafs  ein  berechtigter 
Anlafe  oder  Entschuldigung^  in  ihrem  eigenen  positiven  Recht  (mit 
gewissen  Einschränkungen)  liege,  ihr  eigenes  Gewerbe  in  einer  Art 
und  Weise,  die  ihnen  am  besten  erscheint,  zu  betreiben  und  die 
nach  ihrer  Ansteht  am  besten  geeignet  ist,  ihren  e^nen  Vorteil 
zu  wahren.  Die  erwähnten  Einschränkungen  sind:  „Es  hat  eine 
Person  —  ob  sie  Kaufmann  sei  oder  nicht  —  niemals  das  Recht, 
eine  andere  in  ihrem  Geschäftsverkehr  durch  Betrug  oder  Vor« 
Spiegelung  falscher  Thatsachen  zu  schädigen.  Einschüchtern,  Hindern 
und  Belästigen  sind  verboten;  ebenso  die  absichtliche  .\nstiftung 
zur  X'erlrfruni:^  persönlicher  Rechte  ( vertraj:^smäfsige  und  andere)  — 
immer  unter  der  X'orausset/un;^,  dais  eine  berechtigte  X'cranlassung 
dazu  nicht  vorliefet."  In  Üc/.iig  auf  den  Vertragsbruch  wollen  wir 
noch  folgendes  Urteil  des  Lord  Justice  Roett  in  Howen  contra  Hall 
(1883)  erwähnen:  „Die  blofse  l'ebencduni^  eines  Mannes,  seinen 
Kontrakt  zu  brechen,  braucht  nicht  vor  dein  (  iesetz  und  der  Praxis 
ein  Unrecht  zu  sein.  Wenn  aber  die  Uebcrredung  mittelbar  dazu 
dienen  soll,  den  Kläger  zu  schädigen,  oder  dem  Verklagten  auf 
Kosten  des  Klagers  zu  ntitzen,  so  ist  sie  eine  böswillige  Handlung, 
die  vor  dem  Gesetz  und  der  Praxis  als  ein  Unrecht  gilt,  und  daher 
eine  unrechtmäfsige  Handlung  und  daher  eine  klagbare  Handlung, 
wenn  sie  eine  Schädigung  zur  Folge  hat.*' 

Die  angeföhrten  Stellen  enthalten  die  Rechtsgrundsätze,  die 
fiir  die  Gewerkvereine  in  Bezug  auf  „Einschüchtern",  „Verschwörung 
zur  Einschüchterung*',  „Verschwörung  zur  Schädigung"  in  Betracht 
kommen.  In  einigen  älteren  Fällen  waren  die  Richter  geneigt, 
•^e  Einschüchterung  auf  Drohung  personlicher  Vei^ewaltigung 
zu  beschränken.  In  Gibson  contra  Lawson  wurde  entschieden 
(1891),  dafs  es  nicht  Einschüchterung  sei,  wenn  A  dem  B  sagt, 
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dafs  die  Mitglieder  von  As  Gewerkverein  strikcn  würden,  wenn  B 
nicht  aus  scinetii  Verein  austreten  und  dem  As  beitreten  würde, 
worauf  der  Arbeilgeber  den  A  entliefs,  um  den  Strike  zu  ver- 
hüten. In  Curran  contra  Trcleavcn  ^1891)  wurde  entschieden,  dafs  es 
nicht  Einschüchterung  sei,  wenn  der  Sekretär  eines  Gewerkvereins 
einem  Unternehmer  mitteilt,  dafs  wenn  er  die  Arbeiter,  die  dem 
Gewerkverein  nicht  als  Mitglieder  angehören,  nicht  entlassen  wurde, 
würden  die  übrigen,  die  dem  Gewericvcrein  als  Mitglieder  ange> 
hören,  striken,  und  wenn  dann  auf  die  Weigerung  des  Unternehmers 
der  Sekretär  die  Mitglieder  des  Grcwerkvereins  in  den  Ausstand 
abruft  In  Temperton  contra  Russdl  (1893)  wird  ein  anderer  Stand* 
punkt  eingenommen.  Temperton  war  ein  Bauunternehmer  in  HuO, 
der  sich  weigerte,  die  Arbeitsbedingungen,  welche  zwischen  den 
übrigen  Unternehmern  und  dem  Gewerkverein  der  Bauarbeiter  ver* 
einbart  waren,  zu  unterschreiben.    Um  ihn  gefugig  zu  machen, 
wurden  seine  Arbeiter  abgerufen,  und  ferner  veranlafsten  die  Be- 
amten des  Gewerkvercins  solche  Personen,  die  mit  Temperton 
Kontrakte  zur  Lieferung  von  Baumaterialien  abgeschlossen  hatten, 
diese  Kontrakte  tu  brechen  und  keine  neuen  Kontrakte  mit  ihm 
eiazugclun  unter  dem  V'orwand,  dals  sonst  ihre  Arbeiter  in  den 
Ausstand  treten  würden.    Das  Gericht  entschied,  dafs  in  beiden 
Handlungen  ein  klagbares  Unrecht  be^an^en  worden  wäre.  Dieser 
Fall  muls  in  Wrbindung  mit  Allen  contra  Mood  und  mit  einem 
anderen,  der  1S97  im  Hause  der  Lords  entschieden  wurde  und  7.u 
den  wichtigsten  l  ällen  des  Gewerkvereinsrechts  gehört,  betrachtet 
werden.    Allen,  der  Delegierte  der  Kesselmachcr,  benachrichtigte 
den  Arbeitgeber  von  Flood  und  Taylor  (Schiffbauer,  die  im  Wider- 
spruch mit  den  Statuten  der  Kesselmacher  bei  Eisenarbeiten  be- 
schäftigt worden  waren),  dafs  die  Kesselmacher  striken  würden, 
wenn  jene  nicht  entlassen  wurden,  und  da  der  Arbeitgeber  grolse 
Kontrakte  zu  erlullen  hatte,  entliefs  er  Flood  und  Taylor  ohne  vor- 
herige Kündigung,  wozu  er  berechtigt  war. 

Es  war  erwiesen,  da(s  die  Entscheidung  der  Kesselmacher  fm- 
willig,  ohne  den  überredenden  Einftufs  Allens,  der  nur  als  Bote 
handelte,  getroffen  worden  war.  Flood  und  Taylor  verklagten  Allen 
und  das  Urteil,  das  zu  ihren  Gunsten  ausfiel,  wurde  in  der  Be- 
rufungsinstanz bestätigt.  In  dem  Hause  der  Lords  aber  wurde  es 
durch  die  Abstimmung  von  sechs  gegen  drei  Richter  verworfen. 
Da  die  vier  Richter  der  niederen  Gerichtsstcllen  einstiinmi^  ;_To^en 
Allen  entschieden  hatten,  so  waren  im  ganzen  sieben  Richter  der 
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Ansicht,  dafs  ein  klagbares  Unrecht  bqj^angen  worden  wäre,  während 
sechs  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertraten.  Dieser  Zwiespalt  der 
Ansichten  genü^  an  sich  schon,  um  den  unbefriedigenden  Rechts- 
zustand  zu  offenbaren. 

Die  Richter,  welche  fiir  die  Verurteilung  gestimmt  liatten, 
äufsertcn  in  beiden  Fällen  die  Meinung,  dafs  es  in  der  Wirkung 
gleich  sei,  wenn  A  überredet  würde,  seinen  Vertrag  mit  B  zu 
brechen,  oder  wenn  A  überredet  wurde,  einen  Vertrag  mit  Ii  nicht 
abzuschliefsen.  £s  ist  damit  eine  wichtige  Ausdehnung  des  Rechts, 
wie  es  in  Bowen  contra  Hall  konstatiert  war,  gegeben.  Dagegen  be* 
merkt  Lord  Davey  (in  Allen  contra  Flood) :  „Wenn  die  Ueberredung 
im  ersten  Falle  erfolgreich  ist,  so  geht  die  andere  Partei  des  Vor- 
teils, ihren  Kontrakt  au^feiiihrt  zu  haben,  verlustig.  Im  zweiten 
Falle  verliert  sie  nichts,  worauf  sie  einen  rechtlichen  Anspruch 
hätte,  und  sie  hat  keinen  gesetzlichen  Grund,  gegen  die  Person  zu 
klagen,  die  sich  weigert,  mit  ihr  einen  Vertrag  abzuschliefsen.  Im 
ersten  Fall  liegt  eine  RechtsverletJtui^  vor;  im  zweiten  Fall  nicht." 
Ks  wurde  ferner  behauptet,  dafs  wenn  die  Ueberredung  zu  dem 
Zweck  ausgeübt  sei,  die  dritte  Partei  zu  schädigen,  so  würde  damit 
eine  Handlung  ungesetzlich ,  die  ohne  jene  Absicht  gesetzlich 
gewesen  wäre.  Hierzu  äufsertc  sich  wiederum  Lord  Davey  fol- 
gendermafsen :  „Ein  Arbeitgeber  kann  einen  Arbeiter,  mit  dem 
er  keinen  Kontrakt  abgeschlossen  hat,  entlassen,  oder  er  kann  sich 
aus  den  irrtümlichsten,  böswilligsten  oder  sittlich  verwerflichsten 
Beweggründen,  die  man  sich  denken  kann,  weigern,  einem  Arbeiter 
Beschäftigung  zu  geben  —  dem  Arbeiter  ist  damit  kein  Recht  zur 
Klage  gegeben.  Fs  scheint  mir  sonderbar,  wenn  gesagt  wird,  dafs 
die  Hauptperson,  welche  die  Handlung  begeht,  keine  Schuld  trage; 
während  die  Nebenperson,  die  ihm  dazu  jreratcn  hat,  ohne  selbst 
eine  unrechte  Handlung  zu  begehen,  die  Schuld  trar^e.  Wenn  man 
eine  Person  überredet,  eine  Handlung  zu  lluiii  oder  zu  unterlassen, 
die  sie  aus  freiem  Willen  zu  thun  oder  zu  unterlassen  berecliti^^'t  ist. 
so  heg' cht  man  kein  l'nrecht,  sondern  unter  Umständen  eine  ver- 
dienstliche i'liat,  seihst  wenn  das  Fndrcsultat  des  Rates  SchädiL,nm<T 
für  einen  dritten  bedeutet.  Es  schemt  mir  jedem  vernünftigen  Grund- 
satz zu  widersprechen,  wenn  man  behauptet,  dafs  die  Hinzufü<^nm(,r 
des  Begriffs  der  Huswülii^kcit  eine  Ilandlunj:^  zu  einer  kla<^djaren 
mache,  die  ohne  Böswilli|^^keit  beL^angen,  kein  Unrecht  wäre,  obschon 
sie  die  Schädigung  einer  dritten  Person  vcranlafst."  berncr  hat 
Lord  James  of  Hereford  darauf  hingewiesen»  dafs  bei  Anerkennung 
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jenes  Grundsatzes  ein  Baumeister,  der  unter  Ausschlufs  seiner  Kon- 
kurrenten einen  Auftrag  zu  erlangen  suche,  sich  damit  der  Klagbar-» 
keit  aussetze,  „denn  er  hat  eine  Person  abgehalten  mit  einer  dritten 
einen  Kontrakt  abzuschließen,  und  es  war  offenbar  sein  Zweck  sich 
auf  Kosten  diesor  dritten  Person  einen  Vorteil  zu  verschaffen.'*  In 
der  That  war,  wie  Lord  Herschell  bemerkte,  die  Entscheidung  gegen 
Allen  „eine  vollständige  Neuerung,  die  nur  durch  weittragende  und 
meiner  Ansicht  nach  geföhrliche  und  unvernünftige  Behauptungen 
aufrecht  erhalten  werden  konnte".  In  allen  GewerkvereinsßUen 
wird  die  AufiTierksamkcit  der  Richter  und  des  Publikums  zu  all- 
gemein auf  die  Schädigung,  die  begangen  worden  ist,  konzentriert, 
anstatt  sie  auf  den  Zweck  der  Ge  werk  Vereinsbewegung  zu  lenken, 
der  darin  besteht,  dafs  der  Gewerkverein  die  rechtmäfsigen  Interessen 
seiner  Mitglieder  zu  fördern  und  für  sie  eine  möglichst  grofse  Zahl 
von  Arbeitsgelegenheiten  unter  den  möglichst  günstigen  Bedingrungen 
zu  beschaffen  sucht.  Ein  derartiges  Bestreben  entspricht  genau 
demjenigen  der  verklagten  Vereinigung  in  dem  Mogul  case,  die  für 
sich  den  grölstmöglichen  Anteil  am  chinesischen  Theegeschäft  zu 
erlangen  suchte,  was  als  gesetzmäfsig  anerkannt  wurde.  Lord  Shaud 
legte  den  Sachverhalt  in  Allen  contra  Flood  sehr  klar  —  und  seine 
Argumente  lassen  sich  auch  auf  Temperton  contra  Russell  anwenden. 
£r  sagte:  „Wenn  das  Beweismaterial  etwas  klar  erkennen  lälst,  so 
scheint  es  mir  dieses  zu  sein,  dafs  der  Angeklagte  (Allen)  ausschlieisUch 
das  eine  Ziel  im  Auge  hatte,  die  Interessen  derjenigen,  die  er  ver- 
trat, in  nllem,  was  er  that,  zu  fördern  —  dafs  dies  der  Beweggrund 
seiner  I  landlurv^f  n  war  und  nicht  der  W^unsch,  die  Kläger  in  ihrem 
rechtmälsigen  Beruf  zu  scliädigen.  Der  I'all  betraf  den  Wettbewerb 
der  Arbeiter,  der  meiner  .Ansicht  nach  in  allen  wesentlichen  Punkten 
dem  Wettbewerb  der  Kaufleute  analog  ist;  auf  beide  sind  dieselben 
Prinzipien  anwendbar.  Ich  frage  mich,  was  man  von  der  Anwen- 
dung des  Wortes  „böswillig"  (im  rechtlichen  Siime)  auf  das  Ver- 
fahren eines  Kaufmanns  denken  würde,  welcher  den  langjähri<,'cn 
Kunden  eines  anderen  Kaufmanns  veranlafst,  bei  diesem  nicht  mehr 
zu  kaufen,  sondern  bei  ihm,  dem  Konkurrenten  ....  Obschon  es 
/.weifellos  zutrifft,  dafs  die  Kläger  (Flood  und  Taylor)  berechtigt 
waren,  ihr  dewerhe  als  Arbeiter  „ohne  Hinderung"  zu  betreiben,  so 
war  docli  ihr  Recht  durch  das  f^^leiche  Recht  der  übrigen  Arbeiter 
eingeschränkt.  Die  IlinderunL^  braucht  keinesweo;s  untresetzmäfsig 
zu  sein.  Zu  den  Rechten  aller  Arbeiter  ji^ehört  da<  Recht  des  freien 
Wettbewerbs.   In  derselben  Weise  und  demselben  Umfang  wie  ein 
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Arbeiter  seiner  Beschäftigung  ohne  Hinderung  nachgehen  soU,  hat 
ein  Kaufmann  das  Recht  auf  freien  Geschäftsbetrieb  ohne  Hinderunof. 
Dieses  Recht  ist  von  dem  gleichen  Recht  anderer  Kaufleute  be- 
grenzt und  unterwirft  sie  deiti  freien  Wettbewerb,  der  an  sich  cresetz- 
mäfsicf  ist,  über  den  man  sich,  soweit  unrechtmäfsige  MitteJ  nicht 
dabei  anj^cwentlct  werden,  nicht  beschweren  darf  Diese  Fra^e  ist, 
soweit  der  Geschäftsverkehr  in  Betracht  kommt,  durch  das  Urteil 
dieses  Hauses  in  dem  Fall  der  Mogul  Steamship  Company  von 
Mc.  Gregor  entschieden  worden.  Ich  sehe  keinen  Grund  für  die 
Behauptung,  dals  dasselbe  Prinzip  nicht  auch  auf  den  Wettbewerb 
der  Arbeiter  anwendbar  sein  solle.  Bei  einem  solchen  Wettbewerb 
ist  der  Arbeiter,  der  seinen  eigenen  VorteQ  verfolgt,  meiner  Ansidit 
nach  völlig  im  Recht,  wenn  er  es  ablehnt  in  demselben  Betriebe 
mit  gewissen  anderen  Personen  zu  arbeiten  und  wenn  er  seine 
Arbeitgeber  hiervon  in  Kenntnis  setzt" 

Die  Weigerung  der  Gewerkvereinler  mit  Nichtgewerkvereinlern 
zusammen  zu  arbeiten  ist  sehr  häufig  der  Anküs  gewerblicher 
Streitigkeiten  gewesen.  Es  hatte  den  Anschein,  als  ob  jenen  das 
Recht  der  Weigerung  in  Allen  contra  FJood  zugestanden  worden  wäre. 
Als  aber  der  Versuch  gemacht  wurde,  diesen  Grundsatz  auf  Quinn 
contra  Leathem  auszudehnen,  gab  der  l-ordkanzler  Halsbury  eine  Ent- 
scheidung, die  es  unmöglich  macht,  überhaupt  allgemeine  Prinzipien 
aus  der  Masse  der  entschiedenen  Fälle  abzuleiten.  In  jener  Ent- 
scheidung heifst  es:  „Jedes  Urteil  muls  in  seiner  Anwendung  auf 
besondere,  bewiesene  Thatsachen  verstanden  werden.  Es  wird  immer 
durch  die  besonderen  Umstände  des  einzelnen  Falles  bestimmt,  in 
welchem  die  betreffenden  Ausdrücke  vorkommen.  Ein  Fall  gilt 
nur  als  Autorität  für  das.  was  er  wirklich  entscheidet.  Ich  bestreite 
durchaus,  dals  er  aLs  Stütze  für  einen  Satz  angeführt  werden  kann, 
der  sich  als  logische  Folge  daraus  zu  ergeben  scheint.  Eine  der- 
artige Argumentation  setzt  voraus,  dafs  das  Recht  notwendigerweise 
ein  logisches  Ganzes  bilde,  während  jeder  Rechtsanwalt  zugeben 
mufs,  dals  das  Recht  sehr  oft  nichts  weniger  als  logisch  ist" 

Mr.  L^them,  ein  Schlachtermeister,  vorklagte  Quinn  und 
andere  Mitglieder  der  Beifort  Journeymen  Butchers  Assistants 
Association  auf  Schadenersatz  und  gewann  den  Prozels.  Der 
Sachverhalt  war  folgender :  Die  Verklagten  hatten  einige  Schlächter 
durch  Drohungen,  dafs  sie  ihre  Arbeiter  abrufen  würden,  be- 
wogen, jeden  Geschäftsverkehr  mit  dem  Kläger  abzubrechen* 
Adserdem  überredeten  sie  Arbeiter,  die  Arbeit  bei  ihm  aufzugeben» 
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weil  er  sich  geweigert  hatte,  auf  Befehl  des  Gewerkveieins  eineo 
Gehilfen,  der  dem  Verein  nicht  angehörte,  zu  entlassen.  Er  erklärte 
sich  bereit,  die  Kosten  des  Bettritts  zum  Gewerkverein  für  jenen 
Gehilfen  zu  tr^en,  aber  dieser  bestand  darauf,  dafe  der  betr.  Ge- 
hilfe während  eines  Jahres  nicht  vom  Mr.  Leathem  beschäftigt 
werden  sollte.  Dieser  Forderung  wollte  sich  der  Kläger  nicht 
iugen,  da  der  Gehilfe  verheiratet  war.  Der  Gewerkverein  veröffent- 
lichte außerdem  „schwarze  Listen"  von  Schlachtermeistem,  die 
Gehilfen,  welche  nicht  seine  Mitglieder  waren,  beschäftigten-  Die 
Entscheidung  des  unteren  Crerichtshofes  wurde  einstimmig  vom 
Hause  des  Lords  (August  1901)  geUlHgt  Zu  den  Richtern  gehörten 
Lord  Kfocnaghten  und  Lord  Shaud,  die  in  Allen  contra  Flood  die 
Entsdieidung  zu  Gunsten  Aliens  unterstützt  hatten. 

In  diesem  Fall  wäre  Klagbätkeit  nicht  eingetreten,  wenn  ein 
einzelner  die  beklagten  Handlungen  begangen  hatte.  Darüber  äulserte 
sich  Lord  Brampton  folgendermafsen:  „Der  wirkliche  und  wesent- 
liche Anlals  zur  Klage  war  eine  ungesetzliche  Verschwörung  zur 
Belästigung  des  Klägers,  eines  Kaufmanns,  in  seinem  Geschäfts' 
betrieb.  Dadurch  wurde  sein  zweifelloses  Recht,  in  allen.  Aagdegcn- 
heiten,  die  nicht  reclits widrig  sind,  sein  Geschäft  nach  eigenem  Er- 
messen und  eigener  Wahl  zu  t>etmben,  beeinträchtigt."  Lord  Lindl^ 
fiigte  litnzu:  ..die  Angeldagleii  sind  sicherlich  über  die  Grenzen 
ihres  guten  Rechts  liinauigegangen :  sie  haben  dem  Kläger,  seinen 
Kunden  und  Angestellten  vorgeschrieben,  was  sie  thun  sollten.  Die 
Bdldagten  haben  die  Pflicht,  die  sie  dem  Kläger,  seinen  Kunden  und 
Angestellten  schuldig  sind,  verletzt,  die  darin  besteht,  die  Freiheit 
ihres  gesetzmäfsigen  Handelns  zu  achten  und  nicht  anzutasten  .  .  . 
Das  Vorgehen,  welches  als  friedliche  Ueberredung  anfiuigt,  kann 
leicht  in  zwiu^^ende  Befehle,  die  von  offenen  oder  versteckten 
Drohungen  begleitet  sind,  ausarten,  und  die  für  alle,  die  sich  nicht 
überreden  lassen,  sehr  unangenehme  Folgen  haben  kann. 

Die  Abrufung  der  Arbeiter  in  den  Ausstand  hat  für  alle,  welche 
dem  Rufe  nicht  folgen,  sehr  ernste  Folgen.  Schwarze  Listen  sind 
wirkliche  Zwangrsmittel,  wie  jeder,  dessen  Name  auf  einer  solchen 
gestanden  hat,  wetfs.  Eine  Vereinigung  mit  dem  Zweck,  die  Arbeit 
niederzulegen,  ist  gesetzlich.  Eine  Veretniguf^  mit  dem  Zweck, 
andere  von  der  Arbeit  abzuhalten,  ist  etwas  ganz  anderes  und  prima 
facie  ungesetzlich.  Ich  bin  nicht  überzeugt,  dafs  eine  Handlung, 
die  bei  einem  einzelnen  nicht  klagbar  ist,  nicht  klagbar  werden 
kann,  wenn  sie  von  mehreren  nach  Verabredung  vorgenommen 
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wird.  Mehrere  Personen  können  eine  belästigende  und  zwingende 
Gewalt  ausüben,  wosu  der  einzelne  nicht  imstande  ist  Belästigung 
und  Zwang  durch  eine  grölsere  Amsahl  von  Personen  kann  an  sich 
ungesetzlich  sein  und  kann  eine  Handlung,  die  auch,  von  der  Zahl 
der  Personen  abgesehen,  .ein  Unrecht  ist,  noch  verschlimmern.  Der 
Hauptunterschied  zwischen  früheren  Fällen  und  dem  vorliegenden 
bestdit  darin,  dafs  bei  absichtlicher  Schädigung  der  Kläger  doch 
die  Rechte  keiner  Person  verletzt  hatte,  dafs  keine  ungesetzliche 
Handlung  begangen  wurde;  während  der  Zwang,  der  in  dem  vor- 
liegenden FallQ  auf  die  Kunden  und  Angestellten  des  Klägers,  und 
durch  ae  auf  den  Kläger  selbst  ausgeübt  wurde,  eine  Beeinträch- 
tigung ihrer  und  seiner  Freilicit  bedeutete  und  sowohl  ihnen  wie 
ihm  ein  Unrecht  zufügte.**  Er  erklärte  ferner,  dafs  der  Paragraph  3 
des  Verschwörungsgesetzes  von  1875,  der  den  Vereinigungen  Hand- 
lungen zur  Verfolgung  eines  Gewerbestreites  gestattet,  wenn  diese 
Handlungen,  von  einem  einzelnen  begangen,  nicht  als  Vergehen 
gelten,  dennoch  die  Kl^barkeit  auf  Schadenersatz  bei  solchen  Hand« 
lungen  offen  läfst. 

Diese  Aeufserungen  rauben  den  Arbeiterorganisationen  jede 
Möglichkeit  eines  Erfolges:  denn  jede  Ausübung  eines  unmittel- 
baren oder  mittelbaren  Druckes  seitens  vereinigter  Kräfte  auf  einen 
Unternehmer  wird  durch  sie  ungesetzlich.  Auüser  der  einfachen 
Arbeitsenthaltung  kann  alles  dahin  gedeutet  werden,  dafs  es  als 
Eingriff  in  die  Rechte  eines  anderen  erscheint,  indem  man  ihn 
zwingt,  etwas  zu  thun,  was  er  sonst  nicht  zu  thun  brauchte.  Das 
Urteil  läfst  sich  weder  mit  Allen  c.  Fiood  noch  mit  dem  Mogul 
Case  vereinigen.  In  gewissem  Sinne  erfuhren  auch  Flood  und 
Taylor  seitens  ihres  Arbeitgebers  einen  Zwang,  wodurch  ihr  Recht 
zu  arbeiten,  wie  es  ihnen  am  besten  pafste,  beeinträchtigt  wurde  — 
so  dabs  die  überklugen  Unterscheidun^i^en  des  Lord  Justice  Lindlar 
als  nicht  stichhaltig  erscheinen.  I.ord  Justice  Bouen  sagt  noch 
folgendes:  „Wenn  es  bona  fide  durch  den  Gebrauch  des  eigenen 
Vermögens,  in  der  Ausübung  des  eigenen  Gewerbes  gcthan  wurde, 
so  würde  meiner  Meinung  nach  eine  solche  gesetzmäfsige  Berech- 
tigung vorlianden  sein,  wenn  auch  die  Handlung  anderen  als  egois- 
tisch und  unbillif:^  erscheinen  sollte.  Eine  solche  gesetzmälsige  Be- 
rechtigunt^  würde  aber  nicht  vorhanden  sein,  wenn  die  Handluni^ 
lediglich  mit  der  Absicht  der  Schädigung  begangen  wurde,  ohne 
dafs  der  Handelnde  dabei  die  Erzielung  eines  recht  in  älsii^en  Ge- 
winnes oder  die  Ausübung  der  ihm  zustehenden  Reciite  im  Auge 
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hatte."  Die  Gewerkvercinc  machteti  von  dem  ihnen  zustehende« 
Rechte  des  Wettbewerbs  zur  Förderung  ihres  rechlmäfsigen  Vor- 
teils und  zur  Stärkung  ihrer  Herrschaft  über  den  Arbeitsmarkt  Ge- 
brauch. Ihr  Vorgehen  war  eigenmächtig,  ja  sogar  tyrannisch,  aber 
dieselbe  Tyrannei  wird  täglich  ungestraft  im  Geschäftsverkehr  aus- 
geübt und  jeder  Versuch,  das  Gesetz,  wie  es  fiir  die  Arbeiter  gilt, 
auf  analoge  Fälle  des  Geschäftsverkehrs  anzuwenden,  würde  eine 
heillose  Verwirrung  zur  Folge  haben.  Eine  kapitalistische  Ver- 
einigung z.  B.  darf  sich  weigern,  einer  Firma  unter  gewissen  Be- 
dingungen Waren  zu  liefern.  Kine  solche  Weigerung  ist  gesetzlidi, 
denn  es  wäre  ungerecht,  wollte  man  A  zwingen,  gegen  seinen 
Willen  mit  B  Geschäfte  zu  machen;  dasselbe  Recht  wird  aber  den 
Gewerkvereinen  beim  V^erkauf  ihrer  Arbeit  nicht  zugestanden.  Ir. 
dem  ».genossenschaftlichen  Boykott",  der  im  Herbst  1902  in  einem 
Teile  Englands  sich  ausbreitete,  vereinigten  sich  zahlreiche  private 
Geschäftsleute,  um  Angestellte  zu  entlassen,  deren  Verwandte  Mit- 
glieder von  Konsumvereinen  waren;  auiserdcm  boykottierten  ^ie 
Rechtsanwälte  und  Acrztc,  die  in  den  Läden  der  Konsumvereine 
kauften.  Dennoch  machten  sie  sich  keines  ge'irtr'lichen  L'nrccht« 
schuldip^,  obschon  ihre  Handlungen  vom  sittlichen  Standpunkt  aus 
niclit  anders  zu  beurteilen  waren  als  dir  uni^esetziichcn  Handlungen 
der  Gewerkvereine,  wodurch  sie  Niclitmitglieder  aus  ihrer  Arbeits- 
stelle zu  vertreiben  suchen.  Wenn  es  unter  den  obwaltenden  \'er- 
haliiiissen  des  wirtschaftliclien  Lebens  unmöglich  ist,  einen  i^e- 
werblirhen  Konflikt  ohne  Verletzung  des  sittlichen  Bewulsisein- 
durchzuführen,  so  w  ird  dadurch  bewiesen,  dals  der  Strike  als  ein 
Mittel  der  Kollektiv  Unterhandlung  wertlos  ist  und  dals  es  durch 
ein  Besseres  ersetzt  werden  sollte.  Dahin  sircben  aber  weder  die 
Gerichte  noch  das  Parlament,  die  nur  der  Arbeit  das  Recht  eines 
Verfahrens  bestreiten,  das  sie  dem  Kapital  ohne  weiteres  zuge- 
stehen. 

In  einer  früheren  Periode  war  eine  Kntscheidung  (in  Trollope 
v.  Building  Trades  Federation  in  1892)  abfjegeben  worden,  dals  es 
klagbar  wäre,  eine  Liste  „freier  Arbeiter"  und  der  sie  beijchäftigen- 
den  Finnen  zu  verötfentlichen,  wenn  auch  nur  in  der  Absicht.  Ge- 
werk\  ereinler  \uv  der  Annahme  von  Arbeit  bei  solchen  Firmen 
warnen.  Der  l  all  kam  nicht  vor  das  Haus  des  Lords,  aber  dir 
Aeiirseruni^en  Lord  Lindley's  in  Ouinn  contra  Lcaihem  über  schwant 
Listen  lassen  erkennen,  dals  jene  Luü>cheidung  heute  aufrecht  er- 
halten werden  würde.    Demgegenüber  boykottieren  Unternehmer 
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ihre  Arbeiter  durch  kennzeichnende  Bemerkungen,  blofs  weil  sie 
thättge  Mitglieder  \  oii  Gewerkvereinen  sind  —  ein  solciicr  Boykott 
ist  gesetzlich  —  wiederum  ein  Vorrecht  für  die  Arbeitgeber. 

In  Lyons  c.  Wilkins  wSq^)  wurde  entschieden,  dals  die  Um- 
zin^elun^r  (picketitit,^)  des  Betriebes  und  der  Geschäftsstätte  eines 
l^nternehmens  xu  ir^'end  einem  anderen  Zweck  als  der  bloisen 
Nachrichtenvermittlung  also  auch  zu  dem  Zweck  der  friedfertigen 
Ucberredung  bei  einem  solchen  Unternehmer  nicht  zu  arbeiten, 
tjem  Beobachten  und  Umstellen"  im  Sinne  des  Verachwörungsgesetz 
von  1875  und  daher  dn  Idagkares  Unrecht  sei.  Obschon  kein 
Zwang  auf  die  überredeten  Arbeiter  ausgeübt  worden  sei,  so  ist 
-doch,  sagt  Lord  Justice  Kay,  „dadurch  ein  Zwang  auf  die  Arbeit' 
geber  ausübt  worden  und  daher  kommt  der  Fall  in  die  Kategorie 
der  ungesetzlidien  Handlungen".  Mit  Recht  konnte  Lord  Undley 
sagen:  „Sie  können  keinen  Strike  erfolgreich  durchführen,  ohne 
etwas  mehr  zu  thun,  als  gesetzlich  erlaubt  ist!" 

Diese  lange  Au£ühlung  der  ungesetzlichen  Handlungen  war 
notwendig,  weil  wegen  der  Begehung  dieser  Handlungen  heute  die 
Beamten  der  Gewerkvereine  belangt  werden  können,  und  die  Ver- 
wirrung und  Widersprüche,  welche  den  Kntscheidungen  anhaften, 
tragen  nur  noch  dazu  bei,  die  Lage  der  Gewerk\ereitic  ernster  zu 
gestalten.  Selbst  bis  zum  Jahre  1896,  in  welchem  der  Bericht  der 
Labourkomniission  erschien,  wurde  als  gehendes  Recht  erkannt,  dafs 
die  (lewerkxcreine  wegen  der  Handhuigen  ilirer  Beamten  nicht  auf 
Schadenersat/  \  erklagt  werden  können.  Dieses  Recht  wurde  jcduch 
umgestülsen  durch  das  l'rteil  in  dem  TaH' Sale  Railway  Gase  in  1900. 
das  durch  das  llaus  des  Lords  im  August  1901  bestätigt  wurde. 
Als  Justice  Farwell  in  dem  Prozefs  erster  Instanz  sein  Urteil  ab- 
gab, sagte  er  folgendes:  „Indem  die  Gesetzgebung  den  Gewerk- 
'Vereinen  die  Befugnis,  Vermögen  zu  besitzen  und  durch  Beauftragte 
zu  handeln,  verlieht  hat  sie  ihnen  ohne  Inkorporierung  zwei  wesent* 
liehe  Eigenschaften  der  Korporation  verliehen  —  wesentlich  inso- 
fern als  ihre  Haftung  für  Kosten  in  Betracht  kommt;  denn  eine 
Korporation  kann  nur  durch  ihre  Beauftragten  handeln  und  kann 
nur  mittels  ihres  Vermögens  zur  Zahlung  herangezogen  werden. 
Der  Grundsatz,  nach  welchem  Korporationen  für  unrechtmäfsige 
Handlungen  ihrer  Angestellten  zu  haften  haben,  gilt  ebenso  für 
Gewerkvereine  wie  für  Korporationen.  Wenn  die  Behauptung  des 
Vereins,  dem  der  Verklagte  angehört,  begründet  wäre,  dann  hätte 
•die  Gesetzgebung  die  (iründung  zahlreicher  Organisationen  zuge- 
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lassen,  welche  das  Recht  haben,  ein  grolses  Vennögen  zu  besitzett 
und  durch  Agenten  zu  handeln,  ohne  dais  sie  im  greringsten  för 
das  Unrecht  verantwortlich  wären,  das  sie  anderen  Personen  durch 
den  Gebrauch  ihres  Vermögens  und  die  Beschäftigung  ihrer  Agenten 
zufügen  können. 

Der  richtige  Stand j)iinkt  für  die  Interpretation  solcher  Gesette,. 
wenn  nicht  ausdrücklich  das  G^enteil  gesagt  ist,  ist  der  Gesetz- 
gebung die  Absicht  beizulegen,  dais  die  von  ihr  geschaffenen  Or- 
ganisationen denselben  Pflichten  und  dais  ihr  gesamtes  Vermögen 
derselben  Haftung  unterliegen  soll,  welche  das  allgemeine  Recht 
einer  Einzelperson  bei  gleicher  Handlung  auferl<^en  würde.  Sehr 
klar  und  ausdrüddich  mü&ten  die  Gesetzesworte  sein,  die  mich  zu 
der  Annahme  veranlassen  könnten ,  dafs  die  Gesetzgebung  that- 
sächlich  die  Existenz  solcher  Organisation  legalisiert  habe,  die  nidit 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  können  und  doch  eine  so  groCse 
Macht,  Unrecht  zu  thun,  besitzen.**    Infolge  dieser  Entscheidung 
wurde  im  Jahre  1902  der  Gewerkverein  der  Eisenbahner  (Amalga> 
mated  Society  of  Railway  Servants)  zum  Tragen  des  Schadener- 
satzes und  der  Kosten,  in  Summa  zu  £  23 000  dafür  verurteilt,  dais 
seine  Beamten  sich  ungesetzlicher  Handlui^n  durch  „Beobachten 
und  Umstellen"  schuldig  gemacht  hatten,  wodurch  sie  Leute  von 
der  Arbeit  abgehalten  und  zum  Kontraktbruch  gezwungen  hätten. 
Während  also  dem  Gewerkverein  einige  Eigenschaften  der  Kor- 
poration hf  iLM-Iegt  sind,  so  fehlt  ihm  doch  insofern  die  Rechts« 
fähigkeil,  dal;,  er  auf  dem  Wege  des  t]ferichtUchen  Verfahrens  seine 
Mitglieder  nicht  zwingen  kann,  seine  Statuten  zu  befolgen  und  ihre 
Beiträge  zu  bezahlen.    Er  bildet  eine  rechtliche  Anomalie.    Es  er- 
übrigt noch  die  Frage,  ob  der  Gewerkverein  für  alle  Handlungen 
seiner  Beamten  zur  Verantwortung  gezogen  werden  kann,  oder  nur 
für  solche,  die  nach  den  Statuten  innerhalb  seiner  Befugnis  liegen. 
Diese  Frage  wurde  in  dem  beschränkenden  Sinne  in  Gibhon  c. 
The  National  Amalgamated  Labourers  Union  im  April  1902  beant- 
wortet.    In  diesem  Falle  sagte  Justirc  VValton:  ..Xatiirlich  findet 
sich  in  den  Statuten  keine  Frmächtigung  iwx  Begehung  ungesetz- 
licher Handlunj^en ;  wenn  aber  der  Generalsekretär  in  Gemäfsheit 
der  Vcrcinsstatutcn   handelt  und  sich  dabei  eines  [gesetzlichen  l An- 
rechts schuldig  macht,  so  ruht  die  X  erantwortunL^  auf  dem  Ue- 
wcrkverein.     Wenn    er    aber    eine  Gescl/uberschreituni^  begeht, 
währcfid  ci  nicht  im  Auftrage  des  Vereins  handelt,  so  konnrn  seine 
Handlungen,  auch  wenn  er  vorgiebt,  sie  im  Auftrage  des  Vercms 
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gethan  zu  haben,  nicht  als  die  des  Vereins  at^esehen  werden  und 
dieser  kann  nicht  dafür  2ur  Verantwortung  gezogen  werden."  Der 
Fall  liegt  gegenwärtif^  vor  dem  Berufungsgericht,  aber  der  Staats- 
anwalt hat  sich  schon  in  Uebereinstimmung  mit  der  Entscheidung 

des  Justice  Walton  geäufsert. 

Eine  weitere  Abweichung  von  dem  Gesetz  von  1871  li^;t  vor 

in  dem  Dcnaby  Main  Casc  von  1902,  Ein  Mitglied  eines  Berg- 
arbcitcr^'cwerkvercins  suchte  mit  Unterstützung  der  Arbeitgeber  um 
einen  ( icrichisbefehl  nach,  welcher  dem  Gewcrkvercin  untersaf^cn 
sollte,  Stnkegelder  an  Arbeiter  zu  zahlen,  welche  ihre  Arbeit  im 
Widerspruch  mit  den  Vereinsstatuten  nieder^a*legt  hatten.  Trotz 
der  Bestimmungen  des  Parafrraphen  4  (3)  wurde  der  Befehl  aus- 
gehändigt, weil  die  Statuten  des  (Tewerl<\  creins  verletzt  worden 
waren.  Dieser  Fall  harrt  jetzt  auch  der  Entscheidung  der  Berufungs- 
instanz. 

Damit  haben  wir  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  gekenn- 
zeichnet  Für  die  weitere  Entwickelung  handelt  es  sich  um  zwei 
Fragen:  um  die  Haftpflicht  der  Gewerkvereine  und  um  das  Strike- 
recht  Was  die  erste  Frage  anbetrifft,  so  wird  man  sidi  schwer 
den  Argumenten  des  Justice  Farwell  entziehen  können,  welche  die 
Zustimmung  der  beiden  liberalen  Juristen  Asquith  und  Haidane  ge- 
funden haben,  die  keines  Vorurteils  gegen  die  Arbeiterbewegung 
verdächtig  sind.  Im  allgemeinen  wollen  die  Gewerkvereine  nicht 
die  Rückkehr  zu  dem  Rechtszustand,  der  vor  der  Tafif  Sale  Ent- 
scheidung als  gültig  angenommen  wurde,  aber  sie  forden,  dafs  sie 
nicht  für  Handlungen,  die  ihre  Beamten  aufserdienstlich  begehen, 
7A\r  Verantwortung  gezogen  werden.  Die  Berechtigung  dieser  For- 
derunfj  läfst  sich  nicht  bestreiten.  Einige  Gewerkvereine  nahmen 
eine  Revision  ihrer  Statuten  vor,  um  ihre  Beamten  unter  schärfere 
Kontrolle  zu  stellen.  So  beschlols  der  ( iewerkverein  der  Eisen- 
bahner I  Amalf^^amated  Society  of  Railway  Ser\  antsi  im  Jahre  1903 
die  Annahme  einer  Statutcnänderun^\  wodurch  bestinmit  wird,  d;il3 
die  ori^anisiercndeii  Sekretäre  ,,in  keinem  Falle  sich  an  gewerblichen 
Vorgängen  beteiligen  oder  Zirkulare  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis 
des  Exekutivkomitees  oder  des  Generalsekretärs  ausschicken  soUen" 
und  „dals  ausschliefslich  in  Uebereinstimmung  mit  den  Statuten  die 
Zwecke  des  Vereins  erfüllt  und  die  Unterstützungen  gewährt  werden 
sollend  Eine  Strikeankundigung  soll  nicht  abgegeben  werden,  ehe 
nicht  zwei  Drittel  der  in  Frage  kommenden  Mitglieder  durch  ge« 
heime  Stimmabgabe  sich  daftir  erklärt  haben,  und  dem  Exekutiv« 
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komitce  ist  es  ausdrücklich  verboten,  ein  Vorgehen  oder  seine  I-"ort- 
setzun^  gutzuhcilsen,  das  begonnen  wurde«  ehe  seine  Genehmigung 
dazu  eingeholt  worden  ist. 

In  Bezug  auf  das  Strikcrecht  stellen  die  Gewerkvcrcitic  zwei 
Forderungen:  i.  Die  gesetzliche  Erlaubnis  friedlicher  l  lll^tcllun^ 
(picketing)  zum  Zweck  der  Nachrichten\  ermittlunf^  und  der  fried- 
fertigen Ueberredung  zur  Annahme  oder  Eniliakutig  der  Arbeit. 
2.  Die  gesetzliche  Erlaubnis,  daTs  zwei  oder  mehrere  Personen  sich 
vereinen  oder  unter  sich  vereinbaren  dürfen,  eine  Handlung  zur 
Forderung  eines  Gewerbcstrdtes  zu  begdien  oder  ihre  Begchui^ 
zu  veranlassen,  ohne  dafs  sie  damit  sich  der  Klagbarkeit  aussetzen; 
vorausgesetzt,  dals  dieselbe  Handlung  von  einer  Einzelperson  be- 
gangen  keinen  Anlals  zur  Klage  giebt  Ein  dahin  zielender  Gesetz- 
entwurf, der  auf  Veranlassung  des  Gewerkvereinskongresses  dem 
Parlament  voi^elegt  worden  war,  wurde  mit  nur  246  gegen 
226  Stimmen  abgelehnt,  nachdem  die  Regierung  eine  Untersuchung 
zugesagt  hatte  (8.  Mai  1903).  In  Bezug  auf  das  „Umstellen**  ist  zu 
beachten,  dafs  „friedliche  Ueberredung"  durch  ein  Gesetz  von  1859 
gestattet  worden  war,  während  in  dem  Gesetz  von  1875  nicht 
davon  die  Rede  ist.  Es  kann  übriirens  zweifelhaft  erscheinen,  ob 
seine  j^eset/iiche  Wiederinkraftsetzung^  den  Gewerkvereinen  viel 
nützen  würde.  In  Lyons  contra  Wilkins  wurde  erkannt,  dafs  aus 
dem  Umstand,  dals  die  Strike-Fostcn  —  es  waren  nur  ilirer  zwei  — 
ein  oder  zwei  Personen  bis  in  die  Fabrik  des  Aiheitu^cbers  folgen, 
hervorgehe,  dafs  „die  Strike-l'ostcn  es  etwas  sehr  weit  ijetrieben 
iiaiuti".  D.'is  Wort  „friedlich  '  ist  wie  das  Wort  „Einschüchii  1  uag" 
sehr  unbestimmt  Mit  Recht  sagen  denn  auch  Mr.  und  Mrs.  Webb 
in  ,Jndustrial  Democrac/*,  S.  856 — 857:  „Das  Picketieren  ist  nicht 
dn  Merkmal  der  Gewerkvereinsoi^fdsation,  sondern  ein  solches 
ihrer  Unvollkommenheit."  „In  dem  grolsen,  iiinf  Monate  wahrenden 
Strike  der  Baumwollspinner  von  1893  und  in  dem  Riesenausstand 
des  Bei^jarbeiterbundes  von  1894  wurden  so  gut  wie  keine  Strike- 
Posten  au%e$teltt  oder  gebraucht''  Eine  vollstand^  Organisation  der 
Arbeiterklasse  ist  das  einzige  endgültige  Heilmittel  gegen  die  Un* 
gerechtigkeit,  welche  durch  eine  feingesponnene  juristische  Technik 
verursacht  wird. 

Die  erstrebte  Aciulcrung  des  Verschwörungsgcsctzcs  bezweckt, 
einer  Vereinigung  das  Recht  zu  geben,  Handlungen  zu  vollbringen, 
die  eine  Einzelperson  thun  darf,  ohne  sich  einem  Zivil-  oder  Kriminal* 
prozeis  nach  dem  Gesetz  von  1Ö75  auszusetzen.   In  dieser  Weise 
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soll  die  Entscheidung^  des  Lord  Lindley  in  Quinn  contra  Leatham 
rückgängig  gemacht  werden.  Es  bedarf  noch  der  weiteren  Unter- 
suchuno^,  oh  diese  Frage  in  der  vorj^fcschlaf^cnen  Weise  erledigt 
werden  kann.  Zweifellos  ist  die  Gerecht i|^keit  der  Forderung, 
dals  Arbeitervereinigungen  dieselbe  Freiheit  haben  sollten,  Arl)eiter- 
fragen  zu  behandeln,  wie  sie  Unternehmervereinigun^en  in  der  Be- 
handlung gewerblicher  F>agen  zusteht.  Wir  haben  gesehen,  dafs 
das  nicht  der  I'all  ist.  Die  „  Tyrannei"  der  Gewerkvereine  ist  ebenso 
verwerflich  —  nicht  mehr  oder  weniger  —  wie  jede  andere  Klassen- 
tyrannei, aber  sie  erscheint  weit  furchtbarer,  weil  eine  starke  Ab- 
neigung gegen  Gewerkvereine  aus  schon  angegebenen  Gründen  sich 
im  Volke  eingewurzelt  hat.  Die  Gerichtsb5fe  stehen  unter  dem 
Einflufs  dieser  öffentlichen  Meinung  und  daraus  entstehen  sweifeU 
hafte  Fälle,  wie  Quinn  contra  Leatham,  die  schlechtes  oder  wenigstens 
ungleiches  Recht  schaffen.  Wenn,  wie  es  wahrscheinlich  ist,  der 
Versuch  gemacht  werden  sollte,  zmschen  zulässigen  und  unzulässigen 
Vereinigungen  zu  unterscheiden,  werden  wir  wieder  in  dem  Sumpf 
seichter  l'nterscheidungen  ver^nken  und  werden  wieder  die  Richter 
das  Recht  zu  dehnen  suchen,  um  es  auf  zweifelhafte  Fälle  anwenden 
zu  können.  Xur  ein  au fserge wohnlich  starker  Gewerkverein,  der 
sämtliche  Arbeiter  des  Gewerbes  unifafst  und  der  hauptsächlich 
aus  gelernten  .'\rbeitern,  die  nicht  ersetzt  werden  können,  besteht, 
kann  möglicherweise  einen  Strike  mit  gesetzlichen  '^littt-ln  durch- 
führen: denti  ein  solcher  (iewerkverein  kann  schon  durch  einfache 
hnthaltung  von  Arbeit  seinen  Zweck  erreichen.  ,,.\ber  die  greise 
Mehrzahl  der  Gewerkvereine  umfalst  nur  einen  Teil  der  Arbeiter 
des  betreffenden  Gewerbes,  und  in  vielen  Fällen  würde  es  im  Not- 
fälle einem  Unternehmer  gelingen,  Arl  ciur  andetcr  Gewerbe  als 
Ersatz  zu  bekommen.  Derartige  Gewerkvereine  können  einen  Strike 
nur  mit  Mitteln  durchführen,  die,  wenn  sie  auch  nicht  unter  das 
Stra%esetz  fallen,  doch  jetzt  als  klagbar  gelten."  (S.  und  R  Webb, 
Industrial  Democracy,  Einleitung  zur  Auflage  von  igo^,  S.  I..) 

Ein  Strike  ist  immer  eine  Schädigung  und  Gefahrdung  der 
Volkswirtschaft  Daher  die  Angst  der  öffentlichen  Meinung,  wie 
sie  in  der  Presse  und  dem  Parlament  zum  Ausdruck  kommt,  die 
mit  der  Meinung  der  Arbeiterklasse  nichts  zu  thun  hat  Daraus 
erklärt  sich  das  Bestreben,  die  Gewerkvereine  als  Urheber  der 
Strikes  lahmzulegen.  Es  ist  kaum  zu  erwarten,  dals  die  Gesetze, 
die  sich  auf  Arbeiter  beziehen,  mit  denen,  die  sich  auf  Unternehmer 
beziehen,  in  Uebereinstimmung  gebracht  werden.   Wird  aber  die 
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gegenwärtige  Politik,  die  Gewerkvercine  durch  die  Gerichte  unter- 
drucken zu  lassen,  forl^esetzt,  so  entsteht  die  Gefahr,  da(s  die 
Klassengegensätze  zum  Klassenliafs  sich  verschärfen  und  daJis  die 
Gewerkvercine  zu  den  geheimen  Mitteln,  die  sie  vor  187 1  anwandten, 
zurückkehren.  Die  öffentliche  Meinung  ist  sicher  im  Recht,  wenn 
sie  die  Beseitigung  der  Strikes  fordert,  aber  die  Mittel,  welche  sie 
zu  dem  Zweck  in  Bewegung  gesetzt  hat,  sind  nicht  die  rechten. 
Statt  den  Arbeiter  gegenüber  dem  Arbeitergeber  zu  entwaffnen, 
müfste  sie  ihn  mit  besseren  Schutzmitteln  zur  Wahrung  seiner  In- 
teressen, als  ihm  bisher  zur  \''crfugung  standen,  versehen.  Solche 
Schutzmittel  sind  die  Pjnigungskammern  und  Schiedsgerichte,  wie 
sie  seil  acht  Jahren  in  Neu  -  Seeland  in  Wirksamkeit  sind ,  deren 
Kntschcidungen  volle  Rechtskraft  besitzen.  Unter  ihrer  Herrschaft 
gedeihen  die  Gewerkvereine  und  herrscht  der  soziale  Frieden. 
Selbstverständlich  läfst  sich  die  Hinrichtung  Neu  -  Seelands  nicht 
ohne  weiteres  auf  dicht  hesiedehr  F  "mder  mit  alter  wirtschaftlicher 
Kultur  übertragen,  aber  die  ihr  zu  drundc  liegenden  Prinzipien 
könnte  man  mit  einigen  Aenderungen  annehmen.  Die  Aussichten 
auf  baldige  Annahme  eines  solchen  \'"orschlagcs  sind  allerdings 
scinvacli.  Kinige  Gewerkxereine ,  wie  der  der  Eisenbahner,  haben 
sich  dafür  ausgesprochen ,  aber  der  letzte  Gewerkvereinskongrels 
hat  die  Idee  mit  grolscr  Mehrheit  verworfen.  Der  (irund  dieser 
Ablehnung  war,  dafs  die  jüngste  gerichtliche  Entscheidung  das 
Mifstraiien  der  (lewcrkvereine  gegen  gewerbefremde  Schiedsrichter 
noch  gesteigert  haben  (in  Neu-Seeland  ist  der  Vorsitzende  des 
Schiedsgerichts  ein  Richter).  Nichtsdestoweniger  ist  die  Unzu- 
friedenheit mit  dem  bestehenden  Zustande  im  Wachsen  begriffen 
—  und  zwar  nicht  nur  innerhalb  der  .Arbeiterklasse,  wie  aus  der 
schwachen  Mehrheit,  die  bei  der  Abstimmung  im  Unterhause,  die 
Gcwerkvereinsnotlage  ablehnte,  hervorgeht.  Selbst  die  arbeiter- 
feindliche Times  (19.  Januar  1903)  giebt  zu,  dafs  „in  formeller  Be- 
ziehung das  herrschende  Recht  verschiedene  Einwände  heraus- 
fordert ...  es  veranlafsl  die  Erörterung  von  Spitzfiniligkeiien,  die  als 
akademische  hVagen  gelten  kiinnten:  und  Entscheidungen  von  allcr- 
grulstcm  Interesse  drehen  sich  oft  um  völlig  unwesentliche  Dinge**. 
Alles  drängt  darauf  hin,  eine  Beseitigung  der  Strikes  durch  Schieds- 
gerichte herbcizufüliren. 

Die  Grund/üge  des  Gewerberechts  müssen  sclilielslich  in  allen 
Industrieländern,  die  auf  der  gleichen  Entwicklungsstufe  stehen,  die- 
selben sein.   Die  englischen  Fälle,  welche  wir  erörtert  haben,  drehen 
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sich  nicht  um  Rechtssätze,  die  dein  Gewerberecht  Grolsbritannieris 
■eigciUuiulich  wären.  Tn  jedem  Recht.sfalle  schöpfen  Rechtsanwälte 
und  Rj'^hter  aus  den  ursprünglichen  Quellen  des  Rechts  und  ver- 
suchen sie,  hieraus  die  Rechte,  Pflichten  und  Wrantwortlichkeiten 
der  Mitglieder  einer  wirtschaftlichen  Gemeinschaft  zu  ermitteln. 
Aus  diesem  Lnund  hat  es  der  Verfaiiser  für  angezeigt  erachtet, 
•eine  Untersuchung  des  englischen  Gewerkvereinsrcchts  der  Auf- 
merksamkeit deutscher  Juristen,  Nationalokonomen  und  Gesetzgeber 
2U  empfehlen. 


Digitized  by  Google 


GESETZGEBUNG. 

8CHWBXZ. 

Ein  Gesetz 

über  Arbeitstarife  und  Kollektivstreitigkeiten. 

V'on 

JEAN  SIGG. 

(Genf.) 

„Wie  kann  den  Anmafsungen  des  Unternehmertums  entgegen- 
getreten, wie  kann  die  Arbeiterklasse  zum  Zwecke  des  planvollen 
und  geregelten  Widerstandes  zu  einem  einheitlichen  Wesen  mit 
einem  Kopfe,  mit  einer  Seele  ^ijcstaltet  werden?" 

Vor  dieser  i^^cwaltigen  Frage  haben  die  grofsen  englischen  Gc- 
werkvercine  oft  gestanden.  Zu  lösen  ver.siiciuen  sie  die  .Aufgabe 
durch  das  Mittel  der  kollektiven  Abmachung  (collcctivc  bnrcfaining), 
welches  uns  Sidney  Webb  in  seiner  „Industrial  Deniocrai  >  so  an- 
schaulich und  eindringlich  schildert.  Das  „coUectivc  bargaining" 
befafst  sich  in  der  Regel  nur  mit  den  Löhnen  und  ihrer  Skala, 
und  zwar  mit  Löimea,  wie  sie  erst  nach  langem  Tasten  und  nach 
äufsert  genauen  Erhebungen  in  den  Fabriken  festgestellt  wurden. 
Es  ist  aUerdings,  wie  man  gestehen  mufs»  ein  nicht  leicht  zu  hand« 
habender  Mechanismus,  da  jedoch  im  allgemeinen  die  Arbeiter, 
wdche  die  einschlägigen  Fragen  behandeln^  sie  auch  gründlidi 
kennen  —  als  Vertrauensmänner  der  Arbeiterldasse,  weldie  diese 
Eigenschaft  erst  durch  nachhaltige  Erprobung  ihrer  Fähigkeit  er- 
werben konnten,  —  so  funktionierte  es  öfters  ohne  allzu  starke 
Reibungen.  Zwar  werden  von  Zeit  zu  Zeit  die  Lohnskalen  einer 
Revision  unterzogen,  doch  werden  diese  Revisionen  immer  nur  da- 
durch durchgesetzt,  dafs  die  Arbeiter  sich  ihren  Abgeordneten  un- 
bedingt unterwerfen.  £s  kommt  sehr  selten  vor,  dal's  sie  sich 
nicht  hierzu  verstehen  und,  wie  in  Kardiff,  sich  weigern,  die  von 
den  Delegierten  angenommenen  'Tarife  anzuerkennen. 
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Die  „Kollektivverträge"  scheinen  zur  Zeit  bei  den  englischen 
Arbeitervereinen  et\ras  in  Mifskredit  geraten  tu  sein  und  an  An- 
«^hen  eingebüfst  zu  haben.  Das  System,  heilst  es,  sei  wohl  für  die 
Zeiten  wirtschaftlichen  Gedeihens  p^ecij^nct .  wenn  der  Gegensnt/- 
von  Unternehmern  und  Arbeitern  sich  nicht  zuspitzt.  Ganz 
anders  aber,  wenn  Wirtschaftskrisen  einträten,  wie  wir  sie  gerade 
jetzt  durchmachen. 

In  engem  Zusammenhang  mit  cheser  Frage  des  „collective 
bargaining"  steht  jene  der  Einigung  und  des  Schiedsgerichtes  in 
Streitfällen.  Ein  überzeugender  Beleg  Incrtur  ist  beispielsweise,  dafs 
die  Regierung  der  Kolonie  Viktoria  zur  Festsetzung  eines  Mindcst- 
lofaiMS  indirekt  auf  dem  Umwege  des  „obligatorischen'*  Schieds- 
gerichts gelangt  ist  Ich  will  hier  nicht  auf  die  lange  Geschichte 
des.  Schiedsgerichtes  und  der  Einigung  in  PIngland  zurücidcommen. 
Es  kennt  sie  jeder,  der  die  Wirtschaftsbewegung  der  letzten  ftinizig 
Jahre  in  Engbnd  sowohl  als  in  den  Vereinigten  Staaten  verfolgt. 
Von  hier  ans  &nd  die  Einrichtung  Eingang  in  Atistralasien,  wo  die 
Fachvereine  zuerst  die  Schaffung  privater  Einigungsausschüsse  ver- 
langten. Seit  dem  Mifserfolg  des  grofsen  1890er  Strikcs  erst,  der 
den  fast  völligen  Ruin  mehrerer  Syndikate  nach  sich  zog,  neigten 
die  .Arbeiter  nach  der  Seite  des  Eingreifens  tler  öffentlichen  Ge- 
wallen hin,  das  sie  jahrelang  energisch  abgelehnt  hatten.  Der 
eben  erwähnte  Strike  hatte  ein  Gesetz  über  die  Fintfi^ung  in  Neu- 
siidwales  zur  Folge;  nach  diesem  kam  in  Siidaustralicn  ein  weitr-r«, 
das  die  Mitte  hält  zwischen  der  freiwilligen  hinigung  in  .\eusud- 
wales  und  dem  oblif^^atorischen  Schiedsgericht  in  Neuseeland,  beides 
eingeführt  im  Jahre  1S05.') 

Ein  ähnliches  Gesetz  ist  ganz  neuerdin;^^s  im  Kanton  <7enf  er- 
lassen :  es  ist  betitelt  „Loi  fixant  le  mode  d  etablissemcnt  des  tarifs 
d'usagc  entre  ou\Tiers  et  patrons  et  rcglant  les  conflits  relatife  aux 
conditions  de  leurs  engagcments."  Es  datiert  vom  la  Februar  190a 
Da  es  bereits  mehrfach  Anwendung  gefiinden,  so  ganz  kürzlich 
erst  in  einem  sehr  bedeutsamen  Konflikt,  in  dem  der  Strafen- 
faahnangestellten  Genfs  — ,  so  erscheint  es  angebracht,  es  daraufhin 
zu  prüfen,  welchen  Anforderungen  es  entsprochen  hat  und  ob  seine 
Anwendung  von  Erfolg  begleitet  war. 

Im  Juni  1898  brach  in  Genf  ein  Strike  der  Bautischler  aus> 
dem  bald  ein  Ausstand  der  Zimmerleute  folgte.  Verschiedene  Vor> 

')  ^'fl'  Metin,  Ic  Socialitm«  sans  doctriDes,  S.  147  iT. 
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kommnisse  schürten  das  Feuer,  so  daf'^  „aus  Sympathie"  ein  all» 
gemeiner  Strike  der  Bauarbeiter  zustande  kam.  Die  Zahl  der  Aus« 
ständigen  stie^  auf  ungefähr  8000.  Bei  einem  Umzüge  entstanden 
Störungen,  und  das  Militär  schritt  ein.  Schliefslich  wurde  die  Ord- 
nung wieder  hergestellt,  ohne  dafs  jedoch  die  Arbeiter  Nennens- 
wertes als  Ergebnis  ihrer  Erhebung  erreicht  hätten.  Anläßlich 
verschiedener  Zusammenstöfse  in  den  Strafsen  wurden  eine  Anzahl 
Arbeiter  strafrechtlich  verfolgt  und  zu  6  Tagen  bis  6  Jahren  Ge* 
fangnis  verurteilt. 

Infolge  dieses  Strikes  trat  die  Idee  der  Errichtung  von  ständigen 
Finigungsämtern  und  Schiedsgerichten  mit  gesetzlichem  Zwange 
behufs  Schlichtung  aller  Streitigkeiten  kollektiver  Natur  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  neuerdings  in  den  Vordergrund  In 
Genf  war  die  Frage  keineswegs  neu.  Schon  im  Juni  des  Jahres 
1887  hatte  man  die  staatUche  Anerkennung  der  Syndikatskammem 
der  Innungen  sowie  die  Einführung  eines  Gesetzes  über  die  zwischen 
Untemehmem  und  Arbeitern  vereinbarten  Arbeitstarife  disloitiert 
F<  waren  die  ersten  Anfange  einer  gesetzlichen  Anerkennung  der 
kollektiven  Abmachung.    Doch  ging  diese  Idee  nicht  weit  genug. 

Im  Januar  18S9  richteten  die  Syndikatskammem  des  Kantons 
Genf  an  den  Grofsen  Rat  (das  kantonale  Kleinparlament)  eine  Pe- 
tition, in  welcher  sie  beantragten,  dafs  ihnen  auf  dem  Wege  des 
Gesetzes  rechtliche  Anerkennung  und  juristische  Persönlichkeit  ver- 
liehen werde.    Diese  Petition  wurde  dem  Regierungsrate  ijbcr 
wiesen,  und  es  war  weiter  keine  Rede  davon.    Im  Januar  1890 
richtete  man  eine  Interpellation  an  diese  Körperschaft,  in  welcher 
um  Aufschlufs  über  den  derzeitigen  Stand  der  Angelegenheit  er- 
sucin  wurde.    Am  24.  September  beantwortete  sie  der  Regierungs- 
rat dahin,  dafs  am  17.  September,  also  einige  Tage  vorher,  ein  be- 
züglicher Gesetzentwurf  von  einem  Abgeordneten  eingebracht  sei. 
Der  Antr.iL(  wurde  1S91  von  neuem  aufgenommen  und  veranlaistc 
nunmehr  lanj^e   und   interessante  Debatten.     Ueber  die  Art  der 
Lösung  der  I  raL^e  waren  die  Meinungen  geteilt;  andererseits  aber 
wurde  allgemein  zugegeben,  dais  die  Fmji^c  selbst  zur  Behandlung 
reif  und  ihre  Lösung  pjeboten  sei.    Strikes  und  andere  Konflikte 
hatten  gewaltige  Lücken  der  Sozialgesetzgebumj  blofs<;eleijt.  Was 
alle  Welt   wünschte,   war   ein   \''ermittlunf:jsor^aii   zwischen  den 
beiden  Parteien,  den  Unternehmern  und  Ari:)citern. 

F.in  erster  W-rsuch  zur  KrreicliuiVc^  dieses  Zieles  wurde  ge- 
legentlich  der  Revision  des  Grundgesetzes   über  die  Gewerbe- 
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gttichte  am  I3.  Mai  1897  gemacht.  Es  wurde  diesem  Gesetze  ein 
Artikel  74  eingefügt  der  die  Zentralkonunission  der  Grewerbe- 
gerichte  (Commlssiofi  centrale  des  Prud'hommes)  beauftragte»  vor 
jeder  Aussperrung  und  jedem  Ausstande  den  Versuch  einer  Einigung 
zu  unternehmen.  Bald  aber  überzeugte  man  sich,  dafs  diese  MaTs- 
nahme  durchaus  unzulänglich  seL  Im  Laufe  des  Jahres  1898  &nden 
vier  Strikes  statt;  es  strikten  die  Marmorschneider,  die  Erdarbeiter» 
die  Zimmerleute  und  die  Tischler.  Die  beiden  ersten  Ausstande 
konnten  durch  Einigung  beigelegt  werden,  die  beiden  anderen  nicht. 
Hieraus  entstand  der  oben  erwähnte  Generalstrike  und  gleichzeitig 
die  Bewegung  zu  Gunsten  des  Gesetzes  über  die  Tarife,  die 
Einigungs-  und  die  Schiedsgerichte.  Es  wurde  nachdrücklich  der 
Wunsch  nadi  einem  einfachen,  gemeinverständlichen  und  schnellen 
Verfahren  geäufsert,  das  alle  wünschenswerte  Garantieen  der  Sach« 
kenntnis  und  Unparteilichkeit  böte.  Der  erste  bezügtiche  Gesetz- 
entwurf ging  aus  der  Initiative  des  Regierungsrates  hervor.  Er 
schuf  in  seinem  wesentlichen  Inhalte  ein  Schiedsgericht  von  14  Bei- 
sitzern, die  von  den  beteiligten  Parteien  selbst  zu  wählen  waren, 
Unternehmer  und  Arbeiter  sollten  als  ihre  Vertreter  im  (ierichte 
drei  aus  ihrer  Mitte  wählen.  Für  den  Fall,  dafs  im  Gerichte  keine 
Mehrheit  zustande  käme,  oder  dafs  eine  der  Parteien  Widerspruch 
oder  Berufung  innerhalb  einer  fünftägigen  Frist  einlegte,  sollte  die 
Zentralkommission  der  Schied^ichter,  welche  11  Arbeiter  und 
II  Unternehmer  umfafst  (i  Vertreter  jeder  Arbeiterkategorie  und 
2  Vertreter  jeder  Unternehmerkategorie),  endgültig  und  aus  eigenem 
Ermesset!  entscheiden.  Der  solchergestalt  gefaCste  Beschluls  sollte 
als  Grundlage  zur  Entscheidung  aller  Streitigkeiten  dienen,  welche 
beim  Gewerbegericht  anhängig  gemacht  werden  würden. 

Bedauerlicherweise  litt  dieser  Entwurf  an  dem  Mangel  staat- 
lichen Zwanges,  der  Sanktion.  Die  einzige,  im  Entwürfe  still» 
schweigend  ausgesprochene  Sanktion  war  die  der  öffentlichen 
Meinung,  welche,  wie  man  sagte,  sicherlich  das  Verhalten  der 
Partei  mifsbilligen  würde,  die  sich  weigerte,  seine  Streitsache  einem 
Irw  gewählten  und  unparteiischen  Gerichte  zu  unterbreiten.  Seien 
gewerbliche  Gruppen  überzeugt,  dafs  sie  einen  berechtigten  Stand- 
punkt verträten,  dafs  ilire  Ansprüche  billify  und  begründet  seien,  so 
würden  sie  kein  Bedenken  tragen,  sich  dem  Befinden  eines  Ver- 
mittlers zu  unterwerfen,  und  nicht  den  X'orwurf  auf  sich  laden,  einer 
schiedsrichterlichen  Entscheidung  auszuweichen,  thörichte  und  plan- 
lose Agitation  zu  verursachen. 
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Der  Entwurf  des  Rer:jicruni^5;rates  war  von  einem  sehr  zahl- 
reichen Arbeiterausschusse  und  von  der  Zrntralkoinmissioii  der  Ge- 
werbegerichtc  j^cnehmigt  worden,  die  nur  einige  geringfügige  Aende- 
nin^en  gemaclit  hatte.  Indessen  befriedigte  das  Fehlen  eines  Zwanges, 
oder  vielmehr  „die  moralische  Sanktion",  welche  der  Entwurf  allein 
vorsah,  viele  nicht,  und  vor  allem  nicht  gewisse  Unicrnehmer- 
gruppen,  welche  der  Entwicklung  der  sozialen  Gesetzgebung  wohl- 
wollend gegenüberstehen. 

Dieser  Gniod  erklart  die  Abfassung  eines  zweiten  Entwurfes» 
der  sich  betitelte  „Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Regelung  der 
Ziehungen  von  Arbeitern  und  Unternehmern  hinsichtlich  der  Fest- 
setzung der  Lohnverhältnisse." 

Die  Grundzüge  des  neuen  Entwurfös  waren:  Es  genügt  nidit 
die  Forderang,  dafe  im  Streitfälle  nur  einzuschreiten  so,  sondern 
dafs  man  den  gütlich  vereinbarten  Tarifen  auch  die  gesetzliche 
Sanktion  verleihe.  Nur  auf  diese  Weise  werden  dir  j^ehörl;^'-  aner- 
kannten Tarife  Gesetz,  sobald  nicht  eine  besondere  Uebereinkunft 
oder  ein  freier  Vertrag  vorliegt,  welcher  alle  juristischen  Bezicluinf^en, 
namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Dienstmiete,  beherrscht.  Für  die 
Kündi'::^uniT  des  Tarifes  war  die  Frist  von  einem  Jahre  für  Unter- 
nehmer sowohl  als  für  Arbeiter  vorgesehen.  Es  wurde  verboten, 
ein  Unternehmen  zu  sperren  oder  während  der  Geltung:;  des  Tarifes 
in  Ausstand  zu  treten,  soweit  es  sich  um  die  Löhne  handele.  Der 
Entwurf  versagte  insbesondere  den  ausländischen  Arbeitern,  bei  der 
Abstimmung  über  die  Erklärung  des  Strikcs  mitzuwirken,  wodurch 
er  bei  den  .\rbeitcrfachvereinen  auf  starken  \\  iderstand  stieis,  denen 
Nichtansässige,  namentlich  Franzosen  und  Italiener  in  grofser  Zahl 
angehören.  Aufserdem  verlangten  die  Unternehmer  das  Verbot  der 
Umzüge,  der  Aufläufe  und  der  Strikeposten  (des  „Pidcetxng"  der 
Trades-Unionisten)  in  der  Umgegend  der  Arbeitsstellen.  Endlich 
waren  sehr  strenge  Strafen  vorgesehen. 

Es  ist  sogleich  zu  erwähnen»  dafs  dieser  Entwurf  in  der  ge- 
samten  Arbeiterbevdlkerung  allgemeine  Empörung  hervcMrrief.  Ein 
Entwurf  der  Unternehmer  arbeitete  mit  vollen  Kräften  auf  die  \'or- 
beugung  aller  Konflikte  hin  und  wollte,  wenn  irgend  möglich^  jeden 
Strike  im  Keime  ersticken.  Der  Entwurf  des  Regierui^^srates  da» 
gegen  beschränkte  sich  darauf,  die  Streitigkeiten  in  geregelten 
Formen  zu  lösen. 

Andererseits  arbeitete  die  Zentralkommission  der  Gewerbe- 
gerichtc,  die  Genfer  Sektion  des  Grütli  (des  sozialistischen  Arbeiter- 
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buiidesj  und  zwei  Juristen  Entwürfe  aus,  so  dafs  sich  die  Kommission 
des  Grolsen  Rates,  welcher  das  cjanze  Material  unterbreitet  wurde, 
sich  sechs  verschiedenen  Standpunkten  gegenüber  befand,  welche 
in  den  sechs  Gesetzentwürfen  vertreten  waren.  Aber  damit  noch 
nicht  genug.  Da  man  sich  auf  völlig  neuem  Boden  bewegte, 
so  wurde  noch  ein  hervorragender  Jurist  zu  Rate  gezogen,  der 
Oberstaatsanwalt  des  Kantons,  der  sein  Gutachten  abgab.  Es  ist 
hierbei  zu  betonen,  dals  sich  die  den  Kantonen  auf  diesem  heikelen 
Gebiete  verbliebene  Zuständigkeit  darauf  beschränken  muls,  das 
Herkommen,  den  Brauch  zu  regeln,  was  die  Pienstmiete, 
die  Tarife  anlangt  Der  Kanton  kann  nicht  neues  Recht  schaffen, 
noch  die  \'erträge  Privater  beseitigen.  Wir  bringen  nachstehend 
das  Gutachten  des  Staatsbeamten  in  seinem  ganzen  Urninge,  da 
es  eine  Anzahl  rechtlicher  Gesichtspunkte  aufwirftf  welche  gerade 
jetzt,  wo  man  mit  der  Ausarbeitung  eines  schweizerischen  bürger- 
lichen Rundesgesetzbuches  beschäftigt  ist,  besonderes  Interesse  be- 
anspruchen müssen.    \:>  lautet: 

„P.s  ist  von  vorn  herein  i:u  betonen,  dals  die  kantonale  Gesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  t.  kein  Gcset/  erlassen  darf,  welches 
mit  einem  geltenden  Bundcsgcsetz  im  W  iderspruch  steht,  dais  sie 

2.  kein  Gesetz  erlassen  darf  über  Gegenstände,  welche  durch  die 
Bundesverfassung  der  ßundesgeselzgebung  vorbeliallen  sind,  dals  sie 

3.  die  Vertragsfreiheit  durch  ein  Gesetz  nicht  beeinträchtigen  darf. 

Unter  diesem  dret&chen  Vorbehalt  kann  die  Gesetzgd>ui^  des 
Kantons  aussprechen,  dals  mangels  besonderer  Uebereinkunft  und' 
soweit  das  Bundesrecht  kein  Hindernis  biklet,  das  Herkommen, 
der  Brauch  als  das  Gesetz  der  Parteien  zu  betrachten 
sei.  Eine  derartige  Auffassung  entspricht  zudem  der  Natur  der 
Sache  und  dem  praktischen  LdtNai.  Hier  eine  gesetzliche  Sanktion 
zu  erteilen,  steht  unstreitig  in  der  Kompetenz  der  kantonalen  Ge- 
setzgebung, welche  Unternehmern  wie  Arbeitern  sagt:  ,,Ibr  habt 
nicht  geglaubt,  das  euch  zustehende  Recht,  eine  besondere  Ueber- 
einkunit  zu  treffen,  gebrauchen  zu  müssen.  Ich  bestimme  daher 
aus  diesem  Grunde,  dafs  das  Herkommen,  der  Brauch  bei  der 
Würdigung  der  juristischen  Beziehungen,  welche  sich  unter  Euch 
gebildet  haben,  als  Regel  dienen  soll.  Ich,  die  Gesetr.gebung,  be- 
absichtige niclit,  den  Brauch  zu  schaffen  oder  ilin  in  das  dcsetz  zu 
bringen,  sondern  ich  will  bestimmen,  in  welcher  Form  dieser 
Brauch  festgestellt  werden  kann."  Soll  der  Brauch  Streitigkeiten 
hindern  und  beilegen,  so  mufs  jederzeit  die  Berufung  darauf  ollen- 
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stehen;  es  darf  also  der  Bestand  dieses  Brauches  keinerlei  Auf- 
lösung erfahren  haben,  der  Braucli  mufs  dauernd  und  ununter- 
brochen sein,  wenngleich  er  der  UmgesLaiiutig  unterließ,  denn  der 
Brauch  kann  ja  nach  den  Zeitverhältnissen  sich  ändern,  ohne  in 
seinem  Bestehen  aufzuhören.  Es  ist  daher  notwendig,  daSs  in  ge- 
wissen vorherfoesttmmten  Zeiträumen  der  Brauch  aufrecht  oder  um> 
gestaltet  werden  kann,  je  nachdem  die  Zeit  ihn  mehr  oder  minder 
beeinflußt 

Durch  das  Gesetz  darf  zweifellos  die  Art  der  Feststdiung  des 
Herkommens  bestimmt  werden.  Soll  diese  Feststellung  möglichst 
zutreffend  und  verlalslich  sein,  so  ist  es  angebracht,  sie  soweit  als 

thunlich  den  Beteiligten  zu  überlassen;  nur  insoweit  sie  sich  nicht 
verständigen  können,  wird  man  diese  Feststellung  kompetenten^ 
aber  minder  direkt  beteiligten  Personen  übertragen  müssen  — ,  hier 

nur  soll  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  eintreten. 

Wer  sind  nun  die  Bcteih'ijtcn '  Ks  sind  die  Unternehmer  und 
Arbeiter  der  verschiedenen  gewerblichen  Körperschaften.  Da  es 
indessen  schwer  angängig  ist,  sie  allesamt  zur  Beratung  zuzulassen, 
erscheint  es  angebracht,  dafs  sie  Delegierte  ernennen,  welche  nur 
durch  die  in  \''ereinen  oder  freien  Syndikaten  verbundenen  Be- 
teiligten gewählt  werden  können. 

Es  erscheint  wünschenswert,  diese  Vereine  oder  Syndikate  im 
Gesetze  vorzusehen;  aus  ihrer  gesetzlichen  Anerkennung  wird  sich 
der  offizielle  Charakter  ergeben,  welcher  ihnen  das  Recht  verleiht, 
durch  ihre  Delegierten  an  der  Feststellung  des  Brauches  mitzu- 
wirken.  Diese  Mafenahme  wäre  notwendig  gegenüber  den  An» 
mafsungen  unzufriedener  Minderheiten,  welche  sich  zu  lUinlichen 
Vereinen  verbinden  und  dasselbe  Redit  beanspruchen  würden.  Da 
aber  hierdurch  den  anerkannten  Syndikaten  ein  Monopol  verliehen 
wird,  so  ist  es  gerecht,  jedem  Beteiligten  den  Anschlufs  hieran  zu 
gestatten;  es  müssen  daher  ihre  Statuten,  wenn  sie  sich  nicht  aus 
dem  Gesetze  ergeben,  auf  jeden  Fall  daraufliin  genehmigt  sein, 
dafs  sie  keine  mehr  oder  minder  drakonischen  Vorschriften  ent- 
halten, welche  bestimmten  Personen  den  Beitritt  verweigern.  Es 
ist  notwendig,  dafs  diese  Syndikate  thntsächlich,  wenn  auch  nicht 
die  l{instinin\igkeit,  so  doch  die  Mehrlieil  der  Beteiligten  repräsen- 
tieren; es  ist  notwendig,  dals  jede  P^raktion,  jede  Gruppierung  uime 
Schwierigkeit  hineingclangen  und  danach  trachten  kann,  die  Mehr- 
heit zu  erlangen,  u  enu  ihr  numerischer  Einflufs  sie  hierzu  berechtigt- 
Die  Bildung  der  Syndikate  kann  im  Bedarfsfalle  in  den  Gewerben 
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angeregt  und  veranlaTst  werden,  wo  sie  noch  nicht  bestehen.  £in 
konkurriendes  S3aidikat  dürfte  zur  'Feststellung  des  Brauches  einem 
solchen  gegenüber  nicht  zugelassen  werden,  welches  zuerst  ins 
Handelsregister  eingetragen  wurde  und  seine  Statuten  von  der  zu- 
standigen Behörde  genehmigen  liefe.  Die  Delegierten  müsssen 
nach  der  Zahl  für  Unternehmer  und  für  Arbeiter  gleich  sein.  Sie 
stellen  die  herkömmlichen  Tarife  für  eine  bestimmte  Dauer  fest. 
Wird  der  Tarif  zur  Verfallzeit  nicht  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  gekündigt,  so  dauert  seine  Geltung  bis  zu  einem  neuen  Termin. 
Wird  er  von  einem  oder  dem  anderen  Teil  gekündigt,  so  haben 
die  Delegierten  zusammenzutreten  und  sich  zu  bemühen,  behufs 
Aufstellung  neuer  Tarife  zu  einer  Einigung  zu  gelangen;  eine  Mehr« 
heit  von  vier  Fünfteln  der  Delegierten  dürfte  für  die  Annahme  eines 
TariCs  übertrieben  erscheinen.  Im  Falle  der  Nichteinigung  hätte 
der  Regierungsrat  vorerst  zu  versuchen,  die  Delegierten  zu  einigen. 
Scheitert  dieser  Versuch,  so  hat  eine  schiedsrichterliche  Kdrper- 
Schaft  einzugreifen  und  ihre  Entscheidung  aufzuzwingen.  Sie  hat 
die  Delegierten  zu  hören,  sie  vielleicht  sich  zuzugesellen  und  in 
allen  Fällen  durch  geheime  Abstimmung  zu  entscheiden.  Als  sehr 
geeignet  für  die  Rolle  dieser  schiedsrichterlichen  Korperschaft  er- 
scheint  die  Zentralkommission  der  Gewerbegerichte.  Es  handelt 
sich  keinesfalls  darum,  dieser  Kommission,  welche  bereits  gesetz- 
lich fixierte  behördliche  Zuständigkeiten  besitzt,  gesetzgeberische 
oder  gerichtliche  Befugnisse  zu  verleihen.  Sie  wird  lediglich  beauf- 
tragt, das  Herkommen  aus  den  vielfaltigen  Forderungen  und  An- 
gaben der  Beteiligten  herauszuschälen.  Dieser  Kommission  aber 
werden  nur  wenige  oder  gar  keine  Beteiligten  angehören;  ihre 
Mitglieder  werden  weniger  direkt  parteiisch  sein,  als  jene  der  un- 
einigen Syndikate,  und  andererseits  sind  ihre  Mitglieder  alle  in 
Fragen  des  Arbeitsvertrages  bewanderte  Leute. 

Der  gegenwärtig  geltende  Art.  74  des  Gesetzes  über  die  Gc- 
werbegerichte  kommt  nur  für  die  Vermittlung  inbetracht.  Es 

')  Der  Aiükcl  74  hiU  ktlgcndcn  Worllaul: 

Sobald  eine  Streitigkeit  zwischen  Untcrncbmero  und  Arbeitern  cntfttebl  tttd 
eine  Aiiwpemittg  oder  Aussbwdserltl&rung  droht,  hat  die  Vereinigung,  welche  sie  tu 
erklären  gedenkt,  vorher  den  Herrn  Prisidenten  der  Abteilung  ftlr  Handel  und  In* 
duslrie  hiervon  tu  benachrichtigen.  Dieser  hat  schleunigst  die  Kommission,  sowie 
eine  gleiche  Anxahl  von  Arbeiter*  und  Uotemehmerdelegierten  susammenzuberafen. 
Unter  dem  Vorsitz  des  Leiters  der  Abteilung  für  Handel  und  Industrie  ist  der  Ver- 
such einer  Einigung  zu  machen.   Ueber  die  betreifende  Sitzung  ist  ein  Protokoll 
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wäre  schon  ein  sehr  wesentlicher  Fortschritt,  einen  zivilbtischen 
Zwang  zu  erreichen.  Der  in  der  oben  angegebenen  P'orm  fest* 
gestellte  Brauch  wird  die  Beurkundung,  nach  welcher  sich  die  Ge- 
werbegerichte richten.  Es  wird  dadurch  ein  Zwang  geschaffen,  dais 
die  Gerichte  diesen  Brauch  anwenden  müssen,  und  dafs  diejenigen, 
welche  keinerlei  Abmachung  getroffen  haben,  gezwungen  sind, 
falls  erforderlich  gerichtlich,  sich  dessen  Bestimmungen  zu  unter- 
werfen. 

Die  tntscheidungen,  sowohl  der  Delegierten  als  der  schiedsjje- 
richtlichen  Körperschaft  werden  in  das  Protokoll  aufgenommen.  da<  in 
vier  Exemplaren  ausgefertigt  wird;  eines  erhält  jedes  beteiligte 
Syndikat,  eines  die  Abteilung  für  Handel  und  Industrie,  eines  die  Ge- 
richtsschreiberei des  Amtsgericlites. 

Entstehen  derartige  Streitfälle  und  beziehen  sie  sich  auf  Matenen. 
die  durch  das  Bundesrecht  oder  eine  Sonderübereinlamft  nicht  ge- 
ref;"elt  sind,  so  steht  nichts  itn  Wege,  sie  den  Delektierten  der  Syn- 
dikate oder  mangels  deren  Einigung  der  oben  erwähnten  Schieds- 
kommission /.u  unterbreiten.  Die.se  Körperschaften  werden  den 
Streitigkeiten  stets  dadurch  ein  Ziel  setzen,  dals  sie  den  Brauch  als 
Norm  betrachten.  Ist  dieser  I^rauch  einmal  festgestellt,  so  wWd  iedcr. 
der  ihn  übertritt,  als  den  Arbeitsvertrag  zuwiderhandelnd  angeselien 
und  hat  die  Anwendung  der  zi\ilrechtlichcn  Zwangsvorscliriften 
durch  das  ( lewerbegericht  zu  gewärtigen,  welche  da.->  l^undesgesetz 
über  das  Obligationenrecht  in  seinen  Hestimmungen  über  die  Nicht- 
erfüllung der  Verbindlichkeiten  vorsieht. 

Mit  ständigen  iierkömmliclien  Tarifen,  die  zu  gewissen  Zeiten 
Abänderungen  erfahren  können,  mit  einem  \'erfahren,  das  alk 
Streitigkeiten  kollektiver  Natur  schlichtet,  dürfte  es  keine  Strikc^ 
mehr  gel)cn.  Es  ist  als  gewils  anzunehmen,  dafs  die  Strikc'-^  sowohl 
an  Bedeutung  wie  an  Häufigkeit  abnehmen  werden;  auf  jeden  Fall 
werden  sie  unberechtigt  sein,  um  niclit  zu  sagen,  unlauter,  da  sie 
dann  die  Auflehnung  gegen  den  gesetzlich  festgestellten  und  Gesetz 
gewordenen  Brauch  bezweckten,  l.ntweder  oder  —  entweder  zielt 
der  Strike  nicht  darauf  hin,  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu  ti indem 
und  läfst  es  bei  einer  einfachen  platonischen  V^erwahrung  bewenden, 
oder  er  erhebt  sich  gegen  das  Gesetz  und  bedeutet  den  Umsturz. 
Ersteren  I<  alles  ist  er  unschädlich,  im  anderen  Falle  rüttelt  er  an 

autzuneliRien  und  von  den  Parteien  zu  UDteneicbnen ;  es  verbleibt  ia  dcu  HäodcB 
des  Staatsrates. 
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■der  staatliclicn  Ordiuin^^,  und  es  müiji.cii  alselann  die  allgemeinen 
Schutzgesetze  dieser  Urünung  Anwendung  finden. 

Am  besten  ist  es,  den  Strike  im  Gesetze  nicht  vorauszusetzen; 
denn  ihn  voraussetzen,  heifst  ihn  organisieren  und  regeln;  ihn  vor- 
aussetzen, heilst  ihn  anerkennen,  die  W'ei^e  bahnen,  welche  m  ihm 
führen,  —  heilst  in  die  Sackgasse  kommen,  aus  der  man  heraus- 
gelangen will. 

Eine  Beseitigung  oder  Einschränkung  des  Rechtes  zum  Strike 
auf  dem  Wege  des  Gesetzes  ist  nicht  angängig.  Dieses  Recht  ist 
begründet  i.  in  der  Freiheit  der  Arbeit,  welche  die  Freilieit  des 
Nichtarbeiteui.  cinsciilielst,  2.  in  der  Freiheit  der  X'ereinigung,  welche 
das  Recht,  sich  auch  zum  Zwecke  des  Nichtarijeitens  zusammenzu- 
thun,  unnaist,  3.  in  der  Freiheit  der  Diskussion,  welche  zur  Kihik 
des  Gesetzes  und  der  .Staatsgewalt  berechtigt,  4.  in  der  Freiheit 
der  Bekehrung,  oder  der  I'reiheit.  tür  die  X'erbreitung  seiner  Ideen 
zu  wirken,  ein  der  Freiheit  des  Menschen  und  der  Freiheit  des 
Denkens  innewohnendes  Recht. 

Das  Recht  zum  Strike  hat  keine  anderen  Schranken,  als  die 
staatliche  Ordnung  und  die  i  Vciheit  der  Mitmenschen.  Ucberschreitet 
der  Strike  diese  Grenzen  nicht,  so  mufs  er  geduldet  werden;  es 
kann  ihm  keine  Bedingung  gesetzt,  es  darf  ihm  kein  Maulkorb  und 
keine  Kette  angelegt  werden.  Nur  wenn  er  jene  Grenzen  über- 
schreitet, kann  Bestrafung  eintreten. 

Aus  diesen  Erw.igLiügen  ergiebt  sich,  dafs  fiir  den  Strike  keine 
1)esondere  Strafvorschrift  erlassen  zu  werden  braucht,  da  er  nur 
strafbar  ist,  wenn  er  umstürzlerisch  wird»  oder  mit  anderen  Worten, 
wenn  er  sich  wider  die  staatliche  Ordnung  vergeht.  In  diesem 
Falle  aber  hat  man  keine  Sonderbestimmung  nötig:  die  Gesetze 
zum  Schutze  der  staatlichen  Ordnung,  welche  im  Bedtirfntsfalle  noch 
fortgebildet  werden  können,  reichen  aus,  und  man  braucht  keine 
besonderen  Strafvocschriften  für  den  Strike  zu  schafTen. 

Die  allgemeiaen  Gesetze  können  vervollkommnet  werden;  so 
könnte  man  viellek:ht  die  Freiheit  der  Arbeit  wirksamer  durch  Ver- 
vollständigung des  Art.  106^)  des  Strafgesetzbuches  (Code  p^nal) 

')  Dieser  Artikel  106,  mit  der  Ergänniog  durch  Artikel  105,  hat  folgenden 

Wortlaut : 

Art.  I05.  Wer  durch  Gewalt  oder  Drohungen  die  Freiheit  der  Niederlassung 
bcciniraciili^l,  wird  mit  (Jefängnis  von  sechs  Tagen  bis  zu  sechs  Monaten  und  einer 
<ieldbuise  von  30  bis  500  Francs  bestraft. 

Art.  106.  Der  gleichen  Strafe  unterliegt,  wer  durch  Gewalt  oder  Drohungen 
Ardiiv  für  «m.  Oeietsgebiuc  a.  Sutlittik.  XVIIt.  ^3 
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schfitzeiii  und  weitere  Handlungen  ahnden,  weldie  diese  Freiheit 
beeintrichtigen,  wie  z.  B.  die  Beschimpfung.  Man  kann  durch  die 
Fortbildung  dieses  Artikels  dahin  gelangen,  da&  der  Arbeiter,  wdcher 
sich  zur  Arbeit  begiebt  und  sein  Handwerkszeug  mit  ach  filbrt^ 
ebenso  geschützt  wird,  wie  der  Unternehmer,  der,  seinen  Kollegen 
en^egen,  seine  Betriebsstätte  öffnet  und  unter  Bedingungen  arbeitet,, 
die  ihnen  nicht  passen,  gegen  sie  geschützt  wird. 

Es  mufs  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  und  nicht  dem 
Gesetze  überlassen  werden,  Umzüge  zu  verbieten  oder  nur  unter 
gewissen  Bedingungen  zu  gestatten;  diesen  Vorschriften  mufs  auch 
ülierlas.scn  bleiben,  ein  bestimmtes  Stehenbleiben  auf  der  öffent- 
lichen Stralse,  und  umsomehr  auf  oder  vor  fremdem  Eigentum  zu 
verhindern. 

Es  verdient  bemerkt  zu  werden,  dafs  fjfewisse,  im  Verlaufe  eines 
Strikes  begangene  Akte  auch  Anlals  zu  zivilrechtlichen  Strafvor- 
schriften  geben  können,  so  z.  B.  die  Gesamtaufwie^elung  der  Arbeiter 
eines  Betriebes  zur  Nichiaibeit  unter  Bedingungen,  welche  das  Her- 
kommen, der  Brauch  festsetzt ;  vielleicht  auch  kann  sogar  die  Ver- 
hinderung der  Vervollständigung  des  Arbeiterpersonals  hi  einem 
Betriebe  derartige  Vorschriften  angebracht  erscheinen  lassen. 

Kurzum,  die  Streitigkeiten  müssen  verhindert  werden,  sie  müssen 
beigel^  werden,  ialls  sie  sich  erhelsen,  und  wenn  sie  trotz  der 
Beruhigungsmittel,  wie  sie  sich  aus  dem  empfohlenen  Verfahren 
ergeben,  andauern.  Der  Strike  muis  geduldet  werden,  wenn  er  die 
staatliche  Ordnui^  nicht  verletzt,  es  müssen  dagegen  seine  Kund* 
gebungen  mittels  der  bestehenden  Gesetze  unterdrückt  werden,, 
durch  allgemein  geltende  Gesetze,  die  weder  einseitige  noch  Aus* 
nahmegesetze  und  noch  wirksamer  Fortbildung  lahig  sind." 

So  weit  das  Rechts<:^futaelncn.  dessen  Gesamtauffassung  sich  der 
Gesetzgeber  zu  eigen  machte.  Ks  ist  das  erste  dieser  Art  in  Genf,, 
soweit  mir  bekannt,  und  wie  ic!i  glaube  auch  in  der  Schweiz. 

Die  bezüghchen  Verhandlungen  im  grofsen  Rat  w^aren  zuweilen 
sehr  lebhaft;  ihr  schliefsliches  Ergebnis  war  der  Entwurf,  wie  er 
jetzt  gilt,  und  den  wir  naclistehend  in  seinem  vollen  Wortlaut 
bringen. 


die  ircic  Ausübung  der  gewerblichen  Tbätigkcit  udcr  der  Arbeil  der  Unlcriichincr 
oder  der  Arbeiter  becintrichtigt. 
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Gesetz  betreffend  die  Art  der  Feststellung  der  ubUcben  Tarife  zwiachen  Ar> 
beit«Ri  und  Uiit«mttliiB«m,  und  bctrsfbnd  dto  Rac^laaf  d«r  Streitigkeitofi 
aidilUicb  dw  Bediagaafso  ibrer  Anstdliiof , 

Allgemeine  Bestlmatungen. 
Art.  I.   Mangels  besonderer  UeberemlmnA  werden  die  Anstellnngsbcdingungen 
der  Arbeiter  binsicbtlich  des  Dienst-  oder  Wcrkvertmges  durdi  den  Bnuacb  geregelt 
Geltung  als  Brauch  haben  die  dem  gegenwlitigcn  Gesetze  entsptechend  fest- 
gestellten Tarife  und  allgemeiam  Anstelhingsbedingai^sen. 

Art  3.    In  jedem  Gewerkc  werden  diese  Tarife  und  Bedingungen  festgestellt: 

1.  durch  gemeinsame  Verständigung  zwischen  den  beteiliglen  Unternehmern 
und  Arbeitern,  welche  in  den  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  gesogenen 
Schranken  pehörip  zu  bestätigen  ist ; 

2.  mangels  einer  Verständigung  durch  Schiedsrichter,  und  zwar  durch  dif 
Zentralkommission  der  Gewerbegerichte  und  die  Delegierten  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter,  nachdem  efai  Einigungsrcnmch  vor  dem  Rcgienings- 
rat  vorausgegangen.  Die  Ddcgietten  mfissen  dem  betreffenden  Gewerbe- 
fach angehören. 

Ar.  3.  Zur  Feststellung  dieser  Tarife  und  Bedingungen  in  jedem  Gewerh 
sind  befugt: 

1.  Die  Vereine  der  Unternehmer  und  die  Vereine  der  Arbeiter,  welche  vor- 
schriftsmäfsig  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  deren  Statuten  vom 
Kegierungsrat  genehmigt  sind.  Diese  Genehmigung  ist  zu  erteileni  voraus- 
gesetzt 

a)  dafs  die  Slalulea  nicht:»  Ge^yci/widrigcü  enthalten  und  nameotlicb  nichts 
gegen  die  Freiheit  der  Arbeit; 

b)  dafs  sie  jederzeit  einer  Revision  unterzogen  werden  können,  falls  es 
die  Mehrheit  verlangt; 

c)  dals  simlliche  Angehörige  des  Gewerks  das  Recht  des  Eintrittes  in 
den  Verein  haben,  «nd  der  Ausichufs  durch  die  Mehrheit  der  Verdns- 
mitgliedcr  gewShIt  wird. 

2.  Besteht  kein  Verein,  so  haben  die  obige  Befugnis  die  in  Genf  seit  drei 
Monaten  regelmä&ig  ansässigen  Unternehmer  und  Arbeiter. 

Die  VerstSndignng  der  Beteiligten. 
Art  4.   Behufs  gültiger  Feststellung  der  Tarife  und  Bedingun^ett  in  jedem 
Ctewerfc  berufSen  die  Untemehmervereine  und  Arbeitervereine  durch  Öffentliche  Be- 
kamtmadumg  und  mindestens  drei  Tage  vorher  Generalversammlungen  ihrer  Körper- 
schaft. 

Besteht  im  Gewerk  kein  Verein  der  Unternehmer  sowohl  als  der  Arbeiter,  so 
hat  der  Regicrungsrat  auf  schriftliches  Verlangen  cin^s  Fiinftt  ls  (it  r  eingeschriebenen 
Wähler  des  Gcwerks  zum  Gewerbegericbt  eine  Generalversammlung  der  Beleüigtcn 
zu  berulen. 

Diese  Versammlungen  ernennen  beiderseits  und  in  geheimer  Zetlclwahl  Vcr- 

a3* 


Digitized  by  Google 


356 


Gesetzgebung:  Schweix. 


treter  in  gleicher  Aniahl,  üeben  Untcinchmer  und  «leben  Arbeiter,  falb  nicht  eine 
VentSadigiii^;  Ober  eine  niedrigere  Ziffer  nt  stände  kommt.  Ak  Dd^eiter  knon  nur 
gewibh  werden,  wer  vor  «einer  Emennting  in  dem  Gewerk  mindatens  achteeha 

Monate  in  einer  oder  mehreren  PcrirxU  ti  innerhalb  des  Kantons  Genf  gearbeitet  hat, 

Ulf  r)ilcj:;iprtf n  sind  am  der  7..\h\  der  Scluvcizrrbürsjrr  rn  wählen,  und  nw 
wenn  keine  gcnüc^Midc  Anzahl  dieser  v  <trh;ind<  ii.  aus  jener  der  Auilindcr. 

Bestehen  mehrere  ähnliche  Vereine,  welche  üich  in  Gcmälshcit  des  Art.  3  de* 
gegenwärtigen  Geietie«  gehörig  konstituiert  haben,  so  sind  sie  bereditigt,  jeder  fiir 
«ich  eine  Asxahl  Ddcgierter  lu  wihlcn,  welche  jener  ihrer  Mitglieder  entspriehu 

Die  Namcnliste  sowohl  der  Vereine,  als  —  blls  solche  nicht  vorhanden  — 
der  Unternehmer  und  Arbeifer  des  Gewerks,  ist  vorher  durch  die  Zentralkommisston 
der  Gcwerbegcrichtc  zusammenzustellen,  w  U-iicr  auch  die  Aufgabe  otkliegt,  ge« 
gebencn  Falles  das  VrrhHltni«  <\i't  Prlr^ricrtcti  /u  licstinimcn, 

ArL  5.  Die  Heschiüssc  der  solchergestalt  gewählten  Vertreter  müssen  tnil  einer 
Mehrheit  von  drei  Vierteln  der  delegierten  Mitglieder  gefafst  werden  uod  sind  in 
einem  in  vier  Exemplaren  aufsunebmenden  Protokoll  festsostdlen»  das  von  den  An- 
nehmenden SU  untecceichnen  ist:  ein  Exemplar  bleibt  in  den  Hünden  der  delegierten 
Unternehmer  und  eines  in  denen  der  delegierten  Arbeiter,  von  den  beiden  übrigen  xat 
eines  auf  der  Gerichtsschreiberci  der  Gewerbegerichte  niederzulegen  und  das  andere 
der  Altti'iltmp  für  Handel  tmd  Industrie  tu  übermitteln;  sie  stehen  dort  jedem  ln> 
tercssent<  n  2ur  beiieltigcn  Liitaicht  zur  VerlUj^un^. 

Art.  6.  Die  dergestalt  festgesetzten  Tarile  utid  Bedingungen  bleiben  für  die 
darin  bestimmte  Zeitdauer  in  Kiaft,  welche  jedoch  keines&lb  flinf  Jahre  über- 
schreiten  darf  und  deren  Ablauf  auf  den  Scbluls  eines  bai^erlicbcn  Jahres  fest- 
geselst  sein  mub. 

Sie  erneuern  sich  stillschweigend  von  Jahr  su  Jahr,  wenn  sie  nicht  von  der 

einen  ofler  anderen  Seite  mindestens  ein  Jahr  vor  Ahlauf  einer  Frist  ^eküntiijjt 
\\er(len.  iiiilr^st-n  kann  auf  'lein  Wr^'r  der  gütlichen  L ebcrcinkuntt  .zwischen  den 
delegierten  Arbeitern  und  L  nternehmcrn  die  Geltungsdauer  des  l  arifs  und  die 
Kündigungsfrist  auf  eine  kttrsere  Zdt  als  ein  Jahr  bestimmt  werden. 

Art.  7.  Bis  zur  Annahme  dnes  neuen  Tarife«  findet  der  alte  fortgesetzt  An* 
Wendung. 

Ein  igu  n  gsver  suche. 

Art.  8.  Mangels  einer  Verständigung  unter  den  Beteiligten  ist  aui  An.sucbcD 
einer  oder  anderen  der  Pbrtden  ein  Einiguogsversudi  vor  dem  Regierungsmt  xu  be> 
werkstelligen,  woxu  der  Regierungsrat  eines  oder  mehrere  sdner  Mitglieder  ab> 
ordnen  kann. 

Art.  9.  Das  Gesuch  hat  in  schriftlicher  Form  zu  geschehen  und  muls  ent* 
halten : 

a)  Namen,  Stand  und  Wohnort  der  Vertreter  beider  Tartcica; 

b)  den  Streitgegenstand. 

Art.  10.    Der  Delegierte  oder  die  Delegierten  des  Regierungsrates  haben  die 
Delegierten  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  zusammenzuberufen  und  zu  ver- 
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Sueben,  die  im  Art  5  vorgesehene  Mehrheit  mtande  tn  brinsen.  Getingt  ihnen 
dies  nicht,  so  konstatieren  sie  die  Nichteiniguag  durdi  ein  PmotokoU,  das  in  einem 
Exemplar  von  Amts  wegen  der  Zentralkommission  der  Gewerbegerichtc  su  Über- 
mitteln ist. 

Art.  1 1 .  Entsteht  eine  Streitigkeit  in  einem  Gcwerk,  dessen  Mitglieder  nicht 
in  einem  Vereine  zu.Hammrn^escIiIossen  sind,  SO  hat  der  Regieningsrat  die  Beteüigten 
zusammenxuberufen,  welche  auf  dem  im  Art.  4  vorgesehenen  Wege  Delegierte 

ernennen. 

Art.  12.  Weigert  sich  eine  Partei,  I  »ih  f^li  rtc  /u  wiihlm.  «,<ier  entstehen 
Schwierigkeiten  anläfslich  ihrer  Wahl  oder  ihrer  Verteilung  aul  gleichartige  Vercioe, 
SO  konstatieren  der  oder  die  Delegierten  des  Regierungsrates  die  Nicbteinigung  und 
verfahren  nach  Art.  10. 

S  (•  ii  i  <■  d  .s  r  i  c  h  t  e  r  1  i  c  h  e  s  Verfahren. 

Art,  13.  Die  Zcntralkommis-sion  drr  ncwerbegericlitr  hat  >ii:li  binnen  sechs 
Taj^en  nach  F.mplang  des  Protokf>lles  ül)er  die  Nirhfeini^im^  /u  versammeln  und 
die  l>elcgi«.-rtcn  ihrerseits  zusamnienzubr-nilen,  ui  h  lie  ihr  !)eij;;e<>r<in'-t  werden  müssen. 

Weigert  sich  noch  immer  eine  Partei,  ihre  Dcki^ierteu  zu  wählen,  oder  lassen 
sidi  Schvier^keitcn  aallfdidi  Ihrer  Wahl  nicht  beilegen,  so  ernennt  sie  die  Zentral- 
kommission  der  Gewcrb^erichte  von  Amts  wegen.  —  In  der  f  nsammenberafenen  Ver- 
sammlung beschliefscn  die  anwesenden  Mitglieder  durch  die  Mehrheit  und  in  ge* 
heimer  Zettelwahl  über  die  Ansprache  der  Parteien.  Gehört  das  eine  oder  andere 
Mi^lied  der  Zentralkommission  der  Gewerbegerichte  zum  im  Streite  sich  befind- 
lichen Gewerbefach,  so  haben  sich  die  übrigen  Mitglieder  der  Kommission  von 
Amts  wegen  dif*  erforderliche  Anzahl  Gewerberichter  ljei/n(,rfinen,  welche  sie  aus 
denen  derselben  (kuppe  wählen  «;ius  jener  der  l'nteniehmer  oder  der  Arbeiter,  je 
nachdem  das  in  ersetzende  Mit^-lii  d  der  einen  oder  anderen  an^'eli'>rt^. 

Der  Vorsitzende  der  /cniralkommission  der  (»ewerbcgerichte  und  der  Sekretär 
haben  ihre  Obliegenheiten  su  crAllten. 

ArL  14.  Die  Schiedsrichter  können  jedoch  das  bikrafttreten  eines  Tarifes  in 
einem  GewcrbeüMh,  in  welchem  ein  solcher  nicht  besteht,  eist  nach  einer  Frist  von 
mindestens  sechs  Monaten  nach  ihrem  Beschlüsse  anordnen,  es  sei  denn,  dafs  die 
Parteien  sich  gemeinsam  fiber  eine  kürsere  Frist  veiständigen. 

Mangels  besonderer  Uebereinkunft  dient  der  .solchergestalt  bestimmte  Brauch 
(usage)  den  zuständigen  Gerichten  als  Unterlage  fllr  die  Entscheidung  der  ihnen 
nnterbreiteten  Spezialfälle. 

Jeder  Schiedsrichter  hat  .\nspruch  auf  dir  fii'iten  der  Gewerbegerichte,  und 
unterliegt  im  Falle  nicht  gerechtfertigten  Ausbleibens  einer  Geldstrafe  von  luufzig 
Franken,  Vielehe  von  der  Zentral  kommission  der  Gewcrbegcrichtc  zu  verhangen  ist. 

Beschwerden  und  Streitigkeiten  anderer  Art. 

Art  15,  Während  der  Geltungsdauer  eines  Tarifes  darf  keine  allgemeine  Ar- 
beitacinstellung  cum  Zwecke  der  Aendenmg  des  Tarifes  weder  von  den  Unter- 
nehmern noch  von  den  Arbeitern  beschlossen  werden. 
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Art.  l6.    Erscheint  das  Ersuihca  rinrr  Aondcrung  oder  einer  Ergänzung  eines 
geltenden  Tarifcs  anläfslich   eines  noch   nicht  bestehenden  Prodtiktions/weij^es 
rechtteriigt,  so  tritt  dasselbe  V'erfabrcn  ein  wie  bei  der  Ausarbeitung  eines  voll- 
ständigen Tarifes. 

Alt.  17.  Entstcbea  swiichen  UntcroehniOTi  und  AngesteUte»  Bcscbwerdca  oder 
Streitigkeiten  anderer  Art,  wdcbe  gedgnet  sind,  eine  nUgemeine  oder  teilweise  Ar» 
bdtseinsteUong  herbeizuführen,  wie  Aiucpemmgco  u.  s.  w.,  so  findet  das  in  den 
Artikeln  3  bis  einschliefslich  14  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Torgesebene  Verfahijpn 
gleichfalls  Anwendung. 

Strafbestimmungen. 

Art  iS.  Jede  AufiTordcrung  tax  teilweiaen  oder  allgemeinen  Arbeitseinslelliuig 

unter  Verletzung  eines  geltenden  Taiifes  oder  unter  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vor- 
schriften fjpnwiirtigcn  (»csctzes  wird  mit  Polizeistrafcn  ^»Mluxlet.  unhiseliadet 
der  in  Art.  106  des  Code  penal  vnrgesehencn  Strafen  und  .iller  anderen  in  den 
bestehenden  Gesetzen  enthaltenen  zivil-  oder  strafrechtlichen  Bestimmungen. 
Drucker  und  Verleger  unterliegen  gegebenen  Falles  den  gleichen  Strafen. 

Schlu fsbest  i  ni  m un g  e  n. 

Art.  10.  Der  Regierun rat  hat  die  notwendigen  Vorschriften  zur  Ausfütirnng 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  /u  erlassen. 

ArL  20.  Die  beiden  letzten  Absätze  (5  und  t)  des  Art  74  des  Gesetzes  über 
die  Gewerbegericbte  vom  13.  Mai  1S97  werden  aufgehoben. 


So  das  Gesetz.  —  Ein  grofscr  Teil  dci  Arbeitcrbcvölkeruii^ 
war  nicht  daniber  befriedigt,  dals  das  (tcscU  zu  stände  gekommen, 
und  hcMut/.tc  dir  der  K;iiUotis\ erfrissung  festgesetzte  Frist  für 
das  Referendum  (,30  l  ageK  um  einen  kräftitjcn  X'ursluls  gegen  sein 
Inkrafttreten  ins  Werk  zu  setzen.  Es  gelang  dieser  Agitation  jedoch 
nicht,  die  30CX)  Untersdiriften  zusammenzubringen,  wdche  eiforder> 
Uch  gewesen  wären,  um  das  Gesetz  einer  Volksabstimmung  zu 
unterwerfen.  Und  das  Gesetz  trat  mit  dem  21.  März  1900  in  Kraft* 

Die  G^[ner  des  Gesetzes,  welche  namentlich  unter  den  ^reinen" 
Arbeitervereinlem  zu  finden  sind,  und  von  extremen  Konservativen 
unterstützt  werden,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Arbeit  überhaupt 
kein  Gesetz  haben  wollen,  gaben  ihren  Widerstand  nicht  auf. 

Sie  appellierten  duirli  die  „Föderation  des  societös  ouvri^es 
de  Gen^ve"  an  diLS  Buiuksgericht.  In  dieser  öffentlich-rechtlichen 
Berufung  machten  sie  folgendes  geltend: 

Sie  \crlanc^en  vom  Bundesgericht,  das  Gesetz  für  null  und 
nichtig  zu  erklären,  da  es  die  verfassungsmä(isigen  Rechte  der 
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Arbeitervereine  und  der  beireffenden  Arbeiter  verletze;  eventuell 
alle  Artikel  des  Gresetzes  aufzuheben,  welche  eine  Verletzung  der 
durch  die  Verfassungen  die  Bundesgesetze  und  die  Kantonsgesetze 
gewährleisteten  Rechte  bedeuten. 

Zur  Begründung  hierfür  (Uhrten  sie  an: 

„Das  angegriffene  Gesetz  ist  unter  Verletzung  des  Art.  64  der 
Bundesverfassung  erlassen.  Der  Titel  Ii  des  Bundesgesetzes  über 
das  Obligationenrecht  regelt  alle  auf  die  Dienstmiete  bezüglichen 
Verträge.  Der  Grofse  Rat  von  Genf  hat  dadurch,  dafs  er  die  Be- 
rufung Einlegenden  anderen  Bestimmungen  unterwarf,  als  den  in 
den  Bundesgesetzen  niedergelegten,  ihre  veriassungsmäfsigen  Rechte 
beeinträchtigt  und  ae  der  Herrschaft  von  Gesetzen  unterworfen, 
welche  von  einer  unzuständigen  Gewalt  erlassen  wurden. 

Das  Gesetz  vom  la  Februar  1900  steht  in  Widerspruch  mit 
den  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht. 
Das  Bunde^esetz  fixiert  die  Bedingungen  der  Erneuerung  und  der 
Auflosung  des  Dienstvertrages,  und  lälst  den  Ortsgebrauch  nur 
gelten,  wo  keine  Uebereinkunft  besteht  Nun  kann  aber  der  Orts- 
gebrauch nicht,  wie  es  durch  das  Genfer  Gesetz  geschieht,  durch 
allgemeine  Engagementsbedingungen  ersetzt  werden,  welche  einem 
Gesetze  gemafs  bestimmt  sind  und  durch  Verordnung  „Geltung  als 
Brauch"  haben.  Der  Brauch  kann  nicht  durch  Gesetz  festgestellt 
werden,  und  seine  Anwendung  steht  allein  den  Gerichten  zu. 
Artikel  i  des  Gesetzes  läfst  an  Stelle  des  Brauches  gesetzliche 
Tarife  und  Bedingungen  treten,  und  verletzt  hierdurch  die  Art  338  fT. 
des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht.  Das  Gesetz  kodifi- 
ziert nicht  allein  den  Brauch,  sondern  ersetzt  Ihn  auch  durch  eine 
Regelung,  welche  genau  das  Gegenteil  des  Brauches  ist. 

Das  besagte  Gesetz  steht  der  Freiheit  der  \'ereinigung  und 
■der  wirthschafthchen  Thätigkeit  entg^en,  sowie  allen  allgemeinen 
Grundsätzen,  welche  für  die  Bildung  von  Gesellschaften  mafsj^^cbcnd 
sind  (Art.  683  fif.  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht). 
Der  Absatz  c)  des  Art.  3  legt  sogar  den  Arbeitersyndikaten  die 
Verpflichtung  auf,  „alle  Angehörige  des  Gewerbefaches  in  ihren 
Verein  aufzunehmen",  wodurch  also  diesen  Syndikaten  das  Recht 
der  Ausschliefeung  verweigert  wird. 

Ebenso  stehen  Art.  15  und  18  des  Gesetzes  in  Widerspruch 
mit  der  persönlichen  Freiheit  und  der  Glci(  lilieit  der  Staatsbürger. 
Das  Reclit  der  ArbeitseinstcllunL: .  das  Ret  lit,  Aenderung  eines 
Tarifes  zu  verlangen,  darf  nicht  durch  die  Drohung  einer  straf* 
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rechtlichen  Verurteilung  beeinträchtigt  werden.  Durch  Verwandlung 
des  zivilreditlichen  Zwanges  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligo 
tionenrecht  in  strafrechtlichen  Zwang  sanktioniert  das  Gresetz  die 
Verletzung  einer  ursprünghchen  persönlichen  Freiheit. 

Der  Art.  i8  des  Gesetzes  verletzt  nicht  allein  die  durch  die 
Bundes-  und  Kantonsverfassung  gewährleisteten  allijcmeinen  Grund- 
sätze der  Freiheit  und  Gleichheit,  sondern  beeinträchtigt  auch  die 
Freiheit  Her  Presse." 

Der  Kc*^icriini^^srat  erhielt  die  Berufuii^sschrift  untcnn  29.  April 
vom  Bundesgericht  und  beantw  ortete  sie  wie  fol^t : 

„Das  Gesetz  vom  10.  Februar  1900  beeinträchtigt  in  keiner 
Weise  d.is  Recht  jedermaims,  einen  Verein  zu  bilden  oder  sich 
einem  bestellenden  \'crcine  anzuschliefsen.  Ferner  hindert  der 
Art.  56  der  Bundesverfassung  nicht,  dafs  das  Kantonsgesetz  die 
Bedingungen  fixiert,  unter  denen  der  Regierungsrat  die  Statuten 
der  Unternehmer«  und  Arbeitervereine  genehmigen  kann,  voraus- 
gesetzt, dafs  diese  Bedingungen  nichts  Gesetzwidriges  enthalten. 
Die  beanstandete  Bedingung  aber  will  die  Gleidiheit  der  Mi^Ueder 
ein  und  dessdben  Gewerbe&ches  sichern  und  den  Ostrazisrous  und 
den  MiCsstand  der  Ausschließung  verhindern. 

Die  Beschwerde  über  die  Verletzung  der  Freiheit  der  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit  ist  auf  Grund  der  Unzuständigkeit  des 
Bundesgerichts  hinfällig  (Art.  189  des  Gesetzes  über  die  Bundes- 
rechtspflege). 

Die  Art.  15  und  18  des  Gesetzes  verletzen  das  Recht  und  die 
Freiheit  des  Arbeiters,  zu  arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  in  keiner 
Weise.  Der  Art.  15  verbietet  lediglich  den  Zusammenschhifs  be- 
hufs Herbeituliruncf  einer  allgemeinen  Arbeitseinstelluncj  während 
der  Geltungsdauer  eines  l  arifes.  Der  Art.  iJ>  straft  allein 
die  Aulforderung  zum  teilweisen  oder  allgemeinen  Ausstand  unter 
Verletzung  eines  bestehenden  Tarifes. 

Was  sodann  die  Verletzung  des  Prinzips  der  Gleichheit  unter 
den  Staatsbürgern  anlangt,  so  sagt  der  Berufungsföhrer  nicht,  worin 
»e  besteht. 

Endlich  bestimmt  Art.  55  der  Bundesverfassung,  dafs  die 
Kantone  die  erforderlichen  Mafsnahmen  zur  Unterdrückung  von 
MiCsbräuchen  in  Prefsangelegenheiten  festsetzen  können.  £r  setzt 
keinerlei  Frist  fest,  innerhalb  deren  diese  Mafsnahmen  der  Ge- 
nehmigung des  Bundesrates  zu  unterwerfen  seien.  Und  voraus» 
gesetzt,  das  Gesetz  vom  to.  Februar  berühre  die  Freiheit  der  Presse, 
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SO  könnte  die  Berufung  nur  eintreten,  wenn  es  in  seinem  Art  l8 
Anwendung  finde,  bevor  es  die  Genehmigung  des  Bundesrates  er- 
langt hätte." 

Aber  noch  mehr: 

..Ks  ist  darzuthun,  dal's  das  Genfer  Gesetz  vom  lo.  Februar 
1900  nicht  in  die  ^csetzf^eberischc  Zuständigkeit  des  Bundes  ein- 
greift. Die  l'Vag;e  der  Arbeitslöhne  wird  nicht  einzig  und  allein 
in  der  I'"orni  persönlicher  X'erträj^e  zwischen  l'nternehmern  und 
Arbeitern  gelöst.  Es  hat  sich  tlie>cr  i'orni  ein  neues  Mittel  hinzu- 
gesellt, die  Lohntarife,  wie  sie  sich  aus  den  Streitig- 
keiten /  w  i  s  c  Ii  e  n  U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  v  e  r  c  i  n  e  n  und  Arbeiter- 
vereinen ergeben.  Von  der  Auffassung  ausgehend,  dafs  diese 
Tarife  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  nur  der  Ausdruck  einer  Regel 
»nd,  die  man  als  Brauch  böeichnet,  wollte  man  unter  Wahrung 
der  Vertr^r^reiheit  diesem  Brauch  die  Sanktion  eines  offiziellen 
Protokolls  verleihen,  abgefefist  und  unterzeichnet  in  gemeinsamer 
Verständigung  durch  die  bevollmächtigten  Vertreter  der  Unter- 
nehmer und  der  Arbeiter.  Kommt  eine  Einigung  nicht  zustande, 
so  werden  die  streitigen  Punkte  in  der  in  Art.  15  und  14  des  Ge- 
setzes angegebenen  Weise  erledigt.  Die  bezügliche  Entscheidung 
trägt  den  Charakter  einer  amtlichen  Feststellung  des  Brauches  bc- 
ziij^^lich  der  Löhne.  Den  Einzelpersonen  steht  es  dessenungeachtet 
frei,  diesem  Brauche  sich  nicht  zu  unterwerfen  und  Verträge  auf 
anderer  Unterlage  zu  schlicfsen,  aber  das  fiesctz  verweigert  ihnen 
das  Recht,  sich  zur  Arbcitscinstclking  zusanimenziischliefsen  behufs 
Aenderung  tler  Tarife.  Das  Bundes^resetz  über  das  ( )l)li<^alionen- 
recht  nimmt  oft  Bezug  auf  den  Brauch,  besonders  in  seinem  elften 
Titel  I  Dienstmietc).  Andirer>cits  enthält  es  keine  Anp^aben  über 
die  Art  und  Weise,  wie  der  Brauch  festgestellt  worden  kann;  es 
folgt  hieraus,  dals  es  den  Kantonen  in  dieser  Hinsicht  freie  Hand 
lassen  wollte.  Die  Gesetzgebung  Genfs  hat  es  unternommen,  die 
Regeln  zu  bestimmen,  nach  denen  die  Feststellung  des  Brauches 
geschehen  soll;  sie  verfolgte  gleichzeitig  den  Zweck  der  Friedens- 
stiftung, der  Regelun-^  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  bezüglich  der 
Differenzen  über  Arbeitsbedingungen.  Das  Gesetz  vom  to.  Februar 
hat  durchaus  nicht,  wie  der  Berulungsfuhrer  behauptet,  dem  Brauche 
bezüglich  der  Löhne  gesetzliche  Tarife  und  Bedingungen  substituiert." 

Gleichzeitig  mit  dieser  Berufung  war  eine  weitere  beim  Bundes- 
rate mit  dem  Antrage  eingelegt  worden,  die  .Aufhebung  des  Genfer 
Gesetzes  aus  dem  Grunde  zu  beschiiefsen,  dafs  es  dem  Bundesr 
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gesetze  über  das  Obligatiooeorecht  widersprechende  BestimmungcD 
enthalte.  Die  Antwort  des  Bundesrates  war  klar  und  unrweideutig: 
„Zweifellos  hatte  die  Genfer  Gesetzgebung  bei  dem  von  ihr 
unternommenen  Versuch  weniger  beabsichtigt,  die  rechtliche  Sicher* 
heit  für  die  Fälle  zu  gewährleisten,  in  denen  das  Bundes^esetz  über 
das  Obligationenrecht  auf  den  Ort^ebrauch  bezüglich  der  Dienst* 
miete  verweist,  als  vielmehr  die  Organe  und  das  Verfahren  zu  be- 
stimmen, wodurch  die  Mindestlöhne,  die  Arbeitszeit  u.  s.  w.  fiir 
gewisse  Arten  von  Arbeiten,  z.  B.  die  Maurerarbeiten,  allgemein 
geregelt  und  geändert  werden  sollen.  Sie  hat  hierbei  von  jeder 
Art  privatrechtlichen  Zwanj^cs  abgesehen,  sie  wollte  nicht  etwa 
eine  führende  Norm  für  die  Abfassung  der  Verträgt:  Privater  schaffen; 
es  sollte,  kurzum,  der  rcgelmäfsige  Gang  der  Arbeit  gesichert  und 
der  Strike  verhütet  werden.  Die  hierdurch  geschaffene  Grundlage 
soll  offenbar  keinerlei  direkte  und  unmittelbare  juristische  Wirkui^ 
auf  die  i'rivatrcchtlichen  Beziehungen  zwischen  Unternehmern  und 
Angestellten  äulsemi  sondern  lediglich  thatsächliche  Bedeutung 
haben. 

Allerdings  ei^iebt  sich  dieser  Gesichtspunkt  nicht  immer  in 
deutlicher  Weise  aus  dem  Gesetzestext,  und  der  Art.  i  kann  den 
folgenden  Bestimmungen  en^egen  zu  Gunsten  einer  engeren  Aus- 
legung des  Gesetzes  angeführt  werden. 

Aber  stellt  man  sich  auch  auf  diesen  letzten  Standpunkt,  so 
ist  doch  anzuerkennen,  dals  die  Bundesgeseta^ebung  bei  Erlassung 
der  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht 
bezüglich  der  Dienstmicte  in  gewissem  Umfange  der  Autonomie 
der  Kantone  die  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Bildung  und  Fest- 
stellung des  Ortsgebrauches  überlassen  hat.  Fs  läfst  sich  daher 
nicht  behaupten,  dals  der  Genfer  Grofsc  Rai  seine  ji^esctzpi^cbcnik 
Zuständigkeit  überschritt,  insofern  das  t  icnfer  Gesetz  vom  10.  h  cbruar 
1900  Regeln  festsetzte,  nach  welchen  Ijeluifs  Feststellung;  der  Lohne, 
die  mani^cls  besonderer  Uebereinkunft  für  eine  bestimmte  Zeit  als 
Brauchstarif  niafs^cbcnd  sein  sollen,  zu  verfahren  ist.  Fs  ist  in 
dieser  Hinsicht  zu  bemerken,  dafs  die  schrifthche  i'cststelluiig  eines 
Ortsgebrauches  <liesem  seinen  Rechlscharakter  nicht  nininit. 

Die  Jk>tiinnuin|^'  sub  Ziffer  I,  Absatz  c  des  Art.  3  des  de.Netze-' 
(dafs  sänillichc  .Angeh'>riL;e  des  ( icw  erbefache>  berechtiLjt  seien,  den» 
Vereine  beizutreten,  und  dals  der  Ausschuls  durch  die  Mehrheit  der 
\  <  rcir  smitgheder  zu  wählen  seil  läfst  sich  nicht  dahin  auslegen, 
dals  jeder,  der  dem  Gewerbefache  angehöre,  ein  absolutes  Recht 
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habe,  an  dem  Vereine  der  Arbeiter  oder  Unternehmer  dieses  Ge- 
werbes teilzunehmen*  Es  ist  anzuerkennen,  dals  die  der  Genehmigung 
des  Regierungsrates  unterliegenden  Statuten  gennase  Aufnahme- 
beding^unp^en  vorsehen  können,  die  sich  teilweise  von  selbst  ver- 
stehen ;  CS  will  sich  jedoch  der  Ret^icrungsrat  die  Aufsicht  wahren, 
um  dem  Ostrazismui  und  dem  willkürlichen  Ausschlüsse  vorzu- 
beugen. Keinesfalls  kann  man  in  der  angezo<jencn  Bestimmung 
eine  Verletzung  der  Vereinsfreiheit  erkennen,  da  das  Gesetz  die 
Unternehmer-  und  Arbeitervereine  nicht  zwingt,  an  der  Feststellung 
der  Tarife  teilzunehmen,  und  es  steht  daher  den  \'ereinen,  welche 
sich  den  Bedingungen,  von  deren  Erfüllung  das  Gesetz  diese  Teil- 
nahme abhängig  macht,  nicht  unterwerfen  wollen,  freij  ihre  Mit- 
glieder ach  nach  Belieben  2u  wählen."  Aus  allen  diesen  Gründen 
verwarf  das  Bunde^ericht  die  Berufung,  indem  es  aussprach,  „es 
sei  zur  Zeit  nicht  erwiesen,  dafs  das  Gesetz  vom  la  Februar  1900 
die  verfassungsmäTsigen  Rechte  verletze.  Es  versteht  sich  indessen 
von  selbst,  da&,  &]ls  sich  bei  dessen  Anwendung  eine  Bennträchtigung 
der  durdi  die  Verfassung  gewahrleisteten  persönlichen  Rechte  er- 
gäbe, das  Recht  des  Bundesgerichtes,  sich  im  Falle  einer  Berufung 
zur  Sache  zu  äufsern,  völlig  unangetastet  bestehen  bleibt." 

Das  Gesetz  war  nunmehr  in  sicherem  1  iafen  eingelaufen.  Ks 
handelte  sich  jetzt  darum,  seine  Wirksamkeit  zu  erproben. 

Diese  Probe  liefs  nicht  lange  auf  sich  warten.  Das  Gesetz 
fand  erstmals  Anwendung  bei  einer  Streitigkeit  zwischen  den  Huf- 
schmiedarbeitem  und  ihren  Meistern.  Es  sollte  ein  üblicher  Tarif 
geschaffen  werden.  Da  sich  die  Vertreter  beider  Parteien  nicht 
verständigen  konnten,  so  hatte  der  Regierungsnit  sich  eingemischt 
Der  von  den  Arbeitern  verfafste  Tarifentwurf  lautete  folgender- 
mafsen: 

Tarif. 

Art.  I.  Sämtliche  früheren  Tarife  sind  aufgehoben. 

Art.  2.  Es  darf  kein  Arbeiter  bei  den  Meistern  in  Kost  und 
Wohnung  sein,  auch  dann  nicht,  wenn  diese  leUteren  in  gewissem 
Grade  ein  Geschäft  daraus  machen. 

Art.  3.  Die  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  10  Stunden,  sie  be- 
ginnt 6  Uhr  morgens  und  endigt  6  Uhr  abends  einschlicfslich  einer 
halbstündigen  Frühstücks-  und  einer  ein  und  einhalbstündigen  Mittags- 
pause. 
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Art  4.  £s  bestehen  im  Gewerk  zwei  Arbeiterkategorieen :  die 
Beschlagschmiedc  und  die  Fulshalter. 

Art.  5.  Die  Arbeiter  werden  in  der  Weise  gelohnt,  dafs  der 
Beschlagner  60  Centimes  und  der  Fuiishalter  50  Centimes  fiir  die 

Stunde  erhält. 

Art.  6.  Alle  Arbeit,  die  vor  6  Uhr  morgens  und  nach  6  Uhr 
abends  oder  während  der  Mahl^eiipausen  verrichtet  wird,  ist  als 
l'eberstiiiidenarbeit  zu  betrachten  und  nach  dem  larif  abzuiohnen, 
welcher  fiir  die  tägliche  Arbeitszeit  gilt. 

Art.  7.    Die  Sonntagsarbeit  ist  gänzlich  abzuschaffen. 

Art.  8.  Die  Ablohnung  der  Arbeiter  bat  jeden  Sonnabend 
stattzufinden. 

Art.  9.  Das  Reinigen  der  Werkstätte  soll  wahrend  der  Arbeits- 
zeit und  nicht  danach  geschehen,  $  oder  10  Minuten  vor  SchluTs 
der  Arbeitszeit  — 

Die  Verhandlungen  ergaben  folgende  Beschlüsse: 
Art  I  bedarf  keiner  Diskussion.   Art  2  wird  mit  10  gegen 
4.  Stimmen  abgelehnt  da  die  Drei^ertelmehrheit  Ii  Stimmen  be- 
trägt 

Da  unter  diesen  Umständen  keine  Einigung  zu  erzielen  war, 
so  war  die  Verhandlung  beendigt  und  der  Streitpunkt  durch  die 
Zentralkommission  der  Gewerbegerichte  zu  erledigen. 

Die  Intervention  des  Rcn^icrungsrates  fand  statt  am  29.  Novenil>er 
1900,  jene  der  Zentralkommission  am  I4.  Janunr  1901,  narhclcm 
einige  Vor/ögerun^en,  wie  sie  jedem  ersten  V'er.such  eigentümlich, 
das  Kingrcifcn  tler  ( lewerberichler  hinausgeschoben  hatten. 

Meister,  Arbeiter  und  Delegierte  erschienen,  wie  es  das  Gesetz 
vorschreibt.  Die  Verhandlung  ging  in  der  höflichsten  Weise  von 
statten. 

Es  wurde,  als  erster  auf  Grund  des  Gesetzes,  folgender  Tarif 
der  Hufschmiede  angenommen: 

Art  I.  Die  normale  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  der  Huf> 
Schmiede-Arbeiter  wird  auf  zehn  Stunden  festgesetzt 

Art  2.  Hinsichtlich  der  Oeffnung  und  des  Schliefsens  der 
Werkstätte  hat  sich  der  Arbeiter  nach  den  Bräuchen  des  Geschäftes 
zu  richten,  in  welchem  er  arbeitet. 

Art.  3.  Der  normale  Lohn  für  die  Arbeitsstunde  des  Beschlag- 
schmiedes beträgt  iunfundfünfzig  Centimes. 

Art.  4.  Der  normale  Lohn  des  Heizers  (Schlägers  und  Fuls^ 
halters)  beträgt  pro  Arbeitsstunde  fiünfundvierzig  Centimes. 
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Art.  5.  Die  Uebcrstunden  werden  mit  dem  gleichen  Lohne 
vergütet  wie  die  gewöhnlichen  Stunden. 

Art.  6.  An  einem  normalen  Arbcitstrif^e  von  zehn  Stunden 
müssen  der  Beschlagschmicd  und  der  Heizer,  welche  ^usammen 
arbeiten,  30  Füfse  beschlagnen  oder  00  Hufeisen  schmieden. 

Art.  7.  Die  Werkstätten  werden  Sonntags  gei>chlossen.  es  sei 
denn,  dals  am  Abend  vorher  plötzlich  Schneefall  oder  Glatteis  ein- 
getreten wäre. 

Art.  H.    Der  .Arbeiter  ist  nicht  verpflichtet,  bei  seinem  Meister 

in  Kost  und  Wohnun^^  zu  sein. 

Art,  9.    Die  Ablehnung  findet  jeden  Sonnabend  statt. 

Art.  10.  Der  gegenwärtige  Tarif  tritt  am  l,  Juli  1901  in  Kraft 
und  endigt  am  31.  Dezember  1904.  — 

Der  erste  X'ersuch  einer  Anwendung  des  Gesetzes  war  ge- 
lungen, zum  greisen  Mifsfallcn  derer,  welche  die  Nutzlosigkeit  des 
Gesetzes  |)rophezciet  und  alle  Mittel  angewandt  hatten,  es  zum 
Scheitern  zu  bringen. 

Nach  und  nach  lassen  jetzt  die  X'crcinc  die  verkehrten  An- 
schauungen fallen,  welche  sie  be/,üglich  des  Gesetzes  hegten.  Sieht 
man  von  einigen  ha(^h\creinen  ab,  welche  sich  hinter  eine  absolute 
Unnachgiebigkcit  \crschanzen,  so  läfst  sich  sagen,  dafs  der  Augen- 
blick nicht  mehr  lern  ist,  wo  die  organisierten  Arbeiter  erst  be- 
^leifen  werden,  welche  mächtige  Waflfe  ihnen  der  Gesetzgeber  in 
die  Hand  gegeben  hat 

Am  7.  September  1901  wiederum  ersuchten  die  Thondreher 
und  die  Thonwarenfabrtkanten  des  Kantons  um  die  vom  Gesetz 
voxgesehene  Intervention.  Ich  bringe  nachstehend  wortlich  das 
Protokoll  der  Sitzung  der  Zentralkommission  der  Gewerbegerichte, 
um  das  befolgte  Verfahren  möglichst  anschaulich  darzustellen. 

Erste  Abstimmung. 
Tarif  der  bedeckten  Waren. 

Von  den  Arbeitern  pro  Hundert  (gängige  Ware)  verlangter 
Preis:  25  Francs. 

Gültige  Zettel:  25. 
Ja:  II. 

Nein:  12. 

Folglich  ist  der  von  den  Arbeitern  verlangte  Preis  nicht  zu- 
gestanden. 
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Zweite  Abstimmung. 

Preis  pro  Hundert  für  nicht  bedeckte  Waren. 
Von  den  Arbeitern  verlangter  Preis:  23  Francs. 

Gültige  Zettel:  24. 
Ja:  II. 
Nein :  1 3. 

Folglich  ist  der  von  den  Arbeitern  geforderte  Preis  nicht  an- 
genommen. 

Dritte  Abstimmung;. 

Beibehaltung  des  zur  Zoit  t^e/.ahlien  Preises  für  bedeckte  Ware. 
Vorschlag  der  Herren  Uiucrnchmer. 

Gültige  Zettel:  24. 
Ja:  la 
Nein:  14. 

Der  Vorschlag  ist  nfeht  angenommen. 

Vierte  Abstimmung. 
Vorschlag  eines  Mitgliedes  der  Zentralkommission  der  Gewerbe- 
gericlue,  den  Preis  pro  Hundert  bedeckter  Ware  auf  23  Francs 
festzusetzen. 

Gültige  Zettel;  24. 
Ja:  14. 
Nein:  la 

Der  Vorschl^  ist  somit  angenommen. 

Fünfte  Abstimmung. 

Vorschlag  der  Unternehmer,  den  zur  Zeit  geltenden  Tarif  für 
die  nicht  bedeckten  Waren  aufreciitzuerhalten. 

Gütige  Zettel:  24. 
Ja:  10. 
Nein:  14. 
Der  Vorschlag  ist  abgelehnt 

Sechste  Abstimmung. 
\'orschlag  eines  Mitgliedes   der  Zentralkomm ission   der  Ge- 
wer be^jerichte,  den  Preis  pro  Hundert  nicht  bedeckter  Ware  auf 
21  Francs  festzusetzen. 

Gültige  Zettel:  24. 
Ja;  17. 
Nein :  7. 

Der  Vorschlag  ist  somit  angenommen. 
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Siebente  Abstimmung. 

Inkraftreten  und  Dauer  des  neuen  Tarifes. 

Es  wird  mit  19  gegen  4  Stimmen  beschlossen,  dafs  der  neue 
Tarif  vom   r.  Januar  bis  31.  Dezember  1902  in  Kraft  bleiben  soll. 

Hinsichtlich  der  Malsc  erklären  die  Delegierten  der 
Unternehmer  und  Arbeiter  dafs  sie  in  der  seit  1094  üblichen  Zu- 
sammenstellung der  Maise  keine  Acnderung  verlangen. 

Vom  I.  Januar  1902  bis  31.  Dezember  1902  lautet  also  der 
Tarif  folgendermafsen : 

23  Francs  für  bedeckte  Ware  und 
21      „      für  nicht  bedeckte  Ware. 

F.inmarhetöpfe  und  -Tassen,  gewöhnliche  Teller,  Tassen  und 
Unterlassen  werden  wie  l)isher  mit  20  Francs  pro  Hundert  bezahlt. 

Hinsichtlich  der  Hlumcnvasen  findet  der  am  26.  März  1894  an- 
genommene und  ins  Handelsregister  eingetragene  Tarif  unverändert 
Anwendung,  desgleichen  die  allgemeine  Zusammenstellung  der  Malse, 
welche  am  gleichen  Tage  angenommen  und  ebenfalls  ins  Handels- 
register eingetragen  ist. 

Ausgefertigt  in  4  Exemplaren. 

Es  ist  hierbei  hervorzuheben,  dafs  sowohl  bei  den  Hufechmiedeni 
wie  bei  den  Thondrehem,  die  Einigung,  die  erste  Stufe  des  Ge> 
setzes,  gescheitert  war. 

Einen  gleichen  Erfcrfg  hatte  der  Einigungsversuch  der  Dele- 
gierten des  Gewerks  der  Glasermeister  und  der  Rouleaumacher 
mit'  fiittitn  der  Syndikatskammer  der  Glasereiarbeiter,  welcher  am 
30.  September  1902  statt£auid  und  wobei  die  Arbeiter  folgende 
Forderungen  stellten: 

1.  Mindestlohn  eines  Glasereiarbeiters,  Eiorahmers 

oder  Rouleaumachers  pro  Stunde    ....    Fr.  0,5  5 

2.  Mindestlohn  pro  Stunde  Nachtarbeit  50  7o  höher    „  0^82 

3.  „         eines  zeitweilig  beschäftigten  Aus- 
hilfearbeiters  ,  0^55 

NB.  Dieser  Satz  findet  jedoch  nur  Anwendung  auf  einen  Ar- 
beiter, der  vom  ersten  Tage  seiner  Beschäftigui^  an  sich  als 
brauchbar  erweist. 

4.  Bei  Reisen  aufserhalb  des  Kantons  für  unbestimmte  Zeit 

fallen  alle  Unkosten  dem  Meister  zur  Last 

5.  Reisevergiitung  Fr.  1,25 

6.  Bei  Arbeiten  auf  einer  in  weiterer  Entfernung  gelegenen 
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Arbeitsstätte  läuft  die  Arbeitszeit  des  Arbeiters  von 
seinem  Verlassen  der  Werkstätte  bis  zu  seinem  Wieder- 
eintreffen daselbst. 

Die  Zeotralkommission  der  Gewerbegerichte  setzte  den  üb« 
liehen  Tarif  folgendcrmaiseQ  fest:  ' 

Art.  I.   Die  normale  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  zehn  Stunden. 

Art  2.  Die  Probezeit  beträgt  sechs  Tage. 

Art  3.  Der  normale  Lohn  ftir  die  Arbeitsstunde  beträgt  fünf* 
undfönCdg  Centimes. 

Art.  4.  Ist  der  Arbeiter  c:enöti^t,  anderwärts  als  zu  Hause 
Mittag  zu  essen,  so  erhält  er  eine  Entschädigung  von  einem  Francs 
fünfundzwanzig^  Centimes  täglich. 

Art.  5.  Liegt  die  Arbeitsstätte  in  weiterer  Kntfcrnunpr  von 
der  Werkst  ritte,  so  wird  die  Zeit  der  Hinkunft  und  Rückkunft  mit 
in  die  Arbeitszeit  cin;^crcchnet. 

Art.  6.  Die  Rciscsj^csen  des  Arbeiters,  welcher  genötigt  ist, 
aufserhalb  seines  Wohnortes  zu  übernachten,  fallen  dem  Meister  zur 
Last.  Ks  können  jedocli  vor  jeder  Rei<^c  hieriil)er  beliebige  Verein- 
barungen getrollen  werden.  Mangels  vorgängiger  Lebereinkunft 
beträgt  die  dem  Arbeiter  pro  Tag  zustehende  Reisevergütung 
3  Francs. 

Art.  7.  Für  Arbeitsstunden  zur  Nachtzeit,  erhöht  sich  der  Lohn 
des  Arbeiters  um  iÜnfzig  Prozent 

Art  8.  Vorstehende  Bestimmungen  treten  am  ersten  Ok* 
tober  neunzehnhundertzwei  in  Kraft  und  sind  gültig  bis 
zum  einunddreifsigsten  Dezember  neunzehnhundert- 
sechs.  — 

Am  19.,  22.  und  27.  Oktober  1902  kamen  die  Klemjmer- 
arbeiter  an  die  Rdhe,  welche  folgenden  Entwurf  eines  Reglements 
(ur  die  Rauklempner  aufgestellt  hatten. 

Art.  r.  Die  normale  Dauer  der  tä{:;^lichen  Arbeitszeit  beträgt 
zehn  Stunden  für  das  ^^anze  Jahr;  sie  dauert  von  7  Uhr  morgens 
bis  6' .,  Lhr  abends  einschlielslich  einer  einundeinhalbstündigen 
Mittagspause. 

Art.  2.    Der  Mindestlohn  für  die  Stunde  beträft  58  Centimes. 

Art.  3.  Reisen  betretend.  —  Tritt  der  Arbeiter  morgens  eine 
Reise  an  und  kehrt  erst  abends  zurück,  so  erhalt  er  einen  Francs 
als  Entschädigung  für  das  Mittagessen;  mu&  er  auswärts  über- 
nachten, so  hat  der  Meister  alle  Tagesspesen  zu  tragen. 

Art  4.  Die  Spesen  der  Hin*  und  Rückreise  nach  und  von 
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der  auswärts  belegenen  Arbeitsstätte  fallen  dem  Meister  zur  l-ast, 
und  die  hierfür  erforderliche  Zeit  wird  als  Arbeitszeit  gerechnet. 

Art.  5.    Die  Sonntagsarbeit  wird  abgeschafü. 

Art.  6.  Die  Arbeitsstunden  über  die  normale  Arbeitszeit  sind 
mit  dem  doppelten  Lohne  zu  bezahlen. 

Art.  7.  Im  Falle  höherer  Gewalt  müssen  die  Sonntagsarbeits- 
stunden doppelt  bezahlt  werden. 

Art.  8.  Imji  die  Arbeit  des  Schneefegens  erhöht  sich  der 
Stundenlohn  um  50  Prozent. 

Art.  9.    Die  Akkordarbeit  wird  abcreschafft. 

Art.  10.    Die  Ablohnuii>T  findet  jeden  l-Vcitaj^^  >tan. 

.\rt.  II.  Die  .Arbeiter  dürfen  nicht  ohne  vorgehende  14 Lagige 
Kündi^un-^  entlassen  werden. 

Art.  12.    Die  zeitweilige  Entlassung  ist  verboten. 

Art.  13.  Der  Meister  hat  den  Arbeiter  ohne  Abzug  vom  Lohne 
gegen  Unfall  zu  versichern. 

Art  14.  Der  Meister  hat  die  zur  guten  Ausführung  und  ftir 
die  Sicherheit  der  Arbeiten  erforderlichen  Werkzeuge  und  Geräte 
zu  liefern. 

Art.  15.  Die  als  Werkstätten  dienenden  Räumlichkeiten  sind 
den  BedQrfiiissen  der  Hygiene  und  der  Sauberkeit  entsprechend  ein- 
zurichten, wie  es  das  Gesetz  vorschreibt 

Art  Der  infolge  Unfalls  erkrankte  Arbeiter  oder  die  aus 
seiner  Person  Berechtigten  erhalten  seinen  regelmäisigen  Lohn. 

Art.  17.  Für  Krankenhaus-  oder  Arzneikosten  darf  dem  er- 
krankten Arbeiter  vom  Lohne  in  keinerlei  Weise  etwas  abgezogen 
werden. 

Art  18.  Der  zur  vorübergehenden  militärischen  Dienstleistung 
eingezogene  Arbeiter  darf  dieserhalb  nicht  entlassen  werden.  — 

Der  Tarif  der  Zentralkommission  lautet  wie  folgt: 

Art.  I.    Die  Prol:)e/.eit  beträgt  sechs  Taeje. 

Art.  2.  Die  normale  tägliche  .'\rbeitszcit  beträgt  zehn  Stunden 
mit  einer  einundeinhalbstündigen  Mittagspause,  abgesehen  vom 
Winter,  in  welchem  die  Arbeitszeit  auf  neun  Stunden  herabgesetzt 
werden  kann. 

Art.  3.  Der  normale  Lohn  für  die  Arbeitsstunde  beträgt  acht- 
undfünfzig  Centimes. 

Art.  4.  Befindet  sich  die  Arbeitsstätte  weit  von  der  Werk- 
Stätte  entfernt»  so  wird  die  zur  Hinkunft  erforderliche  Zeit  mit  in 
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die  Arbeitszeit  eingefcchnet  Die  zur  Rücldcehr  erforderliche  Zdt 
wird  nicht  eingerechnet 

Art  5.    Für  Arbeiten  am  Sonntag  wird  der  Lohn  verdoppelt» 

Art.  6.  Der  Lohn  für  die  Beseitigung  des  Schnees  von  den 
Dächern  ist  ein  um  fünfzig  Prozent  erhöhter. 

Art.  7.  Für  die  Zeit  von  8  Lhr  abends  bis  6  Uhr  morgens 
wird  ein  doppelter  Stundenlohn  gezahlt. 

Art.  8.  Ist  der  Arbeiter  i^enöti<^a,  anderwärts  nls  zu  Hause 
Mittag  zu  essen,  so  erliält  er  eine  Vergütung  von  einem  Francs^ 
fünfundzwanzig  Centimes  täglich. 

.Art.  9.  Die  Reiüespesen  des  Arbeiters,  der  genötigt  ist.  aufser- 
halb  seines  Wohnortes  zu  übernachten,  fallen  dem  Meister  zur 
l^st.  — 

Ferner  stellten  auch  die  in  der  Fabrik  arbeitenden  Klempner 
einen  Tarif  folgenden  Inhaltes  auf: 

Art.  1.  Die  normale  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  zehn  Stunden 
während  des  ganzen  Jahres. 

Art.  2»  Jeder  Arbeiter  arbeitet  in  den  beiden  ersten  Wochen 
auf  Tagelohn. 

Art.  3.   Der  Mindestlohn  beträgt  55  Centimes  fiir  die  Stunde. 

Art  4.  Der  Lohn  eines  Arbeiters  darf  für  10  Stunden  nicht 
unter  Fr.  5,50  betragen,  er  arbeite  auf  Tagelohn  oder  in  Aklcord. 

.'\rt  5.  Für  die  Akkordarl^eit  ist  ein  durch  gemeinsame  Ver- 
ständigung geschaffener  Tarif  in  der  Werkstätte  auszuhängen. 

Art.  6.  Die  Ahlolinung  findet  jeden  Freitag  statt.  Hat  der 
Arbeiter  am  Lohnun^stai^e  eine  .Akkordarbeit  nicht  fertiggestellt, 
so  kann  er  eine  der  \on  ihm  im  Arbeit  gebraiicluen  .Stundenzahl 
ents|)i eciiende  .\bsclilagszahlunix  verlangen,  wobei  die  Stunde  mit 
dem  Mindestloha  von  55  Centimes  /.u  bezahlen  ist. 

Art.  7.    Die  Sonatagsarbcil  wird  abgc:schutTt. 

Im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  wird  sie  mit  dem  doppelten 
Lohne  bezahlt 

Art  8.  Es  darf  kein  Arbeiter  ohne  vorhergehende  I4tägige 
Kund%ung  entlassen  werden. 

Art  9.   Die  zeitweilige  Entlassung  ist  unterss^ 

Art.  IOl  Der  Meister  liefert  die  zur  guten  Ausfiihning  und 
für  das  Gelingen  der  Arbeiten  erforderlichen  Werkzeuge  und  Geräte» 

Art.  II.  Die  als  Werkstätten  dienenden  Räumlichkeiten  sind 
den  Bedürfnissen  der  1  lygiene  und  der  Sauberkeit  entsprechend  ein' 
zurichten,  wie  es  das  Gesetz  vorschreibt 
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Art.  13.  Der  Meister  bat  den  Arbeiter  ohne  LohnabKug  gegen 
Unüül  zu  versichern. 

Art  13.  Der  infolge  Unfalls  erkrankte  Arbeiter  oder  die  aus 
sooer  Person  Berechtigten  erhalten  seinen  rc^elmäfsigen  Lohn. 

Art.  14.  Für  Krankenhaus-  oder  Arzneikosten  darf  dem  er- 
krankten Arbeiter  vom  Lohne  in  keinerlei  Weise  etwas  abgezogen 
werden. 

Art.  15.  Der  zur  vorübei^ehenden  militärischen  Dienstleistung 
eingezogene  Arbeiter  darf  dieserhalb  nicht  entlassen  werden.  — 

Die  Zentralkommission  löste  diese  Streitfrage  durch  folgenden 
Tarif: 

Art.  I.  Die  Probezeit  beträgt  zwei  Wochen.  Während  dieser 
Zeit  wird  der  Arbeiter  nach  Stunden  bezahlt. 

Art.  2.  Die  normale  tägliche  Arbeitszeit  beträgt  mit  Unter- 
brechung durch  eine  einundeinhalbstündige  Mittagspause  zehn 
Stunden. 

Art.   3.    Der  normale  Stundenlohn   beträgt  lunfundfunizig 

Centimes. 

Art.  4,  Am  Sonntag  wird  die  Arbeit  mit  dem  doppelten  Lohne 
bezahlt. 

Art.  5.  Die  Akkordarbeit  wird  nach  einem  vom  Unter- 
iieiiincr  aufgestellten  und  in  der  Werkstätte  ausgehängten  Tarife 

bezahlt. 

Art.  6.  Abgesehen  vom  Falle  höherer  Gewalt ,  darf  der 
Arbeiter  keine  Einbuise  durch  zeitweilige  Betriebseinstellung  er- 
leiden. 

Art.  7.  Die  Kündigungsfrist  für  die  Kntlassung  oder  den  .Vus- 
tritt  des  Arbeiters  beträgt  zwei  Wochen.  Die  Kündigung  hat 
am  I.  und  15.  oder  spätestens  am  darauffolgenden  Tage  zu  ge- 
schehen. 

Art.  Ü.  Die  militärische  Dienstleistung  darf  nicht  als  Grund 
der  Entlassung  oder  des  Austrittes  eines  Arbeiters  gelten. 

Art.  9.  Die  .'\blohnung  findet  alle  vierzehn  Tage  Freitags  statt; 
am  vorhergeilenden  Freitag  kann  der  Arbeiter  eine  .Abschlagszahlung 
verlangen. 

.Art.  10.  Die  vorstehenden  Bedingungen  treten  in  Kraft  am 
ersten  Januar  neunzehnhundertdrei  und  haben  als  ühru  he  Gellung 
bis  zum  einunddrcilsigsten  Dezember  neunzehnluimlertsifben. 

Die  im  .Art.  6  des  Gesetzes  vom  10.  l'ebruar  i(^üO  vorgesehene 
Kündigungsfrist  wird  auf  6  Monate  lesigesetzt. 
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Mangels  fr»rmlicher  Kündi<^ninc^  vor  dem  drciisif^sten  Juni  des 
Jahres  1907  oder  eines  der  fülgcmien  Jalire  bleiben  diese  Bedin- 
gungen von  Jahr  zu  Jahr  gültig,  mit  Heginn  \om  i.  Januar  1908. 
(Vgl.  Art  6  des  Gesetzes  vom  10.  Februar  1900.) 


Kinen  geriii"gfü<^M;^nMi  Streitfall  zwisrlien  zw  ei  Hufschmiedemeistem 
und  ihren  Arbeitern  wegen  der  Sonntagsarbeit  erwähne  ich  ledig- 
lich, und  komme  nunmehr  zvi  dem  grolsen  Konflikt  zwischen  der 
„Compagnie  dcnerale  des  Tramways  electriqucs  du  Canton  de 
Gen^ve"  und  dem  Syndikat  der  Angestelken  der  Sekundär! )ahnen, 
600  Mann  stark  und  bei  Beginn  des  Kampfes  bewundernswert 
organisiert. 

Dieser  Konflikt  hatte  einen  Gesamtstrike  alier  Arbeiter  (ienfs 
zur  I'olgc,  welche  zwan/.igtausend  an  der  Zaiil  die  Arbeit  euistelliea. 
Drei  Tage  lang  last  war  im  wirtschaftlichen  Leben  der  Stadt  Genf 
völliger  Stillstand  eingetreten.  Ks  ersciiien  keine  Tageszeitung. 
Zwischen  Soldaten  und  Arbeitern  kam  es  zu  Reibereien  und  Kämpfen; 
es  waren  sämtliche  Milizen  einberufen. 

Es  hatte  den  Anschein,  als  ob  hier  das  neue  Gesetz  versagen 
sollte.  Das  dem  nicht  also  war,  werde  ich  jedoch  im  nachstehenden 
zeigen. 

Dem  Gesetze  gcmäfs  fand  am  31.  Juli  1902  in  der  Abteilung 
ilir  Handel  und  Industrie  ein  Einigungsversuch  statt,  bei  welchem 
die  Angestellten  ihre  sämtlichen  Forderungen  aufiechterhielten.  Diese 
Forderungen  waren: 

I.  Die  Syndikatskammer  beharrt  bei  der  in  ihrem  Schreiben 
vom  12.  Juli  1902  ausgesprochenen  Forderung  einer  Gehaltsskala 
mit  5  Gehaltsklassen  und  einem  Mindestbetrag  von  40  Centimes 
pro  Stunde,  und  zwar  mit 

a)  einem  Mindestlohn  för  die  folgenden  Angestellten:  Schaffner, 
Wattmen,  Wäscher,  Bahnwärter  mit  40  Centimes  pro  Stunde 
(5.  Klasse); 

b)  einem  Lohne  von  45  Centimes  pro  Stunde  iiir  die  genannten 
Angestellten  nach  dem  zweiten  Dienstjahre  (4.  Klasse); 

c)  einem  Lohne  von  48  Centimes  pro  Stunde  fär  die  genannten 
Angestellten  nach  dem  vierten  Dienstjahr  (3.  Klasse); 

d)  einem  Lohne  von  $0  Centimes  pro  Stunde  iiir  die 
genannten  Angestellten  nach  dem  sechsten  Dienstjahr 
(2.  Klasse); 
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e)  einem  Lohne  von  55  Cefiunies  pro  Stunde  für  die  {ijenannten 
Angestellten  nach  dem  achten  Dienstjahr  (i.  Klasse). 

2.  Uniform  betreffend.  Die  Syndikatskammer  beharrt  bei  ihrer 
Forderung  der  unentgeltlichen  Lieferung  einer  Winteruniform  und 
einer  Sommeruniform  (aus  leichtem  Stoff)  in  jedem  Jahre. 

Die  Syndikatskammer  beharrt  ferner  bei  ihrer  Forderung  be- 
treffs der  CapoteSi  welche  allen  Bahnangestellten  unentgeltlich  zu 
liefern  sind. 

3.  Entlassung  betreflfend.  Die  SyncHkatskainiiierbdiarTt  bei  dem 
Verlangen  der  Beseitigung  der  jetzt  geübten  Art  der  Entlassung. 

Die  Syndikatskammer  erkennt  an,  dals  die  Entlassung  als  ab- 
solute Ausnahmemaferegel  verhängt  werden  kann*  Für  diesen  Fall 
fordert  sie,  dafs  der  anstelle  des  entlassenen  Ai^estdlten  dntretende 
Supemumerar  nach  demselben  Tarif  bezahlt  wird,  wie  der  von  ihm 
ersetzte  Beamte.  — 

Es  kam  jedoch  keine  Einigung  zu  stände,  und  man  brachte 
nunmehr  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  die  Sache  vor  die 
Zentralkommission  der  Gewerbegerichte,  welche  folgende  Lösung 
zu  Stande  brachte: 

Bezüj^lich  der  Disziplinarstrafen. 

Hrste  Abstimmung.  Es  wird  über  folgenden  Antrag  ab- 
gestimmt : 

Trifft  einen  Angestellten  eine  (leldstrafe,  Entlassung:  oder  Kün- 
digung, so  kann  er,  wenn  er  es  wünscht,  vom  Leiter  des  Unter- 
nehmens oder  von  der  Direktion  gehört  werden. 

Abgegebene  Stimmzettel:  29,  gültig  29;  ja:  29, 

Der  Antrag  ist  somit  einstimmig  angenommen. 

Bezüglich  der  Uniformen. 
Zweite  Abstimmung.    Es  wird  über  folgenden  Antrag 
abgestimmt: 

Die  vollständige  Winteruniform  für  das  Fahr-  und  das  Betriebs- 
personal, sowie  die  Capote  fiir  das  im  Bahndienst  beschäftigte 
Personal  werden  zur  Hälfte  von  der  Gesellsdiaft,  zur  Hälfte 
vom  Angestellten  bezahlt.  Das  Tragen  der  Capote  ist  für  die 
Bahnwärter  nicht  obligatorisch.  Die  Sommerkleidung  für  das 
Fahr-  und  Betriebspersonal  wird  von  der  Gesellschaft  unentgelt- 
lich geliefert. 

Diese  Kleidung  wird  nach  4  Monaten  Dienst  Eigentum  des 
Angestellten* 
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Abgegebene  Stimmzettel:  29,  gültig  29;  ja:  29. 
Der  Antrag  ist  somit  einstimmig  angcnonrunen. 

Betreffend  Gehalt  der  Supernumerare. 

Dritte  Abstimmung;.   Antrag  zur  Abstimmung. 
Es  bestehen  zwei  Klassen  von  Superaumeraren. 

1.  Die  nur  an  Sonntagen  und  Festtagen  beschäftigten  Super- 
numerare; 

2.  Die  ordentlichen  Supernumerare. 

Die  ersteren  werden  mit  fünf  Francs  pro  Tag  bezahlt  Die 
ordentlichen  Supemumerare  erhalten  achtunddrei fs ig  Centimes 
pro  Arbeitsstunde  mit  einem  Mindestlohn  von  fünfzig  Franks 
pro  Monat,  unter  der  Bedii^rui^,  dafs  sie  sich  zur  Verfügung  der 
Gesellschaft  halten. 

Abgeriebene  Zettel:  29;  gültig:  29. 

Der  Antrag  ist  mit  24  Stimmen  gegen  ein  Nein  und  vier 
weifse  Zettel  angenommen. 

Betreffend  Gebaltsskala. 

Vierte  Abstimmung.  Es  gelangt  folgender  Antrag  eines 
Mitgliedes  der  21entralkommission  zur  Abstimmung: 

Schaffner,  Wattmen,  Wäscher  und  Bahnwärter  werden  nadi 
folgendem  Tarif  bezahlt: 

Im  ersten  Jahre  mit  achtunddreilstg  Centimes  pro  Stunde; 
„  zweiten  „     „        vierzig  „        „  „ 

„  dritten    „     „    zweiundvierzig       „        „  „ 
in  den  drei  nächsten  Jahren  mit 

Rinfundvierzig       »        „  „ 
in  den  hierauf  folgenden  drei  Jahren 

mit  achtundvierzig       „        „       „  * 
Nach  Ablauf  von  neifti  Jahren  ist  das 

Gehalt  mit  funfeig       „        „  „ 

zu  berechnen. 

Den  ordentlichen  Supemumeraren  kommen  diese  Erhöhungen 
gleichfalls  zugute. 

Schaffner,  Wattmen,  Wäscher  und  Bahnwärter  werden  an  Ruhe- 
tagen wie  för  einen  zehnstündigen  Arbeitstag  bezahlt 
Abgegebene  Zettel:  29;  gültig:  29. 

Der  Antrag  ist  mit  27  Stimmen  gegen  ein  Nein  und  einen 
weilsen  Zettel  angenommen. 
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Beireffend  Inkrafttreten  der  gefalsten  Beschlüsse. 

Fünfte  Abstimmung.  Als  Tag  des  Inkrafttretens  wird  der 
erste  No\  etTibcr  neunzehnhundertzwei  mit  28  Stimmen  gegen  einen 
weilsen  Zettel  festgesetzt 

B  e  t  r  e  f  f  e  n  d  G  c  1 1  u  n  <^  s  d  a  u  c  r  der  Ah  in  .1  c  h  u  ti  g  e  n. 

S  e  c  h  s  t  e  A  b  s  t  i  ni  ni  u  11  Mit  28  Stimmen  gegen  einen  weilsen 
Zettel  wird  bestimmt,  dafs  die  obigen  Beschlüsse  in  Kraft  bleiben 
sollen  bis  zum  einunddrcilsigsten  Dezember  neunzehnhundertsechs 
mit  der  gesetzlich  vorgesehenen  Kündigungsfrist.  — 

Diese  I.ösung  fantl  bei.  der  Gesellschaft  wenig  Beifall.  Es 
waren  kaum  vierzehn  Tage  vergangen,  als  sie  44  Arbeiter  entllefs. 
Das  bedeutete  eine  förmliche  Wrletzung  der  Beschlüsse  der  Zentral- 
Icommission  der  Gewerbegerichte  und  gleichzeitig  einen  neuen 
Konflikt 

Jetzt,  wo  Arbeiter  und  Aufgestellte  sämtlich  in  Ausstand  traten, 
beging  der  Retjierungsrat  einen  schweren  Milsgrift'.  Anstatt  die 
Anwentlun;^^  des  Gesetzes  zu  fordern,  bot  er  seine  Dienste  als 
Schiedsrichter  an.  Das  schiedsrichterliche  \'erfahrcn  wurde 
von  den  Arbeitern  angenommen,  und  der  Regierungsrat  gab  ihnen 
nach  einer  Woche  in  fast  allen  Punkten  recht.  Hierauf  stets 
wachsendes  Mifsvergnügen  der  Gesellschaft,  verschiedene  Plackereien, 
Schwäche  des  Regierungsrates,  Strike  der  Angestellten,  dann  Generat- 
strike  —  so  entwickelte  sich  das  Nachspiel  dieser  ganzen  Arbeiter- 
bewegung, welche  durchaus  nichts  gegen  das  Gesetz  beweist»  wie 
seine  Gegner  zu  behaupten  versuchten.  — 

Aus  den  von  mir  in  vorstehendem  kurz  angedeuteten  Thatsachen 
lassen  sich  verschiedene  bedeutsame  Folgerungen  ziehen.  Vor  allem 
wird  dem,  welcher  die  obige  Darstellung  einigermafsen  aufmerksam 
verfolgte»  nicht  entgangen  sein»  da(s  nicht  ein  einziges  Mal 
•eine  Einigung  zustande  kam.  Und  dies  ist  ganz  erklärlich. 
Bei  der  ersten  Zusammenkunft  von  Angestellten  und  Unternehmern 
sind  die  Gemüter  noch  etwas  erhitzt,  ist  der  Kigensinn  noch  über- 
wiegend (denn  dieser  psychologische  Faktor  spielt  häuiig  in  ge- 
wissen Konflikten  eine  wichtige  Rolle,  was  man  nie  aufser  acht 
lassen  darf).  Jeder  einzdne  hält  es  fiir  Ehrensache,  keinen  Deut 
von  dem  eingenommenen  Standpunkt  aufzugeben.  Dann  rechnet 
man  auch  sehr  auf  die  zweite  Instanz»  die  Zentralkommtssion  der 
Gewerbegerichte*  Ist  nun  deshalb  das  Rad  des  Einigungsversuches 
in  dem  Mechanismus  als  nutzlos  zu  beseitigen,  damit  das  Gesetz, 
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'dem  man  nicht  ganz  mit  Unrecht  den  Vorwurf  der  Sdiwerfalligl^t 
machen  kann,  leichter  funktioniere?  Ich  glaube  es  nicht  IMcses 
erste  ZusammentrefTen  zwischen  Angestellten  und  Unternehmern 

unter  dem  Vorsitz  des  Leiters  der  Abteilung  für  Handel  und  In- 
dustrie gewährt,  wenn  es  auch  kein  Ergebnis  hat,  doch  wenigstens 
einen  klaren  Einblick  in  verschiedene  bisher  unklare  Dinge;  es  be- 
seitigt gewisse  Voreingenommenheiten,  es  besänftigt  den  Starrsinn, 
von  welchem  ich  oben  sprach.  Und  dann  ermöglicht  es  auch  der 
einen  wie  der  anderen  Partei,  die  nnfireworfenen  Fragen  nochmals 
zu  prüfen,  die  vorgebrachten  Argumente  zu  erwägen;  kurzum,  es 
ist  ein  erstes  Scharmützel,  nach  welchem  jeder  der  Streitteile  seine 
gesamten  Ansichten  nochmals  Revue  passieren  läfst.  Hierdurch 
erklärt  sich,  teilweise,  wenn  nicht  gan?:,  dafs  einige  Tage  darauf,, 
wenn  die  Parteien  vor  die  zweite  Instanz,  die  Zcntralkommission 
der  Schiedsrichter,  kommen,  es  nie  lange  dauert,  bis  durch  einige 
wechselseitigen  Zugestandnisse  eine  Vers^digung  erreicht  wird,, 
wenigstens  dann,  wenn  nicht  eine  der  Parteien  geflissentlich  bösen 
Willen  an  den  Tag  legt. 

Was  das  Gesetz  selbst  anhingt,  so  bedarf  es  erst  noch  etni^r 
AnwemJungen,  ehe  man  sich  daran  macht,  es  abzuändern  oder  ts- 
gar  von  Grund  aus  neu  zu  gestalten.  Ohne  das  Gesetz  aber  hätten 
wir  in  Genf  sicherlich  vier  Strikes  gehabt,  welche  verhindert  wurden* 
Es  bedeutet  einen  ersten  Erfolg  und  einen  ersten  Schritt  auf  dem 
Wege  zu  einer  gründlichen  Organisation  der  Arbeit,  einen  ersten 
Verbuch  auch  einer  rechtlichen  Regelung  der  wirtschaftlichen  Kon- 
flikte. Ks  l)eeinträchtigt  in  keiner  Weise  dem  Arbeiter  sein  Recht, 
zu  arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  d.  h.  die  Arbeit  einzustellen. 
Aber  der  Strike  selbst  ist,  wie  von  tlen  tüclitigsteti  l-\»rscherii  an- 
erkannt wird,  nichts  weiter  als  ein  primitives  Mittel  der  Regelung 
der  sozialen  Beziehungen  zwischen  der  Arbeiterklasse  und  der  Unter- 
nchmcrklasse. 

Dieses  rohe  und  itutunicr  gewaltsame  Mittel,  welches  stets 
nutzlose  wirtschaftliche  Verluste  nach  sich  zieht,  durch  einen  minder 
kostspieligen  Prozels  ersetzen,  —  das  war  es,  was  die  Genfer  gesetz- 
gebende Gewalt  wollte. 

Ich  will  nicht  behaupten,  dafe  das  von  ihr  geschaffene  juristische 
Werkzeug  etwas  Vollkommenes  sei,  aber  es  lohnte  sich  der  Mfihe^ 
darauf  hinzuweisen,  um  hierdurch  vielleicht  einen  Meinungsaustausch 
darüber  zu  veranlassen. 
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Borstenindustrien. 

Von 

ADOLF  BRAUN. 

Schon  seit  vielen  Jahren  sind  unter  Arbeitern,  welche  sich  mit 
Hadern,  Lumpen  und  gewissen  tierischen  Rohstoffen,  namentlich 
Fellen,  Haaren,  Wolle  oder  Borsten  zu  beschäftigen  haben,  zuweilen 
eigentümlich  verlaufende  und  nicht  selten  zum  Tode  führende  £r> 
krankui^en  beobachtet  worden.  ^)  Obgleich  der  Milzbrand  (Anthrax» 
pustula  maligna,  Carbunculus  contagiosus),  zu  den  am  frühesten 
bekannt  gewordenen  infektiösen  Tiererkrankungen  gehört,*)  suchte 
man  die  Ursache  der  eigentümlichen  Erkrankungen  in  der  Wirkung 
der  bei  diesen  Arbeiten  massenhaft  zu  tage  tretenden  Staubes.  Erst 
1877  wurde  die  «Hademkrankheit"  von  Frisch  auf  Milzbrandketme 
zurückgeführt,  1 889  hatte  der  Nürnberger  Arzt  Heinlein  das  Vorkommen 
von  Milzbra«iderkrankungen  bei  den  Arbeitern  der  Pinselindustrie 
festgestellt.  Es  wurden  von  da  ab  alljährlich  eine  Anzahl  Milzbrand* 
falle  in  Schlachthöfen,  Fellhandlungen,  Gerbereien,  Rofshaarreinigungs- 
Anstalten  und  -Spinnereien,  Haartuchfabriken,  im  Tapezierergewerbe, 
Bürstenmachereien,  FinseUabriken,  Borstenzurichtereien,  Hutmache- 
reien,  Kunstdünger&briken,  WoUsortierereien  (in  England  seit  den 
1840  er  Jahren  als  Woolsorters  disease  bekannt),  und  ähnlichen  Be- 


')  KüV)lcr,  Stabsarzt,  Dr.  K.,  Rcgicrungsrat  im  k.  GesurK.Uieilsamlc ,  Die 
>lUzbraiidg«iahr  lu  i  Hcartu-itung  ücrisclu  r  Ihi  irr  uml  f  orsten  un«l  <iic  zvmi  Schutze 
dagegen  ^eeigiirtcti  MatMi.thni^n  im  XV.  Buodc  der  Arbeiten  aus  dem  k.  Ge&und- 
beitsamtc  S.  456.   F'x  rlm  iSmo. 

•)  Koränyi,  l'rui.  I  >r.,  /.nm  iM  H  I.  Abteilung  (Nothnagel,  SpciicUc  Patliolugie 
und  Therapie  V.  Band,  V.  Teil,  1.  Aiitcilungj  S.  2. 
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trieben  konstatiert.  Da  die  älteren  Aerzte  mit  der  Diag^nose  ciic^er 
Rrkrankuncfen  nicht  vertraut  j^eniacht  wurden,  auch  nur  einem  Teil 
der  jünf^eren  Aerzte  Fälle  dieser  nur  an  den  IVoduktionsstcllcn  vor- 
kommenden und  meist  rasch  verlaufenden  Krankheiten  in  der  Studien- 
zeit vor^^eführt  werden  konnten,  endlich  die  Unterneimier  aus  Furcht 
vor  \'erschärfungf  der  Mafsnahmen  der  Behörden  kaum  viel  zur 
l  eststellung  dieser  Krankheitsursaclien  thaten,  so  darf  wohl  an<^e- 
noniinen  werden,  dafs  die  Zahl  lier  Erkrankungen  und  der  Todc> 
falle  infojrrc  von  Milzbrandinfektion  bedeutend  ^rröfser  sein  dürfte 
als  die  zur  Kenntnis  der  Behörden  ^a^kommenen  Zahlen,  welche 
nun  in  den  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  registriert 
werden.  ^)  Gegenwärtig  vermindert  sich  die  Zahl  der  Milzbrand- 
erkrankunj^^en,  welche  Bedeutuni,'  sie  aber  früher  besais,  beweist  u.  a. 
der  folgende  F\all :  eine  schlesische  Rofshaarspinnerei  hatte  in 
8  Jahren  bei  einer  durrhscliniltliclicn  Zahl  von  35  Arbeitern  25  Er- 
krankuiii^en  und  i  i   Todesfälle  an  Milzbrand  zu  beklagen.') 

In  Nürnberg,  dem  Zentrum  der  Pinselindustrie  nicht  blols  des 
T)cut^chen  Reiches  haben  die  betrofTenen  Arbeiter  zuerst  die  Auf- 
merksamkeit der  Behörden  auf  diese  schweren  Herufsgefahren  s^^e- 
lenkt.  Am  II.  August  1894  wurde  in  einer  öffentlichen  X'ersamm- 
lung  der  Arbeiter  der  Bürsten-  und  Pinselintlustrie  eine  heute  noch 
wirkende  „Milzbrandkomaiission"  gewählt,  um  „diejenigen  Mittel  und 
Wege  aufzusuchen,  die  geeignet  erscheinen,  Erkrankungen  und  Todes- 
fälic  durch  Milzbrandvergiftung  zu  verhüten".^)  Bald  nach  ihrer 
Konstituierung  richtete  die  Kommission  eine  Eingabe  an  den  Stadt- 
magistrat Nürnberg,  aus  der  wir  die  folgenden  Sätze  wr)rtlich  an- 
fuhren: „Aeiztlicheu  Guiaclitcn  zufolge  kann  durch  die  Desinfeknion 
der  Rohprodukte  der  die  Krankheit  erzeugende  Milzbrandbacillus 
getötet  werden.  In  der  Erwägung,  dafs  die  hakrankung  nicht  nur 
hier  am  (^rtc,  sondern  auch  anderwärts  schon  vorgekommen,  kann 
dieser  Seuche  nur  durch  Erlafs  eines  diesbezüglichen  Reichsgesetzes 
gesteuert  werden.  Bis  jedoch  der  deutsche  Reichstag  ein  derartiges 
Gesetz  zur  Beratung  bringt,  erachtet  es  die  Kommis^on  als  eine 
unbedingte  Notwendigkeit,  den  Stadtmagistrat  als  SanitätsbehÖfde 

Die  Jahresberichte  der  Gewerbeaufkichtsbeamten  und  Bergbehördea  filr  da« 
Jahr  1901  nihrten  x.  B.  unter  Miltbrand  ca.  30  und  unter  Tiererkiankuagen»  ca. 
40  bez.  Stellen  an  auf  den  &  341  u.  401  f.  im  tV.  (Register)  Band. 

*)  Käblcr  a.  a.  U.  &  469. 

*)  Frünlcische  1  agcsposC  Nr  188  vom  14.  August  1894. 
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zu  veranlassen :  durch  ortspolizeiliche  Vorschriften  cüe  Desinfektion 
der  Rohmaterialien  zu  bewerkstelligen,  liei  kompetenter  Stelle  zu 

veranlassen,  dafs  eine  derartige  Vorschrift  Kcichsgesetz  werde  " 

Am  24.  September  1894  richtete  die  ».Milzbrandkommission"  eine 
Eingabe  an  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  in  Berlin.  In  derselben 
wird  auf  die  wiederholten,  durch  Milzbrandinfektion  verursachten 
Erkrankungen  und  Todesfälle  in  der  Bürsten-  und  I'inselindustrie 
und  auf  eine  auf  X'eranlassung  der  „Milzbrandkomniission''  erlassenen 
ortspolizcilichen  Verordnung  für  das  Gebiet  der  Stadt  Nürnberg 
hingewiesen.  Stabsarzt  Kübler  erwähnt  in  seiner  citierten  Abhand- 
lung diese  wichtigen  Anregungen  nicht,  wohl  aber,  dafs  im  Dezember 
1894  die  bayerische  Regierung  —  unzweifelhaft  veranlafst  durch 
die  Anregungen  der  Nürnberger  l'inselarbciti-r  —  die  Frage  der 
Verhütung  des  Milzbrandes  bei  der  Reiclisverwaltung  in  Fluls 
brachte.')  Nach  längeren  \^)rarbeiten  wurden  am  I4.  und  15.  Juni 
1897  im  Kaiserlichen  Gesundheitsamte  unter  Zuziehung  von  hygie- 
nischen Sachverständigen,  sowie  von  Unternehmern  und  Arbeitern 
der  Rofshaarspinnereien,  der  Pinsel-  und  Bürstenindustrie  Beratungen 
über  die  zur  Milzbrandverhütung  geeigneten  Mafsregeln  gepflogen. 
Unter  den  zugezogenen  Arbeitern  war  auch  der  Pinselmacher  und 
spätere  Nürnberger  Arbeitersekretär  Konrad  Dorn,  dem  das 
\'erdienst  nicht  abgesprochen  werden  kann,  die  Frage  unter  den 
Nürnberger  Arbeitern  in  Kluis  gebracht  zu  haben  und  liir  auch  nach 
\'erlasscn  des  Ik'rufes  die  eingehendste  .Aufmerksamkeit  geschcjikt 
zu  haben. -j  Die  Ergebnisse  tlcr  Beratung  "'l  waren  IJebereinstimniung 
über  die  Notwendigkeit  der  Desinfektion  tles  Rohmaterials  und  über 
die  hierbei  anzuwendenden  Methoden.  Die  Unternehmer  wollten 
nur  russisches  und  chinesisches  Material  der  Desinfektion  unter- 
worfen wissen,  während  die  Arbeiter  schon  damals  die  Des- 
infektion des  gesamten,  auch  des  inländischen  Materials  forderten, 
u-  zw.  nicht  blofs  der  Schweinsborsten,  sondern  auch  der  Rofe-, 
Kuh-  und  Ziegenhaare,  während  die  Unternehmer  die  Desinfektion 
auslandischer  Ziegenhaare  als  Chikane  betrachteten. 

Man  ein^e  sich  über  die  Notwendigkeit  von  Vorschriften  übet 

*)  Kfibler  a.  a.  O.  S.  457. 

*)  Seiner  au!»gczeichnctcn  Sammluag  dcä  cinschlägigCQ  Mutcriulä  verdanke  ich 
di«  GnmdJagen  für  diese  Arbeit,  die  durch  mUndliche  Auskttafte  des  Hern  Dom 
sehr  gefördert  wurde. 

K.  O.  A.  Nr.  3630  97. 
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die  Rdnbaltung  und  Lüftunf;  der  Betriebsraume»  über  die  Reinigung 
der  Plätze  vor  den  l^erräumen,  über  das  Untersagen  des  Essens 
und  Trinkens  in  den  Arbeitsräumen.  Die  Forderung  besonderer 
Speiseräume  wurde  nicht  unterstützt,  die  von  besonderen  Wasch- 
und  Anldeideräumen  zwar  für  berechtigt  anerkannt«  aber  iur  die 
Aufnahme  in  eine  etwaige  Verordnung  nicht  empfohlen,  dem  Vor- 
schlag Dorns,  eine  Höchstarbeitszeit  festzusetzen  wurde  nicht  zuge- 
stimmt, dagegen  der  Ausschlufs  jugendlicher  Arbeiter  von  der  Be- 
schäftigung mit  ungereinigtem  Material  empfohlen.  Vergeblich  war 
der  Versuch  DornF;,  die  Aufmerksamkeit  der  Kommission  auf  die 
gesundheitlichen  Gefahren  der  Hausindustrie  zu  lenken. 

In  einer  kurz  vor  Kinbcrufung'  der  Kommission  an  den  mittcl- 
fränkiächcn  Fabriken  und  (iewerbcinspektor  ^reiicliteten  I'.in^abc 
hatte  die  Milzbrandkommission  der  Nürnberger  Arbeitt-r  auf  die 
(icfahr  tler  Milzbrandinfektion  bei  den  Heimarbeitern  für  i'insel- 
fabrikation  aufmerksam  gemacht.  Der  Aufsichtsbeamte  hatte  in 
einem  Schreiben  vom  2ü.  April  1897  ')  diese  Gefahren  anerkannt, 
aber  erklärt,  zunächst  keinen  gangbaren  Weg  zu  sehen,  wie  diese 
Heimarbeit  unmöglich  gemacht  werden  konnte.  Am  1;.  Januar 
189S  referierte  Dom  in  dner  Nürnberger  Versammlung  der  Arbeiter 
der  Bärsten-  und  Pinselindustrie  *)  über  den  Entwurf  der  Verord- 
nung  und  über  den  Widerstand,  den  die  Kleinmeister  und  Klein» 
&brikanten  dem  Erlasse  der  Verordnung  en^egensetzten  *)  behaup- 
teten sie  doch  sogar,  da(s  Vergiftungen  an  Milzbrand  nicht  vorkamen. 
Die  Resolution  dieser  Versammlung  ist  von  grofser  Wicht^keit, 
da  die  Erfahrungen  der  Gewerbeauföchtsbeamten  eigeben  haben, 
dafs  die  Durchführung  der  dort  aufgestellten  Forderungen  in  vielen 
Fällen  eine  Milzbrandinfektion  verhindert  hätte.  Einen  Teil  der 
dort  aufgestelhen  I  orderunf^en  trägt  endlich  die  Bdcanntmachung 
vom  22.  Oktober  1902  Rechnung,  freilich  in  dem  wesenthchsten 
Punkte  in  der  I'orderung  der  Desinfektion  des  inländischen  Materialcs 
ist  auch  heute  dem  begründeten  Wünschen  der  Arbeiter  nicht 
Rechnung  getragen  Avordcn.  obgleich  die  Notwendigkeit  einer  Be- 
.stimmung  dieser  Art  selbst  von  den  Unternehmern  anerkannt  wurde 

']  Nr.  969  Fabriken«  und  Gewcrbein^klioii  NUrabcrg. 

*)  Siehe  den  Bericht  der  Frlnkiscben  Tagespost  Jahrgang  1898  Nr.  iS  vom 

32.  Januar  1S98. 

^'  /.  B.  Zeilscbrifl  der  Bürsten-,  Pin!>cl-  und  Kuniml'abrikaüaa  Jalirgang  189S, 
Nr.  14  u.  15. 

*)  Diese  Forderung  wurde  fär  alles  in*  imd  auslindischc  Malerhl  mit  Ananahme 
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und  durch  die  Fabrikiiispektoren  bestätigte  1  odesfälle,  die  verur- 
sacht wurden  durrh  \'crarbeitun^  inländischen  Materials,  den  un- 
gcnüi^endcn  Schutz  durch  die  deutsche  Tierseuchengesetzgebun>j^  klar 
ergeben  haben.  \n  dem  ersten  Hntwurfe  zu  einer  Verordnung  über 
die  Einrichtun*^^  und  dem  Bctriel)  von  Rofshaarspinnereien  etc.  ^) 
war  auch  die  Desinfektion  von  auslänchschen  Ziegenhaaren  empfohlen 
worden.  Als  der  Entwurf  der  Kommission,  die  zu  seiner  Beurteilung 
zusammen  berufen  war.  vorj^ele^t  wurde,  war  das  Wort  Ziegen- 
haare gestrichen,  es  wieder  in  die  Liste  der  desinfekiionspllichtigcn 
Rohstofl'c  einzureihen,  gelang'  den  Vertretern  der  Arljciter  nicht. 
Ebensowcnii^  Plrfolg  hatte  ihre  Anregung  eines  Verbotes  haus- 
industrieller \>rarbeitung  von  Tierhaaren  und  Borsten.  Auch  die 
-neueste  Verordnung  verschliefst  sich  der  Wichtigkeit  dieser  An- 
regung, obgleich  die  Arbeiter  alle  Behörden  auf  diese  in  der  Haus- 
industrie doppelt  schweren  Gefahren  aufmerksam  gemacht  hatten. 
Der  Konferenz  im  Reichsgesundheitsamte  folgte  eine  weitere  ^) 
im  Reichsamte  des  Innern,  und  dann  der  Krlafs  der  Bckamumachung 
vom  28.  Januar  1899,  die  am  l.  JuH  1809  hi  Kraft  trat. 

Die  Desinfektion  inländischer  Haare  und  Borsten  aller  Art  blieb 
ausgeschlossen,  ausländische  Ziegenhaare  konnten  in  nicht  des- 
infiziertem Zustande  verarbeitet  werden.  Die  \'crordnung  erfüllte 
ihren  Zweck  nicht,  die  beteiligten  .\rbeiter  Nürnbergs,  die  in  dieser 
Frage  die  Führung  behielten,  protestierten  sofort  gegen  den  nicht 
ausreichenden  Schutz,  den  diese  Verordnung  bot.  Sie  erklärten  in 
einer  am  6.  März  1899  abgehaltenen  Versammlung')  auf  Grnmd 
•eines  Referates  des  Arbeitersekretärs  Dorn,  dafs  der  auf  auslan- 
disches Material  beschränkte  Desinfektionszwang  ungenügend  sei. 
I^e  Versammlung  beschlots  femer,  an  den  Reichskanzler  eine  Denk- 
schrift zu  richten»  die  am  la  März  1899  abgesandt  wurde.  In  der- 
-selben  wurde  die  Ausschreibung  eines  Preises  för  Auffindung  eines 
zweckentsprechenden  Desinfektionsmittels  empfohlen,  ferner  wurde 
die  Forderung  auf  Deanfektion  des  inlandischen  üifoterials  wieder* 

der  Scbweineborsten  in  »  incr  am  8.  März  1899  an  den  Biimlcsr.U  gerichteten  Eingabe 
befürwortet,  siehe  auch  die  Eingabe  der  Arbeiter  an  den  Reicbskaosler  vom 

la  März  1S99. 

'  I  S.  I'nlwurt  von  Vorschrift»Ti  über  dif  Finrirhtung  und  dem  Betrieb  der 
Ki>i^liaar:>pinncreien,  Haar-  und  Burstenzuhchtereien  i»uwie  der  Borsten-  und  Pinsel* 
niaclicrcicD  (vom  Jahr  1897)- 

*j  Januar  1898. 

*)  FrSakUche  Tagespost  Nr.  62  vom  14>  März  1899. 
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höh,  endlich  wurde  die  Ausdehnung  der  Verordnung  auf  die  Meineren 
Betriebe  verlangt  Eine  Antwort  auf  diese  Eingabe  war  an  die 
Petenten  nicht  eingelaufen.  Das  Ungenügende  der  Verordnung  etgab 
aber  die  Praxis. 

Fälle  von  Milzbrand  mulsten  in  den  Jahresberichten  der  Ge- 
wetbeaufsichtsbeamten  festgestellt  werden.    Der  schon  erwähnte 
Fall  einer  MUzbrandinfektton  bei  der  Verarbeitung  von  Ziegenhaaren 
veranlagte  den  Stadtmagistiat  von  Nürnberg  zur  Eigänzui^  seiner 
ortspolizeilichen  Verordnung,  durch  die  nun  auch  Ziegenhaare  dem 
Desinfektionsswange  unterworfen  wurden.    Infektion  durch  Felle 
und  Haare  von  inländischen,   milzbrandkranken  Tieren  wurden 
amtlich  festgestellt.    Im  Reichstage  wurde  von  den  Abgeordneten 
Nürnbergs  auf  die  Mängel  der  Verordnung  hingewiesen,  die  Müz* 
brandkommission  der  Nürnberger  Pinselarbeiter  richtete  neuerdir^ 
Ein^^aben  an  den  Stadt  mag  ist  rat  der  Stadt  Nürnberg  und  an  den 
Reichskanzler.    In  diesen  Petitionen  wurde  liingewiesen,  dafs  trotz 
der  Verordnung  Erkrankungen  und  Todesfalle  an  Milzbrand  vor- 
kämen, da(s  der  Schutz  gegen  die  Milzbrandge&hr  unzureichend  sei. 
Mit  Hinweis  auf  eine  am  13.  Mai  1901  stattgefundene  Versamm- 
lung ^)  wurde  der  gleiche  Desinfektionszwang  für  das  inländische 
wie  für  das  ausländische  Material  gefordert,  ebenso  die  Einbeziehung 
der  Zie^^cnhaare  unter  den  Desinfektionszwang.   Wörtlich  heifst  es 
in  der  Eingabe  an  den  Stadtmagistrat«  dals  gewünscht  wird,  dals 
die  besonderen  nur  für  grolie  Betriebe  geltenden  Vorschriften  auf 
alle  ausgedehnt  werden,  da  gerade  in  den  kleineren  Betrieben  die 
hygienischen  Anforderungen  am  meisten  zu  w^ünschen  übrig  lassen» 
Des  weiteren  soll  auch  der  Heimarbeit  gröfsere  Aufmerksamkeit 
zugewendet  und  die  Verarbeitung  von  nicht  desinfizierten  Materials 
in   den  Wohnungen   der   Arbeiter   und  Arbeiterinnen  verboten 
werden.    Auf  Grund  dieser  in  ähnlicher  Weise  in  einer  die  Ein- 
gabe an  den  Reichskanzler  gemachten  Vorschläge  wurden  VV^ünsche 
auf  Erlafs   einer   ortspolizeilichen  Verordnung  durch   den  Stadt- 
magistrat und  auf  Aenderung  der  Verordnung  vom  2i.  Mcärz  iJvpQ 
durrh    den  Reichskanzler   ausgesprochen.     Auf  weitere  Wünsche, 
welche  mehr  die    Technik  der  Desinfektion  betreffen,  ji^ehcn  wir 
nicht  weiter  ein.    Endlich  wurde  eine  lu  uc  Bekanntmachung  er- 
lassen, welche  am  l.  Januar  1905  in  Kraft  traL") 

*)  Frinkiscbe  Tagespost  Nr.  III  vom  14.  Mai  1901.  Reichs-Gesetzbbtt  190« 
Nr.  43  S.  269—274  (Nr.  3900). 

*)  Reicha*GeseUb1iaU  1902  Nr.  43  S.  269—274  (Nr.  2900). 
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Die  infolge  dieser  Bemühungen  erlassene  Verordnung  vom 
22.  Oktober  1903  eriiiUt  ihren  Zweck  leider  noch  nicht  in  ge- 
nügendem Mafse,  wenn  sie  auch  einigen  Fortschritt  gegenüber  ihrer 
Voi^ängerin  aufweist.  Die  Verordnunf^  wurde  nun  ausgedehnt  auf 
diejenigen  Anlnf^en  in  denen  Ziegenhaare  znt^erirhtet  oder  ver- 
arbeitet wer  Im.  Der  Desinfektionszwang  wurtie  nun  auch  auf 
Ziegenhaare  ausgedehnt,  jedoch  blieb  das  inländische  Material  jeder 
Art  wie  bisher  vom  Desinfektionszwange  ausgeschlossen,  während 
in  Nürnberg  schon  seit  Jahren  die  inländischen  Rolshaare  und  seit 
dem  Jahre  1902  aucii  die  mlandischen  Ziegenliaarc  desinfiziert  werden 
müssen.  Hinsichtlich  der  Desinfektionsverfahren  ist  ein  Fortschritt 
nicht  zu  verzeidmen.  Nach  wie  vor  wcfden  dtei  Arten  von  Des* 
infektion  zugelassen,  obgleich  die  Sachverstandigen  dahin  überein- 
stimmen, dafs  blofs  eine  Desinfektion  mit  strömendem  Wasserdampfe 
mit  dem  nötigen  athmosphärischen  Ueberdnick  die  Milzbrandkeime 
sicher  vernichtet.  Während  bisher  jugendliche  Arbeiter  bei  der 
Ausführung  der  Desinfektion  in  Fabriken  nicht  beschäftigt  werden 
durften,  ist  dieses  Verbot  nun  auch  auf  alle  nicht  labrikmälsigen 
Betriebe  au^;cdehnt  worden.  £He  formale  Einschränkung  dieser 
Bestimmung  in  der  Verordnung  vom  28.  Januar  1899  bis  zum 
I.  AprÜ  1909  ist  nun  weggefallen.  Eine  Zeitbeschränkung  findet 
also  nicht  mehr  statt.  Die  Abschliefsung  des  nichtdesinfizierten 
Materials  soll  nun  bedeutend  strenger  sein  als  bisher.  W^ährend 
früher  dieses  Material  in  unter  Verschlufs  zu  haltenden  dicliten 
Behältern  oder  Räumen  aufzubewahren  war,  wird  jetzt  be- 
stimmt, dafs  dies  nur  in  besonderen  unter  Verschluis  zu  hallenden 
Räumen  aufzubewahren  ist.  Diese  Rcsiimniung  wird  dahin  ver- 
stärkt, daü  das  Material  nur  auf  solchen  Zugängen  und  Treppen 
in  diese  Räume  hinein  oder  au^  ihnen  herausgebracht  werden  darf, 
welche  von  den  mit  der  Bearbeitung  desinfizierten  oder  inländischen 
Materials  beschäftigten  Arbeitern  nicht  benutzt  werden.  Weitere 
räumliche  Scheidungen  und  hygienische  Maisnahmen  sind  in  diesem 
wichtigen  §  9  der  Verordnung  aufgeführt.  Diese  Bestimmung  mufs» 
wenn  sie  strenge  durchgeführt  wird,  das  Aufhören  einer  nicht  ge- 
ringen Anzahl  von  Klein-  oder  Mittelbetrieben  zur  Folge  haben, 
welche  sich  die  teueren  Umbauten  und  Raumaufwendungen  nicht 
leisten  können.  Sonst  sind  eine  Reilie  von  Umstellungen  der  Be- 
stimmungen noch  zu  erwähnen.  Ausnahmen  von  der  Vorschrift 
im  §  9  soll  nach  dem  i.  Oktober  1903  nicht  gewahrt  werden.  Ein 
Verbot  der  Heimarbeit  wie  ein  Gebot  allgemeiner  Desinfektions« 
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pflicht  bleiben  »och  immer  fromme  Wünsche.  Ks  ist  leider  zu  be- 
fürchten, dafs  auch  nach  hikrafttrctcn  der  Verordnung^  die  Arbeiter 
der  Haar-  und  Borstcniiidustric  ^^'^cn  eine  Infektion  durch  \hlz- 
brandsporen  nicht  geschützt  sein  werden,  so  dafs  man  sich  endlich 
doch  cntschliefsen  wird  den  von  Anfang  an  ausgesprochenen  Wün- 
schen der  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen. 

Ein  tieferes  Eindringen  in  die  (jcschichte  dieser  Verordnung 
würde  sich  lohnen,  weil  es  zeigen  würde  wie  selbst  auf  diesem 
Gebiete  der  Hygiene  widerstreitende  Interessen  der  Unternehmer 
and  der  Aibeiter  ssu  beobachten  and,  und  wie  im  Deutschen 
Reiche  die  Rücksicht  auf  die  agrarischen  Wünsche  bis  ui  das  Gre- 
biet  elementarer  Sozialpolitik  ausschlaggebend  wirkt 
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Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  in 
Oesterreich  während  der  Jahre  1894 — ^xgox. 

Voti 

Dr.  CLEMENS  HEISS, 

in  Berlin. 

Seit  dem  Jahre  iSoi  wird  in  Oesterreil  h  eine  Statistik  über  die  im 
Gewerbel>etriebe  vorkominciulen  Arbeitsciiistellungen  j^'efiihrt.  Da  jedoch 
die  Nachweisungen  lur  die  Jahre  1H91  und  1892  nicht  im  Buch- 
handel erschienen  und  diejenigen  flir  1894  gegenüber  den  Vorjahren  *) 
wesentlich  erweitert  sind,  ergiebt  sich  flir  uns  die  Beschränkung  der 
Untersuchung  auf  die  Jahre  1894^1901  um  so  mehr,  als  die  im  Jahre 
1899  über  das  Jahr  1898  ersohieriene  Statistik  ilic  s<  h<>n  im  Jahre  1894 
in  Aussicht  genommenen  Nachweisungen  der  Arbeitseinstellungen  und 
Atissperrun;xen  im  Bergbau  '-)  für  die  Jahre  1894 — 1898  nachträgt  und 
so  für  diesen  Zeitraum  allein  durchweg  vergleichbare  uad  vollständige 
Daten  vorliegen. 

Ueber  den  Umfang  der  Erhebungen  bestimmt  der  Erlals  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  7.  Dezember  1893: 

„Die  Erhebungen  werden  nicht  lediglich  auf  die  Arbeits- 

'  einstcUunf^en  in  jenen  Betrieben,  deren  Rechtsverhältnb  in  der 

Gewerbeordnung  geregelt  ist,  zu  beschränken,  sondern  auf  alle 
übrigen  Untemehmtinpen  auszudehnen  sein,  insoweit  dieselben 
nicht  der  Aufsicht  des  k.  k.  Acker  bauminister  iums  ^)  unterstehen, 

*)  Die  Ucber»id)t  fttr  1893  bildete  eine  Beilage  der  „Stktistischen  Momlswhrift", 
Jahrgang  1894. 

*)  Vgl.  Die  ArbeitsoinstfUungcii  im  (lüwcrbcbclriebc  in  Ooitcrreich  während 
des  Jahr«^^  1^94-  Herausgegeben  vom  Stutistisclu-n  I><-parteinent  im  k.  k.  Handels- 
ministerium.   \Vien  1896,  Alfred  Hölder,  S.  3  .\nm.  2. 

')  Das  vom  k.  k.  Ackcrbaumint&terium  ge!>ammcUe  Material  bezieht  sich  aas» 
Archir  für  wt.  Ofwnrgebui«  u.  Sut'Mik.  XVtll.  2$ 
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oder  es  sich  nicht  um  den  Seegesetzen  unterliegende  See<> 
sdüfiabrts-  oder  Seefischereibetriebe  handelt,  hbsichdidi  weldier 
die  analoge  statistische  Erfassung  etwa  vorkommender  Arbeits- 
einstellungen (lockouts,  siel)  der  k.  k.  Sccbehörde  bezw.  den. 
ünterbchörden  derselben  übertragen  wurde." 
Ausgeschlossen  von  den  Erhebungen  sind  nur  die  in  der  Land- 
Wirtschaft  vorkonimenden  Arlx-itseinstellungen  und  Aussperrungen. 

Die  Erhebungen  sind  an  der  Hand  von  Zählbiättern  von  den  poli- 
tischen Behörden  erster  Instanz  vorzunehmen  teils  durch  Ein- 
vernehmen der  Betriebsleitungen,  besw.  der  Arbeiter,  teils  auf  Grund 
gewissenhafter  und  unparteiischer  Ernuttlungen  der  Ihnen  zur  Verfügung 
stehenden  Organe.  Für  jede  Arbeitseinstellung  oder  Aussperrung  ist  in 
der  Regel  ein  eigenes  Exemplar  des  Zählblattes  zu  verwenden.  Mehrere 
in  einem  politischen  Bezirke  gelegene,  von  ein  und  der- 
selben St  rikeView  egung  ergriftc-ne  Unternehmungen  sind  nach  dem 
Erlali  vom  12.  März  1895  einem  Zäiüblaue  lu  behandeln,  sie  sind 
jedoch  namentlich  anzuführen  und  es  ist  davon  nur  dann  abzusehen^ 
wenn  die  namentliche  Aufführung  wegen  ihrer  zu  giofsen  Anzahl  wirklich 
unthunlich  ist.  Die  Zahl  der  von  dem  Strike  nicht  ergriffenen  gleich- 
artigen Betriebe  in  dem  betrefilenden  politischen  Bezirke  ist  unter 
allen  Umständen  anzugeben. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  haben  da*;  gesatnmi.lte 
Material  vierteljährlich  neuerdings  monatlichj  den  vorgesetzten  politischen 
Landesbehörden  vorzulegciL  Diese  übermitteln  die  eingegangenen  Zähl* 
blätter  dem  Gewerbe*  bezw.  Schif!ahrtsgewerbeinq>ektor,  der  darauf  seine 
Bemerkungen  einzutragen  hat,  worauf  die  Akten  an  die  Landesbehörde» 
zurückgelangen  und  VOQ  diesen  dem  Handelsministerium  vorgelegt  werden. 

Die  Bearbeitung  des  so  erhobenen  Materials  wurde  in  dem  Jahre- 
1894 — 1896  vom  statistischen  Deiiartement  im  k.  k.  Handelsministerium, 
von  1897  ''erscluencu  1899)  an  von  dem  am  1.  Oktober  i8g8  ins  Leben 
getretenen  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte  im  Handeisministerium  vorge- 
nommen. Die  Glekhmafsi^it  der  Besobeitung  ist  dadurch  gewahrt» 
dafs  der  Vorstand  des  Statistischen  Departements  (seit  1895)  Dr.  Victor 
Mataja  zum  Vorstand  des  arbeitsstatisttsch«i  Amtes  ernannt  wurde. 

Eine  Definition  der  Arbeitseinstellung  enthält  weder  der  Erlafs  noch 
das  Zählblatt,  wohl  aber  heifst  es  in  einer  Anmerkung  des  letzteren  zu 
den  Ausspernms^en :  .,Ausspcrrungtu  (lockouts),  d.  h.  von  den  Hetriebs- 
inhabeiu  zum  Behufe  der  Durxhset/ung  ihrer  Wünsche  jjegeniiher  den 
Arbeitern  verfügte  Schlielsungen  der  Werkslauen."  Nur  negativ  be- 
sthnmen  die  „Bemerkungen,  betreffend  die  Ausfüllung  des  Zählbbttes; 

SCblicfslich  auf  die  Ausstämk-  beim  Bergbau.  V^l.  „Die  .^rbeitseinttcllmigca  VOd 
Aussperrungen  in  < )e!.tiTreich  wälireml  d<>  I  ihrrs  1898.  I irrausgegeben  vom  Ar» 
beitsstali&t.  Amt  im  k.  k.  Handclministehiua".    Wteo  1899,  S.  5. 
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(Geringfügige  Arbeitsstreltigkeiten,  bei  welchen  keine  Ver- 
abredung und  kein  bestimmtes  Ziel  vorlag  und  eine  nur  mo- 
mentane Betriebsstörung  eintrat,  sind  nicht  nachzuweisen.  In 
diesbezüglich  zweifelhaften  FSUen  ist  jedoch  em  Zählblatt  aus- 
zufiillen  und  vorzulegeD.*' 
Definiert  man  argumento  e  contrario  nach  der  zu  den  Auaaper- 
TUngen  im  amtlidien  Zählblatt  gegebenen  Erklärung  die  Arbeitseinstellung 
als  „die  von  den  Arbeitern  zum  Behufe  der  Durchsetzung  ihrer  Wünsche 
gegenüber  den  l^nternehmem  veranstaltete  Niederlegung  der  Arbeit",  so 
wäre  die  Definition  offenbar  zu  weit.  Zu  einer  richtigen  Definition 
kommen  wir,  wenn  wir  aus  der  negativen  Anweisimg  des  Zahlblattes  noch 
das  über  die  Verabredung  Ciesagte,  nicht  aber  das  iiber  eine  „blofs  mo- 
mentane Betriebsstörung"  Ausgeführte  heruberaehmen.  Aus  den  in  dem 
amtlichen  Zählblatte  gegebenen  Anhaltspunkten  läfst  sich  also  folgende 
Definition  der  Arbeitseinstellung  geben:  ,|Arbeitsdnstelluog  ist  die  von 
den  Arbeitern  zum  Behufe  der  Durchsetzung  ihrer  Wünsche  gegenüber 
de»  Unternehmern  verabredete  Niederlegung  der  Arbeit"  Setzen 
wir  hinter  dem  Worte  Mverabredete"  in  vorstdiender  Definition  noch  die 
Worte  oder  „gemeinsam  ausgeführte"  ein,  um  auch  die  spontan  ohne 
nachweisbare  Verabredung  ausbrechenden  Strikes  mit  zu  umfassen,  so 
dürfte  diese  aus  der  Praxis  hergeleitete  Definition  zutreffender  sein,  als 
die  von  der  Theorie  aufgestellten  Definitionen.  Stieda  x.  B,  definiert  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissensrhaften  (2.  Aufl.,  Jena  1898  S.  7.^0): 
,,Man  versteht  unter  Arbeitseinstellung  die  gemeinsam  erfolgte,  freiwillige 
Niederlegung  der  Arbeit  seitens  der  in  einem  bestimmten  Berufe  be- 
schäftigten unselbständigen  Personen  in  der  Absicht,  ihren  Arbeitsvertrag 
dadurch  günstiger  fUr  sich  zu  gestalten."  Diese  Definition  ist  offenbar 
zu  eng.  Denn  sie  schliefst  den  glücklicherweise  noch  nicht  praktisch  ge- 
wordenen,  aber  namentlich  in  t>ankreich  lebhaft  diskutierten  General- 
strike  aus.  Femer  Ins  ^f-n  sich  Strikes,  wie  diejenigen,  bei  denen  es  sich 
um  Freigabe  des  i.  Mai,  Entlassung  mifsliebigcr  Personen  handelt  oder 
wo,  wie  das  namentlich  in  Bugland  sehr  häufig  vorkommt,  wegen  „ver- 
letzter Cicfühle"  gestrikt  wird,  nur  dann  unter  diese  Definition  unter- 
bringen, wenn  man  den  Worten  Gewalt  anthut.  Und  es  ist  doch  kein 
Zweifel  darüber,  dafs  diese  Arbeitseinstellungen  sowohl  nach  dem  Sprach- 
gebrauch als  nach  Ansicht  der  Beteiligten  als  wirUMw  Strikes  anzu- 
sehen sind. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  keineswegs  als  Mangel  der  ^ster« 
reichischen  Strikestatistik  anzusehen,  dafs  eine  amtliche  Pestlcgung  der 
Begriffe  „Strike"  und  „Aus^rrung"  unterblieb.  Eine  für  alle  Vorkomm- 
nisse gleichmäfsig  verwendbare  Definition  dieser  Erscheinungen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  dürfte  auch  schwer  auf/.ustellen  sein;  vielfach  wird 
die  Kntsclieidung  darüber,  ob  ein  Strike  oder  eine  Au^si-crning  oder 
vielleicht  überhaupt  kemcs  von  beiden  vorliegt,  nur  nach  den  besonderen 

25* 
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Umständen  des  konkreten  Falles  m  treften  sein.  Deshalb  wurde  auch 
bei  der  in  der  2.  Sitzung  des  ArUeitsbeirats  des  arl>cilsstatistisrhen  Amtes 
vorgenommenen  Beratung  des  Z^nlbbttes ,  bei  der  Theoretiker  und 
Praktiker  vmi  beiden  Parteiea  beteiligt  waren,  von  keiner  Seite  ein 
Wunsch  nach  einer  amtlichen  FonnuUening  der  B^piffie  ArbeitseinsteUung 
und  Aussperrung  laut. 

Auch  bezüglich  der  Dauer  der  nachzuweisenden  Arbeitsstreitigkeiten 
ist  mit  Recht  keine  positive  Bestimmung  getroffen.  Denn  es  kann  eine 
erfolgreiche  ArbeitseinsteUung  \ün  kürzester  Dauer  sehr  wohl  gedacht 
werden.  Das  oben  nach  dem  amtlichen  Zählblatt  über  eine  „nur  mo- 
mciiiane  liclriebsütorung"  Gesagte  gilt  ja  nur  von  geringfügigen  Arbeits- 
Streitigkeiten,  bei  denen  aufserdem  keine  Verabredung  und  kein  be- 
stimmtes Ziel  vorlag,  und  überdies  ist  in  zweifelhaften  Fällen  ein  Zähl- 
blatt aus/.ufüllen  und  vorzulegen. 

Dafs  in  der  soc!)en  näher  präzisierten  Weise  als  geringfügig  anzu- 
sehende Arbeitv'^^^trf  i"; -keifen  von  der  Statistik  ausgeschlossen  sind,  kann 
man  nur  von  einem  einseitig  theoretischen  Standpunkt  aus  bedauern. 
JL>enn  derartige  Fälle  kommen  vielfach  gar  nicht  zur  Kenntnis  der  Be- 
hörde. Und  dann  ist  auch  wohl  zu  beachten,  daiis  die  unteren  Ver- 
waltungsbehörden, diese  Mädchen  für  alles,  was  alle  übrigen  Behörden 
nicht  thun,  doch  noch  eine  Menge  andere  Dinge  zu  thun  haben,  als 
Statistiken  zu  führen.  \\'enn  man  ihnen  gar  zu  viel  zumutet,  dann  hat 
man  el»en  auf  dem  Papier  nach  den  ausgegebenen  Erlassen  und  Fonnularen 
eine  tadellos  vollständige  Statistik.    Sie  ist  aber  umso  unzuverlässiger. 


')  So  halle  ich  uolärsHch  der  BerufszählunK  vom  Jahre  1^95  allein  neben 
den  übrigen  Geschäften  eines  .-Vmtmannes  raiodesteus  5  Zentner  BcrufszäklungslUteu 
«u  revidieren  und  die  achon  sehr  detaillierte  Oberamtaliste  «usainmeiisiisteUeii.  Als 
ich  damit  siebt  fertig  werden  konnte,  itellte  idi  auf  meine  Kosten  einen  Hilfsarbdler 
dtlUr  an  md  n«c)i  meiner  in«wi«chcn  eingetretenen  Erkmnkuig  wntden  mir  die 
Kosten  hierfür  von  meinem  150  Mk.  monatlich  betragenden  Gehalt,  der  mir  auf 
den  Tiijj  13  Wochen  Inrtfj  w»'itergewährl  wurde,  ab<,'f zowrn .  Aiul.  ri-  I^  amt<*  haben 
die  Sach»-  alU-rdings  emtacher  und  v«*!TtiiTifti;jri  f^.  iikk  Iu.  wu^  irb  inicli  sjjiit«  r  bei 
Aufbereitung   dca  gewonnenen  Materials  au   der  Zentralstelle  aus  der  Zahl  der  Ke- 

Tisionsbemerkangcn  ttbenengen  konnte.  Sie  baben  ihre  Revisionsarbeit  einfach  «af 
das  tur  Ansnillong  der  ObenuntsUsten  anbedingt  Erforderliche  oad  das  Vendmftren 
der  Packete  nebst  obligatem  Frachtbrief,  im  Bttreankratendeutsch  „Begleitberidit'* 
genannt,  beschränkt.    Dafs  eine  grofs«:  Zahl  von  Fehlern  von  der  mit  den  örtlichen 

Verhältnissen  nicht  V'-rtrauten  Zentr-illi'-lmtilf  nicht  mehr  atif^t-fund.  n  wi-nh^n  k.ann, 
li<-^t  .Ulf  'l'T  llaiiil.  I);Us  trot?»!rni  •iii"-  ><i  ltpoIx-  /.ihl  v>)ii  Kcvi^iunslx-nicrkmi;,'''!« 
notwendig  wurde,  wie  (iics  wirklich  der  Fall  war,  berechtigt  mich  zu  der  Annahme, 
dafs  die  Revision  sich  auf  das  Allemotwendigste  beschlinkte,  weil  eben  die  so  wie 
so  schon  mit  Geschäften  ttberhänften  Verwaltnngsbeamten  erster  Instanz  mit  de« 
besten  Willen  kdne  Zeit  für  solch  zeitraubende  Arbeiten  finden. 


Digitized  by  Google 


C1.  H  « t  f s  t  Die  ArbcitseinstdlUDgeo  u.  Atunpemmgen  L  Oesterrekb  1894 — 1901 .  38p 

In  dem  Zählblatt  sind  nun  folgende  Punkte  aufgeführt: 

1.  Bezeichnung,  Kategorie  und  Standort  des  (bezw.  auch  Zahl  der) 
von  der  ArbeitSLinstelhing  betroffenen  Betriebes  {hczw.  Betriebe). 

2.  Angabe,  ob  und  wie  viele  dem  obigen  gleichartige  Betriebe  im 
Orte  (Bezirke)  vorhanden  sind,  bei  denen  eine  Arbeitseinstellung  nicht 
zu  veizeichnen  i^. 

3.  Anzahl  der  in  dem  obigen  Betriebe  bezw.  tn  den  obigen  Be- 
trieben (Punkt  t)  ttnmittetbar  vor  dem  Begimie  der  Arbeitseinstellung 
beschäftigten  Arbeiter  (einsdilie&Üch  der  Werkmeister,  Werkführer, 
Meister.  Vorarbeiter  u.  s.  w.\  getrennt  nach  Alter,  Geschlecht,  Ausbildung 
und  Verwendung  und  rwtir 

la.  der  gelernten  Arbeiter, 
Ib.  der  ungelernten  Arbeiter, 
Ic.  der  I.ehrlinge, 

IIa.  der  unter  t6  Jahre  alten  Arbeiter, 
IIb.  der  Aber  16  Jahre  alten  Arbeiter.') 

4.  Haben  an  der  Arbeitseinstellung  teilgenommen 

a)  alle  Arbeiter  des  obigen  Betriebt  (bezw.  der  obigen  Betriebe)  oder 

b)  alle  Arbeiter  bestimmter  fkchlicher  Arbeitazweige  oder  Arbeits- 
Stellungen  und  welcher,  oder 

c)  war  die  Teilnahme  an  der  Arheitfveinstcllung  eine  noch  weniger 
allgemeine?  Welche  Fachgrupj^eu  und  Kategorieen  von  Arbeitern,  sowie 
welche  Anzahl  Arbeiter  in  jeder  derselben  war  in  diesem  Falle  beteiligt? 

Wie  grofs  war  denmadi  in  dem  Falle  b  oder  c  die  Gesamtzahl  der 
an  der  ArbeitsemateUui^  teündimenden  Arbeiter? 

5.  a)  Höhe  des  von  den  Strikenden  unmittelbar  vor  Beginn  der 
Arbeitseinstellung  bezogenen  Wochenlohnes,  unterschieden  nach  den 
einzelnen  fachlichen  Arbeitszweigen  und  ArbeiLsstellungen  Kategorieen), 

b)  Tägliche  Arbeitsdauer  unmittelbar  vor  Beginn  der  Arbeits- 
eiostelluiig. 

6.  a)  Unmittelbare  Veranlassung  der  Arbeitseinstellung. 

b)  Forderung  der  Strikenden  (möglichst  genau  spezifiziert  anzugeben^ 
eventuell  imter  Anlehnung  an  in  Arbeiterversammlungen  etc.  gefafste 
Beschltisse). 

7.  Datum  des  Beginns  und  der  Beendigung  der  Arbeitseinstellung* 

8.  a)  Art  der  Austragung  der  Arbeitseinstellung, 
b)  Ergebnis  der  Arbeitseinstellung. 

9.  Haben  Arbeitervereinigungen  (Fachvereine,  Gehilfenversammlungen, 
standige  Arbciteraushchusse)  an  der  Organisation,  Durchführung  oder  Bei- 
legung der  Arbeitseinstellung  teilgenommen  und  in  welcher  Weise? 

*}  Für  die  Rubriken  1»  hb  TLh  ist  je  eine  getiennte  NAchweiMiig  Rir  mSnn- 
lickc  und  wetblidie  Arbeiter  verbogt. 
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xo.  Haben  sich  die  Arbeiter  (alle  oder  ein  Teil  derselben)  durch 
die  Arbeitseinstelbtiig:  eines  Kontraktbmches  schuldig  gemacht? 

IX.  Sind  bei  der  Arbeitseinstellung  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe, 
oder  andere  strafbare  Handlungen  und  welcher  Art  voigekommen,  die 

ein  polizeiliches  Einschreiten  notwendig,'  machten  ? 

N\  urden  Arbeiter  deshalb  gerichtlich  oder  polizeilich  schuldig  er- 
kannt und  wie  viele? 

12.  Haben  aus  Anlafs  der  Arbeitseinstellung  Ausweisungen  stattge- 
funden und  wie  viele? 

13.  a)  Anzahl  der  Personen,  welche  sich  zwar  nicht  selbst  an  der 
Arbeitseinstellung  betdligten,  deren  Arbeit  aber  durch  dieselbe  oder  an- 
läfslich  derselben  unterbrochen  wurde,  unterschieden  nach  den  einzelnen 
fachlichen  Arlieilszwcigcn  iirul  Arbeitsstellungen  (Kategorieen). 

b)  Dauer  des  Arbeitsenttjanges. 

14.  Summe  der  infolge  der  Arbeitseinstellung  den 

a)  an  derselben  beteiligten  Arbeitein, 

b)  im  Fragepunkte  13  genannten  Personen  entgangenen  Löhne. 

15.  Ist  ein  innerer  Zusanunenhang  der  den  Gegenstand  der  obigen 
Nachweisung  bildenden  Arbeitseinstellung  mit  solchen  in  anderen  politi> 
sehen  Bezirken  (eventuell  im  Auslande  vorg^llenen)  erwiesen  und  mit 

welchen  ? 

Das  den  Heratungen  des  Arheitsbeirats  zu  Grunde  gelegte,  durch 
Erlafs  des  k.  k.  Handelsininibteriums  vom  22.  Februar  1899,  Z.  62766 
ex  1 89S  eingeführte  2^1blatt  entliält  im  wesentlichen  alle  im  vorstehenden 
angeführten  Punkte,  nur  in  anderer  Anordnung  und  Formulierung.  Um 
die  auch  in  der  bisherigen  Statistik,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  ba%its 
durchgeführte  Unterscheidung  zu  isc  lien  Kinzel-  und  Gruppenstrikes  besser 
durchfuhren  /.u  können,  wur<ie  die  im  alten  Zählblatt  unter  i5  auf- 
geführte l'Yage  im  neuen  tolgtndermafsen  unter  4  formuliert: 

4.  Ist  ein  innerer  Zusammenhang  der  den  Gegenstand  der  vor- 
liegenden Nachweisung  bildenden  Arbeitseinstellung  mit  solchen  in  anderen 
Betrieben  (eventuell  in  anderen  politischen  Bezirken  oder  im  Aus- 
lande vorgefallenen)  erwiesen  und  mit  welchen? 

Die  Frage  nach  der  täglichen  Arbeitszeit  unmittelbar  vor  Beginn 
des  Strikes  wurde  dahin  näher  präzisiert,  dafs  die  effektive  tägliche 
Arbeitsdauer  (nach  Abzug  aller  Arbeitspausen)  zu  erheben  ist. 

Neu  sind  tblgendc  zwei  Fragen  hin/ugekointnen : 

„10.  2^hl  der  strikeuden  Arbeiter,  welche  aus  Anlals  der  Arbeits- 
etnstellimg 

a)  freiwillig  den  Arbeitsplatz  verlassen  haben: 

b)  entlassen  wurden: 

Zahl  der  neuaufgenommenen  Arbeiter: 

Bemerkungen,  ob  und  inwieweit  die  Arbeitsbedingungen  dieser 
letzteren  den  Forderungen  der  Strikenden  entsprechen: 
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13.  Hat  der  Ausstand  eine  Betriebseinstellung  zur  Folge  gehabt: 

Im  ganzen  Etablissement  oder  in  welchen  einzelnen  Ab* 

teilun;(en  oder  Dienstzweigen? 
In  welcher  Dauer? 

Falls  das  ZShlblatt  sich  auf  mehrere  Betriebe  bezieht:  In 
wie  vielen  derselben  fand  die  Betriebseinstellung  statt?" 
Neu  ist  femer,  da&  erhoben  werden  soll,  ob  es  sich  um  einen 

fabrikmäfsigen  Betrieb  handelt. 

Die  Frage  nnrh  dem  Küntraktl)ruch,  die  auch  in  der  deutschen 
Strikestaiistik  einen  Stein  des  Anstofses  bildet,  hat  im  Arbeitsbeirat  die 
■lebliaftesten  Debatten  liervorgerufen.  Von  Cerny  wurde  beanstaudet, 
dais  nicht  ersichtlich  sei,  ob  der  Kontraktbruch  nach  der  Arbeitsordnung 
«der  nach  dem  Gewerb^esetz  gemeint  sei  Der  Geneialsekretär  der 
Oeweifcschaften  Hueber  war  der  Anachtf  dals  das  Koalttionsrecht  und 
das  Gewerbegesetz  bezüglich  dieser  Frage  sich  widersprechen  und  die 
Behörden  darüber  noch  mit  sich  selbst  im  Widerspruch  seien.  Der  Abg. 
Dr.  Verkauf  wie«?  darauf  hin,  dafs  der  Kontraktbrurh  zwar  nach  §  85 
der  Ciewerbeordnung  strafbar  sei,  dafs  aber  der  J<  82  a  Fälle  aufführe, 
in  denen  Straflosigkeit  eintrete,  und  empfahl  daher,  dais  ein  Kontiaki- 
bruch  nur  dann  angenommen  wird,  wenn  one  Bestrafung  nach  §  85  der 
Gewerbeordnung  erfolgt  ist  Es  wurde  dann  beschlossen,  nach  den  An- 
tiägen  Inama-Stemeg^,  Philippovichs  und  Verkaufs  die  Frage  zu 
stellen,  ob  der  Arbeitsvertrag  ein  Kündigungsrec?it  enthalten  hat  und  die 
Arbeitseinstellung  oder  Ausspernmg  xintcr  Anwendung  des  Kündigungs- 
rechts  erfolgt  ist  hezw.  die  Niederlegung  der  Arl)ci(  vor  Ablauf  der 
Kündigungsfrist  erfolgt  ist,  und  die  Zahl  der  Bestrafungen  auf  Grund 
des  j5  85  der  Gewerbeorduuag  lestzustellen. 

In  Oesterreich  kann  man  auch  diese  Frage  ruhiger  beurteilen,  was 
sich  schcA  darin  zeigt,  dafs  von  keinem  Mitglied  des  Arbeitsbeirates 
die  Beseitigung  <iieser  Frage  verlangt  winde.  Dais  man  diese  Frage  in 
Deutschland  zu  einer  Zeit,  wo  jenes  mit  dem  Namen  „Zuchthausvoilage** 
gebrandmarkte  Attentat  auf  das  ohnebin  «;o  engherzige  Koalitionsrecht 
der  Arbeiter  geplant  und  -m  diesem  /wecke  die  ganze  Strikestaiistik  erst 
insceniert  wurde,  anders  beiuleilen  mufste,  darüber  kann  man  sich  nicht 
"wundern. 

Eine  praktische  Lösung  hat  das  Problem  in  dem  citierten  Erlafs 
vom  32.  Februar  1899  dadurch  gefunden,  dafs  dem  Hauptzählblatt  ein 
Endageblatt  beigegeben  wurde.   Dieses  Emlageblatt  bezidit  ach  ledi^h 

auf  Knntrakfbruch  und  Versammlungen,  bezw.  Verbote  von  Versamm- 
lungen. F.s  kann  dem  Hauptzählblatt  gleirh  beigelegt  werden,  wenn 
dies  sofort  möglich  ist.  oder  es  ist  nach  Abschluls  der  poli/.eilithen  und 
gericiitlichen  Untersuchung  nachzuliefern.  Auf  dem  Hauptzäblblall  ist 
ein  entsprechender  vorgedruckter  Vermerk  durch  Durdistrelchen  zu  be- 
flnCwoiten. 
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Noch  zwd  weitere  wichtige  Punkte  wurden  hanptsSchlidi  auf  Antraft 
Abgeordneten  Dr.  Verkauf  in  das  Zfthlblatt  aufgenommen:  auch  nach 

der  Zahl  der  vorgenommenen  Arretierungen  und  Verhaftungen,  sowie 
nach  der  Anführung,  respektive  Charakterisierung  des  Thatbcstandes  be- 
züglich der  verhängten  Strafen  zu  fragen,  sowie  die  Zahl  der  Al^srhiebungen 
und  Aiisweisinv/en  festzustellen.  Des  weiteren  soll  auch  die  Zahl  der  \'er- 
sammlungen,  sowie  der  etwaigen  V  erbote  und  Auflösungen  ermittelt  werden. 

Das  neue  Zählblatt  hat  erstmals  auf  die  Erhebungen  der  Arbeits- 
einstellungen und  Aussperrungen  im  Jahre  1899  Anwendung  gefunden. 

Die  wörtliche  Wiedergabe  dei  ErfaebungsfonnuiarB  ohne  die  Er* 
läuteningen  glaubten  wir  unseren  Lesern  nicht  ersparen  zu  dfirfen,  da 
sonst  die  folgenden  Ausfuhrungen  in  der  Luft  stehen  wilrden.  Eine  kri- 
tische  Würdigung  föUt  aulserhalb  des  Rahmens  dieses  Referates.')  Nur 
das  Urteil  eines  angesehenen  Gelehrten,  des  Professors  Stieda  wollen  wir 
hier  wiedergeben.  Stieda  sagt  im  i.  Band  des  Handwörterbuchs  der 
Staatswissenschaften  (2.  Anfl.)  S.  738  über  unsere  Statistik:  „Die  Ver- 
öfi'entlichungen  ....  smd  mustergültig.  In  der  Uebersichtlichkeit  der 
Tabellen,  der  Vielseitigkeit  der  Gesichtspunkte,  in  die  sie  Kinblick  er- 
öftnen,  der  Klarheit  der  die  Ergebnisse  kurz  besprechenden  Einleitung 
können  sie  allen  Ländern  zur  Nachahmung  empfohlen  werden.*' 

Ueber  die  Ausdehnung  der  Ausatandsbewegung  giebt  folgende 
Ueber^cht  Auskunft  { 


Pros,  der  in  den  br- 


.■\rbeits- 

Strikendc 

teilii^ten  Betrieben 

Versäuratc 

tiiiiiteHungen 

Betrieb« 

Arbfiti-r 

iiberh.  Bi»<;chäfügtcll 

.\rbeitsUge 

1894 

172 

670ÖI 

69,47 

705  416 

209 

874 

28652 

59.68 

300348 

1896 

305 

1499 

66234 

65.7* 

899939 

1897 

246 

85t 

38467 

59i03 

368098 

»55 

885 

39658 

59,86 

323619 

1 S99 

1330 

54  763 

60,23 

1029937 

1900 

303 

1003 

10^  12S 

67,29 

3483963 

1901 

270 

719 

24  S70 

38-5 

157744 

Ueber  die  Jahre  1891  bis  i8q6  liegen  noch  folgende  i-i<  h  auf  die 
Gewerbebetriebe  mit  Aussciilufs  des  lier^-^baus  beschränkende  Daten  vor: 


Ausstände 

Beteiligte 
Betriebe 

Beschäftigte 
Arbeiter 

Strikendc 

1891 

104 

J917 

40486 

14025 

ini 

1519 

24621 

14  123 

1  So  j 

»72 

1207 

45  539 

28  120 

J894 

»59 

246S 

60718 

44075 

1895 

205 

869 

46036 

28  026 

1896 

294 

»403 

57029 

36  »14 

')  Vgl.  M»taja,  Die  Statistik  der  Arbeitseinstellungen  i.  d.  Jahrb.  für  lf«t- 
«.  Stat.  3.  F.,  Bd.  13,  S.  344—401. 
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In  der  vorstehenden  Uebersicht  eisdieiiien  aufser  dem  letzten  Be* 
richtsjafaie  (1901)  die  Jahre  1891  und  i$gi  besonders  günstig;  letsteies 
Jahr  sogar  auch  dann  noch,  wenn  man  den  groften  Strike  im  steirischeo 
Kohlenbergbau  mit  ca.  s2Öo  Strikenden  nocbhinairechnet.   Das  Jahr 

1895  weist  in  der  zweiten  Uebersicht  eine  mittlere  Strikebewegiinp  auf, 
während  es  in  der  ersten  die  niedrigste  Zahl  zeigt.  Die  höchste  ZaM 
zeigt  in  beiden  Uebersichten  das  Jahr  1894  und  1900  und  sie  fällt  also  in 
heifk-n  Fällen  zusammen  mit  dem  industriellen  Autschwung'.  Die  nächst- 
höciiste  Zahl  zeigt  in  beiden  Uebersichteii  das  Jahr  1S96,  das  in  der 
t'r>.ten  l'ebersicht  zufolge  des  grofsen  Berjjarbeiterstrikes  im  Ostrau- 
Karwiner  Revier  dem  Jahre  1894  tasi  gleichkommt.  In  den  beiden 
folgenden  Jahren  ist  ein  erheblicher  Rfickgang  der  Zahl  der  Strikenden 
zu  konstatieren,  dem  mit  den  Jahren  1899  und  1900  wieder  ein  ge- 
waltiges Emporscfanelien  folgt.  Im  Jahr  xgoi  tritt  dann  wieder  ein  ge> 
waltiger  Rtt^gang  ein.  Um  irgendwelche  allgemeinere  Schlüsse  zu 
ziehen,  dazu  ist  die  Beobachtungsperiode  zu  kurz.  Ks  läfst  sich  auch  in 
den  bunt  wechselnden  Zahlen  keine  Regelmäfsigkeit  wahrnehmen.  Auf- 
fallend ist,  dafs  das  Jalir  1894  mit  der  zweithöchsten  Zahl  der  Strikenden 
und  der  betroffenen  Betriebe  die  «reringste  Zahl  von  Arbeitseinstellungen 
nachweist.    Durchschnittlich  entfallen  im  Jahre  1894:390;  1^05:137; 

1896  :  217;  1897  und  1898  je  15Ö;  1899:  176;  1900:  347  und  1901 :  92 
strikende  Arbeiter  auf  eine  Arbeitseinstellung.  Das  Verhältnis  der  Arbeits- 
einstettungen  zu  der  Anzahl  der  beteiligten  Betriebe  stellte  sich  in  den 
gleichen  Jahren  wie  1:14,60,  4,18,  4,74,  3,44,  3,47,  4,^8,  t:$f$t 
und  1:2,7.  Im  Jahre  1894  war  denn  auch  die  Beteiligung  am  Strike 
am  lebhaftesten.  Es  beteiligten  sich  nämlich  69,47  Proz.  aller  in.  den 
beteiligten  Betrieben  besdi&ftigten  Arbeiter  am  Strike,  eine  ähnliche  In* 
tensitftt  der  Strikebewegung  zeigt  nur  noch  das  Jahr  1896  mit  65,72  Proz. 
und  1900  mit  67,29  Proz.  Die  «geringste  Beteiligung  weist  das  Jahr 
1901  mit  38,5  Proz.  auf.  In  allen  übrigen  Jahren  schwankt  da«;  Pro- 
zentverhältnis der  am  Strike  Beteiligten  um  60.  Die  Arbeiter  scheinen 
sich  also  um  so  lebhafter  am  Strike  zu  beteiligen,  einen  je  gröfseren 
Umfang  die  Bewegung  erlangt.  Dafs  sich  auch  in  diesem  Prozentver- 
bältnis  kein  regelmäfnges  Fortschreiten  wahrnehmen  lälst,  hängt  wohl 
damit  zusammen,  dafs  die  Organisation  der  Arbeiter  noch  zu  wenig  aus- 
gebaut ist 

Die  hohen  Ziffern  des  Jahres  1900  sind  veranlafst  durch  die  grofse 
Austandsbewegung  im  Bergbau.  Lafst  man  nämlich  diesen  aufser  Be- 
tracht und  zieht  nur  die  übrigen  Erwerbszweige  in  Rechnung,  so  er- 
geben sich  strikende  Arbeiter  1894  44075,  1895  28026,  1896  36114 
1807  34835,  1898  32612,  1890  5T286,  1900  26337,  1901  17374« 
Wenn  man  also  vom  Bergbau  absieht,  so  würde  1900  sogar  in  der 
ganzen  Reihe  die  zweitniedrigste  Ziffer  aufweisen. 

Von  Interesse  ist  auch  der  Anteil  der  einzelnen  Länder  (Ver* 
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waltungsgebiete)  aii  der  Strikebew^ung.  Um  eine  gröfscre  Uebersicht- 
lirhkeit  zu  erzielen,  beschränken  wir  uns  auf  die  Summe  der  strikcnden 
Arl)eiter  in  den  8  Hcobachtungsjahren  zusammen  und  ordnen  die  Länder 
nach  ihrer  Bevölkerungsdichtigkeit,  wobei  wir  nur  Mahren  aufserhalb  der 
Reihenfolge  einzustellen  haben,  da  hier  die  Zahl  der  Strikenden  für 
mehrere  Jahre  mit  derjenigen  Schlesiens  zusammen  nachgewiesen  Ist 
Es  entfielen  in  den  Jahren  1S94  Us  1901  zusammen  in  den  Ländern 


Kinwohner  Finwnhner       strikendc  Arbeiter 

aufdenqkm  ubcrhdupi        zu»,  in  8  Jahren 

1.  Niedercisterreich    ....  148,6  2957809  79990 

2.  S^^hl.^sien   129,^  648918  54  57^ 

3.  .Mähren   lo8,8  2393012  46800 

4.  Boliin«n   iiS.o  6118639  164814 

5.  KSsteniftad   91. >  73i^75  14422 

6.  Galixtefi   91,3  7211  51s  33aS9 

7.  Bukowina   71,0  709S55  339t 

8.  Oberösterreicb   68,7  823593  4905 

9.  Stei«raiwk   S9t9  1341 701  19536 

10.  Knin   51,0  S<>9794  1  175 

11.  Dmlmaticn   44,1  57<907  1003 

13.  Tirol  md  Vorarlberg  .  .  33,1  345 106  8845 

13.  Saltburg   36,1  183339  886 


Dafs  in  den  dünnbevölkerten  Bezirken  Strikes  seltener  vorkommen, 
als  in  dichtbevölkerten,  kann  bei  einw  aufmerksamen  Prüfung  dieser 
Zahlen  nicht  überraschen.  In  dünnbevölkerten  Bezirken  ist  eben  in  der 
Regel  die  Industrie  weniger  entwickdt   Eine  Ausnahme  machen  nur 

Steiermark  und  Tirol  und  Vorarlberj;,  die  bei  dunner  Bevölkerung  eine  vci- 
hältnisraäfsig  hohe  Strikeiiftcr  aufweisen.  Vc  rylei<  ht  man  die  Einwohnerzahl 
und  diejenige  der  strikenden  Arbeiter,  so  fmdci  man.  dafs  avicli  die  Kullur- 
entwic  kluim  \on  Kintluls  auf  die  vcrliaUnisinafsi^e  Häufigkeit  von  Strikes 
bcitw.  die  Zaiil  der  strikenden  Arbeiter  ist.  Bolinien  weist  zwar  absolut  die 
höchste  Zahl  der  Strikenden  auf,  aber  im  Vergleich  zur  Bevölkerung  nimmt 
in  dieser  Hinsicht  unbedingt  Niederösterreich  die  erste  Stelle  ein  und 
Böhmen  rangiert  dann  erst  nach  Schlesien  und  Mähren.  Ebenso  weisen 
imter  den  Bezirken  mit  geringer  Bevölkerungsdichtigkeit  Tirol  und  Vorarl- 
berg: und  Salzbursf  t:egen(jl)er  den  kulturell  zurückstehenden  Ländern, 
wie  Galizien,  üuk  nvina,  K.rain  und  Dakuatieo  eine  verbältnismäTsig 
höhere  Strikezifier  auf. 

In  den  durch  besonders  hohe  Ziffern  der  Strikenden  ausgezeichneten 
Ländern  haben  ^ch  die  Verhältnisse  während  der  lünf  Beobochtungasjahre 
folgendermafsen  entwickelt.   Die  Zahl  der  strikenden  Arbeiter  betrug 


Digitized  by  Google 


CI.  Heifa,  Die  Arbeitaeiaslellengcn u.  Aussperrungen i. Oetterrdch  1894—1901. 


1894 


1895 


1896      1897     1898     1899      1900  1901 


Niedcrösterreidi    33463      12  534      12162      5716      4435      3  5^3      4  172  3926 


BölnBen  .  .  .  10923  7227  20S57  15250  1932S  28981  54849  7399 
Stdenmric  .  .      212      161$      1956     1804    4841     3020    6576  502 

In  Steitraiaik  ist  bis  189S  eine  mit  einer  einzigen  geringen  Unter- 
brechung (1S97)  stetige  Zunahme  der  Zahl  der  Strikenden  zu  beobachten; 
auf  einen  starken  Rückgang  im  Jahr  1899  folgt  ein  noch  viel  stärkeres 
Steigen  im  Jahr  1900,  dann  allerdings  ein  noch  vid  stärkerer  Rückgang 
im  lettten  Jahr.  In  Niederösterxeich  dagegen  ist  die  Zahl  der  Strikenden  —  von 
einem  unerheblichen  Steigen  im  vorletzten  Jahr  abgesehen  —  in  stetigem,  un^ 
unterbrochenem  Rückgang  begriffen.  Die  Jahre  1895,  1897  und  1901  cha> 
rakterisieren  sich  durchweg  als  verhältnisraäfsig  ruhige  Jahre.  Dasselbe  trifft 
mit  Ausnahme  Böhmens  und  der  Steiermark  für  1S9S  zu.  1S94  und  iSn6 
waren,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Jahre  mit  der  lebhaftesten  Arbeiter- 
bewegung der  ganzen  Periode.  Im  Jahre  1894  beteihgten  sich  hieran  vor 
allem  Niederusterreich,  dann  Maiuen  und  Schlesien,  während  Buhineu  die 
zweitniedrigste  Ziffer  in  der  ganzen  Beobachtungsperiode  aufweist;  im 
Jahre  1896  dagegen  war  die  Bewegung  am  lebhaftesten  in  Mähren, 
Schlesien  und  Böhmen,  während  sie  in  Niederösterreich  noch  hinter  dem 
verhältnismäisig  ruhigen  Jahre  Z895  smiickstand.  Die  starke  Strike« 
bewegung  des  Jahres  1899  tritt  besonders  hervor  in  Mähren  und  Böliraen ; 
diejenige  des  Jahres  1900  in  den  Bergbauländem:  Böhmen,  Schlesien 
und  Steiermark.  T90T  ist  die  Strikebewegung  gegenüber  dem  Vorjahr 
besonders  stark  in  (iahxien  imd  im  Kiistenland. 

Von  den  in  den  naf  hgenannten  Jahren  vorgekoinincnen  Arbeits- 
einstelhmi^en  zahUen  zu  den  ( 1  r  u  p  pe n  s t  r  i  k  e  s ,  d.  h.  solchen,  bei  denen 
eine  Mehrzahl  von  Uulernehumngen  durch  eine  und  diesell)e  Strikebe- 
wegung ergriffen  wurde  und  namentlich  ein  gemeinrnmes  Vorgehen  der 
in  den  verschiedenen  Unternehmungen  beschäftigten  Arbeiter  nachweisbar 
war:  1894  52^18,60  Proz.,  1895  36»  16,74  Pros.,  189666^921,64 
Proz.,  1897  4^  —  1M7  Ptoz.,  1898  32 » ao,39  Proz.,  1899  45  = 
14,47  Proz.,  1900  39  =  X 2,87  Proz.  und  1901  29  =10,7  Proz.  aller  im 
betreffenden  Jahre  vorgekommenen  Strikcs.  Von  den  strikenden  Arbeitern 
entfielen  im  Jahre  1894  50982  ==  76,02  Proz.,  1895  i  5  514  =  54,15  Proz., 
1S96  40  597  =  61,29  Proz.,  ^897  13600  ~  35,36  Proz.,  rSnS  17227 
=  43.44  Proz.,  1899  27467  =  50,16  Proz.,  1900  73029  =  69,47  Proz. 
imd  1901  5431  21,8  Proz.  aller  strikenden  Arbeiter  auf  die  Gruppen- 
strikes. 

Unter  Einzelstrikes  versteht  die  österreichische  Statbtik  solche, 
die  nur  eine  Unternehmung  oder,  wie  dies  beim  Bergbau  des  öfteren  vor> 
kommt,  mehrere  Betriebe  einer  Unternehmung  betreffen.  Einzelstrikes 
landen  statt:  im  Jahre  1894  140 »8 1,40  Proz.,  1895  174=83,26  Proz., 
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1^96  239  =  78,36  Proz.,  1897  205  =  83,33  Proz.,  1898  203  =  79,61 
Proz.,  1899  266  =  85,53  1900  264  =  87,13  Proz.  imd  1901 

241  =  89,3  Proz.  aller  Strikes.  An  ihnen  waren  beteiligt:  1894  16079 
•»23,9s  Ptoz.,  1895  13138  =  45,851^2.,  1896  25637  =  38,71  Proz., 
1897  34867  B  64.64  Proz.,  1898  2a  431«»  56,56  Fk^oz.,  1899  27396» 
49,84  Proz.,  1900  32099  =  30,53  Pl«z.  und  1901  19439  =  78,2  Pioe. 
aller  strikendcn  Arbeiter. 

Während  demnach  hinsichtlich  der  Zahl  der  StrikefHUc  die  Einzel- 
strikes  durchweg  überwiegen,  kommt  ihnen  hinsichthch  der  Zaiil  der 
sirikcudcn  Arbeiter  eine  sokli  herxorragende  Bedeutung  nur  in  den 
beidai  Jahren  1897»  1898  und  1 901  zu.  In  den  Übrigen  Jahren  Über- 
wiegen in  dieser  Hinsidit  die  Gnippenstrikes  trotz  ihrer  geringen  2UiI,  am 
stärksten  in  den  Jahren  1894,  1896  und  1900  mit  den  höchsten  Zittern 
der  strikenden  Arbeiter. 

Folgende  Produktionszweige  waren  in  den  vei]gangenen  f&nf 
Jahren  am  stärksten  au  Ausständen  beteiligt: 

Prasent  aller  strikciidai  Aibeiter 


1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

34»a8 

2,19 

45i47 

9i44 

«7.  «7 

6,35 

74.95 

3<M 

ludii-^trit;  in  Steinen,  Er- 

den, Thon  und  Glas 

9.58 

34.70 

4,86 

7.94 

11,33 

3.86 

0,55 

6,8 

Metallverarbeitung    .  . 

4,10 

I2,8<) 

4,49 

4.08 

2,50 

4.49 

1,88 

5,5 

Erzeugung  vonMaschuieil 

0,29 

0,88 

3.>1 

13,19 

6,23 

2.47 

0,49 

3.6 

fiidustric  in  Holz-  und 

;>cbmtzwarcn  u.  Kaut- 

14,60 

9,02 

3.59 

3,32 

5.84 

1,3* 

11,8 

TrxtiliTidnstrie  .... 

9,4« 

14,ä6 

14,78 

»9.3« 

8,00 

55.^4 

11,43 

10,7 

Industrie  in  Nahrung»-  n. 

Genufsniitteln  1   .  . 

0,44 

1,80 

0,54 

3.95 

6,09 

».76 

0,32 

7,3 

Bangewerbe  .... 

18.71 

8,20 

12,98 

35,20 

14,32 

4,61 

12,9 

Alle  übrigen  .... 

4,96 

642 

9.S3 

16,52 

10,26 

4,67 

4.56 

".3 

100,00 

100,00 

100,00 

too,oo 

100,00 

100,00 

100,00 

100^0 

Prozent  aller  versäumten 

Arbeitstage 

(Schichten;  der 

btrikenden 

1894 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

a8,8i 

0,83 

33.80 

3.56 

16,91 

2,29 

88,08 

15,6 

Industrie  in  St»  in.  n,  Kr- 

den,  'llioQ  md  Glas 

3,90 

30i93 

5.2S 

i6,59 

»3,98 

1.95 

0,28 

«0.4 

MetaUveraibeitung    .  . 

4.76 

t8,ao 

4,87 

3.31 

3,66 

0^26 

H 

Erzeugung  von  NrascJnnen 

o.ao 

0,56 

4»99 

11,33 

ii,t6 

»,89 

4,8 

Industrie  in  Holz-  und 

SclmitziraTea  n.  Kaut« 

35.49 

18.08 

16,82 

4,47 

9,52 

4,76 

0,32 

21,7 

Textflfndnstrfe    .   .  . 

5-73 

11,27 

26,1 1 

26,45 

6,91 

77,10 

7,49 

8,0 

Indii-lric  in  X.ihrungS-  U. 

Gcnuf^ittcln  .   .  . 

0,12 

0,38 

0.14 

1,92 

0,46 

0,06 

7,4 

Baugewerbe  .... 

16,48 

9.50 

2,74 

Jo,35 

14.*! 

5,54 

1,09 

3,5 

Alle  flbrigen  .   .  4,'i'1   10.2;'      5  25'      120.'    11,77')    2,35')    2,27'!  11,2 

TooiOo   100,00   100,00     100,00   ioo,oo   100,00   100,00  100^0 

*)  Dies  die  Ziffern  der  amtlichen  Poblikation  fUr  das  Bericbtsjahr  1900;  die 
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Weitaus  am  gröfsten  war  hiernach  die  Neigung  zom  Striken  im 
Bergbau  und  Baugewerbe;  hienui  schlielseii  sich  die  Textilindastrie,  die 
Industrie  der  Steine,  Erden,  Thon  und  Glas  und  die  Holzindustrie.  Der 

relative  Anteil  der  Holzindustrie  an  der  Gesamtausstandsbewegung  geht 
bis  zum  Jahr  1900  stetig  zurück,  um  alsdann  allerdings  wieder  plötzlich 

emporzuschnellen;  derjeni^'e  der  Maschinen-  und  Textilindustrie  steigt  von 
1894  bis  1897  stetig,  fällt  aber  dann  umso  stärker  im  folgenden  Jahre, 
um  bei  der  Textilindustrie  im  Jahr  1899  überhaupt  die  höchste  Zahl  zu 
erreichen,  worauf  bei  beiden  Industriezweigen  wieder  ein  starker  Kuck- 
gaag  uAiii. 

Uebcr  die  absoluten  Zahlen  der  \ou  Strikes  in  den  genannten  In- 
dustriezweigen betroffenen  Betriebe*  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  und 
der  Erfolge  der  Strikes  giebt  nachstehende  Uebersicht  Auskunft. 

(5i«be  die  Tabelle  auf  S.  398  n.  399.) 

Da  wir  die  um&ngreiche  Tabelle,  die  fUr  die  e  inz ein en  G  e  we r be • 
arten  eine  „beschreibende  Darstellung  der  Arbeitseinstellungen  gesondert 
nach  einzelnen  Fällen"  giebt,  nicht  wiedergeben  können,  heben  wir  aus 
derselben  für  die  einzelnen  Berufe  die  beutenderen  Strikes,  an  denen 
sich  mehr  als  200  Arbeiter  beteiligt  liabcn.  hervor. 

Im  Bergbau  entfielen  alle  bedeutenderen  Strikes  auf  den  Kohlen- 
bergbau; auf  die  daneben  nachgewiesenen  Naphthal)ergbaue  kam  nur 
im  Jahre  1898  i  Snike  mit  52,  1900  ein  üokher  mit  14  und  1901 
ein  solcher  mit  2291  strikenden  Ajrbeitern.  Die  Zinkbergbaue  hatten 
1899  2  Strikes  mit  103  und  1900  i  Strike  mit  248  strikenden  Arbeitern. 

In  der  Industrie  in  Steinen,  Erden.  Thon  und  Glas  zeigten  die 
Ziegelwerke  die  stärkste  Arbeiterbewegung  mit  5474  Strikenden  im 
Jahre  1894,  9197  1895,  867  1896,  «157  1897,  164  1898,  1436  1899, 
160  iQoi,  während  im  Jahre  1900  kein  Strike  vorkam.  Hieran  schliefsen 
sich  die  Glasscbteifeieien,  bei  denen  in  den  Jahren  1894  und  1901  kein 
Strike  vorkam,  mit  157  Strikenden  im  Jahre  1895,  355  1896,  98  1897, 
2923  1898,  110  1899  und  88  1000;  in  den  Porzellan-  und  Steingut- 
fabriken kam  1894,  1898  und  1900  ebenfalls  kein  Strike  vor,  1896 
strikten  116,  1896  527.  18(17  351.  i8()()  ito  nnd  1901  43  Arbeiter. 
In  den  Glasfabriken  stiiKtcii  1S94  34^5  *^95  214,  1896  335,  ii>97 
104,  1898  491,  1899  170,  1900  163  und  1901  100  Arbeiter;  in  den 
Steinbrüchen  1894  141,  1895  ^^9^  ^59»  1^97  '898  386,  1899 
2i3r  1900  34  und  1901  118  Arbeiter.  In  den  Steinmetzbetrieben 
strikten  1895  4^'  '^9^  '55*  '^97  3''>  '^9^  '^99  1^0  116 
und  1901  1189  Arbeiter. 

Bei  der  Metallverarbeitung  ist  im  Jahre  1896  die  Strikebe- 
wegung  der  Spengler  mit  1008  Strikenden  und  in  den  Metallwaren- 

fUr  1901  gibt  tokgcntir  abweichende  <fCilTer:  3,4;  4,S;  2,2;  14,0;  11,3;  2,0;  1,4  und 
xi,z  ohoe  einen  Grund  (Ur  die  Abweicbong  antugeben. 
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fabriken  im  Jahre  1900  mit  1152  und  1895  mit  092  Sinkenden  (1896 
HO,  1S9S  101  und  1S99  208)  am  lebhaftesten  gewesen.  1894  strikten 
925  Nagel-  und  Drahtstifteneuger  (1901 429),  1S95 97z  Arbeiter inEnmiUe- 
werkeD,  1894  861  Arbeiter  in  LampenfabrikeD,  1897  563  Arbeiter  der 
Laster-  und  Bnmcewaren-Erzeugang,  1895  402  und  1896  440  Schlosser- 
wnrcner/eiiirer  und  1S97  212  in  Bau-  und  Kunstsrhlofisereien  beschäftigte 
Arbeiter.  In  4  Eisenmobelfabriken  strikten  1 896  515;  in  Eisenwerken 
iH«>5  504  und  rHoo  574  Arbeiter;  1K07  171  und  iKoo  23H  Arbeiter 
in  l  eileuhaucrcicii  uud  teilenschleifcicicn ;  1S9Q  349  Arbeiter  in  Gufs- 
stahlwerken  (1894  150  und  1897  131);  1899  225  m  Metallgiefsereien 
(1897  ir8).  Au&er  den  aufgeführten  vereinzelten  Fällen  kehrten  Ar- 
beiterbewegungen in  dieser  Industriegnippe  regehnäfsig  nur  in  den 
Eisengießereien  wieder,  wo  1894  479»  1895  390,  22g,  1897 

dagegen  nur  6,  1898  263,  1899  89,  1900  255  und  1901  113  Arbeiter 
strikten. 

In  der  Grupjie  der  Erzeugung  von  Maschinen,  A  p  |j  a  r  a  i  e  n , 
Instrumenten  und  Transportmitteln  entfielen  die  bedeutend- 
sten Strikes  1897  auf  die  SchüTswerften  mit  3262  (1901  mit  318),  1898 
auf  die  Waffenfabriken  mit  1154,  1896  auf  die  Eisenbahnwerkstätten  mit 
X149,  1898  auf  die  Wagen-  und  Waggonfabriken  mit  841  (1900  120V 
1897  auf  die  Fahrräder-  und  Fahrräderbestnnilte  ilc  Fi/eugimg  mit  493, 
und  iSqq  mit  207,  1901  auf  die  Lokomotivtahriken  mit  4S2,  1896  auf 
die  Wagnereien  mit  218  und  1898  auf  die  Bruckenwai:enf;il)riken  mit  217 
Strikenden.  Eine  regelmäüiige  Strikebcwcgung  zeigen  iu  dieser  Gruppe 
nur  die  Maschinenfabriken,  in  denen  1894  145,  1895  152,  1896  60S, 
1897  796,  1898  146,  1899  900,  1900  108  und  1901  36  Arbeiter 
strikten.  Alle  übrigen  Strikes  in  dieser  Gruppe  waren  von  untergeord> 
neter  Bedeutung. 

Bei  der  Industrie  in  Holz-  und  Sc  h  n  i  t  /  w  rc  n  und 
Kautschuk  zeigen  die  in  Tischlereien  und  Mübelfalirikcn  beschäftigten 
Arbeiter  eine  besonders  starke  StrikLlust:  1894  strikten  9066,  1895 
596,  1896  1972,  1897  701,  1898  776.  1899  2206,  1900  70S  tmd 
1901  2000.  In  den  Perlmutterdrehereien  strikten  1895  471,  1896  3091, 
1899  139,  1900  92  und  1901  409  Arbeiter.  Steinnufsknopf-  (Hom- 
knopf-)Erzeuger  strikten  1894  120,  1S95  M3.  1896  448,  1897  83. 
1899  104  und  1900  11;  Stock-  (Schirmstock-^^Drechsler  1805  440  und 
1899  410.  In  Meerschaum-  und  Bemsteindrechslereien  strikten  1895 
252,  in  Sagewerken  1894  o,  1895  54-  '896  94,  1807  376,  1898  137, 
1899  137  und  1900  176  Arbeiter  und  endHch  in  Ciuminilabrikcn  1894 

412,  1895  180,  1896  66,  1897  o,  1898  80,  1899  o,  1900  259  und 
1901  126  Arbeiter. 

Bei  der  Industrie  in  Leder,  Häuten,  Borsten,  Haaren 
und  Federn  treten  hervor  die  Lederfabriken  imd  Zurichtereien  mit 
584  strikenden  Arbeitern  im  Jahre  1894,  202  1896,  240  1897,  88 
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1898,  167  1899,  354  1900  UDd  96  X901,  sowie  die  Gerberden  mit  20z 
strikenden  Arbeitern  1895,  83  1896»  491  1897,  o  1898,  64  1899,  164 
1900  und  42  looi. 

In  der  T  c  x  t  i  1  - 1  n  d  u  s  t  r  i  c  ist  die  Arbeiterbewegung  am  andauernd- 
sten und  Iclihaftcstcn  111  den  Baumwollspinnereien  und  -Webereien.  Hier 
strikten  1S94  1948,  1895  3266,  1896  3432»  1897  3350,  1898  532, 
1^99  57^0,  1900  7848  und  X901  1253  Arbeiter.  In  FUichsq>innereien 
und  -Webereien  strilsten  1894  1x07,  1895  923,  1896  455,  1897  SX45f 
1898  198,  1899  1550,  1900  1039  und  1901  39  Arbeiter;  in  Sdiafwoll- 
Spinnereien  und  -Webereien  1894  648,  1895  54,  1896  1538,  1897  und 
1898  je  o,  iS(j()  600,  uioo  So  und  1901  2S3  Arbeiter^  in  den  Seiden - 
warenfabrikeii  und  Seulenwebereicn   1S94  .S95,    1.S95  359,    iS(r6  643, 

1897  99,  9:4,  1899  222,  1900  1027  und  1901  581  Arl)citer; 
in  Jutespinnereien  und  -Webereien  1894  435,  1896  1295,  1897  1302, 

1898  69,  1899  825,  1900  1500  und  1901  273  Arbeiter.  Vereinzelt 
find  die  Strilces  der  BaumwoUwaren-Erzeuger:  1896  1135,  1898  480 
und  1899  535;  der  Baum-  und  Schafwollwebereien  1897  392  und  1899 
17153:  der  Buntwebereien  1899  332;  der  Dru(  kfabriken  1896  527  und 
1898  126;  der  Leinen-  und  Baumwollwebereien  1S07  494;  der  Posa- 
nientierwaren-Erzeuger  1896  448;  der  SchafuolUvaren  Kr/cuger  1S97  288, 
1898  200  und  1899  II  74;  sowie  der  Tcppichlabrikcu  1894  648  und 
der  Tuchfabriken  1894  334,  1898  357,  1899  1542  und  1900  229. 

Wie  sehr  die  Beurteilung  der  Wichtigkeit  eines  Strikes  allein  nach 
der  Zahl  der  Strikenden  täuschen  kann,  xeigt  ein  Beispiel  aus  der  Be* 
kleidungs-  und  Putzwarenindustrie.  Die  Rulirik  „Wäsche- 
Erzeuger"  weist  in  der  ganzen  Gnippe  die  höchste  Zahl  der  Strikenden 
mit  1022  aus.  Nach  der  Spezialtabelle ')  handelt  es  sich  hii  r  um  eine 
Prager  Wäschefabrik,  in  der  sämtliche  1022  Arbeiter,  woruuicr  941 
weibliche  wegen  der  Entlassung  einer  Arbeiterin  wegen  UngchorBams 
am  9.  November  strikten,  die  Entlassung  des  Direktors,  die  Wiederauf- 
nahme der  entlassenen  Arbeiterin  verlangten  und  am  darauffolgenden 
Tage  alle  die  Arbeit  wieder  aufnahmen,  ohne  dafs  ihre  Forderungen 
bewilliprt  wordi  II  waren.  Dii-  lebhafteste  Strikebewegung  weisen  hier  die 
„Schuhwaren- Erzeuger"  auf,  von  denen  1894  386,  1895  519,  1896  873, 
1897  167,  1898  62,  i8q9  503,  1000  834  und  looT  240  strikten.  In 
den  Schneidereien  traten  1896  und  1898  gröfseie  Aibeitseinstellungen 
auf  mit  382  und  349,  sowie  1899,  1900  und  190t  mit  173,  382  und 
X402  Strikenden;  in  den  Hutfabriken  1894  mit  so8  und  1901  mit 
140  Strikenden;  bei  den  Handschuhmachern  1895,  1898  und  1900  mit 
381,  13T  und  186  SlrikencK  11 ;  Iki  den  Schuhoberteil-Erzeugern  1900 
mit  206  Strikenden;  und  endlich  bei  den  Fez*£rzeugem  1898  mit 
833  Strikenden, 

')  Die  .\r'n.  it'.  ui>irllunKen  und  .-VnsspfTrunßen  im  Gewerbebetrieb  in  Oesterreich 
■während  des  Jahres  lüyü.    Wien  1898  S.  17*21". 
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Von  gleich  kurzer  Dauer  und  Veranlassung,  wie  der  eben  en^ähnte 
war  der  Strike  in  einer  Papier- Strohstoff-  und  Cellulosefabrik  im  Beztik 
Graz,  an  dem  sich  ebenfalls  sämtlicbe  Arbeiter  beteiligten,  der  aber  nach 
eintägiger  Dauer  mit  Wiederau&ahme  des  entlassenen  Vertrauensmannes, 
der  Arbeiter  und  Anerkennung  ihres  Koalitionsrechtes  endete.  ^)  Eben» 
falls  nur  auf  einen  Betrieb  erstreckte  sich  in  dieser  Gruppe  ein  Strike  in 
einer  Cigarrettenpapier-  und  Spielkartenfabrik  im  Jahre  1897,  ^ 
sich  367  von  375  Arbeitern  beteiligten  \\icluiger  dagegen  ist  der 
Buchbinderstrike  itn  Jahre  1S98  mit  1095  Strikenden,  sowie  die  Strikes- 
in  Papierfabriken  1895  mit  140,  1S97  mit  659,  1898  mit  268,  tooo 
mit  701  und  igoi  mit  476  Strikenden.  Zu  erwähnen  ist  noch  die 
Kurlumiage waren- Erieugung  mit  143  Strikendeu  uu  Jahr  1898,  400  1S99 
und  106  Z901. 

In  der  Industrie  in  Nahrun gs-  und Genufsmittel  strikten 
1897  380  Arbeiter  in  einer  Tabakfabrik»  1898  von  3081  Arbeitern  in 
einer  Tabakfabrik  im  Bezirk  Feldbach  2  062  (sämtliche  aulser  den  Werk> 

filhrern  und  Aufsehern);  1899  s8o  Arbeiter.  Nach  nur  dreitägiger  Daner 
wurden  fast  sämtiche  Forderungen  bewilligt  und  alle  Arbeiter  nahmen 
die  Arl>ett  wieder  auf  ")  Vereinzelt  ist  aiirh  ein  gröfscrcr  Müllerstrike 
im  Jahre  1895  mit  311  Strikenden.  In  Brauereien  kamen  in  samtlii  hen 
5  Jahren  kleinere  Strike«?  vor;  l)edeutend  sind  nur  die  3  Strikcs  vom 
Jahre  1897  mit  763  Strikenden.  Eine  lebhafte  Bewegung  zeigen  die 
Bäcker:  1894  strikten  237,  189$  187,  1896  208,  1897  476,  1898  194,. 
1899  1219,  1900  129  und  1901  351. 

Im  Gast-  und  Schankge werbe  kam  während  der  ganzen 
Periode  kein  bedeutender  Strike  vor. 

Auch  die  chemische  Industrie  zeigt  eine  geringe  Arbeiter- 
bewegung. 1894  strikten  in  einer  Leuchtgasfabrik  von  1598  Arbeitern 
1264  ohne  Krfolg,  1896  in  2  chemischen  Fabriken  von  919  Arbeitern 
788  mit  teilweisem  Erfolg  und  tSqo  in  einer  Zündhölzrhen-  und  Wichse- 
fabrik 260  Arbeiter  ohne  Erfolg  (  i<)oi  135).  Endlich  strikten  1901  in 
2  Oelfabriken  176  Arbeiter  mit  teilweisem  Erfolg. 

Die  Ijohe  Strikeziffer  im  Baugewerbe  entfallt  m  der  Hauptsache  auf 
die  Sammelrubrik  „Bauten  (Hoch-,  Wasser-  und  Eisenbahn-)".  1894 
strikten  in  dieser  Branche  von  18400  14499  Arbeiter  in  319  Betrieben. 
In  je  4  Strikes  hatten  »e  einen  vollständigen  und  keinen  Erfolg,  i  hatte 
teilweisen  Erfolg.  1895  strikten  in  104  Betrieben  von  8818  Arbdföm 
4466  und  es  hatten  10  Stiikcs  vollständigen,  3  teilweisen  und  6  keinea 
Erfolg.  1896  betrug  die  Zahl  der  Betriebe  121  mit  8497  beschäftigten 
Arbeitern  nnd  5321  Strikenden.  19  Strikes  waren  ohne  Frfolg,  11  von 
teilweisem  und  nur  6  von  vollständigem  Erfolg.    1897  s^ikteu  in  67  Be- 

')  a.  A.  (>.       SS  1. 

')  Die  ArbtfiUciDiitellungen  u.  ä.  w.  während  des  Jahres  1S9S.   Wien  lö^  b.töt. 
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trieben  von  10 105  Arbeitern  4914.  Ohne  Erfolg  waren  14  Strikes, 
7  hatten  einen  voUsUlndigen  und  9  einen  teilweisen  Erfolg.  1898  strikten 
in  106  Betrieben  von  19307  Arbeitern  1x781.  Es  waren  13  Strikes 
ohne  Erfolg,  während  32  einen  teilweisen  und  nur  5  einen  vollständigen 
Erfolg  hatten.^)  1S99  strikten  in  67  Betrieben  7816  Arbeiter.  Er- 
folglos waren  13  Strikes,  7  hatten  vollen  und  13  teil  weisen  Erfolg. 

1900  strikten  in  41  Betrieben  4012  Arbeiter.  Ohne  Erfolg  waren 
10  Strikes,  3  hatten  vollen  und  6  teiUcisen  Erfolg.  1901  endlich 
brachen  in  ?i  Betrieben  ebensoviel  Strikes  aus,  von  denen  5  vollen, 
6  teilweisen  Erfolg  hatten  und  10  erfolglos  blieben.  Beteiligt  waren 
hierbei  3  155  Arbeiter.  Von  den  Zimmerern  strikten  1895  in  2  Betrieben 
von  750  Arbeitern  650  und  1898  in  87  Betrieben  von  2  746  Arbeitern 
1994.  Zimmennaler  strikten  1895  ax2,  Kanalrftumer  1894  286  und  in 
demselben  Jahre  190  Dachdecker  (1900  756). 

Eine  bedeutendere  Buchdruckerstrikebewegung  fällt  nur  ins 
Jahr  1896  mit  365  Strikenden,  sowie  1899  mit  190,  1900  mit  195  und 

1901  mit  292  Sinkenden. 

Im  H.tndel  zeigt  das  Jahr  1897  eine  lebhafte  Strikebewegung,  an 
der  sich  360  in  der  Spedition,  300  im  Holzliaiidel,  235  im  K;!tTcc 
Handel  und  200  im  Agrumenliandcl  beschafti^'tc  .Arbeiter  beteiligten. 
1898  strikten  dann  noch  220  im  Kohlenhandel  beschäftigte  .Arbeiter, 
während  in  den  übrigen  Jahren  unserer  Beobachtungsperiode  erhebliche 
Arbeitseinstellungen  nicht  zu  veneichnen  sind. 

Im  Verkehrswesen  sind  drei  Strikes  der  bei  Pferdeeisenbahnen 
beschäftigten  Arbeiter  aus  den  Jahren  1894,  1897  und  190t  mit  209, 

2  190  und  aoo  Strikenden»  ein  Eisenbahnerstrike  im  Jahre  1900  mit  510, 
sowie  ein  Strike  der  bei  der  Schiffsverladung  thätigen  Arbeiter  aus  dem 
Jahre  1897  mit  285  Strikenden  zu  nennen.  An  2  Strikes  in  der  Holz- 
flöfserci  beteiligten  sich  iqor  \f^$  Arbeiter.  In  20  landwirtschaftlichen 
Betriehen  strikten  1900  600  .Arbeiter.  Kndli«  h  verdient  noch  der  Wiener 
Feuerwehrstrike  vom  Jahre  1896  Erwähnung,  an  dem  sich  von  298  Ar- 
beitern 236  ohne  Erfolg  beteiligten. 

Wenn  wir  an  der  Hand  der  vorstehenden  Uebersicht  auf  diejenigen 
Gewerbszweige  zurückblicken,  in  denen  Arbeitseinstellungen  gröfseren 
Umfangs  mit  einer  gewissen  Regehnässigkeit  sich  wiederholen  (mindestens 

3  innerhalb  $  Jahren),  so  sind  es  vor  allem  die  modernen  Grofsbetriebe» 

'1  In  mL-ihodolügischrr  Bpzithung  ist  hier  zu  beanstanden,  dafs  die  Tabelle 
k«*in<*  Ruhnk  für  Mawrcr,  Gvpsrr.  Tiinrh^r,  Erdarbeiter  mxd  Handlanger  aufführt, 
wiibrcntl  in  derselben  zu  hndcu  siud :  „Anstreicher  und  Lackierer,  Maler  und 
Lackierer,  Zimmemuler  und  Anstreicher''  30  gesondert  Im  einen  Fall  wird  «11c«  in 
einen  Topf  geworfen,  im  anderen  liegt  eine  Spezialidemag  s)'non)'mer  Begriffe  vor, 
mit  der  andi  nicbt«  Rechte«  auafancen  iit  Vielleicht  ist  die  Österreichische  Ge- 
werbcgcsctsgebime  schtild  an  diesem  Wirrwarr } 
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wie  der  Kohlenbergbau,  die  Grofsbetriebc  der  Textilindustrie:  Baum- 
woU-,  Flnrh«;-,  Jute-  und  Schafwollsj »Innereien  und  Webereien,  Seiden- 
warenfnlinken  und  Seidenwebereien,  Ziegeleien.  Steinbruche,  For/ellan- 
und  Stemgutfabriken,  Glashihriken,  Mas(  hincnfahiiken.  Kisengiefsereien. 
Metallwarenfabriken,  Ixdenabriken  und  Zurichtereiea.  An  einzelaea 
eklatanten  Beispielen  haben  wir  gesehen,  wie  hier  das  tägliche  ZusammeD' 
arbeiten  in  demselben  Betriebe  ein  so  lebhaftes  Bewufstsein  der  Gemdo' 
samlceit  der  Interessen  enseugt,  dass  eine  so  geringfügige  Veranlassung 
wie  die  Entlassung  eines  einzelnen  Arbeiters,  die  Niederlegung  der  Arbeit 
von  Hunderten  von  Arbeitern  zur  Folge  haben  kann.  Ein  zweites  Mo* 
ment,  das  den  Arbeitern  die  Gemeinsamkeit  ihrer  Interessen  zum  Be- 
wusstsein  bringt,  ist  das  Ziisararaenwohnen  in  Städten  Dies  trifft  zu  bei 
den  sieh  regelraäfsig  wiederholenden  umfangreicheren  Arbeitscinstelluni^en 
im  Baugesvcrlje  und  in  Bäckereien,  sowie  (eilsveise  in  den  rischlercicn 
und  Möbelfabriken,  wo  beide  Momente  zusaninicnwirken.  Seltener  koiumt 
der  Fall  vor,  dafs  ohne  das  ZutreiTen  dieser  beiden  Momente  die  imter 
das  Existenzminimum  herabgesunkenen  Löhne  die  \*erzweifelnden  Arbeiter 
zur  Arbeitseinstellung  drängen,  wie  dies  bei  den  Glasschleifern  im  Be- 
zirk Gablonz  und  Starkenbach  wiederholt  der  Fall  war.  Vom  letzten 
grolsen  Strike  im  Jahre  i^oS  wurden  26  Grofs-  und  169  Kleinbetriebe 
betroffen.  Der  ganze  Verlauf  dieses  horhst  interessanten  Strikes  lecht» 
fertigt  es,  wenn  wir  ihn  etwas  eingehender  behandeln.  ^)  Die  allgemeine 
Lage  zur  Zeit  des  Aushrnrh«;  des  Strikes  wird  in  den  Berichten  der 
k.  k.  (fcwerbeinspektoren  über  ihre  Amtstliätigkeit  im  Jahre  1S98 
folgendermafsen  geschildert:  -) 

„In  der  Gablonzcr  Glai»nidubtrie  hatten  die  Luiiue  in  der  ersten 
Hälfte  des  Berichtsjahres  einen  Tiefstand  erreicht,  der  mit  den  Verhält- 
nissen unvereinbar  schien  und  zu  einer  Lohnt^wegung  führte,  wdcbe 
wenigstens  in  der  Perlen-  und  Krystalleriebranche  eine  Aufbesserung 
der  Löhne  zur  Folge  hatte.  Die  Ursachen  dieser  Lohnbewegung  waren 
sehr  verschieden.  Abgesehen  davon,  dass  die  Erzeugnisse  dieser  um- 
fangreichen und  vielgestaltigen  Industrie  —  zumeist  Luxusartikel  —  teil- 
weise nur  für  den  augenblicklichen  Bedarf  liergcstellt  werden  und  grofsten- 
teils  der  Mode  unterlie:;eii,  wodurch  Ueberhäulungcn  mit  Aufträgen  niu 
vollständiger  ( ie>chaftslosii;keit  in  den  einzelnen  Branchen  albuoü 
wechseln  und  aur;>crgewohniiche  Preis.seh\vankungeu  ent.steheu,  hat  in  den 
letzten  Jahren  die  Entwicklimg  der  arbeitsparenden  Methoden,  die  imbe- 
sonnene  Konkurrenz  unter  den  bei  der  Erzeugung  beteiligten  Exporteuren, 
Lieferanten  und  Arbeitern,  das  Ueberangebot  von  Arbeitskraft,  der  be- 
dauerliche Rückgang  der  Qualität  der  Erzeugnisse  u.  dgL  zu  einer  all- 


*}  Die  amtliche  Statistik:  Die  Arbeitseinstellaiigeii  etc.  viliMiid  d.  J.  tSsS 
widmet  diesem  Strike  aUein  20  Seiten  des  Anhangs  S.  2S7— 107. 
».  a.  O.  S.  281. 
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gemeinen  geschäftlichen  und  Produktionskrise  gefühlt.    Diese  bedaun- 

liehen  Zustände  haben  sich  namentlich  in  letzter  Zeit  bedeutend  ver- 
schärft, trotz  der  vorherpfefr-ingenen  I.ohnkämpfc  und  Ver^^iiche,  durch 
Fests(,'t/.ung  von  Minimallöhiien  dein  gewaltigen  Preisdrucke,  sowie  der 
Verschlechterung  und  Entwertung  der  Erzeugnii«;  zu  begegnen,  und  bei 
den  einseelnen  Zweigen  der  Arbeiterschaft  einen  drückenden  Xoti>taud 
herbeigeführt.  In  den  sahlreichen  im  Monate  Mai  und  Juni  1898  ab- 
gehaltenen  Glasarbeitervereammlungen  wurden  die  kritische  Lage  und 
die  Mittel  zur  Abhilfe  des  Notstandes  besprochen  und  im  allgemeinen 
die  Forderung  aufgestellt,  duich  eine  seitens  der  Regierung  einzuberufende 
En(iuete  die  Arbeiter  und  Unternehmer  über  die  Verhältnisse  einzuver- 
nebmen  inid  auf  Grundlage  dieser  Kiuiuete  Mafsnahmen  zur  Regelung 
der  Löhne  und  Beseitigung  der  herrschenden  Uebelstände  zu  treffen. 

Die  Hohlglasperlenarbeiter  (Bläser  und  Fertigmacher,  welche  den 
Massenartikel  —  die  metaltinerten  Formperlen  —  erzeugen),  deren  Lage 
ftufterst  kritischr  war.  traten  am  11.  Juni  in  Strike,  um  die  Bewilligung 
ihrer  Forderung:  Zahlung  der  Mittimallöhne  vom  Jahre  1895,  welche 
vor  dem  Ausbruche  der  Bcwetjung  bis  auf  60  Proz.  des  früheren  Be- 
trages gestinken  waren,  zu  erlangen.  Bei  der  am  18.  Juni  bei  der  Be- 
zirkshaupiniannschafi  (iablonz  stattgehabten  Beratung  zwischen  den  Ex- 
porteuren, Lieferanten  und  Arbeitern  der  Perlenbranche  wurde  beschlossen, 
Itir  neue  Ferlenaufbräge,  d  L  fttr  Aufträge  vom  13.  Juni  1898  ab,  die 
'Minimallöhne  des  Jahres  1895  zu  zahlen;  fttr  die  Glasperlenaufträge,  die  vor 
dem  13.  Juni  g^eben  wurden,  haben  die  Exporteure  einen  i  o  prozentigen 
und  die  TJeferanten  einen  5  prozentigen  Aufschlag  gewährt." 

Der  inzwischen  ausgebrorhene  Strike  der  Krystallglasschleifer  in 
Mor(  henstern,  Desseudorf,  Przicliowitz,  Polaun  u.  s.  w.  wurde  in  ähnlicher 
Weise  unter  Vcrniittelung  der  Bczirkshauptmannschaft  Gablonz  durch 
Gewährung  der  Minimallöhne  vom  Jahre  1890  und  einiger  weiterer 
Vergünstigungen  am  29.  Juni  beigelegt. 

Die  Strikes  der  FlacoDglas»  und  der  Serviettenringschleifer  waren 
ebenfalls  von  kurzer  Dauer,  aber  ohne  nennenswerten  Erfolg. 

Die  am  2.,  4.  imd  5.  Juli  1898  zu  Gablonz  abgehaltene  Enquete  über  den 
Notstand  in  der  Glasindustrie,  an  welcher  Vertreter  des  Ministeriums  des 
Innern,  des  Handelsministerium.s,  der  Statthalterei  und  der  Bezirkshauptmann« 
Schaft  Gablonz  teilnahmen,  befafste  sich  am  ersten  Tage  mit  der  Formperlen* 
Industrie,  am  zweiten  mit  der  Krystalleriebranche  und  am  dritten  mit  der  Glas- 
ringindustrie. Bei  diesen  Verhandlungen  wurden  die  allgemeinen  Verhältnisse, 
sowie  die  Ursache  der  gegenwärtigen  Krise  durch  Einvernehmung  der  Ex- 
porteure, Lieferanten  und  Arbeiter  erläutert  und  den  betreffenden  Inter- 
essenten Gelegenheit  gegeben,  \'orschlägc  über  Mittel  und  Wege  zur 
Behebung  der  Notlage  zu  maclun.  Als  Resultat  der  Enquete  über  die 
Formpcrlenindustric  ist  die  Gründung  der  Produktivgenossenschaft  der 
Hohlperleoerzeuger  des  politischen  Bezirks  Gablonz  anzusehen.   Bis  zum 
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20.  Oktober  189S  >'md  der  Genossenschatt  ca.  800  Blaser  und  40  Lie- 
feranten als  Mit^'lietier  beigetreten.*)  Die  beteilij^ten  Perlenbla:»cr  er- 
halten von  der  Genossenschaft  die  Formen  unentgeltlich.  Die  fertigen 
Perlen  werden  an  das  in  Gablonz  errichtete  Warenhaus  abgeliefert, 
welches  die  Exzeugnteae  an  die  Exporteure  verkauft.  Eine  erfolgrcidie 
Thjitigkeit  der  Genossenschaft  wurde  dadurch  gesichert»  dafs  der  Rob> 
glasfabxikant  Jos.  Riedel  in  Polaun  ftir  eine  Reihe  von  Jahren  unm> 
zinslich  und  filr  die  Spätere  Zeit  unter  sehr  gfinstigen  Bedingungen  em 
Kapital  von  100000  Fl.  zur  Verfügung  stellte,  wozu  die  Regierung  noch 
weitere  1 2  000  Fl.  beisteuerte.  Die  Erhaltung  der  errungenen  Löhne 
und  einer  guten  Qualität  der  Ware  sucht  die  Genossenschaft  dadurch 
zu  sichern,  dafs  sie  ihre  Mitglieder  verpflichtet,  nur  für  die  Genossen- 
schaft zu  arbeiten  und  damit  alle  ihr  nicht  beitretenden  Exporteure 
boykottiert.  Zur  Durchfuhrung  der  hier  kurz  skizzierten  Grundgedanken 
hat  das  im  Anhange  der  amtlichen  Statistik  abgedruckte  Statut  der  Ge« 
nossenschaft  in  79  Paragraphen,  zu  denen  noch  eine  Geschäftsordnung 
kommt,  bis  ins  einzelnste  Detail  gehende  Bestimmungen  getroffen. 

Als  Fazit  dieses  bemerkenswerten  Strikes  ergiebt  sich,  dafs  durch 
fortgesetzten  Lohndruck  eine  solch  elende  Lage  der  Arbeiter  und  eine 
solch  minderwertige  Qualität  der  Ware  herbeigeführt  worden  war,  dais 
sie  den  Fortbestand  der  Indu'^trie  ernstlicli  gefährdete  und  sopr  die 
Unternehmer  davon  überzeugte,  dafs  nur  durch  eine  Verbesserung  der 
Lohne  abgeholfen  werden  könne.  Diese  Ueberzeugung  ging  soweit,  dafs 
sogar  ein  Fabrikant  ein  gröfseres  Kapital  zur  nachhaltigen  DurclifuUrung 
dieser  Mafsrcgcl  zur  Verfügung  stellte.  Fürwahr  eine  bei  dem  Gros 
unserer  Fabrikanten  seltene  Höhe  der  Erkenntnis! 

Hinsichtlich  des  Alters,  Geschlechts  und  der  Qualifika- 
tion der  Arbeiter  geb^n  wir  folgende  Uebersicht,  die  sich  auf  29  Strike- 
(alle  im  Bergbau,  von  denen  32  Betriebe  ergriffen  wurden,  und  auf  226 
StiikeflUIe  in  der  Industrie  (inkl.  Handel  und  Transportwesen),  von  denen 
853  Betriebe  im  Jahre  1898^)  ergriffen  wurden,  bezieht: 


'1  Wie  aus  den  Berichten  der  „Sozialen  Praxis"  (Julirg.  Vlll,  Sp.  241  ff.  und 
269  fr.  tmH  IX  Sf).  306)  /u  entnehmt  II  ist.  sind  die  Betriebscrp*'hnissr-  der  Genossen- 
schaft anil.iurrnd  piinsti;;;  ;^<'\vc<5<*n.  l!i  i  di  r  Hauptversammlung  der  Produkliv- 
gcnossensciiuti  am  o.  .Mai  ryoo  wuni'  berichtet,  dafs  sich  der  Arbeitslohn  um 
375  **0  C)  g«=älcigerl  hat;  so  bei  der  Mullperic  von  2  auf  9'/,  Kr.  Die  IkschaffeB- 
heit  der  Ware  hat  sich  ganz  erheblich  gebessert;  wShrend  firOher  mit  lO  und  15**, 
Sekuodaperien  gerechnet  werden  mufste,  betragt  dieser  Prosentsats  der  Prodtiktioa 
jetzt  blofs  I — 2  Der  Warenamsatz  hat  sich  sehr  befriedigend  gestaltet  oad  dk 
Zahl  der  Mitglieder  stieg  von  700  auf  1237  (Soz.  Praxis,  IX.  Jabrg.  Nr.  36  voa 
7.  Juni  Sp.  93a). 

^)  Die  Tabelle  lindel  sich  letztmals  in  dem  Quellenwcrk  über  das  Jahr  1S99. 
Hier  ist  aber  biofs  mehr  die  Zahl  der  »trikenden  Arbeiter,  nicht  auch  diejeatge  der 
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Anzahl  der  in  den  ergriffenen  Betrieben 


vor  dem  Aiu- 
stande  betdUtf* 
tigten  Aibclter 

Proc 


solnt 


aUer 

Ar- 
beiter 


der  strikenden 
Arbeiter 

Proc  der 
betch.  Ar« 

beiter  der- 
selben Ka- 
gorie 


Proz. 
Ab-  der 
solut  Stri- 
kenden 


Der  von 
den  Stri- 
kenden X. 
Mitfcicm 

geiwunge- 

nt-n  Ar- 
beiter 


Grubenarbeiter : 


Hiner  .... 

3993 

39.67 

3225 

45.77 

80,77 

5* 

Förderer  .   .  . 

2626 

26,09 

2230 

3i.«S 

84,9a 

— 

Säuberer  (Gmbell> 

j  unfern)  . 

539 

5'35 

327 

^M 

60/17 

3> 

/.  11  >  :i  m  m  c  n  . 

7  'S* 

71,11 

57Ö2 

02,00 

>>U,70 

Ol 

laf^rarbcitcr 

-  SS 

raämmlicli 

2  2oO 

22,65 

995 

14,12 

43.64 

267 

wciblidi   .   .  . 

430 

170 

*»4i 

39o4 

3 

jogendlkh.   .  . 

QO 

I  AI 

CO  00 

zusammen  . 

2  908 

28  80 

1  264 

1  7  Q  J. 

4jt'  / 

27  C 

mch  dem  Alter 

mter  16  Jahr  m. 

198 

Ii97 

99 

50,00 

6 

weiblich  . 

zus..  . 

^198 

1,97 

99 

«4' 

50,00 

6 

über  16  Jahr  m. 

Q4'l8 

0'*.76 

6777 

y6,i8 

71. Si 

m8 

weiblich  . 

430 

4>27 

170 

2,41 

39.54 

2 

> 

<ttS.  .  . 

9868 

98,03 

6947 

98,59 

70,40 

Gelernte     männlicli . 

24243 

43>'  > 

*  5 

4Ö.3O 

1  73a 

• 

weiblich  . 

6629 

11,80 

5021 

I5i40 

75,74 

450 

k> 

0 

zus.  .  . 

30874 

S4>95 

30771 

63,69 

67,«8 

2  182 

a. 

\t. 
e 

Ungdemte  minnlich. 

i86tt 

11.16 

8891 

27,26 

AT.72 

2  178 

n 

weiblidi  . 

4394 

7.64 

2338 

6,86 

52,12 

 5i?_ 

c 

zus.  .  . 

22927 

40.81 

II  129 

34»i3 

48,54 

2728 

3 

Lehrlinge  maiHilich  . 

2234 

3.08 

577 

>,77 

2-. 83 

«9« 

weiblich  . 

 isp 

0,27 

•35 

0,41 

90.00 

I 

e 

zus..  . 

2384 

4,34 

712 

2,18 

"29,87 

192 

nach  dem  !\\.Xcr 

unter  1 6  Jahr  m. 

1897 

3,38 

20,36 

228 

weiblich  . 

913 

1,62 

3'o 

0.95 

33.96 

104 

zns. .  . 

3810 

810 

"  2,48 

«8.83 

.1 

ttber  16  Jahr  jn. 

43215 

76.92 

24718 

73,80 

57,20 

3873 

n 

weiblich  . 

10 160 

i8,oS 

7084 

21.72 

69,72 

897 

SttS.  .  • 

53375 

9$,«> 

31  802 

97,5» 

59.58 

4770 

mSanlich 

54748 

82,64 

32094 

80,93 

58.62 

4  445 

a 

weiblich  .  . 

1 1  503 

17,36 

7. «164 

19.07 

66,76 

1  003 

znaanmen 

66251 

100,00 

39658  100,00 

59,86 

S458 
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Die  Zaitl  der  männlichen  Arbeiter  überwiegt  in  den  von  den  ätrikes 
ergriffenen  Betrieben  (82,64  Proz.)  gegenüber  den  weiblichen  bedeutend 
(i7i36  Froc).  Dagegen  beteiligten  sich  die  weiblichen  Arbeiter  stSrker 
an  der  Sbrflcebewegung  als  die  männlichen.    Es  strikten  von  ihnen 

65,76  Proz.,  während  von  den  männlichen  Arbeitern  nur  58,62  Pros, 
strikten,  so  dafs  ihr  Prozentanteil  an  der  Gesamtzahl  der  strikenden 
19.07  gegenüber  nur  17.36  Proz.  der  (resaratzahl  der  besch.aftijj:tcn  .•Ar- 
beiter beträfet.  Die  stärkere  Beteiligung  der  weiblichen  Arbeiter  an  den 
Arbeiterbewegungen  zeigt  sich  bei  den  industridlen  .Arbeitern,  wo- 
Frauenarbeit  allein  in  greiserem  Umfang  in  Betracht  kommt,  bei  sämt- 
lichen hier  unterschiedenen  Kategorien.  Von  Einflufs  mag  dabd  der 
Umstand  sein,  dafs  das  Weib  als  Individuum  viel  weniger  entwickelt  ist^ 
als  der  Mann  und  dafs  es,  wie  es  sich  auf  anderen  Gebieten  nicht  leicht 
dem  Zwange  der  Mode  zu  entziehen  vermag,  sich  auch  einer  gemein- 
samen Klasseii})e\vogung  viel  leichter  ansrhliefst.  Diese  Lharaktereigen- 
tumlichkeit  des  Weibes  ist  so  scharf  ausgeprägt,  dafs  sie  dem  Manne 
gegenüber  trotz  mangelnder  Organisation  und  veikfimmerter  Vereini- 
nnd  Versammlungsfreiheit  den  V<mrang  absnigewionen  vermochte. 

Durchweg  sind  ferner  die  gelernten  Arbeiter  an  der  Strikebewegung 
stärker  beteiligt,  als  die  ungelernten:  es  strikten  im  Bergbau  80,76  Proz. 
der  Grubenarbeiter  (1899  82,43)  und  nur  etwas  mehr  ah  die  Hälfte  der 
Tagarbeiter  43,17  Proz.  (1800  17,57);  in  der  Industrie  67,28  Proz.  der 
gelernten  {1899  77,74)  und  nur  48,54  Proz.  ^1899  21,49)  der  unge- 
lernten Arbeiter. 

Erhebliche  Untersdiiede  zeigen  die  Zahlen  der  strikenden  Jugend* 
liehen  Arbeiter  im  Bergbau  und  in  der  Industrie,  während  in  ersterem 

50  Proz.  jugendliche  (1H99  3,19)  und  70,40  Proz.  (1899  96,81)  er» 
wachsene  Arbeiter  sich  am  Strike  beteiligten,  wnren  es  in  der  Industrie 
nur  28,83  ^*ro7  (1899  2,71)  jugendliche  und  59,58  (1899  97,29)  Pro«, 
erwachsene  Arbeiter. 

Die  Zahl  der  von  den  strikenden  zum  Mitfeiern  gezwungenen  Ar- 
better  ist  recht  gering,  sie  beträgt  nicht  ganz  der  Strikenden  und 
Vit  der  vor  Ausbruch  des  Strikes  beschäftigten  Arbeiter. 

Eine  Veigleichung  dieser  Verhältnisse  ist  für  die  Jahre  1894 — 1897 
wegen  mangelnder  Zahlen  fUr  den  Bergbau  nicht  möglich  und  wir 

vor  <!<  m  .\ustande  bc.>chuftit;tcn  Arbciif  f  nnchgcwit-scn.  Pn  dir  Tnhrllr  pro  t8o8 
instruktivrr  ist,  haben  wir  diosr  vorg.  /  >;^c«.  In  den  au»  1900  und  1901  bezüg- 
lichen Nachwnsunjjen  scheint  ein  rcdakui>ncllcs  Versehen  uiU«'rlaufen  zu  SCID»  In  der 
Einlntun«  S.  ä  (bczw.  S.  7)  ist  der  auf  diese  Tabelle  bcillgliche  erlSatemde  Text 
(Von  den  Worten  „Wns  die  Gnippierong  der  Arbeitencfaaft  anbetrifft  bis  Ansprach 
macben")  wörtlich  aus  dem  Vorjahr  Übernommen,  aber  die  zu  der  Erläuterung  ge» 
harige  labrllr  (Tabrllc  III  \  der  Xachweisungen  über  das  Jahr  1899)  fehlt 
Quaodoquin  dormiui  divus  liomenisl 
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müssen  sie  uns  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  auch  für  dk  Industrie  ver» 
sagen. 

Was  mm  Reginn  und  Dauer  der  Arbeitseinstellunfjen  anlangt, 
so  cntnekn  die  Arbeitseinstellungen  auf  die  einzelnen  Jahreszeiten,  wie 
folgt: 

1894  1895  1896  1897  1898 

Anast^  Str.*  Avssl.  Str.    Annt.    Str.    Avs«t.  Str.    Airnt.  Str. 
Frflhjahr    .   77   51^57     66   13942     ii3   17776     96  90389     log  16631 

Sommer.  .  25  290a  80  1113S  91  10210  69  9949  74  13028 
Herbst  .  .  25  8410  32  2804  58  17370  45  4377  35  <'237 
Winler  .    .    45     4492     31      1708      44    2o^j6     36     3752       38  37eia 

1899  >900  1901 

Annt.      Str.  Ausst.  Str.  Aiust.  Sir. 

Frtthjahr     9S      «690$  115  ^0415  86  7392 

•  Sommer      94       10652  72  6735  81  8443 

Herbst        80       I0528  44  3138  52  4239 

Winter       39        6675  72  74840  51  4796 
*  AoBstlnde.   *  Strikende. 

Für  alle  acht  Jahre  zusammen  entfallen 

auf  das  Frühjahr  758  Ausstände  mit  173710  strikendcn  Arbeitern 
„  den  Sommer  586      „        „     73057      „  „ 
„    „  Hcrbrt    371       „        „     57163      „  „ 
»    „  Winter    356      „  120903      „  „ 

Im  Dtirdischnitt  nimmt  das  Frtthjaihr  sowohl  nach  der  Anzahl  der 
Ausstände  wie  nach  der  Zahl  der  sinkenden  Arbeiter  die  erste  Stelle 
ein,  während  sich  im  übrigen  mit  der  Temperatur  auch  die  Strikelust 
abzukiihlen  scheint.  Nur  das  Jahr  iqoo  macht  eine  Ausnahme.  Die 
ver^^leichsweisc  gmfse  Zunahme  an  Ausständen  in  den  VVintermonaten 
1900  wurzelt  nicht  nur  in  der  mächtigen  Sirikebewegung  in  den 
böhmischen,  mährischen  und  schlesischen  Kohlenrevieren,  welche  im 
Januar  ihren  Anfang  nahm  und  sich  bis  ins  Frühjahr  hinzog,  sondern 
hangt  auch  zusammen  mit  einem  zahlreicheren  Auftreten  von  Strikes  in 
den  meisten  Industriezweigen. 

Die  meisten  Strikes  waren  von  sehr  kurzer  Dauer. 

Es  dauertcD  in  Pnmnten 


1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1S99 

1900 

1901 

1— ^ 

5  Tage 

u.:6 

5 1  ,So 

54«87 

55,69 

54,66 

55,12 

59,2 

6- 

10  „ 

20,35 

10.74 

J3J7 

•5,85 

16,47 

14.47 

18,48 

16,3 

6— 

25  tt 

37.2« 

31.57 

29.51 

32,92 

32,95 

26.4 

30, » 

3».9 

1— 

30  „ 

89.54 

85.16 

8393 

81,04 

89,82 

85.20 

88,45 

93-7 

31  _ 

60  „ 

6,98 

9-57 

10,50 

4,88 

6,26 

9i03 

■1,05 

'-5 

6j  — 

•100  „ 

«.74 

4,79 

4,26 

2.45 

3,53 

4,81 

4  95 

0,8 

über 

100  „ 

»,74 

0,48 

1,31 

1.63 

0.39 

0,96 

1,65 
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Hiemach  entfallen  mehr  als  die  Hälfte  aller  Ausstände  auf  jene  in 
der  Dauer  von  i  —  5  Tagen,  was  zum  Teil  auf  die  vielen,  nur  kiinr  an- 
daueradeii  alljährlich  in  den  Baugewerben  stattfindenden  Arbeitsein- 
stellungen ziirückzufiihreii  ist.  Aehnliches  gilt  auch  Itir  den  Bergbau,  io 
welchem  sich  die  Ausstände  ebealalk  nicht  hinzuziehen  pflegen. 

Die  durchschnittlicbe  Dauer  der  Ausstände  betrug: 

1894  12,34  Tilge  1898     Il.lü  Tage 

1895  13,00     „  1899    14,00  ., 

1896  is^    „  1900  14,56 

1897  ia,47    M  190«     B»8  „ 

Der  längste  Slrike  währte  im  Jalire  1694  136,  im  Jahre  1S05  122, 
im  Jahre  1896  191,  im  Jahre  1897  211,  im  Jalire  1898  153  Tage,  im 
Jahre  1899  135  Tage,  im  Jahre  1900  370  und  im  Jahxe  1901  95  Tage. 
Von  diesen  langdauemden  Strikes  sind  besonders  wichtig  diejmigen  in 
den  Porzellanfabriken  in  DaUwitz  (1896)  und  Aich  (1897),  bei  denen 
geringfügige  \  eranlassungen  mit  grofser  Hartnäckigkeit  durchgeführte 
Kämpfe  hervorriefen.  Die  eigentliche  Ursache  des  Strikes  war  in  beiden 
Fällen  die  Neuorgani?;ierung  des  Betriebes,  der  sich  die  Arbeiter  wider- 
setzten und  die  Entlassung  des  neuangeslellten  Direktors  verlangten. 
In  beiden  Fällen  wurde  die  Ibuptforderung  der  Arbeiter  abgelehnt, 
während  in  Dallwitz  den  Arbeitern  untergeordnete  Zugeständnisse  gemacht, 
in  Aich  aber  sämtliche  Fordeningen  verweigert  wurden.  In  beiden 
FäHen  mufsten  die  wühlorganisierten  Arbeiter  tmterliegen,  weil  ae  — 
wenn  wir  die  Aeussenmgen  der  beiden  Parteien  richtig  interpretieren  — 
die  Aufrechterbaltung  einer  veralteten  Betriebsweise  forderten. 

V  e  r  n  1  a  s  s  u  n  g  zur  Arbeitse!n5?tellung  gaben  bei  den  in  den  adit 
Jahren  vorgekommenen  2071  Ausständen: 

Uiuufriedcnbeit  mit  den  Lohnen    .    .  933  mal  =  45,0  Proz.  aller  Strikes 

Unzufriedenheit  mit  der  .\rbeitBdaiier .  406    „         19,6  „  „ 

K.ntbss»inf;rn  von  ArbeiUm  ....  285    „    =  13,7  „  „  „ 

Lobnrcduktionen   212,,=^  lo,a  „  „  „ 

Uiuufriedenhcit  mit  der  Arbeits,  bezw. 

DietwtordnuDg   lai    „   =    5.8  „  „  „ 

VcrlSRgcniiig  der  Arbeitsdaaer  ...  50  „   3»  3,4  „  „  ., 

Verhältnismafsig  kamen  diese  5  Hauptursachen  in  den  S  Jaliren: 

bei  Prozenten  aller  Strikes 

1894     1895     1896     1897     1898     1899  1900  1901 

l.'nzufricd»-idu'it  mit  iL  ti 

Luhncn  30,81    42,58    45.«»o    47,15    48,63    45,98  50,17  43,0 

UanfriedeDbeit  mit  der 

Arbeitsdauer    ...    11,05    >4>83   Sl,97   19,11   Sl.t;   23,47  aa,77  17,0 
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Entlassnngeii  von  Arbei*  1894  1895  1896  1897  1898  1899  1900  1901 

t«rrn   »9.77  14.83  53.17  13.0«  14.12  12,86  !i,88  13,3 

Lohnrcduktioaen  .    .    .  13,37  9<09  9il8  10,57  12,94  9t32  8,58  10,4 

Unsttfricdeiüieit  mit  der 
AibeitS'  b«nr.  Dienst- 

Ordnung   9,30  3,83  3,93  7,3a  7,84  5,79  4,6s  5,6 

VerlSttgenmg  d.  Arbeits' 
d«ner   1»9I     «,87     «,30     2,03     3,53     1.19     a,3i  a,6 

in  Betracht 

Die  Unzufriedenheit  mit  den  Löhnen  gewinnt  als  Veranlassung  ron 
Strikes  stetig  an  Bedeutung,  noch  stilrker,  wenn  auch  nicht  so  stetig  ist 
die  Sleigenn^  bd  der  Unsufrtedenheit  mit  der  Aibdtsdauer«  während 
nch  bei  den  übrigen  Hauptursachen  von  Strikes  eine  bestimrote  Ten- 
dens  nicht  nachweisen  läfst. 

Auf  die  Crofs-  und  Kleinbetriebe  verteilten  sich  wenn  wir  die 
Strikes,  die  ,,zum  Teil  Grofshctriebe"  betrafen,  wepen  ihrer  jjcinijen  Zahl 
unberücksichtigt  lassen  —  die  Hauptveranlassungen  folgenUei  mafsen : 

Nur  Grofsbetriebe 

1894        1895        1896  1897        1898        1899  1900  1901 

Zahl  Pro».  Zahl  Pros.  Zabl  Praa,  Zahl  Proz.  Zabl  Pro«,  abi.  Proz.  abs.  Proi.  ab«.  Pros. 

der  Strikei&lle 

lakttoo  der 

«hDe.   .    .  19    13,67    15     9i8o   33    11^7  23    12,37   26    14,05    27  10,80  20    9,30   25  11,7 

nfripdcnheil 

i.d.  Löhnen  38    27.34   61    39,87    86   42,16  83   44,62    77    41,62110  44.00  107  49,77    9I  42,5 

ofriedenheit 
dt  der  Ar- 

(itsdaoer  .  13  9,35  I2  7,84  29  14,22  28  15,05  25  13,51  49  I9i60  39  18,14  ^  I3t> 
ilicbige  Vor- 

ciciTXe  .  .  10  7,19  13  8,50  18  8,8a  18  9,68  20  10,81  10  4,00  6  2,79  15  7,0 
liuung  von 

^tem .   .  33  23,74  S7    17,65  33   16,18  27    14,52  21    16,76  33  13,20  39  13,49  26  12,1 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  dafs  nur  in  Cirofsbetheben. 
1894    139  1898  185 

'53  '^9^ 

1896  204  1900    21 s  und 

1897  1S6  1901  214 

Stnkefäüe  vorkamen,  worauf  sich  die  ProzeDtzahlen  beziehen. 

Nur  in  Kleinbetrieben  ereigneten  sich 

1894  189S  52 

1895  44  1S99  53 

1896  73  1900  77  imd 

1897  50  1901   47  StrikcfiUlc. 
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Davon  entfielen  auf  die  Hauptveranlassungen 


1804 

89s 

189S 

1899 

1900 

190t 

abs.  Proz^. 

abs. 

Proi. 

abs. 

Proz. 

abs.  Proz. 

abs.  Proz. 

abs.  Proz. 

abs.  Prox. 

abs.  Pros. 

Reduktion  der 

LfilHM .    .  * 

3 

11,11 

4 

4 

5^ 

2 

4,00 

7 

I3y*« 

«  3.77 

5  M9 

Unzufriedenheit 

m.  d.  Löhnen 

i4 

21 

47.73 

40 

54,80 

30 

60,00 

35 

67.3» 

29  54,72 

3»  49.35 

19  ¥H 

Unzufriedenheit 

mit   der  Ar* 

beitsdauer 

3 

11,11 

i7 

38*64 

H 

30,00 

17 

20  37,73 

«7  35iö* 

16  34.» 

Mifiliebige  Vor- 

gcsetst«  .  . 

t 

3»7o 

1 

».«7 

3 

4," 

1 

2,00 

1 

1.9« 

1  1,9a 

3  «4 

Entlassung  van 

6,8a 

8,22 

Arbeitern .  • 

1 

3.70 

3 

6 

5 

10,00 

5 

9,62 

7  9.6a 

6  7.79 

«  «TP 

.  Die  Redulction  der  Löhne  ist  im  allgeineiiien  häutiger  in  Gro&be'- 
trieben,  die  Unsufriedenheit  mit  den  Arbeitslöhnen  hänfiger  m  Klein- 
betrieben die  Veranlassung  zu  Strikes;  mifsliebigt  Vorrjesetzte  und  Ent» 

lassimgcn  von  Arbeitern  überwiegen  bei  den  Grofsbetrieben,  Un/ufiieden- 
hett  mit  der  Arbeitsdauer  bei  den  Kleinbetrieben,  was  in  der  Natur  der 
beiden  Betriebsformen  begründet  erscheint. 

Arbeitseinstellangen  mit  überwiegend  gelernten  Arbeitern 
kamen  vor: 

1894  147  1898  200 

i«9S  »63  1899  «SS 

1896  3S7  1900  S70  nnd 

1897  194  1901  23^* 
Davon  entfiden  anf  die  Hanptvennlattungen: 


1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899  1900 

1901 

Abs. 

ffWt. 

«bt» 

Pro«. 

ab«. 

Pros. 

«bs. 

Pros. 

«bs. 

Pros. 

Abs.  Pros.  Abs.  Pros.  Abs.  Pros. 

Reduktion  der 

Löhne  ...  23 

»5.65 

17 

io.43 

21 

8,17 

22 

n,34 

24 

12,00 

ai    8,24  23  8,53 

25  ii.o 

Unzufriedenheit 

n»  d.  Löhnen  41 

27,89 

70 

44,94  "3 

43.97 

81 

41.75 

9S 

47.50 

115  45,10  132  48,89 

93  40^ 

Unzufriedenheit 

mit  der  Ar- 

bcHsdmiier    .  15 

10,20 

22 

•3.SO 

59 

22,96 

3« 

18,56 

48 

24.00 

60  23,53  66  24,44 

38  16,7 

Mifsliebige  Vor- 

7.48 

10    3,92    5  1,85 

18  7,9 

gesetzte    .  .11 

9 

5.52 

20 

7.78 

»4 

7,22 

16 

8,00 

Entlassung  von 

26 

12,84 

i5.>o 

38  14,90  31  ".48 

Arbcätem.   .  32 

21,77 

»5.95 

33 

31 

30 

«5.«» 

34  14.9 

Uebenviegend  ungelernte  Arbeiter  betrafen 

1894  25  1S98  55 

1895  46  1899  56 

1896  48  1900  33  und 

1897  5a  1901   42  StrikelUI«. 
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Davon  entfielen  auf  die  Hauptveraniassungen 


1 

894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900  1901 

ab«. 

Prot. 

abt. 

Pro», 

abs. 

Proz. 

aba« 

Proa« 

aba. 

Profti 

ab«.  Pn». 

abs.  Proz.  abs.Proc, 

JCeduktion  der 

Löhne ...  — 

^_ 

a 

4.35 

7 

14.5« 

4 

7.69 

9 

16,36 

8  I4|39 

3    9.09    3  7»! 

Uniufricdenlirit 

m.  (1.  Lohnen  12 

48,00 

»9 

41.30 

26 

54.17 

iS 

29 

5».73 

2S  50,00 

20  60,61  23  54,8 

U  nzufricdenbeit 

mit  der  Ar* 

beitsdauer    .  4 

16,00 

9 

19.57 

8 

16.67 

II 

«,15 

6 

10,9t 

13  »^l 

3    9^    8  19,0 

Mißliebige  Vor* 

10,87 

geMtite   .   .  — 

S 

1 

a,o8 

5 

9.62 

5 

9,09 

i  1.79 

t    3.03    I  a.4 

Entlassung  von 

Arbeitern .  .  a 

8,00 

5 

10,87 

6 

1 

».9* 

6 

>o.9l 

a  3»*7 

5    5.»5    »  4,8 

EKe  Unzofnedenbeit  mit  den  Löhnen  trat  häufig  fad  den  Über> 
wiegend  ungderaten  Arbeitern,  die  Unaufriedenheit  mit  der  Arbeitsdauer, 
Entlassung  von  Arbeitern  bei  den  gelernten  Arbeitern  als  Strikeursache 
hen'or.  Bei  den  Strikes  mit  überwiegend  weiblichen  Arbeitern,  die  wir 
ihrer  geringen  Zahl  we^en  nicht  besonders  aufführen,  spielte  die  Un- 
zufriedi-nheii  mit  den  Lt^lineii  eine  Hauptrolle. 

Bei  einer  grofscn  Zaiil  von  Arbeitseinstellungen  wird  nicln  blofe 
ein  Beweggrund  als  Veranlassung  angeflihrt,  sondern  eine  Mehifaeit  von 
Motiven.  Das  Zusammenwirken  diMer  Motive  einheitlich  danustdlen 
ist  nicht  einfach,  weil  die  Kombinationen  sehr  vielseitig  sind.  In  den 
Publikationen  ist  sowohl  das  isolierte,  wie  das  kombinierte  Auftreten  der 
verschiedenartigsten  Veranlassungen  tabellaris<  li  dargestellt.  Jedoch  sind 
die  früheren  Veröft'entlichungcn  mit  denen  von  1898  ab  nicht  %'er- 
glcKhliai  wegen  <les  Hinzukoinnions  des  ]5er;4l)aus  in  letzterem  Jahre, 
und  die  Wiedergabe  dieser  kutnbinierteii  Tabelle  auch  nur  für  ein  Jalir 
würde  2U  viel  Raum  bean^nichen.  Aus  der  Tabelle  (Ur  1898  ^)  ergiebt 
sich,  dafs  „Reduktion  der  Löhne**  in  a8  Fällen  die  alleinige  Veranlasatmg 
bildete,  in  i  Falle  erscheint  sie  mit  „Behandlung  der  Arbeiter",  ,,Unztt' 
friedenheit  mit  der  Arbeitsordnung"  und  „anderen  Veranlassungen"  ver- 
eint ti.  s.  w. ;  „Unzufriedenheit  mit  den  Lölincn"  tritt  in  65  Fällen  als 
alleinige  Veranlassung  auf,  in  3  Fällen  veicnit  mit  ,,niirsliebige  Vor- 
gesetzte*', in  30  Fällen  vereint  mit  „Unzufriedenheit  mit  der  Arbeits- 
dauer*'. Die  weiter  aufgeführten  Veranlassungen  sind  unter  Angabe  der 
Zahl  ihres  Vorkommens  überhaupt:  Lohnauszahlung  (8),  Verlängerung 
der  Arbeitsdauer,  auch  durch  Aufheben  da  Arbeitspausen  (9),  Unzu- 
friedenheit mit  der  Arbeitsdauer  (54),  mifsHebige  Vorgesetzte  (21),  Be- 
handhing der  .Arbeiter  (g),  Entlassung  von  Arbeitern  (36),  Unzufrieden- 
heit, mit  der  Arbeits-  bezw.  Dienstordnung  (20),  Aufnahme  neuer  Ar- 

I)  FQr  1899,  1900  uad  1901  fehlt  in  dem  Qaetleaveric  leider  die  Kombinat 
tionstabelle  und  es  wird  auf  die  Einzeldanteilung  in  der  Tabelle  V  venrieien. 
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beiter  (i),  Etnfiihfung  der  Akkordarbeit  (6),  Kttnung  der  Arbeitszeit  {t\ 

Uiuiifriedenheit  mit  der  Verpflegung  (i),  Unzufriedenheit  mit  der  tagt' 
teilten  Arbeit  (i),  mifsliebige  ^beiter  (8),  andere  Strikes  (5),  andeie 

Veranlassung  (14)  bei  insgesamt  255  Strikefällen. 

Die  Forderun  L'cn  der  Strikenden  zerlegt  die  amtliche  Statistik 
in  drei  Hauptgruppen,  je  nach'iem  sie  sich  auf  die  Lohnhöhe,  die  Arbeits- 
zeit oder  andere  Gegenstände  l>e/,iehen.  Lohnforderungen  kamen  im 
Jahre  1901    ebenso  wie   in  den  Verglei<:a;>jaiiren  bis   1900  am 

häufigsten  vor,  nämlich  bei  164  ArbeitseinsteUungen  mit  16535  stnken* 
den  Arbeitern.  Forderungen  inbetreff  der  Arbeitszeit  wurden  bd  7» 
Ausständen  mit  8652  strikenden  Arbeitern  gestellt.  Unter  den  Lohn- 
forderungen  stehen  die  auf  Erhöhung  der  Tagelöhne  und  Akkordsätze 
wie  in  den  Vorjahren  obenan,  indem  diese  Forderung  im  Jahre  190t 
bei  128  Ausständen  von  13535  strikenden  Arbeitern  erhoben  wtirde. 
Irn  Vergleich  zur  Gesamtheit  der  Ausstände  des  l)etre(renden  Jahres  er- 
giebt  sich  das  Auftreten  dieser  Forderung  1S94  bei  54,65  l'roz.,  1S95 
bei  51,20  Proz.,  1896  bei  56,72  Proz .  1 807  bei  56,10  Proz.,  1S98  bei 
54,90  Pro?;.,  1899  bei  57,88  Pro/.,  njoo  bei  60,73  ""d  iqoi  bei 
47,4  Proz.  aller  Strikes.  Insgesamt  wurde  diese  Forderung  in  i  145  von 
2071  Ausständen  der  8  Jahre  gestellt,  das  ist  in  55,3  Proz.  aller  Fälle. 

Von  den  übrigen  Lohnforderangen  tritt  nur  noch  die  Forderung  der 
Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Löhne,  sowie  der  Bezahlting  der 
Feiertage,  höhere  Bezahlung  der  Ueberstunden  u.  s.  w.  herror.  &5teie 
wurde  im  Jahre  190X  28  mal  von  2415  strikenden  Arbeitern,  die  zweite 
Forderung  14  mal  von  1891  strikenden  Arbeitern  gestellt. 

Unter  den  Forderungen  betreffend  die  Arbeitszeit  ist  die  auf  KiT^-ine 
der  tägUclien  Arbeitszeit  abzielende  die  häufigste.  Sie  wurde  an  Jahre 
IQOI  61  mal  von  7  117  strikenden  Arbeitern  gestellt,  das  ist  bei  22,6 
Proz.  aller  Strikes  gegen  32,7  Pro/,  nn  Jahre  1900  33,76  Proz.  im 
Jahre  1899  25.90  Proz.  im  Jahre  1898,  23,58  Proz,  im  Jahre  1897, 
31,48  Proz.  im  Jahre  1896,  24,88  Proz.  im  Jahre  1895  und  26,74  ^^röz. 
im  Jahre  1894.  In  allen  8  Jahren  wurde  diese  Forderung  in  583  Aus* 
standen  erhoben,  das  ist  bei  a8,i  Proz.  aller  Strikes.  Daneben  tritt 
die  Forderung  der  Kürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  an  Samstagen 
oder  Montagen,  sowie  die  Forderang  der  Aufrechterhaltung  der  be- 
stehenden .\rbeits/eil  häufiger  hervor,  und  zwar  im  Jahre  toot  er^tere 
6  uKÜ  mit  I  185  strikenden  Arbeitern,  letztere  5  mal  mit  2497  strikenden 
Arbeitern. 

Von  der  ilritten  Gr«j)pe  der  Forderungen  inachen  sich  jene,  welche 
die  Dien.'il-  bezw.  die  Arbeitsordnung  und  die  Wiederaufnahme  ent- 
lassener Arbeiter  betreffen,  am  m^ten  bemerkbar,  eiatere  wurde  im 
Jahre  1901  51  mal  von  7  240  strikenden  Arbeitern,  d.  i.  bei  18,9  Proz. 
aller  Strikes,  letztere  37  maj  von  1 822  strikenden  Arbeitern,  d.  i.  bei 
13,7  Proz.  aller  Strik«  erhoben. 
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Nach  Prozenten  der  Arbeitscinstelhmgen  des  betreffenden  Gewerbe- 
zweiges waren  im  Jahre  1901  die  Forderungen  der  Krhohungder  Scliichtcn-, 
Tagelöhae  oder  Akkordsätze  besonders  häutig  im  Verkehrswesen  mit 
xoo  Pros.,  bei  der  chemischen  Industrie  mit  80,0,  der  Erzeugung  von  Ma- 
schinen 11.  s.  w.  mit  66,7,  der  Textilindustrie  mit  60,7,  der  Nahrungs-  und 
Genulsmittelindustrie  mit  61,5,  dem  Baugewerbe  mit  58,3,  der  Industrie 
in  Steinen,  Krden.  Thon  und  Glas  mit  55,2  und  der  Ik'kleidungs-  und 
Putzwarenindustrie  mit  53,6  Proz.  Diese  Forderungen  waren  Verhältnis- 
mäfsi^  selten  in  der  Papierindustrie  mit  37,5  Proz  .  in  Zentralanlngen 
für  Kraftlieleruiig,  Beheizung  und  lieleuchiuug  mit  33,3  Proz.  und 
Metallverarbeitung  mit  9,1  Proz.  In  der  Gast»  und  Schankwirtachaft, 
im  graphischen  Gewerbe  und  im  Handd  wurden  sie  überhaupt  nicht 
eritoben. 

Um  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Löhne  wurde  gekämpft  in 
der  Pnpicrindustrie  in  100  Proz.,  in  der  Mclallvenarbcitung  in  36,4  Proz., 
in  den  Zentralanlapen  ftir  Kraftlieferungen  und  Beleuchtung  in  33,3  Proz., 
in  der  Hekleidungs-  und  I^utzwarenindustrie  in  21,4  Proz.,  in  der  In- 
dustrie in  Holz*  und  Schnittwaren  und  Kautschuk  in  xi,i  Proz.,  in  der 
Textilindustrie  in  10,7  Proz.,  in  der  Industrie  in  Steinen,  Erden,  Thon 
und  Glas  in  6,9  Proz.,  während  die  chemische  Indtistrte,  das  Bau- 
gewerbe, sowie  der  Handel  Und  das  Verkehrswesen,  die  Lodttstrie  in 
Leder,  Häuten,  Ii(»rstcn,  Haaren  und  Federn,  die  Erzeugung  von  Ma- 
schinen, Apparaten  u.  s.  w.,  die  Industrie  in  Nalirunf^s-  und  Genufs- 
mittein  und  die  graphischen  Gewerbe  überhaupt  nicht  um  diese  Forde- 
rung kämpften. 

Für  die  Attirechterlialtung  der  bestehenden  Arbeitszeit  war  nur  in 
wenigen  Industriezweigen  au  kämpf«»!,  nämlich  bei  der  Industrie  in 

Holz-  und  Schnitzwaren  und  Kautschuk  mit  7,4  Proz.,  beim  Bergbau  mit 
5,0  Proz.,  im  Baugewerbe  mit  4,2  Proz.,  sowie  in  der  Industrie  in  Steinen, 
Frden.  Tlmn  und  r.las  mit  3,4  Proz.  Am  zahlreichsten  waren  dagegen 
unter  den  auf  die  .Arbeitszeit  gerichteten  Forderungen  diejenigen,  die  ihre 
Kürzung  be/weckiea.  Am  häufigsten  wurde  diese  Forderung  erhoben  in 
der  Industrie  in  Nalirungs-  und  Genufsmttteln  in  76,9  Proz.  aller  Stiike- 
fülle;  es  folgen  die  Papierindustrie  mit  37,5,  die  BekleidungS'  und  Putz- 
Warenindustrie  mit  35,7,  das  Baugewerbe  und  die  Zentralanlagen  fUr 
Kraftlicferung,  Beheizung  und  Beleuchtung  mit  je  33,3,  die  Industrie  in 
Holz-  und  Schnitzwaren  und  Kautschuk  mit  25,9.  in  T  eder,  Häuten, 
Borsten,  Haaren  und  Federn  mit  25,0,  die  Industrie  in  Steinen,  F.rden, 
Thon  und  dlas  mit  20,7,  die  Metallverarbeitung  mit  18,2,  der  Bergbau 
mit  12,5,  die  graphischen  Gewerbe  mit  9,1  und  die  Erzeugung  von 
Maschinen,  Apparaten,  Instrumenten  und  Transportmitteln  mit  6,7  Proz. 
Gar  nicht  wurde  die  Forderung  erhoben  bei  der  chemischen  Industrie 
imd  den  anderen  Gewerben,  im  graphischen  Gewerbe,  im  G>ast-  und 
Schankgewerbe,  sowie  im  Handels-  und  Verkehrswesen.  Verhältnismäfsig 
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selten  wurde  auch  die  Abschaffung  oder  Besduäulcung  voo  Sonn-  und 
FeierUgsarbeit  gefordert,  nSmlich  in  der  Industrie  in  Nahnings-  und 
Genuftmittehi  in  7,7  Pros.,  in  der  Bekleidungs»  und  Putzwaren  Industrie 
in  7,1  Proz.,  und  im  Bergbau  in  5,0  Proz.,  während  diese  Forderung 

in  allen  übrigen  Industriezweigen  überhaupt  nicht  erhohen  wurde.  In 
sehr  zahlreichen  ludustriezweipen  wurden  Forderungen  erhol)eu,  die  sich 
auf  die  Dienst-  oder  Arbeitsordnung,  aut  Vorkehrungen  an  den  Arbeits- 
räumen oder  Arbeiterwohaungen  bezogen  oder  die  Entfernung  von  Vor- 
gesetzten,  die  Wiederauinahine  Entlassener,  Niditentlassung  von  Striken- 
den,  die  Entlassung  von  Strikebrechem  und  milsliebigen  Arbeitern  und 
die  Anerkennung  oder  Einsetzung  von  Arbeitervertretungen  oder  Ver« 
trauensmännern  verlangten.  Die  Freigabe  des  i.  Mai  wurde  nur  in 
10.7  Proz.  der  Strikcs  der  Textilindustrie,  in  13,3  Pro?:,  der  Krzeuyung 
von  Mubchincn,  .Vpijaraten,  Instrumenten  und  'rransportinitteln,  in  1  2,5  Proz. 
dei  Industrie  in  l.eder,  Häuten,  Borsten,  liaaien  und  Federn  und  in 
2,5  Proi.  des  Bergbaues  gefordert  Die  Einführung  der  Akkordarbeit  wurde, 
was  als  Unikum  erwähnt  werden  mag,  im  Jahre  1898  in  3,70  StrikefitUen 
der  Industrie  in  Steinen  u.  s.  w.  und  in  16,67  ^oz.  der  graphischen  Ge* 
werbe  verlangt,  während  die  auf  Abschaffimg  der  Akkordarbeit  geriditete 
Forderung  weit  häufiger  hervortrat. ' ) 

Auf  Grofs-  und  Kleinbetriebe  verteilten  sich  die  Hauptforderungen 
folgeuderaialsen : 

I.  Nur  Grofsbetriebe  betrafen  1804  139,  1895  '53'  1896  204, 
1897  186,  1S9S  185,  1899  350,  1900  215  und  1901  214  Strikes.  Davon 
entfielen : 

1894  1895  1896  1997         1898  1899        1900  1901 

auf         abs.  Pros.  abs.  Proz.  ab».  Pioz.  at».  Pro£.  abs.  Proz.  abs.  Proc.  abs.  Pros.  abcPnc. 

Aufrrclitt-rlialt^. 
d.  bcatttlicutlcll 

Löbne  .   .   .  t6            17    11, xi  21    10,99  I7     9ii4   ^6  14,05  a8  11,90   17    7,91  36  19,1 

Erhöhung  der 
Scbichteolöbne 

odAkkordtitze  72  Sl<8o  76  49i67  ilt   SM'  104   55>9i   88  47,57  143  57,90  141  66,58  99  46,5 

AufrechtcrliuU^;. 
d*  bestebeodcn 

Arbeitszeit  .    .   6  4,39     4     9,6t     5     2,45     3     >«6l           2,70  7     2,So     4     i,S6     3  1,4 

Kürzung  der  täg- 
lich. .^rbeiUzcit  39    9J,02    97    17,65    59    95,49    35    18,89    31    16,76    74  99,60    69  98,84  43 

Die  Arbeitsord- 

naag betreffend  32   23,09  40  26,14  47  23,04  44  23,66  40  91,69  64  25,60  49  22,79  46  21,5 

mviederaaf« 

nähme  entlxss. 

Arbeiter    .    .  28   20,14   29    18,95    3^    t5i2o   26    13,98   30    16,22   35   14,00   23  10,70   27  12,6 


*)  Fttr  1900  fiebtea  die  bezüglichen  VerhSlbluzahlen. 
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II.  Nur  den  Kleinbetrieb  betrafen  1804  27,  1^95  44,  1896  73, 
1897  50,  1898  52,  1899  53,  1900  77  und  1901  47  Strikes.   Davon  kamen 


1894 

1805 

1896 

1807 

1898 

1899 

1900 

iOOI 

auf  abs. 

Proz. 

abs. 

Pro«. 

abs. 

Prot. 

abs.  Pro2. 

aks. 

Proz. 

abs.  Pro£. 

abs.  Proz. 

Ii*   m.  3it_  uc^uu^  11 

A^\#UU^      •       •  • 

4 

14.82 

'^.48 

2 

Ä.00 

5  9,02 

2 

6  7.79 

2  4i3 

S<  hirlitm-. 

Tagclobne  oder 

Akkordiltxe  . 

«7 

6a,96 

H 

S4.S5 

63,01 

30 

60,00 

39  75,00 

33 

6s,26 

34  44.16 

M  46,8 

Aiifr<-chtcrlialtf;. 

d.  bestcbendcQ 

Arbeitsseit .  . 

f 

3i7o 

1  1,30 

3  6,4 

Kiir/ung  der  tiig- 

lich.  Arbeitsreit 

9 

i9 

43,»8 

29 

39,73 

»9 

3».oo 

21  40,39 

25 

47.17 

31  40,26 

16  34,0 

Die-  Arbeitaord- 

nang  betreffend 

3 

tl.ll 

3 

4 

5.4S 

7 

14^ 

5  9,6a 

8 

»5»«9 

10  13,99 

5  iofi 

Wicdf  rnuf- 

• 

nahmc  cntla&s. 

Artmter .  •  • 

t 

3.70 

3 

6,8« 

7 

9.59 

S 

101,00 

4  7.69 

6 

11,33 

5  6.49 

8  17,0 

Hieians  cigiebt  sich,  dals  die  Fordenmg  der  Kllmuig  der  tüg« 
tichen  Arbeitsseit  bei  den  Kleinbetriebe  betreffenden  Ausstanden  im  Ver- 
hältnis viel  häufiger  vorkommt,  als  bei  den  nur  Grofsbctricbe  berührenden, 

während  bei  den  letzteren  wiederum  we«;entlich  öfter  Fragen  der  Lohn- 
erhöhung und  namentlich  der  Aufrechterhaltung  der  bestehei;<len  Löhne 
sow  ie  iler  Arbeitsordnung  oder  dt  r  Wiederaufnahme  entla!»beuer  Arbeiter 
den  Gegenstand  der  Forderungen  bildeten. 

Stixes  mit  überwiegend  gelernten  Arbeitern  kamen  Tor  1894 
147,  1895  163,  S896  «57,  1897  194,  1898  soo,  1899355,  1900370 
und  1901  238.   Davon  entfiden 

1894        1895        1896        1897       1898        1899        1900  1901 


auf  abs. 

Prot. 

abs. 

Pros. 

abs. 

Pros. 

abs. 

Proz.  abs. 

Pro«,  abs. 

Pros. 

abs.  Pvox.  Abs.  Pros. 

Aofrecbterbaltg. 

d.  beatefaendcn 

Luhne    ...  31 

14.29 

17 

10.43 

19 

7.39 

17 

8,76  33 

11,50  31 

8,34 

31 

7,78   35  11,0 

ErböhoDg  der 

ScWditeii«, 

T.ij^'f  lohne  oder 

Akkordssätzc  .  75 

S»,o« 

5«,  IS 

140 

54,47 

99 

51,03  107 

53,50  153 

59.61 

161 

59.63  105  46,1 

Aofrechtfrbaltß. 

d.  bestehenden 

ArVtrif s/rit  .  6 

4,08 

2 

»,23 

4 

106 

3 

».55  « 

0,50  5 

1,96 

5 

1,85     6  3,6 

Kürzung  «icr  läg- 

35,^ 

lieb.  Arbeitzeit  38 

»5,85 

37 

aa,70 

84 

33,68 

46 

»3,7*  $9 

39,50  91 

93 

34.07  53  93.S 

Verb«*^-^<"Tnrp  t1. 

Arbeitsordnung  31 

2I,oS 

37 

22,70 

5' 

19,84 

37 

»9,"7  43 

22,50  06 

25,88 

57 

21,11   40  17,5 

■Wiederauf- 

nahme "-ntlass. 

Arbeiter ...  25 

17,01 

26 

15.9s 

34 

13,23 

29 

14,95  28 

24,00  39 

»5.29 

26 

9,63    34  »4.9 

Afchiv  für  ras.  GcMligebung  u,  Sutbtik.  XVIII.  37 
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Strikes  mit  überwiegend  ungelernten  »Vrbcitern  kamen  vor  1 894 
«5,  1895  46,  1896  48,  1897  52,  1898  55,  1899  56,  1900  33  und 
190 1  42.   Davon  oitfielen 

1894        189$        1S96        1897       1898        1899        1900  1901 
auf  abs.  Proz.  abt,  Pn».  abs.  Proi«  abt.  PM)s.  abt.  Pn».  abs.  Pros.  abs.  Pros.  ab«.  Pro 

Aufrrrhtrrhaltg. 
d.  bestehenden 

Löhne  ...  —     —      4     8,70    6   11,50     3     5,77     8   14,55     9  «6.07     3    9»09     3  7.i 

Erlhiliuiig  der 

Scbicbt«li-| 
Tagdöbne  oder 

Akkordsätze   .  I9    76^    22    47,83    32    66,67    39    7SfiO    33    6o,00    28   $QfiQ    83  69,70    23  54,S 

Aufrcchterbaltg. 
d.  bc&tehenden 

ArbeiUseH.   .   1     4,00     2    4,35     t     2^  —     —      4     7,27     2    3,57  —    —    —  — 

lich.  Arbeitszeit  8  32,00  15  32,61  12  25,00  12  23,08  7  12,73  H  25,00  7  21,21  8  I9.0 
Verbe&serang  d. 

ArbeiHordDimg   4   16,00    9    19,57     5    10,42    17'  32,69     7    12,73    ><>  t7iS6     5  15,15    Ii  26^ 

Wicdcraiif- 
nalimc  entlass. 

Arbeiter.   ,   .   4   16,00     7    15.»     4     8,33     2     3,85    6    10,91     2     357     4  3  7^ 

Kei  den  Strikes  mit  ül)crwicgend  ungelernten  Ar l »eitern  treten  die 
Forderungen  um  Aufrechterhaltnng  der  bestellenden  Arbeitszeit  und  Löhne 
und  „Wiederaufnahme  entlasüener  Arbeiter  ",  bei  den  Strikes  mit  über- 
wiegend gelernten  Arbeitern  ebenfalls  die  beiden  ersten  Forderungen  zu- 
rück, während  hier  der  leisten  Forderung  eine  gröfseieBedeutiing  zukommt 

Hinsichtlich  der  Erfolge  der  Strikenden  giebt  das  amtliche 
Quellenwerk  (S.  43)  filr  die  Jahre  1894—1898  folgende  vergleichende 
Zusammenstellung. 

(Sirln-  dir  t'cbcrsulit  auf  S.  4I0.I 

Aus  dieser  /usammenslellunor  ist  /u  entuehtiiL'n,  tials  die  l'r<t/entzalil 
der  Strikes  mit  vollem  Erfolg  die  i'rozente  der  aui  sie  entfallenden 
Strikenden  Arbeiter  regeluiäfsig  beträchtlich  übersteigt,  dals  also  diese 
Strikes  durchschnittlich  nur  geringen  Umfang  hatten.  Nur  im  Jahre 
1897  wird  die  Differenz  relativ  klein  und  es  ist  dieses  Jahr  in  dieser 
Hinsicht  für  die  strikenden  Arbeiter  das  gttnst^e.  Daraus  jedoch,  dais 
im  fjtui' ri^'sN'n  Falle  nur  20,1  Proz.  aller  strikenden  Arbeiter  einen 
vollen  h.riol'fi  ei/.ielten,  schliefsen  zu  wollen,  die  Strikes  würden  in  der 
weitaus  uberw  iegenden  Mehrzahl  zu  Ungunsten  der  Arbeiter  ausfallen,  wäre 
ganz  verfehlt.  Denn  bei  grüfseren  Arbeitseinstellungen  ist  doch  der 
regelmäfsige  Verlauf  der,  dafs  die  Arbeiter  gewisse  Forderungen  auf* 
stellen  und  daCi  nach  einer  gewissen  Zeit  im  Wege  des  Vergleichs  eine 
Einigung  zustande  kommt.  Der  Fall,  dafs  die  eine  oder  andere  der 
streitenden  Parteien  vollständig  unterliegt,  ist  doch  verhältnisraäfsig  selten. 
Recht  ungünstig  erscheinen  die  Strikeergebnisse  für  die  Arbeiter,  wenn 
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Missetteiu 


wir  die  Strikes  ohne  Erfolg  ins  Auge  fassen,  im  Jahre  1S94,  insofern  in 
diesem  Jahre  53,54  Proz.  aller  strikenden  Arbeiter  keinen  Elrfolg  hatten. 
Die  Verhältnis'^c  haben  sich  dann  aber  in  den  folgenden  Jahren  wesent- 
lich gebessert:  1895  fiel  die  Prozentzahl  auf  26,50,  stieg  dann  allerdings 
im  folgenden  Jahre  wieder  auf  32,60  und  im  nächstfolgenden  auf  36,50, 
fiel  aber  im  Jahre  1898  auf  25,18  Proz.,  1899  auf  17,80  Proz.  und 
erreichte  1900  mit  9,81  Proz.  den  niedrigsten  Stand,  um  allerdings  im 
letzten  Berichtsjahr  wieder  auf  einen  mittleren  Satz  von  32,1  Proz.  za 
steigen.  Um  auf  eine  gewisse  Tendenz  oder  Gesetzmäfsigkeit  scbtieto 
zu  können,  dazu  ist  der  Beobachtungszeitraum  allerdings  zu  kttiz,  wie* 
wohl  es  nicht  unwahrscheinlich  ist,  dafs  mit  der  weiteren  Verbreitung 
und  Erstarknng  der  Arbeiterorganisationen  die  gänzlich  erfolglosen  Strikes 
seltener  werden  werden.  Denn  solche  Organisationen  sind  vorsichtiger 
bei  der  Erklärung  von  ötrikes  und  widerstandsfähiger  bei  ihrer  Durch- 
führung. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  welcher  Partei  die  Strikes  mit  teilweisein 
Erfolge  zu  gut  zu  schreiben  sind.  Das  Einfachste  wäre  zu  halbieren. 
Dies  würde  jedoch  nicht  das  Richtige  trefifen.  Denn  wenn  die  Arbeiter 
auch  nur  eine  ganz  nebensächliche  ihrer  oft  sehr  zahlreichen  Forderungen 
haben  fallen  lassen,  ist  der  Strike  unter  denjenigen  mit  teilweisem  Erfolge 
zu  verrechnen,  während  er  doch  ganz  übcrw  iegencJ  zu  gunsten  der  Ar- 
beiter ausgefallen  ist.  Da  in  der  Statistik  die  Forderungen  der  Striken- 
den nar^igcwiesen  werden,  so  ^väre  eine  I,ösung  des  Problems  darin  zu 
finden,  dafs  man  als  iiberwie^'end  zn  gunsten  <1ct  Arl^fiter  ausgefallene 
*  Strikes  alle  diejenigen  ausscheiden  würde,  bei  denen  die  Haujjtfordc- 

nmgen  der  Strikenden  ganz  oder  zum  grofseren  Teile  erfiillt  worden  sind. 
Hierbei  macht  sich  aber  die  Schwierigkeit  geltend,  im  einzelnen  l  alie 
untn  den  verschiedenen  Forderungen  die  Hauptforderungen  zu  ermttteln. 
Soweit  hierbei  [psychologische  Momente  in  Betracht  kommen,  entsieht 
sich  eine  solche  Untersuchung  der  Statistik.  Soweit  es  sich  jedoch  um 
materielle  Gesichtspunkte  handelt,  können  wir  die  von  der  amtlichen 
Statistik  ausgeschiedenen,  von  uns  oben  mitgeteilten  auf  die  Lohnhöhe 
und  die  .\rbeitszcit  bezüglichen  Fordeningen  als  solche  Hauptforderungen 
gelten  lassen.  Da  ntin  die  teilweisen  Erfolge  der  Strikenden  bezüglich 
dieser  Fordernnpen  gnm  erheblich  (iherwirgen ,  können  wir  von  den 
Strikes  mit  tiMlweiscm  Mifolije  znnarhst  annehnieii,  dafs  sie  tiberwiegend 
zu  gunsten  der  Aibeilcr  au-sgelallen  .sind,  Eine  Lohnerhöhung  oder  eine 
Arbeitszeitverkiirzung  kann  nun  aber  auch  wiederum  ganz  oder  —  was 
wohl  die  Mehrzahl  der  Fälle  bilden  wird  —  auch  nur  tdhreise  gewählt 
werden.  Doch  wollte  man  auch  diese  Fälle  weiter  unterscheiden,  so 
würden  gar  oft  die  Hilfsmittel  der  Statistik  nicht  mehr  ausreichen.  Man 
denke  nur  an  einen  komplizierten  Lohntarif  in  einer  6udulruck«ei  oder 
Porzellanfabrik  1  Wir  wollen  deshalb  der  österreichischen  Statistik  keinen 
Vorwurf  daraus  machen,  dafs  sie  ihre  Untersuchungen  nicht  auch  auf 
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bliese  Detailfragen  ausgedehnt  hat  An  «ich  ist  die  Sache  ja  auch  von 
unteigeordneter  Bedeutung.  Denn  wie  die  gemäfsigten  KornschutzzöUner 
behaupten,  die  KcmizöUe  hätten  nicht  die  Aufgabe,  die  Kornpreise  zu 
■erhö!icn,  sondern  eine  weilergehciule,  die  einheimische  Landwirtschaft 

gefährdende  Verbilligung  der  Getreidepreise  m  verVtMtcn,  so  ist  u.  E. 
die  nachhakige  Wirkung  des  Strikes  die,  dafs  sie  eine  weitere  Ver- 
schlechterung der  Arbeitsbedingungen  verhüten,  wenn  sie  auch  den  aus- 
gesprochenen Zweck  verfolgen,  eine  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
hefbeizufUhren.  Gar  mancher  erfolglose  Strike  hat  wenigstens  lUr  die 
gleichartigen  Betriebe,  die  vom  Strike  verschont  geblieben  and,  diese 
Wirkung  gehabt 

Um  m  adien»  in  wdchem  Umbng  solche  Fordemngeii  der  Arbeiter, 

die  sidi  nicht  auf  die  Lohnhöhe  oder  Arbeitszeit  beziehen,  bei  denen  • 
also  mehr  jene  psychologischen  Momente  mitspielen,  in  Betracht  kommen, 
wollen  wir  aus  den  Nachweisnnffen  fnr  das  Jahr  looi  diejenigen  heraus- 
heben, bei  denen  das  Klassenhcwiifstscin  der  Arbeiter  das  Hauptmotiv 
bildet.  Im  genannten  Jahre  wurde  die  Entfemunj:  von  Vorgesetzten 
27  mal  von  4451  Arbeitern  gefordert,  7  mal  vollständig  bewilligt 
und  20  mal  abgelehnt.  Die  Wiederaufnahme  Entlassener  wurde  37  mal 
von  1822  Arbeitern  gefordert,  9  mal  voUstlindig,  2  mal  teilweise  be* 
willigt  und  26  mal  abgewiesen.  Nichtentlassung  v<m  Strikenden  wurde 
33  mal  von  3667  Arbeitern  gefordert,  16  mal  vollständig,  zmal  teQweise 
bewilligt  und  6  mal  abgewiesen.  Die  Entlassung  von  Strikebrechem 
und  mifsliebigen  Arbeitern  wurde  13  mal  von  r4i7  Arbeitern  gefordert« 
2  mal  voltständig,  i  mal  teilweise  bewilligt  und  i  o  mal  abgewiesen.  Die 
Freii^abe  des  i.  Mai  wurde  7  mal  von  766  Arbeitern  gefordert,  i  mal 
bewilligt  und  6  mal  abgelehnt.  Die  Anerkennung  oder  Einsetzung  von 
.\rbeitcrvertretungen  be/w  Vertrauensmännern  wurde  7  mal  von  635 
Arbeitern  gefordert,  5  mal  vollständig,  i  mal  teilweise  bewilligt  und  i  mal 
■abgelehnt. 

Von  besonderem  Einfluß  auf  die  Erfolge  der  Strikes  waren  die 
Wiener  Arbeitsemstellnngen.  Im  Jahre  1894  hatten  die  Wiener  Strikes 
awar  eine  bedeutende  Ausdehnung,  aber  wenig  Erfolg;  hmgegen  weist 
1895,  wieder  durch  die  Wiener  Strikeresultate  beeinflufst,  hinstchtltch  der 
Erfolge  ein  für  die  Strikenden  günstiges  Ergebnis  auf.  i8g6  waren  die 
Strikes  in  Wien  wieder  zahlreicher,  der  Erfolg  jedoch  geringer.  1897 
sind  in  Wien  weniger  Ausstände  vorgefallen,  die  durchschnittlich  be- 
deutendsten entfallen  auf  die  Gruppe  der  teilweise  erfolgreichen.  Im 
Jahre  iSgü  sind  in  Wien  um  6  Ausstände  mehr  als  im  Jahre  1807 
vorgefallen;  die  Zahl  der  gänzlich  erfolglosen  ist  jedoch  in  beiden 
Jahren  gleich.  Im  Jahr  1899  verringerte  sich  die  Zahl  der  Wiener 
Strikes  wiederum  um  6  (von  52  auf  46),  erreichte  aber  1900  wieder  die 
gleiche  Zahl  wie  1898.  Die  Zahl  der  erfolgkisen  Strikes  war  hier 
1900  (21}  am  geringsten,  die  der  Strikes  mit  vollem  Erfolg  am  gröfsten. 
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Die  ungünstigsten  Resultate  für  die  Strikenden  weisen  hiernach  die 
Industrie  in  Holz-  und  Schnitzwaren  und  ivautschuk.  und  das  Baugewerbe 
im  Jahr«  1894  und  die  Texdlindostrie  im  Jahre  1897  auf.  Dieser 
iMztcie  Milaeifblg  ist  besondeis  auf  dte  große  ArbeitseiustdluDg  itn 
Aupathale  mrttcksufuhren.  Die  günstigsten  Resultate  weist  hinsididich 
der  Zahl  der  erfolglos  Strikenden  die  Industrie  in  Steinen,  Erden,  Thon 
und  Glas  auf. 

Vergleicht  man  die  Erfolge  der  Ausstandsbewegung  des  Jahres  1901 
mit  den  Durchsc:hnittserfolgen  des  ganzen  Zeitraums  1894  — 1901,  so 
zeigt  sich,  dafs  in  dem  Zeitraum  von  1894 — 1901  insgesamt  2071  Strikes 
gezahlt  wuxden,  von  weldien  419  mit  voHem,  871  ohne  und  781  mit 
teilweisem  EMg  der  Aasständigen  endeten;  von  den  m  diesem  Zeit- 
raum im  ganzen  strikendm  414  833  Arbeitern  kommen  37  689  auf  die 
Ausstände  mit  vollem  Erfolge,  117  154  auf  die  erfolglosen  und  269900 
auf  die  Ausstände  mit  teilweisem  Erfolg.  Es  entfallen  also  auf  die 
Ausstände 


1S94- 

—  1 90 1 

1901 

PRM. 

Pror.  der 

Proz. 

Pn».  der 

d«r 

■tfikctidni 

der 

«trOccnden 

Filk 

Aiboitcr 

FlUc 

Arbdter 

nit  vollem  Erfolg  .   .  . 

90,3 

ao,7 

ao,i 

oline  Erfolg  ..... 

42,1 

27.5 

43.0 

mit  teilweUem  Erfolg.  . 

37.6 

63,6 

3^*3 

47,8 

Das  Jahr  1901  entspricht  denmach,  was  die  Zahl  der  FäUe  anlangt, 
fast  genau  dem  Durchsdmitt.  Rückmchtlich  der  strikenden  Arbeiterschaft 
überragt  es  bedeutend  den  Durchschnitt  in  der  ersten  Kategorie,  d.  i. 
beim  vollen  Fjfolg,  ist  auch  noch  höher  bei  den  Strikes  ohne  Erfolg 
und  bleibt  bei  den  Ausstflnden  mit  teilweisem  Erfolge  erheblich  liinter 
dem  Durchschnitt  ninick. 

\on  <:.Tn7  besonderem  Interesse  ist  die  Frage,  ob  der  Crrad  der 
Vollslanüigiicit  der  Beteiligung  an  einer  Arbeitseimteilung  lur  den 
Erfolg  der  Strikenden  von  Emfiufs  ist  Dieser  Frage  widmet  die  amt- 
liehe  Statistik  eine  ausführliche  Tabelle  (IV  E.  S.  1 12  ff.),  in  der  L  für  die 
Einzelstrikes,  II.  für  Gruppenstrikes  und  m.  fiir  die  Einzel-  und  Gruppen' 
strikes  die  unvollständigen  und  alle  Strikes  für  die  Jahre  1894 — 190 1 
nach  der  Anzahl  der  Fälle  und  der  strikenden  Ar1>eiter  irisgesamt  und 
dann  gegliedert  in  solche  mit  vollem,  teilweisem  und  ohne  Erfolg  je 
wieder  nach  der  Anzahl  der  FäUe  und  betcilifjten  Arbeiter  unter  Angabe 
des  Prozentverhältnisses  nachgewiesen  werden.  In  den  drei  Hauptkate* 
gorieen  (Einzel-,  Gruppen*  und  Einsei*  und  Gruppenstrikes)  werden  die 
unvotlsüUidigen  Strikes  wieder  gegliedert  in  solche, 

a)  bei  denen  die  Zahl  der  gezwungen  Feiernden  gleich  ist  der 
2^hl  der  nicht  strikenden  Arbeiter,  und  andere 
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b)  mit  emadnen  volbtandig  strikenden  Arbeiterkategorieea  und 

andere 

c)  sich  den  vollständigen  näliernde  und  andere. 

Unter  den  sub  c)  angetuhrten  werden  solche  Ausstände  verstanden, 
bei  denen  die  Zahl  der  gezwun^^en  Feiernden  gleich  ist  der  Zahl  der 
nicht  sinkenden  Arbeiter,  oder  bei  denen  einzelne  Arbeitcrkatri;orieen 
vollständig  stiikteu  oder  (bei  Gruppenstrikes)  auch  nur  in  ein^cLucu  Be- 
trieben Ausstand  ein  voOitiüidiger  war.^)  Das  Schlnisergebnis  dieser 
umlangreicfaeii  TabeUe  ist,  dais  von  den  voUattndigen  Strikes  endeten: 


Mit  vollem  Erfolg 

Mit  teilweisem  Erlbig 

Ohne  Erfolg  d.  Strikenden 

Pros. 

mit  Proz. 

Pros. 

mit  Pros. 

Pros. 

asit  Prot. 

der 

der  strikendcn 

der 

der  strikcndcn 

der 

der  strikenddi 

FXUe 

Arbeiter 

FUle 

Arbeiter 

FUle 

Arbeiter 

»«94 

S9,a6 

Si,5l 

35.93 

16,64 

I4«8t 

1895 

$8,6a 

3'>.8.^ 

aojo 

41*55 

ao^68 

18,60 

1896 

^  ?  73 

6.38 

40,68 

58,61 

35.59 

35.0« 

1S97 

30.44 

56,18 

32,61 

26,81 

36.95 

17,01 

189S 

22,22 

8.92 

51,11 

72,^5 

26,67 

18,23 

1899 

21.82 

12,51 

50,91 

67,91 

27,27 

19.58 

1900 

J7.78 

2.73 

51, ii 

70.50 

31,11 

26,77 

J9ot 

34,« 

37.7 

50.0 

55.4 

15.9 

6,6 

Von  den  imvoltständigen  Strikes  dagegen  endeten: 

Mit  vollem  Erfolg 

Mit  teilweisem  Erfolg 

Ohne  Erfolg 

Pn». 

mit  Prof, 

Pros. 

mit  Pros. 

Pros. 

mit  Pros. 

der 

der  strikcndcn 

der 

der  strikenden 

der 

der  strikenden 

Fälle 

Arbeiter 

Fälle 

Arbeiter 

Fälle 

Arbeiter 

1894 

18,62 

3.95 

28. 28 

38,79 

;3.io 

57.26 

1895 

21,66 

10,64 

25. :6 

62,2  \ 

52,78 

27,13 

1896 

20. 53 

4.33 

44.3' 

32.24 

1897 

14.50 

9.34 

3h,oo 

51.10 

47,50 

39,56 

1898 

18,09 

8.17 

39,05 

64,34 

42,86 

2746 

1899 

14.06 

9.80 

43.75 

72,7* 

42,19 

17.48 

1900 

«>.S4 

4.82 

43r8o 

86,86 

35.66 

1901 

i8,a 

«5.4 

3J.6 

45tS 

3S.8 

Diese  Erklänmg  der  den  vollstündigen  sich  nähernden  Strikes  wird  in  Anm.  l 
S.  112  ff.  prfri-hfn.  Hiernach  —  wenn  die  in  der  Anmerkunjj  gegebene  Definition 
genau  wiirr  —  nnifs  c  =  a  -J-  b  sein,  was  nher  durrhwrf;  mit  den  aufgrf(ihrt''n 
Zahlen  nicht  stiiuiDl.  Der  Widerspruch  isl  aucli  iiu  einleitenden  Text  nicht  geluvt. 
Es  ist  also  aus  dem  vorliegenden  Material  nicht  mit  Sicherheit  festsustellen,  was  unter 
tjudk  den  vollrtfindigen  nSherndeD**  Strikes  sn  verstehen  ist 

Zur  AofklSnmg  dieser  dunklen  Stelle  sei  atis  dem  einleitenden  Text  S.  3a 
folgender  Sets  wörtUdi  angeführt:  „Etwas  Aebnliches,  jedoch  in  geringerem  Mafse 
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Miszellen. 


Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  pestalten  «^irh  die  Ergebnisse  bei  den 
vollständigen  Strikes  ganz  wesentlich  ^ainstiger  fiir  die  Strikenden.  Hinsicht- 
lich der  erfolglosen  Strikes  waren  die  Jahre  1894  und  1901  die  günstigsten, 
1896  das  ungünstigste  fiir  die  vollständigen  Strikes,  während  die  übrigen  5 
Jahre  nur  geringe  Abweichungen  von  emander  zeigen.  Für  die  unvoll- 
ständigen Strikes  dagegen  waren  die  ungünstigsten  Jahre  bei  weiten» 
1894  und  dann  1S97  und  1896,  während  1899  und  1900  die  beiden 
günstigsten  Jahre  für  tlie  strikenden  Arbeiter  waren. 

Hinsichtlich  der  an  unvollständigen  Einzel-  und  Gruppenstrikes  be- 
teiligten Arbeiter  ergeben  sich  folgende  Prozentzahlen  für  die  erfolg- 
losen Strikes: 

1894    1895    1S96    1897    1S98    1899    1900  1901 

>)  bei  denen  die  Zahl 

der  gezwungen  Fcif-m- 
dcD  gleich  ist  der  Zahl 
der   nicht  ftrikenden 

Arbeiter  20,05    12,84     5,20    14,47  1.29    36,62  26,0^ 

andere  60,47    »8,80   34,15    46,19   30,74    »0.5»     5,66  40,7 

b)  mit  eiiuclnen  vullstän- 
dig  strikend.  Arbciter- 
k^egorieen  oder  voll» 
sUüi&geiii  Anvfewde 

in  «weliMii  Betrieben  69,09  sa,o6  37,68  39*87   «1.73    i6,i*   i5<iS  33«3 

a«  '-^    a5i96  40.91  a9i69  40,38  4a»70  ».85    «t68  46^4 

c)  sich  den  voUstindig 

niberaden   ....  69,09  22,99  37.66   39.22   25.43    14,97    '5.«  2  31,1 

•ädere  »5,96  39,04  «9.54  40i35   37.S«>  «6,31     «,56  5a,5 

In  der  Rubrik  a)  sind  die  Resultate  für  die  Strikenden  bei  Aus- 
ständen, bei  denen  die  Zahl  der  gezwungen  Feiernden  gleich  ist  der  Zahl 
der  nicht  strikenden  Arbeiter  fast  durchweg  günstiger  als  bei  den  anderen 
Strikes.  In  der  Rubrik  b)  sind  die  Resultate  bei  den  Strikes  mit  einseinen 
Yollstiindig  strikenden  Arbeiterkategoricen  oder  voUständigem  Ausstande 
in  einzelnen  fietrieben  nur  in  den  Jahren  1894,  1896  und  1900  für  die 

gilt  auch,  wenn  man  dii*  Au*<taiii.lf  mit  vollsländifj  strik<-niK-r  Arb<-itcrkatc;;oric 
oder  mit  vollständigem  .Strii<c  in  einzelnen  Betrieben  (also  b),  dann  die  in  den  la- 
bcUcn  der  Kttne  halber  «I«  sich  den  ToUitündigen  nSheimde  Strikes  beieichnetcn 
Ansatiiide  (du  ist  jene,  bei  welchen  sich  ■.nch  nur  einer  der  frfiber  gcaaanten  Um- 
stinde  —  lAnterbrednms  der  Aibeit  aller  nicht  selbst  strikenden  Arbeiter  (wohl  «) 
und  vollstindiger  Ausstand  wenigstens  einer  Arbeiterkategorie  oder  in  einzelnen  Bc* 
trif-brn  —  rrij.ib)  mit  den  ulirigcn  voliständiRen  Strikes  verj;leicht."  Hiernach  wSren 
unter  Ii}  all--  ^trikf^  aufgetülirt,  bei  denen  sich  die  Untcrbrochunp  Act  Arbfit  aller 
nicht  w-'lbst  sinkenden  .\rbcitrr  ergab,  was  aus  dem  Text  der  labeilc  nicht  ersicht- 
lich ist  Es  scheint  hier  ein  Fehler  onterlaofen  zu  sein.  Die  ganze  S.  32  und  die 
erste  Hfilitc  der  S.  33  der  Einleitung  ist  im  Vergleich  «it  den  Tabellen  unver- 
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Strikenden  ungünstiger  als  bei  anderen  Strikes.  Die  rätselhafte  Rubrik  c) 
verläuft  in  dieser  Hinsicht  parallell  mit  der  Rubrik  b). 

Die  Erfolge  der  Strikes  hinsichtlich  ihrer  Dauer,  des  Geschlechtes 
der  beteiligten  Arbeiter,  ob  es  gelernte  oder  ungelernte  Arbeiter  waren, 
weiter  zu  untersuchen  bietet  im  vorliegenden  Falle  wenig  Intercüse. 
Hjwäbnung  dagegen  verdient,  dafe  die  Strikes  mit  Intervention  von  Ar- 
beitenrertretungen  bei  den  Fällen  ohne  Erfolg  mit  staxk  unterdurch- 
schnittlichen Sffem  vertreten  sind,  also  für  die  Arbeiter  weit  günstiger 
verliefen  als  solche  ohne  solche  Interventionen.  Der  Ausgang  der  Ab- 
wehrstrikes  stellt  sich  wesentlich  günstiger  dar  als  jener  der  Angriffs- 
«itrikes;  die  Ausstände,  die  nur  Grofsl^etricbe  In-trafen,  endeten  für  die 
Strikenden  häufiger  ungünstig,  als  die  nur  oder  auch  Kleinbetriebe  be- 
rührenden Ausstände. 

Uebcr  das  Sciticksal  der  ausständigen  Arbeiternach  Bcendigimg 
des  Strikes  giebt  nachstehende  Uebendcht  Auskunft. 

(Sidie  die  Uebenicht  auf  S.  428.) 

„Diese  Tabelle  schliefst  fteilich  eine  kleine  Ungenauigkeit  in  sich**, 
bemerkt  hierzu  der  amtliche  Bericht  S.  35,  «ändern  Gruppenstrikes  vor- 
kamen, bei  denen  die  Arbeiterschaft  in  einigen  Betrieben  etwas,  in  anderen 
gar  nichts  erreichte :  weil  aber  nicht  immer  bekannt  ist,  wie  viele  Ar- 
beiter auf  den  ersteren  'l'eil  und  wie  viele  auf  den  letzteren  Icommen, 
so  erscheinen  alle  Teilnehmer  an  diesen  Ausständen  unter  die  Gruppe 
b)  eingereiht.  Wenn  aber  auch  genaue  Daten  über  diese  Fälle  vorlägen, 
so  k(^te  sich  keinesw^  das  Endresultat  der  Berechnung  wesentlich 
ändern.  Leider  ist  es  nicht  möglich,  in  dieser  Darstellung  die  ver- 
sdiiedenen  Arbeiterkategorieen  getrennt  zu  behandeln,  weil  über  die 
entlassenen  und  sonstwie  ausgeschiedenen  Arbeiter  nur  summarische  An- 
gaben vorliegen." 

Auf  die  Frage,  wie  oft  die  einzelnen  Forderungen  wahrend  des 
ganzen  Zeitraums  von  1804  —  1001  Krfolg  hatten  und  namcntlii:Ii  wie 
vielen  Arbeitern  dieser  Erfulg  zu  gute  kam,  giebt  uns  die  vorliegende 
Statistik  leider  keine  Antwort  Sie  ftthrt  die  enuelnen  Forderungen  fUr 
die  «nzdnen  Jahre  auf,  gegliedert  danach,  ob  sie  in  Eintel-  oder  Gruppen- 
strikes erhoben  wurden,  kombiniert  sie  aber  nicht  mit  dem  Erfolge.  In 
dieser  Hinsicht  sind  wir  auf  die  alte  vage  Unterscheidung  zwischen  .\n- 
griffs-  und  Abwehrstrikes  angewiesen  und  auch  die  Wiedergabe  dieser 
Zahlen  verlohnt  sich  nicht,  da  sie  si(  !i  nur  auf  die  Strikefälle  und  nicht 
auf  die  Zahl  der  strikenden  Arbeiter  beziehen.  Eine  Ergänzung  der 
Daten  der  früheren  Jahre  durch  Hinzurechnung  der  Strikecrgebnisse  fUr 
den  Bergbau  ist  leider  auch  nicht  möglich,  da  in  dem  vorhandenen 
Material  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  an  dem  Erfolge  beteiligt  waren,  nidit 
nachgewiesen  ist  und  eine  blofse  Nachweisuog  der  Strikefölle  die  Mühe 
der  Berechnung  kaum  lohnt. 
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C 1.  H  c  i  Ts ,  Die  ArbeitBrinsteUtiogeii  u.  Awsperrungeii  L  Oeftterrdch  1894 —  1 90 1 . 

Die  folgende  Uebersicht  über  die  Hauptforderungen  der  Strikendeo 

(s.  oben  S.  414  ff.)  bezieht  sich  daher  für  die  Jahre  1894  —  1897  nur  auf 
die  Gewerbebetriebe,  während  sie  1898  auch  den  Bergbau  mitumfaikt. 

(Siehe  die  l'rbemcht  auf  S.  430  u.  43 1.) 

Die  auf  Erhöhung  des  Loiuies  und  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ge- 
riditeten  Forderangen  überwi^jcn  wdUus  alle  anderen  an  Bedeutung. 
Wülirend  aber  die  Bedeutung  der  auf  Erhöhung  der  I^hne  gerichteten 

Forderungen  mit  Ausnahme  der  Jahre  1896,  1899  und  1901  in  stetiger 
Zunahme  begriffen  ist,  trifft  bei  der  auf  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ge- 
rirhteten  für  die  Zeit  von  1894 — 1898  das  Ccfrenteil  zu.  In  den 
beiden  letzten  Jahren  gewinnt  aber  diese  Forderung  wieder  überwiegende 
Bedeutung  und  erreicht  1900  den  höchsten  Stand  in  der  ganzen  Beob- 
achtungsperiode,  um  dann  aber  im  letzten  Jahre  auf  den  tiefsten  Stand 
zurückzusinken.  Besonders  günstig  war  das  Bestreben  der  Strikenden  nach 
Lohnerhöhung  in  den  Jahren  1901,  1900,  189S,  1899,  1895  1896,  be- 
sonders ungünstig  in  den  Jahreh  1894  und  1897.  Dagegen  hatten  die 
Strikenden  mit  der  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Lohne  i  895,  1900 
und  iSi)S  die  ungünstigsten  F.rfolge,  1901,  1894,  1897,  tHqq  und  1896 
dagegen  i;unsiige.  Die  Bestrebungen  nach  Verkürzung  der  \rl)eitszeit, 
die  im  Jahre  1894  noch  last  gänzlich  erfolglos  gewesen  waren,  zeigen 
1895  audKrordentlich  günstige,  von  1896  an  zwar  weniger  günstige,^ 
aber  doch  überwiegend  für  die  Strikenden  vorteilhafte  Resultate  mit  der 
Tendenz,  sich  zu  bessern  bis  zum  Jahr  1899;  im  Jahre  1900  tritt  ein 
starker  Rückschlag  ein,  so  dafs  das  Ergebnis  dem  Jahr  1 896  gleichkommt. 
Im  Jahre  i*)oi  sind  sodann  diese  Ergebnisse  am  allcrungünstigsten  flir 
die  Strikenden  innerhalb  der  ganzen  Beobarhtungsperiode  seit  1S94.  Die 
zur  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Arbeitszeit  unternommenen  Stnkes 
zeigen,  wenn  man  die  erfolgtosen  Strikes  ins  Auge  fafst,  von  Anfang  an 
ganz  auiserordentlich  günstige  Resultate,  die  bis  zum  Schluft  der  Periode 
unausgesetzt  sich  verbessern.  Nur  das  Jahr  1899  macht  hiervon  eine 
Ausnahme.  Das  Jahr  1901  erscheint  mit  seiner  grofsen  Zahl  von  er- 
folglosen Strikes  mit  als  das  ungünstigste.  Ziemlich  ungünstig  ist  auch 
das  Jahr  iSr)6  mit  seiner  grofsen  Zahl  von  Strikte  mit  nur  teilweisem 
Erfolge.  li.igf'snii  tielen  die  zur  Beseitigung  \ou  V'urgesctzien  unter- 
nommenen birikes  uüt  einziger  Ausnahme  des  Jahres  1899  durchweg 
ganz  tiberwiegend  zu  Ungunsten  der  Strikenden  aus;  am  günstigsten  ist 
sonst  noch  das  Jahr  1897.  ähnlich  verhält  es  sich  mit  der 

Wi^eraufnahme  Entlassener,  wobei  das  Jahr  1897  noch  wesentlich 
günstiger  war  als  bei  der  eben  erwähnten  Forderung.  Die  Forderung 
wurde  nur  in  den  Jahren  i8q6,  1898  ganz  besonders  stark  aber  1900 
»'on  einer  verliaUnisniarsig  grolseren  Anzahl  von  Strikenden  1  17,20,  16,50, 
56,47  i'io/.)  eiholicn,  jedoch  in  allen  drei  Jahren  mit  ui>erwiegend  un- 
günstigem Krloig. 

Während  die  auf  die  Lohnhöhe  und  die  Arbeitszeit  gerichteten 


Digrtized  by  Google 


430 


Miszetten. 


'S  C  t  "c  WC 


0  O 


M   ^    ^    —  3 

s  ü  ex  o  S 


5=  =  « 


r~  u-i      O        —  3^  r» 


a>vO  ro  N  rt  O  -"f-SO 


»Art*«« 


«-  ö        «  -  Ii 
«       «  -  ♦ 


i  i  M  1  j  I  1 


o  o  o  ~ 


1  l 


O  - 

••«0 


c      o>  »'^ 


r-  ^  a>  o 
e  rt«e  oe 


Qv  irj  *  ,  ,  »TiOO 
<^  l/i  «•  «»    I    i  fi 


O  0       -1-  —  n  T* 

O-^  ri  fO'w  O 


I/-,  :>      f«  —  w  «r>o 

M  X   N  O  «        t>.  * 

t<*<«  *«        c(  «q 


—  M  ^  N  rOvO  t  'S 
O  r-  LT,  u->>0  00  QO  o 


W  NvO  C*  C~  C<  t-^  CT- 


O  O  vO  -  »i- 

>.  «4  IT)  »    ,     ,  »«QO 

<e  M  «  «4  *« 


et  i  c 


-  I  'S  s 
j<  ^  •< 


Mg 


"9 


^      «>  o  ►» 


g  3^  5 


O  \0       ^  1    I  "1 

~  «    eo'  I  I  o  « 


-  9» 


<o  ^  t—  ~' 

r--  f»  «/".       ,    ,  •-• 


1^  M   M  w 


^  vriO  00  00  N 

S?     Ü  •*  I  1 


M>Ooo  — vO*0  r-.p« 
oo  ^ 


—  i/-.  -r  u^.  -c  -t  -  — 

C^^(0  ro  l^vC  i~  \r. 


00 


i  1  i  1  i  M  1 


*      ü  « IT  «  ^ 


o  M  n  «n 


I  I 


«o 


♦  •'t  •»!■  N  T^  1- 
00       N  so       l^^O  vO 


M>0  Q  rt  I  I 


*  «  't  a>«P 


»«>0  O  O  «  *o  «  »*> 
•O«  ->  tO 


—  fo«AiA«o  ~  8  «n 
•«      Ov  CO  ^ 


WO 


9>  8 


00  l^«riQ  M  WOM^ 

ya  fO  t>  *  r»<o  «o  o» 


»*io    lÄ    eü  ***  ^ 


8 PO  00        ^       PO  PO 

fO  M  P4   W^M  «Ö 


2  0»qo  -Ä  *fo  ♦ 
2  «"o|^*^«|^** 


«o 
et 


e 

I 


I 

'S 


M 


O 
> 


.  so  k.  1. 

c  —vS  a.  ^  —  —  i, 

t".  o     i;  5 


968I 


^681 


Digitized  by  Google 


CL  Hei fs.  Die  ArbeibeinsteUuaccn u.  AoMpeitungeD L  Oesterreich  1894 — 1901. 

«■  «I  Q  **■  «oft 


oe    et  «1  » 


 —  -        ^  ♦NOoO»nu-i^     »O  — 


I 

(2 


00  ^  r'SQO 


f«  00        fOOO  f*1 

*^<0     w         ***  c 
-  -r  -  CO  « 


(5* 


—  c- 
■*-oo 


30  r* 

I  1^5 


1  - 


C  10  —  '  O  o~  ^  ^  o 
o^oo»oO  —  00 


o  - 


r-  ^  CO  ~  «o  00  "  t>. 
«*>  «  CO 


r~>^  O  O 


O  t-» 
■«f  ^oo"^ 


1^  —  QC  0\v6 


00  r% 


I  1 


VI 


«0 


i/^  CT\oo  ■«  t~  —  O  00      —  >o  «'"1      >'"i  fJ 

f*  —   O  -*        '1  «  M  VA,  »/-, 

«0  «r)»f^ 


00  ^       "   «#■  «r, 

°  99  "  «Ä®  «00 


m    f«    «0  «<) 


i'<>00      —  <o  00  00  — 


*^      \n  r*iO  00  Q 


1* 


e 

•s 
•2 


c 


p  p  p  o 


'S 


s 


c 


■ij  0  O  c  ^  c 
w  >  t,  t. 

v    .   -       ^  — 
Tsj  > 

II  


—  5  c  o 
=  a.  ^  s<  c- 


0061 


i 

< 

I 


2    IM  ._  N 

■3  O      c  _  c 
"       tS  fc" 


^  4        «  ^ 


O  

io6t 


I 


'S  I 

Ii  5 


a 


Digitized  by  Google 


432 


MiiKUen. 


Forderungen  in  der  Regel  zu  Beginn  des  Strikes  gestellt  werden  und 
auch  unter  d  ri  W'ranlassungen  die  Hn-iy^roile  spielen,  kann  die  For- 
derung der  \N  ledt-raufnahrae  Entlassener  ebensowohl  die  Veranlassung 
zu  einem  Strike  geben,  als  auch  erst  im  Verlauf  des  Strikes  auftreten, 
wenn  z.  B.  die  Leiter  des  Strikes  entlassen  worden  sind  Dagegen 
werden  <Ue  auf  Schutz  der  Strikenden  gegen  Entlastung  und  auf  Ent- 
laistuig  von  Strikebrediem  gerichteten  Forderungen  in  der  Regel  erst 
im  Verlauf  des  Strikes  erhoben  werden.  Man  wird  sie  wohl  mehr  als- 
Neben rorderungen  bezeichnen  können.  Verhältnismäfsig  am  stärksten 
tritt  die  erste  dieser  Forderungen  in  den  Jahren  1895,  1896,  1897,  i89t> 
und  ganz  besonders  1900  auf,  die  zweite  ist  durchweg  von  untergeord- 
neter Bedeutung,  von  der  geringsten  im  Jahre  1900.  Die  Eriolge  der 
ersten  Forderung  sind  sehr  schwankend,  aber  durchweg  ganz  erheblich 
günstiger,  als  die  der  zweiten,  die  dnrdischnittlich  für  mehr  als  80  Proz. 
der  Strikenden  ungünstig  ausfiel. 

Die  auf  die  Freigabe  des  i.  Mai  gerichtete  Forderung  haben  wir 
mithervorpeboben,  weil  sich  in  ihr  das  Klassenbcwufstsein  der  Arbeiter 
ganz  besontler>  dokumentiert.    Nur  im  Jahre  1894  wurde  diese  Forde- 
rung von  einer  erheblichen  Anzahl  von  Arbeitern  gestellt  und  zwar  mit 
Uberwiegend  ungünstigem  Erfolg.    1895         ^'^  Beteiligung  und  der  ■ 
Erfolg  am  ungünstigsten.    1896  stieg  die  Beteiligung  und  der  Erfolg.  ' 
1897  ging  die  Beteiligung  fiut  wieder  um  die  HAlfte  zurück,  wahrend  . 
der  Erfolg  stie<,^  mehrte  sich  die  Beteiligung  nur  unmeridich,. 

während  der  Erfolg  ein  durchschlagender  war.  1899  und  1900  stieg 
wieder  die  Beteih'tjtmg,  während  der  Erfolg  unprünstiger  wurde.  1901 
gelangten  BeteiHj;ung  und  Erfolg  auf  dem  (iefrierirnnkt  an. 

Zu  erwähnen  ist  nuch,  dafs  jede  Forderung  so  oft  geiühlt  wurde, 
als  sie  erhoben  wurde  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  daneben  noch  andere 
Fofderui^n  gestellt  worden  sind.  Die  einzebien  Forderungen  sind  zwar 
in  den  einzelnen  Jahrgängen  der  Statistik  mitebander  kombmiert,  jedoch 
erstreckt  sich  diese  Kombination  nicht  aut  h  auf  die  Erfolge. 

Mit  Recht  wird  man  einzelne  Forderungen,  wie  z.  B,  die  Nicht- 
entlassung  Strikcnder,  oder  die  Entlassung  von  Sirikebrechern  als  Ausflufs 
de§  bolidaritatsgefühls  der  .Arbeiter  bezeichnen  können.  Dagegen  ist 
es  .unzulässig,  aus  einer  Abnahme  der  Zahl  der  Strikenden,  die  diese 
Forderungen  stellen,  auf  -  einen  Rückgang  des  Solidarität^ftthts  zu 
sdiliefsen.  Denn  die  Gefahr,  die  durch  diese  Forderungen  beseitigt 
werden  soll,  kann  durch  das  erstarkte  Soltdaritätsgeflihl  der  Arbeiter  so 
gering  geworden  sein ,  dafs  die  Erhebung  solcher  Forderungen  nicht 
mehr  notwendig  erschemt.  Es  sind  dies  so  korajili/icrtc  Verhältnisse, 
dals  hier  die  Mittel  der  Statistik  notwendig  versagen  müssen. 

Leber  die  ilulie  der  erzielten  Lohiiaufbes.seiung  fehlen  die  Daten 
für  das  Jahr  1894  überhaupt  und  fUr  die  Jahre  1895,  1896  und  1897 
fUr  die  Arbeitseinstellungen  im  Bergbau. 
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Im  Jahre  i^^}S  l)otrug  die  Lohnerhöhung  in  i  Fall  3 — 10  Proz.,  in 
4  1- allen  5 — 6  Proz.,  in  je  1  i-aii  6 — 11  und  7  —  25  Jc^roz.,  m  11  Fällen 
S^t2^'^  Pros.,  worunter  je  i  Fall  mit  10—13  und  10—15  Pro>t  in 

1  Fall  laVt^^S  Pi'oz.,  in  je  i  Fall  13,  14—25,  16  und  16^19  Fn»., 
in  2  Fällen  20 — 3  5  Pros.,  in  je  i  («isanunen  abo  in  9)  Fällen  20 — 30, 
20 — 40»  20^50»  33,  2$,  »S*— 30,  2$ — 40,  30  und  43  Prot,  und  war 
in  20  Fällen  prozentuell  unbestimmbar. 

Im  Jahre  1896  betrug  die  Lohnaufbesserung  in  je  i,  zusammen  in 
10  Fällen  /wi'if  hen  2'  ,  und  4^^  —  15  Proz..  in  6  Fällen  5 — 7  Proz.,  in 
je  I,  zusammen  m  9  Fällen  zwischen  5- — 10  und  7'  - — 2  5  Proz.,  wiederum 
in  je  1  Fall  7-\5-~io  und  S  Pro/..,  in   12  Fällen    10  Proz.,   in  je  i, 
zusammen  in  4  Fällen  zwischen  lo — 15,  18,  20  und  10 — 50  Proz.,  in 

4  Fällen  n% — 12'/«  Pro«-»  in  1  Fall  14V4 — *^V«  Proz-»  in  3  Fällen 
15  Proc,  in  je  I  Fall  t5 — 40  und  18 — 20  Proz^  in  3  Fällen  ao,  tn 

2  22t  in  3  30,  in  4  40  und  in  i  Falle  So~~54*/,  Proi.  und  war  in 
28  Fällen  pioaentual  unbcatinunbar. 

Im  Jahre  1897  stellte  sich  die  Lohnerhöhung  auf  2\ — 3V«  Pioz. 
in  I  Fall»  5  Proz.  in  5,  5 — 10  Proz.  in  2  Fällen,  zwtsdicn  5<— 12,  15/ 
17  und  20,  5 Vi — 7,  6  und  7\io  — szf'^  Proz.  in  je  1,  zusammen  in 
7  Fallen.  10  Proz.  in  5  Fällen,  zwischen  10 — 17,  10 — 30  und  16%  bis 
25  Proz.  in  je  i.  zusammen  in  6  Fällen,  20  Proz.  in  2  Fällen.  20 --25, 
25,  25  —  30  und  35  Pro/,  in  je  i,  zusammen  in  4  FäUcn  und  war  in 
35  Fällen  prozentuell  unbestimmbar. 

Im  Jabre  1898  betrug  die  Lohnauf beraerung  1'  « — 2  und  3  bis 
6-  ^  Pro«,  in  je  I  Fall,  4  Prot  in  2  Fällen,  4*;,,  4' ^ — 14,  5,  5 — lo, 
5— »o.  %\v  5V«-8V»f  7-^14»  7—15.  7Vt— "1  8— 10,  8— 30  und  8«/, 
Proz.  in  je  I,  zusammen  in  13  Fällen,  10  Pros,  in  3  Fällen,  10  -  isVti  «>~*'5> 
10—20,  10—30,  10 — 50,  10-/^,  II  und  12 — 14  Pros,  in  je  I,  zusammen 
in  8  Fällen,  14  Proz.  in  2  Fällen,  15  ond  16% — 25  Pros,  in  Je  i  Fall, 
20  Proz.  in  5  Fällen  und  20 — 28,  20  —  40,  25,  25  —  30  und  33  Proz. 
in  je  I  zusammen  in  5  Fällen  imd  war  in  43  Fällen  prozentuell  unbe- 
stimmbar. 

1899   stellte   sich   die  Lühnaui  acs^t  ;  i;nu   auf  4  Proz.   in    i  Fall, 

5  Pro/.,  in  7  Fällen,  5  —  7*/«  Proz.  in  i  tailc,  5  — 10  i'roz.  in  5,  5  bis 
15  Proz.  in  2,  5 — 45  und  5'  , — i4Vs  ^  einem  Falle,  6  PMz.' 
in  2  Fällen,  6—7,  6— 15  und  7  Proz.  in  je  i  Fall,  8  Pro«,  in  2  Mlen, 
8»  12  Pros,  in  i  Fall,  10  Pros,  in  18  Fällen,  10 — 12  Pro«,  in  i  Fall, 
10^15  Pros,  in  2  Fällen,  to — 30,  11 — z6,  12  und  13  —  15  Proz.  in 
je  I  Fall,  15  Proz.  in  2  Fällen,  i5'-2o  Proz.  in  i  Fall,  20  Prot,  in  3 
und  35  Proz.  in  2  Fällen. 

Im  Jahr  1900  betrug  die  Lohnaufbesserung  2 — 5  Prozent  in 
2  Fällen,  in  je  1  Fall  a'/* — 5V|,  2^'^ — 20,  3,  3--H».  und  4';,  Proz., 
5  l'roz.  in  11,  5  — 10  Proz.  und  5 — 15  Proz.  in  je  2  Fällen,  5'/^,  5*/^ 
bis  i3'/.j  und  6 — 7  Pro/,  in  je   i  Fall,  6 — 10  Proz.  in  2  Fällen,  t^j^y 
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6*3'  6'^'  7  7  —  15  l'roz.  in  je  i  lall,  7 — 20  Pro/.,  in  2  Fällen, 
7^g  und  7  V.«  ftoi.  -in  je  i.  Fall,  8  Pro«,  in  2  Fillen,  9^x8  und  9"  ,^ 
Pnn.'  in  )e  FaD,  10  Proz.  in  15  Fällen,  in  zusammen  19  Fällen 
^hwaakte  de  'swischen  10  und  20  Proz.,  20  I^oz.  und  darüber 
(Maximum  30  Proz.)  betrug  sie  in  zusammen  9  Fitflen. 

Endlich  im  Jahr  1901  cr^ab  die  Lohnaufbesserung  3 — 3  Proz.  in 
I  Fall,  3  Proz.  in  2  Fällen;  4'  .—7  Proz.  in  x;  5  Proz.  in  2;  6 — 8» 
7,  ,  T2'  ,  herw.  14'  ,  lind  9  Proz.  in  je  i  :  10  Proz.  in  9;  10 — 15, 
lo-^iH'^Hf  it)  — 20,  lo — ^^o,  10 — S3\:i  ""<i  10^:5  —  »2*  ,-.  Proz.  in  je  i; 
12'/.,  Proz.  in  2;  13,  14'/;;^ — -'o  Proz.  in  je  i;  15  l'r()z.  in  2  ;  20  Proz. 
in  5  und  30 — 40,  33'/:; — 4°  ""d  4S  Proz.  in  je  einem  Fall.  „Schon  mit 
Rücksidvt  auf  die  gro^  Anzahl  der  zuletzt  erwälinten  l  alle",  wird 
in  der  ^je«reiligen  Publikation  bemerkt,  „sowie  auch  in  Anbetracht 
sonstiger  Sc&tvierigkeiten  in  anderen  Fällen  mufe  darauf  verzichtet 
werden,  einen  detaillieiten  Ausweis  über  die.  Anzahl  der  an  den. 
einzelnen  Lohnerhöhungen  partizipierenden  Aibeiter  zusammenzustellen.*' 
Da  es  sich  hier  um  einen  der  Hauptpunkte  der  Strikestatistik 
handelt,  wäre  es  im  Interesse  der  Sache  sehr  zu  wünschen,  dafs  sich 
diese  Formel  in  den  k(mftigcn  Publikationen  nicht  mehr  wiederholt^ 
sondern  dals  zum  mindesten  die  Zahl  der  Arbeiter  in  den  Fällen  amre- 
gel)eii  wird,  wo  sol<  he  Schwierigkeiten  nicht  vorliegen  imd  diese  letzteren 
soviel  als  möglich  überwunden  werden. 

(Siehe  die  Uebeisielit  a»f  &  435.) 

,Welch  fibennäfsig  lange  Arbeitszeiten  auch  gegenwärtig  noch  vor» 
kommen,  geht  daraus  hervor,  dafs  im  Jahre  1901  die  Arbeitszeit  infolge 
von  Stiikes  herabgesetzt  wurde  in  je  i  Falle  von  18  (!)  auf  i^Y»,  von 
i4'/9  ^ttfx2;Von  14,  13  und  11'  ,  auf  11  Stunden  und  von  12  auf  ii'Va 
Von  II*'.,  wurde  sie  in  je  einem  Fall  auf  11,  10^/,  und  xo  und  von 
TT*',  auf  10''.,;  in  5  F.'illcn  von  11  auf  10V'.,,  in  2  von  11  auf  10.  in 
3  von  auf  10,  in  einem  von  lo'L  auf  0'  ,;  in  je  3  Fällen  von 

10  auf  9'/j  und  9 in  2  von  10  auf  9;  in  je  i  Fall  von  10  auf  8 
und  von  9V'._,  auf  9,  in  2  Fällen  von  9^  .  auf  8'  ^  und  endlich  in  einem 
Fall  von  9  auf  8  '/^  Stunden  herabgesetzt.  Die  günstigsten  Resultate  weist 
in  dieser  Hinsicht  das  Jahr  1896  auf,  wo  von  58  Füllen  in  33  die  Ar- 
beitszeit auf  weniger  als  10  Stunden  verkiim  wurde. 

Eine  widitige  Frage  betrifft  die  Verluste  und  Opfer,  welche  die 
Arbeitseinstellungen  den  Unternehmern  und  Arbeitom  verursacht  haben. 
Für  die  Bemessung  der  den  einzelnen  Produktionszweigen  zugefügten 
Schäden  kommen  neben  der  Anzahl  der  Ausstände  selbst  die  Zahl  der 
sinkenden  Arbeiter,  die  Zahl  der  f^ezwimj:^en  Feiernden  imd  die  An- 
zahl der  versäumten  ArbeitstaLe  in  Betracht,  Die  Jahre  1894 — 1901 
geben  in  dieser  Hinsicht  folgendes  Bild: 

(Siehe  die  Ucbcrsichl  aul  .S.  430.1 
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1894       1895       1896       1897       1898         1899        1900  1901 

Zahl  der  Strikcttden  Ar- 
beiter   67061      28652     66234     38467     39658       54763  105128 

Zuhl  d.  gcjwungcn  Icicrn- 

tlcs  Arbeit«?.  ...  756«  2061  3473  3858  S45<  5374  7737  2846 
Versäumte  A  rbeitstagc  der 

"strrcn   795721    300^4*   »99939   J68096   32J619    ioa9937   34U963  »57744 

Versäumte  Arbeitstage  der 

tettteren  100313     35361     37945    3339«    >9»S4     106348     191753  33015 

naunncii  .    896033  335609  937 S84  401488  353873   1136185  3^7571^  i89759 

Die  Zahl  der  gezwungen  Feiernden  zeijrt  in  den  einzelnen  Jahren 
recht  tThchliche  Differenzen  in  ihrem  Verhältnis  zur  Zahl  der  stiikenden 
Arbeiter.  Sie  beträgt  in  ihrem  MiDimum  in  dem  sehr  lebhaften  Strike> 
jähr  1896  wenig  über  der  «trikeadea  Arbeiter  und  steigt  in  ihretn 
Maximum  im  Jahre  1898,  dnem  Jahre  mit  mittlerer  Strikebewegung, 
auf  noch  nicht  ganz  ^fj.  Weim  man  bedenkt,  dals  ea  tidi  hier  um  daa 
äufserste  Mittel  in  dem  fortwährenden  Ringen  zwisdien  Kapital  und 
Arbeit,  um  den  Kricgszustnr.d  bandelt,  so  mufs  man  sagen,  dafs  die  Zahl 
der  nicht  direkit  an  dem  Kampfe  Beteiligten,  sondern  gegen  ihren  Willen 
von  seinen  Folgen  Ergriffenen  verhäUnismäfsig  doch  sehr  gering  ist  Und 
/udem  liandelt  es  sicli  nicht  um  ganz  Unbeteiligte.  Hat  der  Strikc  Er> 
folg,  so  kommt  er  in  der  R^d  auch  den  gezwungen  Feiemden  zugute. 
Dies  dürfte  aus  betiiebstechntschen  Gründen  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
zutreffen,  bei  denen  der  Erfolg  in  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  be- 
steht.  Aber  auch,  wo  eine  Lohnerhöhimg  erzielt  wird,  dürften  diese 
gezwungen  Feiernden,  die  bei  den  Unternehmern  ja  p^anz  besonders  be- 
liebt sind,  in  der  Regel  nicht  leer  ausgehen.  Andererseits  durften  die 
Fälle,  in  denen  wegcji  Erfolglosigkeit  der  Schaden  der  gezwungen  leiern- 
den kernen  Ausgleich  findet,  durch  jene  Fälle  mehr  als  aufgewogen 
werden,  in  denen  ein  erfolgreicher  Strike  we^  über  den  Kreis  der  an 
ihm  Beteiligten  hinaus  eine  Verbessenmg  der  Arbeitsbedingungen  zur 
Folge  hat.^)  Gar  mancher  einer  besseren  Einsicht  zugängliche  Unter- 
nehmer, dem  seine  ökonomischen  Mittel  die  Durchnihriinc;  ennöglichen, 
wird  erst  durch  einen  Strike  von  der  Wahrheit  des  Satzes  uberzeugt, 
dnfs  die  niedrigste  Arbeitszeit  beim  höchsten  i^ohne  für  den  Unter- 
nehmer am  rentabelsten  ist,  und  handelt  dann  auch  danach.  Wenn  man 
von  den  dauernden  Schädigungen  der  Arbeiter  auch  durch  einen  erfolg- 
reichen Stiike  60  viel  Wesens  macht,  so  übersieht  man  dabei,  dafs  ein 
Strike,  der  die  Solidarität  der  Arbeiter  in  besonderer  Stäriie  in  die  Er- 
scheinung treten  läfst  —  und  mag  er  auch  erfolglos  sein  —  der  ganzen 
Arbeiterschaft  zugute  kommt.    Die  Möglichkeit  eines  Strikes,  diese  be- 

I)  In  manclicii  Flllen  nrnfstctt  flbrigau  die  Uatemehmer  die  Lohne  an  die 
gecwnngen  Feiernden  weiter  bczablen,  so  daf*  diete  Überhaupt  keinen  Scliaden 
hatten. 
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ständige  Drabmig  wiid  in  Veibtndunj;  mit  einer  gttiutigen  K^mjanktur 
dera  Unternehmer  vieles  abtiringeil,  was  er  ohne  eine  solche  Möglich- 
keit nicht  gewähren  würde.  Allerdings  ist  dabei  die  Voraussetzung  die, 
dafs  die  Arbeiter  ihre  Fordeningen  im  richtigen  Zeitpunkt  stellen  wnd 
nicht  liber  das  Ziel  hinaussfhiefsen.  Dies  wird  aber  von  den  organisierten 
Arbeitern  eingesehen  und  ui  dem  Strikereglement  der  Zentralkununission 
der  Geweriuchaft«!  heifiA>lütigen  Elementen  gegenüber  nachdracklich  be- 
faettmt  Diese  gttnit%«n  indirekten  Folgen  der  Strikes  muls  man  im  Auge 
behalten,  wenn  man  daran  gehl,  den  Lobnausfiül  der  Strikenden  zu  be- 
rechnen. Nimmt  man  durchweg  cmen  Taglohn  von  3  Mk.  an,  was  nach 
den  in  den  Spezlaltabellen  angegebenen  Daten  über  Wochcnlühne  vor 
dem  Ausstand  jedenfalls  nicht  zu  niedrig  gegriflen  ist,  so  berechnet  sich 
der  T.ohnausfall  für  die  Strikenden  imd  gezwungen  Feiernden  folgender- 
luafscn :  ^) 

1894        1895        1S96         1897         i45g8  1899  1900  1901 

Mk.         Mk.         Mk.  Mk.  Mk.  Mk.  Mk.  Mk. 

versäumte  Ar- 
beitstage der 

Strikenden   .    2387163   901044    2099817    1 104288     970857    jubivSii     10451889  473232 
versäumte  Ar- 
beitstage der 
gezwungen 

Feieniden.   .      300936     75783     II3835      100 176      8776s      318744       575^39  9^045 
msamroen  .    s688o9i^  976827  S813632   1304,464  1058619    3408555    11 025 148  569377 


')  „Uagerndn  lehwieric**,  bemerkt  die  uitliche  PabUkstioB  (S.  4*)«  ftUt  aueh 
eise,  weangleicb  nsr  saidUienid  bcfikcHgende  Veranschlagung  des  durch  die  Striket 
verursachten  Ix^bnausfalles,  selbst  abgesehen  von  den  M&Ogeln,  welche  dem  der  Be- 
arbeitung zugefilhilr-n  ^fntcrial  himirhtlich  der  genancii  und  erschöpfenden  I>ar* 
Stellung  der  Lohnv-frliültiüsse  anhaften. 

Diese  Schwierigkeiten  entspriogen  insbesondere  dem  L'mstande,  dafs  ein  Teil 
der  strikenden  Arbeiter  (wegen  Entbrnn^  etc.)  di«  Arbeit  in  der  Untemehmnae 
niefat  wieder  aafiilmnt  nnd  binsiehtlieb  dicMr  Pemnen  eben  dieses  Sadiverhaltes 
halber  nor  der  Tag  der  Unterbrecbmg  der  Arbeit  feitsteht,  nicht  aber  der  Zät> 
pnnkt,  in  welch<"m  sie  einen  ni  ut-n  Arbeitsplatt  gefunden  haben.  I.äfst  m.in  nun 
<li<'s.  dir  Arl'fit  l>t*i  ihrem  früheren  Arbeitt:<bt*r  nicht  wieder  anfnelmir-nden  Arbeiter 
aulser  Ansatz,  so  ist  die  berechnete  LohiK-inbufs'»'  der  Wirklichkeit  j^c^enübi-r  zu 
gering.  Bezieht  man  auch  sie  in  die  Berechnung  ein,  so  bleibt  nichts  .-iiidt-res 
Übrig,  ab  auch  Tür  sie  den  Lohnaosfall  bis  zum  Ende  des  Strikes  in  Anschlag  m 
briogen.  Die  auf  diese  Weise  gelbodene  ZilTcr  giebt  aber  dann  nicht  so  sehr  die 
ftoanstellen  Opfer  der  Strikenden  (die  eben  rllekstditlicb  des  genannten  Teiles  der 
Arbeitendudt  Tellig  anberechenbar  sind),  sondern  ist  nur  geeignet,  ungcfittir  den 
Verdienstentgang  zu  veranschaulichen,  welcher  die  arbeitende  Klasse  als  Ganzes  wäh- 
rend der  Strikedauer  dnrrh  die  Vakanz  nnd''rcnf;»ll¥  verfügbarer  Arbeitsplätze  trifft 
(Womit  onserc  Schätzung  im  Text  gerechtfertigt  ersclicintj,  wobei  es  sich  dann 
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Ein  LobaausfaU  von  z — 3  Millionen  oder  gar  11  Millionen,  wie 
im  Jahre  1900^  jährlich  wird  mancher  sagen  ist  schon  ein  recht  be* 

trächtlicber  Verlust  lür  die  einzig  auf  ihre  Arbeitskraft  angewiesenen 
Arbeiter  nnd  eine  gro(se  Scbädii^ng  des  Volkseinkommens.  Doch 

halten  wir,  da  zuverlSssif^e  Angaben  über  den  gesaraten  verdienten 
Lohn  feiiien,  diesen  1 — 3  Millionen  Mk.  Lohnausfall  die  Thatsache 
gegenüber,  dafs  nach  der  deutschen  Produktionsstatistik  der  Wert  der 
Ganzfabrikatc  Jci  rcxtilindustrie  allein  (also  abgesehen  von  den  Garnen) 
291 5  Millionen  Mk.  beträgt,  so  müssen  wir  zugeben,  daTs  der  durch 
Strikes  verursachte  LohnausfaU  versdiwindend  klein  wL  Dies  eigiebt 
auch  ehie  Berechnung  des  LohnausfiUls  auf  den  Kopf  der  an  Strikes 
überhaupt  (direkt  oder  Indirekt)  beteiligten  Arbeiter.   Dieser  betrug 


Das  über  Strikcunteistutzungen  durch  die  (leweikscliaften  l)eige- 
braclite  Material  ist  leider  ganz  unzulänglich,  die  an  die  Gewerkschaiis- 
kommission  in  den  drei  Jaliren  vor  1896  für  Strikes  abgeführten  Bei- 
träge betrugen  45400  fl.    Fttr  die  Jahre  1^97  und  r898  liegen  be* 


f  Idchbldbt,  ob  diese  dnrdi  den  AusstMid  frei  gewordenen  Arbdtipltbe  in  der  Folge 
dwcb  die  ttrsprOnglicben  Inhaber  oder  dmch  nndere  Penonen  einccnomnen  werden. 

Vollständig  entgehen  der  VeranschUgong  in  bridcn  Fällen  jene  Modifikationea, 
welche  der  auf  die  Rcdachtc  Weise  berechnete  Lohnverlost  durch  gewisse  andere 
Momente  erfährt,  wir  /  V>.  durch  die  Gelegenheit  zu  einem  etwaigen  anderweitigen 
Verdienst  der  Sirikciid.  ii  wahrend  der  Dauer  der  Arbeif<?einstellunjj,  durch  späteren 
frhwht^  ii  \  '•rili<  iist  mlolgc  intensiveren  Betriebes  zur  Wettmachung  des  Produktion»- 
ausfalics  u.  dgl.  mehr. 

Unter  «Uer  somit  gebotenen  Reserre  sei  daher  bemerkt,  dafs  die  Bcrechnm^ 
des  dnrdi  Avsstinde  vemnacbten  Lobnansfallcs  —  unter  Rttcksicbtnalme  auf  die 
Antthl  der  beteiligten  Arbeiter  in  den  einselneo  Strikepbasen  bei  Arbeitwinstellungen 
mit  wecbiclndcr  Beteiligung  flir  alle  stiikenden  Arbeiter  den  Betrag  von  rund 
397000  Kronen  [fttr  1901]  ergiebt,  wovon  ca.  51900  Kronen  anf  die  gSozlicb 
erfolgreichen,  250200  Kriinen  auf  die  teilweise  erfolgreichen  und  94900  Krunen 
auf  die  erfolglosen  Ausstände  i  ntf.ill«  11.  Auf  irne  Arbeiter,  weit  !ie  di«-  Arbeit  in 
der  Untern  eh  nnitifj  wieder  aufuahnuii,  koinnun  im  vom  <^>-ii;inntcn  Betrag 

345000  Kniueu,  und  zwar  ca.  47400  Kri  iicii  l'<  i  <l>n  volUtandij;;  crfolfirfichen. 
214200  Kronen  bei  den  teilweise  erfolgrcii;licu  und  83400  Kroiieu  bei  den  er- 
folglosen Ausständen."  i'ur  1900  war  der  auf  alle  strikenden  Arbeiter  entfallende 
Lxihnentgang  mit  10414000  Kronen  berechnet  worden.** 

In  Shnlicber  Weise  wird  hier  der  Lobnverlust  der  gezwungen  Feiernden  anf 
69300  Kronen  berechnet 


1894  36  Mk 
»895    32  „ 


1898  23  Mk. 
i«99    56  .. 


1896  40  ,. 

1897  »9  1. 


1900  9«  II 

1901  ao  „ 


und 
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sondere  nach  Berufen  und  Ländern  gegliederte  Nachweise  vor,  die  die 
„gesammehen''  und  ;,eibalteiien'*  Gelder  besonders  auflRihren,  ohne  dals 
dabei  ersichtlidi  gemacht  wäre,  was  unter  diesen  beiden  Ausdrücken  ixx 
verstehen  ist.    Insgesamt  wurden  hiemach  im  Jahre  1897   11150  fi. 

41  kr.  gesammelt  und  9723  fl.  3  kr.  erhalten  und  im  Jahre.  1S98 
7431  fl.  43  kr   gesammelt  und  6815  fl.  79  kr.  eibaken.   :Wie  grofs 

<iie  jedenfalls  viel  höheren  Reiträtre,  die  die  Zentmlo  der  Gewerkschafts- 
koimnissioii  nicht  passierten,  waren,  erfahren  wir  leider  nieht.  Nur  ganz 
beilautig  wird  bemerkt,  dafs  die  (Gewerkschaft  der  Porzellanarbciter  für 
<iie  beiden  Stiikcs  in  Aich  und  Dallwitz  allein  die  Summe  von  120000  fl. 
aufgebracht  hat  Nach  dem  Recheascliaftsberidu  der  Gewerkschafts- 
kommisston Itir  den  3.  Gewerkschaftskongrefe  wurden  im  Jahre  1899, 
Insoweit  verläfsliche  Zahlen  zu  eruieren  waren,  ausgezahlt: 

Von  den  liulustm  j^ruj  pt a  lur  vij^tnt'  Strikcs  aufjjebracht  .         182600  Kr. 
Von  der  Gcwcrkschuttükumrui&äiun  in  Wien  aufgebracht  .    .    153786  ,, 

».  Praß  •    •      23059  „ 

Die  desarntsumme,  die  für  Strikcunterstützuncfen  innerhall)  der  Jahre 
i,S()7  —  aufgebracht  und  verteilt  wurde,  betra<;t  590596  Kronen. 
Auch  diese  Daten  erscheinen  unzulanu;lich.  Ks  ist  allerdings  begreiflich, 
dafs  die  Arbeiterorganisationen  nicht  leicht  dazu  bereit  sind,  durch  An- 
gabe genauen  statistischen  Materials  den  Stand  ihrer  Kriegäkassen  offen- 
zulegen. 

Darüber.,  wie  sich  die  Wirkungen  der  Strikes  vom  Standpunkte  der 
Unternehmer  aus  gestalten,  wurden  in  den  Jahren  1897  bis  1901  be- 
sondere Erhebungen  vorgenonmien.  Im  Jahre  1901  wurden  an  L54 
einzelne  Etablissements  besondere  Fragebogen  hinausgegeben,  von  denen 
120  antworteten.  Von  diesen  haben  56  Schaden,  64  keinerlei  Schaden 
erlitten.  In  24  Fällen  bestand  der  Schaden  in  einem  später  wieder  aus- 
geglichenen Produktioiisausfall,  in  32  Fällen  in  einem  später  nicht  wieder 
ausgt  L'Iichenen  Produktionsausfall,  bezw.  in  dem  Verlu«;t  von  liestellungen, 
in  10  l  allen  bestand  er  in  Schaden  an  Material  u.  dgl.,  in  15  Fallen 
in  Nachteilen  aus  dem  Personalwechsel  und  in  8  Fällen  in  anderem. 

In  gleicher  Weise  wurden  in  den  Jahren  1897 — 1901  ')  an  die 
Handels-  und  Gewerbekammom  über  429  (403)  Betriebe  Fragebogen 
versendet,  worauf  im  Jahr  1901  über  379  (189)  Betriebe  Antworten  ein* 
liefen.  Von  diesen  haben  3_m  (i  10)  Schaden,  58  (79)  keinerlei  Schaden 
eriitten.  In  220  (26)  Fällen  bestand  der  Schaden  in  einem  iqpäter  wieder 
ausgeglichenen  Prodnktionsaiisfall,  in  84  f84l  Fällen  in  einem  später 
nicht  wieder  ausgeglichenen  Produktionsausfall,  bezw.  in  dem  Verlust 
von  Bestellungen,  in  o  ''21)  Fällen  bestand  er  in  Schaden  an  Material 
u.  dgl.^  in  o  (36)  Fällen  in  Nachteilen  aus  dem  Personalwechsel,  in 

*)  Die  Zahlen  iür  1897  sind  durchweg  in  t'arcnthesc  beigesctit. 
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17  (i)  Fällen  in  anderem.  In  Ziflfern  wurde  der  Schaden  geschätzt 
von  den  einzelnen  Betrieben  direkt  in  «5  bczw.  34  Fällen  und  er  Ije- 

trug  75602  Kronen  bczw.  3S6710  fl.,  von  den  Handels-  und  (iewerbe* 
karamern  in  53  bezw.  20  Fällen,  wo  er  323500  Kronen  bezw.  19905  fl. 
betrug. 

Das  arbeitsstatistische  Amt  macht  für  die  Jahre  iSq?  bis  1901 
noch  genauere  Mitteilungen  über  die  Schädigungen  der  Unternehmer 
durch  eiiuelne  Strikes  nach  ihien  eigenen  Bericibten  betw.  denjenigen 
der  Handels-  und  Gewerbekammem,  bemerkt  aber  hierzu  ausdrücklich, 
dafs  diese  Angaben  nicht  weiter  kontrolliert  werden  konnten.  Sie  machen 
jedoch  last  durchweg  einen  wabrbeitigetreuen  Eindruck,  soda£i  ihre  kurze 
Erwähnung  gerechtfertigt  sein  dürfte.  Ueber  Verminderung  der  Kund- 
schaft oder  allgemeinen  Rückgang  des  Gewerbes  infolge  von  Ausständen 
klagen  namentlich  handwerksmäfsige  Betriebe,  wie  z.  B.  die  Hufschmiede 
in  Graz,  die  namentlich  auch  noch  darüber  klagen,  dnfs  die  \om 
Lande  neu  aufgenommenen  Gehilfen  zum  grofsen  Teile  eine  ge- 
ringere Leistungsfähigkeit  aufwiesen,  die  Schneider  in  GalAoia  vuid 
Przemysl,  die  Schuhmacher  in  TepUtz,  von  denen  die  Kundenschuh- 
macher  schwerer  litten  als  die  sogenannten  Marktschubmadier,  die 
Bäckereien  von  Judenburg,  Leoben  und  Graz.  Hier  bestand  die 
Schädigung  in  der  Einführung  fremden  Brotes  aus  Marburg  und  Brudc» 
Der  Absatz  der  heimischen  Bäckermeister  wurde  dadurch  geschädigt» 
dafs  sich  diese  Brotsorten  seit  dem  Strike  am  Markte  erhielten. 
Der  Rauarbeiterausstand  in  Kolomea  und  der  Ziegeleiarbeiterausstand  in 
Jiroslau  liatie  ein  Verderben  der  Waren  im  Gefolge,  während  ihm  die 
Weifsgerbcr  in  Nieraes  durch  gemeinsame  Aufarbeitung  der  dem  Ver- 
derben ausgesetzten  Waren  zu  begegnen  wufsten.  Der  Hauarbeiteraus- 
stand  in  Marburg  hatte  einen  aligeateincn  Rückgang  der  i>aulust  zur 
Folge  und  in  Mddling  und  Meran  konnten  die  verzogenen  Arbeiter 
nicht  wieder  ersetzt  werden.  Beim  Bauarbeiterausstand  in  Meran  wird, 
was  von  besonderem  Interesse  ist,  von  Kosten  berichtet,  welche  durch 
Reisevergütungen  etc.  an  von  auswärts  beschaflEte  Arbeitakzälte 
wuchsen,  sowie  von  Nachteilen  daraus,  dafs  manche  bewährte  Arbeiter» 
die  weder  unmittelbar  gegen  ihre  Arbeitgeber,  noch  gegen  den  Strike 
auftreten  wollten,  es  vorzogen,  den  Arbeitsiilatz  zu  verlassen  und  anders- 
wo Verdienst  zu  suchen.  Solche  Schädigungen  der  Produktion  durch 
Personahvet  hsel,  die  in  der  Regel  besonders  em])findlich  zu  sein  i)t1egen» 
werden  durch  eine  starke  Orgaaisalion  der  Arbeiter  am  wirksamsten  ver- 
hindert, da  sie  dem  Arbeiter  allein  den  nötigen  Rückhalt  gewährt  gegen 
eine  nach  Beilegung  des  Strikes  zu  befürchtende  willkürliche  Ent« 
lassung. 

Besonderes  Interesse  verdient  noch,  was  über  die  Ausstände  der 

Braungeschirrtüpfereien  in  Znaim  und  der  Schwar^lasdnickereien  in 
Gablonz  berichtet  wird   In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  um  absterbende 
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Industrieen.  Die  Besatzsteinc  waren  aufser  Mode  gekommen  und  dur»  h 
den  Strike  wurde  die  Unhahtiarkcit  dieser  Industrie  nicht  erst  verursacht, 
sondern  aufgedeckt.  Khenso  war  das  Braimgesrhirr  durch  das  Kinaille- 
ge&chirr  und  den  immer  billiger  werdenden  Torzellan-  und  Steingutaus- 
schuft  schon  lange  bedrängt.  Wena  daher  durch  den  Verlust  einzelner 
Absatsgebiete  ein  denut^er  Afangel  an  Arbeit  ebtrat,  dafs  die  gelernten 
alten  Arbeiter  sich  einem  gan%  anderen  Industriezweige  zuwenden  mufsten. 
so  mag  das  für  sie  sehr  hart  sein,  aber  der  Strike  ist  nicht  die  Ursache 
dieses  wirtschaftlichen  Erkrankungsprozesses,  sondern  er  hat  nur  seinen 
Verlauf  beschleunigt  und  dadurch  eine  rast  here  (icsundung  ertntji^licht. 
l)eT  Ausstand  der  Musikii»strumenicumacher  in  Graslitz  hatte  eine  Ver- 
doppelung des  Preises  der  Perinetmaschinen  zur  Folge,  wodurch  die 
Prodttklionsßthigkeit  gegenüber  der  französischen  Konkurrenz  in  einer 
Weise  geschädigt  wurde,  daft  die  gestörten  Absatzverbindungen  nicht 
leiclu  wieder  herzustellen  sein  dürften.  Der  Ausstand  der  Textilarbeiter 
in  Jägerndorf  hatte  den  Verlust  des  Saisongeschäftes  für  Sommerwaren, 
erheblichen  Pi  eisrück gan^r  für  die  vor  detn  Strike  angefangenen  und 
dann  abbestellten  Waren  sowie  Materialschaden  zur  Folge.  1  >er  Aus- 
stand der  Schuhmachergehilfen  in  irient  veranlafste  die  Einfuhr  aus- 
ländischer Ware,  die  auch  nach  dem  Strike  fortdauerte.  Der  Ausstand 
der  Briinner  Textilarbeiter,  der  gröfete  in  dieser  Branche,  hatte  durch- 
gehend eine  vollständige  Betriebseinstellung  zur  Folge.  Dazu  kam 
mannigfacher  Schaden  an  Maschinen  und  Material,  sowie  ein  Produktions- 
ausfall von  '  ,  bis  ^4  der  Jahresproduktion  und  Stärkung  der  englischen 
Konkurren 

Von  einzelnen  Unternehmern  wird  so^ar  berichtet,  dafs  ihr  \'er- 
hältnis  zu  den  Arbeitern  nacii  dem  Stiike  ein  befriedigenderes  ge- 
worden sei. 

Neben  dem  unmittelbar  durch  den  Ausstand  verunachten  Schaden  wird 
auch  in  mannigfachen  Fällen  eine  Benachteiligung  über  die  Strikezeit  hinaus 
als  Folge  des  Strikes  bezeichnet,  so  durch  die  erhöhten  Betriebskosten  infolge 
der  an  die  Arbeiter  gemachten  Ztigestandnisse,  durch  gestörte  Absatzver- 
bindungen, durch  eine  länger  dauernde  Betriebsrcdiiktion,  verursacht  durch 
die  Schwierigkeiten  bei  der  Ergänzung  des  Personals.  Der  hauptsach- 
lich in  den  Textilbetrieben  durchgesetzte  Zclmstuodentag  soll  nach  ^r 
Mehrzahl  der  eine  Auskunft  gewährenden  Arbeitgeber  einen  8—10  pro- 
zentigen  Produktionsrückgang  zur  Folge  gehabt  haben.  Zahlreiche  Firmen, 
sprachen  sich  auch  über  die  Ursachen  des  Ausbruches  des  Strikes,  sowie 
dessen  moralische  Rückwirkungen  aus.  In  ersterer  Hinsicht  wird  häufig 
des  Eint1us«;es  von  nicht  dem  eigenen  Arbeiterstande  entsprungenen  Agi- 
tationen gedacht.  In  der  /weiten  Hinsicht  ist  die  Zahl  der  Firmen, 
welche  auf  eine  Stabilisierung  der  Verbältnisse  nach  dem  Strike  hin- 
wiesen, die  z.  B.  inbezug  auf  die  Sicherung  der  Lieferungsfähigkeit 
günstig  einwirke,  nicht  geringer  als  die  jener,  welche  von  einer  dem 
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Strike  noch  nachfolgenden  Erbitterung  oder  Gährung  zu  berichten  wissen. 
Es  wird  audi  mehrfach  erwähnt,  dafs  die  Arbeiter  eine  bessere  Disziplin 
aufweisen  oder  arbeiuwilliger  sind  etc.  Zumeist  handelt  es  sich  dabei 
um  gänzlich  oder  Im  wesentlichen  erfolglose  Strikes. 

Bei  92  unter  den  im  Jahre  1901  vorgefallenen  370  Arbeitseinstel- 
lungen werden  Arbeiterentlassungen  verzeichnet.  Die  Zahl  der 
Entlassenen  betrug  1215  finoo,  2658,  1899  1704,  1898  1284,  1897 
2127,  TS96  2454,  1895  163,^,  rSo4  2q85\  der  am  anderen  Gründen 
Ausgeschiedenen  601  (1900  41106,  1H99  1979,  i.Sg.S  io5.S,  1897  644, 
i.S()6  1533,   T895        T  T182V,  der  neu  Aufgenommenen  771 

(1900  4346.  1S99  1115,  1898  1343,  1897  1565,  1896  1389,  1895 
1073,  1894  2175).  Der  aus  Anlafs  der  Ausstände  entstandene  Arbeiter- 
wechsel, welcher,  wie  unser  Bericht  bemerkt,  nicht  blo&  als  die  Inter- 
essen der  Strikenden  schädigend  gelten  kann,  sondern  auch  als  eine 
dem  Industriebetrieb  erwachsene  Benachteiligung  in  Betracht  kommt,  war 
demnach  durcliaus  nicht  unbedeutend. 

lieber  die  Vermittlungsthätigkeit  der  staatlichen  Organe  wird  in 
den  jeweiligen  Pu1)Iikationen  auf  die  Kolonne  12  der  ( hronologischen 
Striketabelle  verwiesen.  Diese  Tabelle  ist  aber  so  unubersichllii  h,  dnf^ 
man  über  ilie  Art  der  staaibcheu  Vermittlung  und  überhaupt  darüber, 
wie  oft  sie  in  .Vnsjjruch  genotninen  wurde,  keine  Anscliauung  Ix-konnnen 
kann,  wenn  man  diese  Tabelle  nicht  vorher  auszahlt.  In  dieser  Beziehung 
wäre  eine  bessere  Aufbereitung  des  gewonnenen  Rohmaterials  zu  wOnschen. 
Eine  Auszählimg.  der  Ergebnisse  für  1901  (bezw.  1900  und  1898  ')  er- 
giebt,  dafs  bei  den  wiederholt  erwähnten,  in  diesen  Jahren  überhaupt  vor- 
gekommenen 270  (303,  258)  Strikeföllen  m  84  (107,  in)  Fällen  irgend 
eine  Vermittlungsthätigkeit  in  Anspruch  genommen  wurde.'  Das  öster- 
reichische Ceset?.  hat  also  trotz  seiner  Unzulänglichkeit  den  guten  Erfolg 
irchabt,  dafs  die  Thätigkcit  der  Vermittlungsor;;nne  vcrhältnisniäfsig  doch 
let  ht  häufig  in  Anspruch  genommen  wird.  Am  hiuitigsten  wurde  die 
Verniittunir  des  Gewerbeinspektorats:  26  (26,  2.S)nial  und  der  (lewerbe- 
behurde  2  5  {21,  2 5)  mal  in  Anspruch  genommen  und  in  weiteren  li 
(25,  28)  Fällen  vermittelten  beide  Behörden  gemeinsam,  während  die 
Bergbehörde  nur  16  (12,  i7)mal  tmd  3  (7,  7) mal  gemeinsam  mit  der 
politischen  Behörde  vermittelte.  In  o  (5,  3)  Fällen  vermittelte  der  Bürger- 
meister,  in  i  (4,  o)  Fällen  der  Ackerbauminister,  in  i  (2,  o)  Fällen  das 
Gewerbegericht,  in  je  o  (i,  o)  Falle  der  Justizminister,  der  Magistrat  und 
das  Gewerbeinspektorat ;  die  Gewerbehehörde,  das  Gewerbeinspektorat 
und  die  Handels-  und  Gewerbck-immer ;  die  Gewerbebehörde,  das  C'»e- 
werbeinspcktorat  und  der  Hund  der  Industriellen:  das  Einiguni^sanit : 
die  l'oli/eibi*li<jrdc ;  der  (ienieindevoisland  und  drr  N'creiii  /.ur  U'ahrun;,' 
der  Industrie-  und  Handelsmteressen ;  m  je  1  weiteren  l-all  der  Gewerbc- 
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inspelctOT  und  Büigermdster;  die  Gewerbebeh&r^,  die  Seebehörde  und 
die  Polizeidirektion;  die  Gewerbebehörde  und  die  Statthalterei. 

Die  Berichterstattung  über  die  im  Zusammenhang  mit  Ausständen 
erfolgten  Bestrafungen  ist  deshalb  durchaus  unvollständig,  weil  ^e  zu 
einer  Zeit  erfolgt,  zu  der  die  Gerichtsverhandlungen  in  der  Regel  noch 
nicht  zum  Abschlufs  gekommen  waren,  weshalb  wir  von  ihrer  Wiedergabe 
absehen. 

Für  das  Jahr  1900  wird  erstmals  und  zwar  auf  die  friihien  Jahre 
zurückgreifend  über  wiederholte  Strikes  berichtet.  Berücksichtigt 
man  nur  die  Anzahl  der  netriebe,  die  in  den  Jahren  1S95  bis  1901 
wiederholt  von  Strikes  hctrotTen  wurden,  von  denen  keiner  später  als 
ein  Jahr  nach  Schlufs  des  vorher^^elienden  zutn  Ausbruch  j^clangte,  so 
wurden  im  ganzen  licobachtunpszeiuauui  \on  2  Strikes  I43,  von  3  22, 
von  4  4,  von  5  2,  von  6  4  Betriebe  und  7,  8  und  9  sich  in  der  an- 
gegebenen Weise  wiederholenden  Strikes  je  i  Betrieb  betroffen.  Die 
Veranlassungen,  Forderungen  und  Erfolge  dieser  Strikes  darzustellen, 
würde  einen  zu  grolsen  Raum  beanspruchen.  Es  sei  nur  soviel  bemerkt, 
dafs  sich  bei  jenen  143  zweimaligen  Strikes  ein  und  dieselbe  Veranlassung 
4  7  mal  wiederholte,  was  immerhin  einen  Sdilufs  auf  die  Hartnäckigkeit 
der  kämpfenden  Parteien  zuläfst. 

Aussperrungen  kamen  im  Jahre  1901  3,  1900  10,  dagegen 

1898  überhaupt  nicht  vor.  Die  Hauptursache  der  Aussperrungen  hat 
bisher  die  Mnifaier  gebildet,  im  Jahre  1898  fiel  aber  der  i.  Mai  auf 

einen  Sonntag. 

Die  wichtigsten  Daten  der  A:issperrnngen  von  1894 — 1901  lassen 
sich  in  folgender  Uebersicht  zusammenfassen: 

Von  den  ausgesperrten 
Arbeitern 

Zahl  der  Betroff.     Be-        Aus-      Das  ist    nahmen  wurden     ver-  wurden 
Aus-        Be-      schäf-        f;e-      T'ro?,.  der  d.  Arbeit     ent-     Üpfscu  neu  auf- 
sperr-   triebe     tigtc      sperrte    Beschäf-    wieder     lassen      den  gcnom 
ungen  tigten        auf  Betrieb  mcn 

ig94  —        —         —  _  — 


i»95 

8 

17 

452« 

»3*7 

51.25 

3183 

134 

1896 

to 

311 

6847 

5445 

79.53 

45«9 

734 

133 

1897 

II 

13 

3  «47 

t7I3 

54.40 

1647 

58 

7 

30 

1898 

1899 

5 

38 

5671 

3457 

60,96 

3448 

4 

5 

1000 

10 

5324 

4036 

75,Si 

3703 

701 

3» 

394 

1901 

3 

3 

4»9 

302 

70,4 

302 

Die  österreichische  Strikestatistik  ist,  wenn  wir  auf  das  Gesamtbild 
unserer  Betrachtungen  zurttckblicken,  geeignet,  diese  so  komplizierten 


Digitized  by  Google 


444 


MitteUen. 


wirt^ih-'Lftlichen  Vorgänge,  wie  es  die  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
t>perrungen  sind,  nach  den  verschiedensten  Seiten,  nach  ihren  Ursachen, 
Zielen,  Begleiterscheinungen  und  Folgen  klar  2u  beleuchten.  NN'erui 
emmal  die  Statistik  über  eine  grölsere  Reihe  von  Jahren  vorliegt,  durften 
sich  aus  ihr  wohl  auch  ^wisse  Ges«tiiiiälsigkeite&  ableiten  lassen.  Bei 
der  Kürze  des  uns  vorliegenden  Beobachtung^seltraumes  wäre  ein  solcher 
Versuch  verfehlt. 
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Die  deutschen  Stadtgemeiaden  und  ihre  Arbeiter. 

Von 

Dr.  K.  FLESCH, 

Stadtrat  in  Ffankfurt  a.  M. 

Das  fuiifzigijte  Stück  der  von  Brcntnno  und  Lötz  licraus^^e^^ebenen 
Münchener  volkswirtschaftlichen  Stuciiet),  bringt  unter  obigem  Titel  eine 
961  Seiten  stafke  Arbeit  von  Dr.  Paul  Mombert 

Es  ist  ein  nützliches  Budi,  dessen  Verfosser  bei  Auswahl  des 
Themas  lUr  seine  Erstlingsschrift  wohl  beraten  war.  Ein  grobes,  schwer 
m  beschaffendes  Material  ist  gesammelt;  viele  der  Fragen,  «1  denen  es 
anre^rt,  sind  f!;estcnt  und  zu  beantworten  gesucht;  nnd  so  wird  durch 
das  Buch  der  W\"^  gewiesen  zu  einem  (rebiet  dt-r  oftentlichc-n  Ver- 
waltung, das  bisher  von  der  \  erwaUungswissenschaft  und  der  Sozialpolitik 
gleichmäfsig  unberührt  gelassen  war. 

Oder,  richtiger  gesagt :  die  Schrift  Momberts,  ebenso  wie  die  etwas 
früher  erschienene,  einen  ühnUdien  Stoff  behandelnde  Sdirift  Kliens*) 
sind  lieweise  dafür,  wie  die  privatrechtliche  Flut  allmählich  abflacht,  die, 
aus  dem  Glauben  der  Juristen  an  die  Allmacht  des  formalen  Rechts  und 
die  Redeutungslosigkeit  der  „blofs'"  thatsächlirhen  Besitzesiintersrhiede  ent- 
springend, weite  (rehiete  des  öficntlichen  l.el)ens  überschwemmt  hat.  Indem 
die  Flut  aber  zurücktnii,  werden  neue  Ai beitsfelder  frei;  undMoml)ert,  der 
eines  derselben  —  das  Verhältois  der  Stadtgemeinden  zu  ihren  Arbeitern  — 
zu  bebauen  sudit,  kann  nunmehr  sozialpolitische  Gesichtspunkte  geltend 
machen,  wo  man  bisher  nichts  wahrgenommen  hatte,  und  wo  die  meisten 

')  Klicn;  Mintmallohn  und  Arhcitcrbcamtcntum  ( Abhamllungcii  <lcs  slaat«»- 
wi^^'•ll>^•Iu•lf(li(•!H■n  Seminars  zu  Jena,  licraus):;'';;'  lirn  von  I'lt:r>ti>rff,  232  S.*!'  l'C-li.mi!'"U 
rini  n  ihniichcn  Stoff;  jedoch  gieht  rr  «las  .Material  bezüglicli  d<  r  Arln  itr-r  im  I>icnst 
deutscher  Komtuumilverwaltungcn  nicht  in  der  gleichen  VolUlündigkeit  wie  .Motubcrt, 
enthilt  aber  dafUr  sebr  interessante  Angaben  Uber  den  Minimallolin  in  seinen  ver* 
schiedencn  Erscbcinungsfonnen,  inst^s.  aacb  über  die  Art,  wie  er  im  Ausslandc 
(England,  Scbweiz,  Holland)  Eingang  in  die  Kommunalverwallung  gefunden  b.tt. 
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nichts  voriiaiicieii  geglaubt  haütii,  als  das  gleichförmige  Nebeneinander 
eiaer  Anzahl  vcm  Arbeitsverträgen,  deren  juristischen  Inhalt  NienMnd 
prüfte»  und  deren  Wirkung  auf  das  Gedeihen  der  Arbeiter  von  Niemandem, 
am  wenigsten  von  denen,  flir  welche  die  Arbeiter  ihre  Kraft  anstrengten» 

beachtet  ward. 

Ohne  Bild  zu  sprechen :  I  )afs  der  Staat,  mit  dem  ja  die  Gemeinden 
ylcicheii  Wesens  sind,  gegen  *:e5ne  Arbeiter  iH'sondere  —  nicht  juristische 
aber  volkswirtschaftliche  —  Verpliichtun;;t-n  hat,  die  weiter  i;ehen.  als  die, 
welche  etwa  einem  Ueinea  Handwerksmeister  gegen  seine  (iesellen  zu- 
gemutet werden  können»  ist  eine  alte  Erkenntnis.  Zeugnis  dafür  ist  z.  IL 
die  formell  noch  in  Gesetzeskraft  befindliche  preufsische  Verordnimg 
betr.  die  bei  dem  Bau  von  Eisenbahnen  beschäftigten  Handarbeiter  vom 
21.  Dezember  1846  mit  ihren  noch  heute  vielfach  muster;;ültigen  Vor- 
schriften über  Lohnabrechnutifjen,  Aljsclilat^s/nhlnn^en,  Rauaiifsichl,  Arheiter- 
vertretung,  Beschwerderecht  der  Arlieitei  bei  willkiirüt  her  ..Aussrhliefsung 
von  der  Arbeit'^;  ferner  über  Kraiikenv erNi(  hcruug,  LicJurdciung  der 
Sparsamkeil  durch  unentgeltliche  Annahme  und  Verwaltimg  von  Spar- 
geldem,  Sonntagsruhe  u.  s.  w.  Aber  jene  Erkenntnis  war  allmählich  ab- 
handen gekommen.  Als  ich  1894  in  der  Zeitschrift  der  Zentralstelle 
für  Arbeiterwohlfahrts-Einrichtungen  die  Verordnung  besprach ' :  und  daraus 
Folgerungen  zog  für  die  Aufgaben  der  (iemeiaden  als  Arbeitgeber,  war 
ihr  Inhalt  aucli  crt.ihrencii  VerwaltungsmSnnern  vöili*!;  unbekannt;  und 
die  Prinzipien,  auf  denen  sie  beruht,  ets<  hieneii  als  etwas  völli[r  Neue-». 
Und  auch  als  ich  im  Mai  1897  auf  der  Konferenz  der  Zentralstelle 
für  A.W.E.  zu  Frankfurt  a.  M.  über  kommunale  imd  Wohlfahrtsein- 
richtungeo  zu  referieren  hatte  *)  konnte  ich  zwar  mitteilen,  dals  die  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  gerade  damals  ,^lgemeine  Bestimmungen  fiir  die  Arbeiter 
der  städtischen  Verwaltung*'  erlassen  habe,  welche  wenigstens  einen  .An- 
fang des  sozialpolitisch  Erforderten  enthielten;  aber  ich  war  nicht  im- 
stande, nuch  nur  eine  deutsche  Stadt,  einen  Reichs-  oder  Staatsbetrieb  2U 
nennen,  in  der  bisher  etwas  Aehnliebes  \ersiu  ht  war. 

Dagegen  hat  sich  allerdings  aufs  l'li  lreulit  liste  die  Erwartung  erfüllt, 
die  ich  damals aussprach,  dafs  Jene  Bestmimungen  zweifelsohne  frucht« 
bringend  und  anregend  auch  Uber  das  Weidibild  der  dnzelnen  Stadt 
hinaus  wirken  würden.  Die  Mombertsche  Schrift  bdumdelt  die  Arbeits- 
bedingungm,  wdche  über  50  Städten  mr  Zeit  ,,ihren*'  Arbeitern  be- 
willigen, und  sie  benutzt  fast  ausschliefslich  solches  Material,  das  ent- 


')  \'gl.  Zeitschr.  f.  AAV.£.  vom  15.  Juli  1894;  mein  Aufsatz:  Die  Gemeinden 

aU  .Arbcitcobcr. 

^)  \  f»!.  Schriften   der  Zentralstelle  für  AAV.Ii-  lieft  12.    Kuiumunulc  Wobl- 
tulirtscinriclitungcn  S.  5 — 75. 

•)  Vgl.  mein  Kclt  r.it  a.  a.  ( >.  >.  4,  24,  70. 
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standen  ist  r.  a  c  h  den  Krankfurier  Bestiiniiiur.;icn und  wenn  ir^^cndw  o, 
Lst  hier  das  i)ost  hör  ergn  propter  hoc  am  Platz.  1  Ja^cpcn  beuuUt 
Mombert  sonstige  Liiteiaiur  nur  wenig;  er  hat  fast  keine  Vorarbeiter 
in  der  Wissenschaft;  und  auch  die  Agitation  der  Interessentenverbände, 
die  auf  andereii  Gebieten  der  Sozialpolitik  die  eigentliche  Triebkraft 
war  bezw.  ist  (man  denke  an  die  Gewerkschaften,  die  Mietervereine»  die 
Handlungsgehilfenvereine),  setzt  hier  nur  in  der  allerletzten  Zeit  ein 
Der  Verband  der  ( iemeindearbciter  ward  zwar,  wie  dem  jüngst  er- 
schienenen ( Icschäftsbericht -)  zu  entnehmen  ist,  am  x,  Oktober 
1896  begründet,  hielt  aber  seine  erste  Generalversammlung  erst  im 
April  1900. 

Ks  i^eschieht  keineswegs  lediglich  im  historischen  Interesse,  wenn 
diese  I  hiilsaelien  hier  le-,i^estellt  werden,  ^^'er  heurteilen  will,  was  bisher 
geschehen  ist,  um  den  Arbeitsvertrag  mit  A  r  b  e  i  l  g  e  b  e  r  n  des 
öffentlichen  Rechts  seiner  besonderen  Katur  entsprechend  zu  ent« 
wickeln,  der  wird  nie  aufser  acht  lassen  dfirfen,  da(s  diese  Entwicklung 
erst  vor  ganz  wenig  Jahren  begonnen  hat;  dafs  sie  den  Anstofs  ge* 
nommen  hat  weder  aus  theoretischen  Forderungen  der  Wissen- 
schaft noch  aus  dem  Drängen  der  Nächstbeteiligten ,  der  städtischen 
Arbeiter;  und  dafs  sie  bisher  sich  ausschliefslich  auf  die  Städte  be- 
schränkt hat. 

I.  Ks  ist  ja  geuifs  rcielihrh  übcrschwänglich,  wenn  Klien  uher  die 
„bewundernswürdige  Frankfurter  l-fihntafel"  s]»richt''):  andererseits  aber 
wurde  dueh  Momberi  veimutlieh  manches  unnötig  seluulVc  Urteil,  das 
er  über  einzelne  Bestimmungen  dieser  oder  jener  städtischen  Arbeits- 
ordnung, über  einzelne  Meinungsäufserungen  in  diesem  oder  jenem 
Magistratsbericht  gefällt  hat,  wesentlich  gemildert  haben,  wenn  er  genügend 
berücksichtigt  hättCi  seit  wie  kurzer  Zeit  erst  diese  ganze  Sache  in  den 
Gesichtskreis  der  städtischen  Verwaltimgen  getreten  ist;  und  wie  schwer 
es  natUTgemäfs  ist,  bis  die  vielköpfigen  konmiunalen  Körperschaflen  Be< 
Schlüsse  fassen,  die  für  die  Steuerauihler  von  schwerwiegender  Bedeutung 
sind;  die  weder  zur  Durchführung  eines  Staatsgesetzes  notwendig  sind, 

')  Vgl.  die  Anlapc  III  ilcr  M.schcn  .Schrift,  S.  250—261  :  Verzeichnis  der 
benutzten  Drucksiichi*n,  das  mit  Au^nahmr  einiger  Arbeitsordnungen  für  Gas-  und 
Wasserwerke  aussehiieislKl»  nur  In-  Stiidte  i^Staüstikcu  über  die  Luge  der 
städtischen  Arbeiter,  BeUtcbsordnangen,  Lohntafeln,  Dieuitvorsetiriften  n.  s.  w.)  ent- 
hält,  die  nach  1897  dalieren. 

*)  Die  Bewegung  der  städtischen  Arbeiter  1900  bis  ultimo  Dezember  1902, 
Geschäftsbericht,  erstattet  vom  Verbandssekretär  Bruno  Poersch  (Berlin  1903,  Verlag 
Bruno  Poench). 

')  L  i  n  d  c  m  i  a  11  in  seiner  Besprechung  der  Mombertschen  und  der  KJicnschcn 
Schrift  (Minimallobn  und  Arbeiterbcamtcnlum)  spottet  hierüber  (L  i  n  d  c  m  a  n  n  ,  Fort- 
schritte der  kommunalen  Sosiaipotitik,  SoziaUstischc  Monalübeftc  X903  ä.  53). 
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noch  einem  unmitlelbar  versptirten  städtischen  Bedürfnis  ents|)recheii ; 
die  in  der  öflentUchen  Meinung,  unter  den  Wählern  der  Magistrat  und 
Stadtverordnete  sogar  lebhaft  aDgefochten  sind,  tmd  die  seitens  der 
lokalen  Arbeiterpresse  etc.  vielfach  in  der  geschmacklosesten  Weise  ver- 
kleinert, als  ganz  unerheblich  oder  gar  sdiüdlicb  für  die  At  heiter  hin- 
gestellt  werden.  Nimmt  man  nocli  hinzu,  dafs  es  für  eine  Stadt  gar 
niclit  leicht  ist,  sich  genaue  und  zuverlässige  Kunde  von  dem  zu  schaffen, 
was  in  der  anderen  ticmeindc  geschieht,  so  kann  es  si  hon  an  sich  kein 
Wunder  nehmen,  wenn  üa  oder  dort  in  den  Denkschriften  der  Magistrate 
oder  Gemeinderäte  Ansichten  auftatidien,  die  wissenschaftlich  Uberholt  sind, 
oder  vielleicht  sogar  auch  den  Erfahrungen  widerstreiteUf  die  da  oder  dort 
in  der  Praxis  gemacht  worden  sind.  Andrerseits  aber  wird  die  Formulierung 
einer  einzelnen  Bestimmung  z.  B.  wegen  Urlaubsgewährung  oder  wegen 
Zusammensetzung  des  Arbeitcrausschusses  stets  dn,  wo  sie  zuerst  ver- 
sucht wird,  ängstlicher  und  enger  sein,  als  da,  wo  man  bereits  ein  Vor- 
bild aus  einer  anderen  Stadt  benutzen  konnte;  —  und  es  mufs  bei  Be- 
urteilung jeder  Vorschrift  stets  auch  gefragt  werden,  inwieweit  die  dem 
Wortlaut  nada  in  ihr  enthsltenen  Härten  etwa  seä  ihrem  Bestehen  durch 
die  Praxis  bereits  ausgeglichen  sind.  Indem  Mombert  diesem  chrono- 
logischen Moment  viel  zu  wenig  Beachtung  schenkt,  mindert  er  den 
Wert,  den  seine  fleifsigcn  und  gewissenhaften  Zusammenstellungen  und 
^'erglcichungen  der  in  den  einzelnen  Städten  bestehenden  \'orschriften 
sonst  hätten.  Dals  vollends  eine  gerechte  Würdigung  des  bisher  Er- 
reichten ganz  ujunöglich  ist,  wenn  man  als  Folie  für  die  jetzt  bestehenden 
Bestimmimgen  einfach  irgend  welche  idealen  Forderungen,  und  nicht 
zugleich  auch  die  früher,  d.  h.  bis  vor  sieben  Jahren,  bezüglich  der 
städtischen  Arbeiter  vorhandenen  Zustände  benutzt»  versteht  sich  von 
selbst 

2.  Die  L'rsarhen  anlangend,  durch  welche  die  Städte  zur  besseren 
Regulierung  des  Arbeitsvertrags  mit  ihren  Arbeiten  veranlafst  werden, 
so  ward  bereits  g[esagt.  dafs  damit  nicht  etwa,  wie  bei  manchen  liygie- 
nischen  Retormcn  (Kanalisation,  Wasserleitungen  etc.)  Forderungen  ge- 
nügt ward,  die  die  Wissenschaft  aufgestellt  hatte.  Die  Wissenschall  hat 
bisher  diese  Fragen  kaum  behandelt ;  meine  oben  erwähnten  beiden  Ab- 
handlungen dürften  tafst  die  ersten  Vmuche  auf  diesem  Gebiet  sein. 
Andererseits  ist  es  aber  auch  falsch,  wenn  der  „Verband  der  in  den  Ge» 
meindebetrieben  beschäftijrten  Arbeiter,,  dem  Verband  das  \'erdienst  zu- 
schreiben will,  und  z.  B.  auch  andeutet,  dafs  „die  vorzugliche  Srliri^^ 
des  C.  Mombert"  eine  indirekte  Folge  meiner  Thätigkeit  sei, '  i  womh 
Mombert  selbst,  dt  i  der  „Bewegung  und  Organisation  der  deutschen  (rc- 
meindearbeiter"  einen  kurz^  Abschnitt  (Kap.  X  S.  206 — 213)  widmet, 
kein  Wort  sagt.   Ebenso  ist  es  auch  ganz  falsch,  wie  es  an  anderer 


*)  Vgl.  den  citiertcn  Bericht  S.  8z. 
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Stelle  des  anfjefiihrten  Beiidits  (S.  78)  halfst:  „dafs  bisher  allein  die 
Sozialdemokraten,  mit  ganz  wenig  Ausnahmen,  in  wirksamer  Weise  die 
Interessen  der  städtischen  Arbeiter  vertreten  hätten".  Die  Behauptung^ 
die  sich  überdies  als  Nachsatz  zu  der  Erklärung,  dafs  die  Organisation 
„sich  nicht  von  vornherein  einer  bestiinniten  Partei  verschreibe"  sehr 
eif^entümlich  ausnimmt,  mag  einem  übcr/eu^'ten  Anhänger  der  sozial- 
demokratischen Partei  nicht  Uebel  gcnummen  werden  ^  —  wie  ja  über* 
zeugte  und  gläubige  Anhänger  irgend  einer  Religion  gern  alles  Gute, 
was  in  ihrem  Bereich  geschieht,  auf  den  Einfluls  ihrer  Dogmen  zurück- 
fOhren. 

Aber  die  Behauptung  steht  doch  in  ganz  direktem  Widenpruch  zu 
der  Thatsache,  dafs  in  den  städtischen  Vertretungen,  welche  die  Be- 
stimmungen erliefeen,  Sozialdemokraten  überhaupt  nicht  vertreten 
waren  (so  in  Frankfurt  a.  M),  oder  doch  nur  durch  verschwindend 
weni<;e  Mitglieder.  Viel  eher  Recht  hat  schon  I.indemann,  der  *1  die 
Arbeitsordnungen,  Alterspensionen  etc.  der  städtischen  Verwaltungen 
erklärt  als  „Resultanten  entgegenwirkender  Kräfte",  als  „Konzessionen» 
die  unter  dem  Ebflufs  der  Arbeiterbewegung  gemacht  wurden,  wobei 
auch  soaale  Einsicht  und  wirkliche  Arbeiterfreundlichkeit  ebenso  mitwiiicend 
gewesen  and,  wie  andererseits  das  Bestreben,  die  städtische  Arbeiter- 
schaft fester  in  die  Hand  zu  bekommen".  Genauer  und  vorsichtiger 
noch  wäre  es  gewesen,  wenn  er  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  gemacht 
hätte,  dafs  die  „Arbeiterbewegung**  und  die  „wirkliche  Arbeiterfreundlicli- 
keil",  die  ja  selbstverständlich  keine  „entgegenwirkenden  Kräfte"  sind, 
auch  nicht  einfach  betrachtet  werden  dürfen  als  Ursache  und  Folge. 
Heide  stehen  vielmehr  in  einer  Art  geschwisterliclieni  Verhältnisse;  sie 
sind  gemeinsame  Wirkungen  der  von  Lassalle  angefachten  Agita- 
tion, der  gröfsten  deutschen  Kulturbewegung  des  vergangenen  Jahr- 
htmderts. 

Die  von  Mombert  besprochenen  Arbeitebedingungen  finden  jetzt 
Majoritäten  in  fast  alten  Magistraten  und  Stadtverordnetenversammlungen* 
nicht  weil  vielleksht  die  Zahl  der  Mitglieder  etwas  gewachsen  ist,  die  der 
sozialdemokratischen  Partei  angehören,  oder  nahestehen ;  und  auch  nichts 
weil  man  der  sozialdemokratischen  Presse,  oder  den  Beschlüssen  der 
„Versammlungen  der  städtischen  Arbeiter  nachgiebt,  — -  in  denen  ja  hei 
der  Schwäche  des  Verbands  die  städtischen  .\rbeiter  fast  nicht  vertreten 
sind !  —  sondern  weil  immer  mehr  Mitglieder  gewählt  werden,  die,  welches 
auch  ihre  politische  .Ansicht  sei,  doch  davon  über/.eufrt  sind, 
dafs  die  Arbeiter  Anspruch  und  Recht  auf  bessere  Lebensbedmgungen 
haben ;  und  dafs  den  Städten,  weil  sie  von  den  Risiken  des  Privatunt^* 
ndimers  frei  sind,  nicht  einmal  die  Entschuldigungen  zur  Seite  stehen^ 


«)  a.  a.  O.  S.  55. 
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aul  die  sich  jenet  berufen  kann,  wenn  er  an  sich  nützliche  und  not- 
wendige Arbeitsbedingungen  verweigert 

Die  Agitation  und  Organisation  scheint  hier,  bei  den  städtischen 
Arbeitern,  den  Reformen  nachzueilen  und  nicht,  wie  sonst,  voranzugehen. 

und  tlies  entspricht  der  Thatsache,  dufs  der  Marxismus,  der  in  Deutsch- 
land die  Arbeiter  bisher  fast  an^st  Iilicfslic  h  beherrschte,  und  dessen  Ver- 
schiedenheit vom  I  assallischen  Standpunkt  woh!  in  Zukunft  »vieder  mehr 
lieachtei  ueiden  wird,  zu  einseitig  das  Vcihaitnis  des  Industriearbeiter:» 
zum  industtiellen  Unternehmer  beiücksichtigL 

3.  Bisher  sind  es  fast  ausschlie&Hch  Städte  gewesen,  die  Arbeits- 
bedingungen der  von  Mombert  besprochenen  Art  geschaffen  haben,  ^ 
und  Mombert  nimmt  diesen  rein  municipalen  Charakter  der  Bew^ung 
denn  auch  als  etwas  ganz  Selbstverständliches;  die  ganze  Angelegenheit 
erscheint  ihm  als  speziell  /um  Gebiet  der  städtischen  Verwaltung 
gehörig.  Richtiger  ist  es  wohl,  wenn  man  in  dieser  Hesrhrrinkung  nicht 
ein  Uetinuionsmerkinnl,  sondern  einfach  einen  1k  we  is  dafür  erblickt,  wie 
sehr  die  ganze  Entwicklung  noch  in  ihren  Anfangsjitadien  sich  befindet. 
Formal  juristisch  ist  der  Arbeitsvertrag  stets  derselbe,  einerlei  ob  der 
Arbeitgeber,  d.  h.  derjenige,  der  sich  Arbeitskräfte  zu  verschaffen  sucht, 
ein  Privatmann,  oder  eine  juristische  Person,  eine  Gesellschaft  oder  Ge- 
nossenschaft reich  oder  arm  ist.  Der  innere  Grund,  weshalb  die  Arbeits* 
bedingungen,  welche  speziell  die  Städte  ihren  Arbeitern  gewähren,  in 
neuerer  Zeit  vielfach  andere  sind,  als  in  Handel  und  Gewerlie  sonst 
üblich,  liegt  nicht  in  der  Qualilikation  tler  Aiheiter;  sondern  ausschliefs- 
lich  in  der  besonderen  Eigenart  des  anderen  Kontrahenten,  der  Stadt. 

'■)  Mombert  bemerkt  mit  Recht  (S.  220),  dal«  gerade  die  StKdte,  welche  zur  Zdt 
noch  am  weiteftlfo  zurück  sind,  von  ibm  {Iberbaupt  nicht  bebandelt  werden  konnten, 
weil  Erhebungen  fibcr  die  Lage  der  Arbeiter  u. ».  w.  dort  nicbi  ver&freaUicbt  sind. 

')  Von  dca,  den  Städten  zunäcbst  stcbettden  Organisationen  des  öffentlicbcn 
Kechl«,  den  Bezirken,  Krt  ism,  Provinzen,  die  all«  »  den  ihnen  /!tr;f  wit>t'nrn  V'er- 
w.iltunjiszweigen  1  Wrgchau  ,  Arm<  nj>tlrj^r  ,  Anslallsvcrwaltung)  ans<  hnluli<  ArlK  itcr- 
S(  h-ir?-Ti  h«-v!-}i:!f{i'^»«Mij  ist  hishcr  nur  eine  die  kotntnunalstitndisclM  W  rw.iltuii^  des 
Ki"'jHrungst>t'/.irks  Wiesbaden  dorn  biisjiiii  d«'r  Städte  gelolgt.  Kh  iiatte  iit»rt-sell)sl 
bereits  1898  als  tterichtcr^utlcr  der  Fiaanzicoroinission  des  Kommunallandtugcs  die 
Nachabmung  der  im  Jahr  vorher  in  Frankfurt  a.  M.  getroffenen  Ciarichlungcn  an- 
geregt; und  es  ist  dann  auch  wenigstens  ein  grofser  Teil  derselben  —  nameadicb 
Gewährung  von  Anwartschaft  auf  Pension,  Reltltlenfürsorge,  ein,  allerdings  an  viel- 
taclie  beschränkende  Voraussetzungen  gebundener  F.rsalz  des  Lohnausfalles  bei  Krank- 
heit und  sonstiger  Behinderung  —  den  standigen  Arbeitern  gewährt  \v<irdrn.  Der 
erste  hierüber  vom  I  .andcsausschuls  dem  Ko!imiun;il!andtag  er5tuit<  '.e  Bericht  vom 
7.  Mar/,  1S99  (Verhandlungen  des  33.  Kommunaliandtagcs  S.  38S  n.  enthält  eine, 
aucli  neben  dem  Mombertschen  Buch  noch  interessante  Zusammenstellung  der  da- 
mals in  sieben  Städten  getroffenen  Einrichtungen. 
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Diese  ist  frei  von  umncliem  Drang  und  manchem  Risiko  nndL-rer  Arbeit» 
ge1)cr ;  und  sie  ist  weseneins  mit  der  Quelle  allen  Rechts,  mit  dem  Staat. 
Sie  hat  daher  die  Möplii  likoit,  tmd.  von  dem  Standpunkt  nu';,  difs 
Zweck  des  Staates  die  „W  ohllahrtspHege'*  »«^t. '  auch  die  Pflicht,  den 
Mängeln  entgegenzuwirken,  welche  der  Arbeitsvertrag  jetzt  für  beide 
Kontraherten  —  den  Arbeitgeber  und  Arbeiter  —  aufweist,  und  deinen 
gegenüber  andere  Arbeitgeber  allerdings  vielfiich  zu  schwach,  und  viel« 
fach' tu  gleichgültig  sind. 

Alles  dies  gilt  aber  natürlich  nicht  nur  Air  die  Städte;  sondern 
ganz  ebenso  für  die  Reichs-  und  Staatsbetriel)e,  die  übrigen  Selbstver- 
waltungskörpcr  (Provinzen,  Kreise,  (lemeindcu),  und  üir  die,  dt*m  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzkampf  entrückten  KorporntifMifn  ''Kirrltpn,  Stif- 
tunifc'ii  etc.).  Mit  vollem  keciit  verordnet  daher  bereite  die  nl>  erwähnte 
preufbische  Verordnung  betr.  die  bei  dem  Hau  von  Ei->eiibahnen  be- 
schäftigten Handarbeiter  vom  21.  Dezember  1846  (i;^  26:,  dafs  ihre  Be* 
Stimmungen  auch  auf  andere  öflentliche  Bauausführungen  (Kanal-  und 
Chausseebauten)  Anwendung  finden  sollen,  welche  von  den  Regierungen 
dazu  geeignet  befunden  werden.*)  Ja,  sie  geht  noch  weiter,  und  be< 
zeichnet  eine  wichtige  weitere  Etappe  auf  dem  zu  durchlaulenden  Weg» 
indem  sie  ausdrücklich  anordnet  (ij  24],  daf-v  als  Kisenbahnarbeiler  gelten 
.  alle  für  den  Hahnbau  beschäftigten  Arbeiter,  sie  mögen  von  den  Fisen- 
bahnen  unmittelbar  oder  von  den  Fntrejucneurs  angestellt  sein.  Im 
letzteren  Fall  umfs  in  den  betrellcndeu  Knlrcprisckoutrakteu  bestimmt 
werden,  inwieweit  die  aus  gegenwärtigen  Vorschriften  entspringenden 
Verpflichtungen  auf  den  Entrepreneur  übergeht,  während  die 
Ki senbahndi rektion  für  deren  Erfüllung  verantwortlich 
bleibt" 

Man  sieht,  die  moderne  Forderung  der  Aufnahme  \on  Arbeiter'- 
.Schutzbestimmungen  in  die  Su!)missionshedingungen,  und  die  (Ueich- 
stelhme  der  direkt  städtischen  .Arbeiter  mit  den  mdirekt  städtischen, 
ist  bereits  vor  sechzig  Jahren  in  ein  noch  heute  geltendes  (iesclz  auf- 
genommen. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ergiebt  sich  aber  nicht  nur,  wie  weit 


')  Vgl.  den  Eingang  der  Keictisvcrfassung,  nach  welchem  das  Reich  ist  «in 
ewiger  Bund  som  Schatz  des  Bundesgebiets  und  des  innerhalb  desselben  gültigen 
Rechts  sowie  twt  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volks. 

*)  Auch  die  anscheinend  mit  dem  Prinzip  nicht  im  Einklang  stehende  Vor- 

Irchrift  des  §  ij  (Ausschluls  <!t  r  Hcstimmungi-n  für  „H.iml.irl>riti  r,  wt  lchc  bei  liand» 
wcrksiiKUsi^  auszurülirrndtn  Arliritrn  bcxliütti^t  \vcrd<n"i  isi  olTtnh.ir  nur  «-iiu' 
l  ol',.'r  (!i  r  damuls  —  vor  60  Jahn-n!  —  j^t-wils  vor/.«  ililit  hen  irrtniniliclu  ii  An- 
»chauuii)^  — ,  als  oll  dii-  .Arhritgi-hcr  ilioscr  Arbi-itrr  wohl  stets  soilist  kleiiK-.  «lUo- 
nomisch  schwache  Gcwcrbslcutc  »citn;  die  .\usn.ilimc  bc^tutijjt  also  die  Ktg4-1, 
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zurück  die  Beueguiig  noch  ist,  die  zur  Zeit  lediglich  in  einigen  Städten 
den  <Ujrekt  seitau  der  ^adtverwaltungen  eingestellten  Arbeiter  su  gut 
gekommen  ist;  sondern  es  ergiebc  sich  auch  ihre  eigentliche  Bedeutung 
und  Ziel. 

Sie  hat  nichts  m  thun  mit  dem  sog.  Municipalsozialismus,  mit  den 
Bestrebungen  der  StftHte.  der  Allf^pmeinheit  und  insbes.  den  Aermeren 
durch  konimunaie  F.iiirichtungcn  und  Veranstaltungen  Vorteile  zuzuführen, 
welche  sonst  dem  Kin/clncn  unerreichlxir  wären.  Denn  sie  betrifft 
lediglich  eine  bestinnnte,  abgegrenzte  Zahl  von  Personen,  und  diese 
nicht  auf  Grund  ihrer  Eigenschaft  als  Einwohner  der  Stadt,  sondern  auf 
Grund  des  Frivatrechtsverhidtnisses«  in  dem  sie  zufällig  tmd  möglicher* 
weise  Tortihergehend,  zur  Stadt  stehen. 

Ebensowenig  kann  aber  als  Ziel  bezeichnet  weiden  die  Verwandlung 
der  städtischen,  staatlichen,  kommunaLständischen  etc.  Arbeiter :  „.\rbciter- 
beamte"  wie  dies  Mombert  in  Anlehnung  an  Klien  anzunehmen  scheint.  ') 
Das  Wesentliche  des  Beamtentums  sind  ja  nicht  die  pekuniären  \'er- 
pflichtungcn,  die  der  Staat  als  Arbeitgeher  den  Herulsbeaiaten  gegenul>er 
in  der  Regel  übernimmt  (Gehaltszahlung,  Pflicht  zur  Gewährung  von 
Pension  und  Reliktenfiirsoige) ;  und  audi  nicht  jene  Bestimmungen, 
welche  ihm  die  willkQrUche  Lösung  des  Arbeitsvertrags  «rschweren 
(Disziplinarver&hren  etc.).  Wesentlich  sind  vielmehr  die  besonderen 
Verpflichtungen,  welche  der  Beamte,  also  der  Arbeiter,  —  insoweit 
das  Beamtcnverbältnis  überhaupt  ein  Vertragsverhttltnis  ist  *)  —  zu  über» 
nehnjen  hat. 

Diese  besonderen  Verpflichtungen  —  „zur  forlgeseuien  Leistung 
imgcmcssener  Dienste  einer  bestimmten  Art",  zum  „Gehorsam  gegen  die 
voigesetzten  Dienstbehörden",  zu  dem  „besonderen  Verhalten  audi  aufser- 
halb  der  Dienstverrichtungen"  *)  werden  stets,  von  jeder  Staatsregienmg, 
einerlei  aus  welcher  Partei  dieselbe  hervorgegangen  ist,  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  und  um  so  energischer,  je  lebhafter  die  politischen 
und  wirfsrhaftlichen  Ge^a'ns;it/e  innerhalb  des  Staatslehens  hervortreten. 
Aber  die  (iefahr,  dafs  jene  durch  das  Wesen  des  Staats  gebotene  Ver- 
pthchtungen  degenerieren  zur  „Unlerdriuknni;  jetler  „Selbständigkeit", 
„Knechtung  des  Untergebenen",  Dünkel  gegen  das  Publikum"  besteht 
allerdings. 

Es  ist  eine  völlig  ungerechtfertigte  Verallgemeinerunf^  wenn  Linde- 
mann*) in  dieser  vereinzelt  auftretenden  Degeneration  den  von  Klien 
gertthmteu  „eigentümlichen  Geist**  des  Beamtentums  erblidct;  von  dem 


'i  Klien,  Minimallohn  und  ArbeUerbcatntontuni,  J<  n  i  1901.    Mombert  S.  21 4. 
Bekanntlich  wolk-n  oinzeltn'  S!;(:it>^n'c!it<lchrcr,  z.  it.  liorakak,  den  Staatsdienst 
überhaupt  nicht  aU  Vcrtragsvcrhiiltnis  anerkiruiien. 

^}  Vgl.  Born  hak,  prcufäischcs  Staatürccht  Ii,  S.  55. 
*)  So  Liademann  a.a.O.  S.  55. 
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die  stadtische  Arbeiterschai^  nichts  wissen  wollen.  Aber  es  ist  doch 
sweifellos  dafe,  eben  weil  jene  Degeneration  möglich  und  nicht  ohne 
Bei«:piel  h\,  es  nirht  einmal  wünscJicnswcrt  wäre,  das  neaintenverhältnis 
mit  r^ciiieii  cigL'iitiiinli<-lRn  N'erjilhchtungen  weiter  auszudehnen,  als  durch 
die  eigeniüniliche  Natur  der  Staatsaut'gabcn  absolut  gcsoudcit  kt.  Im 
Arbeitsvertrag  sind  de  jure  die  Unabhängigkeit  und  die  Wahrung  der 
Penimlidikeit  besser  gewählt,  als  im  Beamtenverhältnisse,  wo  sie  de  jure 
Einbuften  erleiden,^} 

Es  kann  also  nicht  darauf  ankommen,  generell  das  privatrechtliche 
Arbeitsverhfiltnis  in  ein  öffentlich  lechtliches  Beamtenverbftltnis  Aber* 
zuführen. 

Die  Schaffung  der  Arbeiterbeamten"  würde  alx  r  überdies  im  besten 
Fall  einem  kleinen  Teil  der  in  der  Stadt  wohnenden  Arl>ciler  -  -  den 
bei  Aemtem  oder  amtsahnhchen  Betrieben  Bcschaitigteu  —  zugute 
kommen;  und  ^  würde  nicht  nur  möglicherweise  zu  (Gegensätzen 
zwischen  dieser  neuen  bevorzugten  kleinen  Arbeiterschiebt  und  ihren 
Klaasengenossen  fuhren»  sondon  ganz  sicher  zur  schwersten  Unzufrieden* 
hcit  der  privaten  Arbeitgeber,  die  ja  das  Maft  ökonomischer  Sicherheit, 
dessen  die  aus  den  Steuererträgnissen  ausgelohnten  städtischen  Arbeiter 
geniefsen,  ihren  Arbeitern  gar  nicht  leisten  können,  und  vielfach  selbst 
nicht  <,'eniel>en.  -) 

Wir  glauben  hiernach,  dals  das  Schlagwort  vom  ArbeiieilH,'aaucnium 
die  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  nicht  trifft  Was  in  einigen  Städten 
geändert  wurde,  ist  der  Arbeitsvertrag  der  Arbeiter  einer  gewissoi  Art 
von  Arbeitgebern:  und  was  erstrebt  werden  mufs,  ist  die  Umgestaltung 
des  Arbeitsvertrags,  wie  er  zur  Zeit  uUich  ist,  nicht  nur  bei  gewissen 

'i  de  faclo  sieht  es  bckantlich  vielfach  umgekehrt.  L'ebrigens  hat  der  Gc* 
sctzpcbiT  selbst  den  Gemeinden  die  Möglichkeit  gewährt,  die  Zahl  der  Beamten  im 
eigentliclien  Sinn  tu  beschränken  (vgl.  das  prcu&iscbe  Gesetz  betr.  die  Anstellung 
der  Konmmnalbcamten  vom  30.  Jidi  1899'. 

'j  In  den  oben  crualintcn  Verhandlungen  des  Kümmunallandtags  des  Kc* 
fierungsbesirk«  Wiesbaden  mir  es  relativ  leicht,  den  ständig  beschäftigten  Arbeitem 
Anwartscbsit  auf  Pension  und  ReliktenfllTsorge  in  venckafTen.  Als  ich  aber  des 
weiteren  auch  die  Auszahlung  des  Tagelobns  während  der  auf  Wochentage  fallenden 
Feiertage  verlangte,  blieb  der  Antrag  trotz  der  Berufung  auf  das  Beispiel  Krankturt> 
und  anderer  Städte  in  der  Minderheit.  Die  Gegner  erklärten  ganz  direkt,  dals  du 
Gewährung  der  Feiertags?:iM;in'j  7«  Hrrufiinfren  fiihrfn  wcrd«-,  ni'lif  nur  seitens  der 
Arbeiter,  die  etwa  bei  kleineren  Gemctin!rii  bcdituitct  seien,  suiuiern  vor  allem 
seitens  der  Arbeiter  bei  I'rivatarbeitgebern  auf  dem  Hachen  Lande,  die  nicht  würden 
verstehen  kSnnen,  weshalb  sie  schlechter  behandrit  werden  sollten«  als  die  auf  der 
Chaussee  beschiftigten  Arbeiter  des  Regüeruagsbeiirks.  Die  ländlichen  Arbeitgeber, 
insbes.  die  kleinbäuerliche  Bevölkerung  wfirden  aber  zu  solchen  Leistungen  vielfach 
überhau|jt  nirht  imstande  sein. 
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nn<!rren  Ai Ix  ii u'i  l". i n,  üie,  ebenso  wie  jene,  dem  otientlichen  Recht  an- 
j^eiioiea,  suadeiii  bei  sämtlichen  Arbeitsgebern.  Mit  anderen  Worten: 
das  Problem,  um  das  es  sich  handelt,  ist  nicht  blofs  die  lJcseittj;uii^ 
des  Unterschieds,  der  besteht  zwischen  dem  Anstellun^verhältnis  der 
Personen,  durch  welche  der  Staat  seine  verfassongsmäfsigen,  öfTentHch 
rechtlichen  Aufgaben  erfüllt,  und  denjenigen  anderen  Personen,  welche 
er  in  seinen  wirtschafdichen  Unternehmungen  beschäftigt,  —  s<Muiem 
die  Fürsorge  dafür,  dafs  der  Arbeitsvertrag  generell  die  ihm  nacli  Mafs- 
irahe  unserer  Wirtschaftsdrdntmg  im  Interesse  der  Arbeiter  zugewiesenen 
1  uiikUuucn  Ijesser  erf-ille,  nls  dies  zur  Zeit  der  Fall  ist.  Dafs  in  dieser 
Beziehung  die  icLiuiitlic  lieordnung  des  Arbeitsvertrags  schwere  ALuiuel 
aufweist»  ist  jetzt  wohl  allgemein  anerkannt  Der  Arbeitsvertrag  ist  das 
eintige  Mittel,  welches  dem  Unvermögenden  zur  Fristung  seiner  FAistenz 
zu  Gebote  steht  — und  dieses  Mittel  versagte,  wenigstens  bis  zur 
Schaffung  der  Versicherungsgesetze,  sofort,  sowie  der  Arbeiter  erkrankte 
oder  im  Beruf  verunglückte.  Kr  ist  andererseits  das  einzige  Mittel, 
welches  der  Unternehmer,  sei  er  Privatperson  oder  Pemm  des  oft'ent- 
lichen  Rechts,  hat,  um  sich  die  notwendigen  .Aihcit^kiafie  zur  .\usführung 
.seiner  Aufgaben  verschaffen.  Iis  ist  notwendig  und  vom  Gesct/  be- 
absichtigt, dafs  er  dem  Unternehmer  Macht  über  den  Arbeiter  gicbt, 
aber  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dafs  infolge  der  Bedürftigkeit  des  Arbeiters» 
infolge  der  Furcht,  die  er  naturgemäfs  vor  einer  gegen  seinen  Willen 
erfolgenden  Auflösung  das  .Arbeitsverhältnisses  hat,  diese  Macht  des 
Unternehmers  in  einer  .Art  gesteigert  werden  kann,  welche  leicht  zu 
Arbeitsbedingungen  führt,  an  denen  wenigstens  die  der  Prh  atkon- 
kurrenz  entrückten  Unternehmer  des  öffentlichen  Kernte  ';c1'>';t 
keinerlei  Interesse  haben.  Beseitigen,  oder  für  alle  Arbeiter  luiiaierii 
kami  diese  Mifsbriiuchc  nur  der  Wille  Aller,  d.  h.  das  Gesetz,  und  in 
abgeschwächtem  Grade  die  Sitte.  Die  Aenderung  \  orbereiten,  feststellen» 
in  wieweit  sie  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  möglich  ist,  können 
alx;r  und  sollen  nach  den  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  speziell  die 
Arbeitgeber  des  öffentlichen  Rechts,  weil  sie  frei  sind  von  den  Be- 
schriinkungcn,  denen  die  IVivatuntemehmer  durch  den  wechselseitigen 
Konkurrenzkampf  unterlum  ii. 

Hierin  liegt  die  innere  BegMiiniuii.;  li'-i  1  oidcriing,  dafs  die  Staats- 
betriebe .Musterbetriebe  sein  sollen,  und  hiciaus  ergeijea  sich  auch  die 
Aufgaben,  welchen  die  Arbeitsverträge  genügen  müssen,  die  seitens  dieser 
Betriebe  ihren  Arbeitern  vorgelegt  werden. 

Dafs  die  zur  Zeit  ftir  den  Arbeitsvertrag  bestehende  rechtliche 
Regelung  mangelhaft  ist,  zeigt  sich  insbesondere  darin,  dafs  der  Ar- 
beitgeber die  Möglichkeit  hat,  dem  Arbeitnehmer  Bedingungen  aufzu- 
legen,  kratt  deren  derselbe  zu  geringes  Hntq:elt  crlialt.  zu  viel 
Zeit  aufwenden  mufs,  und  in  seiner  jjc  r  s  o  n  i  i «  In- n  l-'reiheit 
licschränkl  wird  auch  über  Zweck  und  Inhalt  des  .Arbeits- 
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Vertrags  Ii  i  n  a  ii  s. ' )  Welche  Mittel  der  Gesetzgeber  anzuwenden 
hatte,  um  lUcsen  Mangeln  entgefjenzuai heilen,  um  das  vom  Recht 
vorausgesetzte  Cileichgewicht  zwischen  den  beiden  Ronlrahenten  iiB 
Arbeitsvertrag  hersustellen,  braucht  hier  nicht  untersucht  zu  werden. 
Jedenfalls  kann  die  öffentliche  Verwaltung  Eines  thun»  was  der  von  der 
Not  des  w  ii  tschaftlichen  Kampfes  bedrängte  Privatunternehmer  nicht  ver- 
sie  kann  auf  das  L  ebennafs  von  Macht  vcr/i<  hten,  de  sie 
nicht  bedarf:  sie  kann  «iirh  selbst  beschränken  und  binden  l>e/.ugli<  h 
der  Art  <lct  Kiitlohnun;^  i  i  .ohntnfehi'i  wie  bc/ut^lich  der  Arbeitszeit,  der 
Arbeiisbcdmgungen  (^Arljeitsordnungen)  und  hc/uglicii  der  Grenzen  und 
Formen,  in  welchem  sie  das  stärkste  Zwangsmittel  des  Arbeitgebers  — 
die  Drohune  mit  Entlassung  —  zur  Anwendung  bringen  will. 

Ob  diese  Bmdung  erfolgt  durch  Gewährung  gerichtlich  erzwingbarer 
Rechte  oder  nur  durch  Gewährung  von  Anwartschaften,  oder  durch 
einseititie,  juristisch  bedeutungslose  ist  materiell  ziemlich  gleichgültig: 
öffentliche  Verwaltungen,  die  unter  der  Kontrolle  der  Presse,  der  poli- 
tischen Körperschaften,  der  Siadi\ciordncten\crsauinilungen  etc.  stehen, 
können  auch  blofse  Anwart-  scluften'  (auf  Pension  etc.)  oder  freiwillig 
abgegebene  Erklärungen  nicht  willkürlich  unerfüllt  lassen.  Andererseits 
aber  sind  manche  der  zu  beordnenden  Punkte,  die  prinzipiell  gerade 
die  gröfstc  Wichtigkeit  haben,  den  hergebrachten  AuiTassungen  so  fremd, 
dafs  es  begreiflich  ist,  wenn  die  Verwaltungen  sich  in  der  Möglichkeit 
von  Aenderungen  nicht  bcsrbriitiT<en  wollen;  man  detike  nur  an  die 
*  Vc>rschriften,  welclie  den  Lohn  für  \  erheirati-te  lunl  Lcdi^ie  ver-rhicdcn 
bestimmen,  oder  welche  die  Verwaltung  bei  der  Entlassung  von  Arbeitern 
beschränken  und  binden. 

Im  übrigen  soll  hier  selbstverständlich  nicht  auf  den  möglichen 
Inhalt  der  Arbeitsordnungen  der  Arbeitgeber  des  Öflfentlichen  Rechts» 
oder  auf  den  thatsächlichen  Inhalt  der  von  Mombert  ausführlich  dar- 
gestellten städtischen  Arbeitsordnungen  eingegangen  werden. 

Ks  handelt  sich  \\m  f^escitigunij  von  Tebelständen,  die  allen  Arbeits- 
verträgen, nicht  nur  denen  der  stä«!ti^<  tun  Arbeiter  ;i!ili;iften,  Was  bisher 
geschehen  ist,  sind  Versuche,  gewissermafsen  Exiternnente  im  kleinen; 
sie  beruhen  auf  dem  freiwilligen  Gewähren  einzelner  Arbeitgeber,  die, 
weil  sie  .Juristische",  also  zeitlich  unbesdiränkte,  nicht  physische,  kurz- 
lebige Personen  sind,  auch  durch  Rücksichten  auf  die  Beendigung  des 
Ketriebs,  die  Notwendigkeit  einer  Liquidation,  Erbteilung  etc.  nicht  ge- 
hemmt sind.  Die  einzelnen  Hestinnnungen  haben  zur  Sti.t/e  nicht  den. 
im  Gesetz  zum  Au-^driu  k  <:el;ingenden  Willen  des  Stn  ifs,  und  noch  nicht 
eiiiHi.il  die,  in  der  .Siite  sjch  manifestierende  \  ulkMiberzeugung.  ^  Im 
Gegciiicil,  das  Gesetz  hindert  nicht,  und  die  Sitte  gestattet  ohne  .Miß- 
billigung, dafs  der  „  ragclohn**  aufhört  an  Festtagen,  seien  es  auch  die 

')  Vgl.  meine  ScbriA:  Zur  Kritik  des  Arbeitsvertrags  (Jena,  Gustav  Fischer,  1901). 
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sonst  heiligst  geacliteteii  kirchlichen  Feiertage ;  dafs  die  Arbeitszeit  in 
einem  Mnfse  ausgedelint  wird,  die  dem  Arbeiter  die  Mö^rüchkeit  des 
hamilieiiKlicns  fast  bcniiiimt;  dafs  der  Arbeiter  bei  jeder  det.i  Arl»eit- 
gebcr  unlieben  Handlung,  habe  sie  auch  mit  dem  Arbeitsvertrag;  nicht 
das  Mindeste  zu  thun,  von  der  Arbeit  ausgeschlossen  wird. 

Jede  neue  städtische  Arbeitsordnung,  —  die  ja  gegen  den  WUleo 
der  städtischen  Vertretungen  nicht  sustande  kommen  kann  —  ist  ein 
Beweis,  dafs  sich  hier  eine  Aenderung  der  Sitten  vorbereitet,  und 
ein  Schritt  auf  dein  ^^'eg,  der  zur  R  c  f  o  r  m  des  R  e  <  h  t  s  d  e  s  Arbeits- 
vertrags führt,  ^^as  auf  tliese  Art  ^^eschehen  kann,  ist  natürlirli  nicht 
u!il»e^Men/A ;  und  mufs  darauf  fTefl;iist  sein,  geuiifsdeutct  zu  wenlen.  tns- 
be.soiuleie  von  deujenigen,  für  welche  das  Dogma  ist,  dats  eine  Aende- 
rung des  Rechts  des  Arbeitsvertrags,  unmöglich  sei;  daiii  Hilfe  lur  die 
Arbeiter  ntir  dadurch  erwachsen  könne,  dafs  der  Arbeitsvertrag  beseitigt, 
und  die  auf  den  Brbeitsvertrag  begründete  Volkswirtschaft  durch  eine 
auf  dem  (k-sellseliaftsvertrage  begründete  ersetxt  werde. 

Es  gab  eine  Zeit,  in  der  man  um  Dogmen  kämpfte,  weil  man  glaubte, 
dafs  von  den  Dop^n^n,  von  den  ( Uaubenssät/en  libcr  die  letzten  und 
unbeweisbaren  Dinge  das  Handeln  in  der  Ogcnwnrt  unmittelbar  abhänge. 
Diese  Zeit  ist  auf  dem  (icbiet  der  Religion  vorüber  und  sie  beginnt  zu 
weichen  auch  auf  dem  Gebiet  der  Volkswirtschaft  und  Sozialpolitik.  Je 
mehr  man  sich  überzeugt,  dals  die  Frage»  ob  unsere  Wirtschaftsoidnung 
in  alle  Zukunft  dauernd  auf  den  Arbeitsvertrag  su  grUnden  sei,  gleich- 
gültig  ist  fiir  die  Aufgaben,  die  der  Gegenwart  *  zufallen,  um  so  mehr 
wird  die  Arbeit,  welche  die  Gemeinden  jetzt  verrichten,  und  durch 
welche  die  Möl;!!*  hkeit  der  Beseifipnng  gewisser  mit  dem  Arbeitsvertrag 
verbundener  Lcbelstande  innerhalb  des  Arbeitsvertrags  s^epruft 
wird .  in  ihrer  Bedeutung  anerkannt  werden,  und  ein  Feld  der  geuiein- 
sanien  liiaiigkeit  aller  Parteien  werden.  Die  Mombertsche  Schrift  aber 
hat  das  Verdienst,  das  thatsächltche  Material,  das  hierüber  bisher  be- 
schafft ist,  ausfiihrlich  susammengestellt,  und  leicht  sugünglich  gemacht 
zu  haben. 
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Zur  Koalitionsfreiheit. 

Von 

M  V.  SCHULZ, 

VorsitzeDdem  de*  Gcw«rbegeridits  zu  Berlin. 

Unter  der  Koalitionsfreiheit  versteht  man  das  Recht, 
nach  Belieben  zusanunenzutreten,  um  Forderungen  bezügHch  des 
Lohnes  oder  sonstiger  Punkte  des  Arbeitsvertrages  aufzustellen  und 
durchzusetzen.')  Koalition  ist  sodann  diejenige  V'erbindung, 
welche  zur  Erlangung;  ^^ünstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  ein- 
gegangen ist.-)    Die  Arbeitgeberverbände  befinden  sich  in  so  gut 

.  ')  Stieda  in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staauwisscnschaftcn  Bd.  \',  2.  Auf- 
lage S.  I20.  Ueber  die  vorhandenen  Arbcherbcrufsvereine  und  deren  Mitgliederzahl 
siehe  van  der  Borght,  Die  Weiterbildung  des  Koalitionirechts  der  gewerblichen 
Arbeiter  in  Deutschland.   Berlin  1899  S.  17  u.  18,  Conrads  Handbuch  der  Staats- 

Wissenschaften  Bd.  IV,  S.  612  ff. ;  K  u  1  c  m  a  n  n ,  Die  Gewerkschaftsbewegung ;  L  c  g  i  e  n , 
Das  Knalitionsrecht;  über  chrislli  Ii-  G<  werkschaften  s.  Albrccht,  Handbuch 
der  Sozialen  Wohlfahrtspflege  in  Deulschlund  Bd.  I,  S.  175,  iRl  ff.  und  Bd.  II, 
S.  215  ff.;  lieft  2  (irr  Schriften  der  Gesellschaft  fiir  Soziale  Refürm:  Hie  .^rheiter- 
berufsvercine ;  Ad.  Hruun,  Litteratur  von  uml  über  Gewerkschaften  in  diesem 
Archiv  Bd.  XVIII,  S.  304  ff. ;  Sydow,  Die  gesetzliche  Anerkennung  der  Berufs- 
vereine  in  Soz.  Praxis  XII,  S.  172 ff.;  endlich  Bibliographie  des  Bulletin  des  inter' 
nationalen  Arbeitsamts  zu  BaseL 

Lotmar  in  diesem  .\rchiv  Bd.  XV,  S.  48;  „Koalitionen  sind  Verbin> 
düngen  von  Arbeitgebern  oder  Verbindungen  von  Arbeitnehmern,  hingegen  rcgcl- 
niüfsip  nirht  ;iurh  Verbindungen  von  .\rbeitgehfrn  u  n d  Arbeitnehmern"  (entfrf f^rn- 
gfs('l/t(  lnl(  rt  s>ri> 'j.  Wir  habrii  solrhe  AusiialniK  11  in  Berlin  erlebt  beim  Strikt- 
der  Konfckiionsarbeitcr  und  beim  Slrike  der  Lmolcumlcger.  Bei  dem  grofsen  sogen. 
Konfektionsstrike  kSmpftcn  die  Zwisdicnmeuter  mit  ihren  Arbeitern  und  den  Ar- 
beitern der  Grofsuntemehmer  Schulter  an  Schulter  gegen  die  Unternehmer.  Aehn- 
lieh  war  der  Thatbestand  beim  Linoleumlegerstrike.  Neuerdings  macht  in  England 
Archiv  (ur  wi.  Gcseugeboiiff  n.  Sutniik.  XVIII.  30 
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M.  V.  S  c  h  u  1 2 , 


wie  ungestörtem  Genufs  der  Koalitionsfreiheit.  Die  Berufs- 
vereine der  Arbeiter  sind  zur  Zeit  nicht  in  einer  gleichen  glück« 
liehen  Lage. 

Bei  Beratung  der  Novelle  zur  Gewerbeordnung  von  1S91 
liefs  die  Reichsregierung  in  der  Reichstagskommission  erklären»  da& 
das  „Koalitionsrecht"  der  Arbeiter  nach  Lage  der  Sache  für  dieselben 
nicht  entbehrt  werden  kann.  Wir  werden  unten  noch  darauf  zurück- 
kommen, dafs  die  bestehende  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  nicht 
nur  unentbehrlich  ist,  sondern  dringjenden  Ausbaues  bedarf.  Nur 
wenn  die  Vereine  der  Arbeitnehmer  dieselben  Freiheiten  haben 
wrrdcn,  welche  bereits  die  Arbeitgeberverbände  genieisen,  nur  wenn 
die  beidersciti;^a  n  Organisationen  {rjeich  kräftig  sein  werden,  wird 
die  Tätigkeit  der  Einigungsämter  der  Gewerbegerichte  den  Gewerbe» 
treibenden  dauernden  Nutzen  bringen. 


eine  „Trade  Allianc'  ^«  nannte  Koalition  von  Arhritgrhcrn  und  .\rbcilntlini<  rn  nel 
von  si'  Ii  r<  .It  n.  Jene  stellen  nur  flcwcrksrhaltlor  ein,  ciicsr  l)oykotticrcn  die  Treis- 
driickcr.  .siclx  darüber  Srlinmller:  l'ehcr  Orjjane  für  Ijnijjuiij;  und  Schievk- 
»prüche  in  Ari>eiis!streitigkcitcn.  Verlag  der  königl.  Akademie  der  VVi.vsensclialtco. 
In  Kommission  bei  Georg  Keimer  S.  9;  Uerosteia,  Neue  Formen  gewerblicher 
Verbindnog  in  EogUuid  (Jahrg.  17  der  Neuen  Zeit  1899  erste  Hälfte  S.  329  ff.  und 
H.  Vf.  Macrosty,  Trusts  and  tbe  State,  London  1901  (Crant  Richards).  Achn> 
Udie  Verabredungen  haben  auch  scboo  vor  dem  Berliner  Einigungsarot  stattgefunden. 
Siehe  „Das  Berliner  Ge\verl>egericht",  Verlag  von  Kran/.  Sienienroth,  Berlin  1903 
S.  369  u.  Anm.  4.  liezüglich  des  Tarifvertrages  zwisclien  dem  Solinger  Seluren- 
tabrikantenverein  un<l  dem  Scherenscldeiferverein,  vgl.  Kulemann  a.a.O.  S.  670. 

Im  illirigen  haben  trotz  bestehender  Verbote  oder  Slrafbcstimmungen  die 
Arbeiter  es  von  jelier  verhiandcn,  wenn  sie  et  für  erforderlich  hielten,  sich  zu  koa- 
lieren. Die  Arbeitgeber  sind  des  ungeachtet  den  Arbeitern  gegenüber  im  wesent- 
lichen Vorteil  schon  dadurch,  dafs  die  Arbeitgeber  die  wirtschaftlich  stKrkere  Pftrtd 
und  im  Gegensatt  zu  den  Arbeitern  weniger  an  Anzahl  und.  Infolgedessen  wird 
es  ihnen  viel  leichter,  Koalitionen  stt  schlie&cn  (llerkner,  Die  Arbeiterfrage. 
Berlin  1894  S.  2491.  I.s  ist  dabei  vorauszusehen,  welcher  von  beiden  Teilen  ge- 
wöhnlich das  L'ebergewicht  behält  und  den  anderen  zur  KrfüUung  seiner  Be- 
dingungen zwingt.  Die  .\rbritgeber  kiinnen  Lohnbewegungen  etc.  viel  länger  aus- 
hallen ^Adam  Smith,  Wc.ilth  of  nalions,  übersetzt  von  Löwenlhal,  Berlin  1879  bei 
Elwin  Staude  S.  70  u.  71).  Siehe  hieran  Franz  Oppenheimer,  Kapital  und 
Arbeitemot  in  „Der  Großbetrieb".  Freier  Verlag,  Berlin,  15.  Februar  1902  Nr.  14, 
S.  aaS  letzter  Absatz  und  Reichstag  des  Norddeutschen  Bunde«,  Sitzung  am  14.  Ok- 
tober 1867  .S.  411  S|i.  2.  Die  Erfahrung  lehrt,  dals  junge  Koalitionen  meist  als 
ihre  Aufgabe  den  Kampf  und  nicht  die  .\ufrechterhaltung  des  Friedens  ansehen. 
Loweoteld  in  diesem  Archiv  Üd.  XIV,  S.  485  IT. 
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Wir  wollen  zunächst  naclistchcnd  in  kurzen  Umrissen  eine  * 
Geschichte  des  so^.  K(Mlitioiis! echtes  gebcii. 

Beginnen  wir  mit  der  Zunlueit,  *)  Schon  cLunals  bestanden 
Gesellenverbände,  welche  ursprünglich  zu  ganz  anderen  Zwecken 
wie  die  modernen  Arbeiterorganisationen  gegründet  waren.  -)  Später 
benutzten  aber  auch  sie  die  Starke  ihrer  Gemeinschaft,  um  (ur  die- 
selben Fragen  einzutreten,  welche  heute  bei  den  Bewegungen  der 
Arbeiter  eine  wichtige  Rolle  spielen  (Verbesserung  der  Lohne, 
der  Arbeitszeiten,  der  Behandlung  eta).*)  Als  Kampfesmittel  be- 
dienten  ^ch  die  Zunftgesellen  des  Strikes  und  des  Aufstandes.*) 
Die  Zunftmeister  richteten  gegen  ihre  Gesellen  wenig  aus,  eben* 
sowenig  wie  zunächst  Reichs-  und  Landesgesetze  diese  niederzu« 
halten  vermochten.  ^}  Die  Gesellcnunruhen  hörten  nicht  auf.  Dazu 
kamen  Mifsbräuche  der  Gesellen  (Schwelgereien,  Verrufserklärungen 
von  Mitgesellen  und  Meistern  etc.),  welche  sich  allmählich  ein- 
geschlichen hatten.  .-Xllc  diese  Umstände  fiihrten  e-idiirh  zu  dem 
Kcich'ic^^e'^ct;^  vnm  l6.  August  1731,  der  Reichs/unttordniiu'^.**)  Das 
(icsct/,  wclrlirs  rtuf  energisches  Betreiben  Freuisens  zustande  ge- 
koninien  war,  zerstörte  die  Macht  der  Verbände  der  Gesellen  und 

*)  Ueber  den  Charakter  des  Zunftwcseiu  Ton  seiner  EnWehung  bis  zum  Ver&ll 
siehe  Böhmert,  Beiträge  zur  GeMbichte  des  Zonftweseiu.   Leipug  1863,  S.  35  fT. 
^Schoenlankia  Coniwds  Handwörtcrbucb  Bd.  tV,  S.  183:  „Brttderscbaft 

aad  Gfsi-llsrhaft";  Will,  Kodilionsrtcht  der  Arbeiter  in  Elsafs-LolhrinRcn  S.  3. 

')  So  wird  von  zwei  'l'.irifvcrlriifjtn  der  Wrh»T  in  Speicr  aus  den  Jahren  1351 
und  1361  beri<*hlft,  zu  welchen  lediglich  uni<r  Uem  Druck  von  Ausstünden 
die  Meister  Moh  hatten  nötigen  la^&eo.  (Stahl,  Das  deutsche  Handwerk  S.  539 
n.  340;  Lotmar,  Der  Arbeitsvertrag  Bd.  1,  S.  758  tmd  Schoealaak  a.a.O. 
S.  186  u.  187. 

*)  Maseber,  Das  deutsche  Gewerbewesea  von  der  frObcsten  Zeit  an.  Potdam, 
Verla«;  vun  Kduard  Döring;  18Ö6  S.  3.44,  Schoenlank  a.  a.  O.  S.  190,  Brentano, 

Die  Arlx-itergilden  Hd.  I  1871  S.  78. 

.Siehe  über  Koalitionsverbole  zuerst  durrh  Knr!  d^n  (Jr  ^f^en.  Franz  nppcn- 
heimcr,  (irofsgrundeigcutum  S.  253,  daao  durch  Sachsenkuiser  ^ebeudort  S.  318, 
vgl.  auch  S.  457). 

')  Die  Versuche  durch  alle  mißlichen  Gewaltmafsregeln,  Verbote,  Ausweisungen, 
Strafen  u.  s.  w.  die  Regungen  der  Geaellenverelne  xu  ualerdracken  miraglttcktea. 
Gesellen,  welche  die  Arbeit  einstellten,  bedrohte  man  beispielsweise  mit  dem  Ohren» 

abschneiden  (Miisclier  a.a.O.  S.  227;  Schoenlank  a.a.O.  S.  loo). 

'S  Den  letzten  .Anhils  zum  Finschrciten  des  Reiches  Vh  !  'I  i  Aufstand  der 
Tuchknappcn  in  Lissa  Mascher  a.  a.  «  >.  S.  34;  .Schoenlank  a.  a.  l.>.  S.  192  u. 
.Meyer,  Cicichichle  der  jjrcuüischen  Ilandwerkerjjülitik  Hd.  II  188S  S.  34  lt. 
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ihre  Koalitionsfreiheit.  Von  nun  an  stellte  die  ,, Kundschaft", ') 
welche  die  Reichs/.uaftordnui»|(  cinfvihrte,  (he  Gesellen  unter  die 
strenge  Aufsicht  der  Meisterschaft  und  der  Obrigkeit. 

In  Preufscn  bemühte  man  sich,  das  Gesetz  von  1731  sofort 
durducufiihren.  Auf  seiner  Gnindl^e  wurden  die  Generalprivilegien 
für  die  Kur-  und  Neumark  und  die  Handwerksordnung  vom  la  Juni 
1732  för  Ostpreufsen  geschaffen.  Eine  ein  besonderes  Schrifbtück 
bildende  Handwerksordnung  für  die  Kur*  und  Neumark.  wie  eine 
solche  für  Ostpreufsen  vorliegt,  gab  es  nicht.  Die  Handwerks- 
ordnung für  Preufsen  stimmt  aber  inhaltlich  mit  den  Generalprivi- 
legien überein.*)  Die  Vorschriften  über  die  »Kundschaft"  wurden 
wiederholt.  Ueber  das  Verbot  der  Koalition  spricht  sich 
Art  XXXI der  Handwerksordnung  fiir  Ostpreufsen  folgender- 
mafsen  aus: 

„Wana  die  Gesellen  unter  irgends  einigem  PrStext  htnAhro  einen 

AtiKt.ind  rn  machen,  folglich  sich  zusammen  rottiren,  und  entweder  die  an 
<  'rill  und  Strllf  noch  hleihende  so  Innfjr  hifs  ihnen  in  dirsrm  oder  jenem 
unbilligen  und  un/ajassjgtu  lltuchrcii  gcfugct  worden,  den  Mt-istcm  die 
Arl>eit  und  den  Gehorsabm  zu  versagen,  oder  selbst  bauffcnwcise  auszu- 
treten,  oder  anders  dergleichen  rebellisches  Unwesen  sich  onteistchen 
würden,  so  sollen  dergleichen  Freveler  und  bofshsAe  Verichter  dieser 
Unserer  Haadirerks-Ordnung  nicht  allein  wie  oben  Art.  XXI  schon  er- 
wehnet,  mit  Gelängnifs-  Zuclit-Haufi5,  und  Vestungs-Baustrafe  *)  beleget, 
sondern  auch  narh  lU  schalTcnhcit  der  L'nihslände,  und  bi  »i  li^rtrii  bener  Re- 
nitent?, nttrh  würklich  verursachten  Unheils  am  Leben  ;:t  ■-trultcl  wf-rdt-n. 
Falls  nun  die  Stadt-Magisträtc  sie  allein  zu  bändigen  nicht  vermochten, 
haben  sie  davon  aliofort  ihren  aoslührlichen  Bericht  an  Unsere  FrenfsiBcbc 
Krieges-  und  Domainen-Cammcr  zu  etstatlen,  damit  dieselbe  das  nöthige 
darauf  veranlassen,  und  allenfalls  die  Sache  an  Unsere  höchste  Peraolin 
SU  weiterem  VerfVgen  bringen  könne.    Sölten  dergleidie  ausgetretene 

')  Siehe  darüber  in  diesem  Archiv  Bd.  XIV  S.  150  fr.  und  „daa  Gewerbegericht 
Berlin"  S.  8.  Die  Kundschaft  war  ein  von  der  Gewerkschaft  ausgestelltes 
Führungsattest  für  die  Wanderschaft  und  zugleich  I-eg  i  t  i  m  a  t  i  o  n  fUr  den 
wandernden  Gesellen.  V'gl.  noch  Dr.  Rüffer,  Das  gewerbliche  Recht  des  allge- 
meinen Freufsisdien  Landrechts  und  die  Preuisische  gewerbliche  Gesetzgebung  von 
tSio  und  181  f.  Tabingen,  M.  Lauppsche  Buchhandlung  1903,  S.  1913  Anm.  i  n. 
S.  323.   Dasa  Goldschroidt  in  Annalcn  des  Deutschen  Reichs  1901  S.  333. 

•)  Meyer  a.  a.  O.  S.  97. 
M  e  y  e  r  a.  a.  O.  .S.  343. 

*)  Strnf>>Ti   für  .Schimpfen   und  Aiiftr^ihen   der  Gescllca,  welchen  ,,übcln  Vcf 
haltens  wegen  "  die  Kundschait  einbeiialten  worden. 
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aafrtthracbe  Godlen  in  de$  HeiL  Römiwhen  Rddi«  oder  udere  Lande 
gepfittchtet  und  danaocn  anzutreffeii  «em;  So  wird  de«  Ortb«  Obfigkeit 

im  Römischen  Reich  sie  anf  geschehene  Requisition,  nach  &Caa£tgeblUlg 
obfj'  il.ii-hti  ii  K.iy5!(rlic'}ii'n  <Tn*"Ucrt(  n  ILindwcrks-riinstitution  zur  Ver- 
hallt zu  !irinf;<ii  urnl  rntwfdrr  zunuk  /u  lictcrc,  oiirr  sir  wpnigstens 
Selbsten  bchörig  zu  beslruhcn  nicht  unterlassen :  Gcstait  wir  dann  auch 
wollen,  uad  Krafli  dieses  ernstlich  befeblea,  dais  an  keinem  Orth  Unsres 
Königreichs,  dahin  dergleichen  nrnthwUlig  auftlcheade,  oder  angetretene 
Handwerclis  Flusche  ihre  ZuHueht  ndimen  möchten,  denen  selben  einiger 
Attffenthalt,  so  wenig  in  Wirths*H9nscni,  als  sonst  in  andern  H&usein  ge< 
stattet,  oder  sie  mit  Speise  und  Trank  versehen,  sondern  vielmehr  gegen 
die  frevelnde  Handwcrcks-Pursche  sowohl  als  gegen  derselben  Heclcr,  als 
Miibelffer  der  Auffrttbrigeu,  mit  obigen  Strafen  verfahren  werden  soll."  *) 

Aus  den  Gewerbe<Mrdnungen  Friedrich  Wilhelm  I.  hat  das  AU- 
gemeine  Preu&ische  Landrecht das  Koalitionsverbot  und  die  Vor- 
Schriften  bezüglich  der  Kundschaft  übernommen.  Hiemach  be- 
stimmte die  preulsische  Allgemeine  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar 
1845  folgendes: 

§  18).   Gewerbetreibeode,  welche  ihre  Gehilfen,  Gesellen  oder  Ar- 
beiter, oder  die  Obrigkeit  zu  gewnsen  Handlungen  oder  Zugeständnissen 

dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dafs  sie  sich  miteinander  verabreden, 
die  Ausübung  des  Gewerbes  einzustellen,  oder  die  ihren  Anforderungen 


')  Reichsgesetz  vom  l6.  August  173t. 

*)  Andere  Staaten  folgten  dem  Beispiele  Preufti^ns.  Das  knchsjjps<*t?  von 
1731  wurde  uhrigcns  mehrmals  den  ( ]<  -(  lli.'n  Deutschlands  in  Krinncrung  ^'-lir.irhl. 
Die  Neigung  der  Gesellen  zu  \  ercinigungcn  scheint  somit  sich 
immer  wieder  bemerkbar  gemacht  zu  haben.  Schocnlank  a.  a.  O. 
S.  19»  u.  193. 

*)  Th.  II  Tic  8  §9  335  C  und  §|  396  ff,  und  Dr.  Rttffe r  a.  a.  O.  &  197.  Die 

Gesellen  gehörten  zur  Zunft  und  waren  in  allen  ihren  Angelegenheiten  der  Auf- 
sicht der  Aeltesten  und  des  Beisitzers  unterworfen.  Sie  bildeten  unter  sich  keine 
besondere  „Kommune"  ndpr  privi!(<:;irrti'  Grscllscluilt.  Kin  Versammlungs- 
recht li.itti'ii  sie  nur,  snwfit  die /iiiittartikcl  oder  dif  l'(di/,eigesct/f  dies  gestatteten. 
Jede  Versammlung  war  v.,riu:r  den  Aeltesten  anzuzeigen.  G  o  1  d  sc  hm  id  t  a.  a.  O.  S.  433. 

Ans  der  Gesetzgebung  von  1810  und  1811  ist  noch  zu  vermerken,  dafs,  wenn 
xwar  Lehrbrief  und  Kundschaft  Ar  den  sfinftigen  Gesellen  fortbestanden,  an 
deren  Stelle  für  den  nnxOnftigen  Gesellen  das  durch  die  Obrigkeit  b^aabigte 
Zeugnis  des  Lehr-  oder  Lohnherm  mit  gleicher  GOltigkeit  trat  Dr.  Rflff  er  a.a.  0. 
S.  322.  Siebf  noch  Locning  in  den  Schriften  des  Vereins  für  S<i/i;iIpolitik  LXXVI 
S.  257  und  Rost  iibcri;,  Das  Vcr<i[i<;recht  des  Biirgeil.  Gesetzbuchs  und  die  Ge- 
wcrlucbaflibewegung.    Berlin  1903  S.  6. 
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nicht  oachgebeodeQ  Gehilfen,  Gescltcn  oder  Arbeiter  zu  eadassen  oder  *tt- 
rOckzuweisen,  ittgldehea  diejenigen,  welche  zn  einer  solchen  Verab- 
redung andere  auffordern,  sollen  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 

Jahre  bestraft  w  c  r  d  n 

^  182.  Gehilfen,  fl«^'  Ihn  inU'T  Fabrikarbeiter,  wclclic  entweder  die 
Gewerbetreibenden  selbst,  oder  die  übrigkeil  m  gewissen  lioiidlungca 
oder  Zugeständnissen  dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dafs  sie  die  Ein- 
stellung der  Arbeit  oder  die  Verhinderung  derselben  bei  einzelnen  oder 
mehreren  Gewerbetreibenden  verabreden,  oder  zu  einer  solchen  Ver- 
abredung andere  auffbrdeni,  sollen  mitGefingnis  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft  werden. 

l)iese  BeslimmunR  ist  auch  anruwendt  n  ;iuf  Arbeit' r.  wrlrhe  bei  Kerg- 
und  Hüttenwerken,  Landstrafscn.  Eisenbahnen,  Fcslimgsbaulen  und  anderen 
öffentbchea  Anlagen  bcäcliuUigt  sind. 

§  183.  Die  Bildung  von  Verbindungen  unter  Fabrikarbeitern,  Ge- 
sellen, Gehilfen  oder  Lehrlingen  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  ist,  sofern 
nach  den  Kriminalgesetzen  keine  härtere  Strafe  eintritt, 
«n  den  Stiftern  und  Vorstehern  mit  Geldbnfse  bis  zu  fünfzig 
Tbalcrn  oder  Gefängnis  bis  zu  vier  Wochen,  an  den 
übrij;«-n  Teilnehmern  mit  Geldbufse  bis  zu  zwanzifj 
Thaiern  oder  Gefängnis  bis  zu  vierzeiin  Tagen  zu 
a  Ii  n  d  e  n.  ') 

Die  Kundschaft  konnte  freilich  neben  der  durch  die  Ge- 
werbeordnuiijj  zur  (ieltunfj  gebrachten  ( rewerbefreiheit  nicht  be- 
stehen bleiben.  Sie  wurde  durch  das  Zeugnis  ersetzt,  welches 
dem  Gesellen  auf  sein  Verlangen  auszuhändigen  ist.*) 

Zu  den  g§  181  — 183  siehe  Entwurf  eines  allgemeinen  Gewerbe polizei- 
gesetzes  nebst  Motiven,  gedruckt  Berlin  1837  bei  A.  W.  Hayn  S.  25,  26,  und  117. 
Die  |§  181  und  1S2  untersagen  lediglich  die  Verabredung  (Koalition)  zur  Aus- 
sperrung und  zum  S  t  r  i  k  c.  Sie  verbieten  nicht  Koalitionen  der  Arbeitgeber  und 

Arbeiter,  welehe  andere  Zwecke  wie  Strike  und  Aussperrung  verfoli;i  n.  Mit  den 
V  e  r  b  i  n  d  11  n  eil  1]  -  183  sind  augenscheinlich  im  Gej^envatz  zu  den  V(  r:ib- 
reduii<^en  des  §  182  d  a  u  c  r  n  d  e  Vereinigiuigen  {jemeint,  welche  von  polizeilicher 
Gonehmigunfj  abhänfjig  sein  sollten.  I  >iesen  Verbindungen  waren  natürlich  durch 
§  182  Strikeverabrcdungcn  ebenfalls  verwehrt.  Vgl.  noch  §  185  II  20  des  prcufs. 
allgemeinen  Landrecfats  und  §§  98  und  99  des  preufsischen  Strafgesetzbuches  vom 
14.  April  1851  und  dazu  Art  II  des  EinfQhrungsgesetzcs.  §$  181  u.  182  bestimme» 
die  Bestrafung  der  „Nötigung",  sind  aber  durch  §  340  des  Keichsstrafgesetzbuches 
auffjelioben  (Soziale  I'raxis  v.  2.  April  1903  Sp.  717)  falls  dies  nicht  bereits  durch 
die  g§  152  n.  153  der  Keichsgcwerbeordnunf;  geschehen  ist.  Hierüber  noch  untCD. 
§  142  der  preuis.  Gewer!. rordnung  und  h'wr  Anm,  3  S.  461  a.  K. 
In  der  i'olge  wurde  die  preufsische  Verfassung  unter  dem  31.  Januar  1850  er- 
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Inzwischen  rührten  sich  die  Freunde  der  Koalitionsfreiheit  fleifsig. 
Bereits  1861  und  1865  wurde  im  preufsischen  Abgeordnetenhause 

lassen.  Artikel  29  u.  "^o  «Icrsclh'  n  \\\ihrcn  das  freie  Vcrsammlungs-  ui.  l  \  <n  ins- 
rcchl.  Siehe  hierzu  Verordnung  über  die  Verhütung  eines,  die  gcsctzliclit  In  iheil 
und  Ordnung  ^'cl^rdend«i  Mifsbiauehi  des  Vei«uiiiiüixDgs>  und  Vercinigungsrccbtes 
vom  lt.  MSk  1850  (prevfs.  Verrinsgesetz). 

Der  Ansicht,  dafs  di«  Verfassung  Koalitionsverbote  „und  -einschiünkttagen  ein 
fÖr  alleinal  anfser  Kraft  gesetzt  habe  (Stieda  a.  a.  O.  S.  124.  siehe  auch  Reichs- 
tag vom  4.  MÄrt  1903,  273.  Sitzung  S.  8375  (H)  und  S.  8385  iD;),  ist  in  der  Gesetz- 
gebung' nicht  zur  Geltung  gelan-^t  lA'onid  Aürjrm.  Zeitung  vom  6.  u.  10  März  1903 
fHanpt!ilatt\  dazu  Reichstag  des  XoidtlculMlien  Hundes  am  14.  Oktober  1867  S.  401 
Sp.  I  und  Art.  107  der  Verfassung).  Denn  sunst  hatten  nicht  im  §  3  des  Gesetze» 
vom  24.  April  1854  betr.  die  Verlet«ing«n  der  Dienstpflichten  des  Gesindes  und  der 
ländlichen  Arbeiter  die  Koalitionen  des  Gesindes^  der  SchiflTsknechte  und  Dienstleutc 
verboten  werden  können.  Das  Gesetz  ist  noch  nicht  beseitigt  und,  soweit  §  3  in 
Betracht  kommt,  wichtig  für  Gärtnergehilfen,  welche  von  einigen  zu  dem  Ge- 
sinde hezw.  zu  den  ländlichen  Arbtilem  gerechnet  werden  (M.  v.  S  Ii  11 1  /  in  den 
Srliriften  der  Gescllschafl  für  soziale  Reform  Heft  6  S.  6).  I  cbcr  den  K  intrakt- 
bruch  und  seine  Bestrafung  s.  Anm.  4  S.  467  und  M.  v.  Schulz  a.  a.  O.  Anm.  II. 
Auch  in  dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1860  bctr>  die  Aufsicht  der  Bergbehörden 
Uber  den  Bergbau  und  das  Verhältnis  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter  hatte  man 
(S8  — ^)  BergwerkscigentQmer,  deren  Stellvertreter  und  fllr  Bergleute  Koalitions- 
verbote in  Anlehnung  an  die  Hestimmungcn  der  preufs.  Gewerbeordnung  angeordnet» 
(GcM'tz-Sammlung  fiir  <lie  Königl.  Preufsischen  Staaten  1860  S.  205.) 

In  jüngster  Zeit  solUr  \<r'i  I^eratung  der  neuen  Seemann-tirdnun';;  in  «Irr  Kom- 
mission den  Seeleuten  die  kualitsonsfreilieil  der  ^§  152  u.  153  Kcaiisj^cwcrlicurdnung 
verlicht.-n  werden.  Die  Rcichstagsmebrheil  hat  ihnen  dieses  Recht  versagt,  nachdem 
die  Reichsregierung  erklärt  hatte,  dafs  in  ROeksicht  auf  Disxiplin  und  Autorität  eine 
Seemannsordnung,  weldie  den  Seeleuten  die  Koalitionsfreiheit  dnräumc,  von  ihr  nicht 
angenommen  werden  wOrde.  Vgl.  hicrm  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes 
Sitzung  am  14.  ( )ktol)er  1867  S.  397  Sp.  1,  S.  403  Sp.  i,  S.  (o;  Sp.  2  a.  F.. 

I!s  wird  liehauptet,  <lafs  die  Ik-stinimungcn  der  I'rcufsischcn  t w<  1  Vcordnung, 
welche  die  Koalitionsfreiheit  f!»r  Füscnbalmarbciter  zum  Strike  ausscliU'  1  (i*  182 
Abs.  2  u.  Anra.  I  S.  4621  durch  die  Gewerbeordnung  tür  den  Norddeutschen  Hund  vom 
Jahre  1869  nicht  aufgehoben  seien.  Vergl.  zur  Widerlegung  Soxtalc  Praxis  IX 
Sp.  1080  ff.  und  XI  Sp.  138  ff.  u.  Sp.  161  ff.,  „das  Gewerbegericht  Berlin",  Verlag 
von  Franz  Siemenroth  1903  S.  38  ff.  und  Vossisehe  Zeitung  vom  17.  März  1903.  Bei 
dem  „Gewerbebetrieb  der  Eisenbahnunteraehmung"  des  §  6  Gewerbeordnung  hat 
der  Gesetzgeber  nur  an  den  Unternehmer  gidacht.  Die  J-!isenbahnarbeiicr  sind 
gewerbliche  Arbeiter,  denen  die  Koalitionsfreiheit  zusteht.  Wenn  ein  I'isenbahn- 
tinternohmer  fiir  seinen  Hctrieb  .Xrbciler  annimmt,  so  gehört  diese  'riiiitigkeit  allcr- 
dingsi  zu  seiner  Unternehmung.  Man  wird  aber  nicht  sagen  wollen,  dais  jene  Eisen- 
bahnarbeiter mit  ihrem  Arbeitgeber  zusammen  den  „Gewerbebetrieb  einer  Eisenbahn* 
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über  die  Aufhebung  der  die  Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  be- 
schränkenden §§  i&lfL  der  preufsischen  Gewerbeordnung  ver- 

uaterBchmung'*  «tnflbeo.  Di«  Eisaibahiutrbeiter  sind  tridmehr  die  Mittel,  deren 
sich  der  Unteraehmer  bedient,  um  sein  Gewerbe  m  betrdbeo,  Shalicli  irie  er  so 
sdnem  Betriebe  der  Maschinen  u.  s.  w.  beadttgL  Ueberdies  sprechen  die  Motive 
zur  G.O.  für  den  Norddeutschen  Hund  von  einer  umfassenden  Gowcrbc- 
ordnunj;  .  .  .  ,  welche  dir  f  jcwcrbegcsct/ p c  b  u n  g c n  im  Sinne  der  .  .  .  Ht-rslcllunj: 
g  1  c  ic  Ii  in  a  t  üi  g  c  r  ( jrundsälze  fiir  das  ganze  Bundesgebiet"  umj^rstaltrn  s.)lli  .-. 
Ferner  wird  dort  bemerkt,  dals  „lur  alle  Teile  des  bundcsgebicLs  .  .  .  da-  Auilicbung 
der  KonlitioBsverbote  ein  nncrkanntes  Bedürfnis  scL  Wenn  es  dann  in  den  Motiven 
S.  7  weiter  beiist: 

durch  diese  Bestimmungen  ist,  soweit  es  sich  um  gewerbliche 

Arbeiter  handelt,  den  Gesichtspunkten  entsprochen,  welche  für  den 

Reichstag  V)ci  Votitrung  des  Entwurfes  eines  Gesrtzcs  üLLr  Kn.iütioncn 
von  Arbeitern  iitnl  Arlteitgebern,  sowie  über  dir  Aurticbung  der  Hcscbr  in- 
kungcn  der  freien  Verwertung  der  Arbeitskräfte  im  Jahre  1S67  leitend 
waren, 

so  sollte  damit  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  entgegen  den  WOnscben  des 
Rdchstages  von  1867  die  Koalitionsverbote  f&r  die  landwirtsehaftlicben  Ar- 
beiter imd  Tagelöhner,  bestehen  bleiben.   §  i  des  Entwurfes  lautet  a.  A.: 

„Alle  Verbote  und  Strafbcstiromungen  -^'^  -  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  sämtlicher 
Gewcrbszwci  fje  mit  Ausnahme  der  S  r  r  s  c  h  i  f  f  .i  h  r  t  iinti  des  Gesinde- 
dienstes, einsclilieislich  jedoch  der  [„uidwirtscliatl  .  .  (!'■'•  1  i^rl' ihndirn^tcs  u.  s.  \v." 
Ueber  eine  Ausnahme  der  £isenbabnuntcruehmuQg<.  ri  i>t  tr.clu  einmal  wahrend  uer 
Verhandlungen  debattiert  Eisenbahmutemehmongcn  gehören  also  xu  den  „sämt- 
lichen Gewerhssweigen".  Bes.  der  lindlichen  Arbdter  s.  noch  Loeninga.a.O.  S.  314 
und  Lotmar  in  diesem  Ardiiv  Bd.  XV  S.  58. 

Es  würde  endlich  verfehlt  sein,  daraus,  dafs  in  dem  §  1S2  der  preulsischen 
Gewrrbi^^<  rdnuDg  neben  den  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeitern  die  Eisen- 
h  a  Ii  11 .1  r  Im  i  t  ff  besonders  j^cnniiU  sind,  entnehmen  zu  wollen,  dafs  die  preufsische 
Gewerbeordnung  diese  als  gewerbliche  Arbeiter  nicht  angeschen  hat.  Im  §  182 
Abs.  3  heifst  es,  dois  „Arbeiter,  welche  bei  Berg-  oder  Hüttenwerken,  Landstraisen, 
Eisenbahnen,  Festuagsbauten  und  anderen  öffentlichen  Anlagen  beschlfUgt  sind, 
steh  nicht  zu  Arbeitaeiustdiungen  verabreden  dflrfen."  Als  man  den  AbsaU  2  fest» 
setate,  mufs  das  öffentliche  Interesse  allein  leitend  gewesen  sda  („öffentliche  An- 
lagen"). Denn  tu  den  ,,.\rbeitem"  des  Absatz  2  gehören  auch  nach  dem  Wort- 
laut ili  r  Bestimmung  ,,rie-.encn  und  Gehilfen"  sowoiil  der  Unternehmer  der  in  dem 
bctrtili-iiili  n  Ah"!!!!/  ;;i-ii,iimti'ii  Anlagen  ah  :u!ch  lit  r  t-t\v.«i^'rn  Z\vi«chenun(crn<-hmer, 
die  bereits  durch  Abs.  l  §  li>2  von  «1er  „Verabredung**  abgebalten  werden  sollen 
(Vossische  Zeitung  vom  17.  März  1903). 

Wenn  Eisenbahnarbeiter  nicht  ab  gewerbliche  Arbeiter  angesehen 
werden  dürfen  (siehe  v.  Landmann,  Kommentar  sor  Gewerbeordnung  4.  Auflage 
Bd.  I  S.  67 ff.),  dann  hat  frdlich  Heinemann  in  der  Sodalen  Praxis  vom  a.  April 
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nandelt.*)  Alsdann  legte  in  tit-r  aufserordcntliclien  Session  des 
Landtages  von  1866  die  prcufsische  Regierung  einen  Gesetzentwurf*) 
vor,  welcher  im  §  i  die  Aufhebung  der  erwähnten  Bestimmungen 
aussprach,  im  §  2  eine  dem  hcutlc^cn  §  152  Abs.  2  Reichsgewerbe- 

ordnun^:^  entsprechende  Vorschrift  enthieh,  während  3  wörthch 
(Ivm  heutigen  ^155  gleichlautend  war.  Der  Entwurf  wurde  nicht 
Gesetz. 

Hiernach  stellten  im  ersten  Reichstage  des  norddeutschen  Bundes 
1867  die  Abgeordneten  Schulze-Delitzsch  und  Hecker  den  Antrag 
auf  Beseitigung  des  Koalitionsverbotes.  Der  von  den  Abgeordneten 
vorgelegte  Entwurf  gelangte  mit  der  Einschränkung,  daCs  für  die 
Schiffahrt  und  den  Gesindedienst*)  das  Verbot  aufrecht 
erhalten  wurde,  zur  Annahme.  Es  sollte  die  Koalitionsfreiheit  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  sämtlicher  Gewerbszweige  einschließ- 
lich der  Landwirtschaft  und  des  Berg'  und  Hüttenbetriebes  ge- 
währt sein. 

Im  folgenden  Jahre  kam  die  VcM'lage  zu  einer  Gewerbeordnung 
für  den  norddeutschen  Bund  an  den  Reichstag,  *}  welche  aber  nicht 
erledigt  wurde.  Die  Vorlage  mu^e  deshalb  1869  erneuert  werden. 
Sie  führte  zur  Gewerbeordnung  vom  2i.  Juni  1869  und  zur  Auf- 
hebung der  Koalitionsverbote.  Die  Paragraphen  der  Entwürfe  haben 
nachstehenden  Inhalt: 

9  168.  Verabredimgeii  «nter  GewcrbetreibeDclen,  welche  darauf 
gerichtet  sind,  ihre  Gehilfen,  Gesellen  oder  Arbeiter  zu  gewissen  Hand- 
lungen oder  Zugeslänflnissen  dadurcli  m  bestimmen,  d.ifs  si<-  ilic  Arbeit 
einstellen  ,  oder  die  ihren  Antordcruagt  n  nii  lit  nacligt'beiiden  Gehilfen, 
Gesellen  oder  Arbeiter  entlassen  oder  zurückweisen,  sind  nichtig. 

Verabredungen  unter  Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeitern, 
welche  darauf  gerichtet  sind,  Gewerbetreibende  dadurch  su  gewissen 
Handlungen  oder  ZugesUbidnissen  zu  bestimmen,  da&  sie  die  Arbeit  ein* 
stellen,  oder  dieselben  verhindern,  sind  nichtig. 


1903  Sp.  716  ff.  durchaus  Recht  mit  seiner  Darli-^uii-,  dafs  erst  §  240  K.St.G,  den 
Eisenbahnarbeitern  die  Schranke  zur  vollen  Koalilions frciheit  hinweggeräumt 
bat.    Stehe  hier  Anm.  1  a.  E.  S.  462  u.  v.  Landmann  Bd.  II  S.  496. 
'j  Stieda  a-  a.  O.  S.  125  u.  126. 

')  Stcnogr.  Berichte  über  die  aufscrordentliche  Session  von  l866  lid.  I.  S.  141  ff. 
und  Goltdammer,  Archiv  für  Strafrecht.  46.  Jahrg.  S.  379  ff. 

Siehe  Anm.  a  S.  46a  u.  Golds ehmidt  a.a.  O.  S.  441  u.  44s. 

*]  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  Nr.  43,  I.  L^slaturpcriode,  Sitsangs 
periode  1868,  S.  36,  Begrilndung  S.  7. 
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Diejenigen  BestimmungCD  «Jer  Larulcsgcietze,  wclrlie  X'erahredimgca 
der  vorlic/<'iclincti'n  Art  unter  Strak-  st<  llen,  treten  aufser  Krait. 

ji  169.  Wer  andere  duroli  Anwrndunj;  korperliclien  Zwan;;es.  durch 
I)rolmn>;en,  durcli  Klirvcrlet/iinjj  oder  durcli  Verrufscrkl,irun;j  be^^liniml 
oder  2U  bcsliturucu  sucht,  au  iolclicn  Verabredungen  i6S^  teil 
zu  nckmm,  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder  andere  durch  gleiche  Mittel 
hindert  oder  zu  hindern  sucht,  von  aolchen  Verabredungen  zurück- 
zutreten, wird  mit  Gef^gnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft,  sofern  nach 
dem  allgemeinen  Strafgesetz  nicht  eine  hSrtere  Strafe  eintritt 

In  der  Begründung  von  1869')  ist  bemetict: 

„Durch  die  §§  168  und  169  wurden  die  bestehenden  Koa* 
litionsbeschränkungen  Rir  den  gewerblichen  Unternehmer 
und  Arbeiter  beseitigt,  dagegen  bleibt  den  Koalitions Verabre- 
dungen der  staatliche  Schutz  vorenthalten  und  der  im  Interesse 
der  Freiheit  notwendige  Schutz  gegen  den  Mifsbraucb,  die  freie 
Entschließung  durch  Drohungen  und  Anmafsung  von  Gewalt  zu 
beeinträchtigen,  wird  in  einer  Strafbestimmung  gesucht. 

Durch  diese  Bestimmungen  ist,  soweit  es  sich  um  ge- 
w  c  r  b  1  i  c  h  c  A  r  b  c  i  t  c  r  h  a  n  d  e  1 1 ,  den  Gesichtspunkten  entsprochen, 
weiche  für  den  Reichsta<^  bei  Votierung  des  Entwurfs  eines  Gesetzes 
über  Koahtionen  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  sowie  über  die 
Aufhebung  der  Hcschränkiui^^cn  der  freien  Verwertung  der  Arbeits- 
kräfte im  Jahre  1867  leitend  waren.  Die  Ausdehnung  jener  Be- 
stimmungen auf  die  B  e  r  g  b  a  u  u  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  und  Berg- 
arbeiter '-)  ist  durch  §  170  ausgesprochen. 

Das  AHnea  2  de«;  §  i  des  vom  Rcichstai^a'  angenommenen 
Gesetzentwurfs  findet  in  Alinea  I  und  2  des  ^  168  vorhegcndcn 
Kntwurls  seine  Erledigung.  Die  von  §  3  jenes  Entwurfs  In  absichtigte 
Aufhebung  der  im  letzten  Alinea  der  §  165  )  vorliei^ciulen  Ent- 
wurfs aufrecht  erhaltenen  Straf  bestunmung  dagegen  fand  bedenken. 


')  Nr.  13  K(!iclistag  des  NordcuUchcn  Bundes,  i.  I^egislalurperiode,  Sitxungs* 
pcrioilc  1869  S.  S5. 

Siehe  Anro  2  S.  463. 
*)  §  165  lantet:  Mit  Geldbufse  bi«  zu  10  TfaAlem  oder  Gefiingni»  hi»  zu  acht 
Tagen  wird  bestraft: 
1.  11.  s. 

Dieselbe  Slrufc  fintK  t  ficgcn  Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  Anwendung, 

NVcli  lu-  (ihoo  p*  s<M/liclii'  (  »runde  t  ifjcnmiiclitig  dir  .Arbeit  vt-rhisscn,  oder  ihren  Vor- 
riclilunjjfn  sich  cnt/irhcn  cidcr  t.ic)i  >;roben  l'n(;ch<'rsam>  <nU>T  bcliarrlicher  Wider- 
si»«.as,ligkcil  schuldig  machen.    Siehe  dazu  dieses  Archiv  Ud.  XI  S.  787  fi. 
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weil  dieselbe  den  einzigen  Weg  zum  wirksamen  Schutze  des  Arbeits« 
Vertrages  g^en  willkürliche  Verletzung  von  selten  des  Arbeiters 
darbietet,  und  gegenüber  der  Aufhebung  der  Koalitionsbeschränk* 
ungen  ein  wirl^mer  Schutz  des  Arbeitsvertrages  von  der  Gesetz- 
gebung nicht  vernachlässigt  werden  darf." 

Bei  der  zweiten  Beratung  des  Entwurfs  wurde  der  §  168 
(jetzt  §  146)  in  folgender  Fassung  angenommen:') 

AUc  Verbote  und  Stnfbestimmungen  gegen  Arbeitgeber  oder  Ar- 
beitnekmer  wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum 
Befaufe  der  Erlangung;  günstiger  Lolm-  und  Arbcitsbodiiigungcn ,  insbe- 
sondere  mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 

werden  aufgeJmhm. 

Jedem  Teilnehmer  steht  der  Kücklnti  von  solchen  Vereinigungen 
und  Verabredungen  frei  und  es  findet  aus  letzteren  weder  Klage 
noch  Einrede  statt.*) 

FOr  den  Gesindediensl  und  den  Dienst  deijenigen  Personen, 
welche  von  dem  Besitzer  eines  Landgutes  oder  einer  anderen  Acker» 
oder  Forstwirtschaft  in  den  ihm  geh&rigcn  oder  auf  dem  (»ute  be- 
findlichen Gebäuden  und  gegen  einen  im  voraus  bestimmten  Lohn  behufs 
der  Hewirtschaftung  für  den  Zeitraum  von  mindestens  einem  Jahre  oder 
gegen  uiiudc;ätca&  dreimonatliche  Kündigung  vertragsmäfsig  angentuimieu 
sind,  behält  es  sein  Bewenden  bei  den  bezüglichen  Bestimmungen  der 
l^ndcspesetze.  *) 

i;  169  i    147  )  blieb  unverändert  bis  auf  Abänderung  des  Allegats 
168)  in  (§  1401. 

Der  von  der  Regierung  gewünschte  letzte  Absatz  des  §  165 
(§  143)  wurde  gestrichen."*) 

Nr.  14S  Retcbstag  des  Norddeutschen  Bundes«  I.  Legislaturperiode,  SiUnngs* 
Periode  1869.   Zusammenstellung  des  Entwurfs  einer  G.O.  fDr  den  Norddeutschen 

Bund  (Nr.  13  der  Drucksaolien  mit  den  bei  der  zweiten  Beratung  gefafsten  Be- 
schlüssen f§  17  der  (Jeschäflsordnung)  S.  5g. 

*)  Abiinderunp  Intr  ige  Nr.  151  Reichstag,  Lasker,  Dr.  Meyer  (Thom)  S.  3  Nr.  9 
zum  Fntw'tirf  einer  GM. 

Zusaizanirag  ^evcntucllj  zu  dem  Abänderungsanlragc  Nr.  151  der  Druck- 
wcben,  laufende  Nummer  9  in  beiden  Fastungen.  —  Dr.  Friedentbai,  Graf  Klebt. 

*)  AbäQdeningsanträge  Nr.  151  Ilt,  Schulze,  Dr.Wigard,  Dr.  Hirsch.  Siehe  im 
flbrigen  Reichstag  33.  Sitning  am  3.  Mai  1869,  S.  775  ff. 

Dafür  ist  durch  §  124  b  G.O.  eine  Bufsc  eingeführt.  Siehe  v.  Land  mann, 
Korr.mrntnr  zur  Gewerbeordnung  4.  Aufl.  Bd.  11,  S.  201  ff.  und  dazu  T.oewfn- 
fel<l  m  Bil.  m  S.  463 Ü'.  dieses  Archivs;  Loening  in  Conrads  Handwörterbuch 
Bd.  I  S.  993  ff. 
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Während  der  dritten  Beratung  erhielt  der  §  146  (jetzt  152) 
die  noch  heute  bestehende  Fassung.') 

Alk  Verbote  vnd  Strafbeitiiiimuiigcu  gcgcu  Gewerbetreibende, 
gcwerblicbe  Gehilfen,  Gesellen  oder  Fabrikarbeiter  wegen 
Verabredungen  und  Vereinigungen  xnm  Behufe  der  Erlangung 

gUiiKtigcr  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittels  Anstellung 
der  Arbeit  oder  Knllassung  der  Arbeiter  werden  aufgehoben. 

Jedem  Teilnehmer  stellt  der  Rücktritt  von  sftlrhcn  V>rpinigiinfr<'n  und 
Verabredungen  frei,  und  es  findet  aus  letzteren  weder  Klage  noch  Ein- 
rede statt. 

§  147  (jetzt  §  153)  wurde  unverändert  angenommen.-) 

Zu  den  beiden  Koalitionsparagraphen  hat  sich  der  zweite  Straf- 
senat des  Reichsgerichts  in  einem  Urteil  vom  25.  April  1902  wie 
folgt  geäufsert: 

„Durch  den  §  152  der  Gewerbeordnung  sollte  der  sog.  Koalitions- 
freiheit bundesgesetzliche  (reichsf^^csctzliche  1  Geltunrr  verschafft  werden. 
Auf  der  anderen  Seite  hat  der  Gesetzgeber  die  Freiheit  der  Be- 
teiligung^ und  Nirhtbeteiligung  an  Koalitionen  nicht  nur  dadurch 
anerkannt,  dals  er  die  I''ieiheit  des  Rücktritts  \on  Koalitionen  aus- 
sprach und  Klagen  und  Linreden  aus  denselben  versagte,  sondern 
CS  auch  für  geboten  gehalten,  ihr  noch  einen  besonderen  Schutz 
durch  Strafbcstimmungen  j^cgen  den  sog.  Terrorisnius  der  auf  der- 
selben Seite  des  Lohnkauipfes  Stehenden  gegen  ihre  Genüssen  zu 
gewähren.  Dafs  nach  dem  Willen  desjenigen  Faktors  der  Gesctz- 
gebai^,  weldier  den  Gesetzentwurf  ausgearbeitet  und  vorgelegt  hat, 
dieser  Schutz  der  Beteiligungsfreiheit  soweit  reichen  sollte,  wie  die 


')  Nr.  226  Reichstag  des  NorddcuUchcn  Bundes :  Abänderungsvorschläge  zur 
G.O.  (Nr.  148  der  Dniebsacben.  Dr.  Friedenthal  u.  s.  w. 

*)  Reich&ug,  46.  Sitnu«  am  26,  Mni  1869,  S.  11 14  ff. 

Durch  Annalime  des  .Ptiedentbabcben  Aalnges  wurde  die  Pasraag  des  §  146 
zweiter  Beratung,  wclclie  die  Befreiung  von  den  Schranken  des  Koalitionsrechtes 
und  des  Kontruktbrucbcs  auf  S II e  Arbeitgeber  und  .'Vrbeitnohnier,  attSgenommen 
das  Gesinde  und  eine  gewisse  Art  ländlicher  Arbeiter  aussudetmen 
bezweckte,  br<sritijjt. 

Siehe  liuuu  Herkner  a.a.O.  S.  109. 

Bezüglich  der  Debatten  Uber  die  sogen.  Koalitionsparagraphen  vgl.  Reichstag 
vom  17.  Min  1869,  S.  117  Sp.  1,  S.  lao  Sp.  t,  vom  iS.  MSrz  1869  S.  137  Sp.  i, 
S.  139  Sp.  2,  vom  I.  Mai  1869  S.  735  Sp.  a,  vom  3.  Mai  1869  S.  775  a.  E.  und 
S.  777. 


Digitized  by  Google 


Zur  KoaliUonsfteibeiL 


Koalitionsfreilieit,  ert^iebt  sich  deutlich  bei  Ansicht  der  —  den 
152  und  153  des  (Gesetzes  entsprechenden  —  §§  168  und  169 
des  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwurfs  der  Gewerbeordnung, 
von  welchen  auch  der  erstere  nur  das  Wort  „Verabredungen"  ent- 
hält, so  dafs  der  tn  dem  letzteren  vorkommende  Ausdruck  „solche 
Verabredungen  (§  168}"  ein  erschöpfendes  strafrechtliches  Korrelat 
zu  den  Bestimmungen  des  ersteren  bildet  Auch  die  Motive  des 
Entwurfs  lassen  von  einer  g^enteiligen  Absteht  nichts  erkennen. 
Durch  einen  Abänderungsaiitrag  zweier  Abgeordneten  wurde  in  dem 
§  168  der  Vorlage,  abgesehen  von  anderen  erheblichen  Aenderungen, 
das  Wort  „Verabredungen"  durch  die  Worte  „Verabredungen 
und  Vereinigui^n"  (im  ersten  Absätze)  und  „Vereinigungen  und 
Verabredungen"  (im  zweiten  Absätze)  ersetzt.  Kinc  Erläuterung, 
aus  welcher  der  Grund  dieser  Aenderuii|[  oder  der  Sinn,  welchen 
die  Antrajgsteller  mit  dem  von  ihnen  zugesetzten  Ausdrucke  „Vcr- 
cinic^unc^en"  im  Gegensatze  zu  dem  \'orgcfundenen  Ausdrucke  „\  <^'r- 
.ibredungeu"  verbunden  haben,  entnommen  werden  könnte,  ist  nicht 
gegeben,  aucli  fehlt  es  an  jeder  Krläuterung  in  den  Verhandlungen 
des  Reichstags  in  der  Sitzung  \  om  3.  Mai  1869,  in  welcher  der 
§  16S  in  der  Fassung  des  Abänderungsantrags  angenommen  wurde. 
Eine  entsprcciieiule  Acnderung  der  Fassung  des  §  169  des  Ent- 
wurfs war  von  den  beiden  Antragstellern  nicht  beantragt;  es  ist 
bei  den  Verhandlungen  auch  keine  Rede  davon  gewesen,  ob  die 
Aenderung  des  §  168  nicht  eine  Aenderung  des  §  169  nach  sich 
ziehen  müsse.  Der  §  169  wurde  in  den  Verhandlungen  von  sdten 
einiger  Parteien  bekämpft,  welche  die  Aufstellung  besonderer  Straf- 
bestimmungen überhaupt  ablehnten;  dem  trat  der  eine  der  beiden 
Urheber  des  zu  §  168  gestellten  Abänderungsantrages  mit  Aus- 
führungen entgegen,  in  welchen  er  den  Schutz  der  Freiheit  der 
Beteiligung  durch  Strafbestimmungen  als  ein  notwendiges  Korrelat 
der  Koalitionsfreiheit,  welche  man  in  §  168  geben  wollte,  bezeichnete; 
ohne  solchen  würde  die  Freiheit  der  Vereinigung  in  Vereinigungs- 
zwang umgewandelt  werden.  Davon ,  dafs  der  Schutz  der  Be- 
teiligungsfreiheit sich  mit  der  Koalitionsfreiheit,  wie  sie  sich  auch 
gerade  nach  dem  von  diesem  Redner  gestellten  Abänderungsantragc 
gestalten  sollte,  nicln  vollständig  decken  sollte,  firulet  sich  weder 
in  seinen  Aeulserungen,  in  denen  er  sich  häufig  iles  Ausdrucks 
Vereinigungen  bedient,  noch  in  denjenigen  anderer  Redner  eine 
Andeutung. 

Der  §  169  ist  demnächst  ohne  Veränderung  angenommen, 
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sodafs  der  §  153  des  Gesetzes  den  genauen  Wortlaut  der  Vorlage 
.aufweist 

Die  Hinzufügung  des  Wortes  Vereinigungen  im  §  16S  der 
Vorlage  mag  den  Antragstellern  ratsam  erschienen  sein,  um  aulser 
Zweifel  zu  setzen,  dafs  nicht  nur  Verabredungen  für  einzelne  Fälle 
von  Lohnkampf,  Verabredungen  vorübei^ehender  und  lokaler  Natur, 
sondern  auch  Vereine,  Vereinigungen,  welche  die  gleichartigen 
Zwecke  auch  in  künftig  auftauchenden  Fällen  des  Lohnkampfes  zu 
fördern  bezweckten  und  überhaupt  eine  auf  möglichst  günstige  Ge- 
staltung der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  gerichtete  Tätigkeit  all- 
gemeiner Art  entfalten  wollten,  frei  sein  sollten. ')  Ob  der  Zusatz 
gerade  notwendig  war,  ob  nicht  wegen  des  jeder  Vcreini-un^^  inne 
wohnenden  Moments  der  Verabredung  der  Ausdruck  Verabredung 
im  Sinne  der  Antragsteller  weit  genug  gereicht  hätte,  mag  unent- 
schieden bleiben;  Vereinigungen  entstehen  durch  Verabrcdiu  cr.  mit 
dem  Worte  wird  die  (Tcsamthcit  der  durch  eine  Verabredung  zu 
einer  loseren  oder  tcstricn  (  »ri^anisatioii /.us  immengcschlossencn  I'cr- 
sonen  bezeichnet,  wäincnd  von  dem  Bestehen  einer  Verabredung 
in  der  Sprache  des  gewöhnlichen  Lebens  mehr  gc^pir-chen  zu 
werden  pflegt,  wenn  \on  dem  Inhalte  des  X'crcinbartcn  die  Rede 
ist.  Die  durch  Veraln  rdimg  entstandenen  Vereinigungen  Iretfcn 
ihrerseits  fortdauernd  in  gegebenen  Fällen  Verabredungen ;  der  Aus» 
druck  trifft  auch  dann  zu,  wenn  Beschlüsse  von  den  Organen  der 
Vereinigung  gctafst  werden,  insofern  sich  die  Angehörigen  der 
letzteren  denselben  mit  freiem  Willen  fügen.  Andererseits  erscheinen 
diejenigen,  welche  in  einem  einzelnen  Falle  eine  Verabredung  dar- 
über, wie  jeder  einzelne  sich  verhalten  soll,  getroffen  haben,  hier- 
durch untereinander  vereinigt  Die  mit  den  beiden  Ausdrücken  zu 
verbindenden  Begriffe  sind  mithin  nichts  weniger  als  bestimmt  von- 
einander zu  scheiden;  um  so  mehr  fehlte  es  auch  an  jedem  inneren 
Grunde,  die  Freiheit  der  Nichtbetciligung  nicht  auch  in  Beziehung 
auf  Vereinigungen  zu  schützen ;  der  Zwang  zur  Beteiligung  an  Ver- 
einigungen würde  wesentlich  auf  einen  Zwang  zur  Beteiligung  auch 
an  Verabredungen  hinauslaufen.  *) 

')  Vgl.  iil.cr  I.ocninj:  a.  a.  O.  S.  265  u.  318,  .^chalhorn  in  der  Soz.  Pnuds 
».  16.  Juli  1003  Sp.  1107,  G  o|Hsclimi<it  S.  442  u.  Will  S.  34,  38  u.  40. 

*i  Sii.-hc  liicr/ii  l.owcntild  a.  a.  <>.  S.  556. 

In»  Gl  ;,'.  nsat/  zur  Ansiclit  des  Ki  i<  li'-(,'<  riclil?>  wurde  im  §  I  des  Kntwurfes  eines 
Gcict/cs  iuxa  ScliuUc  de»  gtwcrblichca  ArbcilsvcrhaltnUscä  es  fiir  erforderlich  Ot» 
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Ist  hieiiiacli  der  übcs ciustinuaciule  Wille  ilcr  beiden  l'akLurcn 
der  Gcsetzgebunij,  den  Schutz  gegen  Terrorisinus  der  Koalitions- 
freiheit homogen  zu  gestalten»  nicht  zu  toweifeln,  $0  kann  es  nur 
als  eine  nicht  ganz  sorgOiltige  Redaktion  des  vom  Gesetzgeber  Ge^ 
wollten  angesehen  werden,  dafs  man  der  Aenderung  des  einen  Pa- 
ragraphen  nicht  auch  eine  Aenderung  des  anderen,  der  auf  ihn 
Bezug  nimmt,  hat  folgen  lassen." 

Dem  Reichsgericht  ist  es  nicht  gelungen»  zweifellos  nachzu> 
wdsen,  daCs  §  153  einen  Redaktionsfehler  enthält  Selbst  wenn 
man  auf  dem  Standpunkt  steht,  dafs  der  Richter  unbedingt  befugt 
ist,  derartige  Fehler  zu  korrigieren,  so  kann  man  dies  nur 
unter  der  Voraussetzung  ihres  zweifellosen  Nachweises^)  zu* 
lassen. 

Bei  Ausarbeitunc^  des  Entwurfes  unserer  jetzigen  Gewerbe- 
ordnung ist,  wie  hrk.iiint.  die  preufsische  < Tpwcrbcordnung  benutzt 
worden.  Die  if^  iSi,  182  und  183  der  letzteren  dienten  au^^cn- 
sclicinlich  zur  Grundlage,  als  man  die  Aufhebung  tlcr  Koaiitions- 
vcrbote  festsetzte.  Die  „Verbinduu'^en"  (=  X'ereinigungen)  der 
Gesellen,  uart  II  ia  I  reufsen  von  |)uli/.eilicher  Erlaubnis  abhängig, 
also  direkt  nicht  verboten.  Der  Verbindungen  der  Gewerbetreibenden 
—  nulser  Innungen  —  gedenkt  die  preufsische  (icwerbeordnung 
an  keiner  Stelle.  Dagegen  durften  damals  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
„Verabredungen",  welche  Aussperrungen  undStrikes  im  Auge  hatten, 
nicht  treffen. 

Die  oben  erwähnten  beiden  Abgeordneten  werden  nun  zu 
ihrem  Ergänzungsantrage  bewogen  worden  sein,  um  ftir  die  Zukunft 
einwandslos  die  Verabredungen  und  ständigen  Vereinigungen 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter,  von  allen  StralTesseln  und  Ver- 

l>ote(i  fiii  etwaige  Aussperrungen  und  Strikes  zu  befreien.  Viel- 
leicht haben  die  Antragsteller  nur  an  die  ständigen  Ver- 
bindungen (Berufsvereine  der  Arbeiter  und  Arl)eitgeberverbände) 
gedacht,  vielleicht  schwebten  ihnen  V'ereinigungen  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  für  den  einzelnen  Eall  -)  vor,  welche  —  durch 

aebtet,  neben  dem  Ausdrucke,  „Verabredungen"  noch  den  Ausdruck  „Vereinigungen'* 
zu  gebrauchen.   Siehe  dazu  van  der  Borgbt  a.  a.  O.  S.  41  a.  E. 

')  Simt  ..  -^'  ^-i*^  Rt  <lakti<.isi  I  r  I  I  ch  «li-s  (icst  izj;cbers  S.  33*  Dazu  Laband 
in  der  ilcut.scln  n  Juristcn/citU!)>;  VIII.  Jalirj;.  S.  301  Ii. 

^)  Wir  erinnern  hii  r  beispielsweise  an  den  Berliner  Kunlektions.strike,  an  welchen» 
urgunüicrtc  und  nichtur};aniäicrlc  Arhi  iter  .sich  Itctciiigl  haUcu.  Lutuiär  ia  «Jiciicni 
Archiv  Bd.  X\\  S.  56.   Skhe  anch  S.  457  Antn.  ». 
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die  Verabredungen  erzeugt  —  Niederlegung  der  Arbeit  oder  Ent- 
lassung der  Arbeiter  bescbliefeen.  Gs  ist  dies  nicht  mehr  feststellbar, 
ebensowenig,  wie  man  heute  noch  ermitteln  wird,  aus  wdchen 
Gründen  eine  Ergänzung  der  §  153  nicht  beliebt  worden  ist  und 
ob  man  etwa  die  dauernden  Verbindungen  in  der  Werbung  von 
Mitgliedern  nach  keiner  Richtung  hin  behindern  wollte.  Strikes  und 
Aussperrungen  sind  verpönt  Arbeitgeber  und  Arbeiter  g^en  eine 
Nötigung  zur  Beteiligung  an  diesen  vorübergehenden  Unternehmungen 
zu  bewahren,  mag  nahe  gelegen  haben. 

Nur  dann  sind  allenfalls  die  mit  den  Ausdrücken  „Verabredungen", 
„Vereinigungen"  zu  verbindenden  Begriffe  „nichts  weniger  als  be- 
stimmt voneinander  tu  sclicidcii" ,  wenn  dcrartifje  vorüber- 
gehende KoaUtioncn  zur  iirlanguni;  ;^ünsti;^cr  I.ohn-  uikI  Arbcits- 
bedinguHi^a-ii  in  Frage  kommen.  Aiulors  bt  i  He-rufsvcrciiicn.  Diese 
verfolgen  auch  Zwecke  pfciTiciiisanicr  Hcrufs-  und  Standisiiitcrcsson, 
welche  nicht  auf  Verbesserung^  ilcr  Arbeitsverträge  gerichtet  sind, 
und  au  deren  Erreichung  so^'ar  ein  allgemeines  Interesse  be- 
stehen kann.  Hier  ist  die  IVennuiig  der  Begriffe  ausfuhrbar.  In 
der  Rechtsprechung  hat  man  bisher  Unterschiede  gemacht  und 
unter  „Verabredungen**  einzelne  bestimmte  Lohnkämpfe,  unter 
Vereinigungen  die  allgemeinen  Organisationen  der  Arbeiter 
verstanden. 

Demzufolge  gelangte  die  Strafe  des  §  153  nur  zur  Anwendung, 
wenn  die  Beteiligung  an  einem  speziellen  Strike,  nicht  aber  der 
Beitritt  zu  den  Organisationen  der  betr.  Arbeiter  erzwungen  werden 

sollte. ') 

Das  Urteil  des  Reichsgerichts  engt  also  die  Koalitions- 
freiheit ein,*) 


')  So.'i.il'  l'raxis  vom  29.  Mni  1902  Sp.  916,  Tom  3a  November  t90sSp.Md. 

Daxu  Soziale  l'raxis  vom  12.  Juni  1902  .Sp.  970. 

Erwähn fnswcrt  ist,  dafs  der  Arbeiter,  welche  in  fli»"«cm  Urteil  der  Kr- 
pressung  und  des  Verjjchens  n^-Ren  §  153  für  schuldig  cruchtet  wurde,  von  seinem 
Kollegen,  den  er  zum  Eintritt  in  die  Organbation  nötigen  wollte,  im  Wege  des 
CivilproMWCs  belangt  und  durch  das  Gericht  venirtellt  worden  ist,  eine  EnlscbS« 
digung  an  den  Klager  su  zahlen.   Das  Urteil  des  Civilgerichts  fiihrt  aus: 

„Dir  Ersatzpflicht  des  Beklagten  folgt  aus  %  S26  des  Bflrgerllchett  Gesets- 
buchcs.   Der  Beklagte  bat  dem  Kläger  den  Schaden  uazweifellijO  '  .>rsät/lich  zu- 
;jef\i^,   und  zwar  in  einer  pegen  die  g^uten  Sitten  vcrslofscnden  Weise.  Denn 
verstöl>.t   pepen   die  jjuten  Sitten,   w<-nn  jemand,    um  seine  eijjenen  oder  seiner  Ge- 
nossen wirl!>chutLliche  oder  politische  Interessen  m  türderu,  seine  augenblickliche 
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Es  ist  Thatsache,  da&  bei  den  organisierten  Arbeitern  aller 
Schattierungen  Bilrbittening  gegen  die  zeitigen  Koalitionsbestimmungen 
und  gegen  die  auf  Grund  des  §  153  der  Gewerbeordnung  statt- 
findende Rechtsprechung')  vorhanden  ist    Die  Arbeiter  sind  der 

Meinung,  dafs  bei  der  Handhabung  der  Koalitionsgesetzc  —  viel- 
leicht unbewufst  —  ihre  Gleichberechtigung  mit  den  Arbeitgebern 
nicht  gewahrt  wird. 


L'oln'rli-gcnlicit  dazu  inilbbraucht,  einen  Wrtrag,  der  den  bcrcchligtcn  wirlscliafllichen 
liitcri  vM  n  anderer  dient,  enfj:e5jrn  dmi  Will,  n  der  Vertrajjschliefsenden,  zur  Auf- 
lösung zu  briügen,  zumal  wenn,  wie  hier,  inlolgedessen  der  eine  Verlrajjsteii  brol- 
los  und  iu  eine  augenblickliche  Nullagc  versetzt  wird.  Das  aber  bat  Beklagter 
gerade  gewollt.  Er  wollte  dea  Kläger,  weil  er  sewem  Anainnen  sich  nicht  fügte, 
scbidigen,  ihn  aus  seiner  Stellung  bringen  und  damit  brotlos  machen.  Das  war 
ein  widerrechtlicbcs,  mit  den  guten  Sitten  nicht  vertiSglicbes  Verhalten,  zumal  von 
irgend  welcher  (muralischer)  Verbindlichkeit  des  Klägers  seinen  Arbeitskollegen 
gegenüber,  einer  „Organisation"  beizutreten,  nicht  die  Rede  sein  kann,  vielmehr  der 
fn  irn  Fnf  •.«  hürfsung  des  Klägers  in  nicht  zu  rcchtfertigrndrr  Weise  Gewalt  ange- 
titaii  werden  suUtc'  ^Siehc  1^1.  (ur  Recbt^ptlcgc  vom  II.  .Nuvcmbcr  1902  S.  106 
u.  1071. 

Demgegenüber  mufs  bemerkt  werden,  dafs  die  Arbeiter  es  flir  unmoraltscb 
halten,  wenn  ein  Mitarbeiter  nicht  ihrer  Gewerkschaft  beitritt  und  an  ihren  gemem» 
samea  Kämpfen  und  Sorgen  nicht  teilnimmt.   Sie  glauben  moralisch  tu  handeln, 

wenn  sie  sich  weigern,  mit  einem  solchen  Arbeiter  zusamriKH/n.irbeiten.  826 
B.G.B,  und  F.ntsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  48,  S.  125).  .\ndcre 
Stünde  denken  ähnlich.  Siehe  ?,  V,.  hcrfirjlich  des  Geraer  .Xerztesirikrs  dir  MHi- 
,'ini-c'[i'-  Retorm  vom  3I-  Januar  1903,  S.  40.  (Vgl.  dazu  Rcich-^t.ij^,  .Aktenstück 
.\r.  347  (^Gcsetzcntwurl  zum  Schutze  des  gewerblichen  Arbeitiverhällnisscs)  S.  224I 
Sp.  I  a.  A.  und  Loewenfeld  a.  a.  O.  S.  530). 

Uebrigena  wird  die  Bediagang  des  Arbeitsvertrages,  dafs  der  Arbeiter  seiner 
Gewerkschaft  fem  bleibe,  als  gegen  die  guten  Sitten  verstofsead  angesehen. 
Lotmar  a.  a.  O.  S.  115  u.  21S  und  Amn.,  femer  Soziale  Praxis  XI  Sp.  IO76  U. 
XII  Sp.  718  (g  138  B.G.B.),  Sigel,  Der  gewerbliche  Arbeitsvertrag  S.  47 
.Anm.  3,  S.  161  Anm.  45  und  Kühne,  Die  Arbeitsordnungen  S.  237.  Siehe  aber 
., Gewerbegericht"  Jahrg.  VII  Sp.  201,  Jahrg.  VIII  Sp.  21,  Anm.  und  die  Ausfüh- 
rungen des  Vertreters  der  prculs.  Regierung  im  Hause  der  .VLgturdiieti  n  ,2g.  Sitzung 
am  34.  Februar  1903  S.  1901  IT.).  Vgl.  data  Reichstag  vom  4-  März  1903,  ^73,  Sitzung 
S.  8375^.  and  Soziale  Praxis  v.  3a  JuK  1903  Sp.  1159. 

1)  Siehe  dazu  Loewenfeld  in  diesem  Archiv  Bd.  XIV,  S.  603. 

*)  Loewenfeld  a.  a.  O.  S.  540  weist  nach  dieser  Richtung  hin  auf  „eine 
bedauerliche  Unkenntnis  der  Vcrhältni.ssc  der  modernen  Arbeiterbevölkerung  in 
Deutschland  und  <'h  r  tn  if  rniir'n  Ursachen  ihrer  Koalitionsbes^tr*  ])unj:;<"n".  ,,l>if  Fnt- 
dccki!ng«rt')spn  innerhalb  -  ci'^men  Volkes  und  Landes  und  der  eigcm  11  Zeil  sind 
.\rchiv  für  soi.  Geseugebung  u.  Stali«liW.  XVllI.  Jl 
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Auf  der  anderen  Seite  dann  wieder  die  nicht  unberechtigten 
Klagen  der  Arbeitgeber  über  Ausschreitungen  einzelner  Arbeiter 
bei  Strikes.^)  Der  Ruf  nach  Aenderung  bezw.  Verbesserung  der 
Koalitionsparagraphen  kann  daher  niemats  verstummen.  Die  einen 
erstreben  volle  Koalitionsfreiheit,  die  anderen  Besdirankung  derselben 
und  besonders  Verschärfung  der  Vorschriften  des  §  IS3  der  Ge- 
werbeordnung.  ^  . 

van  der  Borght  schlagt  zur  Weiterbildung  des  Koalitionsrechtes 
einen  Zusatz  zum  §  1S3  vor.  Dieser  Zusatz  würde,  so  fUhrt  er  aus, 

ja  viel  weniger  hHieht,  ul.-.  *lic  Durcliquerung  Grönlands  orJcr  Afrika*;  o«!cr  die 
Aufdeckung  der  /.u-;t,indp  der  Kiszeit.  Ks  ist  bemerkenswert,  dals  die  letzteren  in 
vielen  Kreisen  bekannt  sind,  während  Gleiches  voo  crstcrca  nicht  gesagt  werden 
kmiin.  Ad  ihnen  tollten  aber  Staat  und  Gesellschaft  ein  dringenderes  und  nibcres 
Interease  habea,  als  an  den  Thaten  und  Werken  der  Polar'  und  Ursescbichtsforscher, 
deren  hohen  Verdiensten  dieser  Vergleich  durchaus  keinen  Abbruch  tbun  soU/* 

Siebe  noch  Herkner  in  den  Schriften  des  Vereins  ftlr  S()/i.il|jolitik.  Verhand- 
lungen von  1S97  fl.XXVI'i  S.  332 :  ,,K<Mn  Mrn^cli  ist  nnpfifxK.init  r  für  dif  Krütikunjj 
seiner  Kci  htr  als  wie  gerade  der  Arlx  itcr.  W  enn  er  in  seinem  Kcrhtc  mi  h  ver- 
letzt fühlt,  dann  wird  er  erbittert,  und  diese  Erbitterung  ist  eine  viel  nachiiaiiigerr 
als  wie  etwa,  wenn  er  Aber  einen  eu  geringen  Lohn  klagt."    (Verhandlungen  1890 

s.  159.) 

*)  tirie  wir  sie  in  dem  Entwurf  eines  Gesetees  sum  Scbtttee  des  gewerblichen 

Arbeitsverhältnisses  vom  26.  Mai  t899  aufgezahlt  finden.  Es  ist  ein  Fehler,  diese 
Ausschreitungen  den  Koalitionen  zur  Last  zu  legen.  „Wer  mit  den  Koalitionen 
und  ihren  Vertr<  lern  in  beständiger  Fühlung  wer  Hie  tagliche  Arbeit  kennt,  die 
in  diesen  Vereinen  und  Versammlungen  geleistet  wird,  der  wird  zwar  über  .\us- 
scbrcilungcn  auch  nicht  hinwegsehen,  er  wird  in  ihnen  aber  das  erblicken,  was  sie 
sind:  die  bedauerUchcn,  TieHcichl  an  hSnfigen  Ausnahmen«  Wer  hingegen  mit  des 
Koalitionen  von  Berufswegen  nur  susammenstSfst,  sobald  sie  sich  Ausschreitungen 
zu  schulden  kommen  lassen,  der  wird  von  ihnen  die  Vorstellung  haben,  «lafs  sie, 
wo  er  ihnen  auch  begegnen  mag,  immer  etwas  Böses  im  .Schilde  ftihren." 
1  a  >  1 1  o  w  in  den  Jahrbüchern  P.ir  \.üicirr.i!ökonomic  und  Statistik,  dritte  1 
Bd.  i&  (I.XXIII)  S.  86.  Vgl.  lacriu  Locwenfeld  a.  a.  O.  S.  542,  abei  auch 
Gierke  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  (Verhandlungen  von  1897) 
S.  397. 

*)  Wiederholte  Versuche  einer  Revision  dieser  Bestimmungen  sind  bisher  stets 
gescheitert.  Siehe  Reichstag,  Aktenstack  Nr.  347  (Gesetxentwurf  cum  Schtttie  des  ge> 
werblichen  ArbeitsverhSltnisscs)  S.  2239  Begründung ;  v.  Schicker,  G.O.  Bd.  I  S. 925 
.•\nm.  i:  Il-rkncr  a.  a.  « >  S.  iio;  dieses  .\rchiv  Ud.  XIV  S.  47t  ff.:  vf^l.  auch 
noch  die  Verhandlungen  des  Keich.-.tagcü  von  Januar,  Februar  und  Juni  1896  über 
die  von  Abgeor<!nclcn  eingebrachten  Gesetzentwürfe,  das  Recht  der  Versammlung 
und  Vereinigung  und  das  Recht  der  Koalition  betreffend. 
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atisnisprecfaen  haben,  dals  Arbdtefverelne  zur  Wahrnehmung  ge- 
meinsamer Berufeinteressen  und  Vereine  der  Arbeitgeber  zur  Wahr* 
nehmung  ihrer  Interessen  gegenüber  den  Arbeitern  und  deren  Ver> 
einigungen  von  den  landesgesetzlichen  Verboten  und  Strafbestimm- 
ungen  befreit  werden  und  dafe  gegen  ihre  Eintragung  in  das  Ver- 
einsregister der  in  §  6i  des  Bfirgerlichen  Gesetzbuches^}  vorgesehene 
Einspruch  nicht  erhoben  werden  kann,  wenn  sie  fügende  Bedingungen 
erfüllen: 

I.  Der  Verein  muOs  sich  durch  seine  Satzungen  verpflichten« 
vor  Eröffnung  einer  von  ihm  j^eplanten  Arbeitseinstellung 
oder  Arbeiteraussperrung  das  bestehende  zuständige  oder 

ein  für  diesen  Fall  von  der  flir  Errichtung  von  Gewerbe- 
gerichten zuständigen  Bebörde  besonders  zu  bildendes 
Einifjun^snmt  anzurufen  und  sich  auch  im  weiteren  X'erlauf 
der  Arbeitseinstellung  oder  Arbciteraussperrun*^  dem  Ver- 
fahren vor  dem  Einigungsamt  nicht  zu  widersetzen.-) 


')  Der  Paragraph  laulcl;  „Wird  die  Anmeldung  zugelassen,  so  hat  das  AmtJ$- 
gerichl  sie  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  mitzuteilen. 

Die  Verwaltungsbehörde  kann  gegen  die  Eintragung  Einspruch  erheben,  wenn 
der  Vorein  nach  dem  öffentlichen  Vereinsrecht  unerlaabt  ist  oder  Terboten  werden 
kann  oder  wenn  er  einen  politischen,  soaBlpoUtisehcn  oder  religiösen  Zweck 
»erfolgt."    Lotmar  in  diesem  Archiv  Bd.  XV.  S.  65  u.  Goldschmidt  S.  537. 

Bezüglich  der  Einwirkung  dr<;  I^. G.B.  auf  die  Koalitionen  s.  van  drr  Porj^ht 
S.  25  ff.  und  Loewpnfflfl  a.  :i.  i  >.  S.  476,  endlich  Soziale  Praxis  XII  S^i.  172  u. 
173.  In  der  Sitzun;:  des  Kt  lclistages  vom  24.  Mati  1903  wurde  übriJ;c^■^  eine  Rc- 
soiutiun  angenommen,  die  für  die  nächste  Session  Vorlegung  eines  Gesctzenlwurles 
verlangt,  welcher  die  Reehtsßihigkeit  der  Berufsvcreine  anf  Grundlage  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  regelt.  Femer  erfolgte  die  Annahme  einer  Re- 
Solution,  nach  welcher  ein  Gcsetsentwurf  vonulegen  ist  Uber  Berufsve reine 
und  deren  Bcreditigung  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  auch  Veränderungen 
der  Ge^rtzgcbung  zu  erstreben.  Vgl.  noch  So/.  Praxis  vom  21.  Mai  1903  Sp.  903 
»nd  903,  „das  Gewerbegericht  Pfrlin"  S.  382,  Roscnbrr«;  a.  a.  O.  S.  8  ff., 
Locning  a.  a. '^>.  S.  277  ff.,  Schalhorn  a.a.O.  Sp.  iioq  und  M.  v.  Schulz 
cbendort  Sp.  1050,  da/u  v.  Sc  h  u  1  zc -  G a e  v  e r  n  i  u  .1.  a.  (j.  Ud.  II  .S.  24U. 

*)  van  der  ßorghl  S.  20,  21,  23,  25.  Siehe  über  die  von  dem  Berliner 
Gcwerb^iericht  ins  Leben  gerufenen  Schlichtnngskommissionen  v.  Schulz, 
Kommentar  zum  Gewerbegerichtsgesetz  S.  167  und  in  diesem  Archiv  Bd.  XIV,  S,  681 
u.  682,  ferner  Soziale  Praxis  vom  13.  Dezember  190 1  Sp.  291  ff.,  v.  22,  Mai  19012 
Sp.  900  und  Schal horn  in  der  Sozialen  Praxis  vom  15.  Jannar  1903  Sp.  434. 

Ueber  das  Abkommen  des  norwegischen  Arbeitgeberverbandes  und  der  Landcs- 
organisation  der  norwegischen  Gewerkvcrciae,  welches  Einiguogsämter  und  Scbieds» 
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2.  Die  Satzi!n!::fen  des  Vereii^s  müssen  die  ZuecklxrstiiTimung 
der  einzuziehenden  Ik'iträL^e  und  des  an/usaninielndcn  Wr- 
nio'^'^ens  genau  l)ezcichiien ;  lür  den  I-ail  der  satzun;^>w:drigen 
Verwcnduni;  der  Vereinsmittcl  muis  das  ( icset/  die  Hin- 
ziehung des  \'ermögens  zu  Gunsten  von  I-  inriciitungcn,  die 
den  Ar!)eitern  zugute  konnnen,  androlicn  und  die  erforder- 
lichen KinzcUicitcn  dieserlialb  regeln. 
Hierzu  bemerken  wir,  dafs  nach  den  Erfahrungen,  welche  bei 
dem  Berliner  Gewerbegericht  gemacht  worden  and,  sdion  heute 
Arbeitgeber  und  Arbdtnehnner  Afbdtseinstellungen  und  Aussperr* 
ungen  möglichst  zu  vermeiden  suchen.')  Wenn  das  Einigungsamt 
zu  Berlin  eine  Anzahl  von  Vergleichen  vor  Ausbruch  der  Strikes  zu- 
stande gebracht  hat,  so  ist  dies  mit  der  thatkräftigen  Hilfe  der 
Organisationen  und  ihrer  Führer  zu  danken.  Soweit  sie  vor  dem 
Einigungsaitot  zu  verhandeln  hatten,  fanden  sich  die  Parteien  femer 
regetmals^  zur  Bildung  von  sog.  Schlichtungskommissionen  bereit. 
Diese  Kommissionen  sind  berufen,  alle  Differenzen,  soweit  sie 
nicht  vor  das  Gewerbegericht  als  Prozefsgericht  gehören,  möglichst 
zu  beseitigen.  -)    Es  wurde  ferner  bisher  fast  ausnahmslc«  verabredet, 
dafs,  faUs  die  Schlichtungskomnussion  die  Parteien  nicht  ausgleicht, 
dieselben  gehalten  sein  sollen,  binnen  einer  bestimmten  Frist  das 
Einigungsami  als  letzte  Instanz  anzurufen.    Soweit  also  Berlin  in 
Hctrarht  kommt,  ist  von  einem  Teil  der  (icwerbctrcibcndcn  schon 
Fiirsor;4e  s^'etrotTcn,  dafs  es  so  lei(du  /.u  einem  Strikc  und  /•!  einer 
Aussperrung  nicht  kommt.    Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  handeln 
aus  freien  Stücken  so  wie  sie  sich  nach  van  der  Borght  durrii 
Satzungen  verpflichten  sollen.    Der  Vorschlag  des  Scliriftstellers 
dürfte  nicht  nacli  dem  Geschmack  maneher  Arbeitgeber  sein,  welche 
—  in  Verbanden  x  ercinij^t  —  es  für  ricIitiL,^  halten,  die  V^ermittlung 
des  Gewerbegerichts  grundsätzlich  abzuleluicn. 

2«nehle  xur  Behindlung  von  Streitigkeiten  zwiaclien  Arbeitgebern  und  Arbeiten  vor- 

siebt,  vgl.  L^ui;<  titi  des  Internationalen  ArbeitttUntB  Bd.  I,  S.  700  u.  70I. 

>)  Grundsätzlich  lehnen  ilie  Arbeiteroiganiiatioaen  die  Untentützung  jeder 
Lohnbewegung  .ib,  die  grijr'n  ilirc  1%  ^cr/eugung  und  gegen  die  In  den  Strikc 
reglcmcnt«  nir<lfr£jclegten  l'.rt.ibruugcn  uikI  Vurschriftcn  geführt  wird.  Locwtn- 
fcld  a.  a.  ( >.  595;  siebe  auch  Kulemann  ii.  a.  U.  S.  224.  Im  übrigen  sind 
die  Gewerltscbaiten  keineswegs  ansschliefslich  Strikevereiact  vie  be- 
reit» oben  im  Text  bemerkt  worden,  s.  Rosenberg  a.  a.  O.  S.  17  Anna.  & 
*)  Vgl.  Aam.  3  S.  475  u.  „das  Gewerbegericht  Berlin**  S.  317  ff: 
*)  Lotmar  in  diesem  ArcliiT  Bd.  XV,  S.  36  ff.  u.  S.  40.   Aclmlteb  s.  Z.  in 
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Bei  fakultativen  V^orschriflen  wie  bislan^^  werden  die  wider- 
strebenden Arbeitgeber  auch  in  Zukunft  nicht  daran  denken,  mit 
den  Arbeitern  vor  dem  Einigungsamt  zu  verhandeln.    Sie  werden 

schon  zur  Kinrirhtunf^  von  }).'iritätischen  Schlichtunc^kommissionen 
sich  nicht  bequemen,  da  eine  Gk  ichberechtif^ainc,^ ' )  der  Arbeiter 
ihnen  von  l'chel  scheint.  Ohne  Zwang*)  wird  man  nur  UnvoU- 
koinnienes  erreichen.  Es  würde  aber  nicht  genüt^en.  zu  den  bis- 
herigen Ikstiiumungen  des  §  152  die  von  van  der  Borght  geforderten 
Zusätze  zu  machen. 

I.Otmar'*)  kennzeichnet  den  heutin^cn  Stand  der  deutschen 
Koalitionsgesetzgebung  trefflich  folgendermafsen : 

i,Die  gesetzliche  Koalitionsfreiheit  ist  nur  ünverbotenheit  und 


England.  Vgl.  darüber  v.  Schulze-Gae verBits,  Zum  «onalen  Frieden  II.  Bd. 
S.  335  11.  «39. 

*)  Programm  der  ReichsregleriiBg:  Anerkennung  der  Gleiclibereeb» 

tigung  der  Arbeiter,  Soziale  Praxis  vom  29.  J;inuar  1903  Sp.  465  f[.  Vgl.  andl 
Roesike,  Die  (J  1  ci  chh  .  r <  rh  t  i  u  n  d<  r  Arbeiter,  in  der  Sozialen  Praxis  vnm 
3.  u.  10.  April  1902  Sp.  68911'.  brzw.  714  tt.  Siehe  hierzu  Soziale  Praxis  vom 
22.  Mai  1902  .Sp.  901,  vom  lo.  Juli  1902  Sp.  1085,  „Gewcrbegcricht"  Jahrg.  VH, 
Sp.  204  und  Jastrow,  Sozialpolitik  und  Vervattungswissenschnft,  Bd.  I,  S.  531. 

*)  B r  c u  t .i  u  1  (  bat  bereits  die  zwangsweise  Orgaiiisation  der  Heim- 
arbeiter verlangt,  um  deren  Lage  zn  verbiniera.  Siebe  des  nibcren  Sebwied- 
1  a  n  d ,  Ziele  und  Wege  einer  Hdmarbeitigesetigebung,  Wien  1903,  S.  109  ff.,  bicnu  aucb 
Loe  VC  B  fei  d  in  diesem  Ardiiv  Bd.  XIV,  S.  475  ff.  Der  Autor  ngt  unter  anderem: 
„DaJs  der  Stant  anst.iU  in  das  wirtschaftliche  Getriebe  direkt  einzugreifen,  die 
Selbsthilfe  zu  orgaimieren  sucht,  ist  eine  Erscheinung,  welche  im  modernen  Deutsch- 
land häufig  ist.  . .  ,  Dif  Formen,  in  welchen  dies  geschieht,  sind  m.mnijifultig,  F«* 
genügt  hier  darauf  liinzuwcisin,  dats  der  Staat  Hrn  drm  „Mittelstände"  .ingelnirij^en 
Warcavcrkaulcru    dadurcli   zu   hclicn   sucht,   daü   er   denselben  das  Kechl  des 

Zwangt  zur  Organisation  vcrldbt,  vgl  die  HandwerkemoveUe  vom  »6.  Juli 
86  Jooff.  B.  Will  &  37  tt.  3S." 

El  i«t  erforderticb,  dais  der  Staat  die  Organisation  acbafll  <ttr  diejcmgen,  welcbe 
»eh  einer  bcslebendcn  Organisation  nicbt  unterordnen  wollen  besw.  unGibig  sind, 
sich  selbst  eine  Organisation  zu  geben.  Siehe  auch  S  c  h  m  o  1 1  e  r  a.  a.  O.  S.  13  und 
Kulemann  a.  a.  O.  Vorwort  XIH,  endlich  Will  S.  26  11.  142  .1.  F. 

T»ie  ( 'rgani.satiunen  i  incs  Grwerhes  werden  liei  I,<>lml<ewe^ungen  sich  den 
Majiirhät.sheschliifiscn  ihrer  Milglicdt  r  zu  J'ugeii  hibeu.  iSuxjalc  l'raxis  vom  21.  Mai 
1903,  Sp.  922,  vom  30.  Juli  1903  Sp.  1174  a.  £.).  Unregelmälsigkeiten  wSren  durch 
bebdrdlicbe  OrdnungMlrafen  au  ahnden. 

•)  In  diesem  Ardiiv  Bd.  XV,  S.  58«!  u.  63. 


4;8 


II  T.  ScbaU, 


Straflosigkeit:  die  Koalition  ist  frei,  nämlich  vogelfrei  und  ein 
Koalitionsrecht  ist  noch  zu  schaffen." 

Hieran  hat  die  Aufhebung  des  Verbindungs Verbots  V)  im  wesent- 
lichen nichts  geändert.  Auf  (nund  recht  altcrtümlirlier  Vereins- 
und \'crsammlungsgesctzc  der  meisten  Kin/.elstaaten  Deutschlands 
dehnen  die  Behörden  den  Begriff  der  politisclien  Vereine  weit  aus, 
so  dais  die  Berufsvercinc  des  Schutzes  des  §  152  häufig  entbehren. 
Es  mufs  daher,  wie  dies  von  verschiedenen  Rednern  im  Reichstage 
erst  jüngst  wieder  betont  worden  ist,  ein  allgemeines,  freies,  einheit- 
liches Vereinsrecht  im  Reiche  durchgeführt  werden.*)  Femer  ist 
nicht  blofe  volle  Koalitionsfreiheit,  sondern  gesetzlicher  Koa- 
litionszwang  ^)  zu  beförworten  mit  der  MaCsgabe,  dafs  es  jedem 
unbenommen  ist,  sich  einer  der  bestehenden  Vereinigungen  anzu- 
schlielsen.  Alle  diejenigen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  wdche  einer 
vorhandenen  Verbindung  nicht  beitreten,  sind,  soweit  angängig,  zur 
Bildung  je  dner  besonderen  Organisation  anzuhalten.  Samtliche 
Organisationen  sind  zu  verpflichten,  sidi  Satzui^en  im  Sinne  van 
der  Borghts  und  der  vor  dem  Berliner  Gewerb^ericht  geschlossenen 

')  Rciclisj^rsrt/  vom  II.  Dezember  1899  (R.Ci.Bl.  S.  699).  Vgl.  dazu 
V  :i  n  Hfr  Horj^ht  S.  12  ti.  13  imd  Tocnnics,  Vereins-  und  Versammlungsrecht 
Wider  die  Koaliti« mNlrcilicit  im  Hi-ft  5  der  Schriftiii  der  GcsoUschaA  filr  sozi.ik 
Reform;  endlich  Soziale  Praxis         Sp.  89  t).  u.  200  u.  Koscnbcrg  a.  a.  O.  S.  48. 

*)  Loening  a.  a.  O.  S.  417  ;  Sodale  Praiii  XII  Sp.  I109  u.  hiol 

*)  Siehe  Amn.  a  S.  497.   Di^egen  Loening  a.  a.  O.  S.  316. 

Ueber  den  Ausbau  des  Koalitioiisrechts  äniserte  sich  der  Abgeordnete  Dr 
Hitze  1893  im  Reichstage  folgendermafsen ;  .  .  Ich  bin  eben  der  .\nsicht,  dafs 
nicht  darin  der  Weg  der  Reform  Hegt,  dafs  der  Arbeitgeber  oder  der  Staat  mit 
Repressivmafsrcfjrln  pcjjcn  die  Arbeiter  vorgeht,  "inntlrrn  darin,  dafs  wir  das 
K  «>  n  !  i  t  i  rs  n  s  r '  <  !i  t  j,' <•  s  c  t  ^  1  j  c  h  aushauen.  W'i  nn  wir  ^'-■•«(•i/lirli  ,in<rk.inntc,  im 
Rahmen  gesetzlicher  hormcn  gescbartcnc  Arbciterorgauisationcn  haben,  dann  köncco 
wir  diesen,  oameiitUeh  den  Votttindett  auch  die  enUprechende  Veiantwortimg  su- 
schreiben.  Nur  auf  solchem  Wege  werden  wir  dahin  kommen,  auch  dem  1ifasseB> 
Tertra^^brach  entgegenzutreten.  Wir  können  gans  gut,  wenn  die  Arbeiter  in 
Rahmen  gesetzlicher  Organisation  z.  B.  Fonds  ansammeln,  um  im  Falle  des  Strikes 
sich  zu  untersttttzeii.  /nr  Bedingung  und  Pflicht  machen  .  .  .  nur  unter  Innehaltung 
des  Vertrafjes  und  erst  dann  in  den  Strikc  rin7.utrrtf"n,  wenn  alle  Mittel  eines 
schifd^rif iiNjrliclii'n  Ausgleich*;  rpsrlinpft  siiiri"  1  Krii-list.i<j  vom  2J.  Januar  iSgj). 
Es  wäre  lief  zu  beklageu,  wenn  es  inlolge  der  1  i'  i^;iussc  in  den  Niederlanden  den 
Gegnern  der  Koalitionsfreiheit  geUnge,  Reichsregicruitg  und  Reichstag  zu  emer  Be> 
scbrünkttng  der  bestehenden  Koalitionsfreiheit  zu  veranlassen.  Will  a.  a.  O.  S.  9s. 
Vgl.  dazu  V.  Schttlze-Gaevernitz  a.a.O.  S.  251  u.  253. 
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Vergleiche  (Schllchtungskomniission,  Eini^'ungsamt)  zu  geben.  Die 
Organisationen  und  ihre  Leiter  wird  man  f&r  Ausfuhrung  der 
Satzungen  haftbar  machen  können.  Es  wären  von  den  Vereinen 
Kautionen  zu  hinterl^en,  welche  iur  alle  Verfehlungen  ihrersdts 
und  ihrer  Mitglieder  in  erster  Linie  zivilrechtlich  in  Anspruch  zu 
nehmen  sind.  Auch  gegen  den  Vorschlag  zu  2.  van  der  Borghts 
wird  kaum  ein  begründetes  Bedenken  erhoben  woden»  da  das 
Streben  in  der  Hauptsache  auf  Erreichung  des  Koalitionsrechtes 
zu  richten  ist.  Das  Koalitions  recht  würde  allein  schon  eine 
erspriefsliche  Entwicklung  der  einigungsamtlichen  Thätigkeit  der 
Gewerbegerichte  verbürgen.  Da  kräftige  sich  gegenüberstehende 
Organisationen  nur  äufserst  schwer  an  Ausstände  bezw.  Aussperrungen 
herangehen,  so  würde  durch  die  wirkliche  Koalitionsfreiheit,  welche 
die  Berufsvercine  erstarken  läfst,  eine  g;ewisse  Gewähr  geboten,  dnfs 
Strikes  und  Aussperrungen  mc^lichst  vermieden  werden.^}  Ein  weiterer 

» 

')  Der  Regel  nach  wird  man  /uiiärlist  daran  festhalten,  dafs  eine  Zwangsvoll- 
streckung der  einigunfjsamllichcn  Schit  ds>[>rüchf  zu  unterbleiben  hat.  Ob  eine  Aus- 
nahme /'uzulasscn  ist  bei  Gewerben,  wcklie  lür  die  l.ichl-  und  W.isserbescli.itfunjj 
und  iür  die  Unterhaltung  des  ölientlichen  Verkehrs  zu  sorgen  haben,  dürfte  ernst- 
lich xtt  erwägen  sein.  Siebe  van  der  Borghi  a.a.O.  S.  S3  Herkner 
a.  a.  O.  S.  352if.  Hiena  Scbmoller  a.a.O.  S.  lo  u.  i»  und  Fran«  Oppen- 
heim er  in  der  Sozialen  Praxis  XI  8p.  476  u.  477  und  in  dem  Heft  der  Zeittchriil 
flir  Sozialwifsenadiaft.  Januar  1902  Sp.  28,  über  das  Werk  von  Albert  M  e  t  i  n  „Le 
Socialisme  sans  Doctrincs"  (Paris  1901).  Ueber  das  Koalitionrecht  in  den  Vcr- 
einifjtcn  Staaten  Soi.  Praxis  XII  Sp.  639.  sind    hier   nher   die   Hedrnken  des 

Vcrtrcltrs  der  preiilsischen  Regierunfj  und  der  Keiclisrcj^ierun^  im  Ab^fortlm-ten- 
hauüe  und  im  Reichstage  (Maus  der  Abgeordneten,  Sit/r.n^  ;iui  23.  hcbruar  1903 
und  am  folgenden  Tage  und  Reichstag  vom  4.  März  1903)  bczUglidt  der  KoaUtions» 
Ireihcit  der  Eisenbahnarbeiter  in  ROcksicbt  ztt  äeben.  Vgl.  ttbiic^u  Sociale  Praxis 
Tom  21.  Mai  1903  Sp.  911  n.  912  aber  de»  zu  Ungunsten  der  Strikenden  ver* 
hrafenen  Ausstand  der  Eisenbahner  in  Australien. 

Die  Soziale  Pnixis  vom  5.  MSnc  I903,  Sp.  616  führt  hierzu  aus:  „Eine  grund- 
sätzli  In-  Lösung   des  Dilemmas   scheint   uns  nur  auf  eim  ni  mnjjlicli :  Nicht 

dun  h  Hcsritifjnng  des  Koalitiuiisn  rhts  <lrr  läsenbahm  r  und  nicht  durch  ein  lu  ucs 
Ausnahmegesetz  gegen  die  Sozialdemokraten  . .  .  der  einzige  Ausweg  scheint  uns, 
mehr  und  mehr  die  Arbeiter  der  Staatsbetriebe  mit  den  vollen  Rechten  der  ange- 
stellten Beamten  auszustatten:  Sicherung  der  Existenz»  Aufrücken  in  Lohn  und 
Rang  nach  dem  Dienstalter,  Versorgung  im  Alter  u.  s.  w.  Daftr  müssen  sie  aber 
auch  die  Pflichten  der  Beamten  in  vollem  Umfang  auf  sich  nehmen."  Loeninga.a.O. 
S.  314. 

Bei  DurchlUhrung  dieser  Vorschlige  würde  man  allerdings  der  Sorge  Aber 
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1' ortschritt  wäre,  dak  fernerhin  einzelne  X^crbändc  der  Arbcit£reber 
ihre  Mitglieder  nicht  mehr  hindern  können,  vor  dem  Einigungsamt 
zu  verhandelt!  und  mit  iliren  Arbeitern  sicli  zu  \  er^deicheii.  ' )  Man 
hätte  CS  ferner  dann  durchg^esetzt,  dafs  zukünftig  Arbeiter  wie  Arbeit- 
geber nicht  mehr  veranlalst  werden  können,  an  Koalitionen  nicht 
teilzunehmen.  Dann  würden  auch  „die  eine  gesunde  Kntwickiung 
der  Arbeiterfachvercinc  schädigenden  und  dca  Klassenhafs  in  höchst 
staatsgelährUcher  Weise  schürenden  Verabredungen  vieler  Arbeit- 
geber» Mitglieder  der  Gewerkvereine  nicht  aufzunehmen"  *)  unmöglich 
gemacht  worden  sein.  Wenn  durchweg  Organisationen  der  Arbeit^ 
geber  und  Arbeiter  ins  Leben  gerufen  sein  werden,  so  wurden  end- 
lich die  vereinbarten  Tarifverträge  von  da  ab  sämtliche 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  dnes  Gewerbebetriebes  binden.*} 

Wir  kommen  nunmehr  zum  §  153,  dem  Strafparagraphen. 
Hier  hat  Lowenfeld  nachgewiesen,  da(s  das»  was  dieser  Paragraph 


eioen  AussUnd  der  SlaftUciseDbtthiiarbeiter  enthoben.   Was  loU  man  aber  mit  den 

Arbeitern  der  Privatbahnen  anfangen'  Auf  welche  Weise  bewahrt  man  die  Be» 
vülkcrung,  dat's  nirlu  e!n*;t  ein  Aus$taod  der  Kohlcaarbcitcr  und  (jasarbctterf 
Kohlen-  unt!  l  ichtiint  li<rvorrufl? 

h  ür  derartige  regelmäfsig  grolsen  Streitigkeiteo  wünscht  S  c  Ii  m  o  1 1  c  r  S.  1 1 
einen  Ausban  der  GesetiiEebaog  in  dem  Sinne,  dals  „passende  Oberböfe  enutelien, 
und  dafs  auf  das  Anrafen  einer  legitimierten  Seite  auch  die  andere  erscheinen 
mafs."  El  dfirfle  hier  nicht  der  augenblicklich  bestehende  Besprechungsiwang  vor 
dem  Fi  li.  ^amt  genügen.  Vcrhandlungszwang  ist  notumili^.  Siehe  M. 
V.  Schuld,  Kommentar  zum  Gcwcrbcgerichtsgcsel/  S.  i66  und  Vossischr  Z-itung 
vom  17.  März  1903  fl.fitartikeri.  Vrrsnrlic  lif-n»  I  iiii^'unf^s.iiiit  das  Recht  zu  ver- 
leiben, bindende  Lrtcüc  auszusprcclica  ücheiicrtcn  in  London  (Soziale  Praxis 
vom  29.  Dezember  1898,  Sp.  350  u.  351)  uod  in  den  Niederlanden  (Sosiale 
Praxis  vom  4.  September  1901,  Sp.  1267).  Ueber  den  Wert  solcher  Zwangs« 
Schiedsgerichte  in  Neuseeland  s.  Sosiale  Praxis  vom  95.  September  1903,  Sp.  1373 
a.  1374.  Dazu  Soziale  Praxis  vom  16.  Juli  1905,  Sp.  lllB.  Endlich  Aber  die 
Vollstreckbarkcit  der  Schiedssprüche  der  Finif^itn^.'-^ümtf r  J  as l r  o  w  a.  a.  O.  S.  326  ff. 
Mit  Recht  hebt  i'ibrijjens  Schm  oller  a.  a.  <_>.  S.  6  hervor,  dafs  für  die  Einigunps- 
ämter  stets  das  Wichtigste  sein  mufs,  , .nicht  dafs  ein  Schiedsspruch,  und 
sei  er  der  weiseste,  den  Parteien  oktroyiert  wird,  sondern  dafs 
dieselben  sich  verständigen.  Brentano  a.  a.  O.  Bd.  t  S.  304  u.  307,  Bd.  tl 
S.  281  a.  E. 

*)  Siehe  Soziale  Praxis  vom  2t,  Mai  1902,  Sp.  901  und  vom  la  Juli  1903. 

Sp.  I0S5,  und  Jastrow  a.a.O.  S.  531. 

*)  H  p  I  k  n  I  r  ,  S.  249. 

')  Siehe  Soziale  Praxis  IX  Sp.  8S1  ff.  und  Koseoberg  aua.  O.  S.  13. 
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—  unter  ausdrücklichem  Vorbehalt  der  V' erfolgung  nach  ge- 
meinem Strafrecht  -  -  „ah  körperlichen  Zwang,  Drohung,  Verrufs- 

erklärunj^' \)  ho/cichnct  und  unter  seine  besondere  Strafe  stellt  .  .  . 
vom  Standpunkte  des  i^^meinen  Strafrechts  aus  straflos,  füi  alle 
Bevölkern  n^^sk  lassen  straflos  ist,  auch  flir  die  Arbeiter, 
wenn  es  sich  nicht  um  Koalitionen  handelt,  für  alle  anderen  als 
die  im  §  153  gemeinten  Revölkerungsklasscn  aucli  dann  straflos, 
wenn  es  sich  um  Beförderung  ihrer  Koalitionen  durch  solche 
Mittel  handelt." 

Was  andere  Slaatsbürj^^cr  ungestraft  thun  dürfen,  muls  auch  den 
gewerblichen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  bezüglich  ihrer  Koalitionen 
erlaubt  werden.  Alle,  welche  —  an  Strikes  bezw.  Aussperrungen 
beteiligt  —  sich  strafbar  machen,  trefle  das  allgemeine  Strafgesetz. 
Keine  Ausnahmegesetze,  welche  diejenige  Klasse,  gegen  welche 
sie  gerichtet  sind,  zur  Bitterkeit  aufreizen.  Aus  diesen  Gründen 
können  wir  den  Vorschlägen  yan  der  Borghts,  ^)  welche  auf  Beibe- 
haltung des  %  153  und  seine  Ergänzung  hinzielen,  nicht  folgen. 
Nicht  Ausbau  des  Strafparagraphen,  Beseitigung  desselben  ist  an- 
zustreben.*) Nur  aus  dem  Boden  der  Koalitionsfreiheit  wird  die  Gleich- 

')  Uebcr  V  r  r r ti  f s c r  k  1  ä r  un g  s.  l.opwenfeld  in  diesem  Arcliiv  Bd.  XIV', 
S.  509  ff.  Dazu  be/.üglicl»  der  Anwendung  des  §  826  B.G.H  1  nts(  h.  des  Kcicbs- 
gcrichts  in  Civilsachen  lid.  51  (Neue  Folge  Bd.  I)  S.  369  und  dc-ul5chc  JurLsleo» 
zeitang  vom  i.  MSix  1903  S.  114  ff.  Vgl.  noch  Soziale  Pnzis  vom  10.  Juli  190a, 
Sp.  1076;  endlicti  Hilsc  im  Archiv  für  StnTrecht  Bd.  37  S.  a77  ff. 

Vfhar  schwarse  Listen  s.  M.  v.Scbuls,  G.G.G. S. 40, 264,^7 ;„Geverbe- 
f>«>richt"  VIII,  Sp.  17;  Reichstag  vom  29.  Januar  1896  S.  625  (B). 

Uebcr  Kontrollbücher  und  sogen,  schwarze  Listen  der  Berliner  Tischlermeister 
vor  dem  Finipunfjsamt  s.  Soziale  Praxis  vom  7.  Februar  1901,  Sp.  472  ff.  Die  Ver- 
rutsi  rkl.irnii^'  durch  sehwarre  Listen  fallt,  wie  ich  jetzt  im  Gegensatz  7:11  meinem 
Kommentar  luni  (jcwcrb>{;(richtsi;cscL2  S.  267  berichtigend  bemerken  muls,  nicht 
unter  die  SCralbotimmung  des  §  153  Retch9gewerl>«Qcdoung.  U«ber  die  Sehadens» 
enalsklagc  chies  Arbeiter»  wegen  VemiiserklSninc  durch  die  scbwarse  Liste  des 
Berliner  Metallindiistriellenverbandes  *.  Vorwärts  vom  7.  Juni  t^3  (2.  Beilage), 

*j  S.  5a  ff.  Soweit  nicht  Strafgesetze  verlctxt  sind,  werden  auch  hier  Ordnungs- 
strafen gegen  die  Koalition  und  ihre  Mitglieder  ausreichen  —  unbeschadet  civil- 
rechtlicher  Ansprüche  der  Verletzten. 

Bei  einer  Orpanisation  aller  werden  ,,/wanp,  IVoh-infr  und  Verrufserklänuig'* 
atimählich  abnehmen,  um  schlieisiich  ganz  zu  verschwinden. 

*)  Jüngst  ist  von  33  ArbeitndinierbeiBitiem  des  Berliner  Gewerbegerichts  be- 
antragt worden,  dafs  das  Gcwcrbqfcricht  bei  den  gesetzgebenden  Körpenehaftcn  des 
Reichs  auf  AUindemng  der  Koalitionsbesümmungen  vorstellig  werden  solle.  Es  wird 


^32  ^'  Schulz,  Zur  Koaliüunsfreiheii. 

berechtigung  des  Arbeiterstandes  emporwachsen.  Nur  die  Gleich- 
berechtigung  der  Arbeiter  wird  die  bestehenden  Gegensätze 
zwischen  ihnen  und  den  Arbeitgebern,  wenn  nicht  überbrücken,  so 
doch  wesentlich  mildem. 


vor  allem  Bcsrit^ping  der  KoalitionsbeMbrankaogen  („Attflieb«aig  der  §§  IS'  *S3 

G.O.")  gewünscht.  Schalhorn  in  der  Sozialen  Praxis  vom  l6.  Jnli  1903  Sp.  1105  ff. 
und  Keichsarbeitsblatt  Nr.  4  S.  30Q.  Die  Verhanfllunpen  lUs  Ausicliusscs  des  Ge- 
wrrbrtjcrichts  und  das  Ergebnis  derselben  werden  im  Keichsiulx  itslilatt  veröfff-ntücht 
uhJ  in  der  Sozialen  Praxis,  dem  Publikationsorgan  des  Berliner  (it  wcrhf i'crichls, 
besprochen  werden.  Schalburn  hält  Ubrigeos  die  gewünschte  bcsL-iiigun;;  de» 
§153  für  augenblicklich  nicht  recht  zweckmUsig :  Um  die  nicht  geringe  Ansabl 
der  Gegner  jeden  Ausbaues  der  Koalitionsfreiheit  nicht  wa  sehr  aufnstacheln,  vird 
CS  lieh  empfehlen,  hier  nur  schiiltweiae  voizugefaen.  Siehe  dazu  Brentano  in  den 
Schriften  des  Vereint  für  Sozialpolitik,  Leipzig,  Dunker  &  Humhiot  1890  S.  129; 
ferner  ebendort  1897  (LXXV!)  I.oenin<^  S.  269,  Jastrow  S.  3S0,  Q  u  i  d  t1  <• 
S.  403,  endlich  T.otmar  in  tiicsim  Archiv  Bd.  XV,  S.  II7.  Vgl.  noch  S  c  h  a  1  h  u  rn 
in  der  Sozialen  Praxis  vom  lö.  Juli  1903  Sp.  1107(7.  und  Uber  die  englischen  Ver- 
hältnisse V.  Scbulzc'Gaevernitz  a.  a.  O.  S.  245  und  Brentano,  Die  Arbeilcr- 
gfldcn,  Bd.  II  S.  306. 

Der  Kongreis  christlicher  Arbeitervereme  hat  neulich  beschlossen,  dem  §  153 
sei  ein  Zusatz  zu  geben.  Es  solle  die  Verhinderung  an  dem  legitimen 
Gebrauch  der  Koalitionsfreiheit  unter  Strafe  gestellt  werden  (Soziale 
Praxis  XIII  Sp.  107  u.  108). 

')  Anm.  I  S.  477  u.  Soziale  Praxis  XHI  Sp.  30  u.  108. 

Diejenigen,  welche  von  einer  Cileichbercchliguiig  «1er  .Arbeiter  und  von  ihren 
Berufsvereinen  nichts  wissen  wollen,  behaupten  unter  anderem,  dafs  der  Niedergang 
der  englischen  Industrie  besonders  durch  die  Sebttid  der  Trade  Unions  bcrvorge- 
rufen  sei.  Es  erscheint  dies  arg  ttbcrtrieben  (Lltteratur  s.  Sociaie  Präzis  XIIl 
Sp.  180  Anm.  4).  Vgl.  auch  Th.  Rothstein  In  der  Neuen  Zeit,  Jahig.  M  Bd.I. 
lieft  Nr.  a  u.  fr. 
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Landarbeiterfrage  und  Landflucht  in  England. 

Von 

Dr.  HERMANN  LEW, 
io  Berlin. 

Die  Landarbdterfrage  beschäftigt  hatte  die  öffentlidie  Dis< 
kussion  in  England  in  immer  steigendem  MaCse.   Die  amtlidien 

Berichte  und  zalil reichen  wissenschaftlichen  Veröffentlichungen  über 
die  Lage  der  Landarbeiter  sind  jedoch  kaum  in  erster  Linie  der 
Absicht  entsprungen,  entscheidende  Mafsr^eln  zur  Verbesserung 
der  sozialen  Lage  der  Landarbeiter  herbeizuführen.  Wie  wir  sehen 
werden,  ist  die  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  auf  dem 
Lande  in  l'.ngland  eine  rclati\'  erfreuliche,  und  in  der  Regel  sind 
es  die  nicht  erfreulichen  Zustände,  welclie  die  Sozialpolitikcr  oder 
die  Regierung  zum  Gegenstande  eingehender  Untersuchungen  machen. 
So  stehen  bei  der  Diskussion  über  die  1  ,andarhciterfrage  nicht  so 
sehr  die  jene  Frage  selbst  berührenden  Probleme  im  Vordergrund, 
als  vielmehr  I'roblcme,  welche  ein  viel  allgemeineres  Interesse  er- 
heischen, als  man  es  für  jenen  so  im  Abnehmen  begriffenen  Bruch- 
teil der  englischen  Bevölkerung  erwarten  könnte.  Vor  allem  ist  es 
ein  Bevölkerungsproblem,  das  man  durch  ein  genaues  Ein* 
dringen  in  die  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  zu  klären  sucht;  und 
zwar  ein  Bevölkerui^[»roblemr  das  heute  fest  alle  civilisierten 
Staaten  aufs  lebhafteste  beschäftigt,  nämlich  das  Problem  der  Ab* 
Wanderung  vom  Lande  in  die  Städte.  Der  Landarbeiter  spielt  bei 
dieser  Abwanderung  die  Hauptrolle.  Um  die  Gründe  zu  verstehen, 
die  ihn  zur  Landflucht  veranlassen,  ist  es  nötig  seine  I  age  und  sein 
Leben  auf  dem  Lande  zu  kennen.  Freilich  ist  die  Betrachtung 
der  Landarbeiterfragc  durchaus  nicht  allein  genügend,  um  die  Ur- 
sachen der  Abwanderung  zu  verstehei).  Die  Lage  der  I^andwirt 
Schaft,  die  Lage  der  städtischen  und  industriellen  Gewerbe  und 
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andere  Momente  sind  nicht  minder  bedeutsam  für  die  Ahiiahir.e 
der  Landbe\i  »IkerunL]^.  Aber  die  enj^'lischc  Landarbcitcrfra>;c  weist 
so  viele  BezicJiun^a  Ti  zu  der  Fra^e  der  Landflucht  auf,  dals  wir  sie 
zum  Ausgangspunkt  lur  die  Erörterung  jenes  Problems  nehmen 
können.  Dabei  glauben  wir  ruhig  behaupten  zu  können,  dals  wir 
von  unserer  Betrachtung  manches  lernen  können,  was  auch  fiir  die 
Beurteilung  der  deutschen  Verhältnisse  von  Interesse  bt. 


Die  neueste  Veröffentlichung  über  die  ländlichen  Ait)eiterver- 
hältnisse  in  England  ist  ein  Vortrag  von  A*  Wilson  Fox,  der  nun* 
mehr  zum  Druck  gelangt  ist^)  Fox  ist  ein  führendes  Mitglied 
des  Labotir  Department  des  englischen  Board  of  Trade  und  er  hat 
sich  bereits  in  seinem  amtlichen  Berichte  über  die  ländlichen  Ar- 
beitslöhne vom  Jahre  1900  als  eine  Autorität  auf  diesem  Gebiete 
erwiesen.  Auch  seine  jüngste  Veröffentlichung  beweist  von  neuem, 
wie  ji^dänzcnd  er  das  f^rofse  Gebiet  nationalökonomisch  und  statis* 
tiscli  beherrscht.  Ik'vor  wir  jedocfi  die  wichtiLjcn  Darlet^uni^^en  des 
englischen  Heaniten  hier  wieder|]^eben,  wollen  wir  für  einige  Augen- 
blicke einen  Rückblick  in  die  ( ieschichte  des  englischen  Land- 
arbeiters thun.  Wir  werden  ilann  erkennen,  dafs  viele  aus  der 
Gegenwart  der  ländlichen  Arbeiter\ erhältnisse  schwer  zu  er- 
klärcrulen  Thatsaclien  in  der  Vergangenheit  der  englischen 
Agrargeschichte  ihre  Analyse  finden. 

Wir  wollen  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  der  Geschichte  zurück- 
gehen, in  welcher  die  grolse  Masse  jener  landlichen  Arbeiter  ent- 
steht, die  uns  heute  als  die  Regel  in  England  beg^;nen.  Wir 
wollen  zurückgehen  auf  jene  Epoche,  in  welcher  sich  der  gro&e 
Umschwung  in  der  sozialen  Stellung  der  Landarbeiter  vollzieht,  in 
welcher  er  von  einem  Land  besitzenden  Arbdter  zu  einem  aus- 
schlielslichen  Lohnarbeiter  wird.  Es  föhrt  uns  dann  unsere  Be^ 
trachtung  in  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts. 

Die  I^ge  des  englischen  Landarbeiters  in  der  ersten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  bis  etwa  zum  Jahre  176$  war  eine  äufserst 
glückliche.  Die  Agrarschriftsteller  jener  Zelt  preisen  die  Lac;;^c  des 
Landarbeiters,  und  spätere  Autoren  verweisen  oft  auf  jene  ,,goldene 


'  \  .  !  :  i  Journal  of  thc  Royal  Staüslical  Society.  London  1903.  Bd.  66, 
Teil  II.  27J  Ii.  A.  Wilson  Fox,  „Aj^cultural  Wages  in  Eagland  ia  Wale« 
duhog  tbe  last  lifly  years.** 
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Zeit"  der  ländlichen  Arbeiterklasse.  *)  In  einem  späteren  amtlichen 
Berichte  lesen  wir:*) 

„Vor  1775  war  der  Landarbeiter  in  äufserst  glücklicher  Lage. 
Seine  Löhne  gaben  ihm  die  McigUchkeit  über  die  zur  Befriedigung 
Seiner  Lebensbedürfni^e  nöti^^fcn  Güter  in  zufriedenstellender  Weise 
zu  verfügen.  Seine  Gnmtlrcnte  war  niedriger,  seine  Kleidung,  seine 
Schuld*,  sein  f^anzcs  Lehen  hillic^er  als  früher.  Audi  liatte  er  das 
Recht,  sich  \ du  dem  denieinde-  und  Oedlande  Holz  zu  holen,  und 
dazu  die  Möglichkeit  Grund  und  Boden  zu  ererben,  ja  mit  der  Zeit 
ein  kleines  Pacht s^^ut  zu  übernehmen." 

Diese  Möglichkeil  ist  der  Hauptvorteil  in  der  Lage  des  Land- 
arbeiters jener  Zeit.  Entweder  pachtet  er  direkt  einige  Parzellen, 
vielleicht  2 — 4  Acres  d.i.  0,9 — 1,8  hai  \on  dem  Grundbesitzer 
oder  Pächter  oder  er  ist  selbst  der  Kigentumcr  des  \on  ihm  be- 
wirtschafteten Bodens.  In  beiden  Fällen  hat  er  in  der  Regel  ein 
Nutzungsrecht  auf  der  Gemeindeweide  zur  Fütterung  seiner  Kuh, 
seiner  Schweine  und  seines  Geflügels.  Auf  seinem  Adcerland  baut 
er  zuweilen  ein  Teil  sdnes  benötigten  Bro^etrddes»  in  dem  Ge- 
müsegarten meist  Kohl  oder  Kartoffeln.*)  Andererseits  ist  er  Ar- 
beiter auf  den  angrenzenden  Pachthöfen  und  Bauerngütern.  Seine 
Löhne  aber  setzen  ihn  instand,  sich  all  das  reichlich  anzuschaffen, 
was  er  nicht  selbst  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  produziert. 

Dieser  glückliche  Zustand  des  englisdien  Landarbeiters  erfahrt 
in  der  Mitte  der  60  er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  eine  einschnei- 
dende Acnderung. 

Schlechte  Getreideernten  fuhren  bei  einer  schnell  wachsenden 
Bevölkerung  vom  Jahre  1765  zu  einem  bis  dahin  und  vor  allem 
im  V^erglcich  zu  den  ersten  60  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  unge- 
wohnten Steigen  der  Getreidepreise.  Der  Getreidebau  i^fewinnt  mehr 
und  mehr  an  Rentabilität.  Als  mit  dem  Jahre  1792  die  franzö- 
sischen Krie^^e  beginnen,  sieht  sich  England  bei  jedem  schlechten 
J'!rnteausrall  einer  Hungersnot  gegenüber,  da  die  Krie;^s\virren  ieden 
regelrechten  Gctreidehandel  mit  dem  Kontinent  verhindern.  Dieser 

Vgl.  IS.  a.  George  Gl o wer,  Obserratioos  ob  tbe  preicnt  State  of  Pau» 
perism  in  England.   London  1817.  The  Pamphleteer  Vol.  X,  S.  388/89  u.  S.  392. 

')  Report  on  the  Womcn  and  Children  Employment  Conunission  1S68.  §251. 
')  Vgl.  W.  Hacbach,  Die  cnglischoii  Landarbeiter.    Leipzig  1894,  S.  47 

und  91  ff. 

Vgl.  icrncr  R.  II.  Prolbero,  The  Piooccrs  aad  Progrcs«  of  caglisb  Farming. 
Lundon  1888,  po^üini. 
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Zustand  errri'^ht  seinen  Höhepunkt  mit  fiem  Eintritt  der  Napoleo- 
ni<;chen  Kontinentalsperre,  die.  gleich  einem  Prohibitivzoll,  die  be- 
nötigte Getreidezufuhr  den  Kngländern  abschneidet.  Man  sieht  sich 
gezwungen,  die  fehlende  kontinentale  Zufuhr  durch  den  heimischen 
(  Tctrcidebau  zu  ergänzen.  So  erreicht  der  Getreidepreis,  bei  aufserst 
ungünstigen  traten,  in  der  Zeit  von  1806 — 1813  den  doppelten,  oft 
dreifachen  Stand  des  Preises  der  ersten  drei  Viertel  des  iS.  Jahr- 
hunderts. ^} 

In  dieser  Zeit  nun  versucht  nnan  alles  zur  Verfügung  stehende 
Land,  oft  Sümpfe,  Moraste  und  Heiden,  dem  Adcerbau  dienstbar 
zu  machen.  Der  Getreidebau  und  der  Getretdeverkauf  im  groCsen 
wird  das  Hauptziel  aller  Landwirte.  Das  grofee  Ackerbaugut  ist 
das  Ideal  des  Landlor^  und  des  Pächters.  Die  kleinen  Guter,  tUe 
nur  für  den  eigenen  Bedarf  Getreide  produzieren,  werden,  wie 
Prothero  es  ausgedrückt  hat,  zum  Anachronismus.-) 

Die  Sucht  aber,  möglichst  viel  Land  dem  Getreidebau  im 
grofsen  zu  widmen,  führt  zu  zwei  für  die  Lage  des  Land- 
arbeiters sehr  verhängnisvollen  Thatsachen:  erstens  zur  Expropria- 
tinn  des  Land.irlifiters  \on  der  bisher  f^eyiachtcten  Scholle.  Der 
Grundbesitzer  nimmt  seine  Far/.ellcn  von  ihm.  reifst  die  Hütte  des 
Arbeiters  nieder  und  schlägt  das  so  frei  werdende  Land  zu  dem 
Pachtgut  des  Grofspächters.  Dieser  zahlt  ihm  mit  jeder  neuen 
Getreidepreissteigerung  höhere  Renten;  der  Kötter,  der  fast  aus- 
schhelslich  für  den  eigenen  Bedarf  produzierte  und  von  den 
hohen  Getreidepreisen  als  Brotkonsument  sogar  geschädigt  wurde, 
war  aufserstandc ,  irgend  eine  Rentensteigerung  zu  ertragen.  Er 
wird  zum  landbe«tz!osen  Tagelöhner. 

Zweitens  fuhrt  die  steigende  Rentabilität  des  Getreidebaues  im 
grofsen  zur  Expropriation  des  lande^enden  Arbdters.  Mit  den 
steigenden  Getreidepreisen  b^nnt  die  Zeit  der  rapide  zunehmenden 
Einhegung  und  Aufkeilung  von  Gemeindeland.^)  Die  spärlichen 
Reste,  welche  der  Landarbeiter  erhidt,  wenn  er  überiiaupt  seine 
Nutzungsrechte  an  der  Gemeinweide  nachweisen  konnte,  ermög> 
lichten  ihm  nicht  mehr,  sein  Vieh  in  zureichender  Weise  zu  er« 


'J  Vgl.  Hermann  Levy,  Die  Not  der  cngUtchen  Landwirte  zur  Zeit  der 
hoben  GetreidezöUc.   Stuttgart  I90f,  S.  3— la 

*)  Vgl.  Prothero  a.  a.  O.  S.  65. 

»)  Vgl.  Hasbacli   .   i  U.  S.  106  u.  I07. 

♦j  Vgl.  Lcvy  a.  a.  O.  S.  2  u.  8. 
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nähren.    Er  verkaufte  iiad  wurde  ebenfalls  zum  Tagelöhner  ohne 

Land. 

So  entsteht  das  besitzlose  ländliche  Arbeiterproletariat  ia 
England. 

Die  A<;rarschriftstcllcr  jener  Zeit  erblickten  zunächst  in  jener 
Wandlung  der  Lage  des  Landarbeiters  einen  Vorteil.  Sie  vertraten 
den  Standpunkt  des  grofsen  Getreide  bauenden  Pächters,  dessen  tecli- 
nischeUeberlegenheit  über  den  kleinen  Landwirt  sie  nicht  genug  loben 
konnten.  Der  Landarbeiter,  so  meinten  sie,  werde  von  dem  Wechsel 
der  Dinge  keinen  Schaden  haben.  Denn  die  Blüte  und  der  Auf- 
schwung des  Getreidebaues  im  grofsen  werde  eine  so  starke  Nach* 
frage  nach  Arbeitskräften  erzeugen,  da(s  der  Landarbeiter  weit 
höhere  Lohne  als  ehedem  beziehen  und  demgemäls  för  den  Verlust 
seines  Landes  Ersatz  finden  werde.  Im  iibr^en  sprachen  sie  auch 
stets  die  Hoffnung  aus,  dafs  auch  nach  den  Einhegungen  und  der 
Bildung  gro&er  Pachtgüter  der  Landarbeiter  einige  Acres  Land  zu 
pachten  imstande  sein  werde,  dafs  es  ja  im  Interesse  der  Grund- 
besitzer  und  Pächter  li^e,  das  Wohlbefinden  ihrer  Arbeiter  zu 
fordern.  So  argumentierten  Arthur  Young,  Sinclair  und  viele 
andere. 

Wie  fahch  ihre  Argumente  waren,  zeigt  uns  zunächst  die  eine 
Thatsachc,  dafs  erst  in  den  letzten  30  Jahren,  zur  Zeit  sinkender 
Getreidepreise  das  Allotmentsystem  d.  h.  das  .System  der  von  Land- 
arbeitern bewirtschafteten  Parzellenbetriebe  eine  nennenswerte  Aus- 
dehnung gefunden  hat. 

Die  unmittelbare  Folge  der  von  uns  geschilderten  Vorgänge 
im  18.  Jahrhundert  war  nicht  eine  Besserung,  sondern  die  denkbar 
traurigste  VersclUechterung  der  Lage  der  Landarbeiter.  Freilich  er- 
zeugte die  Bildung  grofser  Pachtgiiter  eine  gröfsere  Nachfrage  nach 
Tagelöhnern.  Aber  daa  Arbeitsangebot  der  expropriierten  l^nd- 
aifoeiter  und  der  zu  Lohnempfängern  gewordenen  Kleinpächter  war 
noch  gröfser.  Es  beginnt  eine  Zeit,  in  der  wir  nichts  von  der  in  der 
Geschichte  der  Landwirtschaft  niemals  enden  wollenden  Klage  der 
Landwirte  über  Arbeitermangel  hören.  Die  ländlichen  Arbeitsmarkte 
sind  überfüllt,  der  Landwirt  bekommt  Arbeiter,  so  viel  er  will. 


*)  Vf^'  Arthur  Young,  The  Farmers  Letters  to  the  l'coplc  of  England. 
London  1771,  Vol.  I,  S.  108 — iio.  Vgl.  First  Report  from  the  celeet  Committee 
»ppoiAted  to  Uke  into  eoDsidention  the  caltivatioo  and  improvcment  of  the  «aste, 
nnittdosed  and  unprodttctive  Lands  of  the  Kingdom.   London  1796»  S.  12. 
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Die  natürlichen  Fol;^cn  dieses  erdrückenden  Arbeitsan^a^hots 
ist  das  Sinken  der  Löhne.  Absolut  zwar  7.ei<:fen  die  Geldlöhne 
eine  Stei<:^critn£^.  Aber  verjrljchen  mit  cicm  I'reis  der  Lebensmittel 
sind  sie  gefallen.  So  steigen  z.  B.  die  \Vei/.cni>reise  in  der  Zeit 
von  1760— 1 813  um  130  Proz.,  die  ländliclKii  Löhne  nur  um 
öol'roz. ')  Auch  tritt  das  Mifsverhäliuis  zwischen  lirotpreis  und 
Arbeitslohn  in  jener  Zeit  deutlich  zu  Tage.  Man  versucht  alles 
Mögliche,  um  die  ParaUelbewcgung  zwischen  Arbdtseinkomraen 
und  Brotpreis  künstlich  herzustellen.  Es  entsteht  das  sog.  Lohn- 
zuschufssystem.  Die  Gemeinden  stellen  Lohnskalen  auf,  wdche 
das  Lohnminimum  angeben,  wie  es  dem  jeweiligen  Brotpreis  zu 
entsprechen  habe.  Verdient  der  Arbeiter  nicht  den  so  fixierten 
Ideallohn,  so  schiefst  die  Gemeinde  aus  der  Armenkasse  das  zur 
Fristung  seiner  Existenz  Nötige  zu.  Wie  grofs  diese  Zuschüsse  ge> 
wcsen  sind  und  wie  wenig  ako  die  Löhne  mit  den  Brolprcisen 
Schritt  hielten,  zeigt  uns  das  enorme  Anwachsen  der  Armensteuer 
in  jener  Zeit.  -)  Uebcmll  hören  wir  Klagen  über  das  ungenügende 
Steigen  der  Löhne  bei  exorbitanten  Brotpreisen.  Der  I^ndvvirt 
kürze  doch  seinem  Pferd  nicht  das  Quantum  Hafer,  wenn  dieser 
teurer  werde,  meint  Nathaniel  KetU;''^  warum  solle  der  Land- 
arbeiter weniger  Brot  essen,  wenn  dieses  im  Preise  steige?  Die 
Schriften  von  Davie«?^)  und  Sir  F.  Eden*)  enthüllen  uns  die 
traurige  Lage  der  Landarbeiter  zu  Knde  des  18.  Jahrhunderts. 

Auch  Arthur  Young  erkennt  im  Jahre  1771  an,  dals  der  Land- 
arbeiter sich  weit  weniger  für  seinen  Lohn  kaufen  könne  als  früher. 
„Vor  einigen  Jahren,"  meint  er,*)  „konnten  sie  Brot,  Käse,  Bier  etc 
weit  billiger  kaufen  als  jetzt,  während  ihr  Geldlohn  derselbe  war." 
Er  sieht  aber  hierin  keinen  Nachteil  Er  war  bekanntlich  der  An* 
sieht,  dafs  niedriger  Lohn  hohe  Arbeitsleistung  bedeute  und  so  sah 


*)  Vgl.  Levy  a.  a.  O.  S.  38. 

*)  Vgl.  chrnda  S.  ZJ  tt.  29. 

')  Vgl.  N.  Kenl,  General  View  of  ibe  Agricultarc  of  Norfolk.  Monrich  1796, 

S.  173. 

*)  Vgl.  Davies,  Tbc  Casc  ot  Labourcrs  m  liusbandry.  Lundun  1795, 
S.  24  u.  25. 

Vgl.  Sir  F.  Eden,  The  State  of  the  Poor.   3  Bde.  1797.   Bd.  I  pasnm 
a.  S.  404. 

•)  V|^  Arthur  Young  a.  a.  <>.  S.  204.  Die  Zeit  billiger  I.cbcnsmiltel  VOO 
1715—1765  war  eine  Periode  relativ  hoher  Löhne  gewesen.  Vgl.  J.  E.  Th.  Rogers» 
Work  and  Wages.   London  1885,  S.  lai. 
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er  in  der  Versrhlcchtcrung  der  Lage  des  Landarbeiters  eher  einen 
Vorteil  als  einen  Nachteil. 

Die  Moi^'liclikeit  al.)er ,  selbst  einij^e  Acres  Land  zu  bewirt- 
scliaiten,  wunlc  ininier  mehr  zu  einem  Postulat.  Mit  Sclinur/en 
sahen  die  kuliiien  Vorkämpfer  der  Einhegungen  ein,  wie  sehr  sie 
sieh  geirrt  halten.  So  schreibt  Arthur  Voung,  der  in  den  70  er 
Jahren  des  18.  Jahrhunderts  die  PJnheL^aiti^^en  als  einen  Segen  für 
die  I-andarbeiter  erklärt  hatte,  bereits  im  Jaiire  1801 :') 

„Man  möge  ja  nicht  denken,  dafs  ich  damit  irgend  etwas  All- 
gemeines gegen  die  Einhegungen  sagen  will  Das  einzige,  was  ich 
s^en  wollte,  ist,  dafs  diejenigen  Arbeiter,  die  in  diesen  Ge- 
meinden Kühe  hielten,  sie  nach  den  Einhegungen  nicht 
länger  halten  konnten:  dafs  anstatt  den  Armen  Eigentum 
zu  geben,  oder  es  zu  erhalten  oder  ihnen  dazu  zu 
verhelfen,  gerade  das  Gegenteil  stattgefunden  hat 
Da  dieses  Uebel  aber  nicht  notwendigerweise  mit  den  Einhegungen 
verbunden  war,  so  ist  es  ein  Uebel  gewesen,  das  man  leicht  hatte 
verhindern  können  und  das  in  Zukunft  sehr  sorgsam  verhindert 
werden  sollte." 

Aber  diese  Worte  waren  in  den  Wind  gesprochen,  ebenso  wie 
die  guten  Ratschläge  des  Ackerbauministeriums,  wenn  es  alle  mög- 
lichen Anleitungen  zur  Errichtung  guter  Arbeiterhäuser  mit  Feld- 
gärten  u.  dergl.  anfertigen  liefs.  Die  Grundbesitzer  und  Pächter 
liefsen  oft  nur  zu  deutlich  durchblicken,  warum  sie  nichts  von  den 
AUotments  fd.  h.  Parzellen  für  Lanciarbeiter)  wissen  wollten,  wenn 
sie  darauf  verwiesen,  dais  diese  den  Arbeiter  von  der  Arbeit  auf 
dem  fremden  Gute  abhalten  würden.  Sie  waren  froh  eine  Ar- 
beiterklasse zu  besitzen,  die  auf  nichts  weiter  zu  rechnen  hatte,  als 
den  täglichen  Lohn.  So  war  es  dem  Pächter  möglich,  die  für  den 
Landarbeiter  ungünstigen  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  \oll  aus- 
zunutzen und  seine  durch  die  hohen  Getreidepreise  sclion  enorm 
gesteigerten  Ueberschüsse  noch  durch  billige  Arbeitslöhne  zu  er- 
hdhen« 

Kein  Wunder,  dafs  in  jener  Zeit  die  Landarbeiter  massenhaft 
der  erblühenden  Industrie  zuströmten.  Was  die  Lage  der  Land* 
arbeiter  gewesen  wäre,  wenn  ihnen  sich  diese  Zufluchtsstätte  nicht 
geboten  hätte,  lälst  sich  kaum  ausdenken,  indemjatrotzdieses 
Abflufskanals  der  ländliche  Arbeitsmarkt  immer  noch 


*)  AonaU  of  Acricnlture.  Bd.  36^  S.  515. 
ArckiT  für  toi.  GcKtigebin«  a.  SiMinik.  XVIU.  3S 
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Überfüllt  war.  Man  lese  nur  die  Beschreibung  bei  Matshall 
von  dem  Landarbeiter,  der  in  Ermanglung  von  Brot  sich  oft  mit 
rohen  Saubohnen  als  Tagesmahlzeit  begnügen  mulste.'}  Aehnliche 
Schreckensbilder  aber  lassen  sich  aus  den  Schriften  der  damaligen 
Zeit  beliebig  vermehren. 

Die  Abwanderungen  vom  f  ände  waren  sichtbar  genug,  um 
das  öffentliche  Interesse  bald  aufs  heftigste  zu  erregen.  Es  ent- 
stand eine  laute  Klage  über  die  „Entvölkerung"  des  platten  Landes, 
eine  Khg^e,  die  nicht  minder  lebhaft  als  heute  von  allen  Seiten  dis- 
kutiert wurde.  Die  Dichter,  wie  z.  B.  Goldsmith  in  seinem  5mu)s 
„Das  verlassene  Dorf' ,  und  die  Maler,  wie  Wheatley  und  andere, 
machten  die  „Landflucht"  ituni  Gegenstand  ihrer  künstlerischen 
Schöpfungen.  \'or  allem  aber  war  die  h'raj^e  der  Entvölkerung  des 
platten  Landes  das  I  lauj>tihcma  der  So/ialpolitikcr  jener  Zeit.  Es 
gab  Schriftsteller,  die  gani:  ahnlich  wie  die  heutigen  englischen 
Bodenreformer  „die  monopolisierenden"  Crrundbesitzer  angriffen  und 
den  Staat  aufforderten,  eine  bestimmte  Grölse  für  den  landwitt- 
schaftlichen  Betrieb  festzusetzen,  um  so  die  6konomische  Entwick- 
lung zum  Grolsbetriebe  in  der  Landwirtschaft  und  damit  die  Gre- 
fahr  der  Abwanderung  zu  hennmen. 

Vor  sdlem  war  es  Dr.  Frice,  der  unter  vielen  Anderen  dem 
Großbetrieb  und  den  Einhegungen  den  Vorwurf  machte,  da&  sie 
das  Land  entvölkerten.  Er  schreibt  bereits  im  Jahre  1773.^  da(s 
„die  Bewohner  der  niedergerissenen  Hütten  vom  Land  nach  London 
und  andern  Städten  ziehen,  um  dort  verdorben  zu  werden  oder 
unterzugehen". 

Auch  Arthur  Young,  der  Hauptverteidiger  des  landwirtschaft- 
lichen Grofsbetriebs,  sah  mit  Schrecken,  wie  die  Bevölkerung  vom 
Lande  in  die  Städte  strömte.  Ebenso  wie  heute  der  Landwirt  über 
das  „unglückselige"  Fahrrad  klagt ,  das  den  jungen  Burschen  in 
wenigen  Stunden  der  Fabrikstadt  zuführt,  meint  Young  im  Jahre 
1772:») 

„Die  jungen  Männer  und  Mädchen  in  den  Landdorfern  richten 
ihre  Augen  auf  London,  als  letztes  Ziel  ihrer  Hoffnungen.  Sie  treten 

Vgl.  Mars  ball,  Tbc  Rural  Economy  of  tbe  Midlaod  Countics.    Vol.  IL 
t«itdon  1790.  S.  »17  u.  aift. 

*)  Vgl.  R.  Price,  Obicrvations  on  r«v«nioii»ry  paymenla.  3  cd.  London 

1773.  S.  36. 

')  Vgl.  Arthur  Voutig  ».  a.  0.  S.  353^354« 
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in  Dienst  auf  dem  Lande  zu  fast  keinem  anderen  Zwecke,  als  Geld 
zu  verdienen,  um  nach  London  zu  gehen.  Dns  war  nicht  so  leicht, 
als  die  Landkutsclie  noch  4  bis  5  Tage  brauchte,  um  hundert  Meilen 
zu  fahren.  Damals  waicii  die  Kosten  der  Fahrt  hoch.  Aber  jetzt! 
Ein  junger  Bursche,  hundert  Meilen  von  I,ondon  entfernt,  springt 
morgens  auf  den  Kutschkasten  und  ist  für  8  bis  9  Schillinge  am 
Abend  in  der  Stadt.  Das  ist  ein  greiser  Unterschied.  Durch  den 
verbiUigten  Verkehr  ist  die  Zahl  derer,  die  LoimIoii  gesehen  haben, 
um  das  Zehnfeche  gestiegen,  und  natürlich  Idingen  so  die  Ge- 
schichten von  sehnmal  mehr  Prahlhänsen  in  den  Ohren  des  Land* 
Volks,  um  sie  zu  verfuhren,  ihre  sauberen,  gesunden  Felder  zu 
Gunsten  eines  schmutzigen,  stinkenden  und  lärmenden  Ortes  zu 
verlassen." 

Und  wundeiisar  ^nd  die  Vorschläge,  die  nun  der  Verfosser 
macht,  um  den  Zug  nach  der  Stadt  aufzuhalten.  Es  sei  thöricht, 
meint  er,^)  schlechte  Stralsen  herisdzuwünschen,  um  die  Ab- 
wandemden ans  Land  zu  fesseln.  Auch  könne  man  keinem  ver- 
bieten, in  London  zu  leben,  ohne  mit  einem  solchen  Verbote  „die 
Natur  der  Freiheit"  zu  verletzen,  „.^ber,"  fahrt  er  fort,  „wenn  man 
sie  für  ihr  Leben  in  London  tüchtig  bnz  dilen  lälst,  so  entspräche 
das  ganz  meinen  Ideen.  Anstatt  alles  Mögliche  auszudenken,  um 
London  mit  bUl^en  Nahrungsmitteln  zu  versoi^en,  soll  man  sie  ver- 
teuern." Ein  merkwürdiges  Rezept!  Aber  es  ist  im  Grunde  ge- 
nommen nichts  anderes,  als  wenn  man  heute  in  einzelnen  Ländern 
durcli  hohe  Getreidezölle  das  Fortschreiten  des  überwiegenden  In- 
dustriestaats 7u  hindern  sucht. 

Wir  wollen  hier  nicht  alle  Schriftsteller  erwähnen,  die  in  Flug- 
blättern und  Büchern  die  ländhche  Entvölkenme^  jener  Zeit  dar- 
gestellt haben.  Nur  noch  Chalmers  sei  genannt.  Fr  spricht  in 
seinem  bekannten  Werke  in  der  im  Jahre  i8ü2  erscliicnenen  Auf- 
lage von  dem  ..forcing  rottagers  into  towns"  und  meint:*) 

„Wir  ,verdanken'  dem  unvorteilhaften  Wechsel  unserer  modernen 
Landwirtschaft  sehr  viel.  Durch  das  Zusammenschlagen  von  Pacht- 
gütern  in  dem  enormen  Mafse,  wie  es  geschieht,  durch  die  Ver* 
treibung  der  Kötter  aus  ihren  Besitzungen,  durch  das 
Verlangen,  viel  Nutzen  mit  wenig  Arbeitskosten  zu  machen,  hat 


^)  Yottng  a.  a.  O.  S.  355—356. 

*')  Chalmers,  An  Estimate  on  tbe  compaimtive  SlreoKÜi  of  Great  Britain. 
London  1808,  S.  318. 
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dieses  System  in  der  Landwirtschaft  die  Gegenden,  in  denen 

es  vorherrscht,  entvölkert" 

Wir  könnten  diesen  Beispielen  noch  zahlreiche  andere  hinzu- 
fügen. Vor  allem  zeii^cn  uns  die  langen  Ausführungen  der  drat 
schaft-^berichte  des  damalii^en  Ackerbauniiiii^leriums  iiber  die  Frage 
der  iintvölkei uiv^  des  ]»l<itten  Landes  resp.  der  Abnahme  der  Land- 
bevölkerung, dais  die  ganze  Frage  von  eminent  aktueilcm  Interc>se 
war.  Die  Statistik,  welr!ic  man  beibrachte,  um  zu  beweisen,  dals 
der  ( in )i>be trieb  das  Liuid  nicht  entvölkert  habe,  ist  nach  heutigen 
BcgritJca  völlig  unbrauchbar.  Was  al>er  war  das  Resultat,  welches 
die  unangefochtene  Bevölkcruags  und  Jkrufsstatistik  im  Jahre  l8ii 
brachte?  Das  Resultat  war,  dals  im  Jahre  iHii  nur  mehr  35,2 
gruisbritannischer  Familien  an  der  Landwirtschaft,  dagegen  44^% 
an  der  Industrie  —  und  dem  Handel  interessiert  waren.  Ein  sehr 
interessantes  Resultat  I  Denn  welche  Bedeutung  man  auch  bei  der 
Analyse  dieser  Zahlen  der  Landwirtschaft  als  abstofsendem,  oder 
der  Industrie  als  anziehendem  Faktor  zuerteilt,  eins  stellen  sie  Idar: 
da(s  zu  einer  Zeit,  als  die  Landwirtschaft  und  insbesondere  der 
Getreidebau  in  England  seine  höchste  Blüte  genofs  und  der  nationale 
Ackerbau  fast  ausscbliefslich  das  Land  versorgte,  der  Uebergai^ 
zum  überwiegenden  Industriestaat  nicht  ausblieb.  Die  Grundbe- 
sitzer schwelgten  in  den  hohen  Renten,  die  sich  von  1792  bis  1813 
verdoppelten  und  verdreifachten ,  die  Pächter  wurden  reich ,  die 
ganze  kontinentale  Landwirtschaft  sah  mit  Staunen  auf  die 
glänzende  Entwicklung  des  getreidebauenden  Grofsbetricbs  in  Eng* 
land  —  und  doch  war  all  das  Kapital,  was  der  Landwirtschaft  zu- 
strömte, nicht  imstande,  den  Arbeiter  auf  dem  I^nde  zu  halten, 
und  die  K!rt;^en,  dafs  die  Landbevölkerung  abnehme,  ertönten  in 
gleicher  Weise  wie  heute. 

Die  30  Jahre,  welche  auf  den  F^riedenssrhlufs  \  on  1815  toiglcn, 
vcrbe-«scrten  die  Lage  des  Landarbeiters  nur  \n  L-in/clncn  kurzen 
Penoden.  Um  die  hohen  Preise,  die  zur  Zeit  ilis  Krieges  und  der 
schlechten  Firnten  geherrscht  halten,  weiterhin  >ich  zu  sichern, 
hatte  die  Agrarpartei  im  Jahre  181 5  Holu-  Kornzölle  eingetuhri. 
Diese  erreichten  zwar  nicht  das  gcwün.schte  Ziel.  Sie  vermochten 
den  Getreidepreis  nicht  auf  der  Höhe  zu  erhalten,  die  man  erwartet 
hatte.  Sie  erweckten  nur  falsche  Hoffnungen,  verleiteten  die  Pächter 
zu  extravaganten  Pachtverträgen  und  führten  mit  Ausnahme  weniger 
Jahre  zu  einer  Not  der  Landwirte,  wie  sie  die  englische  Landwirt* 
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Schaft  bisher  nicht  wiedergesehen  hat.  Die  Lage  des  Landarbei- 
ters war  zunächst  noch  relativ  erträglich,  weil  er  ja  Lohnzuschüsse 
aus  der  Armenkasse  bezog  und  so  der  unzureichende  Lohn  die 
nötige  Kr^änziinpf  fand.  Aber  selbst  bei  diesem  Lohnzuschufs- 
systeme  war  die  Lai^e  der  Landarbeiter  in  Jahren  hoher  Getreide- 
preise noch  immer  sehr  schlecht.  Die  hohen  Getreidepreise 
brachten  regehnälsig  industrielle  Krisen  stärkster  Art  mit  sich,  so 
z.  B.  in  den  Jahren  1817  und  1818  und  in  den  4  Jahren  nach 
1828.  In  solchen  Zeiten  stockte  der  Zug  der  unbeschäftigten 
Landarbeiter  in  die  Städte.  *)  Auch  war  es  nur  zu  klar,  dals  die 
allt^emeinen  Schrecken  erregenden  ländlichen  Brandstiftungen  zu 
Aiilaag  der  30er  Jaiuc  auf  die  X'erzwciflung  der  hungernden 
Landarbeiter  zurückzuführen  waren.  Die  Landwirte  selbst  betrach- 
teten in  jener  Zeit  ein  Abstrdmen  von  Landarbdtem  in  industrielle 
Berufe  als  einen  Segen;  denn  ohne  dals  dieses  Abströmen  die 
Lohne  in  nennenswerter  Weise  beeinflulste,  befreite  es  doch  das 
Land  von  Bettlern  und  arbeitslosen  Vagranten  und  entlastete  so 
die  ländliche  Armensteuer.  So  meinte  der  Inspektor  der  Güter  des 
Herzogs  von  Bedford,  Mr.  Th*  Bennett,  im  Jahre  1836:  ,Jch  glaube^ 
wir  haben  augenblicklich  durch  das  Fortschreiten  der  Birmingham- 
Eisenbahn  Vorteile  gehabt  Viele  haben  dort  Anstellung  gefunden» 
manche  sind  in  die  ManuCücturdistiikte  gezogen  und  oft  sehr  be- 
friedigt gewesen,  dals  sie  dies  gethan  haben."  Die  ländlichen 
Löhne  seien,  so  führt  er  weiter  aus,  dadurch  nicht  verändert  worden. 
Die  Abwanderung  hätte  den  Arbeitsmarkt  nur  von  der  „Ueber- 
sättigung"  befreit.  *)  In  den  30er  Jahren  wurden  in  Büchern  und 
Flugschriften  lebhaft  über  die  immer  stärker  werdende  Auswan- 
derung debattiert,  welche  das  letzte  Rettungsmittcl  der  hungernden 
Landarbeiter  bildete.  Die  Freihändler  bejammerten  die  Auswan- 
derung als  die  l  olgc  der  Getreidezölle.  Demgegenüber  erwiderte 
man  mit  dem  Argumente,  dals  die  Auswanderung  ja  eigenthch 
nichts  anderes  sei,  als  „iMcihandel  in  Arbeitern,"  indem  das  eine 
Land  seinen  Üebcrflufs  an  Arbeitern  in  dasjenige  sende,  weiches 

')  Levy  a.  a.  O.  pattim. 

^  In  der  Schrift  „The  Proceedingi  of  the  Labouren  Friend  Socie^*'  vom 

Jahre  1832.  S.  7  beifst  es  über  die  Landarbeiter:  „Die  ge^^enwirtigc  Lage  unserer 
Industrio  srhlicfst  alle  IIofTnung  aus,  dafs  ihnen  dort  Arbeit  ZU  teil  wird.  Der  in- 
dustricilc  Arbeitsmurkt  ist  bereits  überlastet." 

')  Vgl.  Report  on  the  Suie  of  AgriciUturc  1836  qu.  8197— 8198;  ebenda  qu. 
9590  <f. 
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sie  benötige.  ^)  Eine  schwache  Entschuldigung  dafür,  dais  England 
mit  jedem  Jahr  der  künstlich  gesteigerten  Nahrui^^smittelpreise 
weniger  imstande  war.  seine  wachsende  Bevölkerung  zu  ernähren. 

Geradezu  furchtbar  aber  wurde  die  Lap^e  der  Landarbeiter,  als 
die  Lohnzuschüsse  im  Jahre  1834  mit  dem  neuen  Armensteuerfjesctz 
beseitigt  wurden."-)  In  den  Jahren  1837 — 1845  vermochte  der 
ländliche  Arbeitslohn  nicht  nur  nicht  entsprechend  den  hohen  Ge- 
treidepreisen zu  steigen,  nein  er  sank  noch  unter  das  Niveau,  das 
er  zur  Zeit  niedriger  Weizenpreise  in  den  Jaliren  1833 — 36  inne- 
gehabt hatte.  Die  Ursache  war  klar.  Die  Industrie  geriet  in  den 
Jahren  hoher  Brotpreise  in  die  schrecklichsten  Krisen.  Die  Arbeiter- 
entlassungen mehrten  sidi  in  der  Zeit  von  1837— 1842  von  Tag 
zu  Ta^,  die  Armenhäuser  in  den  Städten  waren  äberföUt,  das 
schrecklichste  Elend  herrschte  in  den  Strafeen,  in  den  Arbeiter- 
häuscm  und  Spitälern.  Angesichts  des  überfiillten  stadtischen 
Arbeitsmarkts  stockte  die  Abwanderung  der  Arbeiter  vom  Lande. 
Die  Folge  mu&te  die  sein,  dals  auch  auf  dem  Lande  der  Arbeiter- 
überflufs  den  Lohn  auf  ein  jämmerliches  Minimum  herabdrückte. 
Kartoffeln  waren  die  Mahlzeit  des  Landarbeiters,  oft  aber  auch 
wilde  Pflanzen,  Steckrüben  und  angefaulte  Aepfel.  „Man  muls 
sich  erinnern,"  so  schreibt  Richard  Heath,')  „dals  von  den  jämmer- 
lichen Löhnen,  die  sie  empfingen,  nicht  eine,  sondern  sehr  häufig 
vier  oder  fünf  Leute  711  leben  hatten.  Das  war  nur  möglich,  indem 
man  den  Brot-,  Specl<-  und  Bierverbrauch  einschränkte  und  an  ihre 
Stelle  Haferschleim,  Kartofteln  und  Reissj)cisen  setzte  mit  einem 
Absud  von  ausgekochten  Tiieehlättern.  Aber  selbst  dies  war 
schwierig  unter  den  wechsehiden  Freisen,  welche  unter  dem  Schutz- 
zollsystem herrschten.  Ein  alter  Mann  erzählte  mir,  dals  er  sich 
an  die  Zeit  erinnere,  in  welcher  das  Brot,  das  sie  zu  essen  hatten, 
üut  schwarz  war  und  so  hart,  dals  sie  es  mit  don  Beil  zerhauen 
mulsten.  Zu  solchen  Zeiten  und  an  dunklen  Wintertagen  waren 
die  Eltern  froh,  wenn  sie  die  Mägen  ihrer  Kinder  mit  einer  Flüssig- 
keit angefüllt  hatten,  die  aus  hd&em  Wasser,  grobem  braunen 
Zucker  und  ein  wenig  Milch  bestand,  und  wenn  sie  ^e  dann  ins 
Bett  stecken  konnten,  um  bis  zum  anderen  Morgen  ihr  Schreien 

')  R.  \V.  llortun,  M.  P.,  An  lacjuiry  into  Üic  Causcs  siad  Kemedies  of 
Fftttpemm.   London  1830,  S.  33. 

*)  Die  Belege  ftlr  die  folgenden  Angaben  finden  sieb  bei  Levy  «. ».  0. 
6.  98—101. 

*)  Vgl.  He«tb,  Tbe  Engliib  PaesanL   London  1893,  S.  45. 
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nach  Nahrung  nicht  mehr  zu  hören.  ,Kein  Wunder/  sagte  Cobbett 
zu  einem  Arbeiter,  ,kein  Wunder,  dals  ihr  alle  dünn  seid  wie  Eulen, 
und  dafs  ihr  Sohn,  der  19  Jahre  alt  ist,  und  5  Fufe  9  Zoll  lang, 
zu  schwach  ist,  um  wie  ein  Mann  zu  arbeiten,  wie  Sic  mir  letzten 
Sommer  sagten.  Kein  Wunder,  dals  seine  Kniee  unter  ihm  schlottern, 
und  dafs  er  eine  Stimme  wie  ein  Mädchen  hat,  anstatt  imstande 
zu  sein,  einen  Sack  Weizen  zu  schleppen  und  über  einen  hohen 
Zaun  zu  springen.' " 

Die  iinp^esundc  Rrnährungsweise  des  Landarbeiters  führte  zum 
Ausbrueli  furchtbarer  Krankheiten,  die  Resrhäfti<,ningslosigkeit  zur 
Landstreicherei  und  zu  Verbreehcn.  V'iclc,  die  in  ihrer  Verzweiflung 
vom  Lande  in  die  Städte  strömten ,  um  dort  Arbeit  zu  suchen, 
blieben  krank  nm  Wege  liegen  oder  mulsten  unmittelbar  nach 
ihrer  Ankunli  in  die  Spitäler  gebracht  werden.  Dies  war  die 
Weise,  in  der  die  KornzöUc  und  die  künstlich  gesteigerte  Renta- 
UUtät  des  Getreidebaues  die  Bevölkerung  auf  dem  Lande  fest- 
hidten. 

All  dies  änderte  sich,  als  im  Jahre  1846  die  Kornzölle 
beseitigt  wurden.  Der  Freihandel  führte  zu  einem  ungeahnten  Er* 
blühen  der  englischen  Industrie  und  des  Handels.  Die  Arbeiter- 
löhne erfuhren  eine  unmittelbare  Steigerung.  Damit  erfuhr  aber 
auch  der  ländliche  Arbeitennarkt  eine  Entlastung;  massenhaft 
strömten  die  Arbeiter  den  Städten  zu,  und  ihre  Brüder  auf  dem 
Lande  sahen  nunmehr  nach  so  langer  Zeit  entsetzlichsten  Elends 
eine  bessere  Zeit  aufdämmern. 

Aber  auch  in  der  Landwirtschaft  lagen  die  Ursachen  der  bis 
auf  den  heutigen  Tag  immer  stärker  zunehmenden  Abwanderung. 
Der  Freihandel  liatte  zu  einem  Aufl^lühen  der  bisher  völlig  ver- 
nachlässigten Viehzucht  geführt.  Die  ewige  Weide  erfuhr  in  der 
Zeit  von  1867  bis  1900  eine  Ausdehnung  von  mehr  als  5  MilHoncn 
Acres.  Die  detreideaiibaufiäche  erfuhr  zwar  in  den  ersten  30 
Jahren  nach  Aufhebung  der  Kornzöllc  keine  wesentliche  Minderung, 
sie  ist  aber  dann  von  1874  bis  I900  um  ca.  2  Millionen  Acres 
zurückgegangen. ') 

Es  ist  klar,  dafs  der  Uebergang  zu  einer  ausgedehnteren  Vieh- 
zucht Landarbeiter  massenhaft  eliminierte.  Aber  wie  verschieden 
in  ihrer  Wirkung  war  diese  Elimination  im  Vergleich  zu  der. 


*)  VgL  Statistical  Abstiacls  of  tke  United  Kingdom.  Xo.  «8,  S.  119  uad 
No.  48,  S.  184. 


Digitized  by  Google 


496 


Hermana  Levy, 


welche  die  Ausdehnung  des  Getreidebaues  bis  1846  verursacht  hatte. 
Die  vihermäfsioj^e  Ausdehnimc^  des  (TCtreidebauc«;  hatte,  wie  wir  salien. 
einmal  zur  EnlstehuivT  des  überwiegenden  Groisbetriebs  -geführt. 
Dieser  hatte  die  ECxpropriation  des  Landarbeiters  aus  einem  ei|,^encn 
otier  c^epachtcten  Landwirtschaftsbetriebe  \  erursarlU  und  so  ein 
Uebcrangcbüt  von  Arbeitskräften  hervor^^erulen.  b'crncr  war  die 
Ausdehnung  des  Getreidebaues  auf  Grund  steigender  Gelrcidcj »reise 
erfolgt.  Diesen  aber  war  nicht  eine  entsprechende  Lolmsteigerung 
gefolgt  Vor  allem  war  zm  Zeit  der  künstlich  herbeigeführten  Ge- 
treidepreissteigerung, wie  wir  ze^en,  eine  genügende  Abwanderung 
von  Landarbeitern  in  industrielle  Berufe  nicht  möglich,  während 
andererseits  der  Getreide  bauende  Großbetrieb  au(serstande  war, 
die  Landarbeitermasse  in  zureichender  Weise  zu  beschäftigen.  Er 
konnte  in  keiner  Weise  dem  Arbeiter  einen  ECrsatz  bieten  fiir  den 
Verlust  des  Einkommens  aus  der  eigenen  oder  gepachteten  SchoUe, 
die  er  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  fast  altgemein 
innegehabt  hatte. 

Ganz  anders  aber  lagen  die  DinL,a%  als  die  zunehmende  Weide- 
wirtschaft Arbeiter  eliminierte.  Das  Erblühen  der  Viehzucht 
nach  1846')  bedeutete  nicht  für  die  Bevölkerung  ein  „notwendiges 
Uebel",  wie  die  einst  durch  che  Kontinentalsperre  und  die  Schulz- 
zollpolitik liervur<:jerufene  Ausdehnunj^  des  G  e  t  r  e  i  d  e  b  a  u  c  s.  Die 
steitrenden  Fleischpreise  waren  \ichnehr  das  Zeichen  incUistriellcn 
V\  oiilstandcs.  Sie  waren  die  Fül^^e  der  hohen  inchistriellen  Löhne, 
welche  den  Arbeiter  bei  niedrigen  Brotpreisen  instand  setzten, 
mehr  und  melir  auiuialische  N aiirung  zu  genielscn.  Die  Elimination 
von  Landarbeitern  durch  die  Weidewirtschaft  war  für  diese  kein 
Schade,  indem  ihnen  der  Uebcrgang  m  industrielle  Berufe  reidi> 
liehen  Eraatz  bot  Andererseits  aber  sahen  sich  die  weiterhin  auf 
dem  Lande  bleibenden  Arbeiter  nicht  durch  das  Freiwerden  von 
Arbeitsstellen  geschädigt,  indem  der  verminderten  Nachfrage  nach 
Landarbeitern  durch  die  Möglichkeit  der  Abwanderung  ein  vermin« 
dertes  Angebot  gegenüberstand. 

Mit  dem  Jahre  1846  beginnt  ein  Umschwung  in  dem  Ver- 
hältnis von  I^ndarbeiterangebot  und  Landarbeitemachfrage.  War 
bisher  stets  das  Angebot  stärker  gewesen  als  die  Nachfrage  und 
hatten  die  Landwirte  auf  den  vier  landwirtschaftlichen  Parlaments- 
ausschüssen in  der  Zeit  von  181  $—1846  fast  kaum  über  Arbeiter- 

*)  Vgl.  Levy  a.  a.  O.  S.  113. 
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man^^fcl  gekla^,  so  bekam  jetzt  die  Nachfragte  nach  Landaibeitem 
das  Uebergewicht  und  es  wurde  zur  Ausnahme,  einen  Landwirt 
nicht  über  Arbeitcrmmgel  klagen  zu  hören.  Man  schlage  das 
jüngst  erschienene  Werk  von  Rider  Hag^ard  über  Rural  England 
auf*)  und  man  wird  wenigen  Seiten  begegnen,  in  denen  nicht  die 
Landwirte  über  starken  Arbeitermnnr^cl  klagen. 

Dieser  Wandlung  der  Dinge  nun  ist  das  Steigen  der  länd- 
lichen Löhne  nach  1846  zuzuschreilien.  Nach  der  von  Wilson  Fox 
zusammengestellten  Tabelle  betrug:-) 


der  W'in-henlnhn 

in  Geld  auf  67  voB 

Im  Jabre 

Wilson  Fox  untersuchten  Gütero 

sb 

d 

1850 

9 

3V. 

1860 

10 

II 

1868 

13 

0V4 

1870 

II 

10V4 

1880 

'3 

1892 

13 

5 

1898 

»3 

JIHesen  Zahlen  entsprechen  mit  unwesentlichen  Abu  eichungcn 
die  Lohnangaben,  welche  frühere  Autoritäten  auf  landwirtschaft- 
lichem Gebiete  über  fÜc  Lohnsätze  gemacht  haben ,  vor  allem 
Caird,  Furdy,  l.ittie,  Druce  n  a  Diese  That.sache  s|)ri''bt  in  liohcm 
Mafsc  für  die  Ricluigkeit  der  von  Wilson  Fox  ani^egebeiicii  Zahlen, 
welciic  freilich  nur  das  Resultat  von  6/  als  typisch  angenommenen 
Pachtgütern  darstellen. 

Folgen  wir  nun  weiter  der  sehr  interessanten  Darstellung  der 
englischen  Beamten.  Bei  der  Beurteilung  der  Steigerung  der  länd- 
lichen Gckllühne  ist  vor  allem  zu  bedenken,  wie  sehr  sich  die 
Preise  der  notwendigsten  Konsumartikel  in  England  seit  1850  ver- 
billigt haben  und  wieviel  mehr  sich  daher  der  Landarbeiter  für  die- 
selbe von  ihm  verdiente  Geldeinheit  anzuschaffen  vermag.  Mehl 
ist  25—30  Proz.,  Zucker  60—70  Prot,  Thee  65—70  Proc.,  Käse 
25  Proz.  und  Kartoffeln  8  Proz.  billiger  geworden.  Animalische 
Nahrungsmittel,  welche  bis  1846  der  Landarbeiter  nur  als  Delika- 
tesse kannte,  werden  jetzt  tagtäglich  von  der  Landarbeiterfamilie 

M  II.  Kid  er  Haggard,  Rural  England.    I.oiulon  1902,  2  Pdc. 

Itii-  fol^ffidm  .Angaben  üb<T  die  Lohn-  und  l.ebensvcrhällnissc  der  l^nd- 
arbciler  bis  S.  *,qo  mnl  der  Darstellung  von  Wilson  Fox  entnommen,  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Angaben,  für  welche  eine  andere  Quelle  ausdrücklich  citiert  ist. 
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reichlich  genossen.  Das  Menu  eines  Landarbeiters  in  Essex  war 
in  der  Regel  vor  50  Jahren: 

Frühstück:  Brot  —  oft  trocken  —  gelegentlich  Butter  oder 

Käse. 

Mittagessen:  Brot  und  Käse.  Sonntags  manchmal  Schweine- 
fleisch oder  Speck.    Dazu  Thce. 

Abend«;:  Gcmüsepuddin^  iniaiirhmal  Rüben,  Karotten  und 
Pastinake);  bei  besonderen  Gelegenheiten  etwas  Schweine- 
fleisch. 

Etwas  besser  scheint  die  Nahrung  in  Norfolk  und  SuflTolk  ge- 
wesen zu  sein,  wo  der  Genufe  von  Milch  und  Speck  häufiger  war. 
Heute  geniefst  dagegen  der  englische  Landarbeiter  in  reichlichem 
Mafse  Fleisch,  Fisch,  Jara,  Thee,  Butter,  Obst,  Eier,  Kaffee,  Kakao, 
Rosinen  und  Kuchen  und  zwar  frisches  Fleisch  in  den  nördlichen 
Grafschaften  fast  täglich. 

Die  wichtigste  Konsequenz  dieser  Veränderungen  fiir  den 
Landarbeiter  ist  die  Thatsache,  dafs  die  Frauen»  und  Kinder« 
arbeit  in  der  Landwirtschaft  heute  rapide  abnimmt.  Dies  be- 
zeugen verschiedene  amtliche  Berichte,  welche  über  jene  Frage 
Aufklärung  geben*  Mit  den  steigenden  Löhnen  des  Mannes 
und  der  steigenden  Kaufkraft  derselben  ist  die  I^ndarbeitcr 
frau  ihrem  Maushalte  wieder  p^ewonnen  worden.  Früher  mufste 
sie  in  grauer  Morfü^custundc  aus  dein  Schlafe,  den  Kindern  und 
sich,  bevor  sie  an  die  Arbeit  gint;,  das  Früiistück  zubereiten,  dann 
eine  beträchtiit  lie  Strecke  f:^ehen  oder  laufen,  bis  sie  an  den  Ort 
ihrer  Arbcitslhatigkcit  kam.  Kehrte  sie  abends  zurück,  so  war  sie 
mit  Haushaltspflichtcn  überhäuft,  die  bis  in  die  tiefe  Xacht  dauerten. 
Heute  ist  die  Landarbeiterfrau  im  stände,  ein  wenigstens  nicht  so 
menschenunwürdiges  Dasein  zu  fuhren.  Auch  kann  sie  sidi  ihren 
Kindern  widmen,  während  früher  die  weitverbreitete  Kinderarbeit 
jede  r^elmäfsige  Erziehung'  derselben  unmöglich  machte. 

Die  Veränderung  der  I>age  des  ländlichen  Arbeiters  aber  be- 
steht nicht  nur  in  einem  Steigen  der  Löhne  und  deren  Kaufkraü 
Sie  besteht  auch  in  der  Verbesserung  gewisser  Lebensbedingungen, 
die  mit  dem  Arbeitsvertrage  in  engem  Zusammenhange  stehen: 
nämlich  in  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse.  Man  hat 
in  Deutschland  bei  der  Diskussion  über  KomzöUe  und  Landarbeiter- 
frage oft  an  die  Insten  erinnert  und  gemeint,  da  diese  einen  An- 
teil am  Erdrusch  des  Getreides  hätten,  so  seien  sie  auch  an  hohen 
Komzöllen  interessiert   Dieses  Argument,  ganz  abgesehen,  dafs  es 
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nur  för  gewisse  Teile  DeutscUands  zutreffen  würde,  ist  völlig  ver> 
fehlt  Denn  es  handelt  sich  bei  der  Sozialreform  nicht  allein 

um  die  Lohnfrage,  sondern  um  alle  Lebensverhältnisse 
des  Arbeiters,  also  z.  B.  um  die  Wohnungsfrage.  Nun  ist  klar,  dafe 
solanc^c  das  Arbeitsangebot  auf  dem  feinde  so  grofs  ist,  daüs  jeder 
jeder  Landwirt  leicht  neue  Arbeiter  bekommt,  wenn  die  alten  un- 
zufrieden sind,  kein  Landwirt  daran  denken  wird,  den  Arbeitern 
gvile  Wohnungen  zu  bauen,  wenn  man  sie  dazu  iiaben  kann,  die 
alten  weiter  zu  bewohnen.  Dies  geschieht  erst,  wenn  man  den  ab- 
wandernden Arbeiter  festzuhalten  und  ihm  daher  sein  Heim  zu 
verschönern  sucht.  So  hat  sich  aucli  in  England  mit  dem  steigen- 
den Einflufs  des  Arbeiters  beim  Abschlüsse  des  Arbeitsvertrages  ein 
Wandel  in  der  Ausgestaltung  der  Wohnungsverhältnisse  vollzogen. 

Oft  findet  man  noch  in  demselben  Dorfe  zwei  Typen  von 
Arbeiterhäusern  vertreten:  den  alten  Typus  und  den  neuen.  Win- 
zige Räume,  die  überfüllt  sind,  kleine  Fenster,  hühnerleiterartige 
Treppen,  Rufe  und  Schmutz,  mangelnde  Wasserleitung,  mangelnde 
Reparaturen  aller  Art  —  das  sind  die  Kennzeichen  der  alten  Ar- 
beiterhütte.  In  dem  neuen  Arbeiterhaus  sind  dagegen  oft  3  Schlaf- 
zimroer,  eine  Küche,  ein  Waschhaus,  eine  Speisekammer  u.  s,  w, 
vorhanden.  Gesundheit,  Schatngefiiiil,  Sauberkeit  und  Bequemlich- 
keit kann  in  ihm  erhalten  bleiben.  Erstaunlich  ist  das  Resultat  der 
folgenden  Tabelle,  welche  zeigt,  wieviel  Prozent  der  Bevölkerung 
in  den  hauptsächlich  landwirtschaftlichen  Grafschaften  Englands  zu 
dritt  oder  mehr  in  einem  Räume  schlafen.   Der  Prozentsatz 


betrug 

in  der  Grafschaft         im  Jahre  1S91          im  Jahre  1901  DifTcrenz 

Westmordand  ....  4,88  2.80  2,08 

Lincoln   4,30  2,52  1,78 

Norfolk   5,98  3,64  a,34 

StUTolk   5«93  3,46  S,47 

Berkshire   4,83  2.42  2,41 

Snssrx   2,94  1,84  2,10 

llampsihirc   2,05  1,63  1,02 

Gloocestersbire .  ...  8,21  4,91  3,30 

Somenet   4*67  a,8a  1,85 

Devon   tQ^3l  7.81  2,50 

Comwall   6,60  3,95  a,65 


Diese  Tabelle  ist  der  deutlichste  Beweis  für  die  Verbesserung, 
welche  in  den  Wohnungsverhältnissen  der  Landarbeiter  stattge- 
funden hat 
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Dem  immer  wachsemlcn  \\'ohll)erin<len  des  Landarbeiters  aber 
entsprach  eine  Stci^erunj^  in  seiner  Arbeitsleistung.  Zum  Beweise 
möchte  ich  nur  an  die  (xeschichte  der  Landarbeiter  erinnern,  welche 
aus  den  südlichen  Cirafschaften  Lnglands  in  die  nördlichen  wan- 
derten. ^)  Der  ländliche  Lohn  ist  im  Süden  Englands  weit  niedriger 
als  im  Nordefi,  wo  die  groCse  Masse  der  Fabrikstädte  und  Berigwerke 
die  gröüste  Anziehungskraft  auf  die  ländliche  Arbeiterklasse  ausübt 
Aber  die  Landarbeiter,  die  aus  dem  Süden  kamen,  um  ebenfalls  die 
hohen  Löhne  zu  verdienen,  waren  au&erstande  die  Arbeit  zu  leisten» 
die  die  nördlichen  Arbeiter  verrichteten.  Sie  mulsten  wieder  nach 
dem  Süden  zurückkehren. 

Dies  Betspiel  zeigt  erstens,  wie  die  Höhe  des  Lohnes  und  die 
bessere  Lebenshaltung  die  Arbeitsleii^tung  des  Landarbeiters  ge- 
steigert hat  Andererseits  zeigt  sich  hier  die  ^ute  Seite  jener  Ab- 
wanderungsmöglichkeit in  die  grofsen  Städte.  Denn  auf  diese  ist 
der  lioi^e  Lohn  und  die  hohe  Leistungsialiigkeit  des  nordenglischen 
Landarbeiters  zu rü c kz u f ii  h rcn. 

Und  damit  kommen  wir  wieder  auf  die  Scliluisausführungen 
von  Wilson  Fox  zurück.  Was  ist  die  Ursache  gewesen,  dafs  in 
den  letzten  50  Jahren  jene  enorme  Verbesserung  in  der  Lage  des 
englischen  Landarbeiters  stattgefunden  hat?  „Er  ist  jetzt  imstande," 
so  schreibt  l'ox,  „seine  Arbeit  auf  anderen  als  nur  landwiilschaft- 
lichen  Märkten  zu  verkaufen,  u tid  er  hatte  dies  wahrschein- 
lich grade  so  vor  Jahren  gethan,  wenn  er  dazu  die 
Möglichkeit  gehabt  hätte.  Er  geht  dahin,  wo  er  die  höch* 
sten  Löhne  verdienen  kann,  und  er  unterscheidet  sich  hierin  nicht 
von  irgend  einer  anderen  Klasse  der  Gesellschaft."  „Vor  50  oder 
60  Jahren  begann  der  Landarbeiter  seinen  Beruf  mit  6  oder 
7  Jahren.  Er  wuchs  auf:  unerzc^en,  beschränkt,  ohne  Unter« 
nehmungsgeist"  „Ebenso  das  junge  Mädchen.''  „Damals  hatte  der 
Pächter  ein  vollkommenes  Monopol  auf  dem  Arbeitsmarkte.  Er 
konnte  so  viele  arbeiten  lassen,  wie  er  wollte  und  diese  so  lange 
wie  er  wollte.  —  Aber  jedes  Ding  hat  seine  Zeit,  Jetzt  befindet 
er  sich  im  Wettbewerb  mit  anderen  Arbeitgebern,  und  der  Land- 
arbeiter kann  seine  Arbeit  und  seinen  Arbeitgeber  sich  selbst 
auswählen." 

Wenn  wir  zurückblicken  auf  unsere  historische  Darstellung  und 


Vgl.  Brodrick,  English  Laod  and  English  Laadlords.    London  1881, 

S.  229. 
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wenn  wir  nunmehr  imstande  sind,  den  ganzen  Fortschritt  zu  wür* 
digen,  der  sich  in  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiterklasse  seit  1850 
vollzogen  hat,  so  drängt  sich  uns  unwillkürlich  die  Frage  auf:  Wie 
hat  jener  Fortschritt  auf  die  Entwicklung  der  ländlichen  Abwande- 
rung gewirkt,  hat  er  sie  zu  hemmen  vermocht  oder  nicht? 

Wir  haben  bereits  angedeutet,  dafs  die  Verbesserunc^  der  länd- 
lichen Arbeiterverhältnisse  in  keiner  Weise  den  Zug  nacli  der  Stadt 
aufgehalten  hat.  Im  Gegenteil,  Kn^^land  ist  heute  das  Land  Kuropas, 
in  welchem  jener  Abwandcrungsprozcls  wahrscheinlich  am  stärksten 
vor  sich  geht. 

Die  Zahl  der  lanchvirtschaftlichen  Arbeiter  bctru<T  nach  dem 
Census  von  (einschliefsiich  der  Vorarbeiter  und  Aufseher  u.  s.  \v.) :  ^) 


Wir  sehen:  in  dem  Dezennium,  welches  mit  der  letzten  Zäh- 
lung abschlie(stp  hat  eine  Abnahme  der  Landarbeiter  um  ca.  18% 
stattgefunden. 

Was  ist  die  Ursache  dieser  Abwanderung  gewesen?  Die  Be- 
antwortung dieser  Frage  weist  greise  Schwierigkeiten  auf.  Sicher- 
lich ist  der  Uebergang  zur  Weidewirtschaft,  das  Umwandeln  von 
Acker-  in  Weideland  ein  Umstand  ;^c\vcscn,  der  in  vielen  Gegenden 
Landarbeiter  überflüssig  gemacht  hat.  Ebenso  hat  die  Einfülirung 
der  .Maschinen  gewirkt.  Aber  wie  Vanderveldc  in  seinem  lesens- 
werten Werke  sehr  treffend  erklärt :  - 1  „Oft  hat  die  Auswanderung, 
durch  andere  Umstände  verursacht,  die  technischen  Umformungen 
in  der  Landwirtsrhaft  herbeii:^efuhrt  und  i^^t  denselben  voraus- 
gangen.  Oft  sind  andererseits  die  technischen  Veränderungen 
voraus  e  <^  a  n  gen  und  haben  die  AI)wandcruns:;  verursacht." 
In  der  Erkenntnis  der  jeweiligen  Ursache  und  Wirkung  liegt  die 
Schwierigkeit.  Daljei  erscheint  es  ziemlich  unzweifelhaft,  dafs,  was 
die  Fratze  der  Einführung  von  Maschinen  anbelangt,  die  Steigerung 
der  Löime  oder  was  gleiclibedrutend  ist  die  Abwanderun*^  vom 
Land  das  Primäre  gewesen  ist.  Anders  steht  es  miL  der  i  rage 
der  Umwandlung  von  Acker-  in  Grasland. 

*)  Vgl.  die  entsprecheadcn  Bände  des  Census  of  England  and  Wales  (Occo- 

(Mtions  of  thc  Pcoplc). 

-)  Emil  Vanderveldc,  L'exode  rural  et  le  retour  ä  la  campagne.  Paris 
1903,  .S.  105. 
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Hier  müssen  wir  zunächst  bedenken,  dals  es  für  viele  Land- 
wirte in  jedem  Falle,  «^^leichviel  ob  die  Löhne  niedrig  oder  hoch 
waren,  bei  den  sinkenden  Getreidcjjrcisen  rentabel  war,  ihr  Acker- 
land zu  cwii^er  Weide  niedcrzulee^en.  Es  thaten  dies  vor  allem  dic- 
jcnipcn  Landwirte,  welche  unfruchtbare  Ackerböden  zur  Zeit  der 
guLcii  lictreideküujunktur  gepachtet  hatten.  Der  sinkende  Getreide- 
preis machte  die  rentable  Bewirtschaftung  dieser  unergiebigen  Acker- 
böden selbst  bei  Mehrverwendung  von  Kapital  und  Arbeit  in  den 
Boden  unmöglich.  Andererseits  gingen  die  Grewinnste  aus  der  Vieh- 
zucht nach  1879  weit  weniger  zurück  als  die  aus  dem  Ackerbau, 
und  damit  war  schon  die  Zweckmässigkeit  der  Umwandlung  ge- 
geben. Hier  also  ging  die  Umwandlung  entschieden  der  Abwande- 
rung voraus,  indem  sie  Landarbeiter  eliminierte« 

Andererseits  ist  zu  bedenken,  dafe  es  nicht  immer  der  Ueber- 
gang  zu  einer  ewigen  Weidewirtschaft  war»  durch  welchen  die 
Landwirte  das  Kostenelement;  Aibeitslohn  zu  vermindern  suchten. 
Die  Landwirte  führten  vielmehr  vielfach  ein  Anbausystem  ein,  bei 
welchem  sie  3,  4  oder  5  Jahre  lang  das  Land  als  Wiese  be- 
nutzten, um  es  dann  erst  wieder  mit  Getreide  zu  bestellen. 
Dieses  System  der  „vorübergehenden"  Weidewirtschaft  bedeutete 
natürlich  ebenfalls  eine  <Trofse  Ersparnis  an  Arbeitslöhnen.  Weniger 
Arbeiter  wurden  benötigt  und  mehr  wurden  in  andere»  vor  allem 
in  industrielle  Berufe  «getrieben. 

Aber  nichts  wäre  einseitiger,  als  der  Thatsache,  dafs  die  W^cide- 
wirtschaft  Landarbeiter  eliminiert  hat,  ein  allzu  grofses  Gewicht  für 
die  Frage  der  Landflucht  einzuräumen.  Denn  die  Abwanderung 
vom  Lande  ist  in  England  keineswegs  lokaler  Natur.  Sie  hat  nicht 
nur  da  stattgefunden,  wo  man  zur  Weidewirtschaft  ubert^ing.  Sie 
ist  nicht  in  jenen  ( irufschaften  stärker  gewesen,  wo  die  Ausbilduns^ 
der  X'ielizucht  die  besten  Vurbcdingun^en  fand,  als  in  jenen,  wo  die 
Landwirte  selbst  bei  sinkenden  i'rcisen  noch  weiter  mit  Nutzen  Ge- 
treide bauen  konnten.  Die  Landflucht  ist»  wie  Graham  in  seinen 
Studien  hervorhebt,  eine  Thatsache,  die  man  in  jedem  landwirt- 
schaftlichen Distrikt  Englands  beobachten  kann. Und  weiter!  Die 
jüngsten  Untexsuchungen  Rider  Haggards  über  die  Lage  der  ei^ 
.lischen  Landwirtschaft  beschäftigen  sich  fast  überwiegend  mit  der 
Landarbeiterfrage  und  dem  Abwanderungsproblem.  Obschon  ich 
seine  Darstellungen  oft  nicht  frei  von  einem  mehr  oder  weniger  be- 


')  Vgl.  P.  Anderson  Graham,  The  Rural  Exodus.   Londoa  1892,  S.  9. 
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absichtigteii  Pessimismus  finden  kann,  so  können  wir  ihm  doch  im 
grofsen  Ganzen  zugeben,  dafs  der  Arbeitermangel  heute  eine  schwere 
Süri:;e  des  englischen  Landwirts  bildet.  Seine  Beobachtungen  zei|^en 
uns,  dali  es  durchaus  nicht  immer  d  e  r  L  a  n  d  w  i  r  t  ist,  welcher  Ar- 
beiter fo  rt  SC  h  i  c  k  t ,  weil  er  zur  Weidewirtschaft  ubcri^cgangen  ist. 
Im  C  jegenteil !  In  Haggards  Buch  begegnen  uns  Hunderte  von  Land- 
wirten, die  dringend  Arbeiter  benötigen  und  laut  darüber  klagen, 
dais  alle  jungen  Leute  abwandern,  obschon  sie  bei  den  rächtern 
der  Umgegend  reichiicii  Arbeit  finden  könnten.*)  Ja,  1  laggar d  be- 
zeichnet sogar  den  Arbeitcrmangel  als  eine  Hauptursache,  weshalb 
der  englische  Getreidebau  ein  „unrentables  Gewerbe"  sei.*}  Warum 
wandert  der  tandarbeiter,  der  in  einzelnen  Wetdedistrikten  keine 
genügende  Arbeit  findet,  nicht  in  jene  landwirtschaftlichen  Distrikte, 
wo  der  grofse  Arbettermangel  herrscht,  von  dem  Hasard  auf  fast 
jeder  Seite  seines  Buches  spricht?  Warum  wandert  er  lieber  nach 
London,  Birmii^ham  oder  Manchester? 

Wir  sehen:  so  stark  der  Einfluls  ist,  welchen  ökonomische 
Strömungen  in  der  englischen  Landwirtschaft,  vor  allem  der  Ueber* 
gai^  zur  Weidewirtschaft,  auf  die  Landflucht  gehabt  haben,  sie  er* 
klaren  die  Starke  derselben  nur  teilweise.  Es  sind  Momente  thätig, 
welche  mit  dem  Angebot  und  der  Nachfrage  nach  Arbeitern  auf 
dem  I^nde  nichts  zu  thun  haben.  Es  ist  die  Anziehungskraft  der 
Städte,  nicht  die  mangelnde  Nachfrage  in  der  Landwirtschaft, 
welche  einen  grofsen  Teil  der  Landarbeiter  von  den  Feldern 
treibt. 

Worin  besteht  die  Anziehungskraft  der  Stadt  ^ 
Es  ist  da  zunächst  auf  den  Unterschied  der  industriellen  und 
ländlichen  Löhne  zu  verweisen.  Obschon  der  Arbeiter  heute  auf  dem 
Lande  regelmäfsig  seine  13— I4sh  in  der  Woche  verdient,  und  ob- 
schon sich  seine  Geldeinkünfte  oft  durch  Nebenverdienst,  Krnte- 
arbeit  etc.  auf  17 — 18  sh  steigern,  so  ist  er  doch  imstande,  in 
industriellen  Berufen  24 — 28  sh  zu  verdienen.  Das  l)ildet  schon 
einen  grofsen  Anreiz,  in  die  Städte  zu  ziehen.  Aber  ich  möchte 
nicht  behaupten  den  gröfsten.  Denn  der  englische  Landarbeiter 
wdfs  heutzutage  recht  wohl,  dafe  er  in  der  Stadt  für  allerlei  Be- 
dürfnisse z.  B.  vcMT  allem  fiir  die  Wohnung  mehr  bezahlen  mufs,  als 


^)  Vgl.  iiaggarci  a.  a.  O.  t.  B.  über  Susscx  bd.  l,  S.  I05  u.  106;  vgl.  über 
LiAColnsbire  Bd.  II,  S.  222,  ebenso  über  Ozfordsbire  S.  iia;  vgl.  auch  S.  539. 
*)  Vgl.  ebenda  S.  541. 
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auf  dem  I^ndc.  Ks  sind  in  der  Regel  noch  andere  Erwägungen 
als  die  des  absolut  höheren  Geldlohnes,  welche  den  Landarbeiter 
vom  Land  in  die  Stadt  treibt. 

Die  ganzen  Arbeite vcrhähnisse  und  ArbeitsbecUngungen  er- 
scheinen ihm  in  der  Inchistrie  oder  in  den  städtischen  Berufen  er- 
freulicher als  auf  dem  l  ande.  Hin  Agrarschriftstcller,  Roljcrt  Scott 
Burn,  der  selbst  als  Pächter  1-rfahrungen  in  grofser  Zahl  gesammelt 
hat,  schreibt  über  die  ländliche  Arbeiterfrage;'} 

„Während  in  städtischen  Distrikten  oder  in  den  Vororten 
grSlserer  Städte  die  Verldirzui^  der  Arbeitszeit  groTse  Ausdehnung 
gefunden  hat  und  augenscheinlich  weiter  linden  wird,  so  hat  sidi 
dieses  System  bb  jetzt  noch  nicht  auf  die  ländlichen  Gregenden 
erstreckt  So  müssen  Arbeiter,  die  auf  Gütern  oder  mit  landwirt- 
schaftlicher Arbeit  beschäftigt  sind,  so  lange  am  Tage  arbeiten,  wie 
ihre  Väter  und  Vorväter.  Aber  der  Arbeitstag  des  Landarbeiters 
ist  nicht  nur  lang,  sondern  auch  unbestimmt  in  seiner  I^nge,  vor 
allem  auf  Gütern,  wo  viel  Vieh  gehalten  wird.  £s  bleibt  immer 
irgendeine  Arbeit  übrig,  die  gethan  werden  mufs,  zu  welcher  Tages- 
stunde es  auch  sei,  wenn  es  auch  noch  so  spät  ist.  Und  die  Hxtra- 
arbeit,  die  man  dem  Arbeiter  giebt,  bringt  diesem  nicht  einmal  den 
Trost  eines  i-.xtralohnes,  den  er  für  die  ..üeberstunden"  in  den 
Städten  im  allgemeinen  Ijeanspruchcn  kann.  Der  städtische  Arbeiter 
pfler^t  über  lange  Arbeitszeit  zu  klagen  und  er  würde  sofort  einen 
„Sti  iku  angefangen,  wenn  man  ihm  seinen  gehebten  halben  Feiertag 
am  Samstag  Nachmittag  nehmen  wollte.  Wenn  er  sich  doeh  einmal 
bcwulst  würde,  welch  langen,  arbeitsschweren  Tag  sein  Kamerad 
auf  dem  Lande  durchzumachen  hat.  Wenn  er  nur  „den  Stunden- 
plan" auf  einigen  Gütern  lesen  konnte,  welcher  den  Arbeiter  um 
halbfunf  an  die  Arbeit  ruft,  um  ihn  erst  um  sieben  Uhr  at>ends  wieder 
zu  entlassen,  und  dann  erst,  wenn  die  Pferde  ihre  Streu  bekommen 
haben.  Wenn  der  städtische  Arbeiter  von  alledem  nur  eine 
schwache  Ahnung  haben  würde,  so  würde  er  sich,  anstatt  über  sein 
Los  2u  klagen,  gratulieren,  wenn  er  es  mit  dem  seines  Kameraden 
auf  dem  Lande  vergliche." 

Aber  noch  andere  Momente,  als  die  bisher  genannten,  veran* 
lassen  den  englischen  Landarbeiter  zur  Landflucht. 

Vor  allem  ist  die  Verschiedenartigkeit  des  landwirtschaftlichen 
Berufes  von  den  meisten  anderen  Berufen  eine  Thatsche,  die  die 


*)  R.  Scott  Burn,  Systematic  Small  Faming.   London  1886,  S.  43. 
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hr\väf:^Lini:^  des  Landarbeiters,  vor  allem  des  jiinj^en  Arbeiters,  stark 
beeinflufst.  Die  Arbeit  im  Stalle  und  im  Hofe,  das  Düiii^erfahren 
txler  Kulimelken,  das  sind  Arbeiten,  die,  wenn  auch  vielli  ii  ht  tjc- 
sündcr  als  die  Arbeit  in  J'abiikcii,  dem  L.indat bellet  ua\ ei^leichlich 
viel  niedrii^cr  erscheinen  als  diese.  Der  vom  Kohlcnruis  beschwärzte 
Gruben-  oder  Fabrikarbeiter  bt  ihm  immer  noch  eine  angenehmere 
Erscheinung  als  der  Landarbeiter  in  seinen  schweren,  schmutzigen 
Zugstiefeln,  seinen  I^derhosen  und  seinen  schwieligen,  harten 
Händen. 

Da%u  kommt  der  Unterschied  in  dem  ganzen  Leben  des  städ- 
tischen oder  industriellen  Arbeiters  gegenüber  dem  des  ländlichen. 
Der  Landarbeiter  bleibt  „Arbeiter"  auch«  wenn  er  seine  Arbeit  be- 
endet  hat.   Ein  jeder  im  Dorfe  w  cifs,  dafs  er  Arbeiter  ist,  der  Wirt, 

bei  dem  er  trinkt,  der  kleine  Kaufmann,  bei  dem  er  einkauft  und 
alle  anderen  Dorfbewohner.  Der  städtische  oder  industrielle  Arbeiter 
ist  Arbeiter  nur  sohrnj^e  er  ,.arl)eitet".  Ist  die  Arbeit  beendet,  so 
wechselt  er  seine  alte  Arlxiterkleidung  gejjen  eine  licssere.  elec^antcre 
um,  die  ihm  die  Hilli^keit  der  j^rofsen  Stadt  ohne  f^rnisen  Aufwand 
serschafft.  Mit  dieser  Umwandlun^^^  lülilt  er  sich  bereits  als  ein 
i'.alber  „Ljentieman".  Dann  '^eht  er  \n  \r'jrm\  eines  der  vielen 
^bisiklokale  oder  in  eine  Kneipe,  trifn  lU  kannte  oder  macht  He- 
kaimts<"ha(ten,  die  ihn  alle  nicht  wie  den  Arbeiter  „Tom"  <>(\ry 
„Jack'",  sondern  wie  einen  „Herrn"  beharideln.  Der  ländliche  Arbeilei 
hat  in  der  Rec^el  keine  andere  Zerstreuung;  tür  seine  Abende  als 
die  Kneipe  des  Dorfes.  Er  hat  keinen  Uydcpark,  in  dem  er  an 
den  Sonntagen  des  Sommers  umsonst  ein  Konzert  hören  und  er 
hat  keine  Gele^^enheit  Ausflüge  zu  machen  und  sein  Vaterland 
kennen  zu  lernen.  Der  Industriearbeiter,  der  in  Bureaus,  Magazinen 
oder  Läden  beschäftigte  Arbeiter,  kann  die  freie  Zeit  vom  Samstag 
Mittag  bis  Montag  früh  zu  einem  jener  „Wochenendausflüge**  be- 
nutzen, für  die  die  englischen  Eisenbahngesellschaften  stets  enorm 
billige  Fahrgelegenheit  bieten.  Der  Landarbeiter  darf  nie  so  lange 
vr»n  dem  Gute  entfernt  bleiben.  Auch  haben  die  städti>chen  Arbeiter 
ihre  Kriketparticn,  die  ihnen,  wie  ja  allen  lin^ländern,  l)e-'*n.icrs 
am  Herzen  liegen.  In  den  kleinen  Dörfern  ist  \on  solchen  ße- 
lusti;^'un^'cn  selten  die  Rede,  die  Landarbeiter  sind  fast  nie  an  ihnen 
beleih  Ljt. 

Hine  weitere  Zerstreuung,  die  zu^Iei'^h  in  hohem  Gra'le  bildend 
auf  den  Stadtarbeiter  wirkt,  sind  <Mv  /ahlreichen  Ver-sanunlun^en 
imd  \'orlräi;e,  die  er  besuchen  kann.    Und  es  giebt  wenige,  die 
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nicht  an  solchen  Versammlungen  mehrere  Male  im  Jahre  teilnehmen, 
es  sei  an  VersiunniiuiiLrcn ,  in  denen  allfremeinc  ethische  Frai/en 
diskutiert  werden  oder  au  solchen,  die  spciiell  sozialpolitische  oder 
wichtige  TagestVav^cn  zum  Gegenstand  haben.  In  solchen  Ver- 
sammlungen gewinnt  das  Selbstbewufstsein  des  Arbeiteri>  al:>  Bürger, 
er  wird  zum  Denken  veranla&t  und  entwickelt  vielleicht  Fähig- 
keiten, deren  er  sich  auf  dem  Lande  nie  bewufst  geworden  wäre^ 
weil  ihm  dort  jede  Gelegenheit  fehlte,  sie  auszubilden  oder  zu  be* 
thätigen. 

So  sehen  wir:  die  Lage  des  Landarbeiters  ist  schlechter  als 
die  des  Industrie*  oder  Stadtarbeiters  und  zwar  schlechter  bezüglich 
seiner  Stellung  als  Lohnempfänger,  als  Arbeiter,  ab  Mitglied  der 
Gesellschaft  und  schliefslich  als  Mensch,  insofern  er  nicht  imstande 
ist,  seinen  BUdut^[skreis  in  der  gleichen  Weise  wie  der  stadtische 
Arbeiter  zu  erweitern.  Sollen  wir  es  dem  Landarbeiter  verdenken, 
wenn  er,  um  seine  Stellung  in  all  diesen  Beziehungen  zu  verbessern, 
die  „sauberen,  gesunden  Felder"  und  die  ^ulc  Landlufl  niif^iebt  und 
abwandert?  Im  Gegenteil,  es  ist  diese  Flucht  des  Landarbeiters  als 
das  Resultat  eines  Strebens  nai-h  X'erbesscrung  seiner  materiellen 
und  geistigen  I'^xistcnzbedingungen  als  etwas  kulturell  durchaus  Ge- 
sundes anzusehen. 

Auch  diejenigen,  welche  in  der  Landflucht  ein  grolses  Ucbel 
sehen,  weil  sie  die  Stellung  der  Pächter  erschwert,  können  nicht 
leugnen,  dals  die  Abwanderung  zum  grofsen  Teil  der  wucliscndcn 
Einsicht  des  Arbeiters  zuzuschreiben  ist,  dafs  er  materiell  und  kulturell 
sich  als  Arbeiter  in  anderen  als  landwirtschaftlichen  Berufen  besser 
steht.  „Die  bessere  Erziehung  war  die  Hauptursache  der  Ab- 
wanderung" meinte  Gare  Sewell  Read,  ein  sehr  starker  Vertreter 
des  Pächterinteresses, ^)  ,Je  mehr  zivilisiert  der  Mann  wurde,  um 
so  mehr  wurde  er  zum  Klub*  und  Gesellschaftsmensch".  Danach 
kann  man  entweder  die  Abwanderung  als  etwas  Erfreuliches  oder 
die  „bessere  Erziehung"  als  etwas  Unerfreuliches  betrachten.  Und 
mit  der  letzteren  Auffassung  dürften  diejenigen  I^nd Interessenten, 
welche  sich  auf  Kosten  des  kulturellen  Fortschritts  dumme  und 
billige  Landarbeiter  sichern  wollen,  sicherlich  nicht  auf  den  Beifall 
des  englischen  Volkes  und  seiner  Sta.itsmänner  rechnen.  Nur  ein 
egoistischer  denkender  Interessent  kann  die  Vorteile  leugnen,  welche 
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die  M(Wlirhkeit  der  Abwanderung  der  englischen  Landbevölkerung 
gebracht  hat.  Demgegenüber  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  sie  die 
Lage  der  ländlichen  Arbeitgeber  vor  allem  seit  dem  Auftreten  der 
überseeischen  Konkurrenz  bedeutend  erschwert  bat 

Aber  wir  dürfen  hier  nicht  zu  schwarz  sehen.  Denn  erstens 
hat  das  Gesetz,  dafs  hoher  Arbeitslohn  höhere  Arbeitsleistung  be- 
deutet, sich  auch  in  der  englischen  Landwirtschaft  erfüllt.  Denken 
wir  nur  an  die  verschiedene  physische  Beschaffenheit  der  Arbeiter 
in  Südengland  und  Nordengland  und  die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit derselben,  die  allein  auf  die  Verschiedenheit  der  Lohnhöhe 
und  der  damit  zusammenhängenden  verschiedenen  Ernährungsweise 
zurückzufuhren  ist.  Wo  der  Landwirt  aber  ftir  den  höheren  Lohn» 
den  er  zu  zahlen  hatte,  nicht  in  einer  entsprechend  höheren  Arbeits- 
leistung Ersatz  Uaid,  da  hat  die  Anwendung  von  arbeitserparenden 
Maschinen  eingesetzt  und  die  Wirkung  der  steigenden  Lohne  für 
den  Landwirt  abgeschwächt.  Schliefslich  müssen  wir  bedenken,  da& 
die  landwirtschaftliche  Krisis  im  allgemeinen  wob!  durch  das  Steigen 
der  Löhne  verschärft  wurde,  dafs  sie  aber  ki  ineswegs  durch  ein 
Stagnieren  derselben  hatte  verhindert  werden  können.  Die  Agrar- 
krisis  der  80 er  und  90er  Jahre  war  die  Folge  der  infolge  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  immer  mehr  .sinkenden  Getreidepreise.  Der 
tiefe  Weizenpreis  machte  es  unmöj^lirh,  die  unfriirhtbarc:i  Roden 
weiter  mit  Getreide  zu  bebauen,  wie  man  es  ein  Jahriiundert  laiiL^ 
mit  fast  unterbrochenem  Gewinn  i^ethan  hatte.  Die  Grundrente 
fiel,  aber  die  Pachtrente  vermochte  sich  den  verminderten  IVher- 
schüssen  nicht  sogleich  anzujiassen.  Sie  wurde  erst  allmalilich 
hcral);4rset/.t ,  nachdem  unzählige  Pächter  an  lihcrmäfsigen  i'acht- 
rentcavcrplliclitungfen  zu  Grunde  gegangen  waren.  '  f  r)ieser  Prozefs 
wurde  vielleicht  durcii  da.s  Steigen  der  Löhne  bcsclilcunigt,  aber  ein 
gleichbleibender  Lohn  hätte  ihn  nicht  verhindern  können. 

Demgegenüber  sind  die  Vorteile,  welche  die  Landarbeiterbcvöl- 
kcrutig  I'Jiglands  dun  Ii  die  Abwanderung;^  und  daa  demeiitsprechende 
Steigen  der  Luinie  gehabt  hat,  so  .sichtbar,  dafs  sie  die  Schwierig- 
keiten, in  welche  die  Landwirte  durch  die  Landflucht  versetzt  sind, 
weit  aufwiegen.  „Wünscht  irgend  jemand,"  so  fragt  Fox,  „zu  der 
Periode  der  20  er  oder  50  er  Jahre  zurückzukehren,  wo  der  Arbeits- 
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markt  aufserhalb  der  nördlichen  Gra&chaften  so  überfüllt  war,  dafs 
die  Arbeiter  keine  genügende  Beschäftigung  finden  konnten?" 

Aber  so  viel  Erfreuliches  wir  über  die  Lage  der  Landarbeiter 
in  England,  vor  allem  im  Vercjlcich  zu  früheren  Zeiteil,  berichten 

konnten  und  so  sehr  wir  der  Abwanderun*^  den  Hau[)tantcil  an  dem 
heuti<;en  Wohlstand  der  ländlichen  Arbeitcrklas!=^c  zn>rhreiben  müssen, 
wir  können  doch  nicht  umhin,  die  Landflucht  als  solche  zu  be- 
dauern.  Ks  ist  unzweifelhaft,  dafs  es  für  die  physische  und  mora- 
lisr'K  (rcsundhcit  der  Menschen  und  der  Arbeiter  besser  wäre,  auf 
dem  l^nde  zu  leben  als  in  den  Städten.  Hin  jeder  Sfjzialpnlitikcr 
würde  wohl  zugeben,  d.ils  die  Arbeitcrbcvolkcrun^  uincs  Landes 
ein  un<^lcich  gedeihlichere.^^  Leben  auf  dem  I^nde  als  in  ilcr  Stadt 
führen  würde.  Hin  jeder  würde  sich  über  eine  wachscnile  Oiiote 
der  Landbcvölkct  uu,;  im  Staate  von  Herzen  heuen,  \  urausj^ciclzl, 
dals  dieselbe  .luf  dem  Lande  denselben  Lohn  und  dieselben  An- 
nehmlichkeiten des  materiellen  und  kulturellen  Lebens  genösse  wie 
in  der  Stadt,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nicht  gezwungen 
auf  dem  Lande  bliebe,  sondern  in  dem  fiewufstsein, 
dafs  die  Beschäftigung  au  fdem  Lande  die  wünschens- 
werte und  befriedigendste  sei.  Fragen  wir  uns  daher  am 
Schluts  unserer  Ausfuhrungen:  ist  eine  Möglichkeit  vorhanden,  die 
Bevölkerung  dem  Lande  zurückzugewinnen  und  welches  ist  diese 
Möglichkeit  ? 

Es  gicbt  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  Kngland 
\'ielc,  welche  der  lanflw  irt^chaftlichen  Krise  in  erster  Linie  die  I^nd« 
flucht  zuschreiben.  Der  l*ächter,  so  meinen  sie,  verdiene  nicht 
genug,  um  die  Löhne  bezahlen  zu  können,  bei  denen  der  Land- 
arbeiter auf  dem  Lande  bliebe.  Wenn  man  aber  den  (  letreidebau 
w'ieder  rentabel  machte,  wie  er  es  früher  war,  wenn  man  wieder 
zum  Anbau  derjenigen  Ackerböden  überi^inge,  die  man  in  den 
letzten  25  Jahren  hafie  aufgeben  niÜNNcn,  il.mn  werde  der  Landwirt 
mehr  Arbeiter  henüligeii,  ihnen  gute  Lehne  zahlen  kunnen  und  sie 
tlem  Lande  erhalten.  „Das  Kinzige,  wa^  die  Abvv.uulerung  autlialtcn 
kann,  ist  ein  Aufleben  der  Landwirtschaft,"  erklärte  Mr.  Read,  ein 
Vertreter  des  Grofpächtcrintcresses,  und  es  ist  unzweifelhaft,  dafs 
er  mit  „Landwirtschaft"  den  Getreidebau  meinte.')  So  hat  denn 
auch  die  Frage  der  ländlichen  Abwanderung  in  der  jüngsten  Dis- 
kussion über  die  eventuette  Einführung  von  Getreidezöllen  in  Eng* 
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land  eine  Rolle  gespielt.  So  grofs  aber  ist  im  allgemeinen  bei  allen 
Politikern  die  Sorge  über  die  immer  stärker  werdende  Landflucht» 
dafs  selbst  der  freihändlerische  Sir  E.  Grey  meinte,  „wenn  die  ge- 
schätzten Herren  von  der  Opposition  einen  Zol)  dieser  Art  bean- 
spruchen mit  der  B^ründung,  dafs  er  den  landwirtschaftlichen 
Dbtrikten  heilsam  sein  und  bewirken  werde,  das  Volk  wieder  auf 
das  Land  zurückzubringen,  so  würden  sie  damit  ein  viel  stärkeres 
Argument  haben  als  irgend  eines,  das  sie  vorgebracht  haben*'. 

Dieses  Argument  ist  denn  auch  in  den  letzten  Wochen  oft  zur 
BegriinciunfT  von  Getreidezöllen  ausn;csprochon  worden.') 

Noch  immer  spukt  der  Geist  des  alten  Yountjschcn  Rczejjtes 
vom  Jahre  1772:  wenn  ihr  die  Leute  auf  dem  I^inde  festhalten 
wollt,  dann  tnülsi  ilir  fk-m  X'olk  in  den  Städten  die  Nahrunj^smittel 
vertcurrn.  Arthur  Voung  war  auirichtijif  j^cnii^jf.  sich  einfarh  und 
dein  Hell  tur  das  I'ächt<*rinteresse  auszu-^prcrhrn,  dem  aile^  (hu  .m  lag, 
ciiuii  u[)crfüllten  ländlichen  Arbcitvniarki  /u  halben.  Die  heutigen 
Lauduitcressenten  wünschen  genau  da>..->cUH',  aber  um  es  zu  erreichen, 
werden  sie  als  ein  Hauptmotiv  für  die  Kinführung  \on  Kcrn/oHcn 
die  „Hinscliränkung  der  Landflucht"  in  den  X'ordergrund  >teilen, 
um  so  das  Interessentenmäfeige  in  ihrer  Forderunj>;  zu  verdecken. 
Die  Liberalen  und  die  Gegner  des  Schutzzollsystems  werden  aber 
wohl  weise  genug  sein,  um  auf  eine  solche  Argumentation  nicht 
„hereinzufallen".  Denn  was  zeigt  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Landarbeiterfrage  und  Landflucht  in  England? 

Wir  sahen  einerseits,  dals  die  Landflucht  besonders  stark  zu 
werden  begann  gerade  in  derjenigen  Zeit,  als  der  englische  Getreide- 
bau  die  h<">chsten  rcl)crschüsse  abwarf  und  die  grölst^  Ausdehnung 
fand.  Der  (irofsbetrieb,  die  rentable  ßetriebsform  für  de;  '  '  cicie- 
bau,  verdrängte  den  Kleinbetrieb  und  machte  den  landbes»itzenden 
Arbeiter  /.um  besitzlosen  Tagelöhner,  oiinc  iiim  dafür  eine  hin- 
reichende Beschäftigung  auf  dem  Gute  des  ürol'spachters  zu  ge^ 
währen. 

Andererseits  sahen  wir,  flafs  unter  dein  Regime  der  Korn/ölle 
die  Bevölkerung  freilich  auf  dem  Lande  bheb;  nicht  aber  weil  die 
Bedingungen  für  sie  auf  flem  Lande  gute  waren,  sofidorn  indem  sie 
die  l  ntTu'tglichkeit,  einen  besseren  Arbeitsm.irkt  ,uil/u>Krhcn,  mit 
(i  e  w  a  1 1  auf  dem  I,  a  n  d  e  f  es  t  ii  i  e  1 1  und  den  schlechtesten 
Bedingungen  unterwarf.    Jedenfalls  zeigte  es  sich  in  der  Zeit 
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von  1760  bis  1846  deutlich,  dais  üci  Anbau  der  bchlcchtca  und 
schlechtesten  Böden  zur  Deckung  des  heimischen  Getreidebedarfs 
nicht  imstande  war,  den  Landarbeitern  Beschäftigung  und  Löhne  zu 
verschaffen,  wie  sie  ihren  bescheidensten  Ansprüchen  entsprochen 
hätten.  Andererseits  sahen  wir,  dats  von  der  Zeit  ab,  wo  England 
nur  mehr  da  Getreide  baute,  wo  es  unter  &st  denselben  Kosten 
wie  auf  den  jungfräulichen  Böden  Amerikas  produziert  werden 
konnte,  der  Landarbeiter  bei  sinkenden  Kosten  seiner  Ernährung 
steigende  Geldlöhne  bezog  und  seine  Lage  von  Jahr  zu  Jahr  ver* 
besserte.  Die  Ursache  dieser  verbesserten  Lage  aber  war  die  Ab- 
wanderung. Anstatt  den  unfruchtbaren  Boden  zu  bebauen,  der  bei 
Mehraufwand  von  Kapital  und  Arbeit  nur  relativ  abnehmende  Er- 
träi^c  lieferte,  strömen  nunmehr  die  Arbeiter  in  die  Stä  Ite.  um  dort 
dasjenige  zu  produzieren,  was  immer  zu  denselben  oder  ^ar  ab* 
nehmenden  Kosten  ]  •oduziert  werden  kann.  Indem  sie  diese 
Produkte  pj^^^^n  das  billige  Getreide  des  Auslandes  eintauschen, 
sind  sie  imstande  sich  zu  ernähren  und  ihre  Lebenslage  zu  bessern. 

Wir  wollen  inrht  erörtern  ,  oh  Korn;?öl!e  den  englischen 
Landwirten  iR-ltcn  wurden.  Kein  Land  hat  die  Seliäfllichkeit  von 
Getreidezöllen  und  l)e>oiKiers  ihre  selKidii^ende  WirkuiiLi'  auf  die 
Lage  der  l^andwirle  so  gründlich  erprobt  wie  I'.ni^land.  Alier  set/en 
wir  voraus,  es  gelänge  chin  h  Korn/olle  wieder  die  unfruclul)arcn 
Acker! )üden,  die  man  in  den  Iclzlcn  Jalu/.cluilcn  aufgegeben  hat, 
an/ul)auen.  Sicherlich  würden  dann  absolut  mein-  Arbeiter  in  der 
Landwirtschall  Jk'scluittigung  linden  als  jclzl,  sicherlich  würden  mehr 
auf  dem  Lande  bleiben  —  aber  sicherlich  nur,  weil  mit  der  Ein- 
führung des  ZoUschutzes  der  Abfluls  in  industridle  Berufe  nicht 
mehr  so  stark  sein  würde  als  jetzt.  Sie  würden  gezwungen 
bleiben.  Und  mit  Recht  fragt  Wilson  Fox:  „Unter  welchen 
Bedingungen  sollen  die  Arbeiter  auf  dem  Lande  bleiben?  In 
gröGseren  Massen,  überfüllten  Häusern,  niedrigen  Löhnen  und  un- 
regelmäfsiger  Beschäftigung  oder  in  geringerer  Zahl  und  unter  den 
entgegengesetzten  Lebensbedingungen?  Ist  letzteres  der  Fall,  wenn 
der  Pächter  oder  wenn  der  Arbeiter  das  Uebeigewicht  auf  dem 
Arbeitsmarkte  hat?"  Kornzölle  einführen  aber  hielse  nichts  weiter 
als  durch  eine  künstliche  Beschränkung  der  l^ndÜucht  den  Arbeits- 
markt zu  Gunsten  des  Landwirts  und  zu  Ungunsten  des  Arbeiters 
beeinflussen. 

Ist  es  nun  möglich,  dem  Lande  seine  Bevölkerung  zu  erhalten, 
ohne  da(s  jene  schädlichen  Folgen  eintreten  würden,  wie  sie  einst 
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das  ens^lischc  Schut/zollsystem  gezeitigt  hat  und  wieder  zeitigen 
würde,  wenn  man  es  von  neuem  einführte?  Ist  die  l  ihaltung  der 
Landbe\  ölkerunf^  ohne  Anwendung  künsthcher  Mittel  nioL^dich  und 
zwar  so  möglich,  dals  sie  eine  materielle  und  kulturelle  He^scniiVj^ 
ihrer  Lage  bedeutet?  Wir  zweifeln  nicht  daran.  Aber  wie  soll  dies 
geschehen  r 

Wir   haben  gesehen,  dafs  die  starke  Entwicklung  der  Land- 
flucht zu  der  Zeit  in  England  begann,  als  man  den  Landarbeiter 
von  einem  kleinen  Pächter  oder  Bodeneigentümer  zum  besitzlosen 
Tagelöhner  machte.   Nicht  als  ob  die  damalige  Entwicklung  des 
englischen  (Trofsbetriebs  in  der  Landwirtschaft  die  einzige  Ursache 
für  die  steigende  Abwanderung  gewesen  wäre.  Die  Anziehungs* 
kraft  der  Städte  und  Industrie  war  gewifs  die  Haupttriebfeder  für 
die  Landflucht.   Aber  ebenso  gewifs  hätte  die  Abwanderung  im 
i8.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  niemals  den 
starken  Grad  erreicht,  wenn  die  Zahl  der  kleinen  I^ndwirte  nicht 
durch   das  Zusammenschlagen  der  Pachtgüter,  den  Verlust  der 
Parzellen  und  durch  die  Linhegungcn  beständig  vermindert  worden 
wäre.    Auch  die  englischen  Kleinbauern  gingen  in  jener  Zeit  zu 
Grunde.    Sie  verkauften  ihren   Kleinbesitz,   um   grolse  (iüter  zu 
jmrhten.   Denn  es  war  bei  den  stei;:jenfien  rietreidepreisen  rentabler 
geworden,  ein  grofser  Pächter  als   ein   kleiner  Bauer  zu   sein.  ') 
Hatten  aber  auf  dem  kleinen  Bauen igut  der  Bauer  und  seine  Söhne 
die  Hauj)tarbeit  verrichtet,  so  hatte  der  zum  Grul:spachler  gewordene 
Bauer  iminiehr  die  Leitung  des  (lutes  zu  besorgen.    Die  Arbeit 
verrichteten  Lcjhnarbeiter,  und  seine  Sühne  benötigte  er  nicht  mein. 
Sie  konnten  Kaufleute,  kleine  Fabrikbesitzer  u.  s.  w.  werden,  also 
in  die  Städte  abwandern. 

AU  diese  Umstände  haben  die  Abwanderung  enorm  verstärkt 
Die  steigende  Rentabilität  des  Getreidebaues  im  Grofsen  schuf  den 
landwirtschaftlichen  Grofsbetrieb.  Der  landbesitzende  oder  land< 
pachtende  Arbeiter  mufste  seine  Scholle  hergeben,  der  kleine  Bauer 
verkaufte,  die  kleinen  Pächter  wurden  durch  grofse  ersetzt  Heut- 
zutage, wo  der  Getreidebau  in  England  immer  mehr  an  Rentabilität 
einbüfst,  bedauert  der  Grundbesitzer,  dafs  seine  Vorfahren  die  kleinen 
Güter  zu  wenigen  grofsen  zusammenschlugen.*)   Sie  rissen  die 

')  Vgl.  mdnea  Aufsatz :  „Der  Untergang  kleinbäuerlicher  Betriebe  in  Hngland" 
in  Conrads  JahrbQchern,  August  1903.  Heft  II,  S.  14$  ff. 

*)  Vgl.  Report  Small  Holdings  1889,  qu.  53,  desgl.  Shaw  I.efevre,  Agrarisn 
Teoures.    London  1893,  S.  39. 
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kleinen  l'armhäuscr  oieder  und  ihre  Nachkommen  scheuen  vor  den 

Ausj^aben  zurück,  um  sie  wieder  aufzurichten.  Dennoch  er- 
scheint CS  unzweifelhaft  dafc  mit  der  stcicTCiidin 
Rentabilität  der  X'iehzu  hi  und  Kleinkultur  tl  i  c 
(.'hance  für  den  K  1  e  i  n  b  e  t  r  i  e  1)  zu-,  tl  i  c  für  den  Orols- 
b  et  rieb  abnimmt.  I*!s  erscheint  immer  wünschenwci'ter .  den 
ka[»iLalmtensiveii  (irofsbelricb  durcli  einen  arbcit-^intensivcn  Klein- 
betrieb zu  ersetzen.  So  gewinnt  der  Kleinbetrieb  okonomiscli  luuner 
mehr  an  Ik'deutun;T. 

.Seine  sozralj><>litischeM  X'orteile  aber  sind  unl»cstreithar.  Der 
Landarbeiter,  der  seinen  Garten  hat  und  ein  Stück  Weide  mit  ein 
oder  zwei  Kühen»  einige  Schweine,  Huhner  und  Gänse  u.  s.  w.  be- 
sitzt, wird  ung[]eich  lieber  auf  dem  Lande  bleiben  als  der  besitzlose 
Tagelöhner.  Seine  landwirtschaftliche  Beschäftigung  auf  dem  eigenen 
oder  wenigstens  (ur  eigenen  Vorteil  bewirtschafteten  Boden  ist  ihm 
eine  Freude  und  Erholung  in  weit  gröfserem  Mafse  als  die  Abend- 
und  Nachmittagunterhaltungen  der  Stadt,  bei  denen  er  seine  er- 
sparten Gelder  wieder  hergiebt.  Andererseits  hat  er  die  berechtigte 
Hoffnung  vor  Augen,  durch  Fleifs  und  Sparsamkeit  sich  zu  einem 
„kleinen  Pächter"  aufzuschwingen.  Durch  die  Bewirtschaftung  eines 
eigenen  oder  gepachteten  Stückchen  lindes  föhlt  er  sich  unabhängig 
und  weit  über  jenem  Arbeiter,  der  lediglich  auf  dem  Gute  des 
Grofspächters  arbeitet. 

Man  hat  nun  aus  zwei  driinden  gemeint,  dals  die  .Ausbreit aiig 
der  Parzellenbetricbe  oder  Allotments  keine  Zukunft  liätte.  lunnial 
wnndte  man  'i'^li   gegen  cüe  ökonomische  Leistungsfähigkeit  der 
AUotnienls.    So  hat  z.  H.  (iraham  in  seinem  bekannten  Werke  «.in 
zifmlicii   ungünstiges  Urteil  über  die  Parzellenljetricbe  gefällt.  \\r 
hat  jtdoch  in  er.>ter  Linie  von  I'ar/.ellenl)etrieben   gesprochen,  in 
tleiun  .'\cketl)au  getrieben  wird.'  *   Lud  es  ist  in  der  That  der  Acker- 
bau che  schwächste  Seite  des  l'ar/.ellenlandwirts.  Die  Krfolge,  die  man 
einst  \'ou  der  Spatenkultur  für  den  (ietreidebau  erwartete,  sind  im 
grrilsen  (  lanzen  ausgeblieben.   W  ill  aber  der  kleine  Parzellenland wirt 
seinen   .Acker  pflügen,  so  mufs  er  in  der  Regel  Pferd  untl  Geiät- 
schaften  von  dem  grofsereii  Xaciibargut  mieten.  Ob  sich  in  Lnglan«  !  für 
solche  kleinen  Ackerbauparzeilen  Genossenschaften  zum  Ausleihen 
von  Pferden,  Pllügen  und  Gerätschaften  organisieren  lassen,  ist  frag- 
lich, auch  darin  möchte  ich  Graham  recht  geben.  Aber  der  .'\cker- 

')  Vgl.  Ciraliftm  a.  a.  O.  S.  119  u.  lao. 
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bau  ist  ja  ;Tar  nicht  die  Domäne  des  kleinen  Landwirts.  Sein 
Hauptproduklionsfjebict  ist  die  Viehzucht  und  die  Klcin- 
kultur.  In  diesen  Produktionszweigen  ist  der  Arbeitseifer  und  die 
Arbeitsintensität  des  kleinm  \\  irtes  ein  Vortril,  den  der  ^rolse 
Landwirt  durch  Kapital,  Masciiineric  u.  s.  w.  nicht  ersetzen  kann. 
Aber  freihch  mit  der  Arbeitsintensität  allein  ist's  nicht  gethan. 
Dic;>em  \'orteil  des  Kleinbetrieb^  su  hen  Xachteile  i;e;^fenüber,  welche 
der  ("irorsbctricl),  wciui  er  sich  mit  der  Viehzucht  und  Klciiskuliur 
befafst,  nicht  aufweist.  Die  Naclitcilc  des  Kleinbetriebs  hegen  in 
der  mangelhaften  Art,  wie  er  seine  Produkte  absetzt  Solange  der 
Kleinbetrieb  kleine  Quantitäten  an  die  nachbarliche  Bevölkerung 
detaiJistisch  verkauft,  ist  er  jedenfalls  in  der  Molkereiwirtschaft,  dem 
Gemüse*  und  Obstbau  u.  s.  w.  dem  Grofsbetrleb  zumindest  gleich* 
gestellt.  Sobald  er  aber  lur  grolse  Absatzmärkte  produziert,  unter- 
liegt er  der  Konkurrenz  des  Grofsbetriebs,  der  im  grofsen  produ* 
ziert  und  im  grofsen  verkauft.  Es  bezieht  sich  dies  vor  allem  auf 
diejenigen  Produktionszweige,  die  in  der  Verwertung  tierischer  Pro- 
dukte bestehen,  und  ebenso  auf  den  Obst-  und  (iemüsebau,  auf 
die  (i<  n  ijcl-  und  Schweinezucht  und  auf  den  Eierverkauf.  Kiiier- 
seits  hat  der  Kleinbetrieb,  z.  H.  in  der  Butterproduktion,  nicht  die 
nölii^en  Maschinen,  wie  z.  H.  I'.iitrahmunt,'smaschinen,  um  eine  L^lcich- 
niälsii:;e  ^'ute  Ware  rc^fehnälsii^  zu  versenden.  .Andererseits  hat  er 
bei  dem  N'ersand  weit  '^rorscre  L'nkosien  als  der  L,n()l>e  Landwirt, 
der  f^Tolsf"  Chiantitätcn  senciet.  1  >ic  ii;!!iirliche  h'ol;_;e  ist.  dals  die 
^anz  kiciiicn  Landwirte  in  fvn^dand  licu'n  nur  einen  lokalen  Absatz- 
markt haben,  der  oft  ulHilullt  ist,  olme  dals  ein  .Abfluis  für  die 
überflüssi;^en  Produkte  vorhanden  ist.  .Aber  dieser  Xaclilcil  iälst 
sich  nun  vortretTlich  durch  ^genossenschaftliches  Vorgehen  beseitigen. 
Die  Molkereigenossenschaft  ermöglicht  es  selbst  dem  kleinsten  Land- 
wirt, der  vielleicht  nur  eine  Kuh  hat,  seine  Butter  ebenso  weit  zu 
versenden  wie  der  grofste,  oder  seine  Milch  sterilisiert  zu  verschicken 
oder  aus  den  entlegensten  Gralschaften  den  Londoner  Markt  mit 
vorzüglichem  Rahm  zu  versorgen.  Ebenso  bietet  ihm  das  genossen- 
schafdiche  Vorgehen  die  Möglichkeit,  seine  sonstigen  Produkte  im 
Zusammenschlufs  mit  anderen  in  grofsen  Massen  und  zu  ebenso 
billigen  Frachtsätzen  zu  versenden  wie  der  Grofslandwirt  Die  gc- 
nossenschaftliche  Organisation  bietet  dem  kleitisten  Landwirt  die» 
selbe  Chance  in  liezug  auf  Produktion  und  Absatz  im  grofsen,  wie 
sie  der  grofse  Landwirt  hat,  und  dazu  kommt  der  Vorteil,  dals  der 
Kleinbetrieb  den  ürolsbetrieb  durch  intensivere  Arbeitsleistung  Uber- 
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trifft.  Die  ökonumischen  Eigenschaften  des  Klcinl)clricbs,  der  sich 
auf  genossenschaflhcher  Hasis  organiiiirt,  bieten  also  allen  Anlals. 
an  eine  glänzende  Entwicklung  desselben  zu  erlauben,  l'iid  es  ist 
in  hohem  tiiade  eiirculich,  wie  erfolgreich  die  cn^lisclic  Agricultural 
Organization  Society  den  Gedanken  des  kooperativen  Zusammen- 
schlusses schon  inelen  Ideinen  imd  kidnsten  Landwhten  beizubringen 
verstanden  hat. 

Aber  wir  wollen  noch  einen  anderen  Einwand  gegen  die 
Parzellenbetriebe  der  Landarbeiter  hören.  Er  ist  alt  Man  sagt, 
der  Arbeiter  werde  durch  die  Arbeit  auf  dem  eigenen  Boden  zu 
sehr  von  der  Arbeit  auf  dem  fremden  Gute  abgelenkt.  Der  greise 
Pächter  werde  ihn  daher  fortschicken,  während  andererseits  das 
Gut  des  Arbeiters  zu  klein  sei,  um  ihn  vollständig  zu  erhalten. 
Dieser  Einwand  verträgt  sich  wenig  mit  der  lauten  Klage  der 
Pächter  nach  Arbeitern.  Sollte  es  ihnen  nicht  doch  vielleicht  auf 
die  Dauer  lieber  sein,  einen  ständigen  Arbeiter  zu  haben,  auf  den 
sie  sich  \  erlassen  können  und  der  ihr  (int  kennt,  als  jeden  i^e- 
liebigen  Arbeiter,  dessen  sie  i;ciadc  lialjliaft  werden?  Und  wälirend 
sie  cfcradt"  narli  iun^'cn  Arbcilskräücn  siu-hcn  und  behaupten,  nur 
die  ahen  Leute  blieben  noch  auf  dem  l-ainl.  wäre  es  nicht  X'crtcils 
genug,  wenn  die  l'ar/elU-nbctncbe  ilinen  ^\•ie^.ie^  junge  Ar!)eitskraftc 
lieferten?  Und  würden  diese  jungen  Arbeiter,  trolzdeni  sie  eigenes 
Land  hätten,  nicht  auf  den  grofsen  Gütern  besser  arbeiten  als  die 
alten  Lohnarbeiter  ohne  Land?  Es  ist  nicht  nur  in  Deutschland 
der  Fall,  dafs  der  Landwirt  in  einem  gewissen  patriarchalisch-feuda- 
listischen Verhältnis  zu  seinen  Arbeitern  stehen  möchte,  obschon 
es  in  der  englischen  Sprache  kein  „Du^  und  ,JSie*'  giebt.  Der 
englische  Landwirt  sieht  es  oft  ungern,  dafs  seine  Arbeiter  auch 
„halbe''  Landwirte  sind.  Aber  er  hat  nunmehr  nur  die  Wahl: 
Arbeiter  mit  Land  oder  Land  —  ohne  Arbeiter. 

üeberall  besteht  in  Engtand  eine  starke  Nachfrage  nach  Allot- 
ments  oder  Parzcllenbetrieben.  Die  kleinen  Güter  l^ringen  aner- 
kannterweise eine  weit  höhere  Pachtrente  pro  Acre  als  groCse 
Güter. ')  Auch  zeigt  die  Betriebsstatistik  von  1895  eine  Zunahme 
der  kleinen  Güter  gegen  dcrjenicren  von  1885.-)  Die  !*ar7c]lcn- 
bctriebc   unter  i   Acre  (045  haj  haben  sich  iu   der  Zeit  von 

'1  Vj;l.  Report  Sniall  Holdings  (]U.  625  fi. 

-)  Rcturos  as  lo  ihc  number  and  sizc  ot  agricultural  boldings  in  Üic  ycar 
1895  p.  XIV. 
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18-3  bis  1895  sogar  von  242542  auf  473714,  also  fast  um 
100",,  vermehrt.')  Diese  l'.irzellcnbctricl)e  aber  werden  frcilicli 
keineswep^s  immer  \oii  [  .anciarbeitcrn  Ijewirtschaftct.  Kleine  Hand- 
wctkcr,  /.unickL,av,o;^^enc  Kaufleiite.  Fabrikarbeiter  u.  s.  \v.  bilden 
vielleicht  noch  einen  gröfserca  l'roi^cntsatz  der  Bewirli>chafter  jener 
All'  iiiients.  Daher  haben  jene  Zahlen  für  unsere  Retrat  htung 
nicht  eine  vollwertige  Hedeutunsf-  Aiicii  wäre  es  wünsrhenswert, 
einige  Aufschlüsse  über  die  AUotincats  von  i,  2  und  3  Acres  zu 
besitzen,  die  landwirtschaftlich  bedeutsamer  sind.  Dals  der  Land- 
arbeiter ein  IddenscluiftlidKr  Freund  der  Allotments  ist,  kann  nicht 
geleugnet  werden.  Auch  die  englische  Regierung  gelangte  zu  der 
Ueberzeugung,  dals  angesichts  der  groisen  Nachfrage  nach  AUot- 
ments,  besonders  von  seilen  der  I.andarbeiter,  etwas  für  die  Ent* 
widdung  der  Parzellenbetriebe  gethan  werden  müsse.  Auf  beson- 
deres Betreiben  von  Joseph  Chamberlain  und  Jesse  Collings  gingen 
im  Jahre  1887  und  im  Jahre  1890  Gesc^  durch,  welche  die  Bil* 
dung  von  Parzellcnbctrieben  durch  Vermittlung  der  Lokalbehörden 
erleichtern  sollten.  Auch  der  Small  Holdings  Act  von  1892,  der 
hauptsächlich  die  Wiederbelebung  eines  Bauemstandes  bezweckte, 
sollte  ein  Mittel  bilden,  um  flie  Abwanderung  vom  Lande  einzu- 
schränken. Mr.  Chaplin,  der  damalige  Landwirtschaftsrninistcr,  er- 
klärte ausdrücklich.*)  als  er  die  Bill  einbrachte,  man  kiuuie  die 
Landilucht  dadurch  einschränken,  dals  man  <tcr  Landbevölkerung 
mehr,  als  es  jetzt  der  Fall  sei,  üelegcnhcit  i;äbe,  in  ihrem 
eii^nen  Interesse  und  für  ihren  eigenen  Nutzen  auf  dem 
Laude  zu  arbeiten.  Auch  die  jungen  Leute  würden  viel  grulserc 
Lust  emphndcn,  auf  dein  Lande  zu  bleiben,  wenn  sie  die  Aussicht 
hätten,  durch  ihren  eigenen  i  leifs  einmal  ein  kleines  Gut  ^u  über- 
nehmen. 

Im  allgemeinen  aber  hat  weder  der  Allotments  Act  und  noch 
weit  weniger  der  Small  Holdings  Act  die  Erfolge  gehabt,  die  man 
wünschte.  Weit  mehr  als  der  Staat  oder  die  Lokalbehörde  kann 
der  Grundbesitzer  und  der  Pächter  thun.  Aber  nur  zu  oft  ist  der 
gro(ke  Pächter  der  Entwicklung  von  Allotments,  wie  wir  hörten, 
feindlich  gesinnt.  Ja  es  mag  sogar  häufig  vorkommen,  dals  der 
Grofspächter  seinen  Kinflufs  in  der  Lokalverwaltung  dazu  benutzt, 
die  Bildung  von  Parzellenbctrieben  zu  verhindern,  wo  eine  Anwen* 


')  Vgl.  t  bi-nda  S.  62. 

»}  Vgl.  G.  Shaw  Lcfcvr«  a.a.O.  S.  79—80. 
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dun^  der  genannten  (lesctze  ciwiinsrln  waw.  Dies  ist  sicherlirli 
ein  (rrund,  wesliall»  <\\v  Krfolgr  di  ;  AllotnKin- Aktes  nicht  den  Kr- 
wartiinc^cn  voll  entsprachen.    Aiiderer>.t'ils  der  GüteraL^enl  des 

(irundbc-it/crs  in  der  Res^el  dem  (irulspat.  hier  näher  als  dem 
kleinen  I  aiK'.w  irt  o  lcr  Arbeiter.  Der  (niteraqent  aber,  der  für  den 
(iruadbc>ilZLr  den  Pachtveriraj^  mit  dem  Pächter  abschlielst  und 
alle  anderen  (Teschäftstragen  re^ijelt,  hat  wiedetiini  einen  nicht  zu 
unterschätzenden  Liiifluiji  auf  die  Entschliefsungen  des  Grundbe- 
sitzers. Da  aber  in  England  der  GrundbesiU  nicht  nur  kapi- 
talistischer Eigenschaften  wegen  begehrt  wird,  sondern  noch  weit 
mehr  als  in  anderen  Landern  um  der  sozialen  und  politischen  \'or- 
teile  willen,  so  spielt  die  ökonomische  Notwendigkeit  in  den  Ent- 
schliefsungen des  Grundbesitzers  nicht  immer  die  tlauptroUe.  Wären 
die  Grundbesitzer  lediglich  Kapitalisten,  so  hätten  sie  sicherlich  in 
weit  gröfserem  Mafsstabc  die  Bitdung  von  Kleinbetrieben  und 
AUotments  gefordert  Aber  nur  wenige  kümmern  sich  um  der- 
gleiciien.  Sic  haben  kein  Interesse  für  derartige  „Experimente**, 
wie  die  Verkleinerung  der  Betriebe  oder  die  Bildung  von  Parzellen- 
wirtschaften. Sie  überlassen  die  Kontrolle  iilicr  ihre  (iüter  einem 
Güteragent f  11.  Dii  r  aber  hat  lieber  mit  eini;>cn  (irolspächtcrn 
ZU  thun  als  mit  vielen  kleinen  Leuten,  die  in  jedem  M^nat  mit  einem 
anderen  Anliegen  kommen.  So  wird  der  natürliche  ökonomische 
Ent\vicklun^spro7.ers  der  Din^c  «gehemmt.  Aber  dennoch  wird  die 
I .an(,intii*!it  nirlil  eher  einj^eschrätikt  werden,  als  der  Landarbeiter, 
wie  AI  Icrrnatui  WintVcy  i^anz  richtii;  bemerkt,')  „etwas  besit/.t. 
was  ulu  r  den  \\'ochenl<jlin  vom  Samsta^^  Abend  hinaus;M-ht  .  Wo 
die  Enlwicklun;.^  der  Parzellen-  und  Kleinbetriebe  voranschreitel, 
da  wächst  auch  die  Zahl  der  auf  dem  Lande  wohnenden  He\  öl- 
kerun;^'.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen,  das  Sir  Robert  Ldj^- 
cumbe  im  Jaiire  1002  ver(.)frrntlichte.  „Ich  will  luu'  \\eni;^es  über 
die  Vorteile  kleiner  Güter  inil  Rücksicht  aui  die  ländliche  He- 
völkerungsfrai,'c  sa<^^':i,"  so  erklärte  er.-)  ,,.\ls  ich  das  (iut  ^Rew 
Farm,  Dorchester,  Dorset)  im  Jahre  1888  kaufte,  lebte  der  Pächter 
auf  demselben  mit  3  Arbeitern  und  ihren  Familien.  Damals  war 
die  Bevölkerung  auf  dem  Gute  21.  Seit  jener  Zeit  haben  ver* 
schiedene  Käufer  14  Häuser  erbaut  und  aufserdem  sind  die  \ier 

Vgl.  Report  of  Proceedings  at  thc  ftftli  Congress  of  thc  InternatUmal 
Coopcrative  AlJiancc.   London  1902,  S.  343. 
Ebenda  S.  369  u.  367. 
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Arbeiterhäuser  und  das  Gutsbaus  der  Besitzung  ebenfalls  bewohnt 
und  zwar  die  4  Arbeiterhauser  von  4  getrennten  •  kleinen  Eigen- 
tümern und  ihren  Familien.  So  beträgt  jetzt  die  Bevölkerung  auf 
dem  Gute  ungefähr  80  Seelen  und  wird  weiter  wachsen,  wenn 
weitere  Häuser  gebaut  werden."  Weiter  erklärte  er:  „Die  kleinen 
I.amlu  irtc  (iiber\vie;:(end  Landarbeiter)  der  Rew  Farm  drückten  ihre 
völlige  Zufriedcnlicii  mit  ilirer  I.aj^o  aus  und  beständig  werde  ich 
gefragt:  „Wann  wird  ein  anderes  (nit  in  kleinen  l*ar/cllcMi  verkauft» 
der  und  der  möchte  gern  ein  Stüekclun  Land  iiabenr"  Wenn 
solche  l'nlernehmunj^en  in  den  letzten  Jalircn  in  der  en<:,disehen 
I  andwirtsrhaft  \n  iTi-olseia  Malsstabe  statt ^^efunden  hätten,  so  hätte 
(hes  die  Abnahme  der  ländlichen  I^cvölkcrun^'  zu  hemmen  ver- 
n\ocht.  Dals  al)er  für  solche  l  nternelimun^en  aut  breiter  Basis 
riatx.  J^enu^  ist,  das  ergiebt  sich  aus  der  einfachen  Thatsache,  dais 
wir  jährlich  kleinere  landwirtschaftliche  IVnduktf  im  Wert  von 
36000000  l  importieren,  nämhch  ticr,  ivase,  Huhner,  linten, 
Schinken,  Speck  u.  s.  \v." 

Wir  sehen:  nachdem  ein  Jahrhunilert  Ian<>^  der  landwirtschaft- 
liche ( rrofsbcsriel)  und  der  besitzlose  Landarbeiter  das  Charak- 
teristikum der  englischen  Betriebsverfassung  gewesen  ist,  beginnt 
nunmehr  eine  Reaktion,  eine  Rückkehr  zu  jener  Agrarvcrfassung, 
in  der  die  Mehrzahl  der  in  der  Landwirtschaft  Thätigen  selbstäni^lige 
oder  teilweise  selbständige  Landwirte  waren.  Der  Umwandlungs« 
prozefs  vollzieht  sich  natürlich  sehr  langsam.  Die  ökonomische 
Voraussetzung  dieser  Umwandlung,  die  sinkende  Rentabilität  des 
Getreidebaues  im  grofeen,  die  steigende  Rentabilität  von  Viehzucht 
und  Klcinkultur  ist  in  England  gegeben,  solange  es  daran  festhält, 
dem  Getreidebau  keinen  künstlichen  Schutz  zu  gewähren.  Von 
dem  Augenblick  an,  wo  der  Arbeiter  mehr  für  sein  Brot  bezahlen 
müfste,  würde  die  Konsumtion  von  Fleisch,  Eiern,  Milch,  Butter u. s.w. 
eine  iiinschränkiiii  ;  n  fahren,  während  gerade  die  gesteigerte  K^n 
sumfähigkcit  der  Arbeiterbevölkerung  für  diese  Artikel  die  land- 
wirtschaftliche Produktion  des  Kleinbetriebes  begünstigt.  Weiter 
aber  mufs  das  (ienossenschaftswesen  in  Kngland  zur  Entfaltung  ge- 
langen, um  die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  der  kleinen  Land- 
wirte zu  erhöhen  und  sie  ihren  ausländischen  Konkurrenten,  die 
genossenschaftlich  organisiert  sind,  i-^leich  zu  stellen.  Srhliefslich 
aber  ist  es  nötig,  dafs  die  finmilbesitzer  zu  der  Erkenntnis  ge- 
langen, flafs  es  ihre  ni' -i ali^clie  Pflicht  ist.  ihr  Land  so  zu  ver- 
werten, wie  es  dem  Volk  den  gröUtniügliciislcn  wirtschaftlichen 
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Nutzen  gewährt   Sie  sollen  es  an  diejenigen  verpacfateOr  die  unter 

den  heutigen  wirtschaftlichen  Grnndhediivj^ungen  das  meiste  ans 
dem  Land  herauszuarbeiten  imstande  sind.  Nichts  erschci'  r  er- 
wünschter, als  wenn  die  reichen  Grundhcsit/.cr  Hn;:^land3  (Um 
Streben  nach  dein  L^rölstmöglichsten  (icuinn  mehr  huldigen 
würden,  wenn  sie  lediglich  die  kapitalistisrhc  I5cdeutun;T  ihres 
Grundbesitzes  im  Auge  hätten.  Anstatt  das  I.an<l  aus  Bequem- 
lichkeit, Unkenntnis  oder  gesellschaftlichen  (iründen  an  greise 
Pächter  zu  veri:;ebcn  und  diesen  allerlei  jK'kuniare  Konzessionen 
machen,  um  die  abnehmende  Rentabilität  ihrer  Grolsbctriebe  zu 
stützen,  seilten  sie  es  an  die  kleinen  Ixute  geben,  da  wo  deren 
Betriebe  twute  ökonomisch  bessere  Chancen  haben  als  die  des 
grofsen  Landwirts.  Dann  wurden  sie  sich  dem  schweren  Vorwurf 
entziehen,  da(s  sie  die  Rentabilität  der  Landwirtschaft  aus  Nach- 
lässigkeit oder  des  Luxus  wegen  verringert  haben,  indem  sie  einen 
ökonomisch  rückständigen  Betrieb  aus  nichtkapitalistischen  Gründen 
begünstigten.  Sie  haben  eines  der  Mittel  in  der  Hand,  um  das 
englische  Volk  dem  Lande  zurückzugewinnen. 
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Von 

Dr.  PAUL  xMOMBERT 

in  Karbrube  i.  B. 

Unter  Wohlfahrtseinrichtungen  wird  man  im  a  11  i;c  meinen  die- 
jenigen  Anstalten  verstehen,  die  ohne  einen  öffentlich  rechtlichen 
Anspruch  zu  gewähren,  das  Ziel  verfolgen,  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Lage  der  unbemittelten  Volksschichten  zu  bessern.  Im  Hin- 
blick auf  die  Stellung  der  Unterstützten  zu  den  Trägern  dieser 
Einrichtungen  lassen  sich  zwei  Formen  derselben  unschwer  unter- 
scheiden. 

Kinmal  kann  die  Verhiiulung  beider  lediglich  in  dem  rein 
äulscrlichen  Moment  bestehen,  da&  der  eine  Teil  die  Unterstützungen 
erhält,  die  von  dem  anderen  ausgegangen  sind;  ob  dies  letztere  der 
Staat,  die  Gemeinde,  irgend  eine  Korporation  oder  ein  Privater 
sind,  ist  für  die  ökonomische  Lage  der  Unterstützten  ohne  wesent- 
liche Bedeutung. 

Dieser  erstcrcn  I'orm  der  VV^ohlfahrtscinrirhtungen ,  die  ein 
rein  rharitatives  Gei»i"a;^;'i?  trät:^t,  steht  nun  aber  eine  andere  ^i^a-u^cn- 
über,  die  sich  dadurcli  auszeichnet,  dafs  ck  r  Träger  dieser  Anstalten 
zugleich  der  Arbeitgeber  der  Unterstützten  i>t. 

Während  im  erstc^^enannten  Falle,  die  soziale  Bedeutung  dieser 
Hinrichtungen  lediglich  darin  lu-^teht.  daTs  sie  unmittell)ar  zur 
Hebung  der  vvirtschattliclu'ii  und  io/.ialcii  Lage  der  l'nterslutzten 
beitragen,  ist  bei  den  Icl/.lgcnannten  noch  eine  andere  Wirkung 
festzuhalten. 

Sobald  nämlich  derartige  Anstalten  vom  Arbeitgeber  selbst 
ausgehen,  kann  unter  Umständen  das  VertragsverfaäHnts,  in  dem 
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der  Arbeiter  zu  jenem  steht,   in  sehr  hohem  Grade  beeinflutst 

werden. 

Im  folgenden  soll  nur  von  diesen  letztgenannten,  die  kurz  als 
„Arheiterwohlfahrtseinricliiungen  —  denn  zum  Untersehied  von  den 
ersteren  erstrcrken  sie  sich  lediglich  auf  Arbeiter  und  ihre  An- 
gehörige —  bc/i  i<:iuiet  werden  sollen,  die  Rede  srin. 

Die  Rechtfertigung  für  eine  derartige  L'ntLi>>u  luinj^  Wv-^t  darin, 
dals  gerade  neuerdings  wieder  diese  Minrichlungen  in  starke;  Zu- 
nahme begrifl'en  sind,  und  dafs  in  sehr  vielen  Kreisen  immer  noch 
die  Ansicht  sehr  verbreitet  ist,  auf  diesaii  Wege  Erspriefsliches  zur 
Lösung  der  „Arbeiterfrage"  beizutragen.') 

Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dafs  der  einzelne  Arbeit- 
geber es  in  hohem  Grade  in  der  Hand  hat,  durch  seine  individuelle 
Einwirkung  einen  günstigen  Einflufs  auf  die  Lage  seiner  Arbeiter 
auszuüben,  ebensowenig  wie  darüber,  dafs  auf  diesem  Wege  schon 
manches  Gute  geschaffen  worden  ist  und  noch  viel  mehr  ge- 
schaffen werden  kann. 

Es  wäre  aber  mehr  als  voreilig,  nun  ohne  weiteres  eine  jede 
sogen,  .\rbeiterwohlfahrtscinrichtiing  seitens  des  Arbeitgebers  als 
eine  Wohlthat  für  seine  Angestellten  zu  begrüfsen  und  in  ihr 
kritiklos,  wie  es  nur  allzuhäufig  geschieht,  einen  neuen  Schritt  auf 
dem  We^n^  sozialer  Reform  zu  erblicken.  Man  darf  derartige  An- 
stalten nicht  allein  nacli  der  Wirkung  beurteilen,  die  sie  auf  die 
Lage  speziell  der  Arbeiter  haben,  denen  sie  gerade  zugute  kommen; 
eine  derartige  Kirchturn. >['oliiik  ist  hie:  nicht  am  Platze. 

Will  man  in  dieser  1  lage  klar  sciu  n  u:id  die  Möglichkeit  haben, 
die  Spreu  von  dem  Weizen  zu  sondern,  so  muls  man  die  Rolle  be- 
trachten, welche  diese  Einrichtungen  —  nicht  dem  einzelnen  Ar» 

')  So  kann  man  in  einer  neuerdings  erschicaenen  Scliritl  folgcnüc»  Satx 

lesen : 

..Nur  hn  immer  wcili n  r  I  (»ttaltunj;  der  von  dem  Priti/ip  (Kr  (  luirit  ts  <hirrli- 
driiii^fijcn  privaten  Kclurnibc'.strfbunpcii  wird  der  grolslicrzigc  und  fruciilb:irc  lif- 
d.iiikc  der  Sozialreform,  welcher  cmc  unversiegbare  (^)uclle  des  Trostes  und  der 
Hoffnung  für  die  Arbeiter  ist,  auch  für  die  fernere  Zukunft  zur  Lösung  der  Fragr 
der  Arbeit  und  zur  Beseitigung  und  zur  Verhütung  des  Elends  beitragen." 

(Rollek  und  Zicgler,  Private  Wohllährtspficge  für  Kabrikarbeitei',  Beantc 
und  ihre  Familien  . . .  1902,  herausgegeben  vom  Bergischen  Verein  fiir  Gemeiovobl 

S.  XIX).  Wo  im  in|g.  aiiT  dir  l'-crgisrhc  Stahlindustriegcscllschaft  Bciug  genonnkeD 
wird,  int  dieses  Buch  als  Quelle  benutzt. 
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bdter  gegenüber  —  sondern  im  R^men  dtr  gesamten  Atbeiter- 
fhige  überhaupt  fielen;') 

Es  U/t  bekannt,  dli(s  ein-  guter  TeU  dtam,  was  man  heaHäe 
gemeinhin  als  Afbeiterfrage  zu  bezeichnen  pflegt,  seine  Haupt' 
Ursache  in  der  schwachen  ökonomischen  Position  hat,  in  der  der 
Arbeiter  sowohl  beim  Abschlufs  des  Arbeitsvertrags  als  auch  wäh^ 
rend  der  ganzen  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses  sich  dem  Arbeit« 
geber  g^peniiber  befindet. 

Die  (rninde  dafür  sind  zi!  I^ekannt,  als  dals  sie  hier  noch  ein* 
mal  wiederholt  zu  werden  brauchten. 

Wenn  man  heute  allgemein  die  Vcrelcndun^theorie  zum  alten 
F.isen  greworfen  hat ,  wenn  man  heute  mit  Fug  und  Recht  von 
eiru-m  Aufsteij^en  der  Arbeiterklasse  reden  kann,  so  hat  dies  seine 
vornehmste  Ursache  dann,  dafs  es  der  Arbeiicrschait  tiurch  engen 
Zusammenschlufs  und  durch  einheitliches  planmätsiges  Vorgehen 
gelungen  ist,  bis  zu  dnem  gewissen  Grade  ihre  5konomische 
Stellung  dem  Arbeitgeber  gegenüber  zu  kräftigen.  Wenn  man 
also  in  dieser  Stärkung  der  ökonomischen  Position  des  Aibdters 
eine  der  gröfsten  wirtschaftlichen  Fortsohfitte  der  letzten  dt«i  Jahr* 
zehnte  erblidcen  mu&  und  in  dem  Fortgang  dieser  Entwicklung 
das  vontigiichste  Mittel}  um  auch  in  Zukunft  ein  weiteres  Aof' 
steigen  der  Arbeiterldasse  zu  gewährleisten,  so  ist  dämit  zugleich 
auch  der  Malsstab  gegeben,  um-  die  Rolle  zu  beurteilen,  welche 
diese  Arbeitervroblfethrtseinnchtungen  im  Rahmen  der  Arbeiter* 
ftage  spielen. 

Die  Fragcstclluns^^  ist  also  zunächst  die,  ob  diese  Wohlfahrts- 
anstalten  die  ökonomische  .Abhängigkeit  des  Ari}eiters-  vom  Arbeit- 
geber stärken  oder  schwächen. 

Zunächst  sollen  eine  Reihe  von  Beispielen  zeigen,  inwiefern 
überhaupt  ein  solcher  Zusammenhang  besteht. 

Eine  der  Haiiptformen,  in  denen  sich  die  hürsorj^e  der  Arbeit- 
geber für  iiire  Angestellten  zeigt,  ist  die  Erstellung  von  Wohnungen 

*)  Dieser  Zunudnenhang  bt  schoD  des  öfteren  behandelt  wonlen.  Es  «et  hier 

nur  erwähnt: 

L.  Brentano,  Gewerbe  11.  Teil  in  Scbönbergs  Handbuch  d.  polit.  Uekonomie. 
I;  Aufl. 

Herkner,  Arbeitern u^'t'  II.  und  III.  Ault.  Kapitel  „WohlAlirtseinricbtungen 
der  Arbeilgeber". 

Derselbe,  „Arbeiterwohirabrtseiitrfebtnngeii'*.  S0tia]poUtiidie»Zenlralblntt.I)erlüi 
Bd.  I  Nr.  aa 

Archiv  für  mm.  GcMt^gwImnit  u.  Stntirtik.  XVlll.  34 
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für  dieselben.  Wohl  in  den  meisten  Fällen  wird  eine  solche  vom 
Arbeitgeber  zur  Verfügung  gestellte  Wohnung  dem  Arbeiter  in 
hygienischer  und  ästhetischer  Hinsicht  nicht  zu  unterschätzende 
Vorteile  bieten,  es  wird  "-ie  mich  vielfach  zu  einem  relativ  billigen 
Preise  erhalten.  Aber  diesen  Vorzügen  stehen  auf  der  anderen 
Seite  recht  ^aolse  Nachteile  gegenüber. 

Es  lie^t  ja  in  der  Natur  der  Sache,  dals  ein  solclier  Arbeiter 
der  eine  derartige  Wohnung  besitzt,  unter  den  l  oli^en  einer  Aul- 
lösung des  Arbeitsveriiäknisses  viel  schwerer  /u  leiden  liat,  als 
weim  er  eine  andere  Wohnung  besäfse.  In  dem  Augenblick,  in  dem 
er  —  freiwillig  oder  unfreiwillig  —  seine  Stellung  verläfst,  wird  er 
wohl  in  den  seltensten  Fällen  sofort  wissen,  wo  er  eine  neue 
linden  soll;  in  unserem  Falle  nun  mu&  er  sich  aufeer  einer  neuen 
Stellung  noch  eine  neue  Wohnung  suchen  und  gleichzeitig  die 
nicht  unbeträchtlichen  Umzugskosten  aufbringen.  Diese  Nachteile 
liegen,  wie  bereits  betont,  in  der  Natur  der  Sache. 

Vielfach  verschärft  treten  diese  aber  dort  auf,  wo  es  offen« 
sichtlich  ist,  dafe  der  Arbeitgeber  mit  der  Erstellung  \  on  Arbeiter- 
wohnungen den  Zweck  verfolgt,  das  Abhängigkeitsverhältnis  in  dem 
der  Arbeiter  sich  schon  so  .wie  so  befindet,  noch  zu  vergröfsern. 
Diese  Absicht  zei^n  sich  in  der  unvcrfrorendsten  Weise  dort,  wo 
nur  eine  sehr  kurze  Kvindi^ungsfrist  besteht. 

Der  ^Iiet^'ertral;  der  der  Firma  Krupp  gehörigen  Kohlenzechen 
„Hannover"  entliält  die  Bestimmung,  dafs  die  WohnunL;  mit  dem 
'l';ige  geräumt  werden  mufs,  an  dem  der  Arbeiter  seine  Stellung 
verlälst. ') 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  für  das  Logierhaus  der  Guisstahl- 
fabrik in  Essen.  Auch  hier  hat  die  Entlassung  ohne  weiteres  das 
Ausscheiden  aus  der  Gemeinschaft  zur  Folge.  •) 

£i>enso  kann  in  dem  Junggesellenheim  der  Farbenfabriken  von 
Bayer  &  Ca  in  Elberfeld  das  Mietverhältnis  jederzeit  ohne  Ein- 
haltung einer  Kündigungsfrist  gelöst  werden.*) 

Wie  es  bei  den  übrigen  Arbeiterwohnungen  der  Firma  Krupp, 
speziell  in  Essen,  in  dieser  Beziehung  gehandhabt  wird,  ist  uns 

')  Der  Mietsvertng  ist  abgcdnickt  bei  Kley,  „Bei  Kropp".  Leipüg  1S99.  S.  76. 
')  Albrecbt,  Handbuch  der  sozialen  WoblfahrtspAege  in  Deutacbland**  1903. 

Anla^icn  S.  50. 

')  „WohiralirlM  inriclilun^rtn  der  FarlK-ntahrikcn  von  Kayrr  &  Co."  Krlftute* 
rangen  xut  Au&stetiunt;  (lrrs«:ll)c-n  in  l)üsst:lü«>ri  1902. 
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nicht  bekannt;  jedoch  läTst  derUmstandf  da(s  in  den' Kohlenzechen 
«»Hannover"  und  in  dem  Junggesdlenhdm  in  Essen  keine  Ktindi- 
giu^irist  für  aus  dem  Dienst  scheidende  Arbtntcr  besteht,  den 
Schlufs  zu,  dals  für  die  Arbeiteraohnungen  in  Essen  dieser  Brauch 

auch  all^^^emein  üblich  ist.  Dabei  mufs  man  bedenken,  dafs  wohl 
in  der  Mehrzahl  aller  Fälle,  speziell  fiir  die  ungelernten  Arbeiter, 
für  die  Auflosung  des  Arbeitsverhältnisses  keine  Kündigungsfrist 
besteht,  der  Arbeiter  also  mit  seinen  Ant^chörigen  von  einem 
auf  den  anderen  l  ag  auf  die  Stralse  gesetzt  werden  kann.  So  kann 
laut  der  dortigen  }' abrikordnung  §  8  l^ei  den  Klberfeldcr  Farben- 
fabriken das  Arbeitsverhältnis  von  beiden  Icilcn  jederzeit  ohne 
Aufkiindiguiig  gelöst  werden.  Das  gleiche  gilt  für  die  Filiale  dieser 
Fabrik  in  Lc\crkusen. 

§  5  der  Miets-  uatl  liausordauiig  der  Augsburger  Kammgarn- 
spinnerei in  Augsburg  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  gewöhnliche  gegenseitige  Kündigungsfrist  beträgt  vier 
Wochen.  Die  Direktion  behält  sich  jedoch  vor,  diese  Frist  in 
besonderen  Fällen  zu  verkürzen  oder  zu  verlängern.   Die  Woh* 
nung  mufe  zur  festgesetzten  Zeit  geräumt  sein.'") 
Da  die  Miets*  und  Hausordnung  keinerlei  Bestimmungen  dar- 
über enthalt,  die  darauf  schliefsen  läist,  dafs  fiir  die  Verkürzung 
der  Kündigungsfrist  das  Einverständnis  des  Mieters  notwendig  ist, 
so  ergiebt  sich,  dals  dieser  hierin  vollständig  vom  Arbeitgeber  ab- 
hängig ist. 

Analog  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  „Bergisdien  Stahl» 

industriegesellschaft. 

„Verläfst  der  Mieter  die  Arbeit  derselben,  so  ist  die  Kündigung 
für  die  Wohnung  hierdurch  von  selber  ausgesj)rochcn ;  will  der 
Mieter  noch  einige  Zeit  wohnen  bleiben,  so  hat  er  eine  diesbe/üg- 
liche  besondere  Vereinbarung  mit  dem  VVohllahrtsbureau  zu  treffen."*') 

Aehnliche  Wirkungen  können  die  den  Arbeitern  seitens  der 
Fabrik  zur  Erstellung  eigener  Häuser  gewährten  Darlehen  haben. 

Es  kann  dies  in  einer  ganz  liberalen  Weise  geschehen,  so  dafe 
die  Nachteile,  die  den  Arbeitern  daraus  erwachsen,  wenn  auch 
nicht  beseitigt,  so  doch  stark  herat^;emindert  werden  können.  Ein 
Beispiel  hierfür  bieten  die  „Satzungen  der  Grund'  und  Hauserwerbs- 


a.  a.  O.  S.  15. 
^  AI  brecht  a.  a.  O.   Anlagen  S.  3^3. 
•)  Kolirk  und  Zicgler  ...  a.  «.  O.   Anhang  S.  99. 
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kasse"  (ur  die  ArbcitsraGhaft  der  Ledbrwerke  von  Comdius  Uc^ 
m  Worms»  ^) 

Wird  hier  von  der  einen  oder  anderen  Seite  die  AuflÖBung 
des  Arbeitsverhältnisses  herbeigeführt,  so  wird  wohl  die  zwdie 
Hypothek,  die  dem  Arbeiter  von  der  Fabrik  auf  sein  Anwesen  ge* 
währt  ist,  fälüg;  er  ist  aber  nicht  j^ezuningen,  die  faUi^e  Summen 
sofort  zu  zahlen,  sondern  er  hat  dies  bis  längstens  am  Ende  des 
auf  den  Austritt  folg^enden  Kalenderquartals  zu  thun,  oder  kann 
seine  Schuld  durch  wochenweise  Absahlungen  von  miadesteas 
2  Mk.  tilgen. 

Wohl  kann  ein  Arbeiter,  zumal  wenn  er  stellenlos  ist,  hier- 
durch in  eine  bedrärif^tc  Lage  kommen ;  aber  diese  Bestimmungen 

er'^chrincn  im  rnsip^stcn  I  ichtc  drnrn  ^^cgetiüber.  die  wir  bei  der 
durch  ilire  „WohUahrtscinrichiun«jen"  so  sehr  ,,berühmten"  Firma 
Friedrich  Krupp  in  Esseei  antreffen. 

Die  Sicherung-  des  Darlclirns  crfolpft  durch  Eintragung  der 
ersten  H)i)Othek  auf  Grundstuck  und  Gebäude;  die  Schuld  wird  in 
Ratenzahlungen,  die  bei  der  Lohnauszahlung  abgezogen  wertlen, 
abgetragen.  „Das  Kapital  oder  der  noch  rückständige  Rest  des- 
selben wird  sofort  und  ohne  Rücksicht  auf  die  gestatteten  Raten- 
zahlungen und  ohne  Kündigung  fällig": 

„Wenn  der  Schuldner  wegen  Vergehens  gegen  die  Arbeits- 
ordnung oder  andere  Dienstvorschriften  zur  Strafe  entlassen  wird, 
oder  aus  dem  Dienste  der  Firma  innerhalb  der  ersten  zehn  Jahre 
freiwillig  ausscheidet."  -') 

Derartige  JünrichtuiiL;rii  lirncn  mehr  der  Wohlfahrt  des  Unter- 
nehmers als  der  des  Arbeiters,  in  ihnen  hat  man  eines  der  gröfsten 
Hindcnuhsc  zu  erblicken,  die  einem  allmählichen  Aufsteigen  der 
Arbeiterklasse  in  den  Weg  treten.  Der  Arbeiter  gerät  hier  in  eine 
derartige  ökonomische  Abhängigkeit  vom  Untcrneluuer.  dafe  der 
sogen,  „freie  .Arbeitsvertrag"  z.ur  l-'arcc  wird.  Die  h'urcht  voi\  einem 
auf  dem  anderen  Tag  mit  Weib  und  Kind  auf  die  Stralse  g^etzt 
3CU.  werden,  zwii^  ihn,  widerspruchsk»  alle  vom  Arbeitgeber  ein- 
seit^  festgesetzten  Arbeätsbedingungeo.  aosunduiien  und  bhidtrt 
ihn,  sich  gegen  eine  Veradilechterung  derselben,  durch  den  Suil^ 
zu  wehren. 


AI  brecht  a.  a.  O.  Anlageo  S.  482. 
*)  Albrecht  l    0.  Anbfpi  S.  3^9. 
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AofaBÜche  Wixkung  Icmmen  aber  auch  andans  sogen.  Wolü' 
fahrtseinrichtufigen  habm. 

Ein  Beiapid  4>i«tet  »das  Statut  der  -frenPÜlieeii  Zusohu&lcBKe  för 
die  Mi^iliQder  der  Sdriabakmiikeiiiiasw  4tr  filoifaibeii&brik  mn 
W.  Lcydendeker  ft  Ca  in  Ktiln  und  KöInsBlnrenfeUL 

Mitglieder  dieser  Kave  nfinen  eia  £iwtiiH6gdd  von  i  Mk. 
und  'Wodtenfaiilteag  von  .25  Pfg.  zahlen.  Der  Austritt  ans 
der  Kasse  steht  jedem  sfrei,  jedodi  ohne  Anspruch  auf  Rückver- 
gtitting  einmal  geleisteter  Beiträge  und  des  Eintrittsgeldes.  Auch 
iiat  der  freiwilUg  Ausgeschiedene  keinerlei  Anspruch  auf  Kassen> 
leistungen.  Das  Ausscheiden  aus  dem  Betrieb  der  Firma  bedingt 
gleichzeitig  den  Aus-schlufs  aus  dieser  Zuschufskassr  Der  Aus- 
geschiedene hat  noch  für  4  Wochen  den  Anspruch  aul  die  ixistungen 
der  Kasse,  wenn  er  für  diese  Zeit  seine  Jlciträge  weiterzahlt.  ^) 

Analof'f  Bestimmungen  eatlialten  die  Statuten  der  Privatunter- 
st iit/iiiu;ska.>?,c  der  „Harburger  Gummi-  und  1-vamm-Konipagnie". 
Die  Beiträge  betragen  je  nach  der  lifihe  des  Lohne-,  10 — 35  Pfg. 
pro  Woche;  für  verheiratete  Arbeiter  15  Pfg.  mehr,  da  von  der 
Kasse  auch  Witwen-  und  Waisengeld  gezahlt  wird.  Mit  dem  Aus- 
tritt aus  der  Fainrlk  erlischt  jedoch  jader  Anspruch  auf  die 
Leistungen  der  Kasse;  ebenso  auf  gänzliche  oder  teilweise  Rück* 
'erstatttti^  der  geaaMten  «Beitrage.  Nur  wenn  das  betreffende  Mit- 
glied länger  als  5  Jahre  sur  Kasse  beigetragen  hat,  wird  ihm  die 
tialfte  der  seit  Ablauf  der  ersten  5  Jahre  seiner  Mitgliedschaft  ge> 
sahlten  Beiträge  «iriickerstatteL  *) 

In  welcher  Weise  derartige  Bestimmungen  die  Bewegung^frei* 
heit  des  Arbeiters  lähmen,  liegt  auf  der  Hand. 

Analoges  gilt  für  die  so  vielfach  bestehenden  Pensionskassen. 
Häufig  müssen  die  .Arbeiter  dazu  Beiträge  zahlen,  die  oft  recht 
hoch  sind  und  ihnen  beim  Dienstaustritt  nicht  zurückgezahlt  werden. 
(So  bei  Krupp  2*4  'V„  vom  Arbeitsverdienst,  soweit  derselbe  6^/3  Mk. 
für  den   Tag  oder  2000  Mk.  fiir  das  Jahr  nicht  übersteigt.)") 

Aber  auch  dort,  wo  keine  Beiträge  gezahlt  werden,  schränken 
diese  Kassen  die  iicwegungsfreiheit  des  Arbeiters  in  sehr  hohem 
(.Trade  ein. 

Dals  vielfach  diei>  in  der  Hauptsache  der  Zweck  derartiger 


')  A  1  b  r  c  c  h  t  a,  a,  O.  Aulagen  S.  393, 
")  A 1  b  r  c  c  h  t  a.  a.  U.  S.  435. 
*)  Kley  a.a.O.  S.  109. 
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Kassen  ist,  zeigen  folgende  ^tze,  die  Werner  von  Siemens  in 
seinen  ,JJebenserinnerungen  (S.  232)  ausspricht: 

„Freilich  die  Freiheit  zu  striken  wird  dem  Arbeiter  durch  die 
Pensionbestimmungen  wesentlich  beschrankt,  denn  bei  seinem  frei- 
willigen Austritt  verfellen  .  statutenmäfstg  seine  Altersrechte  . . . 
Jede  Fabrik  sollte  eine  solche  Pensionskasse  bilden,  zu  der  die  Ar- 
beiter nichts  beitragen,  die  sie  aber  trot/dem  selber  verwalten, 
natürlich  unter  Kontrolle  der  Firma.  Auf  diese  Weise  liefse  sich 
der  Strikemanie,  welche  die  Industrie  und  besonders  die  Arbeiter 
selbst  schwer  schädigt,  am  besten  entgegentreten." ') 

Noch  andere  Formen  \'on  Wohlfahrtseinrichtungen"  sind  hier 
zu  nennen.  In  ihrem  Jahresbericht  vom  Jahre  1900  teilt  die  badische 
Fabrikinspektion  mit,  dals  eine  I'abrik  im  Murgthal  ihren  Taglohn- 
arbeitern nach  Ablauf  des  ersten  Dieiistjahres  für  jeden  Tag  eine 
Prämie  satt  Lohn/.uschlag)  von  lO  Pfg„  welche  sich  bei  mehr  als 
z\vcijahri<^er  Dauer  des  Arbeitsverl lältnisses  auf  15  Pfg.  und  bei 
mehr  als  dreijährigem  Ausharren  auf  20  Pfg.  erhöht,  zahle.  Diese 
„Prämien"  werden  jedoch  erst  beim  Austritt  bzw.  nach  Ablauf 
des  vierten  Dienstjahres  ihatsächlich  ausbezahlt,  worauf  d*inn  an 
Stelle  der  Prämie  eine  ordentliche  Lohnerhöhung  von  28  Pfg.  täg- 
cintreten  soll. 

„In  Wirklichkeit  —  wird  in  dem  Bericht  mit  Recht  bemerkt  — 
stellen  die  Prämien  Lohnbeträge  dar,  welche  von  der  Firma  ein- 
behalten werden,  um  den  Arbeiter  in  eine  ihm  nachteilige  Ab- 
hängigkeit zu  bringen."  Aehnliche  Prämiensysteme  finden  sich  in 
der  deutschen  Industrie  sehr  häufig. 

Diese  Beispiele  mögen  zunächst  genügen  um  zu  zeigen,  in 
welch  hohem  Grade  durch  derartige  Wohlftdirtseinrichtungen  die 
Bewegungsfreiheit  der  Arbeiter  eingeschränkt  werden  kann. 

Vielfach  ist  wohl  bei  derartigen  Anstalten  die  Absicht  mafs- 
gebend  gewesen,  Selbständigkeitsbestrebungen  der  Arbeiter  einen 
Riegel  vorzuschieben  und  auf  diese  Weise,  wie  W.  v.  Siemens  sagt: 
„das  friedliche  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
zu  sichern". 

Die  Ausr^aben,  welche  durch  derartige  Wohlfahrtscinrichtuntjfen 
hcrvor<^erufen  werden,  rentieren  sicli  also  mitunter  recht  l;uI.  Die 
Arbeiter  werden  sich  hulcn.  einer  Verschlerhtenm<:^  ihrer  Arbeits* 
bedingungen  durch  einen  Strikc  entgegenzutreten  oder  den  Versuch 


lilerlüi,  1901.   VI.  Aufl. 
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zu  machen,  Lohnsteigerungen  auf  diesem  Wege  zu  erreichen.  Eiit> 
weder  müssen  sie  sofort  dann  ihre  Wohnungen  räumen  oder  sie 

gehen  einer  Reihe  anderer  Vorteile  (Kasseneinrichtungen  . . .)  oder 
der  Beiträge  \'cr lustig,  die  sie  vielleicht  jahrelang  unter  grolsen 
Opfern  entrichtet  liaben. 

Auf  die  Weise  bedeuten  also  die  Wohlfahrtsanstalten  unter 
Umständen  für  den  Arbeitgeber  eine  grofse  £rspamb;  denn  er  ist 
so  in  der  Lage,  niedrige  Löhne  zu  zahlen. 

Folgende  Worte  rühren  von  einem  der  „sachkundigsten  Ver- 
treter dieser  Fabrikantenphilantropie"  dem  oberelsässischen  Fabri* 
kanten  K.  Grad  her: 

„Der  Unterschied  der  Löhne  zwischen  der  Normandic  und 
dem  Elsafs  beruht  namentlich  auf  dem  LTnterschiede  der  Lebens- 
mittelpreise, die  im  nördlichen  Frankreich  viel  höher  sind  als  ini 
Elsafe.  Andererseits  sehen  sich  die  Industriellen  des  Nordens,  um 
die  Arbeiter  zu  erhalten,  genöti^^l,  sie  durch  den  Reiz  höherer 
Löhne  anzulocken,  und  wissen  sie  vielleicht  nicht  genug 
durch  L'  n  t  e  r  s l  ü  t  /.  u  n  ^ s  -  und  P  e  n  s  i  o  11  s k a s s c n  zu  fesseln, 
wie  sie  in  allen  I'abrikeii  des  Klsals  zum  Vorieil  der  Arbeitgeber 
wie  der  Arbeiter  bestehen.  Diese  Philantropic  ist  seitens 
des  Industriellen  unserer  Gegend  ein  gutes  Ge- 
schäft.'") 

Man  wurde  nun  aber  sehr  vielen  Unternehmern  bitter  Unrecht 
thun ,  wenn  man  ganz  allgemein  bei  ihnen  solche  Beweggründe 
voraussetzeti  wollte.  Sit  herli(^h  giebt  es  eine  sciir  groüie  Zahl,  die 
mit  den  edelsten  Absichten  au  die  (rründung  derartiger  Wohlfahrts- 
einrichtungen herangegangen  sind  und  dabei  das  euizige  Bestreben 
hatten,  der  wirtscliaftUchen  und  sozialen  Not,  die  sie  tagtäglich  um 
sich  sahen»  nach  Kräften  abzuhelfen  und  weder  Geld  noch  Mühe 
scheuten  um  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

Es  lälst  sich  auch  noch  eine  dritte  Reihe  von  Beweggrüudcu 
auffinden,  die  an  der  Wiege  derartiger  Anstalten  gestanden  haben 
mögen. 

Vielfach  sind  es  wohl  in  erster  Linie  weder  humanitäre  Er- 
wägungen noch  die  Absiciit,  die  Abhängigkeil  ihrer  Arbeiter  zu 
vergrölsern  gewesen,  welche  derartige  Einrichtungen  ins  Leben  ge- 


')  Herkntr.  „L>ic  obcrclsässUclic  BauinwoUcuindustrie  und  ihre  Arbeiter" 
1887,  S.  231. 
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rufen  haben.  Sehr  häufig  war  es  wohl  lias  «eigeiie  •wofalvenUadeae 
Juteresae  des  Acbeilgebers. 

An  manchen  Orten  faUt  es  den  Industriellen  schwer  tüchtij^e 
Arbeitskräfte  zu  bekommen  und  ^ich  /u  erhaiten.  Man  sucht  dieses 
Ziel  durch  Prämien,  Gewinnbeteihgun^  oder  andere  Vergünstigungen 
zu  erreichen.  Vielfach  kann  ein  Unternehmer,  wenn  er  sicli  die 
erforderliche  Anzahl  von  Arbeitern  heiaü/.iehen  uud  erhalten  will, 
den  Hau  von  Arbeitcrwohuuugen  j^ar  nicht  umgehen. 

Wenn  auch  diese  letzgenannten  Gründe  ebenso  wie  natürlich 
die  hunianitären  Erwägungen  vöUig  einwandfrei  und  jenen  an  erster 
Stelle  genannten  gegenüber  sehr  vorteilhaft  abstechen,  so  können 
auch  sie  greise  Bedenken  hervorrufen. 

Denn  die  gute  Absicht  ihres  Gründers  schliefst  es  nicht  aus, 
dafs  die  W  irkung  dieser  .•\nstalten  auf  die  ökonomische  Lage  des 
Arbeiters  die  gleiche  ist,  wie  bei  den  erstgenannten  Fällen. 

VV'can  auch  hier  die  Absicht  „1  icrr  im  eigenen  Hause''  zu  sein 
und  zu  bleiben,  nicht  offen  zu  Tage  tritt  und  den  liauptaiistols  zu 
der  Errichtung  solcher  Anstalten  gegeben  hat,  so  braucht  dies  an 
des  Folgen  fiir  die  Arbeiter  nichts  zu  ändern. 

Es  sind  dies  diejenigen  halle,  und  sie  treten  wohl  am  /ahl- 
reiclisten  auf,  in  denen  der  Unternehmer  der  Ansicht  huldigt,  dais 
es  im  Interesse  des  Arbeiters  liege,  wenn  sein  Verhältnis  2Um  Ar- 
beitgeber die  Gestalt  «Ines  „Eäitronagcsystenis''  annimiiit  und  dals 
sdae  vergrölserte  Abhäi^gigkdt  kdo  zu  hahsr  Kaufpreis  für  alle 
jene  WahUahrtscinrichtttogen  sei. 

Diese  Bestrebungen  haben  vor  allem  die  Eigentümlichkeit,  dafs 
aUe  Vorteile,  (Ue  dhen  Atiidlem  gewährt  waden,  einmi  ausge- 
flfvodlienen  Charakter  der  Wohlthäti^^t  ao  sich  tragen;  ein  Rechta^ 
ao^MTUch  wild  nicht  gewährt;  ia  der  Regel  ist  alka  »dem  bttligen 
Ermessen"  des  Arbeitgebers  übedaaaen. 

In  der  Mehnahl  der  FäUe  wird  er  auch  wohl  alle  oder  doch 
den  ^ö&len  Teil  der  Kotten  auf  seine  Tasche  übernehmen. 

Nun  ist  ja  sicher  zuzugeben,  dals  eine  derartige  Vermengung 
der  Arbeiter-  mit  der  Armenfrage  —  denn  um  etwas  anderes 
bandelt  es  sich  im  Grunde  dabei  nicht  —  in  sehr  vielen  Fallea 
durchaus  am  Platae  ist  UeberaU  dort  nfimlich,  wo  man  es  mit 
einer  Arbeiterbevölkerung  zu  thun  hat»  die  auf  einem  sehr  tiefen 
geistigen  Niveau  steht»  ohne  dals  die  geringste  Hoffnung  vorhanden 
ist,  dafs  sie  in  absehbarer  Zeit  sich  aus  eigener  Kraft  in  die  Hälic 
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2U  rieben  vermöchte.  Dort  ist  dann  die  soziale  VVohlthätigkcit  der 
besitzenden  Klassen  eiu  Kulturlaktor  ersten  Ranges;  denn  hier 
handelt  es  sich  darum,  die  Arbeiter  erst  an  ein  menschenwürdiges 
Dasein  zu  gewöhnen,  ihnen  gewissermalsen  erst  die  einftichsten  Be- 
dürfm^se  unz.uerzlehen.  ^) 

Ueber  diese  Zeiten  sind  wir  aber  in  Deutschland  zum  guten 
Teil  Schoo  liinaus;  KOr  allem  in  jenen  Gi^enilea  ^heinlaad  — 
Westfalen),  die  den  Hauptsilz  jener  AitttitemohUiriictseinrichtunfj^ 
bilden.  Ueberall  macht  sich  das  mit  Erfolg  gekrönte  Streben  der 
Arbeiterschaft  bemerkbar,  aus  eigener  Kraft  in  die  Hohe  zu  kommen. 
Hier  erntet  dann  der  Arbeitgeber  —  mögen  seine  Absichten  noch 
so  gute  sein  —  keinen  Dank,  wenn  er  die  Arbeiterfnige  inner- 
halb  seiner  Fabrik  mittels  eines  Systems  „wohlwollender  Bevor- 
mundung" lösen  will. 

Ein  bezeichnendes  Belsj)iel  für  derartige  Bestrebungen  bilden 
die  Woh!fahrtseinrichtui|gen  der  „Bergischen  Stahlindustrie". 

Ms  ist  anzuerkennen,  dafs  hier  in  der  That  ein  System  von 
W'ohlfahrtscinrichtungcn  im  hcrkömmlirhen  Sinne  besteht,  wie  es 
ausgebildeter  und  umfangreicher  kaum  gedacht  werden  kann.  Aber 
der  Geist,  der  hindurchweht,  ist  ein  durch  und  durch  patriarchalischer. 

„Alles  für  das  \'oIk,  nichts  durch  das  Volk." 

Der  nahezu  ^do  Seiten  starken  Denkschrift  ist  nicht  zu  ent- 
nehmen, dals  irgendwie  ein  Ai bciterausschuls  besteht;  der  »5  616 
des  B.G.R  der  dem  Arbeiter  auch  für  die  Zeit  Luhnanspruch  ge- 
währt, in  der  er  durch  einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  für 
kurze  Zeit  an  der  Arbeit  verhindert  ist,  ist  in  der  Arbeitsindnung 
durch  Privatvertrag  beseitigt  Ganz  abgeaehen  davon,  was  ja  bei 
Privituiitemehmui^en  schwer  durchführbar  ist,  dafe  den  Arbdtem 
ein  Rec^itsanspruch  auf  ihsen  Rubegdiate  nicht  zusteht,  hei&t  es  in 
dem  Statut  auadriicklicb,  da(s  die  Pension  nur  auf  jederaeitigen 
Widerruf  und  längstens  auf  ein  Jahr  bewiU^  wird.  Dafe  der  Be- 
zug oder  die  Vcringerung  der  Unterstützung  aber  nicht  nur  von 
der  finanziellen  Lage  der  Kasse  abhängt,  eigiebt  der  Wortlaut  des 
§15  des  betreffenden  Statuts: 

,J)ie  einmal  bewilligte  Pension,  das  Witwen-  und  Waisengeld 
kann  auch  jederzeit  geändert,  oder  wieder  entzogen  werden;  nament- 
Hch  aus  Gründen,  die  in  der  Person  des  Pensions-,  Witwen-  und 
Waisengcldcmp^nger  liegen.'* 

Vgl.  Hcrkacr,  i>ozial|>ulit.  ZcotmlblaU"  a.a.O. 
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Auf  die  bureauktatischcu  i'ormalitäteii,  die  alljährlich  bei  der 
Neug:ewährun^  der  Unterstützung  nötig  sind,  soll  hier  nicht  ein- 
gegangen werden. 

Sehr  gerühmt  wird  in  dieser  Denksrhrifi  die  W'irksanikcit  <ler 
Zwangssparkasic  für  jugendliche  Arbeiter.  Diesen  werflen  /whil^s- 
weise  Abkürzun£fen  am  Lohn  gemacht,  und  die  so  einhehallencn 
Summen  zinstragend  für  sie  angelegt ;  aulser  dem  Zin>  von  4  „ 
wird  noch  eine  Prämie  von  2  "  0  gewährt. 

Während  am  1.  Okt.  1888  die  wöchentlichen  Sparbelräge 
bei  73  (37.2'*,,  der  Sparerj  freiwilligen  Sparern  105  Mk.  und  bei 
122  (62,8",,   der  Sparer)  Zwangssparern  96,50  Mk.  betrugen, 
waren  es  am  30.  Juni 
bei  4CX>  (50,1  %  der  Sparern)  freiwilligen  Sparern  952,50  Mk.,  bei 
277  (40,9%  der  Sparer)  Zwangssparern  225,25  Mk. 

Ich  glaube,  diese  starke  Zunahme  der  freiwilligen  Sparer  zeigt, 
da(s  eine  Zwangssparkasse  eine  unnötige  Einrichtung  ist 

Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dafs  eine  6\  Verzinsung  (inkL 
Prämie)  Anreiz  genug  zum  Sparen  bietet,  um  den  Zwang  ent- 
behren zu  können;  ist  es  doch  bekannt,  welch  grofse  Erbitterung 
eine  noch  so  gut  gemeinte  Bevormundung  hier  hervorruft  und  daCs 
schon  manche  Zwangssparkasse  zu  Strikes  gefuhrt  hat 

Sehr  oft  erscheinen  auch  solche  „Wohliahrtseinrichtungen" 
unter  dem  anspruchsvollen  Namen  der  Gewinnbeteiligung: 

Eine  kleine  Metallwarenfabrik  des  Schwarzwaldes  hatte  ihren 
Arbeitern  Gewinnbeteiligung  versprochen,  ohne  aber  die  Höhe  des- 
sdben  irgendwie  bestimmt  festzusetzen.  Diese  bleibt  dem  Ermessen 
des  Geschäftsinhabers  überiassen,  der  auch  das  Versprechen  jeder- 
zeit widerrufen  kann.  Den  Arbeitern  steht  kein  Recht  zu,  durch 
Einsicht  in  die  Bilanz  sich  von  der  Höhe  des  Greschäft^ewinnes 
zu  überzeugen,  „f^s  bleibt  daher  von  der  angeblichen  Gewinn- 
beteiligung nichts  anderes  übrig  als  bestenfalls  ein  Weihnachts- 
oder  Neujahrgeschenk  nach  dem  Belieben  der  Firma.  Solche 
„Wohlthaten  bleiben  natürlich  ohne  den  gewünschten  Erfoli^:  auch 
braucht  man  sirh  über  die  berechtigte  Kritik  derselben  in  Ar- 
beiterkreisen nicht  zu  wundern,  wenn  man  den  Sachverhalt  nalier 
kennt."  M 

In  die  gleiche  Kategone  gehört  auch  die  sogen.  „Gewinn- 

*)  Bericht  der  b.ul.  l  abrikiit&pcktiun  l'ur  das  Jalir  1900  S.  45. 
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betciligung^  bei   der  Munitionsßibrik  von  Braun   &  Bloem  in 

Düsseldorf. ') 

Die  Beteiligung  der  Arbeiter  richtet  sich  nicbt  nach  dem  Ge- 
winn, sondern  nach  dem  Absatz.  Die  Beträge  werden  halbjährlich 
ausgezahlt;  auf  dieselben  haben  nur  diejenigen  Anspruch,  welche 
über  3  Monate  bei  der  Fabrik  im  Dienst  gewesen  sind. 

Unpünktlicfics  Kommen,  sowie  f^robe  Verstöfse  gecren  die 
Fabrikordnung  ziehen  teilweisen  oder  ganzen  Verlust  der  He- 
teiiigung  nach  sich.  Dafs  im  übrif^en  die  einzelnen  Arbeiter  in 
dieser  Form  nur  recht  geringfü^^ii^e  Heträge  erhalten,  ergiebi  sieh 
daraus,  dals  die  Firma  an  etwa  qo  Werkmeister  und  Arbeiter  jähr- 
lich 3900  Mk.  als  „GcwinnbcteiHgung"  auszahlt. 

Im  Hinblick  auf  das  bisher  ausgeführte  sei  an  die  VVurle 
Schmollers,  in  seinen  Untersuchungen  über  „Weesen  und  Verfassung 
der  grofsen  Unternehmungen"  erinnert: 

„Fast  überall,  wo  der  Arbeitgeber  sie  unvermittelt  einfähren 
will  und  seien  sie  noch  so  günstig  für  die  Arbeiter,  wie  Gewinn- 
beteiligung, Suppenanstalten,  Wohnungszuweisung,  Bäder  etc.,  da 
begegnen  sie  leicht  dem  Widerwillen,  ja  dem  Verdacht  der  Arbeiter, 
dem  Mi(strauen  und  der  Mifssttmmung.  Die  Leute  wollen  sich 
auch  zu  ihrem  Wohl  nicht  kommandieren  lassen.  Es  kann  heute 
nur  gedeihen,  was  der  versteht,  dem  es  gereicht  wird.  Es  wird 
veretanden,  wenn  man  die  Arbeiter  selbst  heranzieht,  sie  mitwirken 
läfst  an  der  Entstehung,  die  Einrichtung  als  von  ihnen  geschaffen 
erscheinen  läfst. 

Dazu  mufs  man  aber  mit  den  Vertrauenspersonen  der  Arbeiter 
beraten,  Komitees  derselben  möglichst  die  Sache  in  die  Hand 
geben."  ^) 

Ks  sind  noch  eine  recht  geringe  Anzahl  von  Arbeitr^ebern,  die 
sich  zu  einem  derartic^cn  Standpunkt  durchgerungen  liaben.  So 
darl  es  aber  aucli  kein  Wunder  nehmen,  wenn  iene  Unternehmer  iür 
ihre  Anstalten,  die  ihren  Ursprun<^f  oft  der  menschenfreuntlliclisten 
Gesinnunp^  verdanken,  so  wenig  Dank  ernten.  Kann  doch  auch 
der  Sozialjjoiiiiker  diesen  Wohlfahrtseinrichtungen  nur  mit  sehr  ge- 
teilten Gefühlen  gegenüberstehen. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  sich  vor  alletn  uiit  der  prinzi- 


*)  VVohl(:ihrt<p(k'gc  m  den  rroviri/cn  Rliinil.iii'l   uml  WesUalen.  llcrausgeg. 
von  A.  Hüttmann  und  II.  Simon.    Düsscldurf  1902  S.  77. 

*}  Zur  Sozial-  «nd  Gewerbepolitik  der  Gegenwart.  189a  S.  437. 
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piellen  Bedeutung  der  ArbeiterwohlCahrtaemriditungieii  für  den  Ar- 
beiter beschäftigt  und  demgemärs  auch  nur  jene  betrachtet,  die  das 

Arbeitsverhältnis  als  solches  beeinflussen  können. 

Es  ^iebt  aber  auch  eine  groli^  Zahl  von  Wohlfabrtsanstalten, 
die  in  dieser  Beziehung  jenseits  von  „Gut  und  Böse"  stehen  und 
nach  keiner  Richtun^f  hin  das  Arbeitsverhältnis  beeinflussen.  Ks  sei 
hier  nur  an  Einrichtungen  zur  billicrcren  und  bequemeren  Be- 
schaffunfT  der  Lebensmittel,  l^ililiDtheken,  Lesehallen,  Kranken- 
und  Kekonvaleszentenaiistaiten  erinnert ,  ferner  an  alle  jene  Ein- 
richtungen, dir  in  der  Hauptsache  den  An^ehörifj^en  des  ^\rbciters 
/.u^mte  koiiuHcn,  wie  Wöchnerinnenanstalten,  Kindcriiorte,  Hand- 
arbeits-  und  I  laushaltungsschulei>  und  ahniiches.  Dafs  derartige 
Anstalten  sehr  segensreich  wirken,  wird  von  keiner  Seite  bestritten ; 
gerade  deshalb  erübrigt  es  sich  aber  auch,  pähcr  auf  diese  einzu- 
gehen. 

Oben  wurde  bereits  an  einer  Rdhe  von  Beispielen  auf  die 
Wiricung  mancher  Wohlüihrtseinrichtungen  auf  das  Arbeitsverhältnis 
hingewiesen;  es  wurde  dort  bereits  gesagt,  dafis  sehr  vielen  An- 
hängern dieser  Anstalten  deren  Wirkungen  recht  wohl  bdcannt 
seien,  dals  sie  aber  die  segensreichen  Folgen  der  ersteren  -so  hoch 
anadilagen,  dafs  sie  die  verstärkte  Abhängigkeit  des  Arbeiters  als 
keinen  zu  hohen  Kaul|»reiB  daftir  ansehen.  £s  wurde  dort  bereifts 
darauf  hingewiesen,  dalk  dieser  Standpunkt  unrichtig  sei,  weil  der- 
artige  Wohlfahrtseinridltungen  nicht  allein  die  AUiängigkeit  des 
Arbeiters  vergröfsern,  sondern  im  Zusammenhang  damit  es  ihm 
auch  unmöglich  machen  oder  doch  stark  erschweren,  bessere  Ar- 
beitsbedingungen zu  erkämpfen. 

Trotzdem  legt  es  aber  jener  Standpunkt  nahe,  der  Frage,  wie 
f^rofs  eigentlich  die  den  Arbeitern  i,'ebotenen  \^ortcilc  sind  und 
welche  Unkosten  daraus  den  Arbeitgebern  erwachsen,  noch  etwas 
näher  zu  treten. 

Leider  ist  das  zur  Hcantwortung  dieser  Frage  zu  Gebote 
stehende  Material  recht  dünn  ;^'es.iet. 

Kecht  interessant  ist  das  über  die  Arbeiterwohnungen  der 
„Bergischen  Stahlindustrie"  mitgeteilte. 

Der  Mietzins  für  Arbeiterwohnuni^en  beträ^a: 

a)  Für  eine  Etagenwohnung  von  3  Räumen  nebst  Zubeliör 
192  Mk.  bezw.  im  Speicher  168  Mk.  jährlich. 

b)  Für  eine  Etagenwobnung  von  4  Räumen  nebst  Zubehör 
276  Mk.  bezw.  im  Speicher  216  Mk.  jährlich. 
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Zieht  man  noch  in  Betracht,  dafs  laut  Mietsvertrag  der  Mieter 
verpflichtet  i^,  die  Wohnung  im  Jnhr  wenigstens  einmal  auf  seine 
Kosten  neu  weifsen  zu  lassen,  dafs  die  Reinigung  der  Schornsteine, 
der  Abtritt^rruben  auf  seine  Koartan  erfolgt,  dafs  er  die  Kosten  fiir 
die  Wassermiete  tragen  mufs,  so  ergiebt;  dais  die  Mietspfclse  als 
recht  hohe  zu  veranschlagen  sind. 

Ob  und  inwieweit  diese  Wohnungen  dem  Arbeiter  in  ästhe- 
tischer und  hyo^enischcr  Hinsicht  besondere  Vorteile  hirien,  ent- 
zieht sich  der  Beurteilung  der  Aufsenstclienden.  Um  zu  zeigen, 
was  billige  Mietspreise  sind,  seien  /um  Vergleicii  <liejetiif^n  der 
Firma  Kalle  &  Co.  in  Biebrich  a.  Rhein  (Chemische  Fabrik)  an- 
geführt. 

Die  Miete  beträgt  dort  monathch: 

für  eine  Zwcizimnierwohiiung    6  Mk. 

„     „    Drei     „         „  9.5  „ 

I«    it   ^         «•       »I        ^  3»S 

io  dem  doftigen  Heim  (tir  ledige  Arbeiter  wird  einachlie&lich 
Wäsche  WQcheotlich  i  Mk  Miele  besahlt 

Dafe  die  Altersuatersttitzuogen  der  „Bei^schen  Kleiiieisen* 
Industrie*'  sehr  fi^gwürdige  VoftsUe  bieten,  ist  oben  geze^  worden; 
auch  quantitativ  leisten-  sie  nichts  Hervorragendes* 

Bei  einem  jähriichen  Dorchschnittsverdienst  von  1000  Mk.  er- 
halt ein  Arbeiter  nach  z.  B.  30  jähriger  Dienstzeit 

vom  Reich  319  Mk. 

voD  der  flnna  ....   231  „ 

Sa.   .   550  Mk, 

Für  'Arbeiter  bei  der  Firma  Kalle  &  Co.  wutde  unter  den 
gleichen  Voraussetzungen  erhalten 

vom  Reich  319  Mk. 

von  der  Firm«  ....   630  „ 

940  Mk. 

Hier  betjinnt  auch  der  Anspruch  nuf  Pensiun  bereits  nach  fütif- 
jährii^cr,  bei  der  „Bergischen  Stanimdustrie"  erst  nach  zchnjahrigci 
Dienstzeit. 


*)  „Die  Einricbtangcn  der  Firma  Kalle  &  Co.,  Biebrich  a.  Rh.  zum  WohU- 
ihrer  Arbeiter"  190a.- 
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Damit  hier  ein  Arbeiter  einschlieislicli  Rcichsreiite  die  Hälfte 
seines  Arbcilsvcrüienstcs  als  Ruhegehalt  bezieht,  niuis  er  bereits 
20  Jahre  in  den  Diensten  der  Firma  gestanden  haben.  Im  Aller 
Ton  71  Jahren  und  nach  50 jähriger  Dtenatzeit  betragt  der  Ruhe- 
gehalt eifischlielsUch  Invalidenrente  vonseiten  des  Reichs  650  Mk. 
oder  noch  nicht  einmal  %  des  Jahresarbeitsverdienstes. ') 

Man  steht,  da(s  keine  Rede  davon  sei,  dafs  die  hier  gebotenen 
Vorteile  die  verschärfte  Anhangigkeit  des  Arbeiters  aufwi^en;  viel 
eher  kann  dies  bei  der  Firma  Kalle  &  Co.  zugegeben  werden,  wo 
unter  den  oben  genannten  Voraussetzut^en  ein  Arbeiter  bereits 
nach  45  jähriger  Dienstzeit  die  Höchstpension  mit  900  Mk.,  zu  der 
dann  noch  die  Rente  von  selten  des  Reicks  hinzukommt,  erhält. 

Auch  die  Pensionen  bei  Krupp  sind  in  Anbetracht  der  hohen 
Beiträge,  welche  die  Arbeiter  zahlen  müssen  und  mit  Rücksicht 
darauf,  dals  die  Pensionsberechtigung  erst  durch  eine  2ojährigc  Zu- 
gehörigkeit zur  Kasse  erworben  wird,  nicht  als  hoch  zu  be- 
zeichnen. '-) 

Das  gleiche  gilt  von  dem  sogen,  l^rllni  i  c  11  system,  tlas  sich 
sehr  häufig  vorfindet  und  das  den  Zweck  verfolgt,  im  eigenen  wohl- 
verstandenen Interesse  des  Arbeitgebers  durch  Gewährung  von 
Lohnprämien  oder  Dienstalterszul^en  diesem  „einen  Stamm  tüch- 
tiger und  zuverlässiger  Arbeiter  zu  erhalten." 

Auch  hier  giebt  es  Fälle,  wo,  wie  gerne  anerkant  wird,  dem 
Arbeiter  pekuniär  grofse  Vorteile  geboten  werden. 

Bei  den  Farbenfabriken  von  Bayer  &  Ca  in  Elberfeld  betragen 
diese  Prämien  nach  3  Jahren  25  Mk.  nnd  steigen  dann  fortwährend» 
bis  sie  nach  50  Dfenstjahren  400  Mk.  erreichen. 

Diese  Prämie  sind  derart  hohe,  dafs  der  Arbeiter  innerhalb  der 
25  ersten  Dienstjahre  im  ganzen  960  und  im  Verlauf  von  50  Dienst- 
jahren 2600  Mk,  erhält.  Diese  Prämien  werden  in  Form  von  Spar« 
kassenbüchern  ausgezahlt  ^) 

Demgegenüber  sei  auf  die  Prämien  der  königlich  preulstschen 
Eisenbahn  Werkstätten  hingewiesen;  sie  betragen  hier^) 

M  Es  i«t  bler  die  sebr  f^iiiistig«  Amtahme  gemacht,  da&  der  Arbeiter  bereits 
van  seinem  16.  Lebensjahre  an  der  Invalidenversicherung  angehorte. 

*)  Nur  solclir  Arl>ei(cr,  welche  wühmicl   ii  iii  ! t  >t- i  ;  J. ihren  in  der  Guls- 
stahll.ihrik  V.rsunilcrs  sclivv  ir  Arl>eit  verrichtel  hahin,  •  ili.ili' ii   I  rri  iis  naeh  dieser 
Zeit  Uli  Falle  der  l^rwerl  >>ui)t  hi^keit  Pensionsherechtigunp.     Kley  a.  a.  O.  I09. 
WohlahrLseiarii  htungen  der  1- arbenlabriken  ...  a.  a.  U.  S.  33. 

*)  VVoblfabrlietnrichtungea  in  den  7M>viB£en  ...  a,  a.  O.  S.  75. 
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nach  25  Dienstjaliren  30  Mk. 

35        M         50  V 

n       50  „  60  „ 

bis  ergiebt  sicli  aus  diesen  wenigen  hier  angeführten  Beispielen^ 
dals  die  Frage,  ob  die  Wohlfahrlscinrichlunge«!  ein  vollwertiges 
Ae(]ui\alent  für  die  vcrgröfserte  Abhängigkeit  der  Arbeiter  scieni 
sich  niilil  ohne  weiteres  beantworten  lalst.  Eine  Reiiic  der  an- 
geführten Beispiele  haben  gezeigt,  dals  das  Ucbotene  ganz  unzu- 
länglich ist:  und  wenn  auch  in  manchen  Fällen  diese  Wohlfahrts- 
einriehtungen  dem  Arbeiter  recht  vid  bieten,  so  können  wir  doch 
nicht  beurteilen,  ob  nicht  auf  der  anderen  Seite  z.  B.  nicht  recht 
niedere  Lohe  gezahlt  werden.  Denn  es  wäre  ein  Irrtum  anzu* 
nehmen,  dafe  die  Sicherstellung,,  welche  den  Arbeitern  durch  solche 
Anstalten  viel&ch  gewährt  wird,  eine  betrachtliche  Erhöhung  der 
Lohnquote  bedeuten.  Denn  man  mufe  immer  bedenken,  dals  das 
durch  derartige  Wohlfahrtseinrichtungen  Gebotene  immer  nur  ein- 
zelnen Arbeitern  zugute  kommt  und  dafs  eine  groläe  Zahl  davon 
unberührt  bleiben.  So  kommt  es,  dafs  mit  Summen,  die  man  im 
Vergleich  zu  den  gezahlten  Lölnu n  als  recht  geringfügig  bezeichnen 
mufs,  rcclil  erkleckliches  geleistet  wenicn  kann. 

So  betrugen  bei  der  Firma  Kalle  Co.,  die  durch  ilirc  Wohl- 
fahrtseinrichtungen, wie  bereits  mehrfacli  hervorgehoben,  ihren  Ar- 
beitern quantitativ  recht  \  iel  bietet,  die  gesamten  jährlichen  Aus- 
gaben für  diese  Anstalten  nrx  ii  nirht  5",,  der  in  dieser  Zeit  ge- 
zahlteii  Lohnsumme;  auf  den  Kopf  eines  Arltciters  kamen  52  Mk. 

Man  sieht,  die  so  oft  gehörte  Behauptung,  dal^  die  W  olihalirts- 
einrichtungen  den  Arbeiter  reichlich  für  seine  vergröfscrte  Ab- 
hängigkeit entschädigten,  kann  nicht  als  stichhaltig  angesehen 
werden;  es  mag  einzelne  Fälle  geben,  wo  dies  zutrifft,  in  dieser 
Allgemeinheit  aber  ist  diese  Ansicht  unzutreflend. 

Auch  der  Umstand,  dafs  die  Arbeiter  selbst  oft  die  Vorteile 
dieser  Wohlfahrtseinrichtungen  gerne  in  Anspruch  nehmen,  spricht 
nicht  gegen  die  an  ihnen  geübte  Kritik.  Hören  wir,  was  ein  so 
ausgezeichneter  Kenner  der  Arbeiterverhältnisse,  wie  der  kürzlich 
\  erstorbene  Vorstand  der  badischen  Fabrikinspektion  Dr.  Worishoflfer 
darüber  sagt: 

„Die  ungenügende  Bezahlung  mancher  Arbcitcrschichten  läfst 
es  begreiflich  erscheinen,  dafs  sie  nach  jedem  augenblicklif  hin  \'or- 
teil  im  Interesse  ihrer  Familien  begierig  greifen,  ungeachtet  des  auf 
dem  Grunde  ihres  Gefühlslebens  vorhandenen  Dranges  nach  freier 
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Bewegung  in  einer  Lage,  die  J?ie  von  den  em])fan^cnen  Wohlthaten. 
als  welche  sie  die  genannten  X^eranstaltun^en  nnsehen,  unabhängig 
macht.  Die  Lösun«-  wird  aucli  hier  darin  lirL^ci,  dafs  die  als  Wohl- 
liiaten  der  Arbeitgeber  angeseiienen  Wohifahriscinrichtungen  in  ge- 
nossenschaftliche Unternehmunj^en  der  Arbeiter  übergeführt  werden. 
Die  jetzigen  Aufwendungen  des  Arbeitgebers  für  diese  Zwecke 
brauchen  deswegen  den  Arbeitern  nicht  verloren  zu  gehen.  Sie 
können  in  dem  Mafse,  in  wdchem  die  Arbeiter  sich  zur  genossen- 
schaftlichen Verfolgung  gemeinsamer  wirlscliaMfcher  Zwecke  mehr 
bei&higt  erweisen,  als  es  jetzt  der  Fall  ist,  zu  I^haaufbesBemngen 
verwandt  werden.  Hiensu-  fehlt  es  ja  auf  weiten  Grebieten  nicht  an 
begründetem  Anlasse.  Wo  es  sich  um  EUitearbdter  handelt,  findet 
man  jetzt  schon  einzelne  Anlagen,  die  an  Wohl&hrtseinricbtungen 
nur  gelegentlich  etwas  und  dann  nur  das  allern5tigste  leisten,  die 
aber  ihre  Arbeiter  besser  bezahlen  akB  andere  Anlagen  der  gleichen 
Art.  Derartige  Betriebe  gcniefsen  bei  den  Arbeitern  ohne  Küdc^ 
sieht  auf  ihre  Parteistellung  das  meiste  Ansehen." 

Leider  gestattet  das  zu  Crebote  sfcehendfe  Material  nicht,  der 
Frage,  die  Wörishoffer  hier  streift,  näher  zu  treten  und  die  sonstigen 
Arbeitsbedingungen  dieser  Betriebe  wie  Lohnhöhe,  Lange  der  Ar- 
beitszeit u.  s.  w.  zu  betrachten.  Es  ist  kein  gutes  Zeichen,  dais  in 
all  den  vielen  Berichten,  in  denen  —  sogar  mitunter  etwas  auf»> 
dringlich  —  an  der  Hand  der  ins  Ixben  <:fcrufcnen  Wohlfahrts- 
anstalten  das  soziale  tnipfinden  der  Betriebsleiter  gepriesen  wird, 
über  diese  wichtii^en  i'unkte  so  gut  wie  nichts  enthalten  ist. 

Neben  dem  Mafs  von  Freiheit,  das  er  seinen  Arbeitern  gewährt, 
sind  es  i^^erade  die  Hohe  des  Lohnes  und  die  Länge  der  Arbeitszeit, 
die  den  besten  Prüfstein  für  das  so2iale  X'erständnis  eines  Arbeit- 
gebers abgeben;  denn  wenn  man  unter  Arl)eiterwohlfahrtscinrich- 
tungen  die  Mafsnahmen  versteht,  durch  wclclie  der  Arbeitgeber 
durch  sein  individuelles  Einwirken  die  wirtschaftliche  und  soziale 
Lage  seiner  Angestellten  bessern  kann,  so  sind  die  Höhe  des 
Lohnes  und  die  Länge  der  Arbeitszeit  diejenigen  Punkte,  an  denen 
ein  derart%es  Streben  am  ersten  einzusetzen  hat  Dafs  man  auch 
von  anderer  Seite  diese  Auflassung  teilt,  geht  daraus  hervor,  dals 
die  neueste  Publikation  des  österreichischen  Arbeitsamtes,  wefche 
die  Wohliahrtseinrichtungen  der  privaten  Arbeitgeber  behandelt,  der 

>)  Bericht  der  badiscbcn  Fabrikiiupektion  tiir  diu  Jahr  189S1  S.  Iii. 
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Frage  des  Lohnes  und  der  Lange  der  Arbeitszeit  ,  zwei  umiangretche 
Kapitel  widmet') 

Wenn  es  auch  nur  weniges  ist,  das  wir  den  verscfaiedenen 
Schriften  über  Wohlfahrtseinhchtiiogen  über  diese  beiden  so  wich* 
tigen  Punkte  entnehmen  können,  so  genügt  doch  dies  wenige  um 

zu  sehen,  wie  viel  hier  noch  zu  thun  übrij^  ist. 

In  der  „Beri^ischcn  Stahhndustric",  die  ein  cif^enfs  Wohlfnhrts- 
burenu  besitzt  und  deren  W'ohlfahrtseinrichtuugen  Kollck  und  /AC<^\cr 
ein  nahezu  500  Seiten  dickes  Buch  gewidmet  haben,  beträgt  die 
Länge  der  Arbeitszeit  ausscldielslicii  der  Pausen: 

Im  Sommer  für  jugendliche  Arbeiter  9'/^  Stunden,  für  er- 
wachsene Arbeiter  10%  Stunden;  im  Winter  für  jugendliche  Ar- 
beiter auch  9'/,,  für  erwaclisene  Arbeiter  lo'/j  Stunden.  Für  Nacht- 
sH-beiter  Soimner  und  Winter  ausachlielslicli  dner  einstündigen  Päuse 
II  Stunden. 

Was  die  Löhne  anlangt,  so  wissen  wir  nur,  dafs  bei  der  In- 
validenversicherung  6*/^  der  gesamten  Arbeiterschaft  (jugendliche 
Arbeiter)  in  die  Lohnklasse  II  (350 — 550  Mk.),  91  %  in  die  Lohn- 
klasse IV  (850—1150  Mk.)  fallen;  $%  der  Arbeiter  sind  nicht 
versichenif^pflichtig,  da  sie  unter  16  Jahre  alt  sind.  Der  Lohn* 
ktasse  V  (über  11 50  Mk.)  gehören  also  keine  Arbeiter  an. 

So  notdürftig  und  ungenügend  diese  Angaben  auch  sind,  sie 
zeigen  doch,  dafs  von  einer  guten  Bezahlung  keine  Rede  sein  kaim. 

Es  ist  recht  schön  und  gut,  dafs  man  für  den  Arbeiter  und 
seine  Angehörij^en  in  den  Zeiten  sorgt,  wo  sie  krank  und  erwcrbs- 
unfahij]^  sind;  weit  wichtijrer  aber  als  dies  ist  es,  dafs  er  einen  Lohn 
erhiilt,  der  ihm  eine  auskömmliche  Lcbcnslialtun;^  ermöjrlicht,  und 
dafs  die  Arlieits/cit  nicht  so  lange  bemessen  ist,  dais  er  in  sittlicher 
und  hygienischer  Beziehung  darunter  zu  leiden  hat. 

Gerade  aber  in  den  (iegenden,  in  denen  jene  Arbeiterwohl- 
fahrtseinrichtungen so  häufig  anzutrellen  sind,  lassen  Arbeitslohn 
und  Arbeitszeit  sehr  zu  wünschen  übrig.  Diese  sind  aber  die 
Funkte,  von  denen  in  erster  Linie  das  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse 
abhängt,  In  dieser  Beziehung  haben  die  Arbeitgeber,  denen  das 
Wohl  ihrer  Angestellten  aufrichtig  am  Herzen  liegt,  ein  rekhes 
Feld  ihrer  Bethätigung  vor  sich.  Leider  zeigt  aber  die  Er&hning, 

')  Die  WoblfithrticidfkhtiiiigcD  der  Arbeitgeber  lu  GuMtea  ihrer  AngesieUten 
«ad  Arbeiter  in  Octtcrreicl».  Bis  jetit  enchiciicB  I.  Teil:  WohUUnrtieiiirichtaBga 
4er  EtaeDbkhna».  Wien  190s  m»  1909. 
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dals'  Fortschritte  in  dieser  Richtung  nur  in  den  seltensten  Fällen 
der  Initiative  der  Arbeitgeber  selbst  entspringen  und  dals  die  Ar* 
l^terschalt  nur  durch  einheitliches  Vörgdien  und  engen  Zusanunen- 
schlufs  sich  Verbesserungen  auf  diesem  Gebiete  erringen  kann.  Es. 
wurde  aber  im  vorangegangenen  mehrfach  darauf  hingewiesen,  wie- 
sehr  jene  Wohl£ahrtseinrichtungen  diesen  Zusammenschlu(s  der 
Arbeiterschaft  erschweren,  und  mit  welch  grotsem  Miüstrauen  man 
ihnen  deshalb  gegenübertreten  mufs,  zumal  bekannt  ist,  dafs  in 
vielen  Fällen  weniger  die  Fürsorge  für  die  Arbeiter,  als  die  be- 
wufstc  Absicht,  sie  in  eine  verschärfte  Abhängigkeit  zu  hrin<:(en, 
an  der  Wietze  dcrarti^^cr  Anstalten  (gestanden  hat.  Wo  im  ein- 
zelnen Fall  f!ns  eine  oder  andere  Ziel  vorgeschwebt  hat,  läfst 
sich  nur  in  cien  seltensten  hallen  für  den  Aulsenstehenden  beant- 
worten; aber  ausschla^gfebcnd  für  die  Beurteilung  dieser  Einrich- 
tungen sind  allein  ihre  Wiikungen  und  diese  bilden  unzweifelhaft  ein. 
grofses  Hindernis  für  das  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse. 

Anmerkung.  Obiprr  Aufsatz  ist  bereits  Ende  November  1002  ah^^osi  liLw«  n 
worHfn.  Ich  knnn  deshalb  nur  anmerknnfj<?\vrisp  nuf  einiges  seitil<  iii  lu'n  <  tx-liioncnc 
eingehen.  Zuiuich&t  sei  die  SchriU  v.  fc.rdnninns,  „Die  W  o  h  l  i  a  Ii  r  l  s  p  1 1  cg 
Jen«  1903,  ■  erwSbnt,  die  diese  Fragen  jedoch  mehr  systematisch  als  kritisch  be- 
handelt und  die.  wirtschalUiche  Bedeutonf  nur  untureichend  bcrdcksiebtigt  Man. 
vgl.  ferner  die  Arbeit  Piepers,  „Die  Lage  der  Bergarbeiter  im  Ruhr- 
revier". Stuttgart  1903,  der,  was  die  dorlijjen  Zerhftiwnfinunpcn  anhingt,  alle  von 
mir  hervorgehobenen  Nachteile  derselben  (a.  a.  U.  S.  205)  lur  den  Arbeiter  bcstätigL 
Ein  neues  Beispiel  einer  derartigen  „WobnongsfUrsorge"  bringt  der  Bericht  der 
i^adiscben  Fabrikinspektion  19031  S.  S5*  §  4  ^  Mictsvertrages  einer: 
Seidenweberei  in  Rheinfeldeu  schreibt  vor:  „Es  mUsscn  per  Wohnung  mindestens 
drei  l'ersonen  in  <h-r  l  a'ir'.k  vnti  X.  V. '/..  beschäftigt  sein.  Wo  dies  bei  der  fi-;*  nrn 
i""anulic  des  Mieters  nicht  /.utnft'l,  so  ist  er  vcrptUchlct  Arbeiter  oder  Arbeiterinnen 
aus  dem  Geschäfte  des  Vermieters  in  Kost  und  Logis  zu  nehmen.  Kostgeld  und 
Miete  unterliegen  der  Genehmignnf  von  X.  Y.  Z.**  Ein  eiogebendes  Material  Über 
<liesc  oben  berührten  Fragen  bieten  ft-nn  r  dii"  br-trftTrn'irri  Absrhnittc  des  Danimer- 
■'C)v}  ,,1 1  a  n  d  ^  1:  r  h  <  r  r  A  r  !>  c  i  t  c  r  w  u  Ii  1  t  a  h  r  l".  Es  Ichlt  j«  <!«>r!i  den  betreffenden 
Kapiteln  jede  KnliK.  l-)als  auch  in  den  Kreisen  der  l'rivatbeamlen  ähnliche  Stimmung 
gegenüber  den  Wohlfahrlscinrichtungen  wie  in  Arbeiterkreisen  herrscht,  zeigt  die 
Schrill  von  Flttistens,  „Die  staatliche  Pensionsvcrsicherung  der 
r r  i  V  a  t  b  c  a  m  l e  n".  Berlin  1903,  S.  191T.  Sein  Urteil  über  die  llauskassen.  wplrhr 
viele  Firmen  ,  mi  ( "itinsten"  ihrer  .Angestellten  errirh'.t  t  haben,  fafsl  di'r  Verl.  in  <lcii 
^alz  zusanitucii:  ,,l)igäC  Kasäcn  sind,  das  muls  aucii  an  dieser  Stelle  aut  das  nach- 
drttcklichste  betont  werden,  weiter  nichts  als  ein  Mittel,  die  Stellung  des  Unter- 
nehmers zu  stärken  und  ihn  billig  in  den  Ruf  eines  humanen  Arbeitgebers  zu  bringen.'* 

I  irr  Vi  r,        he  Darstellung  der  Gründe,  die  WorishofTt  r  /u  ^rin'■r  .ihlr-linendrn 
11  ilt  in;;    :<  i,ir'.i;^cn  WohUahrlseinrichtungcn  gegenüber  v^ranlaM'ii.    tmdct  sieb  bei. 
Dr.  l'uchs,  „Friedrich  W  ö  r  is  h  o  t  f  c  r"  ,  .JvarkrjtUic  1903,       45  tl.  > 
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Die  Reichstagwahlen  von  1898  und  1903. 
Eine  statistische 'Studie 

von 

ADOLF  BRAUN 

in  Nüraberg. 

Die  politischen  Massenerschetnungen  sind  trotz  des  lebhaften 
Interesses,  das  sie  beanspruchen,  mit  den  zwar  nicht  ausreichenden, 
aber  an  einzig  unparteiischen  Mitteln  der  statistischen  Methode  noch 
wenig  erforscht-  Die  amtliche  Statistik  der  Reichstagswahlcn  be« 
schränkt  sich  auf  eine  Feststellung  der  absoluten  unr]  relativen 
Zahlen,  die  in  jedem  Wahlkreise  für  den  Vertreter  oder  Partei  ab-* 
gegeben  werden,  Kombinationen  werden  \ollkommen  vermieden. 
Die  amtliche  Statistik  hat  es  unterlassen,  das  Material  der  Wahl- 
statistik mit  bevölkerunt^s-,  wirtschafts-,  sozial-,  kriniinalstatistischen 
und  anderen  Daten  zu  kombinieren;  dem  Privatstatistiker  ist  dies 
niciit  möglich,  weil  die  Zahlen  der  amtlirhen  Statistik  nach  völlig 
verschiedenen  s[eogra|)hi.scheii  ( lesichtspunkten  auscfesuadert  werden 
wie  die  Daten  der  Rcichstagswaiilsttiüstik.  Irh  hal)C  an  anderer 
Stelle  ')  die  methodische  Seite  dieser  i'Vai,'e  en>rtert.  hier  soll  nur 
an  einem  Versuch  gezeigt  werden,  dafs  sich  auch  ausüchlielslich  mit 
den  Elementen  der  Reichstagwahlstatistik  eine  Reihe  bemerkens- 
werter Resultate  erzielen  lassen.  Ich  bemühe  mich,  lediglich 
die  Zahlen  sprechen  zu  lassen  und  die  Parteien  in  ihrer  £nt« 
Wicklung  zwischen  den  beiden  letzten  Wahl  gän  gen  wie  in  ihrem 
Vorwärts-  beziehentlich  Rückwärtsschreiten  gegenüber  anderen 
Parteien  vprzufiihren.  Ich  sehe  dabei  ganz  ab  von  der  Wieder- 
holung  der  in  der  amtlichen  Veröffentlichung  mitgeteilten  absoluten 
Zahlen. 

')  Neue  Zeit  (Sstuttgartj  XXI,  2  ^I903j  S.  412  ff.  "  • 
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Die  charakteristische  Erscheinung  der  Wahl  vom  i6.  Juni  1905 
war  eine  aufserordentlich  stärkere  Wahlbctciligunj^  p^cf^enübcr  der 
vorangct^ang^cncn  Wahl  im  Jahre  1898.  Dies  sieht  man  deutlich 
aus  der  folgenden  Tabelle.  Die  Wahlhcteiligunf^  betrug  in  ...  . 
Kreisen,  in  denen  im  ersten  Wahigange  die  höchste  Stimmenzahl 
hatte  der  Kandidat  der 
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Es  gab  im  Jahre  1903  keinen  Wahlkreis  mit  einer  Beteiligung 
von  weniger  als  40  Proz.  der  Wähler  (1898  :  2)  eine  Wahlbeteiligung 
von  40  bis  50  Vroz.  gab  es  im  Jahre  1903  blo(s  in  5  Wahlkreisen, 
im  Jahre  1898  in  25  Wahlkreisen.  Eine  Wahlbeteih'gung  von  50 
bis  60  Proz.  im  Jahre  1903  in  22  Wahlkreisen,  im  Jahre  189S  in 
64  Wahlkreisen,  eine  Wahlbeteiligang  von  60  bis  70  Proz.  in  72 
Wahlkreisen  im  Jahre  1903,  in  135  dagegen  hn  Jahre  1898. 
^^^^hrend  also  eine  Beteiligung  von  weniger  als  70  Proz.  in  99 
Wahlkreisen  im  Jahre  1903  festgestellt  wurde,  war  eine  solche  im 
Jahre  1898  für  224  Wahlkreise  festzustellen.  In  131  Wahlkreisen 
betrug,  im  Jahre  1898  die  Wahlbeteiligung  70  bis  80  Proz,  im  Jahr 
1903  dacfpcrcn  in  iSi  Wahlkreisen.  Noch  schärfer  weicht  die 
stärkere  Wahlbcteilit^ung  ab  in  der  Gruppe  der  Wahlkreise  mit 
80  bis  90  Proz.;  hier  haben  wir  blols  40  im  Jahre  189S,  dagerjen 
114  im  Jahre  1903.    Eine  Wahlbeteiligung  mit  90  bis  100  Froz. 
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konnte  1H98  überhaupt  nicht  festge^^tellt  uerden  sie  war  aber  am 
16.  Juni  1903  in  3  Wahlkreisen  nac  hzuweisen.  Bei  den  verschie-' 
denen  Parteien  zei^  sich  die  verstärkte  Wahlbeteiligung  in  un- 
gleicher Weise,  einij^^es  ist  in  dieser  Hinsicht  aus  der  vorstehenden 
Tabelle  zu  entiichincn. 

Diese  flieht  auch  eine  Zusammenstellung  der  relati\'en  Mehr- 
heiten: die  groiste  Steic^erung  zeigt  sich  bei  den  Sozialdemokraien, 
ein  Anschwellen  der  relativen  Mehrheiten  von  87  (1898)  auf  122 
(1903)  Wahlkreise,  dann  folgen  die  Polen  mit  der  Steigerung  von 
15  auf  18,  das  Zentrum  von  104  auf  105.  Nichts  geändert  hat 
sich  bei  der  deutschen  Volkspartei  bei  den  National-sozialen  und 
bei  den  „versdiiedenen  Parteien";  alle  übrigen  wiesen  eine  starke  - 
Verminderung  ihrer  Wahlkreise  mit  rdativen  Mehrheiten  auf,  wie 
dies  aus  den  Summenzahlen  su  ersehen  ist  Das  Vorschreiten,  be» 
ziefaentlich  die  Stabilität  oder  der  Rückgang  der  Parteien  hinsieht' 
lieh  der  Kreise  mit  relativen  Blehrfaeiten  ist  deutlicher  zu  ersehen 
aus  der  folgenden  Zusammenstellung,  in  der  die  Zahl  der  Wah^ 
kreise  mit  stärkster  Stimmenzahl  jeder  Partei  im  ersten  Wahlgange 
im  Juni  1898  mit  100  angenommen  ist.  Danach  hatten  im  Jahre 
1903  relative  Mehrheiten  au£uiwetsen  die 


SodaldcinolmtiKlie  Paztd  . 

i40,a 

der  bayerische  BAucraboad  . 

80,0 

i«V> 

71.4 

100,9 

die  Rcichspartfi  

68,0 

die  deuUcbe  Volkspartei,  die 

die  Anüteiuitcn  und  Chrisllicb- 

NatioiMiltodalea  und  die 

61,5 

„Venehicdcnen*'  .... 

100^ 

die  freiuiiBige  Volkipartet 

50,0 

die  Deutsch-KoasemUiTen  . 

95.7 

der  Bund  der  Landwirte  .  . 

40,0 

die  Flsä«!":rr  

90,0 

die  freisinnige  VereioigaDg  . 

25,0 

die  nationallibcralc  l'artei 

81,1 

Cum  grano  saüs  sind  vorstehende  Zahlen  zu  beurteilen.  Sie 
reichen  nicht  aus,  um  die  relative  Stärke  der  Parteien  bei  den  Wahlen 
von  1898  und  1903  zu  erkcnaen,  wohl  aber  um  sich  über  die 
Festigkeit  ein  Bild  zu  schaffen,  mit  der  sie  in  den  verschiedenen 
Wahlkörpern  Wurzel  gefafst  haben. 

\\''eniger  die  natürliche  BevöUcerungsbewegung  als  die  soziale 
Wandcibcwegung  haben  eine  aufserordentlich  starke  Unnrlcichheit 
der  Wahlkreise  geschaffen.  Seit  1867  besteht  in  Norddeutschiand, 
seit  1H71  in  SüddcutschlanH  die  Abc^renzuii[^  der  Wahlkreise  un- 
verändert. Einzelne  sind  in  der  Volküzahl  zurückgegangenen,  in  der 
Mehrzahl  hat  diese  sich  aber  vermehrt,  zum  Teil  fast  versieben* 
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facht,  so  in  Berlin  VI,  in  Teltow-Beedoyw-Charlottenburg.  Wie 

die  verschiedene   Volksdichtigkeit  der  ursprünglich   —  von  den 

Kleinstaaten  abg^eschcn  j;'lcich  starken  Bevölkerung  der  Reichs- 
tagswalilkrcisc  in  den  Wahlen  von  und  igo^  auf  die  Wahl- 

beteiligung wirkte,  ersieht  man  aus  der  nachstehenden  Zusammen- 
stellung : 
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1 

t 
9 

I 

2 
2 

L 

80—  85000 

1 

1 

S5           (Jll  (1(1(1 

1 

1 

J 

90 —  95  uuo 

95 — looooo 

- 

- 

I 

0 

2 

100  —  l  2^  n(,M 

l 

I 

1 

1 

I 

! 

125  —  1  5"  < 

2 

1 

2 

Ül mT    1  ^ ( I  1  ji  k) 

— 

1 

1 

60 

20 

72 

188 

1" 

116 1 

397 

! 

8 

1 

3« 

Die  Tabelle  ergicbt  vor  allem,  dafs  es  im  Jahre  1898  noch  284, 
1903  bli>r>  noch  251  Wahlkreise  mit  weniger  als  30000  Wahl- 
bererhtigleii  gab.  Kommen  aueli  in  den  kleinsten  Wahlkreisen  die 
relativ  schwäclisten  W'ahlbeteiligungs/ifrern  vor,  so  finden  wir  doch 
auch  eine  Verdojipclnng  der  Kreise  mit  der  zweitstärksten  Wahl- 
beteiligung bei  den  Wahlkreisen  mit  \venigcr  als  20000  \\'ahli)e- 
rechtigten.  Wühl  linden  wir  noeh  stärkere  Steigerungskoeffi/.ienten 
in  den  dichter  besetzten  W'ahlkrcisen ,  aber  trotzdem  bleibt  die 
starke  W^ahlbcteiligung  in  dieser  Gruppe  von  Wahlkreisen  höchst 
bemerkenswert  und  auffallend;  sie  erklärt  sich  aus  der  Zugehörig- 
keit der  hocbindustriellen  Kleinstaaten  zu  dieser  Gruppe»  in  denen 
bürgerliche  Parteien  mit  der  Sozialdemokratie  sehr  harte  Wahlkämpfe 
luhrtda«   Aus  den  fetten.  Zahlen«  wdche  die  in  jeder  Gruppe  häa- 
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figste  Wahlbeteilij^untfsstärke  herxorhebf n,  erkennt  man  ebenso  wie 
aus  dem  gesamten  Zahlenbilde,  dais  es  bei  der  letzten  Reichsta^s- 
•wahl  vor  allem  eine  nicht  von  vielen  Ausnahmen  durchbrochene  Regel 
•war,  dals  mit  der  gröfseren  Zahl  der  Wahlberechtigten,  nicht  blofs 
wie  selbstverständlich  die  absolute  Zahl  der  abstimmenden,  sondern 
auch  die  relative  Wahlbeteiligung  wuchs.  Die  Steigerung  der 
Volkszahl  in  den  Wahlkreisen  hängt  &st  immer  mit  dem  rascheren 
Gange  der  Industrialisierung  zusammen,  diese,  aber  auch  schon  die 
stärkere  Zusammenballung  der,  Bevölkerung  fuhrt  zu  lebhafterem 
geistigen  und  speziell  politischem  Leben,  xum  Hervortreten  sozialer 
und  damit  politischer  Gegensatze,  zu  einem  Wetteifer  der  ver-; 
schii  (leiuii  Richtungen  bei  der,  Wahl  und  damit  /u  gesteigerter 
Wahlbeteiligunf^.  Die  Ausnahmen  von  der  Regel  erklären  sich  aus 
dem  lier\'orstcchcndem  üeberwiegen  einer  Partei,  welche  sowohl  den 
Eifer  der  Parteigänger,  deren  Richtung  der  Sieg  geWifs  ist,  ebenso 
mindert  wie  den  ihrer  Gci^ncr. 

Hin  unervvartf'tr^  lüj^cbnis  cr;^^ab  die  Untersuchung  des  l'-in- 
llusscs  der  Zahl  der  Kandidaten  auf  die  Stärke  tlcr  W'ahlbctciÜL^ung. 
A  priori  sollte  man  annehmen,  dals  mit  der  Zahl  der  Kandidaten, 
die  \\'ahlbeteili;^un^r  stei^^en  müsse,  denn  erstens  wird  jeder  Wülilei 
bei  gröfscrer  Zahl  vnu  Kandidaten  eher  einen  tmden,  der  seinen 
Anforderungen  an  cmcn  Reichstagsabgeordneten  entsprechen  würde, 
und  dann  wird  der  Eifer  der  grofscren  Zahl  von  Wahlkomites 
mehr  Wähler  an  die  Wahlurne  fuhren,  als  eine  geringere  ZM  von 
Oi^;anisationen,  die  sich  im  Wahlkampfe  betbatigt 

Den  erwarteten  Aufschluls  gicbt  die  nachstehende  Tabelle 
nicht: 


l'iitc-r 

4"- 

-50 

50—60 

60 — 70 

So 

So 

■  90 

90  ■ 

- 100 

40 

/O 

n 

/« 

Summa 

krcibL-n 

1898 

1903 

98 

03 

98 

03 

98 

03 

98 

03I98 

03 

1898 

1903 

bei  einem  Kandidaten 

J 

1 

I 

1 

„  2  Kandidalcn 

4 

4 

4 

9 

H 

1 

10 

1 

22 

19 

T.  3 

»' 

iS 

<; 

3Ö 

•J4 

35 

4: 

16 

-J4 

I 

118 

122 

«t  4 

>» 

1 

lö 

9 

5a 

21 

5» 

8» 

15 

42 

141 

169 

5 

♦« 

t 

j 

»3 

3 

32 

16 

34 

«7 

9 

14 

- 

71 

„  6 

11 

1 

I 

4 

l 

10 

3 

4 

G 

15 

..  7 

11 

2 

Summa 

2 

00 

136 

133  1 

4* 

397 

1 

;{ 

1 

1 
1 

20  \ 

72 

i 

188 1 

116 

•1 

397 
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Wir  finden  merkwürdigerweise  unter  den  Zalilen  für  das  Jahr 
i8(>S  \\  nlilkreise  mit  blofs  ciiiem  und  mit  sieben  Mandatswerbern» 
welche  la  dieselbe  Gruppe  von  Stärke  der  VVahlbetcili^uin«^  ge- 
hören, für  das  Jahr  1903  fehlen  Wahlkreise  mit  mehr  als  sechs 
Kandidaten,  der  Wahlkreis  mit  einem  Kandidaten  gebort  1898 
wie  1903  in  die  gleiche  Gruppe.  Bei  der  Wahl  vom  Jahre  1903 
kam  in  den  Wahlkreisen  mit  blols  zwei  Kandidaten  eine  stärkere 
Wahlbetdllg^ng  zum  Ausdruck  als  in  alten  anderen  Gruppen,  wahrend 
bei  der  Wahl  vom  Jahre  1898  eine  stärkere  Wahlbeteiligung  durch 
eine  gro&ere  Zahl  von  Parteien,  die  um  die  Mandate  rangen»  hervor- 
gerufen wurde.  Es  rührt  diese,  auflallende  Verschiedenheit  jeden- 
Ms  in  erster  linie  von  dem  Umstände  lier,  dals  das  Volk  im 
Jahre  1903  durch  eine  alle  Gemtiter  bewegende  Frage  in  zwei 
Hauptgnippen  geschieden  war,  so  dafs  fiir  viele  Wähler  die  weiteren 
Parteiunterschiede  weniger  entscheidend  waren,  während  bei  der 
Wahl  vom  Jahre  1898  der  Kampf  der  vielen  Parteien  schroffer  zum 
Ausdruck  kam,  weil  es  an  einer  ähnlichen  Wahlparole  fehlte.  In  den 
übrigens  nicht  vielen  (19)  Wahlkreisen  mit  blols  zwei  Kandidaten 
stand  ein  Freund  der  Schutzzollpolitik  einem  Gegner  derselben,  ein 
bürgerlicher  einem  sozialdemokratischen  Kandidaten  gegenüber,  es 
handelt  sich  auch  vielfach  um  Kreise  im  Konic^reiche  Sachsen^ 
die  auch  aus  anderen  Gründen  eine  scharfe  Wahlbeteiligung  auf- 
wiesen. 

Die  Zahl  der  aus  der  amtlichen  Wahlstatistik  nachweisbaren' 

Kandidaten  betrug''  im  Jahre  1898  1552,  im  Jahre  1903  etwa>> 
weniger:  1526.  Bei  beiden  Wahlen  war  die  Zahl  der  Wahlkreise 
mit  vier  Kandidaten  die  gröfstc  (1898:  141=35,5  Proz.;  1903: 
169-  42,6  Proz.  aller  Wahlkreise),  So  überwog  die  Zahl  der 
Wahlkreise  mit  vier  Kar.didalen  im  Jahre  1903  die  der  in  gleicher 
Weise  umw()rl)enen  Bezirke  im  Jahre  1898.  Fast  gleich  blieb  die 
Zahl  der  Kreise  mit  weniger  als  vier  Kandidaten  (1898:  141 ; 
1903:  142),  desto  iiitere.ssanter  ist,  dafs  die  Zahl  der  Wahlkreise 
mit  mehr  als  vier  Kandidaten  im  Jahre  1903  in  allen  Gruppen 
hinter  denen  vom  Jahre  1898  erheblich  zurückbüeb. 

1903  1898 

Ucber  vier  Kandidaten  hatten  86  (  :  1,66  Proz.)    115  TaS  gy  Proz.) 
.>     filnf        „  «71  (17-89    „    )     93  (23.43  ) 

..  ^;*^f'lS  „  „  15  H        )  20        (5.04       t.  ) 

„     sieben      ,|  „     —    (0,00    „    )       9  (O^OOS    „  ) 
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Die  vorstehende  i  abcile  giebt  ferner  noch  ein  besonderes  Bild 
über  die  stärkere  WahlbetciHgung.  Im  Jahre  1903  wies  die  Wahl- 
Statistik  keinen  Wahlkreis  mit  einer  WahlbeteiUgunp^  von  weniger 
als  40  Proi.  auf  und  blols  3,  in  denen  noch  nicht  die  Hälfte  der 
Wähler  zur  Urne  giogeo.  Gruppieren  wir  etwas  anders  als  in  der 
obensteheoden  Täbdle,  so  erhaltea  wir  das  fiolgiende  ansdaulicfie  BUd» 

1903  1898 

Zahl  der  Wahlkreise  mit  einer  Betciliguog       absol.  Proz.  absoL  I'roz. 

bis  ta  50  Proz                            3  o.ooS           37  6,80 

von           „                          9«  a3,i7  196  49.37 

vtm  70-80  „  18$  46.10  133  33,50 

Ober  80      ,  119  30^7»           41  10^33 

In  mehr  als  "/^  aller  Waliikreise  war  im  Jahre  1903  die  He- 
teiligung  eine  stärkere  als  70  Proz.,  dagegen  wurde  diese  von  nicht 
viel  mehr  als  ^/j  der  Wahlkreise  im  Jahre  1898  erreicht. 

Die  Stärke  der  Wahlbeteiligung  kam  den  Parteien  nicht  in 
gleicher  Weise  zu  gute,  wie  die  folgende  Tabelle  nachweist: 


bei  den  Firtcicn 

eine 
Mehrung 

eine 
Minde- 
rung 

an  ab- 
soluter 

an  re- 
lativer 

CS  -Tt 

an  re- 
lativer 

SütomcDxaiil  in 
....  Kreisen. 

Sozialdemokratie .  . 

380 

330 

10 

m 

absolute  Mehrung 

V. 

370, 

relative  Mehrung 

V. 

270  Wahlkreisen 

Deutsche  VoUcspartei 

15 

13 

39 

41 

n 

Minderung 

tl 

24. 

21. 

II 

Minderung 

II 

28 

M 

Freisinnige  „ 

67 

124 

II 

n 

H 

M 

II 

II 

5l 

1. 

„  Vereioiguag 

21) 

20 

a? 

4ti 

11 

n 

II 

8. 

II 

II 

II 

SS6 

1» 

NatiottolUbenüe  .  . 

161 

121 

74 

114 

II 

Mehmnf 

?i 

»7, 

II 

Mehrung 

II 

7 

1» 

165 

•M 

114 

II 

ti 

217, 

!) 

11 

"I 

1» 

Antisemit.  t^Chr.  Soi.) 

48 

41 

81 

m 

II 

Mindciung 

'1 

33, 

Ii 

Minderung 

11 

47 

II 

r>eulsch  Konservativ. 

102 

74 

64 

92 

II 

Mehrung 

1» 

3S. 

II 

n 

II 

18 

tt 

Kcicbspartei    .   .  . 

32 

21 

äö 

46 

1! 

Minderung 

II 

3, 

II 

II 

II 

25 

6 

4 

8 

10 

II 

M 

H 

2i 

II 

II 

I! 

6 

II 

52 

39 

9 

22 

II 

Mehrung 

n 

43. 

II 

Mehrung 

II 

17 

II 

Weifen  

1 1 

6 

11 

16 

n 

n 

n 

0. 

n 

Minderung 

H 

10 

n 

Bund  der  Landwirte 

43 

42 

26 

27 

II 

«) 

II 

17. 

»♦ 

Mehrung 

n 

15 

II 

Baucmbund         .  . 

16 

«4 

31 

33 

11 

Minderung 

!l 

15, 

11 

Minderung 

n 

19 

ir 

Nutiunalsoziale    .  . 

16 

16 

10 

10 

II 

Mehrung 

II 

6, 

.1 

Mehrung 

>» 

6 

t» 

Eine  absolute  Zunahme  von  Wahlkreisen  mit  gcsteifrcrtcn 
Stimmenzahlen  weisen  sieben  l'arteien  (Sozialdemokraten,  Zentrum, 
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Nationallibcralc,  Polen,  Deutle  h-Kotiscrvalivc,  Bund  der  Landwirte 
lind  Natioiialsozialc  ^ '  auf,  einer  Stcij^erun^;  ihrer  Wahlkreise  mit 
erhöhtem  pro/.entualen  Anteil  an  den  abgeriebenen  Stimmen  können 
sich  seciis  Parteien  riihinen  (Sozialdemokraten,  Zentrum,  Polen, 
Bund  der  I^ndwirte,  Nationallibcrale.  Nationalsoziale).  Der  abso- 
luten Mehruncf  stehen  relative  Minderungen  gegenüber  bei  den 
Deutsch-Künscrvativeu,  bei  den  Weifen  gelil  ein  absolutes  Gleich- 
bleiben ihrer  Wahlkreise  mit  einer  relativen  Minderung  der 
Stimmenzahl  in  lo  Wahlkreisen  parallel.. 

Angeschlossen  sd  die  Tabelle  der  Wahlkreise^  welche  die  im 
«rsten  Wahlgange  eriielten  absoluten  Mehrheiten  der  Abstimmenden, 
nicht  der  Wahlberechtigten,  veranschaulicht: 


Es  siegten  im  ersten  Wahlgange 

1903 

32 

56 

1 

„         „         Vereinigung  ..... 

1 

9 

6 

83 

80 

5 

2 

II 

6 

„  Deutsch-Konservativen  ..... 

40 

33 

8 

6 

»3 

U 

„  Weifen  

der  Rinid  drr  I.undwirte  ...... 

4 

3 

Summa 

169 

215 

Im  Jahre  1903  ergaben  die  Wahlen  in  46  Wahllo-eisen  mehr 
als  1898  die  absolute  Mehrhdt  der  Abstimmenden  för  eine  Partei, 
die  Hälfte  dieser  Wahlkreise  hat  die  Sozialdemokratie  erobert,  -sonst 
weisen  einen  Fortschritt  blois  das  Zentrum,  die  Sozialdeiiickratie 
und  die  Polen  auf. 

Das  Ergebnis  der  Haupt-  und  Stichwahlen  in  Beziehung  ,  zu 
den  Prozentanteilen  der  siegenden  Parteien  an  den  abgege* 
benen  Stimmen  ersieht  man  aus  der  nachstehenden  Zusammen- 
stellung : 

*)  Die  Reihenfolge  entspricht  «tcls  der  Zahl  der  WaUhreise,  die  in  Betradtt 
kommen,  s.  Tabelle. 
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Es  sind  gewühlt 
die  Abgcordoeteo 
der 

Hill 

weniger 
all  30% 

1 

-40 
• 

40  — 

Ü, 

^0— 60 

»/ 

60—70 

0,' 

70  80 

80—90 

7. 

90-100 

10 

Summa 

180S  1003 

der  im 

ersten  Wahlgange  •bKcgebenen  Stimmen 

>    ;:iM>  mukruüc 

23 

22 

-*•» 

7 

y 

— 

— 

57 

si 

D  utsrh.  Volksputci 

1 

1 

4 

p 
t » 

*> 

Fr'  i'^inni^'i't)  ., 

S 

!) 

u 

H 

3 

H 

1 

2S 

2 

7 

♦> 

2 

1 

1 

— 

— 

•  ■ 

1 2 

<j 

X.HH . IUI  1  Uber.  P«urt«i 

9 

S 

13 

1!» 

1 5 

17 

/ 

ö 

2 

1 

■  n 

des  Zcntninu .    .  . 

r 

•j 

5 

•j 

13 

H 

22 

i 

17 

il 

11 

102 

lül 

der  Antisemiten  .  . 

3 

2 

3 

•i 

1 
1 

■3 

n 

1 

1 

(, 

5 

<) 

9 

1 

0  ■> 

'^.> 

1;) 

„   Duch-Konscrv. . 

•> 

7 

0 

:o 

14 

2U 

IH 

9 

G 

6 

1 

56 

üö 

„  EUässer  .  ,  . 

1 

a 

2 

1 

1 

3 

3 

3 

1 

t 

1 

10 

9 

.,     Vu\rn  .... 

1 

1 

2 

2 

4 

f) 

/ 

fi 

1 

14 

K> 

..    \\r]:.u     .     .  . 

\ ;  1 1  i '  1 1 1 . 1 1  - >  j / 1 .1 1  ( •  1 : 

1 
1 

1 

4 

* 

') 

ü 
1 

d'.j  Uuuilts  <i.  l_.undvv. 

•» 

1 

2 

2 

2 

0 

3 

des  Baucrubundcs  . 

1 

i 

1 

i 

1 

3 

«; 

5 

Unbestimmt    .  . 

4 

Zusamracri  iSqS 
1ÖÜ3 

30 

1  3ä 

64 

r 

H4 

S8 

 1 

'3 

4Ö 

32 

31 

1 

26 

24 

3^17 

3tf7 

Dir  lu')chstcii  Rclativzahlen  weisen  auf  das  Zentrum,  die  Deutsch- 
Konservativen,  die  Elsässer,  dam;  folgen  die  Polen  unci  So/ialdemo- 
kraten,  hierauf  die  Nationalliberale  Partei  und  die  Reichspartei.  Ein 
Eingehen  auf  die  Verschiebungen  zwischen  den  Wahlen  von  1898 
und  1903  sowie  auf  den  sonstigen  Inhalt  dieser  Tabelle  müssen 
wir  uns  leider  aus  Raumrucksichten  versagen.  Ergänzt  wird  die 
Tabelle  durch  die  nun  folgende: 

(Siehe  die  Tabelle  auf  S.  548»  2.) 

Die  Verschiebungen  der  Parteien  werden  da  unter  anderen 
Gesichtspunkten  veranschaulicht,  und  zwar  unter  denen,  welche  für 
die  Wahlkämpfe  z.  T*  bedeutungsvoller  sind  als  die  absoluten  und 
die  relativen  Zahlen,  Wir  glauben,  dafs  hier  das  Zahlen» 
bild  so  deutlich  spricht,  dafs  sich  eine  Kommentierung  erübrigen 
durfte. 

Einen  kursorischen  Ueberblick  über  das  geographiscli  erweiterte 
oder  eingeengte  Gebiet  für  die  einzelnen  Parteien  gewiilirt  tlie  nach- 
stehende Uebcrsicht,  welche  auch  zeigt,  dafs  die  Hauptsitze  der 
Parteien  1898  und  1903  die  gleichen  waren  blofs  bei  den  Sozialdemo- 
kraten, der  Reichspartei,  den  Antisemiten  und  beim  ba)(erischen 
Bauerabund. 

4 

♦  - 
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Parteien 

Es  wurden 
Stimmen 
abgegeben  in 

Höchster 

in  Walilkrew 

Wahlkreisen 

Niedrigster 

am  16.  Juni 

\-Sitz 

w 

H 

1898 

1898 

1003 

•  ftnit 

1  «90» 

Soiialdemokratie .   .  . 

18  c 

39() 

/Ol  * 

77  0 

. 

Berlin  IV 

Berlin  IV 

n  1 

A  (1  e  1  n  a  u  -Schildbcfg 

Wirsitz-Schubin 

Deutsche  Volksparlei  . 

49 

'Xl 

4*1/ 

Böblingen 

Strafsburg  (Land) 

"1* 

n  1 

Donauwörth 

Bacheii»WeitheiBi 

Fretsiiinige 

iftA 

Iii 

e  'S  I 

53i» 

Bingen 

Löwen  bcrg 

n  f 

Tecklenburg 

Falkenbcrg 

n  Vttoaigmg 

40 

Bremen 

Zabcrn 

Pirita 

Teckleobttf]g 

Natlonallibenlc  .   .  . 

lO/ 

fcU  L 

CT 

fi7 

Wolmfrstedt 

0, 1 

W,0 

P.resiiui  (Stadt) 

M.iyeii-.Mirw-.  :lf-r 

9A1 

£04 

99>3 

Duum-Prtim 

Geilenkirchen 

o,z 

n  1 

Rosenber;  i.  Wcstpr. 

Randow 

Deutseb-Koitsmativie  . 

•35 

1  »>7 

Pr.  Holland 

Krctizhur^ 

0  n 

Biberach 

Adf  Inau- Kobicr.  £ 

RcichspRftci  .... 

43 

78.3 

62,2 

Mansfeld 

Mansfeld 

0,2 

Heiligens  tudt 

Nei£se 

B.  Hauernbund    .    .  . 

35 

37 

67,0 

57.5 

Pfarrkirchen 

Pfarrkirchen 

0-3 

O.t) 

Hu .  lif  n-Wcrland 

Eichstiidt 

Uaod  (lex  Landwirte  . 

3« 

47 

59.7 

38,4 

PyritZ'SaaUig 

Craibbeim 

o,a 

0,8 

Erlangen-FOrtb 

Dttssetdorf 
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Die  relativen  Verschiebungen  der  Parteien  kann  man  zahlen» 

mäfsig,  genauer  als  es  bisher  na^lich  war,  aus  nachstehender 
Tabelle  ersehen.  Der  Stimmenanteil  der  Parteien  betrug  bei  den 
Hauptwahlen  in  den  Jahren  1898  und  1903: 

(Siehe  die  Tabelle  auf  S.  550  und  551.) 
Zur  Komnirnt-criing  der  vorstehenden  Zahlengruppicrung  ist 
niclu  viel  zu  bemerken.  Im  Jahre  1903  waren  in  mehr  Wahlkreisen 
als  im  Jahre  1 898  vertreten  die  Sozialdemokraten,  die  NationaUiberalen, 
das  Zentrum,  der  Bund  der  I^andwirtc,  der  bayerische  Bauernbund, 
die  Polen,  Weifen  und  die  Nationalsozialen.  Aus  einer  Reihe  von 
Wahlkreisen,  in  denen  sie  noch  im  Jahre  1898  vertreten  waren, 
verschwanden  die  deutsche  und  die  freisinnige  Volkspartet,  dte  frei- 
sinnige Vereinigung,  dk  Antisemiten  und  <fie  CbristlichsOEialen, 
die  beiden  konservativen  Fäfftden,  endlich  die  Elsässer.  Nach  der 
Ausdehnung  ihres  Verbreitungsgebietes ')  gruppierten  sich  die  Parteien 
im  Jahre  1903  (die  Zahlen  für  1898  finden  sich  in  Klammem] 
fblgenderma&en:  i.  Sozialdemokratea  (t)»  3.  Zentrum  {2\  3.  National- 
liberale  (3),  4.  Freisinnige  Volkspattet  (4),  5.  Deutschkonservative 
(5),  6.  Antisemiten  und  Christlicbsoaale  (6),  7.  Polen  (lo),  8.  Bund 
der  Landwirte  (12),  9.  Reichspartei  (8).  10.  Freisinnige  Vereinigung^ 
(7),  II.  Bauernbund  (11),  12.  Deutsche  Volkspartei  (9),  13.  Weifen 
(1$),  14.  Nationalsoziale  (15),  15.  Elsässer  (14),  Bei  den  Gruppen 
über  50  Proz.  verschwinden  die  Parteien  nach  und  nach.  Auch  im 
folgenden  geben  wir  die  Zilikn  für  das  J;\hr  1X98  in  Klammern 
wieder.  95  bis  icxi  Proz.  erreichte  das  Zentrum  in  7  Wahlkreisen 
(14)  die  Elsässer  in  einem  (o),  90  bis  95  Proz.  erreichten  die 
Deutschkonservativen  in  einem  Wahlkreise  (o),  75  bis  80  Proz. 
erzielten  die  Soziakiemokratcti  in  einem  Wahlkreise  (o),  die  Polen  3 
(1898  gleichfalls  3  und  aufserdeni  einen  Wahlkrei.s  mit  80  bis  8' 
Proz.),  65  bis  70  Proz.  erzielten  die  NationalUberalen  in  einem 
Wahlkreise  (o),  die  Antisemiten  in  einem  Wahlkreise  (1898  schon 
einen  Wahlkreis  mit  75  bis  80  Proz.),  60  bis  65  Proz.  war  der  in 
einem  Wahlkreise  erreichte  Hochstpunkt  der  Reichspartei  (1898 
hatte  sie  m  2  Wahlkreisen  75  bis  80  Pros,  erzieh),  der  Bauembund 
konnte  nur  einen  Wahlkreis  mit  55  bis  60  Proz.  bei  der  letzten 
Abstimmung  feststellen  (1898  hatte  er  einen  Wahlkros  mit  ^ 
Us  65  PrasL  und  2  mit  65  bis  70  Proz.).  In  keinem  Wahlkreis  er- 
reichten die  absohlte  Mehrheit  aUe  bisher  nichtgenannten  Parteien. 

*)  Die  Grtf fte  dendbca  gcaicas«ii  tut  der  Zahl  der  WablkTcisc. 
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45—50  Proz.  als  Höchstleistung  erlange  die  freisinnige  Volkspartei 
(1898  wies  sie  einen  Wahlkreis  mit  50—55  Proz.»  und  3  .mit  45 — 5^ 
Proz.  auf),  die  fretsionige  Vereinigung  kam  nur  in  einem  Wahl* 
kreise  mit  4S-~50  Proz.  in  die  Stichwahl  (1898  hatte  sie  in-  je 
einem  Wahlkreise  50—55  und  45 — 50  Proz,),  die  Weifen]  hatten 
in  einem  Wahlkreise  45— 50  Proz., (i),  mit  35— 40  Proz.  als  Höchst- 
leistung mufete  sich  die  deutsche  Volkspartei  begnügen  (1898  je  2 
Wahlkreise  mit  35—40  und  mit  40—45  Proz.),  auch  der  Bund  der 
Landwirte  hatte  nur  einen  Wahlkreb  mit  .35 —40  Proz.  (1898  hatte 
er  in  je  einem  Wahlkreise  35—40,  45 ~ 5^.  50—55,  55—60  Proz. 
der  Stimmen  erzielt).  Die  Nationalsuztalen  erhielten  in  einem 
Wahlkreise  (o)  2$ — 30  Proz.  Auch  sonst  zeigt  die  vorstehende 
Tabelle  mit  j^rofeer  Deutlichkeit  die  innerhalb  eines  Zeitraums  von 
5  Jahren  erfolgten  mannigfachen  X'erschiebunp^en  in  der  politischen 
Stellung  der  gesamten  Nation.  Eine  Kommenticrun^  im  ein7elncn 
mufs  ich  mir  ersparen  und  auf  das  labellenbild  verweisen.  Dir  Be- 
ziehungen zwischen  ökonomisch  fortschreitenden  viud  zurück- 
bleibenden Wahlkreisen  und  den  l'.nteien,  die  in  denselben  ver- 
tretni  sind,  lassen  sich  blofs  auf  einem  Umwege  feststellen:  durch 
die  Kombination  der  Stärke  der  Parteien  mit  den  nach  der  Zahl 
der  \\  aliUit H  l  htigten  gruppierten  W  ahlkreisen.  Da  die  meisten 
Wahlkreise  zur  Zeit  der  Reich.sj^i  undunj^  die  annähernd  gleiche 
V'olkszahl  hatten,  so  lalst  sich  die  Ungleichheit  in  der  gegenwärtigen 
Volkszahl  im  wesentlichen  zurückfuhren  auf  die  soziale  Wander- 
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bewegun^,  die  wieder  verursacht  ist  durch  die  verstärkte  Industria- 
lisiening  der  Gebiete  mit  über  durchschnittlicher  Zahl  der  Wahl* 
berechtigten.  Innerhalb  der  engen  dem  Statistiker  in  dieser  Hin- 
.  sieht  gezi^^en  Grenzen  6ndet  sich  das  Material  der  Reichstags^ 
wählen  gruppiert  in  folgenden  Tabellen: 

{Siehe  dir  Tabelle  auf  S.  552  u.  353.) 

Der  Vergleich  der  Wahlkreise  zeigt  merkwürdige  Verschiebungen, 
die  Zahl  der  schwächstbevölkerten  sinkt  rasch,  so  der  mit  weniger 
nls  30 OCX)  Wahll)crcchtij^tcn  von  284  ini  Jahre  1898  auf  2ji,  somit 
um  iiO  Proz.  Die  Zahl  der  Wahlkreise  mit  über  30000  Wahl- 
bcrcchu^ieu  stei^n  dagegen  von  113  auf  146,  somit  um  29,2  Proz. 
Die  Verschiebungen  im  einzelnen  sind  aus  der  vorstehenden  Tabelle 
zu  erkennen.  Da  dif  kleinsten,  zum  Teil  hochinduslricllcfä,  Bundes- 
staaten seil»täiKli;:(e  Wahlkreise  bilden,  so  erklärt  es  sich,  dali  die 
Sozialdemokratie  in  14  der  kleinsten  Wahlkreise  (1898:  11)  mit 
\  25  bis  75  Proz,  abgegebenen  Stimmen  vertreten  ist,  in  39  (55) 
Kreisen  konnte  sie  nur  .  bis  2$  Proz. -der  Stimmen  aufbringen. 
Aehnlich  liegt  das  Verhältnis  in  den  Wahlkreisen  mit  20—50000 
Wahlberecht^en.  Ihre  Starke  kommt  erst  in  Erscheinung  in  den 
dichter  bevölkerten  Bezirken.  .  Während  sie  in  den  Wahlkreisen  mit 
weniger  als  y>ocx>  Wahlberechtigten  blofs  in  12  (4)  mehr  wie 
50  Proz.  der  Stimmen  aufbringen  ~  konnte,  so  in  den  Kreisen  mit 
mehr  wie  30  000  Einwohnern  in  44  (29).  Aehnliche  Verschiebungen 
lassen  sich  auch  feststellen  für  die  Gruppe  der  Wahlkreise,  wo  die 
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Sozialdemokratie  25  his  50  Proz.  der  Stimmen  auf  ihre  Kandidaten 
vereinigte.  Das  j^anze  entg;e^en  gesetzte  Bild  zci^'cn  die  vor- 
stehenden Tabellen  für  das  Zentrum  und  \or  allem  für  die  deutsch- 
konservative  Partei,  für  die  Reichspartei,  die  F.lsässcr,  Polen,  Weife»», 
den  Bauernbund  und  den  Hund  der  I^ndwirte,  ähnlich  hegt  auch 
das  Verhällnis  für  die  Xationalsozialcn  und  für  die  Antisemiten. 
Einen  Uebergang  bildet  die  freisinnige  Vereinigung,  stärker  als  diese 
ist  in  den  dichtbevölkerten  Bezirken  vertreten  die  freisinnige  Volks- 
partei und  die  Nationalliberalen.  Auf  die  Betrachtung  von  Einxel- 
heiten  kann  ich  mich  mit  Rücksicht  auf  den  begrenzten  Raum 
nicht  einlassen,  aber  ich  bin  überzeugt,  dafl  die  vorstehende  Tabelle 


Digitized  by  Google 


Die  RdchstAgwablca  von  1898  und  1903. 


55S 


a 


der  Stimmen: 


ikr  Bund 

dci 

I  ..u'ui  Wirt'- 

der 

Baucrnbiiiid 

0 

0—5 

5- 

■'s 

25- 

-50 

50- 

über 75 

0—5 

C  — 

5 

25- 

CO— 

über  75 

1  \ 

98  03 

98 

03 

67 

194 

öS 
iH 

61 
176 

69 
27 

5 

3 

1 
6 

4 
1 

2 
6 

i 

2 

14 

12 
2 

-> 

7 
I 

2 
1 

I 
1 

66  ri(j 

187  174 

6H  79 
20  29 

3 
2 

1 

1 

V 

3 

14 

4 
1 

16 

1 

5 
1 

4 

3 

9 
3 
4 

8 
7 
2 

1 
1 

9  i' 

3  7 

4  H 

I 

2 

1 

•} 

- 

-  4 
2  2 

I 





I 

3 
1 

= 

— 

: 

2  1 

-  1 

1 

1 

1 

— 

— 

die  I'olcii 

die  Weifen 

62 

4« 

i 

:\ 

1 

3 

2 

3 

i 

70 

54 



I 

172 

7 

4 

I 

G 

7 

() 

5 

6 

3 

3 

204 

187 

2 

4 

4 

5 

4 

67 

76 

' 

5 

I 

.{ 

2 

2 

65 

79 

5 

4 

I 

3 

20 

2y 

i 



IQ 

29 

i 

1 

9 

< 

1 

1 

9 

5) 

2 

1 

1 

1 

3 

7 

I 

3 

2 

1 

1 

4 

2 

1 

I 

1 

2 

4 
1 
1 

_ 

1 

4 

I 
I 

1 

I 

1 

1 

2 
1 
2 

2 
2 
1 
1 

1 

I 

1  " 

1 

i 

SO  manchen  Aufschluls  über  die  liezichuni;  von  Volksdichti(];^keit  und 
Stärke  wie  Art  der  politischen  Parteistellung  innerhalb  der  Be- 
völkerung gewähren  würde.  Selbstverständlich  sind  diese  Be- 
siehungeo  nicht  unbekannt  gewesen,  doch  die  zahlenmälsige  Fest- 
stellung wird  manches  Licht  auf  die  interessante  Frage  werfen. 

Zu  den  wenigen  Kombinationen,  die  die  amtliche  Statistik  er« 
möglicht,  wenn  auch  nicht  gruppiert,  gehört  die  über  Konfession, 
Wahlbeteiligung  und  Starke  der  Parteien  in  den  einzelnen  Wahl- 
kreisen. Ueber  letztere  geben  die  nachstehenden  Tabellen  Auf- 
scfalufs: 
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Wenn  CS  auch  sicherlich  unrichti^^  ist  von  konfessionellen  Parteien 
im  Deutschen  Reiciie  /u  S[)rechcn,  so  ist  es  doch  eine  Thatsache, 
die  ja  auch  durch  die  vorstehenden  Tabellen  bestätit^t  wird,  dafs 
einige  Parteien  aussclihclslich  in  Ge«;enden  mit  üherwietjend  prote- 
stantischer Bevölkerung,  andere  in  denen  mit  überwiegend  katho- 
lischer Bevölkerung  ihre  Anhänger  haben.  Zu  den  Parteien,  welche 
fast  ausschlicisltch  in  protestantischen  Gegenden  einen  namhaften 
Anhang  Ittben,  gehören  die  drei  linksliberalen  Gruppen,  die 
deutsche,  die  freisinnige  Volkspartei  und  die  freisinnige  Vereinigung, 
denen  sich  auch  hier  die  Nationalsozialen  anschlössen »  dann  die 
Weifen,  der  Bund  der  Landwirte,  auch  die  Deutschkonservativen 
und  die  Reichspartei,  wenn  auch  beide  in  katholischen  Bezirken 
eine  ansehnliche  Zahl  von  Anhängern  besitzen.  In  katholischen  Be- 
zirken sind  last  ausschlielsUch  vertreten  die  Elsässer,  dann  folgen 
die  Polen,  dann  erst  das  Zentrum.  Ohne  Unterschied  der  Kon- 
fession, wenn  auch  stärker  in  den  mehr  protestantischen  Bezirken, 
treten  auf  die  National  liberalen  und  die  Sozialdemokraten.  Eine 
nur  unbedeutende  Verstärkung  der  Sozialdemokratie  ist  in  den 
katholischen  Bezirken  festzustellen  und  zwar  auch  in  den  fast  rein- 
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Stimmen  des  Bundes  der  Landwirte 
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katholischen  Bezirken,  die  rasche  Entwicklung  der  Sozialdemokratie, 
welche  die  letzte  Reichstagswahl  in  Erscheinung  gebracht  hat, 
kommt  im  wesentlichen  zum  Ausdruck  in  den  mehr  protestan- 
tischen Bezirken  und  vor  allem  in  den  Wahlkreisen  mit  überwiegend 

protestantischer  Bevölkerung. 

Bei  der  deutschen  Volkspartei  zeigt  unsere  Tabelle  einen  stär- 
keren Rückgang  in  den  mehr  katholischen  als  in  den  mehr  prote- 
stantischen Bezirken.    Die  freisinnige  Volkspartei  hat  in  den  katho- 

iisclien  Ik-zirkcn.  relativ,  fast  ^äinstiiü^ere  Krgebnisse  als  in  den  prote- 
stantischen Bezirken  wobei  aber  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dals  sie 
nur  in  einem  mehr  katholischen  Wahlkreise  mehr  als  20  l'roz.  der 
Stimmen  aufweisen  konnte.  Während  die  freisinnige  Vereinigung 
im  Jahre  1898  noch  in  5  mehr  katholischen  Bezirken  .Stimmen 
zählen  konnte,  gehui;^'^  dies  im  Jahre  1903  blofs  noch  in  2  Wahl- 
kreisen, relativ  boten  tUe  protestantischen  Kreise  bessere  Aussichten 
wie  die  katholischen.  Die  nationalUbciale  Partei  hat  zwar  in  einer 
gröisercu  An/alil  mehr  kalliolischcr  Kreise  im  Jahre  1903  Stimmen 
vereinigt  als  im  Jahre  1898,  aber  mehr  wie  40  Proz.  der  Stimmen 
hatte  sie  1898  in  12  mehr  katholischen  Wahlkreisen,  im  Jahre  1903 
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blofs  in  g,  aber  auch  in  den  mehr  protestantischen  Wahlkreisen 
konnte  sie  im  Jahre  1898  2$  mit  melir  als  40  Proz.  aufzählen,  im 
Jahre  1903  bloii»  noch  22. 

Das  Zentrum  ist  im  Jahre  1903  in  zwei  mehr  prolcsiantischcn 
Wahlkreisen  mit  40  bis  60  J'roz.  der  Stinmien  aus  der  Urne  hervor- 
gegangen, im  Jahre  1898  nur  in  einem  dieser  Bezirke,  auch  in  den 
protestantischen  Bezirken  mit  20 — 40  Proz.  Zentrumstimmen  zeigt 
«ch  dne  Verschiebung*  zu  gunsten  (fieser  FvteL  Im  Jahre  1898 
giebt  es  25,  im  Jahre  1903  27  Wahlkreise  dieser  Art,  ganz  erheblich 
ist  die  Zahl  der  mehr  protestantischen  Wahlkreise  gestiegen,  in 
denen  weniger  une  20  Proz.  Stimmen  fUr  das  Zentrum  abgegeben 
wurden,  so  rührt  dies  von  der  Aufstdlung  von  Zahlkandidaturen 
her,  es  ist  besonders  beachtenswert,  dafs  die  ZaM  der  Wahlkreise 
mit  o — ^20  Proz.  der  Stinunen  liir  die  Zentrumspartei  von  25  auf 
42  in  dem  Zeitraum  von  1898  bis  1903  gesti^;en  war.  Die  Zahl  der 
Wahlkreise  in  mehr  protestantischen  Bezirken,  in  denen  das  Zentrum 
überhau {)t  nicht  verteten  war,  sank  ganz  erheblich,  merkwürdiger- 
weise bedeutend  stärker  als  in  der  absolut  natürlich  kleinen  Zahl 
der  Wahlkreise  mit  mehr  katholischer  Bevölkeruf^,  in  denen  das 
Zentrum  keine  Vertretung  hatte. 

Bei  der  Reirhspartei  läfst  sich  ein  erheblicher  Rückgang  in  den 
nichtkatholischcii  Bezirken  feststellen,  aus  8  dieser  Bezirke  ver- 
schwand sie,  dagegen  war  sie  in  zwei  mehr  protestantischen  Be- 
zirken, in  denen  sie  189S  noch  nicht  vertreten  war,  im  Jahre  1903 
aufgetreten,  aulscrdem  sind  Veränderungen  in  der  relativen  Stärke 
festzustellen,  über  die  aber  auf  die  Tabelle  verwiesen  werden  mufe. 
Die  deutschkonservative  Partei  hat  keine  Stimmen  in  neun  mehr 
katholischen  und  in  zwei  mehr  protestantischen  Wahlkreisen  im 
Jahre  1903  verzeichnen  können  ab  im  Jahre  1898,  aulserdem  weist 
sie  einen  starken  relativen  Rückgang  in  den  mehr  katholischen  und 
eine  eher  entgegengesetzte  Tendenz  in  den  mehr  protestantiscfaen 
Gegenden  aut  Die  ausgesprochen  antisemitischen  Richtungen  haben 
in  den  mehr  katholischen  Gegenden  niemals  festen  Fufs  gefalst. 
sie  haben  im  Jahre  1903  noch  viel  Terrain  verloren,  das  sie  1898 
besetzt  hatten,  erheblich  grölser  noch  im  Hinblick  auf  die  Zahl 
der  Wahlkreise,  in  denen  für  sie  überhaupt  Stimmen  abj^e^cben 
wurden,  ist  ihr  Rück<:^ang  in  den  mehr  protestantischen  Bezirken. 
Die  Zahl  der  Wahlkreise,  in  denen  für  den  Bund  der  Landwirte 
Stimmen  abgegeben  wunicn,  sank  gegenüber  dem  Jahre  1898  im 
Jahre  1903  erheblich  in  den  katholischen  Bezirken,  stieg  aber  dafür 
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in  den  mehr  protestantischen  Bezirken,  während  die  relative  Starke 
dieser  Richtung  sowohl  in  den  mehr  katholischen  als  in  den  mehr 
protestantischen  Bezirken  Einbulse  erlitt  Der  Bayerische  Bauern» 
bund  verlor  in  den  mehr  katholischen  Bearken  an  Terrain,  gewann 
aber  dafär  einiges  in  den  Wahlkreisen  mit  überwif^^end  protestan- 
tischer Bevölkerung. 

Die  Nationalsozialen  hatten  1898  in  1903  blofe  in  2  mehr 
katholisch  bevölkerten  Kreisen,  1898  in  10,  1903  in  16  mehr  pro- 
testantisch bevölkerten  Bezirken  Stimmen  zahlen  können.  Die  Zahl 
der  mehr  katholischen  Wahlkreise,  in  denen  die  „Elsässer"  vertreten 
waren,  ging  von  13  auf  II  zurück,  1898  erhielten  sie  auch  in  einem 
mehr  protestantisch  bevölkerten  Wahlkreise  Stimmen,  die  bei  der 
Wahl  von  1903  verschwunden  waren.  Die  Polen  zählten  1898 
biofs  in  21,  1903  aber  in  31  mehr  katholisch  bevölkerten  Wahl- 
kreisen Stimmen,  auch  die  Zahl  der  mehr  protestantisch  bevölkerten 
Wahlkreise  mit  polnischen  Stimmen  mehrte  sich  von  1898  (19)  auf 
1903  (26)  um  7.  Die  Weifen  waren  weder  1898  noch  1903  in  den 
mehr  katholischen  Wahlkreisen  vertreten,  1898  zählten  sie  in  19, 
1903  aber  in  20  Wahlkreisen  Stimmen. 

Wir  scbliefsen  mit  diesen  Betrachtungen  unsere  rein  statistlsdie 
Darstellung  der  Ergebnisse  der  Reichtagswahlstatistik.  Wir  glauben 
im  wesentlichen  erschöpft  zu  haben,  was  sich  mit  den  Elementen 
der  amtlichen  Reichtagswahlstatistik  kombinieren  lälst,  abgesehen 
von  den  Angaben  über  die  Wahlberechtigten. 
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GESETZGEBUNG. 

ITALIEN. 

Das  neue  italienische  Gesetz  betr.  die  Frauen* 

und  Kinderarbeit. 

Eingeleitet  von 

Prof.  CARLO  F.  FERRARIS, 

in  Padua. 

Das  Gesetz  vom  ii.  Februar  1886,  Nr.  3657,  betr.  die  Kinder- 
arbeit, war  der  dürftige  Anfimg  der  Arbeiterscbut^eactzgebung  in 
Italien.  Das  Gesetz  hat  »di  sehr  bald  als  ungenügend  heraus- 
gestellt, um  so  mehr  als  es  der  grofsten  Zahl  der  in  den  Gewerben 
und  Bergwerken  beschäftigten  Kinder,  d.  h.  jenen  über  I3  Jahre, 
keinen  Schutz  gewährte  und  keine  Bestimmung  über  die  Frauen- 
arbeit enthielt.  Doch  sind,  trotz  der  vielen  den  gesetzgebenden 
Kammern  vorgel^en  Gesetzentwürfe,  sechzehn  Jahre  verflossen, 
bis  ein  neues  ausgedehnteres  Gesetz,  jenes  vom  19.  Juni  1902, 
Nr.  242,  zustande  gekommen  ist. 

Die  Redaktion  dieses  Gesetzes  ist  nicht  gerade  glücklich  aus- 
gefallen, nicht  nur  wegen  der  Schwierigkeit  des  zu  re[,'clnden  Gegen- 
standes, sondern  auch  wef^en  der  entL^e^ensteheiiden  Moinune^en 
der  verschiedenen  j)oHtischen  Parteien.  Alle  waren  darüber  einig, 
dals  ein  neues  (reset/.  absolut  nütii^  war,  aber  die  horderungen  der 
sozialistischen  I'artei  waren  vielleicht  übertrieben,  während  die 
anderen  Parteien  befürchteten,  der  langsam  fortschreitenden,  obgleich 
ziemlich  viel  versj)rechcnden  gewerblichen  Kntfaltung  des  Landes 
neue  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen  und  insbesondere  die  Arbeits- 
losigkeit zu  vermehren. 

So  ist  das  Gesetz  als  eine  Art  Kompromils  zwischen  den  ent* 
gegenstehenden  Strömungen  entstanden.  Wh  werden  nun  die 
Hauptbestimmungen  desselben  systematisch  darstellen. 


bigiiized  by  Google 


C.  F  Fcrrarif,  Dm  neue  üil.  Getete  bcir.  die  Fiau«n-  u.  KinderaibeiL 


L  Grensen  der  Anwendnne:  des  Gesetzes. 

Das  Gesetz,  betrifft  eigfentlich  nur  das  Ge\vrrl>e,  das  Baugewerbe 
und  die  Stein-Sand- Pozzolanbrüche  (cavc),  Bergwerke  und  Tunnels; 
Ackerbau  und  Matulcl  bleiben  ausgeschlossen. 

Doch  cnihult  das  Gesetz  eine  allf^emeine  Bestimmung,  welche 
die  Beschäftigung  von  Kindern,  die  das  15.  Altersjahr  nocli  nicht 
zunickgelegt  haben,  und  von  minderjährigen,  d.  h.  noch  nicht 
31  Jahre  alten  Frauen  bei  allen,  auch  aulserhalb  der  obengenannten 
Betriebe  ausgeübten,  ge0hrlichen  oder  ungesunden  Arbeiten,  mit 
einigen  Ausnahmen,  die  unten  (sub  II,  b,  c  und  sub  m,  2,  a)  an* 
gegeben  sein  werden,  verbietet  ' 

Auch  allgemeine  Bedeutung  haben  die  Bestimmungen  über  die 
Hygiene  und  die  Sicherheitsmafsregeln  der  Betriebe  (s.  unten 
sub  IV,  4),  wo  Frauen  und  Kinder  beschäftigt  werden. 

Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  zwischen  Klein-  und  Ghrols- 
betrieb,  Heimarbeit  und  Fabrikarbeit,  so  dafs  die  Ausführung  des- 
selben ziemlich  schwer  sein  würde,  und  es  zu  befurchten  ist,  dafs 
die  zu  grofee  Ausdehnung  seine  Wirksamkeit  beeinträchtigt 

IL  Beatimmungen  für  die  Kinder  beider  Geschlechter. 

ai  Allgfe meines  Verbot.  Die  Kinder  können  \  or  der 
Vollendung  des  12.  Altcrsjalires  nicht  beschäftii^t  werden:  ausnahms- 
weise ist  gestattet,  die  zur  Zeit  des  Inkraliiretens  des  Gesetzes 
schon  beschäftigten,  welche  das  iu.  Altersjahr  zurückgelegt  haben, 
bei  der  Arbeit  zu  behalten. 

b)  Unterirdische  Arbeiten.  Das  Verbot  der  Beschäftigung 
bei  unterirdischen  Arbeiten  in  Brüchen,  Bergwerken  und  Tunnels 
dauert  für  die  Kinder  bis  zur  Vollendung  des  13.  Altersjahres:  und 
drei  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes  wird  das  Verbot,  wenigstens 
in  den  Brüchen,  Bergwerken  und  Tunnels,  wo  keine  mechanische 
Traktton  in  Gebrauch  ist,  bis  zur  Vollendung  des  14.  Alter^ahres 
anwendbar  sein,  was  um  so  mehr  nötig  ist,  da  in  den  Schwefel- 
Bergwerken  ohne  mechanische  Traktion  nach  alter  Unsitte  das 
Tragen  des  Minerals  von  unten  bis  zur  Oberfläche  den  Kindern 
auferlegt  ist!  Ausnahmsweise  finden  diese  Bestimmungen  keine 
Anwendung  auf  die  Kinder,  die  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes 
schon  1 1  Jahre  alt  und  besrhäftit^t  sind.  Jedenfalls,  wenn  die 
unterirdischen  Arbeiten  gcfährlicli  oder  ungesund  sind,  dann  kommt 
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das  weitere  Verbot  hinzu,  dafs  die  Kinder,  um  dabei  beschäftigt 
werden       können,  mindestens   1 5  Jahre  alt  sein  sollen  (s.  sub.  c). 

Beiläufig  zu  bemerken  ist,  dafs  eine  unten  (III.  i,  a)  zu  er- 
wähnende Klausel,  die  Frauen  jedes  Alters  betrettend,  die  Kinder 
weiblichen  Geschlechtes  v^on  den  unterirdischen  Arbeiten  ausschliessL 

c)  Gefährliche  oder  ungesunde  Arbeiten.  Die  Be- 
schäftigung der  Kinder  bei  denselben  ist,  auch  aulserhalb  der  ge- 
werblidien  Anstalten,  Brüchs  ßergwerke  und  Tunnels,  bis  zur  Voll- 
endang  des  15.  Altersjahres  verboten.  Wdche  Arbeiten  als  geiahr- 
Uche  oder  ungesunde  zu  betrachten  and,  soll  dn  kgl.  Dekret,  nach 
Anhörung  des  oberen  Beirates  iur  Gesundheitswesen  und  des  Bei« 
rates  itir  Gewerbe  und  Handel  (s.  u.  sub  IV,  $),  feststdlen:  Aus- 
nahmen von  dieser  R^el  können  erlassen  werden,  aber  zugleich  sind 
die  Vorsichtsmafsregdn  und  Bedingungen,  unter  welchen  dann  die 
noch  nicht  i  $  Jahre  alten  Kinder  zu  jenen  Arbeiten  zugelassen  seia 
können,  zu  bestimmen. 

d)  Nachtarbeit.  Den  Kindern  unter  15  Jahren  ist  die  Nacht- 
arbeit verboten.    Ueber  den  Begriff  der  Nachtarbeit  s.  u.  sub  IV, 

e)  Dauer  der  täglichen  Arbeit.  Die  Kinder,  welche  das 
10.,  aber  noch  nicht  das  12.  Altersjahr  vollendet  haben,  können 
nicht  mehr  als  8  Stunden  in  den  24  des  Ta^es  beschäftiget  werden; 
ebenso  nicht  mehr  als  1 1  Stunden  die  Kinder  vom  12.  bis  zum 
15.  vollendeten  Altersjahre. 

Der  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  undiiandel  k-nnn,  zeitlich 
und  ausnahmsweise,  nach  Anhörung  des  provin/.ialen  iieiratcs  für 
Gesundlieitswesen  (s.  u.  sub  IV,  5)  gestatten,  dafs  die  lä<;liehe 
Arbeitszeit  der  Kinder  /.wischen  dem  12,  und  dem  15.  vollendeten 
Altcrsjahre  bis  zurn  M.ixiuiuni  von  12  Stunden,  wenn  es  aus 
technischen  und  ökonomischen  Rücksichten  nötig  ist,  verlängert  werde. 

f)  Ruhepausen.  Die  tägUche  Arbeit  der  Kinder  soll  von 
einer  oder  mehreren  Ruhepausen  unterbrochen  werden;  diese  sollen 
im  ganzen  mindestens  eine  Stunde  dauern,  wenn  die  Arbeit  6,  aber 
nicht  8  Stunden  übersteigt,  mindestens  anderthalb  Stunde,  wenn 
die  Arbeit  8,  aber  nicht  11  Stunden  übersteigt,  und  2  Stunden, 
Mrenn  die  Arbeit  11  Stunden  übersteigt 

In  keinem  Falle  darf  die  Arbeit  der  Kinder  mehr  als  6  Stunden 
ohne  Unterbrechung  dauern. 

g)  Ruhetag.  Den  Kindern  bis  zum  15.  vollendeten  Alters- 
jahre soll  wöchentlich  ein  ganzer  Ruhetag  (24  Stunden)  gestattet 
werden. 
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h)  Arbeitsbuch,  Die  Kinder  \or  der  Vollendunfj  des 
15.  Altersjahres  können  nur  daiui  beschafti<^t  werden,  wenn  sie  mit 
einem  Arbeitsbuche  und  einem  auf  dem  Arbeitsbuche  geschriebenen 
ärztlichen  Zeugnis,  aus  dem  ihre  (iesundheit  und  ihre  Fähigkeit 
zu  der  ihnen  bestimmten  Arbeit  hervorgfeht,  versehen  sind. 

Das  Arbeitsbuch  soll  dem  m  der  Ausführungs-Verordnung  des 
Gesetzes  bezeichneten  Muster  entsprechen,  den  Gemeinden  vom 
Miaisteriunt  für  Adcerbau,  Gewwbe  und  Handel  verschaflb  und 
unen^ieltlich  dem  Aibdter  durch  den  Bürgermeister  der  Gemeinde, 
wo  jener  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat,  überreicht  werden» 

Das  Arbeitsbuch  soll  angeben:  die  Geburtsseit  des  Kindes» 
dals  es  geimpft  worden  ist,  daTs  es  gesund  und  zu  der  •ihm  an- 
gewiesenen Arbeit  iahig  anerkannt  worden  ist,,  dafs  es  den  niederen 
Kurs,  d.  h.  die  ersten  drei  Jahre  der  Volksschule  nach  den  Be- 
stinunungen  des  Gesetzes  über  den  obligatorischen  Elementar- 
unterricht besucht  und  die  Prüfungen  überstanden  hat. 

Den  Kindern,  welche  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes  jenen 
Kurs  nicht  absolviert  haben,  wird  eine  dreijährige  Periode  gestattet, 
um  jene  Hcdinj^un;^  zu  erfüllen. 

Die  cir/tliche  Prüfung  und  tlas  genannte  Zeugnis  werden,  ohne 
Rosien  seitens  des  Arbeiters,  vom  amtlichen  Arzte  der  Gemeinde 
(uffu  iale  sariit.irio  comunale)  geleistet.  Die  Kosten  für  die  erste 
und  die  zufällig  notwendigen  weiteren  ärztlichen  Prüfungen  werden 
von  den  Gemeinden  getragen. 

Alle  die  genannten  Urkunden  sind  stcmpelfrei. 

III.  Besondere  Bestimmungen  für  Frauen. 

I.  Frauen  jedes  Alters. 

a)  Es  ist  ihnen  die  unterirdische  Arbeit  bei  den  Brüchen,  Berg- 
werken und  Tunnels  verboten. 

b)  Fünf  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes  trifft  sie  das 

Verbot  jeder  Nachtarbeit  Während  dieser  fönf  Jahre  sollen  die  in 
Nachtarbeit  beschäftigten  mit  dem  Arbeitsbuche,  von  dem  oben 
(sub  II,  h)  die  Rede  war,  versehen  sein. 

c)  Ihre  tägliche  Arbeitszeit  kann  nie  12  Stunden  übersteigen 

d)  Die  täi^lichen  Ruhepausen  sind  fiir  sie  z.  Teil  dieselben  wie 
für  die  Kinder,  d.  h.  die  Ruhepausen  sollen  im  ganzen  mindestens 
eine  Stunde  dauern,  wenn  die  Arbeit  6,  \\\kx  nicht  8  Stunden  vilier- 
steigt,  mindestens  anderthalb  Stunde,  wenn  die  Arbeit  8,  aber  nicht 
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II  Stunden  übersteigt,  und  2  Stunden,  wenn  tlic  Arbeit  II  Stunden 
übersteigt.  Dagejren  findet  auf  die  voUjälirigcn  (d.  h.  vom  voll- 
endeten 21  Alte rsj .ihre  an)  keine  Anwendunf^  die  Klausel,  dafs  die 
Arbeit  nicht  mehr  als  6  Stunden  ohne  Unterbrechung  dauern  kann: 
für  die  minderjährigfen  s.  unten  sub  2,  a. 

Auch  ihnen,  wie  den  Kiiukrn,  soll  wöchentlich  ein  ganzer 
Ruhetag  (24  Stunden)  gestattet  werden. 

2.  Minderjährige  Frauen. 

Auf  die  minderjährigen,  d.  h.  noch  nicht  21  Jahre  alten  Frauen, 
sind,  aufser  den  sub  i  angeführten  Bestimmungen,  noch  die  folgen- 
den anwendbar: 

a)  Ihre  Ausschliclsung  von  den  gefährlichen  oder  ungesunden 
Arbeiten,  ihre  ausnahmsweise  Beteiligung  daran,  die  Ruhepausen 
bei  der  täglichen  Arbeit  (einschUefslich  der  Klausel,  dals  (ur  sie  die 
Arbeit  nicht  6  Stunden  ohne  Unterbrechung  dauern  kann)  und  der 
obligatorische  Besitz  eines  Arbeitsbuches  sind  iUr  sie  ganz  gleich 
wie  (ur  die  Kinder  geregelt  (s.  oben  sub  II,  c,  f,  h). 

b)  Die  Nachtarbeit  ist  ihnen  verboten.  Vorläufig,  d.  h.  für  die 
ersten  fiinf  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes,  findet  diese  Be* 
Stimmung  auf  jene  minderjährigen  Frauen  keine  Anwendung,  welche 
2ur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes  schon  das  15.  Altersjahr  zunick- 
gelegt haben  und  beschäftigt  sind. 

c)  Das  Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  ist  er- 
mächtigt, während  drei  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes,  mit 
Zustimmung  des  provinzialen  Beirates  ftir  Gesundheitswesen,  zu  ge* 
statten,  dals  an  Stelle  der  gegenwärtig  in  gewerblichen  Anstalten 
beschäftigten  minderjährigen  Frauen  andere  minderjährige  Frauen 
mit  vollendetem  15.  Altersjahre  treten. 

3.  Wöchnerinnen. 

Die  Wöchnerinnen  können  regelmäfsig  nur  nach  einem  Monate 
nach  der  Entbindung  beschäftigt  werden ;  früher  nur  in  Ausnahme- 
fällen, aber  jedenfalls  nur  wenigstens  nach  drei  Wochen,  wenn  aus 
einem  Zeuf:^nis  des  Gesundheitsamtes  der  Gemeinde,  wo  sie  ihren 
gewöhnlichen  Aufenthalt  haben,  erhellt,  dafs  ilir  ( iesundheitszustand 
ihnen  erlaubt,  die  von  ihnen  gesuchte  Arbeit  ohne  Schaden  zu 
verrichten. 


Digitized  by  Google 


C.  F.  Ferraris,  Das  acue  ital.  Gesetz  betr.  die  Frauen-  u.  Kinderarbeit. 


4,  Säugende  I'rauen. 

Die  Errichtung  eines  besonderen  Zimmers,  wo  die  Arbeiterinnen 

die  F-Cinder  nähren  können,  ist  in  den  Fabriken,  wo  mindestens 
fünfzig  Frauen  beschäftigt  sind,  obligatorisch,  fakultativ  in  den 
anderen;  den  säugenden  Arbeiterinnen  soll  immer  gestattet  sein» 
entweder  in  dem  besonderen,  der  Fabrik  /.ugehörigen  Zimmer  die 
Kinder  zu  tiähren  oder  zu  diesem  Zwecke  sich  von  der  I'abrik 
zeitlich  /u  cntlernen,  alles  in  der  Art  iinrl  in  den  Stunden,  welche 
d  l-  innere  I''abrikreL^Ieinent  hr-.liinnu  r)  wird  und  vnihcM-liadet  der 
\  oni  (icsetze  vorgeschriebenen  Kuhcpauscn  (s,  oben  sub  III,  l,  d 
und  2,  a). 

IV.  Besondere  Normen  und  Organe  zur  Ausführung 

des  Gesetzes. 

I.  Begriff  der  Nachtarbeit. 

Als  solche  wird  jene  betrachtet,  welche  zwischen  20  und  6  Uhr 
vom  I.  Oktober  bb  zum  31.  März,  und  zwischen  21  und  5  Uhr 
vom  I.  April  bis  zum  30.  September  stattfindet.  Wo  die  Arbeit 
in  zwei  Arbeiterschichten  verteilt  ist,  kann  sie  um  5  Uhr  b^innen 
und  bis  23  Uhr  dauern. 

Der  Minister  fiir  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  ist  ermächtigt, 
mit  Zustimmung  des  provinzialen  Beirates  für  Gesundheitswesen, 
die  übenf^enannlen  Grenzen  der  Nachtarbeit  in  den  Ortschaften,  wo 
es  für  besondere  klimatische  und  Arbeitsverhältnisse  nötig  wird,  zu 
verändern. 

2.  A  n  k  ü  n  d  i u  n  ^  c  n  der  Betriebe. 

W  er  bei  den  \  om  Gesetze  und  von  der  Ausfühnm!:^s  \''rrnrd- 
bezeichneten  Arbeiten  Frauen  jeden  Alters  und  Kinder,  die 
noch  nicht  das  15.  Altersjahr  vollendet  h  1  u  ii,  1  >e^cll;i^ti;.4t,  soll  jedes 
Jahr  in  den  von  der  Ausführun^'s -Verordnung  be.slinuntcn  Formen 
da\i)n  re;4chnaisii;c  Mitteilung  machen.  Man  soll  auch,  im  Laufe 
des  Jahres,  jede  \'erändcrung  wegen  dauernder  Aufhebung  der 
Arbeiten,  Wechseb  der  Firma,  Einführung-  von  mechanischen  Trieb- 
kräften, oder  anderer  von  der  Verordnung  vorausgesehenen  Ursachen, 

^)  Die  Stunden  werden  otiuirll  in  Ualicn  von  Mittorn.iclit  bis  Mitternacht,  d.  h. 
mit  I  lii.s  24,  ^cziihll:  so  2o  Uhr  bedeutet  Ü  Llir  «Nachmittag,  6  üiir  bedeutet  6  Ubr 
Vormitlaj;,  u.  s.  w. 
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anxdgen.  Die  Ankündigung  soll  im  doppelten  Exemplar  bei  der 
Frafektur  der  Provinz  (eine  Prafektur  besteht  in  dem  Hauptorte 
jeder  der  69  Pirovinzen  des  Königreichs),  wo  der  Betrieb  seinen 
Sitz  hat,  statt6nden;  die  Ftäfektur  soll  sogleich  dieselbe  dem 
Ministerium  lur  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  übersenden,  und 
ein  Register  mit  den  aus  den  Ankündigungen  gezogenen  Notizen 
fuhren. 

3.  Innere  Rc^Mements  der  Betriebe. 

Die  inneren  Reglements  der  vom  Gesetze  betrolTenen  Ik-triebe 
sollen  den  Bestunmun^en  desselben  und  der  Ausführungs -X'crord- 
nung  (s.  unten  sub  7)  entsprechen,  mit  dem  Vidi  des  Bürgermeisters, 
als  Zeichen  ihrer  Rechtsgiiltigkeit,  versehen  und  an  einem  Platze 
ausgehängt  sein,  wo  die  Ldctüre  den  Interessenten  und  den  Auf- 
achtsbehdrden  (s.  unten  sub  5)  leicht  wird. 

4.  Hygiene  und  Sicherheit  der  Betriebe. 

Bei  allen  Betrieben,  wo  Kinder  und  Frauen  beschäftigt  sind 
fund  so  auch  bei  jenen,  welche  von  dem  besprochenen  Gesetze 
nicht  besonders  betrofien  sindX  und  unbeschadet  der  Bestimmungen 
anderer  Gesetze  und  Verordnungen,  sollen  die  Eigentümer,  Ver* 
Walter,  Direktoren,  Unternehmer  und  Submittenten  in  den  Arbeits* 
und  zugehörigen  Räumen,  sowie  in  den  Schlaf-,  Säuge-  und  Efs- 
zimmern  die  nötigen  Vorkehrungen  zum  Schutz  der  Hygiene,  der 
Sicherheit  und  der  Sittlichkeit  nach  den  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnuf^  ergreifen  und  ausfiihren  lassen. 

5.  Organe  der  Auütühruiig  des  Gesetzes. 

Die  Ausführung  des  Gesetzes  steht  dem  Ministerium  für  Acker- 
bau, Gewerbe  und  Handel  zu,  welches  die  uöti^^c  Aufsicht  durch 
die  Gewerbeinspektoren,  die  Tn[:^cnieurc  und  HiHsin^enieure  der 
Bergwerke  und  die  Behörden  der  gerichtlichen  Polizei  ausübt. 

Die  mit  dem  Aufsichtsdienst  beauftragten  Personen  haben  freien 
Eintritt  in  die  gewerblichen  Anstalten,  Bergwerke,  Brüche  und 
Tunnels,  registrieren  die  Ücbcrtrctungcn  der  Bestinunuii^en  des  Ge- 
setzes und  der  Ausführungs-Verordnung,  und  setzen  davon  die  zu- 
standigen gerichtlichen  und  administrativen  Behörden  ftir  die  nötigen 
Mafsr^eln  in  Kenntnis.  Sie  sind  zur  Geheimhaltung  der  ihnen 
bekannt  gewordenen  Fabrikationsprozesse  verpllichtet 

In  der  Ausführung  des  Gesetzes  soll  die  Regierung  für  einige 
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ausdräcldich  bervoigebobene  Vorkehnuigen  das  Gutachten  einiger 
Beiiäte  einholen.  Das  Gesetz  unterscheidet  dabei  zwischen  Zu- 
stimmung (parere  favorevole)  und  Anhörung.  Die  Zustimmung 
bindet  die  Regierung»  so  dais  eine  vom  Beirate  gemifshilligte  Be> 
stunmung  feilen  gelassen  werden  mufi;,  dagegen  hei  der  Anhörung 
bleibt  immer  die  Regierung  in  ihren  Entschlüssen  frd. 

Die  vom  Gesetae  genannten  Beimte  sindi  aufser  dem  Staats» 
n^te,  die  folgenden : 

a)  Der  Beirat  für  Gewerbe  und  Handel. 

Mr  ist  dem  Ministerium  fUr  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel 
beigeordnet  und  hat  zahlreiche  Mitglieder,  d.  h.  einige  von  der 
RegieninfT^  unter  den  Grundeigentümern,  Industriellen,  Prr.fr'^soren 
der  ökonomischen  und  technischen  Wissenschaften  ernannte  Räte, 
Delegierte  der  Handelskammern,  Vertreter  anderer  ökonomischen 
Körperschaften,  hohe  Behörden  des  Ackerbau-  und  des  Finanz- 
ministeriums. 

b)  Der  obere  Beirat  für  (lesundheitswesen. 

Er  iit  dem  Ministerium  des  Inneren  beigeordnet,  und  ist  aus 
Aerzten,  Chemikern,  Pharmazeuten,  Tierärzten,  Ingenieuren,  Juristen, 
hohen  Verwaltungsbeamten  zusammengesetzt 

c)  Der  provinziale  Beirat  fiir  Gesundheitswesen. 

Er  ist  der  Präfektur  in  jeder  der  69  Provinzen  be^eordnet;  er 
wird  aus  Fachleuten  ähnlich  wie  der  obere  Beirat,  doch  mit  einer 
kleineren  Zahl  von  Mitgliedern,  gebildet 

6.  Uebertretungen. 

Die  Uebertretungen  des  Gesetzes  und  der  Ausführuncrsverord- 
nung  werden  mit  bestimmten,  hier  nicht  näher  zu  erörternden  (icld- 
bufsen,  unbeschadet  der  vom  Strafgesetzbuche  angedrohten  weiteren 
Strafen,  getroffen. 

7.  Ausführungsverordnung. 

Die  Regierung  soll  dieselbe,  nach  Anhörung  des  Staatsrates, 
des  oberen  Beirates  für  Gesundheitswesen  und  des  Beirates  ftir  Ge* 
werbe  und  Handel,  mit  königlichem  Dekret  bestätigen.  Das  Gesetz 
tritt  vier  Monate  nach  der  Veröffentlichung  der  Verordnung  in 
Kraft 

Diese  Ausführungsverordnung  wurde  durch  kgL  Dekret  vom 
2^  Januar  1903,  N.  41,  bestätigt.  Sie  enthält,  unter  anderen  Be- 
Stimmungen: 
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1.  den  genauen  Begriff  der  Betriebe,  in  welchen  das  Gesetz 
anzuwenden  ist; 

2.  das  Verzetchnts  der  gefährlichen  oder  ungesunden  Arbeiten, 
zu  welchen  Kinder  und  Frauen  entweder  nicht  oder  nur 
mit  besonderen  Vorsichtsmafsregeln  zugelassen  werden.  Es 
ist  au&erdem  den  Kindern  und  Frauen  verboten,  in  den 
Arbeitsräumen  derselben  Betriebe  ihr  Mahl  zu  geniefsen; 

3.  das  Verbot,  Kinder  und  minderjährige  Frauen  bei  der 
RtiniL^uni;  \on  Maschinen  in  RewegunL^  /u  verwenden; 

4.  die  Dauer  der  den  säugenden  Arbeiterinnen  für  das  Er- 
nähren der  KiiKier  in-  und  aufserhalb  der  Säugezimmer 
gestatteten  Zeit; 

5.  die  bf'soiuleren  X^orsrlirifteii  zum  Schut7  {icr  f  I}-.'::cnr.  der 
Sichcrlicil  und  der  Sittlichkeit  in  den  Hctncln  ii.  und  über 
die  Pflichten  und  d;is  Verfahren  der  Aufsichtsbeliuiden ; 

6.  das  ^blster  des  Arbeitsbuches,  daa  1  orniular  für  die  ärzt- 
lichen Prüfunt^cn  der  Kinder,  u.  s.  w. 

7.  Die  Bestiuiiiuuig,  dafs  das  Ministerium  für  Ackerbau,  Ge- 
werbe und  Handel  wenigstens  jedes  dritte  Jahr  dem  Paria» 
mcnt  einen  ausführlichen  Bericht  über  die  Resultate  der 
Anwendung  des  Gesetzes  und  der  Verordnung  vorlegen  soll. 

Von  besonderer  Bedeutung,  um  die  Grenzen  der  Anwendung 
des  Gesetzes  zu  bestimmen,  ist  der  Art  i  der  Verordnung.  Ich 
halte  es  für  nützlich,  hier  eine  Uebersetzui^  desselben  zu  geben. 

„Zur  Anwendung  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902,  Nr.  242, 
ist  als  gewerblicher  Betrieb  oder  Laboratorium  zu  betrachten,  wo 
mit  Hilfe  von  mechanischen  Motoren  Handnrht  iten  gewerblicher 
Natur  verrichtet  werden,  ungeachtet  der  Zahl  <ler  l)c.schäfligten  Ar- 
beiter. Wenn  mechanische  Motort  n  nicht  in  (jobrauch  sind,  ist 
als  gewerblicher  Betrieb  oder  l^aboratorium  zu  l)etrachtcn,  wo 
regelrnäf' Tg  mehr  als  5  Arbeiter  jedes  Geschlechts  und  Alters 
zusammen  licsrhäfiigt  sind." 

„Bei  Anwendung  desselben  (iesetzes  sind  als  Bauarbeiter  jene 
zu  fietrnrhK'n.  welche  den  Bau,  die  X'erliessct  ung,  Ijhaltung  oder 
auch  die  Wiederherstellung  von  ülfentlichen  oder  privaten  Gebäuden 
bezwecken." 

„Die  Tunnel-Arbeiten,  ungeachtet  des  Zweckes,  sind  denen  in 
Brüchen  und  Bergwerken  gleichgestellt" 

„Die  Arbeiten  in  den  Torflagern  sind  jenen  der  Brüche  glcich- 
geachtct" 
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Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzes  folgen. 

OcMts  vom  ig,  Juni  igoa,  Nr.         Die  Tnumi'  und  Kliid«rarlMdt  batraffaDd. 

Victor  Emmanuel  HI.  von  Gottes  Gtutden  und  dtircb  Willen  der  Nation 
König  von  Italien: 

Der  Senat  und  das  Abgeordnetenbaus  haben  angenommen:  Wir  babcn  be> 

Stätigt  und  vcrrrdnc n  was  folgt : 

Art.  1.  hif  Kmdcr  beider  Geschlechter  sollen,  um  zur  Arbeit  in  den  gewerb- 
lichen Anstalten,  in  den  Laboratorien,  im  Baugewerbe,  und  zu  den  nicht  unter« 
irditchen  Arbeiten  in  den  Brfldicn  (cave),  Bergwerken  und  Tunnels  sugelassen  xu 
«erden,  mindestens  das  12,  Altersjabr  surOckgelegt  haben. 

Doch  können  jene,  die  das  10.  Alteiqafar  voUoidet  haben,  dort  bleiben,  wenn 
sie  zur  Zeit  des  InkraAtrctens  dieses  Gesetzes  schon  beschäftigt  sind. 

Mit  ^'or!>^halt  der  Bpstimmunjjfn  des  Art.  4,  Ix  i  d<  n  unterirdischen  Arbeiten 
in  den  i'.r\u  li<  ii,  Ber^weiki'n  u:ul  l  iiniifk  können  die  Kinder,  welche  das  13.  Alters- 
jabr noch  nicht  zurucicgclegt  haben,  und  die  brauen  jedes  Alters  nicht  beschäftigt 

werden. 

Drei  Jahre  nach  dem  Erlasse  dieses  Gesetses,  können  bei  den  unterirdischen 
Aibeiten  der  Briicbe,  Beigwerke  und  Tunnels,  wo  keine  mechanische  Tinktitm  ver« 
wendet  wird,  die  Kinder,  welche  das  14.  Altenjahr  noch  nicht  airltckgelegt  haben, 
nicht  beschäftigt  wcrcltn. 

Doch  können  '  nc,  «Iii-  d:is  11.  .Mtcrsj.ihr  vnümdet  haben,  dort  bleiben,  wenn 
sie  zur  Zeit  des  Erlasses  dieses  Gesetzes  schon  beschäftigt  smd. 

Auch  mit  Vorbehalt  der  Bestimmungca  des  Art  4,  können  bei  den  gefähr- 
lichen oder  ungesunden  Arbeiten,  obgleich  dieselben  nicht  in  gewerblichen  Anstalten, 
Bracken,  Bergwerken  oder  Tunnels  ausgeftlhrt  sind,  die  Kinder,  welche  das  15.  Alters» 
jähr  nicht  rarttckgelegt  haben,  und  die  mindeijührigen  Franen  nicht  beschäftigt 
werden. 

Art.  2.  Fei  den  Aibeiten,  die  von  diesem  Gesetze  und  der  im  Art.  15  vor- 
gesehenen Ausiuhrun^^s -Vercrdnung  be/.'irhnrt  ^ind,  liniineii  die  minderjälirif;en 
Frauen  und  die  Kinder  vor  der  Vollendung  des  15.  Altersjahrs  nicht  beschäftigt 
werden,  wenn  sie  nicht  mit  einem  Arbeitsbuche  und  einem  auf  dem  Arbeitsbnebe 
geschriebenen  ItnsÜicben  Zeugnis,  aus  dem  ihre  Gesundheit  und  ihre  FMhigkeit  zu 
der  Ihnen  bestimmten  Arbeit  erhellt,  Tenehen  sind. 

Das  Arbeitsbuch  soll  dem  in  der  Verordnung  bezeichneten  Muster  entsprechen, 
den  Gemeinden  vom  Mini<;1eri\mi  für  AckerVuii,  Cewerlje  und  Mandel  verschafft, 
und  unentpeltli(  Ii  vuni  Fjür^'erineisier  der  (  ietiieindc,  WO  der  Arbeiter  seinen  gewöhn» 
lieben  Aufenthalt  hat,  demselben  überreicht  werden. 

Das  Ariiellsbuch  soll  angeben:  die  Geburtsseit  der  miaderjälirigen  Krau  tmd 
des  Kindes;  dals  sie  geimpft  worden  sind;  da(s  sie  gesund  nnd  snr  ihnen  ange- 
wiesenen Arbdt  fiUilg  anerkannt  worden  sind;  dafs  sie  den  niederen  Kurs*)  der 
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VoUcsschulc,  nach  MaCsgabe  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1^77,  Nr.  ^961,'/ 
ftt>solviert  Iwbcn. 

Den  Kindem,  wtkhe  tnr  Zeit  det  ErlaiMt  dieie*  Gcatlies  dfeie  feilte  Be- 
diBcmg  ai^  «flOlt  h»b«a,  wird  circ  dn^jUirige  Mode«  um  di«Mlbe  iiob  ua- 
cigpcn  geatoUet. 

Der  amtliche  Arzt  (ufYicialc  sanitario)  der  Gemeinde  soll,  ohne  Kntgeli 
seitens  des  Arbeiters,  die  äntUdie  PHUimg  leisten  und  das  Zeugnis  im  Arbcili- 
bndbe  niederschreiben. 

I>ie  zufälligen  Kosten  der  ersten,  so  wie  der  weiteren  ärxtiicben  Frütungeo 
■eilen  die  GenMiAdctt  IngeB.  XKe  Verordnimg  wird«  in  weldten  Fillen  die  int- 
liche  PtOfttng  wiederholl  teltt  loll,  bettininen. 

Dm  Arfadtsbadi,  dt»  inüielte  Zeogaii ,  das  Geburtssenfnis  und  aUc  nr  Er- 
Ungong  derselben  nöl%en  Urkunden  sind  ttcmpelfireL 

Art.  3.  Wer  bei  von  diesem  Gesetze  und  der  AnsfÜhmngs -Verordnung  be- 
zeichneten Arbeiten  Krauen  jedes  Alters  und  Kinder,  die  noch  nicht  das  15.  Akers- 
jahr  vollendet  haben,  beschäftigt,  soll  jede«!  Jahr,  in  den  von  der  Ausnihninps  »Ver- 
ordnung bestimmten  Formen  und  Zeit,  davon  rcgcluiulsigc  Ankündigung  abgeben. 

Man  soll  auch,  im  Lanfe  des  Jahres,  jede  Verlndenini;  wegen  dMeradci  Auf- 
beboi^  der  Arbctten,  Wecbiels  der  Finna»  Etnfldnnng  von  necbanisolien  Tkieb- 
krlUten,  oder  «ndercr  von  der  Vcnwdnimg  vonm^gesdienen  Uvsadiett,  amcigen.  Die 
Ankflndigong  foU  in  doppdlen  Esemplar  bei  der  Prifelctor  der  Vnmnt,  wo  der 
Betrieb  seinen  Sitz  hat,  stattfinden;  die  PrSfektur  soll  sogleich  dieselbe  dem 
Ministerium  für  Ackerbau,  Gewerbe  vmd  Handel  abersenden  ond  ein  Register  BMt 
den  aus  den  Ankündigungen  gezogenen  Notizen  lühren. 

Die  Eigentümer  von  Betrieben,  welche  von  diesem  Gesetze  betroffen  sind, 
soUen,  binnen  6  Monaten  nach  dem  InkraftLretoi  desselben  and  unbeachtet  der 
fitbcien  uat  Grand  des  Gcsetses  vwn  11.  Februar  ttli&,  Nr.  3fiS7>  vid  der  Vei^ 
ordnni^  vom  17.  September  1886,  Nr.  4083,*)  gemaehten  Ankündiigangen,  eine 
neue  Anidlndignng  abgeben. 

Art  4.  Mit  königlichem  Dekret,  nnch  Anhörung  des  oberen  Beirates  Ar  Ge- 
sundheitswesrn  nnd  des;  BHrates  für  fiewerhe  «rd  Handel,  sollen  die  gefahrlich«! 
oder  ungesunden,  den  Kindern  beider  Geschlechter,  welche  das  15.  Altersjahr  codi 
nicht  zurückgelegt  haben,  und  den  minderjährigen  trauen  verbotenen  Arbeiten  be- 
stimmt werden. 

Anf  gleidier  Weise,  «ber  als  AumahmeHOle,  tollen  jene  geflliilidiM  oder  un- 
gesmidcn  Arbeiten,  m  wdebea  die  Kinder  vor  der  VoUaidm^  des  15.  Altenjahics 
und  die  minderjihrigen  FImuen,  aber  mit  den  nölig  anerkannten  VoniclilsmafeefciD 

und  Bedingungen,  zugelassen  sein  können,  bcstimint  werden. 

Art.  5,  Die  Nachtarbeit  ist  den  Männern  vor  der  Vollendung  des  15.  Alters- 
jabrs  und  den  nnndeijiihngen  Frauen  verboten.   Doch  können  die  Frauen,  welche 

*)  Den  obligatorischen  Elementarunterricht  betreffend. 
*)  D.  h.  das  frühere  Gcsetx  und  die  frflhere  Verordnung,  die  Xinderaibeit 
betreffend. 
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das  15.  Altenjate  «cboo  mtckgdegt  haben,  in  jenen  gewerblidmi  AnstaUeo, 
F>r'3rh-r  oder  Bprj^wfrkcQ,  WO  «te  Mr  Zeit  de«  ErlMWS  dicaoi  GcMiHs  sdion  be* 
«chifligt  sind,  bleiben. 

Fttnf  Jahre  nach  dem  Erlasse  dieses  Gesetzes  vh<1  die  Nachtarbeit  den  Frauen 
jtdci  Alten  TerbotcB  sein. 

WilutMl  4fewr  M  J«l»e  iolleii  die  in  NMbtwbcll  beMMffigtM  AwMn  Hm 
Alins  nh  dem  AibeiHbache  mdi  den  Bc«Miwmiig«B  dei  Alt.    venebca  ida. 

Der  Mkiiler  für  Adutb««»  <*«««ibe  und  Handel  fat  cmicliligi,  während  drei 
Jahre  nach  dem  EHasM  dieses  Gesetzes,  mit  Zustieimung  des  proviacialen  Beirates 
für  rftsundheitswcsen,  zu  p:«*stattcn,  dafs  an  Stelle  der  pe^nwärtig  in  gewerbMche« 
Anstalten  boschifligten  minderjährigen  Frauen  andere  imadet)ä)Mrige  Fraveo  mit 
voUendetem  15.  Altersjahre  treten. 

Ali  N«clilaib«it  Jene  bcttaclitet,  weldM  frädicn  M  «id  6  Uhr  ««M 
I.  Oktrt»er  bis  cum  31.  inn»  «nd  nHiekett  si  und  5  Uhr  v«m  i.  AfrD  Mi  mm 
30.  September  st«ttfiiidet 

Wo  dhe  Arbeit  in  xwei  AibeiiemMebtm  veitdlt  iM,  kua  ilc  «n  5  Ulir  be- 
ginnen un<!  bis  23  Uhr  dauern. 

Der  Minister  für  Arkerbau.  Gewerhf  nnd  Handel  ist  crmiichtigt.  föit  Zu- 
stimmung des  provinnalen  Beirates  für  Gesundheitswesen,  die  obengenannten  Grenzen 
der  NacbtarbeH  in  den  OrtKhellai»  wo  ei  für  besondere  Znstiad«  von  Klima  und 
ArbeR  nMg  wM,  n  Verladern. 

Art.  6.  Die  Wfleliteriaacn  Umcn  i«geiinM%  mr  Mcb  eine»  Monate  anoh 
der  Cntblndnilf  beschäftigt  werden;  fribcr  nnr  in  AmnnlmeflUkn,  aber  jedenlaUs 
nur  wenigstens  nach  drei  Wochen,  wenn  ans  einem  Zeugnis  des  Gesundheitsamtes 
der  Gemeinde,  wo  sir  ihrrn  gcwflhnHchcn  Aufenthalt  haben,  erhellt,  daf?  Ihr  Ge- 
sundheitszustand ihnen  erlaubt,  die  von  ihnen  gesuchte  Arbeit  ohne  Schaden  au 
verrichten. 

Art  7.  Die  Kbder  beider  Gcedilecbter,  wekbe  da»  la,  aber  noch  nit^t  da* 
13.  ^lerqalir  vollendet  haben,  kftnnen  nidit  mehr  als  8  Standen  in  den  B4  des 
Ttgei  beiefalflift  werden;  ebenso  nicht  mehr  ah  it  Standen  die  Kinder  beider 
Geschlechter  vom  12.  bis  zum  15.  vollendeten  Altengahre»  und  nkbt  mehr  als  it 
Standen  die  Krauen  jedes  Alters. 

Der  Minister  für  Aekerhaii,  Gewerbe  und  Handel  katin  'l  itürh  und  ausnahms- 
weise, nach  Anhörung  des  pro%inzialen  Heirates  für  Gesundheitswesen,  gestatten,  dais 
die  dlgHehe  AtbeÜndt  der  IQnder  «wiselien  dem  la.  and  dem  15.  vollendeleB 
Altenjabre  bis  com  Maximum  von  iS  Standen,  wenn  es  aus  techmsclien  und  Oii^ 
nomischen  Rttcksiditeo  nödg  ist,  vcrllngert  werde. 

Art.  8.  Die  Arbeit  der  Kinder  und  der  Frauen  jedes  Alters  solt  vott  einer 
oder  mehreren  Ruhepausen  unterbrochen  werden:  dies?  sollen  im  ganzen  mindestens 
eine  Stimde  dauern,  wenn  die  Arbeit  6,  aber  nicht  8  Stunden  übersteigt,  mindestens 
anderthalb  Stunden,  wenn  die  Arbeit  8,  aber  nicht  1 1  Standen  übersteigt,  und 
2  Stunden,  wenn  die  Arbeit  Ii  Stunden  übersteigt. 

S.  die  betreffende  Anmerkung  in  der  Einlcitiug. 
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In  krinfm  Fall**  k;>nn  die  ArUri?  tlrr  Kin'irr  und  der  miDderjahiigen  Frauen 
mehr  als  6  Siuniicn  ohne  Lalcibrechung  dauern. 

Art.  9.  Den  Fniuco  jedes  Alten  und  den  Kindeni  bis  zum  15.  vollendeten 
Altcrsjiibre  soll  «dehentlieb  ebi  ganzer  Rubetag  (24  Standen)  gestattet  werden. 

Art  10.  Sfit  Vorbcbalt  der  Bestimmungen  anderer  Gesetze  und  Verordnungen, 
sollen  die  Kigf-nlümcr,  Verwalter,  Direktoren,  Unternehmer  und  Submittenten,  welche 
Kinder  oder  l'r.iu<  n  jedes  Alters  beschäftigen,  in  den  Arbeits-  und  zugehörigen 
Räumen,  sowie  in  den  Schlaf-,  Säuge-  tuii!  Ffszimmrrn  die  nöticrn  Vork*  hrtin,^en 
zum  Schulz  der  Hygiene,  der  Sicherheit  und  der  bitliichkcit,  nach  den  bcstimmungen 
der  Verordnung  ergreifen  und  ausführen  lassen. 

Man  BoU  in  den  Fabriken,  wo  Fraaen  bescbiftigt  sind,  das  Siugen  der  Kinder 
in  einem  besonderen,  der  Fabrik  zogebörigen  Zimmer  erlauben,  oder  den  nibrenden 
Pfauen  gestatten,  sich  von  der  Fabrik  zeitlich  zu  entfernen,  alles  in  der  Art  imd  in 
den  Stunden,  welche  das  innere  Fabrikr^lcment  bestimmen  wird  und  unbescbadet 
der  vom  Art.  8  vorgeschrieben Rulii^paiHf-n. 

Das  besondere  Säugc/immt  r  sdU  iinnicr  in  den  Fabriken,  wo  wenigstens 
füntzig  Arbeiterinnen  beschäftigt  smd,  bestehen. 

Art.  II.  Die  inneren  Reglements  der  von  diesen  Gesetze  betroffenen  Betriebe 
sollen  den  Bestimmungen  desselben  und  der  vom  Art  15  voigescbcnen  Ausfiihrangs» 
Verordnung  eatspredien,  mit  der  Visa  des  Bürgermeisters,  als  Zeichen  ibrer  Rechte- 
gtiltigkeit,  venebcn  und  an  einem  Platze  ausgehängt  sein,  wo  die  Lektüre  den 
Interessenten  und  den  im  niirlistcn  .\rtikel  bezeichneten  lUhijni'  n  Ici^lit  wird. 

Art.  12.  Die  Ausführung  dieses  ( Icsefre";  stf»h(  dem  Miiustt  riuin  lur  Ackerbau. 
Gewerbe  und  Handel  zu,  welches  die  notige  Aufsicht  durch  die  Gcwcrbeinspektoren, 
die  Ingenieure  und  Hilfidngenieure  der  Bergwerke  und  die  Behörden  der  gericht* 
liehen  Polizei  aosflbt 

Die  mit  dem  Aufsichtsdienst  beauftragten  Personen  haben  freien  Eintritt  in  die 
gewerblichen  Anstalten,  Bergwerke,  Bräche  und  Tunnels,  und  bestätigen  die  Ueber« 
tretungcn  der  Bestimmungen  dieses  (ie'srtrfS  und  der  Au>riilnun^s -Verordnung. 

Die  bctrctienden  Aktenstücke  werden  sofort  den  zuständigen  gerichtlichen  Be- 
hörden übermiltclt. 

Auch  ebie  Abscbrdbung  soll  der  Ertlichen  Piifektur  zur  Kenntiüanhme  wk» 
geteilt  werden. 

Auf  die  genannten  Personen  sind  die  im  dritten  Satze  des  Art  5  des  Gesetzes 
vom  17.  März  1898,  Nr.  80,  enthalten,  die  Enthüllung  von  geheimen  Fabrikations' 
Prozessen  betreffenden  Bestimmungen  anwendbar.*) 

')  Dieser  Sau  lautet:  „Alle  die  mit  lnspektionen  beauftragten  Personen  .... 
sollen,  soweit  es  möglich  ist,  skb  enthalten,  die  geheimen  Fabrikationsprozesse  zu 
untersuchen,  und  stets  Uber  diejenigen  Verschwiegenheit  beobachten,  welche  in  da 
Ansfibnng  ihres  Amtes  ihnen  bekannt  geworden  sind;  widrigenfalb  unterliegen  sie 

•  ]urr  Bufse  von  500  bis  lOOO  Franken,  und  aufserdem  drni  Schadenersatze  und,  im 
Falle  eines  beabsichtigten  Verrats,  den  im  Art  398  des  ätrafgescubuches  ange- 
drohten Strafen." 
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Att  13.   Die  m  Beobochtung  der  in  den  enten  neun  Artikeln  dieses  Gesetzes 

entbaUmm  Hcstimmttngea  Terpflichfctcn  Personen,  welche  dieselben  übertreten,  sind 

mit  einfr  l^if  i  bis  50  Franken  für  jeden  beschäftigten  und  vnn  der  rfl)ertrctunp 
bctrottenen  Arbeiter  strafbar;  die  Bufsc  kann  nie  den  Gesamtbetrag  von  5000  Frankea 
übersteigen. 

Die  Bttfse  fttr  Uebertretungen  der  Artikel  10  und  1 1  kann  50  bis  500  Franken 
betragen. 

Die  Uebertretungen  der  Bestimmungen  der  vom  Art  15  vorgesekenea  Au«- 
fllhrung»>Verordnung  können  mit  einer  Bufse  bis  zu  50  Franken  strafbar  crUSrt 

werden. 

Im  kiicki.ill  wird  die  Buisc  von  oinrni  Srciisttl   bis  zu  einem  Drittel  frbr'iht. 

Die  aus  den  üufsen  herrübrcndcn  Summen  uUcu  zur  mit  dem  Gesetze  vom 
17.  Juli  1898,  Nr.  350,  cnidUeien  National «Versorgungskasse  Ar  ^elavaliditSt  und 
das  Alter  der  Arbeiter')  kein. 

Art  14  Fttr  die  nur  mit  einer  Bufse  bestraften  Uetiertretungen  Icann  der  An- 
geklagte den  Prozols  auf  neben,  wenn  er  vor  dem  Beginn  der  öffentlichen  Verband- 
lung,  aufser  den  Prozefskosten,  eine  Summe,  welche  dem  Maximum  der  tUt  die  be- 
gangene Uebertrctunn  bedrohten  Bufse  cntspriclit.  br/:»bU. 

Art.  15.  Binnen  sechs  Monaten  nach  Vcroiicntiirliung  d)e>,c:i  Gesetzes  in  der 
offizicllca  Zeitung  des  Königreichs  wird,  nach  Anhörung  des  Staatsrates,  des  oberen 
Beirates  fttr  Gesundbeilswesen  und  des  Betrates  Ar  Gewerbe  und  Handel,  eine 
durch  kBniglicbes  Dekret  bestätigte  Verordnung  die  Normen  zur  AusfObrung  des» 
selben  feststellen.  Das  Gesets  wird  vier  Monate  nach  der  VerJ^fTentlichung  der  Aus- 

ftthrungs -Verordnung  in  Kraft  treten. 

Dir  weiteren  \>r:in<b  run^''n  dtr  :\usf!ihnin<;s -Verordnung  werden  aucb  vier 
Monatt  n;i<  Ii  ihrer  VeroHcnUicliuiig  in  Kraft  treten. 

Art.  ib.  wMlc  diesem  Gesetze  widrige  Bcsliramungcn  sind  und  bleiben  auf- 
gehoben. 

Wir  verordnen,  dafs  das  vorliegende  Gesets,  mit  dem  Staatsinsiegel  veraeben, 
in  die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien 
aufgenommen  werde  und  verfügen,  dafs  jedermann,  den  es  angeht,  es  als  Staatsgesetx 
befolge  und  zur  Befolgung  bringe. 

Gegeben  Rom,  den  19.  Juni  1902. 


Viktor  Brnmuauvlt 


G.  Baccelli. 


*)  S.  das  jettl  geltende  Gesetz  in  diesem  Archiv,  Band  XVII,  S.  195  ff. 


VERBIMIOTB  STAATEN  VOM  AMBRIKA. 


Die  amerikanische  Arbeitergesetzgebung 
des  Jahres  190a. 

Von 

Dr.  jun  CHARLES  HENRY  HUBERICH, 

Doteot  der  Rechte  u  der  Univcnititt  vaa  Texas  (AvttinV 

In  zwiefacher  Hinsicht  ist  die  amerikanische  Arbeitergeset/- 
gebung  des  vergangenen  Jahres  eine  interessante.  Erstens  zeigt  sie 
den  Anfang  der  gesetzlichen  Regelung  der  Kinderarbeit  in  den 
südlichen  Bundesstaaten,  und  zweitens  den  Beginn  eines  Unfall- 
vcrsichcrungfsrsystems.  Andererscit«!  ist  es  beachtenswert,  dafs,  trotz 
der  Arbcitcrunruheii,  n-if  dem  (Tehiclc  der  Gesetzr^ebunj:^,  Strikes 
und  Aussperrungen  betreuend,  nur  eine  unwesentliche  Veränderung 
in  Massachusetts  über  Schiedsverfahren  zustnndc  k.iin. 

W'älirend  der  L'nrulien  in  den  Kohle  nniincndistrikten  von 
Pennsylvania  wurde  in  diesem  Siaal  die  Annahme  eines  den  de- 
setzen  von  Neuseeland  und  New  South  Wales  ähnlichen  Zwang- 
Schiedsverfahrens  von  vielen  Seiten  beantragt  Das  unmittdbare 
Bedürfnis  nach  solcher  Gesetzgebung  wurde  durch  die  vom  PkSsident 
Roosevelt  veranla&te Einsetzung  der  Anthracitkohlenstrikekommission 
beseite,  und  kein  anderer  Staat  hat  bis  jetzt  das  Experiment  ge> 
wagt  Angesichts  der  wohlbekannten  Opposition  der  Gewericvereine 
gegen  solche  Gesetzgebung  ist  deren  Annahme  kaum  zu  erwarten. 
Inbezug  auf  diese  Frage  sprechen  die  Mitglieder  der  obenerwähnten 
Kommission  in  ihren  dem  Präsidenten  am  23.  März  1903  vorge- 
legten Bericht  sich  folgcndermafsen  aus:  „Wir  können  solche 
drastische  Mafsregel  nicht  empfehlen.  Wir  glauben,  dafs  in  den 
Vereinigten  Staaten  ein  solches  System  weder  Anklang  finden  noch 
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erfolgreich  seiii  Wälde.  . . .  Unsere  Induntrteii  sind  zu  ausgedehnt 
und  zu  verwickelt,  um  eine  pttiktische  Anwendung  solches  Systems 
zu  erlauben." 

An  Stelle  solcher  Zwaogschiedsveriahren  befiirwortel  die  Anthra- 
citlkohlenstrikekommission  amtliche  Unteisuchung  aller  Arbeiter- 
Streitigkeiten.  Ein  Entwurf  eines  Bundesgesetzes  wurde  dütxrh 
Mr.  Charles  Francis  Adams  der  American  Civic  FedcrAtion  im 
Dezember  1902  vorgelegt  Dadurch  ist  der  Bundespräsident  be- 
fugt, in  allen  Fällen,  wo  durch  die  Streitigkeit  der  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten  oder  zwischen  den  Ver* 
einigten  Staaten  und  dem  Auslande  gehindert  wird,  eine  Kom- 
mission einzusetzen,  um  die  Thatsachcn  der  Kontroverse  fest- 
zuätelien.  Solche  Gesetze  bestehen  bereits  in  einigen  Staaten  der 
Union. 

Die  Entwicklung  des  Fabriksystems  in  den  südlichen  Bundes- 
staaten bringt  daselbst  die  Frage  der  Einführung  einei  adacjuaten 
Gresetzgebung  in  den  Vordergrund.  Die  zunächst  zu  lösende  Frage 
ist  die  der  Regelung  der  KinderaiMt  Die  fiihl  der  jugendlichen 
Angestellten  ist  eine  gewaltige.  Der  Arbeitskommissär  von  North 
Carolina  berichtet,  daTs  7600  Kinder  unter  14  Jahren  in  den 
Fabriken  dieses  Staates  angestellt  suid:  der  Verfasser  eines  Auf- 
satzes in  den  Annais  of  the  American  Academy'}  veran- 
schlagt die  Zahl  der  in  den  Staaten  Noith  Carolina,  South  Carolina, 
Georgia,  Alabama,  und  Missi^ippi  in  der  BaumwoUenmanufaktur 
angestellten  Arbeiter  unter  14  Jahren  auf  22000  aus  einer  Gesamt^ 
zahl  von  88  829  Personen,  die  in  dieser  Industrie  beschäftigt  werden. 
Stark  bekämpft  wird  die  Annahme  der  (ieaetze,  die  die  Ein- 
schränkung dieser  Arbeit  bewirken  sollen,  doch  zcif;;t  die  Gesetz- 
gebung der  Jahre  Ky^i  und  1903  deutlich  den  Sieg  der  Reform- 
bewegung. Im  erste ren  Jahr  erstreckte  sich  die  Bewegung  auf  die 
Staaten  Kentucky,  I.ouisiana  und  Maryland. 

In  Kentuckv  ist  durch  Gesetz  vom  12.  März  die  Arbeit  von 
Kindern  unter  14  Jahren  in  Fabriken,  Werkstätten  und  Minen 
untersagt.  .Arbeitgeber,  die  nicht  selbst  das  genaue  Alter  ihrer 
minderjährigen  Angestellten  kennen,  müssen  sich  ein  diesbezügliches 
Attest  seitens  der  Eltern  oder  des  Vormundes  ausstellen  lassen. 


Htijrei  Robbitts,  „Tbe  neconity  Ibr  fitctory  t«gi*l«ti<»  ki  Ott  Soulb,  id 
Attaall  of  the  Americaa  AcadeBny  of  Political  and  Social  Scieace.** 
Bd.  XX>  S.  1S4. 
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Auf  Bewilligung  der  Eltern,  bezw.  des  Vormundes,  und  des  Graf- 
schaftsrichters, fjenehmicrt  durch  den  Grafschaftsanwalt,  darf  ein 
Kind,  welches  noch  nicht  das  gesetzliche  Alter  erreicht  hat,  aoge« 
stellt  werden. 

Das  Gesetz  Louisianas  vom  24.  Juli  >  anicndierend  Acts  of  1886, 
Cap.  43,  i;  4)  beschränkt  die  Arhcits/.cit  jugendlicher  Personen  unter 
18  Jahren  und  Frauen  in  I'abiiken,  Werkstätten,  Warcnlaej-ern, 
Kleider-  und  rutzniarheratcliers,  Telephon-  11  n d  1  i- 1  e  r  a  ]>  h  e  n  - 
bureaus  (die  lerztcn  beiden  neu)  auf  60  Stunden  pro  Woche, 
oder  durchschnittlich  10  Stunden  pro  Tag,  inklusive  eine  Stunde 
zum  Mittagessen. 

Maryland  (Gesetz  vom  II.  April,  das  Gesetz  von  1894,  Cap. 
317  amendierend)  verbietet  die  Anstellung  von  Kindern  unter  14 
(früher  12)  Jahren  in  Fabrikbetrieben,  ausgenommen  in  Fabriken 
zur  Herstellung  verlöteter  Waren,  Wo  jedoch  das  Kind  die  Stütze 
der  Eltern  ist  oder  sich  selbst  zu  unterhalten  hat,  kann  von  der 
Anwendung  dieses  Gesetzes  Abstand  genommen  werden.  Auch 
hat  das  Gesetz  keine  Gdtung  in  den  Grafschaften  Fredericl^ 
Wa^ington,  Queen  Anne,  Carroll,  Wicomico,  Caroline,  Kent, 
Somerset,  Cecil,  Calvert,  St.  Mary,  Prince  George,  Howard,  Balti- 
more, Worcester,  Garrett,  Talbot,  Montgomery  und  Harford.  \) 

Das  Rhode  Island  Gesetz  vom  4.  April  famendicrcnd  General 
Laws  of  1896,  Cap.  i()8,  §  221  setzt  die  Maximalarbeitszeit  von 
Minderjährigen  unter  16  Jahren  und  I'rauen  in  Fabriken  und 
Werkstätten  (letzteres  neu)  auf  58  1  früher  60)  Stunden  pro 
Woche  und  10  Stunden  pro  lag  fest,  ausgenonnnen  wo  die  .Stunden 
l>ri)  l  ag  erhöht  werden,  um  einen  kürzeren  Arbeitstag  an  einem 
läge  der  Woche  festzusetzen,  oder  wo  Reparaturen  nötig  sind, 
um  Einstellung  des  Betriebes  zu  vermeiden.  Ein  anderes  Gesetz 
desselben  Staates  vom  gleichen  Datum  (amendierend  General  Laws 
of  1896^  Cap.  64)  verbietet  die  Anstellung  eines  Kindes  unter 
13  Jahren  in  irgend  welcher  Beschäftigung,  ausgenommen  während 
der  Ferienzeit  der  öffentlichen  Schulen  in  dessen  Wohnort  Ferner 
soll  kein  Kind  unter  rs  Jahren  angestellt  werden  ohne  Vorzeigung 
einer  Bescheinigung  des  Schulkomitees  des  Wohnsitzes  des  Kindes, 
worin  der  Name,  Geburtsort,  Geburtstag,  und  Name  und  Wohnsitz 
derjenigen  Person,  die  die  Obhut  des  Kindes  hat,  angegeben  sind. 

*)  Acts  of  1893,  Cap.  443  bescbriiiikt  die  Arbeitszeit  von  Xindero  unter 
16  Jahren  in  Fabrilien,  oder  in  Kaafliden,  in  der  Stadt  Baltimore  auf  10  Stunden 
pro  Tag. 
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Das  Ohio-(icsctz  vom  I2.  Mai  (amendicrend  Revised  Statutes 
4364—66,  6986 — 88)  bestimmt,  dass  die  Arbeitszeit  von  Aiif^fc- 
stellten  unter  18  Jahren  in  Fnbriken,  Werkstätten  und  Kaufläden 
10  Stunden  pro  Tas^  oder  55  Stunden  pro  Woche  nicht  übf'rstci;^^rn 
darf.  Solchen  Arbeitern  mufs  ferner  eine  Mittnc^«;ruhe  von  iiii^ht 
weniger  als  30  Minuten  m'wilht  t  werden,  doch  soll  (iie-^e  Zeit  nicht 
als  ein  Teil  der  L;e>Lt/lirhen  Maxinialnrheitszeii  Ijcreclinet  werden. 
Arbeitsverträge  mit  .Mnuleritlhri;^en  iniissrn  genau  ilen  verabredeten 
Lohn  angeben,  und  inuls  dem  .\rbciler  ein  Memorandum  davon 
überliefert  werden.  Änderungen  des  I.ohnes  inindei  uihriger  Arbeiter 
müssen  mindestens  24  Stunden  vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen 
Lohimiafses  angekündigt  werden.  Kein  Knabe  unter  16  Jahren 
und  kein  Mädchen  unter  18  Jahren  darf  in  den  Stunden  zwischen 
7  Uhr  abends  und  6  Uhr  moi^ens  arbeiten.  Kein  -Kind  unter 
14  (früher  13)  Jahren  soll  überhaupt  in  einer  Fabrik,  Werkstätte 
oder  Kaufladen  beschäftigt  werden :  noch  soll  solches  Kind  wahrend 
der  Schulzeit  der  ößentlichen  Schulen  in  irgend  einer  anderen 
Weise  thatig  sein.  Jede  Person,  die  Arbeiter  unter  i8  Jahren  be- 
schäftigt, niu&  ein  Register  fuhren,  worin  der  Name,  Geburtsort, 
Alter  und  Wohnsitz  des  Angestellten  bezeichnet  ist. 

Maryland  (Gesetz  vom  8.  April)  verbietet  die  Arbeit  von  Per- 
sonen unter  16  Jahren  in  Brauereien,  in  der  Herstellung  von 
alkoholischen  Getränken  und  in  Schankwirtschaften.  Massachusetts 
verbietet  die  Anstellung  von  Personen  unter  i'>  Jahren  in  Hetrieben 
von  Personen-  oder  Frachtaufzügen  irgend  einer  Att.  und  die  An- 
stelUmg  von  Personen  unter  18  Jahren,  w'o  sol<  lie  Aufzüge  eine 
Schnelligkeit  von  mehr  als  100  Fufs  pro  Minute  besitzen  ((iesetz 
vom  29.  April).  Iowa  ((leset/  vom  11.  April  1  verbietet  die  Be 
^H);\fti  nmg  \on  Personen  unter  16  Jahren  bei  gefährlichen  Ma- 
sclinierien  und  die  Reinigung  von  Maschinen  während  sie  im  Gange 
sifid,  durch  männliche  Personen  unter  i('  Jahicn  und  weibliche 
Peräunen  unter  18  Jahren.  Rl.ride  Llantl  ^(lesetz  vom  3.  Aprih 
verbietet  die  .Anstellung  von  Personen  unter  18  Jahren  in  dem  Be- 
trieb von  Personen-  oder  hVachtauf/.ügen  in  l^abriken  untl  W  erk- 
stätten. Porto  Rico  ((iesetz  vom  25.  Februar)  setzt  die  Maximal- 
arbeitszeit der  Angestellten  unter  16  Jahren,  in  F'abriken  auf 
6  Stunden  pro  Tag  —  wovon  3  Stunden  Arbeit  morgens  und 
3  Stunden  nachmittags  verrichtet  werden  soll,  —  fest. 

Im  Gebiete  der  Haftpfiichtgeset/.gebung  hat  das  Jahr  1902  die 
interessantesten  Neuerungen  aufzuweisen.   Haftpflichtgesetze  wurden 
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erlassen  in  den  Staaten  New -York,  X'ugmia,  Ohio,  Porto  Rico 
und  Mal  vl.uid.  Die  ersten  vier  (iesetze  sind  lediglich  auf  das 
coniHion  law  basiert  und  schlielsen  sich  der  neueren  Gesetz- 
gebung in  den  anderen  Bundesstaaten  an.  Pas  Gesetz  Marvlandä 
jedoch  eine  teilweise  Verwerfung  der  Theorie  des  common 
law,  wonach  die  Veraatwortlicbkdt  des  Arbeitgebers  für  Beuiebs- 
Unfälle  nur  dann  begröndct  ut,  wo  solche  UoläUe  unmittelbar  durch 
eine  culpose  Handlung  oder  Unterlassung  (Nach]as.^i^keit,  Fahr- 
lässigkeit) des  Betriebsherm  verursacht  wurden. 

Das  Geseta  von  New -York,  angenommen  am  15.  April,  be- 
zeichnet den  Sieg  nach  langjährigem  Kampfe  der  Arbeiterorgani- 
sationen um  eine  statutarische  R^elung  der  Haftpflicht  der  Arbeit- 
geber XU  erlangea  0  1^1«  Bestimmungen  des  Gesetzes  sind  wie  folgt: 

„Art  I.  Wenn  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  (i.  Juli) 
Körperverletzungen  einem  Angestellten,  der  zur  2^it  des  UnSüks 
selbst  gehörige  Vorsicht  und  Sorgfalt  ausübte,  zugefugt  sind: 

„I.  Durch  einen  Mangel  im  Zustande  des  mit  dem  Geschäfte 
des  Arbeitgebers  in  Verbindung  Stehenden  oder  darin  befindlichen 
Arbeitsplatzes,  der  Werkzeuge  oder  Maschinen,  falls  solcher 
Mani^el,  oder  dessen  Nichtbemerkung  oder  Nichtabänderuni^  der 
N.u  lilässi;^kcit  des  Arbeitsgebers  oder  einer  in  dessen  Diensten 
stehenden  und  durch  ihn  mit  der  PHicht  der  Inspektion  des  Arbeits- 
I)laizes,  der  Werkzeuge  und  Maschinen  betrauten  Person,  zuzu- 
schreiben ist. 

„2.  Durch  die  Nachlässigkeit  einer  im  Dienste  des  Arbeitgebers 
steliL-nden,  mit  der  Oberaulsieht  betrauten  und  Oberaufsicht  aus- 
übenden r^erson,  deren  alleinige  oder  hauptsächliche  Ptlicht  solche 
Aufsicht  i.st;  oder,  in  der  Abweseniicit  dieser  Person,  durch  die 
Nachlässigkeit  einer  anderen,  mit  Genehmigung  des  Arbeitgebers 
solche  (Mberauföcht  ausübender  Person,"  so  besitzt  der  Verletzte, 
bezw.  im  Todesfalle  de^en  Verwandte,  dieselben  Klagerechte,  ab 
ob  er  nicht  im  Dienste  des  Beklagten  <^cbtanden  hätte. 

Art  2.  Schriftliche  An2eige  der  Zeit  und  Ursache  des  Un&Ues 
mufs  dem  Arbeitgeber  innerhalb  I30  Tagen,  berechnet  vom  Tage 
des  Unfalles  an,  gemacht  werden,  und  die  Klage  muls  innerhalb 
eines  Jahres  erfolgt  seta 

Art  3.  Die  von  dem  Angestellten  selbst  übernommenen 
Risikos  sind  beschränkt  auf  die  notwendigen  Gefahren,  d.  h. 


>}  Vgl.  mein« ■  Bericht  Ar  1901  in  dt«tcr  Zdtccbrifl,  M.  XVII  &  4S7. 
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solche  Ge&hren,  die  aus  der  Natur  der  Beschäftigung  entspringen. 
Die  alleinige  Thatsache,  dals  der  Angestellte  nach  Entdeckung  einer 
Gefahr  im  Dienste  des  Arbeilgebers  verblieb,  soll  nicht  bedeuten, 
dafs  der  Anofcst eilte  auch  alle  daraus  entspringenden  Risikos  über- 
nahm. Doch  muts  er  den  Arbeitgeber  von  solchen  Mängeln  oder 
Gefahren  benachrichtigen,  ausgenommen  in  Fällen,  wo  diesem 
schon  von  anderer  Seite  Kunde  davon  gemacht  ist,  widrigenfalls  die 
Klage  abzuweisen  ist 

Art.  5.  Das  Gesetz  ist  alternativ:  alle  anderen  Verfahren 
bleiben  dem  Kläger  offen. 

Das  Ohio-Gesetz  vom  4.  April  lautet  wie  folgt: 

„Der  Arbeitgeber  haftet  für  Schadenersatz,  für  Verletzungen, 
die  seinem  Ang^tellten,  der  zur  Zeit  des  ünialles  selbst  mit  ge- 
höriger Sorgfalt  der  AutQbung  sräier  Pflichten  nachging,  durch 
Mängel  in  dem  Zustande  der  in  dem  Betriebe  des  Arbeitgebers 
verwandten  Maschinen  oder  Werkzeugen  sustiefsen,  wenn  solche 
M&ngel  oder  deren  Nichtbemerkunsr  oder  Nichtabänderung  der  Nach- 
lässigkeit des  Arbeitgebers  oder  einer  in  dessen  Diensten  stehenden 
und  durch  den  Arbeitgeber  mit  der  Pflicht  der  Inspektion,  Reparatur 
und  Beaufsichtigung  der  Maschinen  oder  Werkzeuge  betrauten 
Personen,  zuzuschreiben  sind"  Dieses  neue  Gesetz  ist  allgemein 
abgefafst  und  bezieht  sich  auf  alte  Beschäftigungen :  das  alte  Gesetz 
war  beschränkt  auf  £isenbahnangesteUte. 

Die  am  10.  Juli  in  Kraft  getretene  Verfassung  des  Staates 
Virginia,  und  das  Gesetz  vom  27.  März  setzen  die  Verantwortlich- 
keit der  Eisenbahngesellschaften  für  die  im  Betriebe  verletzten  An- 
gestellten in  allen  Fällen  fest,  wo  solche  Verletzung  der  Schuld 
eines  im  Dienstrang  über  dem  Verletzten  stehenden  Vertreters  oder 
Beamten  der  Gesellschaft,  oder  einer  Person,  welche  das  Recht  der 
Kontrolle  über  den  Verletzten  hatte,  oder  Her  Nachlässigkeit  eines 
in  einem  anderen  Arl)eitsdepartemeat,  als  dasicniiu^  des  X^erletzten, 
beschäftigten  Mitarbeiters,  oder  der  Nachlässigkeit  eines  auf  einem 
anderen  Zuge  bescliäftigten  Mitarbeiters,  oder  einer  Person,  die  mit 
der  Weichenstelluiig,  dem  .Signalgeben,  der  Führung  einer  Loko- 
motive, der  Beiörderung  von  Zügen  oder  Sendung  von  tele- 
graphischen oder  telephonischen  Befehlen  betraut  ist,  zuzuschreiben 
ist  Die  allnnige  Thatsache,  da&  der  Verletzte  den  unsicheren  Zu- 
stand oder  die  Mängel  der  Maschinen,  Arbeitsstätten,  Gerate  oder 
Bauten  kannte,  soll  nicht  an  und  für  sich  die  Schadensersatzpflidit 
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des  Arl)citG^ebers  verringern.  Alle  Verträge,  die  eine  andere  Haft- 
pflicht aiits!(  Ih  n.  sind  nichtijj  erklärt. 

Das  llatipllichl^csct/.  lurto  Ricos  (Gesetz  vom  i.  .Mcu/,)  folgt 
im  wesentlichen  den  Bestimmungen  des  englischen  Employers' 
Liability  Act  1880.  Abweichend  vom  letzteren  bestimmt  es  jedoch, 
dafs  die  Ausführung  einer  Arbeit  durch  Nebenimtemehmer  (inde- 
pendent  contractors)  die  Verantwortlichkeit  des  Hauptunternehmers 
für  Mängel  in  den  durch  diesen  gelieferten  Betriebsanlagea  nicht 
verringern  soll  Der  MaxiiAalbetrag  der  Schadenersatzsumme  bei 
Verletzungen  ist  $  20O0,  bei  Todesfallen  $  3000. 

Dos  Haftpflichtgesetz  von  Maryland  vom  l.  AprO  enthält  die 
folgenden  Bestimmungen: 

„Art.  I.  Jede  Korporation,  Firma,  Gesellschaft  oder  Person, 
welche  im  Betriebe  einer  Kohlen-  oder  Thonmine,  Steiiiln  lu  h,  einer 
Dampf-  (nler  .Strafseneisenbahn  innerhalb  des  Staates  iMaryland,  und 
jede  incrirporicrto  Stadt,  Gemeinde  oder  Grafschaft  im  Staate, 
welclu*  im  Sieienbau.  Ausqi abunL;cn  oder  anderen  Bauten  bcscliatti;^t 
ist.  oder  die  Bauunternehmer  m  ilcher  Arbeiten  für  benarnite  Städte, 
(.Tcmeiiulen  oder  Gralschallea,  sollen  t^ei^eniil^er  jidem  in  oben- 
genaruilca  ßcschäfti^unj^en  Angestellten  Aibciler,  oder  im  Todes- 
fall seiner  Frau  (bezw.  ihrem  Mann,  wo  die  Getötete  eine  ver- 
heiratete F^au  war;  oder  seinen  (be/w.  ihren)  Eltern  oder  Kindern, 
gemäfs  Gxle  of  Public  Laws,  Art.  67,  §  2  fiir  alten  aus  der  Ver' 
letzung  oder  dem  Tode  des  angestellten  verursuchten  Schaden  ver- 
antworlich  sein,  in  allen  Fällen,  wo  solcher  Todesfill  oder  solche 
Verletzung  durch  die  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  oder  eines 
Arbeiters  oder  Angestellten  des  Arbet^ebers  verursacht  wurde. 
Wo  es  erwiesen  wird,  dafs  solche  Verletzung  oder  solcher  Tod 
durch  die  gemeinsame  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers,  seiner 
Arbeiter  oder  Angestellten  einerseits  und  die  Nachlässigkeit  des 
X'erletzten,  bezw.  (ietöteten,  andererseits  verursacht  wurde,  soll  der 
Arbeitgeber  für  die  Hälfte  des  aus  der  Verletzung  oder  aus  dem 
Todesfalle  lliefsenden  Schadens  haftbar  sein." 

„Art.  2.  Die  durch  die  \nrhcr':^clicnden  Paragraphen  fe"^tgestelltc 
Schadenersatzpflicht  kommt  »l  um  in  l  orlfall,  wenn  der  Arbeitgeber, 
die  Stadt,  die  (Gemeinde  mler  Grafschaft  (oder  deren  Hcumnter- 
nehiner,  die  folgenden  Summen  (reldes  auf  ein  Jahr  berechnet,  im 
\oraus  in  nionaüichcn  Zahlungen  dem  Vcrsichcrungskommisiäär 
auszahlen: 
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t.  In  Kohlen*  oder  Thonminenbetrieben  and  Stein- 
brüchen, för  jeden  Angestellten  •  i,8o 

2,  In  Dampfeisenbahnbetrieb   3,00 

3.  Strafseneisenbahnbetricb  .   0^60 

4«  Sielenbau,  Ausgrabungen   und  anderen  Bauten 

seitens  der  Munizipalbehörden  .  .  .  Nach  Bestimmung  des 

Staatsversicherungskommissärs." 

Die  zu  zahlende  Summe  darf  zur  Hälfte  dem  Lohn  des  An- 
gestelhen  abgezogen  werden,  vorausgesetzt  dn\'<  eine  dah inlautende 
Vereinbarung  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  drni  Arbeitnehmer 
besteht.  Die  Fonds  sollen  vom  Versichern ngsl<ommissär  verwaltet 
werden,  und  daraus  sollen  für  jeden  Todesfall,  der  innerhalb  eines 
Jahres  vom  Tage  des  Unfalles  stattfindet,  den  Hinterbliebenen  des 
Verunglückten  die  Summe  von  S  1000  ausgezahlt  werden. 

Dem  Versiclicruni^skomniissär  ist  das  Recht  eingeräumt,  die 
nötigen  Reglements  zur  Ausführung  des  Gesetzes  zu  erlassen. 
Ferner  ist  derselbe  befugt,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  andere, 
nicht  im  oben  ai^refÜhrten  ersten  Paragraphen  genannte  Betriebe, 
unter  Festsetzung  der  zu  zahlenden  Prämie,  zu  erweitem.  Auch 
darf  er  die  im  obigen  2.  Paragraphen  festgesetzten  Prämien  ändern, 
falls  sie  nicht  im  richtigen  Verhältnis  zu  dem  Risiko  stehen. 

Wo  ein  Arbeitgeber  nach  amtlicher  Untersuchung  feststellt, 
dafs  er  im  ganzen  genommen  seinen  Angestellten  durch  Unfall-, 
Alters-  oder  Krankenversicherung  einen  besseren  Schutz  gewährt 
als  den  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen,  so  kann  derselbe  von 
der  Befolgung  dieses  Gesetzes  entbunden  werden. 

Ein  ähnlich  lautendes  Gesetz,  das  auf  die  Kohlen-  und  Thon- 
minenbetriebe der  Grafschaften  Aüegheny  und  Garrett  beschränkt 
ist,  wurde  in  demselben  Staate  am  8.  April  angenommen.  Der 
einzige  wesentliche  Unterschied  liegt  in  der  Berechnung  des  Schaden- 
ersatzes: wenn  es  festgestellt  ist,  dafs  der  Unfall  z.  T.  der  Nach- 
lässip^keit  des  Verletzten  zuzusrhrcibcn  ist,  soll  der  Schaden  nicht 
zur  Hälfte,  sondern  -rn  \%rhäifnis  zur  Gröfse  der  Nachlässigkeit 
durch  den  Verletzten  getragen  werden. 

Der  1  laui)tfehlcr  dieser  Gesetze  von  Maryland  ist,  dais  die  Ver- 
siclienHi;^'sklauseln  nur  Anwendung  finden  im  I-all  des  Todes  (inner- 
halb eines  Jahres)  des  Angestellten.  Jedoch  sind  sie  vielleicht  der 
Anfang  einer  unzweifelhaft  notwendigen  rarlikalen  Abänderung  der 
amerikanischen  Haftpflichtgesetzgebung.  Augenblicklich  hadet  das 
Gesetz  nur  Anwendung  auf  ungefähr  15000  Arbeiter. 

Archiv  Itir  sos.  G«)tcttg«bung  u.  SutMIt.  XVUI.  38 


S86 


GcflcUgcbung:  Vereinigt«  SUalen  von  Amerika. 


In  Colorado  wurde  die  im  Jahre  1901  den  Wählern  unter- 
breiteten \'erfas5un*;sändcrung,  wodurch  der  Landtag  befugt  ist,  die 
Arbeitszeit  der  in  Bergwerken  und  anderen  unterirdischen  Arbeiten, 
oder  bei  Hochöfen^  &liinelzofen  oder  anderen  Erzredinacrwerken, 
oder  in  anderen  der  Gesundheit  schädlichen,  oder  dem  Leben  oder 
den  Gliedern  gefährlichen  Industrien  Angesldften,  auf  8  Stunden 
festzusetzen,  im  November  1902,  angenommen. 

In  California '  wurde  gleichMI^  im  November  1902,  ein  Ver- 
fassungsgesetz, wodurch  ein  8  stündiger  Arbeitstag  für  die  an  ofTent- 
Uchen  Arbeiten  beschäftigten  Personen  angesetzt  ist,  angenommen. 
Porto  Rico  (Gesetz  vom  i.  März)  setzt  ebenfalb  einen  8  stundigen 
Arbeitstag  bei  Öflentlichen  Arbeiten  fest 

In  New -York  wurde  ein  Gesetz  angenommen  (27.  März)  zur 
Abänderung  der  Staatsverfassung,  um  den  Landtag  die  Befugnis  zu 
erteilen,  die  Arbeitszeit,  Lohne  und  andere  Arbeitsbedingungen  bei 
öflfentlichen  Arbeiten  zu  regeln.  Dieses  Gesetz  muls  wiederum  von 
den  Landtagen  1903  oder  1904  angenommen,  und  dann  den  Wählern 
zur  Abstimmun«^  unterbreitet  werden.  Ein  anderes  Gesetz  desselben 
Staates  (14.  .\[)riri  ermächtigt  die  New- ^'orker  St.uk- Wasserleitnn^«- 
kommission  in  den  durch  sie  eingegangenen  Kontrakten  znr  Kr- 
ricJitung  von  Wasserreservoirs  etc..  einen  Sstündigen  Arbeitstag  für 
die  an  solchen  Werken  nngestelllen  Arbeiter  festzusetzen. 

In  Massachusetts  sollen,  laut  Gesetz  vom  19.  Juni,  der  be- 
stehenden Koinmission  zur  För(Krunt]f  einer  gleichföritiit'en  (lesetz- 
gebung  in  den  \'ereinigtcn  Staaten  zwei  weitere  KonuiUs.^iire  als 
Vertreter  von  Manachusetts  beigelügt  werden,  wovon  einer  das 
Interesse  der  Arbeitgeber,  der  andere  das  Interesse  der  Arbeit- 
nehmer vertreten  soll,  um  u.  a.  die  Einführung  einer  gleichförmigen 
Gesetzgebung  betreffend  den  Sstündigen  Arbeitstag  in  den  ver- 
^hiedenen  Bundesstaaten  zu  (ordern.  In  demselben  Staat  wurde 
eine  Resolution  von  beiden  Kammern  des  Landtages  angenommen 
(11.  Februar),  worin  ein  Amendement  der  Bundesverfassung  vor- 
geschlagen wird,  um  dem  KongreCs  die  Macht  zur  Erlassung  eines 
Gesetzes  zur  Feststellung  der  Arbeitsstunden  in  sämtlichen  Bundes- 
Staaten  zu  erteilen.*) 

Louisiana  (amendierend  Laws  of  1886,  Capb  9$,  Art.  i — 3)  hat 
durch  Gesetz  vom  8.  Juli  die  Arbeitszeit  der  im  Betrieb  von  Strafsen» 
bahnen  Angestellten  auf  höchstens  10  ((niher  12)  Stunden  fest- 

>)  Siehe  meinen  Berieht  in  dieser  Zcilscfarifl,  Bd.  XVII,  S.  43S. 
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gesetzt.  Genannte  10  Stunden  müssen  ferner  innerhalb  12  auf- 
einanderfolgende Stunden  verleilt  sein.  In  Notfällen  darf  diese  Ver- 
ordnung bei  Einwilligung  des  Angestellten  und  unter  Vergütung 
für  Ueberstunden  zeitweilig  aufgehoben  werden. 

Rhode  Island  hat  gleichfalls  einen  lOstfindigen  Arbeitstag 
(solche  Arbeit  muis  innerhalb  12  aufeinanderfolgenden  Stunden  ver- 
richtet sein)  itir  Stralsenbahnangestellte  bestimmt  (Gesetz  vom 
4.  April  und  5.  Dezember).  Diese  Arbeitszeit  kann  jedoch  durch 
Vertrag  verändert  werden,  und  hat  ferner  keine  Anwendung  an 
Feiertagen  und  unter  auisergewöhnlicben  Umständen,  in  welchen 
beiden  Fällen  Extraarbeit  unter  Zahlung  für  Ueberstunden  verrichtet 
werden  darf. 

Das  Gesetz  Marylands  vom  27.  März  betreffend  die  Heimarbeit 
verbietet  den  Gebrauch  eines  Zimmers  oder  Räumlichkeiten  in 
einem  Hause  oder  in  einer  Mietskaserne,  seitens  irgend  einer  Person 
au(ser  der  darin  wohnenden  Familie  (Mann,  Frau,  Kinder)  zur  Her- 
stellung von  Röcken,  Westen,  Hosen,  Kniehosen,  Oberhosen,  Mänteln, 
Hüten,  Mützen,  Kappen,  Hosenträger,  Wollwäsche,  Blusen,  Unter- 
zeug, Oberwäsche,  Pelze,  Pelzbesat/,  lVl/.l)e/.ug,  Hemden,  Geldbörsen, 
Federn,  künstlichen  Blumen,  Cii^aretten  oder  Ci^farren.  Der  Ge- 
brauch seitens  der  l'amilie  ist  erlaubt  nur  auf  (ieiiehmigung  des 
Chefs  des  Industrie-statistischen  Bureaus,  nach  erfol^^ter  Inspektion. 
Solche  Erlaubiiis  wird  erteilt  unter  Feststellung  der  Maximumzahl 
der  in  den  Räumlichkeiten  zu  beschäftigenden  Personen,  und  kann 
zu  irgend  einer  Zeit  aus  Sanitätsgründen  zurückgezogen  wertlen. 
Personen,  die  flic  Fabrik  ition  der  obenerwähnten  Gegenstimde 
durch  solche  Heiniarbtiici  betreiben,  müssen  ein  Namenregister 
solcher  Angestellten  fuhren,  welches  zu  jeder  Zeit  zur  Einsicht  auf- 
liegen soll,  und  wovon  dem  Chef  des  Industricstatistischen  Bureaus 
eine  Kopie  geliefert  werden  mufs. 

In  New-Jcrsey  (Gesetz  vom  3.  April)  sind  neue  Verordnungen 
über  die  Inspektion  und  Regelung  der  Einwohnerzahl  in  Miets- 
kasernen zustande  gekommen. 

In  Kentucky  (zu  März)  wurde  (iir  Minenbetriebe  eine  halb- 
monatliche Zahlungsperiode  (am  15.  und  30.  eines  jeden  Monats) 
angenommen.  Der  volle  Betrag  fUr  alle  bis  zu  15  Tagen  vor  dem 
betreifenden  Zahlungstag  verrichtete  Arbeit  muls  sodann  in  barem 
G^lde  ausgezahlt  weiden.  Das  Maryland-Gesetz  vom  11.  April  be- 
stimmt einen  monatlichen  Zahlungstag  (nicht  spater  als  den  10.  jedes 
Monats)  für  alle  Lohnarbeiter  in  Fabriken»  Bergwerken,  Telegraphen-, 
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Telephon-  und  Packctpostanstalten,  auf  Eisenbahnen  und  Stralsen- 
bahncn.  Lohnzahlungen  müssen  für  den  vorhercrehcndcn  Monat  in 
jresctzhclicr  Mün/.e  bezahlt  werden.  Die  I4tägigc  I  ohnzahlungs- 
pcriodc  der  Grafschaft  Alkghcny  soll  jedoch  nicht  durch  dieses 
Gesetz  aufgehoben  werden. 

Das  Fabrikgesetz  Iowas  vom  ii.  April  verpflichtet  Fabrik- 
besiteer  ti.  s.  w.  zur  AnschafRing  von  Riemenleitrollen  oder  ähn> 
liehen  Vorriehtungen  zur  Werfung  der  Riemen  auf  die  Riemen- 
scheiben und  zur  Umfriedigung  gefährlicher  Maschinen:  ferner  zum 
Gelnauch  gehöriger  Ventilatoren  bei  Polierarboten,  um  die  Arbeiter 
gegen  Polierstaub  su  schützen.  Dasselbe  Gesetz  verordnet  ferner 
die  Vorsehung  von  Fabriken,  Werkstätten  und  Hotels  mit  einer 
grenzenden  Anzahl  von  ToUettenzimmem  und  mit  Separatzimmem 
filr  weibliche  Angestellte. 

Das  Gesetz  vom  3.  April  des  Staates  Rhode  Island  betreflend 
Personen-  und  Frachtaufzüge  in  Fabriken  und  Werkstätten,  welche 
einige  Aenderungcn  gegenüber  dem  alten  Gesetze  einführt,  erfordert, 
dais  alle  solche  Aufzüge  mit  einem  automatischen  Signalapparat 
versehen  seien,  wodurch  in  jedem  Stockwerk  angek-ündigt  wird, 
wenn  immer  solcher  Aufzug  in  Bewegung  ist;  ferner  dafs  alle 
Oeffnunf:^en  für  solclic  Aitf/iif^e  mit  Gitterwerk  umfriedigt  seien,  und 
seien,  und  dals  die  Aufzüi^e  so  eingerichtet  seien,  dafs  sie  nicht  in 
Bewegung  gesetzt  werden  können  bis  alle  zum  Au£tug  iiihr^ide 
Thüren  und  Oeffnungen  ^geschlossen  sind. 

In  South  Carolina  sollen  elektrische  Stralsenbahnwaggons 
während  der  Monate  Dc/,ember  bis  März  inkl.  mit  geschlossenen 
X'orplatzen  zum  Schutz  der  Führer  versehen  sein  (Gesetz  vom 
25.  Februar). 

Ein  Gesetz  Iowas  vom  11.  April  erfordert  die  Anstellung  von 
besonderen  Arbeitern,  die  alle  Sprengbohrlöcher  vor  der  Ladung 
zu  inspizieren  haben.  Solche  Arbeiter  müssen  eine  vom  Staats- 
mineninspektor des  betreffenden  Distrikts  ausgestellte  Bescheinigung 
ihrer  Fähigkeiten  vorweisen.  Derselbe  Staat  verordnet  die  An- 
bringung von  Feuerleitern  in  allen  Fabriken  u.  s.  w.  von  drei  oder 
mehr  Stockwerk  Hohe  (Gesetz  vom  8.  April). 

Das  Gesetz  Ohios  vom  29.  April  (Revised  Statutes»  1900^ 
Art.  4238,  s.  20,  amendierend)  bedingt  die  Anbringung  eines  Blend- 
bodens (counter  floor)  im  Bau  eines  jeden  Hauses  (früher  emes 
jeden  Hauses  von  mehr  als  zwei  Stockwerk). 

Massadiusetts  erfordert  von  Fabrikbesttzem  die  Lieferung  von 
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reinem  Trinkwaaser  an  ibre  Angestellten.  Solches  Trinkwasser  soll 
den  Arbeitern  auch  während  der  Arbeitszeit  zugingUch  sein  (Gesetz 
vom  18.  April). 

Im  Gebiete  der  staatlichen  Kontrole  von  Gewerben  verordnet 
Virginia  (Gesetz  vom  28.  März)  und  Louisiana  (Gesetz  vom  3.  Julü) 
die  Patentierung,  nach  erfolgtem  Examen,  der  Bleigielser;  Ohio 
(Gesetz  v<Mn  g,  Mai)  das  der  Hufechmiede.  In  letzterem  Staat  wurde 
(13.  März  und  30.  April)  auch  das  Gesetz  über  das  Staatsexamen 
von  Maschinenwärtern  bei  stehenden  Dampfmaschinen  einigen 
Aenderungen  unterworfen. 

Zum   Schutz    der   Ausübuni:^    der   politischen   Rechte  dient 
folgendes  Gesetz  von  M;i.ssachusctts,  angenommen  am  8.  Mai: 

Keine  zu  einer  Wahl  1  früher  Staatswahl)  berechtii,ne  Person 
Süll  am  Tage  solcher  Wahl  in  einer  Fabrik,  Werkstalte  oder  Kauf- 
laden, ause^enommen  solciicr,  die  am  Sonnta^rc  gesetzmälsig  be- 
trieben werden  können,  während  des  Zeitraumes  von  zwei  Stunden  * 
nach  Kröffnung  der  Wahlburcaus  in  dem  Wahlbezirk  oder  der 
Stadt,  wo  solche  Person  stimmberechtigt  ist,  beschäftigt  werden" 
(früher,  „im  hall  wo  solche  Person  um  Urlaub  lür  solche  Zeit- 
periode gebeten  hat"). 

In  demselben  Staat  ist  die  Tragung  oder  Benützung  der  Ab« 
zeichen,  Bändern,  Mit^iederrossetten  oder  Knöpfen  einer  Arbeiter- 
vereinigung, soweit  dieselben  amtlich  eingetragen  sind,  mit  der  Ab- 
sicht als  Mi^;lied  solcher  Vereinigung  zu  gelten,  verboten  (Gesetz 
vom  3.  Juni). 

Das  Massachusetts  *  Gesetz  über  das  Staats*,  Einigungs-  und 
Schiedsamt  ist  dahin  amendiert,  dafs  besagtes  Amt  in  Fall  von 
Arbeiterstreitigkeiten  versuchen  soll  (früher  darf),  einen  Ausgleich 
oder  die  Ueberweisung  an  das  Staatsamt  zu  bewirken  (Gesetz  vom 
S.  Juni). 

Kentuc  ky  'Gesetz  vom  17.  März)  verordnete  die  Ernennung 
eines  Arbeitsinspektors  und  eines  Assistentarbeitsinspektors,  denen 
die  Beaufsichtigung  der  Fabriken,  Werkstätten  und  Maschinen  über- 
wiesen ist.  Dem  Arbcitsins{)ektor  ist  ferner  die  Sammlung  der 
Arbeiterstatistik  des  Staates  übertragen.  Ohio  (Gesetz  vom  12.  Mai) 
bestimmt  die  Anstellung  eines  Staats  Inspektors  der  autonjatischen 
Kuppelun<:,fsa{)parate  und  I.uftbrcmsen  bei  F.iscnbahnwafrt^ons  und 
Lokomotiven.  Es  i.st  die  Pllicht  dieses  Inspektors,  sofortige  Anzeige 
etwaiger  Mcingel  in  diesen  Apparaten  an  die  betreffende  Kisenbahn 
zu  machen.    Nach  erfolgte  Anzeige  muls  die  Eisenbahn  sofort  die 
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nötigten  Reparaturen  vornehmen  und  ist  nach  24  Stunden  fiir  allen 
darauslli  eisen  den  Schaden  verantwortlich.  Durch  Gesetze  vom 
2.  und  vom  lO.  Mai  ist  in  demselben  Staat  verordnet,  dafs  Fassagier- 
und  ^>ac!!t;'(i<:Tc  nicht  ohne  genügende  Mannschaft  fahren  dürfen. 

In  Massachusetts  wurde  die  Eisenbahiiküituiiisaion  ci>^iii  ht.  int 
Januar  1903  einen  Bericht  zu  erstatten  über  die  Möglichkeit  der 
Einführung  billiger  Morgen-  und  Abendzüge  für  die  in  der  Näthe 
der  Stadt  Boston  wohnenden  Aibciter  (Gesetz  vom  6.  Mai). 

In  Maryland  ist  dem  Chef  des  Bureaus  für  gewerbliche  Sta- 
tistik au%etragcn,  ein  Staatsarbeitsnachweisbureau  zu  errichten. 


MISZELLEN. 

Die  progressive  Zahncaries  in  Schule  und  Heer 

und  die  zahnhygienischen  Aufgaben  der  Sanitäts- 
behörden im  Interesse  der  Volkswirtschaft. 

Von 

H.  KÜMMEU 

Zahnarzt  in  BerÜD. 

Schon  mehr  als  drei  Jahrzehnte  wirkt  niun  in  ^ahnar/tlichen  Kreisen 
dahin,  auf  die  immer  mehr  cundunende  Zahnverderluiki  und  ihre 
schlimmen  Folgen  hinzuweisen.  Der  Londoner  Arst  Richardson  betont 
in  seinem  VcMtrag  über  die  ,,konstitutioDellen  und  lokalen  Umchen  der 

Caries"  bereits  1881  als  erster,  da(s  er  bei  seinen  I\'itienten  während 
dreier  Dezennien  praklis(  her  Thätigkeit  gänzlich  rai  iesfrcie  Zähne  nur 
selten  gesehen  habe,  und  dnfs  die  Krankheit  in  der  gegenwärtigen 
Jugend  verbreiteter  sei  und  heftiger  auftrete,  als  um  die  funf/.iger  Jahre.') 
Die  gleiche  Beobachtung  hat  lirunsmann  gemacht,  der  bereits  von  vier-, 
ja  sogar  von  dreijährigen  Kindern  mit  total  hohlen  Milchzähnen  zu  be- 
richten  weils  und  er  fügt  hinzu,  „dafi  auch  bei  den  bleibenden  Zähnen 
eine  Progression  der  Verderbnis  besteht,  unterliegt  nach  meinen  in 
15 jähriger  Praxis  gemachten  Erfahrungen  keinem  Zweifel."-) 

Kragen  wir  zunächst,  welches  die  allgemeinen  Ursachen  dieses 
weitver])reiteten  Uebels  .sind,  und  prüfen  wir  dann,  durch  welche  Mittel 
es  zu  bekämpfen  ist  Statistische  Belege  .sollen  uns  dabei  helfen,  über 
die  Häufigkeit  der  Krankheit  ein  klares  Bild  zu  bekommen  und  eventuell 
auch  Wege  zu  eröffnen,  die  man  gehen  müfste,  um  der  Zahnfäule  Ein- 
halt zu  thun. 


<)  Deutsche  Monatsschrift  fUr  Zabnbeilkttndc,  I,  1883.   S.  77. 
*)  Bruns niunn,    „Leber   progressive  Zahnvcrdcrbnis".     Vortrag   im  tallll- 
intUcben  Verein  flir  Niedenacbaen.    1SH5.   D.  M.  f.  Z.  Ul,  18S5.    S.  S&4< 
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Die  Zahnverderbnis  ist  im  wesentlichen  charakterisiert  durdi  das 
Auftreten  der  Zahnfilulep  sogenannte  Zahncaries,  eines  fast  unmerUich 

beginnenden,  aUmählich  fortschreitenden,  in  seinem  Ausgange  als  faulige 
Zerstörung  des  ganzen  Zahnes  sich  darstellenden  Kranklieitsvorganges. 

Dafs  diesem  Krnnkhcttsprozcfs  in  den  Schichten  der  minder- 
bemittelten Bevülkeiung  nicht  die  mindeste  Beachtung  geschenkt  wird, 
nimmt  nicht  weiter  wunder.  Aber  selbst  in  den  Kreisen  der  Hesser- 
ntuierten  betrachtet  man  die  Zahncaries  als  eine  vöUig  hannlose  Er- 
scheinung, der  man  nicht  emmat  recht  das  Signum  einer  Krankheit  auf* 
prägen  möchte.  Dies  wird  erst  dann  verständlich,  wenn  man  erfährt, 
dafs  weder  die  wohlhabenden  noch  die  ärmeren  Volksklassen  von  der 
ßedeutunj;:  der  K;unverk/eiifj;c  in  fjcnügendeni  Mafsc  untcrrirluet  sind. 

Man  hat  in  der  Schule  gelernt,  dafs  das  normale  menscliliche  Ge^ 
bifs  32  Zahne  zählt  und  ist  deshalb  nicht  weiter  besorgt,  wenn  2  oder 
3  Zähne  faulen  oder  Zahnstein  ansetzen  oder  ausgezogen  werden.  Man 
tröstet  sich  damit,  dafs  man  an  der  Zahncaries  nicht  stirbt  und  dafs  man 
fehlende  Zähne  schon  für  weniges  Geld  ersetzt  bekommt  Aufserdem 
hält  man  es  für  ganz  selbstverständlich,  dafs  mit  zunehmendem  Alter  die 
Zähne  schlechter  werden  bezw.  dafs  man  sie  verliert.  Die  wirklichen 
Nachteile  aber,  welche  cnrieskranke  Zähne  für  das  Befinden  des 
ganzen  Korpers  mit  si<  Ii  lirinfjcn.  heilen  nicht  offen  genug  zu  tage, 
als  dafs  man  den  Zähnen  eine  so  grof^e  Beachtung  schenken  zu  müssen 
glaubt.  >)  Man  weils  noch  nicht,  oder  aus  Indifferenz  imd  Unbequem- 
lichkeit will  man  nicht  wissen,  daCs  untadelhafte  Zahnreihen  schätzbare 
Wächter  der  Gesundheit  sind,  Vorrichtungen,  welche  nicht  kaubare 
Ingesta  schon  am  Eingange  der  Verdauungswege  ausscheiden,  anderer* 
scits  aber  aus  den  Nahrungsmitteln  einen  wohl  zerkleinerten  Bissen 
bilden,  aus  dem,  wenn  er  mit  Speichel  gut  durrhmengt  ist,  durch  Ver- 
mitthinf;  (kr  Verdauungssäfte,  die  dem  Korper  /.uj^ute  kommenden  Nähr- 
siofle  leicht  ausgezogen  werden  können.  Denn  das  Gedeihen  des 
Menschen  hängt  nicht  so  sehr  von  der  Menge  der  eingeführten» 
als  von  der  Menge  der  verdauten  Nahrungatoffe  ab.*)  Fehlet  und 
Abnormitäten  der  Zähne  müssen  aber  diese  Organe  in  Ausübung  der 
angedeuteten  Funktion  stören  und  folglich  die  Verdauung  und  Er> 
nährun«?  des  menschlichen  Körpers  ungfiiistii;  beeinflussen.  Die  Xahrurf^' 
kann  nicht  wirklich  ausgenut/t  und  zutra;;Iich  verwertet  werden;  ein  ^ut 
Teil  wild  vielmehr  unverbrauclit  ausgeschicdcu.  Krankheiteu  der  Ver- 
dauungsorganc  tmd  Beeinträchtigung  des  Stoffweclisels  sind  die  imaus- 

')  Pareidt.  „Die  .StclIunK  der  Zalinhcilkundc  unter  den  m«>diziD}Scli«a 
Sj  '  :'i.ilitätcn  und  da»  Studium  (Icr  /.ihndcükürHlc".  Vortraj;  auf  der  25.  Vrrs.  d, 
Zeniratvcreim  dcuUcbcr  Zahnärzte,  Dresden  D.  >L  f.  Z.  IV,  i8b6.  £eibet^ 

S.  83  (T. 

■)  RÖse,  „Anleitung  WStt  Zahn-  ttnd  MundpHcge".    Jena  190O. 
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bleibUchen  Folgen.  Faulige  oder  durch  Caries  verloren  gegangene  und 
nicht  ersetzte  Zäline  ])edii)geii  also  einen  wirtschaftlichen  Ausfall  für  den 
Körperhaushait  und  natüriich  auch  lür  die  Wirtschaftshaltung  des  Ein- 
zelnen. Und  diesem  Verlust  an  bezahltein  Nabrmaterial  gesellen  sich 
noch  die  ciurcli  Stauungen  ächiecht  gekauter  Speisen  im  Magen  und 
Dann  bedingten  Stöfaogen  hinzu :  Magenkatarrh,  Verstopfung,  Durdi&U, 
widernatürlich  gdiäiifte  Blühungen  u.  s.  w.  Das  hat  sdion  vor  mehr  als 
100  Jahren  Hufieland  erkannt,  wenn  er  in  waaer  ^^fakrobiotik*' ^)  sagt: 
,,Zur  guten  Verdauung  sind  nun  gute  Zähne  ein  sehr  notwendiges 
Stück,  und  man  kann  sie  daher  als  sehr  wdscntltche  Eigen-« 
Schaft  zu  lan>:;ein  Leben  an  selben,  und  zwar  auf  zweierlei  Art; 
Einmal  sind  gute  und  feste  Zahne  immer  ein  Hauiitzeichen  eines  ge- 
sunden föten  Körijers  und  guter  Säfte.  VSer  die  Zahne  sehr  frühzeitig 
verliert,  der  hat  schon  mit  einem  Teil  seines  Körpers  gewissermafioi 
auf  die  andere  Welt  pKKnwnmeriert.  Zweitens  sind  gnte  Zähne  ein 
Haiiptmittel  zur  Verdauung  und  fdglich  zur  Restauration." 

Am  schlimmsten  ist  es  mit  der  Fürsorge  um  die  Zähne  natürlich 
rn  den  Arbeiterkreisen  liestellt.  und  Ijcsondcrs  bei  denen,  die  beruflich 
gezwungen  sind,  mit  Zahnschmelz  angrcifendeti  Stötten  zu  arbeiten; 
z.  B.  sämtliche  Blei-,  Quecksilber-  und  Phosphor-Industriearbeiter,  sodana 
die  Konditoren  und  Bäcker  u.  a.  m.  Nicht  zuletzt  wird  in  diesen 
Kreisen  die  Pflege  der  Zähne  —  wie  last  im  allgemeinen  —  nicht  als 
eine  Frage  der  Gesundheit,  sondern  als  eine  Toiletten  frage  auf* 
ge&fst  und  für  Toiletten  fragen  hat  die  ärmere  Volksschicht  wenig  Zeit. 

Ich  habe  darum  in  meiner  Studie:  ^Zahnarzt  und Arbeiterscluitz",-) 
wo  das  mehr  oder  weniger  anerkannte  Bedürfnis  nach  einem  wirksamen 
Arbeitcrschut/  meines  Erachteiis  nur  durch  /ahnär/tliche  Hilfe  zu  be- 
friedigen isi,  einer  gewissermaßen  amtlichen  ThaligkcU  der  zuzuziehenden 
ZahinMnte  das  Wort  geredet  Ich  tbat  es  recht  beiGhet(fen. 

Ein  Bertt6genoBse  aber,  der  unter  dem  Pseudonym  „Branden- 
burgensis"  in  der  .J)eutschen  sahnÜnEtlichen  Wochenschrift**  zur  ,,Militär- 
zahnar2tfrage"  sich  äuiserte, geht  kühn  weiter  und  verlangt  für  Heer 
nnd  Maxine  vorläufig  nicht  weniger  als  450  Militarzalmiirzte,  d.  h.  mit 
zahnärztlicher  Behandlung  der  Militärpersonen  dicnstiicii  zu  t  eiuftragende 
Zivilzahnärste,  und  er  ist  optimistisch  genug,  zu  glauben,  cm  privatwirt- 
schaAlicher  Berulsverband,  eine  selbstgesclnffene  StandesvMtretung,  wie 
es.  der  Vereinsbund  deutscher  Zahnärzte  sei,  solle  und  könne  die 
MUttarverwaltung  dahin  beemflussen,  dafs  sie  bei  einer  derartigen  Ver- 
sorgung der  stehenden  Wehrmacht  mit  zahnärztlicher  Hilfe  alle  möglichen 
wirtschaftlichen  Interessen  des  Zahnärztestandes  berücksichtige.  Dals 

')  Rcklam 'Ausgabe  S.  141/142. 

^  Jena  (GintaT  Fitdicr)  1903.  S.  iiS— tat. 

*l  V.  Jahrgang.   Nr.  46  vom  14.  II.  1903. 
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diese  Forderung  leider  sehr  begründet  ist,  werden  meine  weiter 
unten  anzuführenden  Zahlen  darthun.  Wie  u  t  o  p  i  s  t  i  r  h  fliese  Forderung 
aber  ist,  geht  aus  der  Thatsache  hervor,  dafs  das  i)iLUihis(he  Kriegs- 
ministerium  dem  ostasiatischen  Expeditionskorps  seiner;eit,  sage  und 
schreibe,  einen  Zahnarzt  zu  dienstlichen  Zwecken  beigegeben  hatte, 
ein  Ereignis,  das  in  den  zahntotlichen  Zeitschriften  sorgsam  verzeichnet 
wurde. 

Dafs  man  solche  Forderungen  leider  noch  als  utopistische  bezeichnen 
mufs,  scheint  wiederum  daran  zu  liegen,  dafe  man  die  Bedeutung  der 
Zahnheilkunde  und  def  Zahngesundheits[)flege  im  Volke  sowohl,  als  auch 
seitens  des  amtlichen  öfTentlichen  Gesundheiii^untcs  noch  allzusehr 
unterschätzt.  Es  wird  daher  meine  Aufgabe  sein,  an  der  Hand  ge- 
diegenen statistischen  ftfoterials  und  auf  Grund  reichhaltiger  Beobachtungen 
darzuthun,  von  welcher  Wichtigkeit  die  zahnärztliche  Tbätigkeit  für  die 
Gesundheitspflege  ist,  und  welche  cnornie  Schäden  aus  einer  Vemach- 
Uissigung  der  Zahnpflege  dem  einzelnen  sowohl,  wie  der  (»esamtheit  er- 
wachsen. Mm  wird  zahnärilicherscits  den  mafsgcbenden  Behörden  imd 
der  Oeffcntlichivcit  die  erschreckenden  statistischen  Zahlen  so  lange  vor 
Augen  halten  müssen,  bis  eine  Besserung  auf  diesem  Gebiete  eingetreten 
sein  wird. 

Ein  cariöser  Zahn  bedeutet  ja  nicht  Schmerz  und  Veriust  eines 
Zahnes,  sondern  mindestens  Gefahr  für  die  ganze  ZahnnachbaischaiV. 

Dieser  eine  cariöse  Zahn  ist  Infektions  Träger  imd  -Erreger  zu  gleicher 
Zeit;  er  ist  Ursache  und  Folge  fiir  das  Faulwcrdcn  mehrerer  Zähne; 
mehr  noch!  Cariöse  Zalme  rufen,  wenn  die  Krankheitserreger  ihren 
Weg  iii  den  Organismus  finden,  mittelbar  wie  unmittelbar  eine  Reihe 
anderer  Krankheiten  örtlicher  wie  allgemeiner  Natur  hervor.  Die 
Fachlitteratur  wimmelt  von  Mittdlungen,  wo  Drüsenschwellungen,  Kiefer« 
knochenerkrankungen,  Mundrose,  Magen«  und  Darmkrankheilen,  Lungen* 
entzUndung,  Brand,  Blutvergiftung,  Katanhe  der  Nase  und  des  Mittel« 
obres,  Krämpfe,  Kpilcpsie,  Nervosität,  Neurasthenie,  die  weit  ver- 
breiteten Konstitutions-  bezw.  Krei'^laufanomalien  der  Blutannut  und 
Blei«  hsucht,  ja  sogar  Tuberkulose  die  mittelbare  Folge  faulender  Zähne 
waren.  Die  reichen  praktischen  Krfahrungen  von  Grawitz,  Israel,  Rulüe, 
Odenthal  u.  v.  a.  bilden  hierfür  eine  unerschöpfliche  Fundgrube.  Der 
cariöse  Zahn  bedeutet  aber  nicht  allein  eine  grofse  Gefohr  für  den 
Besitzer,  sondern  auch  —  infolge  der  Ansteckungsmöglichkeit!  —  fUr 
andere  Individuen.  Wo  viele  Menschen  zusammengepfercht  sind,  wie  in 
Schulen»  Universitäten,  Kasernen,  Krankenhäusern^  Gefängnissen,  ist  es 


')  Wange maon,  „Der  EinHufs  der  Krankheiten  der  bleibenden  Zähne  auf 
<1rn  Gcsamtor^.uiisnius'*.  la  Laogcnbccks  Archiv  fUr  kliaische  Chirurgie.  Bd.  XLV. 
Heft  3.   Üerlia  1892. 
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tmiiier  äifiglich,  dafs  durch  Sprechen,  Räuspern,  Nieten,  Husten  eine 

Ansteckungsvemiittlung  stattfindet. ') 

Wie  wichtig  für  das  Kind  ein  leistunesfahiges,  gesundes  Gebifs 
ist,  sollte  einer  Erwähnung  erst  gar  nicht  bedürfen.  Leidet  eine  Frau 
aber,  die  ein  Kind  unter  dem  Herzen  trägt,  an  Caries  und  hat  sie  dem- 
mlblge  Verdautmgsbeschwerden,  eine  schlechte  Ausnutzung  der  aulge- 
nönunenen  Nahnmg,  so  leidet  selbstvetstündlich  auch  der  Embryo  dar- 
unter; das  Kind  kommt  schwichlich  sur  Welt  und  ist  selber  schon  IQr 
die  Zahncaries  prädestiniert  Dies  unisornehr,  als  die  von  Caries  befallene 
Mutter  in  weit  geringerem  Mafsc  föhig  ist,  ihr  Kind  zu  stillen,  als  eine 
Mutter  mit  gesundem  Gebifs.  Die  durchschnittliche  Zahl  der  defekten 
(fehlenden  und  cariösen)  Zähne  betrug  bei  den  Stillungsiahigen  und 
Nichtbefahigten  im  Alter  von: 


befiüugt: 

unbcfahigl 

21—25 

3.7 

16,1 

26—30 

5.4 

16,0 

3>-3S 

9*4 

17.9 

36—40 

la.» 

31,8 

41-45 

>3t5 

46-50 

19,0 

35*3 

51—55 

21,9 

56—60 

»7.4 

a8,i 

Die  Untersuchungen  des  berühmten  Physiologen  von  Bunge  nach 
der  Ursache  der  Stillungsunmöglichkeit,  die  sich  auf  — "/^  aller 
deutschen  Fmuen  erstreckt,  ergehen  die  traurij^e  Thatsache,  dafs  die 
Zahncaries  in  vielen  Fällen  die  Verschuldung  trug. 
Bunge  stellte  auf  Grund  seiner  statistischen  Erhebungen  femer  fest,  dafs 
die  SdllungsunfiÜiigkeit  sich  von  Geschledit  zu  Geschlecht  forterbte  und 
immer  mehr  zunahm.  „Kann  eine  Frau  nicht  stillen,  so  kann  auch  fest 
ausnahmslos  die  Tochter  nicht  stillen,  und  die  Fähigkeit  ist  unwider« 
bringlich  für  alle  kommenden  Generationen  verloren."  Von  151  stilliings- 
fahigen  Frauen  halten  1 7  cariöse  Zähne,  \  on  388  stillutigsuntähigen  war 
nur  eine  einzige  tadellos  bezahnt  und  die  konnte  ihr  Kind  nur  acht 
Tage  lang  stillen.  Es  ergab  sich,  dafs  die  Zahnfäule  eine  erb- 
liche Erscheinung  der  Entartung  ist  und  mit  der  Unfähig- 
keit lur  Milchabsondenmg  parallel  UUift  Welche  Bedeutung  die  Mutter- 
milch aber  für  das  Gedeihen  des  Kindes  hat,  ist  bekannt  genug,  und 
dafs  die  Ernährung  des  Kindes  mit  der  Muttermilch  weit  kräftigere 
und  widerstandsfähigere  Zähne  zur  Entwicklung  bringt,  als  die  Ernährung 

>)  D.  M.  f.  Z.  XVIII,  190a   Heft  7.   Referat  tob  ParcidL  S. 
*)  „Die  zunehmende  UnHlbigkcit  der  Frauen,  ihre  Kinder  zu  stillen**.  Mfinchcn 
190a  S.  17— ao  u.  S.  33—27. 
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mit  der  Flasche,  setze  idi  gleichfalls  als  bekannt  voraus.  Die  Zähne 
des  brustgesäugten  Kindes  werden  weniger  leicht  cariös  als  die  <le8 

flaschengenährten. 

Und  das  Kind  ernährt  sich  nicht  bloß;  es  wächst  auch;  es  hat 
infolgedessen  eine  relativ  gröfscre  Nahrungsaufnahme  nötig  wie  der  Fs- 
wachsenc.  Jede  intensivere  Störung  durch  schmerzende  oder  fciUende 
Zähne  nacht  dies  aber  luunöglich  tind  übt  deshalb  anf  den  zarten  im 
Aufbao  begriffenen  Organisnnis  des  Kindes  einen  weit  schüdlicheien 
Einfluls  aus  als  anf  den  ausgewaidisenen  Menschen.  ^)  Darum  ist  die 
sorgsame  Erhaltung  der  Milchzähne  zur  Zeit  des  natürlichen  Zahnwechsels 
anch  im  Interesse  der  bleibenden  Molarrähne  dringend  erforderlich. 

Die  Bedeutung  guter  Milchzähne  hat  Jessen  -)  neuerdings 
besonders  si  iiarf  hervorgeho1>en.  Tnfolfre  frühzeitigen  Ausfallens  der 
carius  verderbten  Milchzähne  bleibt  der  /.ahnbogen  in  seiner  Entwick- 
lung zurück  und  wird  zu  eng;  die  bleibenden  Zähne  in  der  Zahnreihe 
finden  nicht  genügend  Platz,  brechen  an  ungünstigen  Stellen  durch  oder 
wachsen  schief  und  sind  somit  Air  den  Kauakt  oft  wertlos  ne^n  mehr 
oder  weniger  zur  Zahnfäule  und  können  nebenbei  auch  Ursache  von 
Kiefermifsbildungen  und  Clesichtsentstellungen  werden.  Gut  malmende 
Zahne  helfen  dagegen  gut  verdauen,  assimilieren  sich  selber  wieder, 
soweit  sie  abgenut/.t  werden  und  rcn«*nerieren  sich  von  innen  her. 

So  beginnt  die  Auigabe  der  /lahnpHege  streng  genommen  .schon 
vor  der  Geburt  des  Kindes  durch  eine  Gesundhaltung  des  Muttergebisses 
tuid  nach  der  Geburt  durch  Reinhaltung  der  Mundschleimhäute,  ^^ne 
gesund  erhaltene  Mundschleimhaut  —  sagt  Röse  —  ist  das  aicherate 
Vorbeugungsmittel  gegen  ansteckende  Krankheiten  aller  Art."  Wenn 
Kinder,  entsprechend  den  meisten  Erfahrungen  und  wie  die  Statistik 
lehrt,  schon  viele  rariöse  Zähne  haben,  so  bestehen  dabei  meist  fort- 
dauernde Fni/uiuluiif^serscheinungen  in  der  qanzen  Mundhöhle.  Diese 
begünstigen  einerseits  das  Auftreten  von  \  erdauungssiorungen,  anderer- 
seits die  Entstehung  verschiedener»  nicht  sehen  das  Leben  gefährdender 
Infektionskrankheiten.*)  In  den  kleinsten,  durch  Caries  entstandenen 
Zahnhöhlen  stauen  sich  Speiseteilchen,  die  sich  fitulig  zersetzen  und  Bmt- 
Stätten  zahlloser  .Mikroorganismen  bilden.^)  So  werden  caiiöse  Zähne, 
sogar  bei  vermeintlich  ausreichender  Mundpflege  Veranlassung  zur  Un- 

*)Leo  Burgcrstcin,  ,,GciiUQ(ihclUpflcge  in  der  MiUelscbiUc",  ciL  von 
Hillischcr  in  der  Diskussion  über  „Utttersneliflng  der  Zihae  bd  dea  SchtdUndem*«. 
2.  Sitzung  der  II.  Sektion  des  6^  inlenuitioii»len  Kongresses  flir  Hygiene  In  Wien. 
27.  ScpL  1887.   Ref.  in  D.  M.  f.  Z.  Bd.  V,  1887.   S.  486,87. 

*)  „Die  Aufklärung  des  Volkes  Ober  die  Bedeutung  der  Z»hnp8ege  filr  die 
Gesundheit".    LV-rlin  1900. 

*j  E).  .M.  f.  /..  Bd.  XVII,  1899.    2.  Urft. 

*)  M  i  k  u  1  i  c  z  •  K  ü  Ol  m  e  1 ,  „Die  Krankheiten  des  .Mundes".    Jena  1898.    S.  24. 
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sanberkeit  der  Mundhöhle,  die  dann  ftir  Spaltpilze  aller  Art,  für  die 
Träsrer  vieler  Infektionskrankheiten  einen  sehr  günstigen  Boden  Hetert. 
Ks  entsteht  ein  Herd  fauliger  Zersetzuogsprodukte  und  übelrierhentler 
(iase,  wclclic  die  Zimmerluft  verpesten  und  eine  Ansteckungsgefahr  für 
Kinder  und  Erwachsene  bedeuten. 

Angesichts  «fieser  Tbatsaclieii  schemt  eine  sachficfae  Untenochung 
am  Platse,  welche  Bedeutung  die  Zahoheilkimde  und  Zahngesnndhetts- 
pflege  Ittr  die  Volksgestindhettspflege  und  deren  berufene  Hüterin,  die 
andichei  öffentliche  Medizin  hat;  ob  sie  in  derselben  eine  ihrer  erweis> 
liehen  Bcileutung  entsprechende  Anerkennung  und  Berücksichtigung 
findet  und  —  falls  nicht  —  was  von  zahnärztlicher  Seite  geschehen  kann 
oder  sollte,  um  ihr  eine  solche  durch  Kinwirkunfj  auf  Behörden  und 
Oeffentlichkeit  oder  sonstwie  zu  verschatfen.  Der  gewohnten  Mifs- 
achtung  der  Zahnpflege  und  der  Geringschätsung  der 
Zahnverderbnis  gegenüber  gilt  es  nachzuweisen,  dafs 
die  Caries  eine  Volkskrankheit  ersten  Ranges  ist,  dafs 
sie  nicht  nur  die  nationale  Wehrkraft  beeinträchtigt, 
sondern  die  T-eistungsfähi<^keit  eines  Volkes  überhaupt 
und  hier  ist  die  Grenze,  wo  wir  das  (  »cbiet  der  Zahnheilkunde  verlassen 
und  in  das  der  Nationalökonomie  hinübergehen  müssen. 

Faät  zu  yicicher  21eit  tauchte  in  verschiedenen  Ländern  der  Ge- 
danke aui^  Untersudniogen  ttber  die  Ouiesfieqoens  der  Zähne  ronxi' 
nehmen.  Eine  einigeraiafsen  umfangreiche  Statistik  war  nur  in  der 
Sdittle  und  in  der  Armee  anzustellen,  freilidi  mit  dem  Naditdl,  dafii 
in  betreff  der  Schuluntersuchongen  nur  die  Städte  inbetcaclit  kommen 
konnten,  weil  Zahnärzte  auf  dem  Lande  nicht  ansässig  waren.  Die  Land- 
bevölkerung mufste  hier  also  ausgeschlossen  werden  bezw.  sie  konnte 
nur  beim  Militär  berticksichtigt  werden,  wo  man  Stadt-  und  Land- 
bevölkerung beisammen  hatte,  allerdings  wieder  mit  Ausschaltung  der 
weiblichen  Bevölkerung.  Die  Untersuchungen,  insbesondere  bei  Schul- 
kindern, wurden  in  verschiedenen  Ländern  vorgenommen.  InDeutsch- 
land  in  den  Städten:  Berlin,  Breslau,  Hamburg,  Hannover,  Halle, 
Magdeburg,  Fiber feld,  Würzburg  und  Umgegend,  Strafsburg,  Karlsruhe, 
Heidelberg,  Freiburg  i.  B.  und  Umgebung,  Bruchsal,  Pforzheim, 
Kaiserslautern,  in  Thüringer  Landorten  und  endlich  im  Schleswig- 
Holsteinischen, 

Lipschitz-)  stellte  bei  seinen  Untersuchungen  im  Jahre  1Ö94  an 

•)  Jessen.  Denkschrift  für  die  Erriclltnng  rines  zahnärztlichen  Instituts  an 
der  Kaisf-r -Wilhelms- Universität,  Strafsburg.  Vgl.  9.  Jahresbericht  der  Poliklinik 
fUr  Zahnkran kliriten  filr  das  Jahr  1901 'l 0^2.    Bfrlin  1902.    S.  S. 

*)  „Beitra^;<'  zur  Cariesfreqiien/  bei  Schulksnüt^Fn  und  Bekäjji[)Uiti^  ilrr  Caries''. 
Vurtrag  vom  12.  iiUeni.  imcdix.  Kongr.  zu  Moskau,  Sektion  tür  Oüuutulogte. 
D.  M.  f.  Z.  XV,  1897.   S.  451. 
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407  sechs-  bis  sechzehnjährigen  Rindern  einer  Berliner  Madchc»- 
schule  fest,  üafs  nur  3  Schülerinnen,  das  sind  0,74  "0,  cariesfreie 
Gebine  hatten.  Von  allen  9432  Zähnen  waren  2923  (30,99  ^/p) 
cariöfi. 

Fenchel  fand  1893  bei  seinen  Unteisiicbunsen  im  Hamburger 

Staatswaisenhause  ')  unter  335  Kin<fern  beiderlei  Geschlechts  nur  1 2  ge- 
sunde (jebisse,  die  Knaben  waren  zu  2''.,"',,,  die  Mädchen  ni  5",,  frei 
von  Zahnfäule.  Sämtliche  Kinder  hatten  2471  cariöse  Zähne:  auf  ein 
Kind  kamen  durchschuitüich  8  angefaulte  Zähne.  Diese  Ergebnisse  be- 
stimmten das  Hamburger  Medizinalkollegium  —  um  zu  entscheiden,  ob 
die  bei  Waisen  festgestellte  Cariesfrequens  von  dincbschnittlich  96,25  % 
einen  Ausnahmezustand  daistelle  —  Fenchel  au  weiteren  Untersuchungen 
von  693  dortigen  Seminaischlilexn  au  veranlassen  und  es  ergab  sich 
hier,  dafs  98%  der  Mädchen  und  99%  der  Knaben  cariöse  Z&hne 
hatten.  *') 

Bei  7  4  Kindern  einer  Hannoverschen  Volksschule  hatten  — 
nacii  Kuhns")  —  nur  32  Schüler  unversehrte  Zahnreihen.  Von  den 
2X3  Knaben  hatten  »2  ^  10,4 "  ^  vca  den  i6a  Mädchen  10  =  6,7  % 
tadellose  Zithoe. 

Koerner  stellte  bei  394a  schulpflichtigen  Kindern  in  Halle  nur 
«36  gesunde  Gebisse  fest*)  Von  1456  Knaben  besafsen  nur  108  (7.4 %)f 
von  2486  Mädchen  nur  1 28  (  5,1  %)  ein  gesundes  Gebifs.  Und  Koerner 
nennt  dies  noch  „mittlere  Zahlen". 

G  re  ve  ^Magdeburg)  hat  bei  seinen  Untersuchungen  an  42 1  Kindern 
der  Lauenburger  Bürger-  und  Volksschulen  86  Kinder  (20,43%), 
frdlidi  ohne  Beiücksichtigung  der  Milchzähne,  mit  gesunden  Gebissen 
gefunden.*)  . 

Voerckel  fand  18(17  Elberfeld  unter  3987  Kindern  beiderlei 
Geschlechts  nur  5%,  Weber  in  Witten  unter  xoi6  Kindern  9,7% 
frei  von  Caries"). 


•)  Corr.  Bl.  f.  Zahnärzte.  Okt.  93.  Cit.  im  ()riginal.iufs.atz:  Fenchel,  ,  Zil  n- 
ürztlichc  Thäligkcit  in  Volksschulen"  in  1).  M.  f.  Z.  XI,  1893.  Vgl.  frrncr:  Fenchel, 
„Leber  die  Vers.orRunn  von  Volksschulkindern  mit  zahnärztlie her  Hilfe".  Vortrag 
{  intern.  z.ihnärztL  Kongrci's  in  Kopenhagen  am  I3./  i4-  August  1894).  D.  M.  f.  Z.  XII, 
1894.    S.  361. 

*)  Corr.  Bi.  f.  Zahottrxtc.   Berlio,  Jaiiu»r  tS95> 

'J  32.  VcK.  d.  zatmSntL  Vereins  f.  Niedenacbsea  (6.  tl.  98  Hannover), 
D.  M.  r.  Z.  XII,  1898.   S.  316/24. 

^1  I).  .M.  f.  Z.  XVII.  1899.    .S.  367  ff. 

D.  M.  t.  Z.  XVII.   1899.    S.  382— .S3.    Ref.   von   Pareidt    über  Greve 
„Altes  und  .Neues  zur  l  aricstrage"  (Wiener  Z,»hnirzli.  M.  1.  12.  XIl.  98). 
•)  D.  M.  t,  Z.  XVI,  1S9S.    S.  105  —  117. 
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In  21  QrtschaAen  der  Würzburger  Gegend  hat   Berten  ') 

(1893 — 94)  3347  Schulkinder  im  Alter  vnn  6—14  Jahren  untersucht, 
hei  denen  sich  78348  Zähne,  darunter  12015  kranke  (d.  i.  15,3"/«) 
fanden.  Von  den  1645  ihen  hatten  307  (18,7  ^(q),  von  den  1702  Mädchen 
262  (15,4  **/o)  catiesfreie  Gebisse, 

Jessen  fand  in  StraTsborg  1900 — 1901  unter  20005  unter« 
suchten  Gebissen  dortigo-  SchuUdndec  nur  430  Gebisse  (4,a9*/o)f  <lie 
gesund  waren.  1902  ergab  das  Resultat  bei  10  661  untersuchten  sechs- 
bis  vierzehnjährigen  Kindern  nur  165  (noch  nicht  i'  ., "  cariesfreie 
Gebisse  Die  10  005  Kinder  hatten  102  456  cariüsc  Zähne,  51  219  Zähne 
fehlten  vollständig;  die  ro66i  Kinder  hatten  bereits  Ö2510  Zähne  ein- 
gebüist;  4^476  Zähne  (48,1 'V,,)  waren  cariös. 

In  Kartsruhe  waren  nach  den  Ergebnissen  des  Vereins  badiscber 
ZahnSrste*)  unter  1394  Kindern  der  besseren  Schuten  11 75  behand» 
lungsbedürftig»  in  Heidelberg  unter  804  Kindern  595. 

Von  3460  durch  Röse  untersuchten  Kindern  in  Freiburg  i.  Br. 
hatten  von  den  Knaben  i'  o"'„,  von  den  Mädchen  nur  1 '*  „  cariesfreie 
Zähne.*)  Von  im  fjanzen  27319  Milchzähnen  waren  bei  den  Knaben 
5*i3*Voi  bei  <len  Mädchen  54%  cariös  erkrankt,  von  den  53717  blei- 
benden  Zähnen  bei  den  ersteren  35,8,  bei  6en  letzteren  27%.  ha 
Durchsclmitt  war  also  die  Hälfte  der  Milchzähne  und  der  vierte  Teil 
aller  bleibenden  Zähne  angelault  Im  Freiburger  Gymnasium  hatten 
der  Schuler  vollkommen  gesunde  GebLsse;  der  vierte  Teil  aller 
Zähne  waren  erkrankt.  165S  Kinder  der  Freiburf:er  Umgebung  waren 
2U  79%  der  Knaben  und  /u  0^,7",,  der  Mädchen  cariös. 

In  Brurhsal  hatten  von  550  Schulkindern  nur  104  (23,3  "/o)i 
Pforzheim  von  700  nur  75  (10,9       einen  cariesfreien  Mund. 

In  Kaiserslautern,  wo  1897  von  Jochheim  und  Brader 
4446  Kinder  (23x9  Knaben  und  2x27  Mädchen)  untenacht  wurden, 
hatten  nur  52  (i,t'j%),  nämlich  so  Knaben  und  33  Mädchen,  ein  ge- 
sundes Gebifs. 

6303  untersuchte  Kinder  in  Thür  in  per  Land  orten  waren  2tt 
98%  der  Knaben  und  zu  82,8 der  Madeheu  catiös. 

In  Schleswig-Holstein  hatte  man  bis  1899  bereits  20000  Kinder 

■)  Sitzungsberichte  der  ])hys.-nied.  Geiellsch.  M  Wflnbttrg  1894,  tit*  9.  Refer. 

von  Parcidt  in  D.  .M,  f.  Z,  1895.  470. 

*)  Journal  f.  Zahnhrilknndc  XVII,  14.    S.  I27/38  und  XVIil,  1.    S.  lO. 
')  D.  M.  f.  Z.  XIIl,  1895.    S.  195. 

'*)  „Die  Zahnverderbnis  unter  den  Scbnlkiudcrn  Frciburgs".    Freiburger  Tage- 
blatt (Hausfreund)  vom  24.  VI.  94.   Vgl.  D.  M.  f.  Z.  XII»  1894.   S.  289—891. 
*)  D.  M.  f.  Z.  XVI,  1898.  &  104. 

*)  R6se,  „Ucber  die  ZabnverdcrbniB  in  Volkssdiulen**.  Vortrag  auf  der 
66.  Vers,  deutscher  Naturforscher  und  Aerxte  in  Wien. 
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untersucht,  wovon  95     an  Caries  Utten.   Kleinmann  und  Gersten- 

feld  hatten  in  Flensburg  allein  4279  Kinder  untersucht;  der  nie- 
drigste Satz  war  ^V*  höchste  28^1%  (^cr  Kinder  mit  gesu&dea 
Gebissen.  ') 

Etwas  besser  waren  die  Verhältnisse  in  England,  wo  von  11  000 
untemidit«n  Kindern  x6oo  tadellose  Gebisse  hatten.  Im  einadnen  er- 
gaben 4ie  Untersuchungen  nach  den  drei  Berichten  des  „School  Commiiec^ 
der  British  Dental  Association  folgendes  Resultat: 

1.  Durchschnittlich  26  "/o  der  Infnnts  (Kinder  unter  dem  6.  Lebens- 
jahre' hatten  cnritsfrcie  Gebisse.  Caries  fand  sich  schon  vom  2.  T.el)en<!- 
jahrc  an  und  nalim  proT-entwei^^e  im  geraden  V'erhältnisse  zum  Alter  zw. 
In  einem  in  Leeds  uniersiirluen  Institute  fanden  sicli  bei  186  Infants 
nur  1,6®/,,  cariesfreie  Milchgebisse.  Von  5249  untersuchten  Nou-intanb 
(Kinder  über  6  Jahren)  hatten  485  (9,24*'/„)  ein  cariesfretes  Gebifr; 
80  976  Zähne  waren  cariös. 

a.  Von  3368  weiter  untersuchten  Kindern  waren  783  (23^22  %)  im 
Besitze  eines  tadellosen  Gebisses;  im  ganzen  fanden  sich  9456  cariöse 
Zähne. 

3.  Von  rqoo  untersuchten  Kindern  hatten  241  (12,7^/0)  gesunde 
Gebisse;  667,^  Zähne  waren  behandlungsbedürftig. 

Fisher  (Dundee)  untersuchte  1885  400  Zciglinge  einer  Sciiiffer- 
schule,  von  denen  nur  80  gesunde  Zähne  hatten,  wahrend  alle  übrigen 
einer  Behandlung  der  Zahncaries  tmterworfen  werden  nnifsten.  —  In  der 
„Industrial  School  of  Girls**  hatten  von  85  SchulmXdchen  nur  15  ein  ge- 
sundes Gebils.  Von  den  Sdiifferschülem  hatten  abo  nur  20  %,  von  den 
Industrieschulmädchen  kaum  18%  gesunde  Zahnverhältnisse.  ^ 

Ottofy  gal)  l)ei  der  21.  Jaliresversammlung  der  amerikanischen 
zahnärztlichen  ( Icsellschaft  /u  Louisville  (Kenturkv^  »-ine  Tcbersic-ht  über 
die  dortigen  verschiedenen  Statistiken  und  leiste  eine  eigene  ülier  625 
fünf-  bis  tünl^ehnjahrige  Kinder  \  or.  ')  48  halten  vollkomiucn  gesunde 
Zahnreihen.  Jm  ganzen  waren  3819  Zähne  (34  "/q)  cariüs;  durdischnitt* 
lieh  hatte  jedes  Kind  6,13  cariöse  Zähne. 


1)  Disk.  ta  Kttbns  Vortnig  in  der  Abt  f.  Zabnbeilkttade  dct  69.  Yen. 
dcttticher  Naturforscher  und  Acnte  zu  Bnamcbwcig  1897.  Heft  3,  &  328/39.  Vgl. 
femer:  D.  M.  f.  Z.  XVU,  1899.   S.  530  (25.  JahreiYemminlimg  des  Vcreiiis  scbk»- 

wig'holsteinischer  Zahn&ntt.   Jani  1899  in  Kiel.) 

*)  Fisher,  Compulsory  Atlcntion  to  ihc  tccth  of  School  Childrcn  (Journ.  of 
the  Brit.  Dent.  Ass.  VI,  lo.  Oktob.  1S85).    Kef.  von  P«rei<it  in  D.  M.  f.  Z.  Y, 

J887.    S,  158. 

Louis  0 1 1  o  1  y ,  The  Incipicncy  ol  licntal  Carics.  Transactions  of  ihf 
Amoric.  Dent  An.  3t  tb.  «la.  tew.  Refer.  von  Pareidt  In  D.  M.  f.  Z.  VII.  iSS9- 
S.  389. 
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Eine  UDtersudiimg  von  looo  Sehw^ser  Schttlkindem  (in  Luzem) 
im  Jahre  1890  ergab  nur  58  cariesfieie  Gebisse')  und  von  1000  in 
Ungarn  (dutch  Ungtvari)  unteisucliten  Kindern  hatten  zaS  gesunde 

Zähne.  ^ 

Förberg  fand  in  Schweden  (Stockholm)  unter  1500  Volksschul- 
kinderu  nur  2,3  "/^  caricsfrei',  von  117  Kindern  eines  Freünaurerwaisen- 
hauses  litten  nur  6,8      nicht  an  der  Zahnfäule. 

Westergaad  untersuchte  1000  dänische  Volksschulkinder  m 
Kopenhagen  und  fiuid  jeden  5.  Zahn  cariös.  Bei  Siebenjtthrigen  war 
jeder  4.  Zahn,  bei  Dreizelmjährigen  Jeder  6.  Zahn  beschädigt.  Einen 
viäligen  Verlust  der  Letstungsßihigkeit  des  Gebisses  erlitten  Ver- 
minderung der  Kaufiihigkeit  '/n  der  Kinder.'') 

Dl  Imen  wir  unsere  Statistik  auf  etwas  ältere  Personen  aus,  etwa  auf 
Militärpflichtige,  so  ergeben  da  und  dort  angestellte  Untersuchungen 
in  prctilsisf  l  en,  bayrischen,  badi£>t:hcn,  pommersrhcn  und  schlesischen 
Regimentern  an  insgesamt  14 081  Soldaten,  daib  nur  1229  im  Vollbesitz 
ihrer  gesunden  ^Qme  waren. 

Steffen -Cuxhaven  untersuchte  450  Mann  der  kaiserlichen 
Marine,  von  denen  36  (5,8  %)  intakte  Gebisse  hatten. 

Port  untersuchte  1894—95  858  Soldaten  eines  bayerischen  In- 
fanterieregiments und  fand  tadellose  Gebisse  bei  35  (7,54  Zwanzig- 
jährigen, 21  (iS,5o  Kiniind/.wanzigjährigen  und  5  (3,40^  ,/*  Zweiund* 
zwanzigjährigen  Von  satuihchen  858  Untersuchten  hatten  also  nur  7  % 
^61  Mannj  intakte  Gebisse.'^) 

Nadi  Untetsudnmgen  Kimmles  und  Ports  ^  beim  Gatddcorps, 
der  Elitetruppe  des  Heeres»  haben  unter  1000  Mann  836  r^hndrige 
Gebisse,  in  denen  durchschnittlich  je  5,8  Zähne  defi^t  sind.  Von 
85  ebenda  untersuditen  jungen  Unteroffizieren  hatten  7  s  je  8  caridse 
Zähne. 

BronsiDAnn,  „Ueber  nfaoirxtliche  Hygiene  in  den  Sdraleo".  VorUag 
vom  8.  II.  1891  im  nbnintlicbcn  Verein  fihr  Niedenachsen.  D.  M.  f.  Z.  IX,  1891. 
Beiheft  QttU)  S.  6a 

*)  Ungtvari,  „Ueber  die  Zibne  der  Schulkinder».  OeiteiT. Ung. Vterteljabr»' 

scbrift  f.  Z.  Juli  1S93. 

')  Tandlacgcsclsk.ÜK  t  in  Kjöbniiavn  ;  Bericht  der  Tidsskrift  for  Sundhrrlplcjc, 
übers,  in  Cnrr.  Bl.  f.  Z.  April  1900.  Referat  von  Pareidl  in  D.  M.  f.  Z.  XVIII, 
1900.    S.  430/31, 

*)  Citiert  imcIi  Brack:  fJ3it  j^führang  der  Zahnpflege  in  Heer  und  Mariae**. 
Bresbtt  1901.  S.  3$. 

*)  Vortrag  auf  der  9.  Jahresvers.  (Mttnchen,  Juni  189$)  der  bayr.  Zabninte. 

D.  M.  f.  Z.  XIII,  1895.   S.  473/S2. 

0)  Deutsche  miliÜMrsÜicbc  Zeitschrift.  XXVIII,  4.  1899.  S.  206/14;  ebenda, 

Heft  7.    S.  404  16. 

Archiv  für  loc.  Geteugebunc  u.  Statisük.  XVfU.  39 
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Rose  unteisuchte  itS95  bei  5610  Musteningspflichtigen  in  ver- 
schiedenen Bezirken  Bayerns  genau  den  Zustand  der  Zähne;  nur  307 
(5»4  %)  hatten  ein  cariesfreies  Gebifs. 

Bar tels-> Freiburg  i.  Br.  hatte  noch  die  günstigsten  Ergebnisse 
zu  verzeichnen.  337  von  1677  untersuchten  Mannschaften  =  20,1% 
zeigten  tadellose  Gel>issc.  -) 

Liihrse-Stct  t  i  n  untersuchte  i.  J.  iSoS  24S6  M.inii  mit  75  4S3  Zäh- 
nen, von  denen  115x9  carios  waren.  Nur  314  Mann  (12,6  hallen  völlig 
intdcte  Kauwerkzeuge,  -'j 

Bruck-Breslau  untersuchte  1899 — 1900  3000  Mann  der  Breslauer 
Garnison.  Davon  hatten  184  (6fi3%)  cariesfreie  Zähne.  ^)  Bruck  be- 
rechnet übrigens  aus  allen  bis  1900  gemachten  statistischen  Erhebungen 
über  Cariesfrequenz  beim  Militär,  einschliefslich  seiner  eigenen,  dafs 
von  10 148  Mann  nur  578  (also  etwa  6"/^)  absolut  tadellose  Gebisse 
hatten. 

Etwa  1 00 000  Individuen,  nämlich  88o54  meist  schulpflichtige 
Kmder  beiderlei  Geschlechts  und  14081  erwachsene  junge  Manner  des 
Militärdienstalters  sind  nach  den  hier  ini^;eteilten  Angaben  auf  Caries- 
frequenz untersucht  worden.  Nur  0,74  bis  26  "/o  der  Kinder  —  die 
schlechtesten  Verhältnisse  zeigten  die  Berliner  Schulmädchen,  die  besten 
die  noch  nicht  schul j)rtichtigen  englischen  Kinder  mit  nur  Milrh^^nhn- 
^^ebisscii  —  und  4  bis  2o  %  der  wehrfahip-en  jungen  I.cutc  hatten  ge- 
sunde Gebisse.  Von  30013  Kindern  halten  3-^99  (7,^ 'Vo),  von  allen 
14  081  Soldaten  1203  (8,7  "  j,)  cariesfreie  Zähne. 

Nehmen  wir  nun  aber  die  Verhältnisse  in  der  Gesamtbevölkerung 
als  günstiger  an,  so  darf  man  gewifs  mit  gröfster  Wahr- 
scheinlichkeit behaupten,  dafs  durchschnittlich  nur 
lo",,,  derselben  völlig  gesunde  Gebisse  haben. 

Ich  bemerke,  dafs  diese  meine  l.i^te  schon  de.shalb  «^ehr  unvoll- 
kommen  ist,  weil  sie  ja  nian^els  gLMiii^ender  statistischer  Grundlagen 
nur  dir  Vi  teinzelten  Unter.MKhun;:cn  wcnitrer  Ortschaften  und  Länder 
bringt,  immciliMi  lalsi  aucii  diese  kna|)pc  Zusammenstellung  schon  ahnen, 
um  welch  eine  weit  verbreitete  Volkskrankheit  es  sich  hier  handelt  tmd 
es  wird  —  selbst  bei  allen  Zugeständnissen  an  die  subjektiv  verschie> 
dene  Untersuchungsmethode  der  Aerste  —  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein, 
wenn  man  So  — 90"  ^  der  gesamten  Bevölkenuig  d&t  germanischen 
Länder  als  caricskrank  erklärt. 

Man  sollte  meinen,  dafs  nnj;osi(  hts  solrlicr  Zahlen,  die  die  Zahn- 
carics       einer  Volkskrankheit  ersten  Ranges  stempeln,  die  zuständigen 

Citicrt  n»ch  Bruck«  I.  c.  S.  23/24. 

»II».  .M.  f.  /.  XVII,  1899.   S.  87. 
»I  IJ.  M.  L  /.  XVII,  1899'  S.  «54- 
*)  Bruck,  l.  c.  S.  19. 
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Bt-  hordeii  längst  darauf  ])edacht  seien,  erasilich  Äbhilfsmittel  zu  schairen, 
aber  davon  ist  keine  Rede.  Man  ist  indifferent  genug,  die  Zahncaries 
im  öffentlichen  Gesimdhdtswesen  fast  gändich  unberücksichtigt  zu  lassen, 
obwohl  die  Nachteile,  die  dem  Staate  hieraus  erwachsen,  grols  genug 
sind.  Niemand  wird  leugnen,  dafs  ein  Mensch,  der  durdl  Zähne  zu 
leiden  hat,  nicht  im  gleichen  Mafse  arbeitsfähig  und  Strapazen  zu  er- 
tragen imstande  ist,  ivic  der  Gesunde.  Infolge  des  engen  Zusammen- 
lunjrcs  der  Zahnnerven  mit  dem  ganzen  Nervensystem,  wird  der  7ahn- 
leidende  Mensch  verstimmt  und  nervös.  Seine  krankhatte  Keiibarkeit 
hindert  ihn,  seine  KräAe  in  gewohnter  Weise  zu  entfalten.  Der  von 
Caries  befallene  Soldat  ist  nicht  imstande,  seinen  Dienst  im  gleichen 
Mafse  zu  verrichten,  wie  der  Soldat  mit  gesundem  Gebifs,  und  wie  ge- 
fährlich das  unter  Umständen  in  Kriegszeiten  werden  kann,  liegt  auf  der 
Hand. 

Rruiismaim  hat  schon  1891  als  erster  der  dctitschen  Zahnärzte  einen 
gcwibsca  Züsaminenhang  zwischen  der  Zahnfaule  al^,  einer  sozialen  Krank- 
heitserscheinung und  der  V'olkswehrkiaft  ajierkannt,  naciidem  zuvor  in 
Engtand  schon  Ctmningham  1886,  in  Frankreich  Pillette  und  Dubois 
betonteni  *)  wie  die  allgemein  verbreitete  Zahncaries  die  Wdirkraft  be- 
einträchtige.  Sie  hoben  hervor,  dafs  die  Schäden  und  Nachteile  eines 
fehlerhaften  Gebisses  schon  im  bür<,'cr liehen  Leben  in  die  Augen  springend 
seien,  beim  Militär  jedoch,  infolp^'e  der  soklatisrhen  Ernährungs-  nnd 
Lebensweise,  noch  viel  grtHser  waren.  Die  Untersuchungen  Brunsmanns, 
Kuhns,  Bartels,  Köscs,  Brucks  u.  a.  haben  diese  Behauptung  bestätigt 
Suclu  man  der  Zahncaries  im  Heere  nicht  zu  steuern,  so  zieht  man 
sich  selbst  einen  Feind  grofs  —  tmd  nicht  den  ungefährlichsten.  Vide 
junge  Männer  können  wegen  ihrer  Körperschwäche  und  zurückgebliebenen 
Entwicklung  überhaupt  nicht  zum  Militärdienst  herangezogen  werden, 
die  —  wie  Röse '')  und  Bruck  *)  eklatant  nadigcwicsen  haben,  —  in 
vielen  Eällen  nur  auf  hervorragend  schlechte  Zähne  zurückzuführen  ist ; 
eine  Ansicht,  welcher  der  sächsische  Militärarzt  Naettcr  unbedingt  bei- 
stimmt,'*) indem  er  mit  Röse  sagt,  „dafs  die  wegen  allgemeiner  Korper- 
schwäche  untauglichen  oder  nur  bedingt  tauglichen  Leute  zum  grolsm 
Teile  darum  in  ihrer  körperlichen  Entwicklung  zurttckgeblieben  sind, 

»)  Bartol-,,  Siliwtiz.  V.  1.  Zaimlif ilkutul.-  VII,  4.  Okt.  1897.  Referat  von 
N  ic  m  t:  y  r  r- A 1  mcn  l»  Ol  st  iu  D.  M.  f.  id.  Wll,  1899.    S.  85,90. 

^;  „Dt:  la  crention  d'on  »ervicc  dentaire  dans  IVmec**.  I/Odoniologic,  April 
1886,  cit.  von  Cb.  Godon;  Hygiinc  publique,  Ics  Services  deotatrcs  gratmts  en 
France,  chda.  1887.  Referale  über  beide  von  Bruns  mann  in  D.  M.  f.  Z.  IV, 
1886,  S.  274  untl  V,  1S87.  S.  196,''97- 

*)  Anicilung  zur  Z.ihn-  und  Muiuiptk-j^i-.    JriKi  igoo. 

*)  Die  liinführunp  der  Z.ihiipflc^c  in  Hier  und  Marine.    Breslau  I90I. 

^)  DeuUche  inilil;ir;trztlidie  Zcilüchriti  XXIX,  1900.    S.  475. 
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weil  sie  ausnehmend  schlechte  Zahne  haben".  Kbenso  Bruck,  welcher 
sagt  (L  c.  S.  7):  „Die  Beschaffenheit  der  Zähne  übt  einen  nicht  zn 
ttntenchit2«ndeii  Ebfhifs  auf  die  Tüchtigkeit  nnd  Leistungs- 
fähigkeit des  Soldaten  aus.  Leute  mit  defekten  und  sdunenendcn 
Zähnen  sind  unmöglich  imstande,  den  Anforderungen  voll  und  ganz 
zu  entsprechen,  die  der  Dienst  an  sie  stellt,  noch  weniger  würden 
sie  aber  ohne  schwere  Schädigung  ihrer  Leistungsfähig- 
keit imstande  sein,  die  Strapazen  eines  Feldzuges  zu  er- 
tragen, in  dessen  Verlauf  sie  sich  nicht  nur  tagelang  im 
dreien  aufzuhalten  haben,  sondern  auch  häufig  zu  biwa- 
kieren gezwungen  sind". 

Die  Nachlässigkeit  in  der  Zahnpflege  beeinträchtigt  aber  nicht  nur 
die  nationale  Wehrkraft,  sondern  auch  die  Leistungsföhigkdt  eines  Volkes 
überhaupt. 

Ich  habe  in  meiner  Studie  ./Zahnarzt  und  Arbeiterschutz"  eindring- 
lich genug  erwiesen,  dafs  eine  ganze  Reihe  von  Arbeitern,  die  von  der 
Zahncaries  befallen  sind,  letztere  nur  ihrem  Berufe  zuzuschreiben  haben, 
und  dafi  diese  Arbeiter,  da  sie  durch  keinerlei  gesetzUche  Mafsregeln 
geschätzt  sind,  nicht  nur  ein  sehr  grolses  Kontigent  diieskranker  stellett, 
sondern  auch  ganz  erheblich  dazu  beitragen,  die  Caries  weiter  zu  ver- 
breiten. Es  verwundert  dann  nicht  mehr  zu  hören,  dafs  mehr  als  85  "/^ 
der  Gesamtbevölkerung  von  der  ZahnfHule  befallen  sind  und  dafs  sie 
schon  deshalb  als  eine  Volkskrankhcit  von  äufserst  bedenklicher  sozialer 
Tragweite  charakterisiert  werden  mufs,  solern  sie  eine  wesentliche  Rolle 
in  der  UnteiemShiui^  der  Massen  spielt,  enie  Heiabseuung  der  Wehr- 
kxalt  midiedingen  kann  und  vor  aUem:  weil  ihre  Erblichkeit  über- 
zeugend nachgewiesen  ist. 

Die  Erblichkeit  der  Zahncaries  hat  in  der  umfangreichsten,  über 
diese  Frage  bisher  ausgeführten  statisti'^chen  Untersuchung  der  Pariser 
Zahnarzt  P.  Dubois'  )  hei  Gelegenheit  der  Rekrutenaushebung  dargethan. 
Er  zeigte,  dafs  die  auffallenden  Verschiedenheiten  in  dem  Zustande  der 
Zähne  in  den  verschiedenen  Departements  Frankreichs  weder  zurück- 
zuführen seien  auf  die  verschiedene  Ernährungsweise,  noch  anf  das 
Trinkwasser,  noch  auch  auf  die  Besdiaffenheit  des  Bodens  und  die  geo- 
graphische Lage,  sondern  hauptsachlich  auf  die  Verschiedenheit  der 
Rasse,  mithin  also  auf  die  Erblichkeit. 

Fassen  u  ir  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Darlegung  kurz  zusammen, 
so  cigiebt  sich,  dafs  die  2^hnfäule  eine  der  weiiestverbreiteten  —  viel- 
leiclu  die  am  meisten  verbreitete  —  Volkskrankheit  ist,  die  für  den 
Erkrankten  nicht  nur,  sondern  auch  fUr  seine  Umgebung  Ursache  vieler 
Ortlicher  und  allgemeber  Störungen  werden  kann. 

M  <'nmpt*.-s  rcndus  du  premicr  Caagtis  deataire  iatemaüooal,  lenu  k  Paris. 
1891.    pag.  45. 
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Der  aonale  SchMlen,  der  sich  hieiaiie  für  die  Volkswirtschaft  ergiebti 
liegt  Idar  Silage,  wenngleicli  auch  der  ststistische  Beweis  hierfür  fehlt. 
Allein,  es  liegt  auf  der  Hand,  tlafs  man  srhon  ganz  erhebliche  Ziffern 
erhielte,  wenn  man  die  Krankheitskosten  beredmen  könnte,  welche  die 
Zahncaries  etwa  in  den  Armeen  veriir  a  lit. 

Fragen  wir  nun,  welches  die  Ursachen  der  Zalmcaries  sind  und 
was  SU  ihrer  Beseitigung  zu  thua  ist? 

Bttchtig  haben  wir  die  Ursachen  der  Csries  beieita  kennen  gelernt 
Es  and:  die  Erblichkeit,  sdilechte  bezw.  falsche  Ernährung,  berufliche 
Einwirkungen,  Ansteckung  und  in  erster  Linie  NachlMssigkeit  in  der  Zahn« 
pflege.  Schlechte  Ernährung  und  Erblichkeit  gehören  zu  den  allgemeinen 
den  prädisponierenden,  Ansierkimg,  vernachlässigte  Zahnpflege  u.  s.  w. 
zu  den  unmittelbar  veranlassenden,  excuierenden  Ursachen.  Die  letzteren 
sind  es  vornehmlich,  denen  wir  unter  dexi  gegebenen  Verhältnissen  noch 
am  ehesten  ni  Leibe  rttcken  können*  Die  Herbeiführung  einer  grilnd- 
liehen  Mundpflege  ist  deshalb  auch  das  eiste  und  nidistwichtigste, 
was  anzustreben  ist,  um  der  Entstehung  von  Zahncaries  vomibeugen. 
Wird  der  Mund  nach  einer  Mahlzeit  nicht  gereinigt,  so  bleiben 
Speisereste  ^wisrlien  und  an  den  TIrtbnen  haften ,  die  alsbald  in 
Gärung  ubergehen  und  Mikroorganisnic:!  in  Wirksamkeit  bringen.  Es 
bilden  sich  Säuren,  die  zur  Auflösung  und  Erweichung  des  Zahnschmelzes 
und  des  Zahnbeina  ftthren  und  die  Zahnfkule  sur  Folge  haben.  Die 
bakterielle  Zeiietsung  abartrOgt  sich  von  einem  Zahn  auf  den  anderen; 
das  carieskranke  IndiTiduum  steckt  andere  Menacben  an,  die  carieskranke 
Mutter  Überträgt  ihr  Leiden  auf  ihr  Kind.  Dies  ist  der  Zusammenhang 
der  progressiv  forts<  breitenden  Zahnfäule,  die  ursädilich  durch  eine  un* 
genügende  Mundpflege  hervorgerufen  wird. 

Der  Kampf  gegen  die  allgemeinen  Ursachen  der  Caries  ist 
ungleich  schwieriger,  weil  man  es  hier,  wie  z.  B.  bei  der  Erblich« 
keit  mit  noch  unenddossenen  Problemen  (ererbte  Konstitutions- 
schwMdie,  ererbte  Krankheitsanlage,  schledite  Kalkawsimnaiion  u.s.w.)  au 
thun  hat  od^  wie  bei  der  unz we ck mäfsige n  Ernährung  mit 
Furagen,  die  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  eine  befriedigende  Ant* 
wort  nicht  finden  las<;eTi.  Wenn  man  dem  Minderbemittelten  auch 
sagen  wird,  dafs  ihm  dies  Brot,  dieses  Getränk,  dieses  (lemiise  in  Rück> 
sieht  auf  die  Zälme  nicht  bekömmlich  sein  wird,  so  sind  das  sehr 
adiöne  hygienische  Fordenuigen,  die  er  wirtschaftlich  aber  nicht  durch- 
zuftihren  imstande  sem  wiid.  Ebenso  ist  es  mit  den  beruflichen 
Schädlichkeiten,  wdche  teils  durch  Allgemeinwirkung  auf  den 
KOfper,  teils  durch  Miche  Schädigung  Veranlassung  von  Zahncaries 
werden;  zu  den  ersteren  gehören  —  wie  ich  in  meiner  bereits  citierten 
Arbeit  ,,7ahr!3r;'t  und  Arbeiterschutz"  ausemandersetzte  —  die  giftigen 
Blei-,  Quecksilber-  und  I'hosphorindustrieen,  zu  den  letzteren  die  Säure- 
industrieen,  die  Gewerbe  der  Bäcker  und  Konditoren  u.  s.  w.,  sowie 
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mechanisch  die  Zähne  angreifende  Borufsarten.    Hier  wäre  freilich  der 

beste  hygienische  Rat,  den  schädlichen  Beruf  mit  Rücksicht  auf  die  Zahn« 
Verderbnis  aufzufjcben,  ein  Rat.  der  jedoch,  ebenfalls  aus  wirtschaftlichen 
Gründm,  in  den  allerseltenstcn  Fällen  würde  l>efolgt  werden  können. 
Ii.bcJi.s<j  stluviciip  ist  für  den  Zahnarzt  auch  der  Kampf  gegen  er- 
worbene allgemeine  oder  örtliche  Kiaiikhciten,  wie  z.  B. 
Rhachitis,  Skrofulöse  u.  s.  w.,  die  Zahncaries  im  Gefolge  haben  können. 
Auch  die  besonderen  Prozesse  im  femininen  Sexualleben 
(häufige  Schwangerschaften,  Menstruation,  Stillungsperiode)  können  nach 
den  Bungeschen  Darlegungen  Ursachen  der  Zahncaries  sein.  Auch  un- 
vorsichtig genommene  Medikamente  (Hiseapräparate  tt.  S.  W.)  tiben 
ihren  schüdlirlu-n  Kiatlufs  auf  das  (khifs  aus. 

SSiciierlich  werden  \icle  dieser  einzeln  aufgezählten  Ursacheti  sich 
oft  miteinander  verbinden;  so  kann  beispielsweise  die  schlechte  Mund- 
pflege in  Verbindung  mit  beruflichem  Einflufs  (Bäckergewerbe)  Zahn- 
caries verursachen  und  rhachitische  Schmelzdefekte  können  zuletzt  durch 
Trunksudit  des  Vaters,  d.  h.  durch  Erblichkeit  belastet  sein. 

Fragen  wir,  wie  diese  Ursachen  zu  beseitigen  sind,  so  ergicbt  sich 
von  selbst  die  Vorfrage:  wer  sie  zu  beseitipen  hat?  Unsere  Antwort 
kann  nicht  anders  htitea  als:  der  wissenschaftlich  gebildete  Zahnheil» 
kundige,  tler  Z.ilniarzi. 

Die  ersten,  die  praktisch  etwas  gegen  die  Zahnfäule  unternommen 
haben,  scheinen  amerikanische  Dentisten  gewesen  zu  sein,  die,  wie  die 
Vorgänger  unserer  modernen  Chirurgen  (Bader,  Feldscherer  u.  s.  w.),  aus 
dem  \'olke  gekommen  sein  mögen  und  anfänglich  einem  weit  empfundenen 
Bcdiirfiiisse  nm  li  Linderung  praktisclie  Ililfeleisrnnv  gewährten,  nllmäh- 
lich  durcii  l-.rfahruiig  und  l'ebiincf  £rrnr*;e  Handgcschicklichkcii  er- 
reichten, bis  sie  aus  ihrer  Kun.stlcitigkcit  ein  einträirlirhes  Gewerbe 
machten.  Daneben  gab  es  Aerzte,  die  den  Ursachen,  1  olgeu,  inneren 
Erscheinungen  der  Zahnfäule  nachforschten,  ohne  sich  jedoch  praktisch 
bethätigen  (Hufeland,  Richardson,  Carpenter  u.  a.).  Zange  und  Schlüssel 
waren  sicherlich  lange  die  einzigen  Helfer  in  der  Not  Allein  ans 'den 
Erfahrungen  amerikanisclier  Techniker,  den  Forschungen  englischer, 
frnn7«isischer,  skanrlinavi'-rlicr  und  vor  allem  deutscher  Dentisten  und 
den  spärÜrhen  Zaimuntersuchungen  von  Aer/ien  erwuchs  wälirend  der 
letzten  drei  Dezennien  eine  wissenschaftlich  wie  kiinsttcdmisch  gleich 
bedeutsame,  hoffnungsreiche  Kämpferin  gegen  die  Zahncaries:  Die 
moderne  wissenschaftliche  Zahnheilkunde,  ausgeübt  durch  einige  tausend 
approbierte  praktische  Zahnärzte.  Ihr  verdanken  wir  die  immer  gründ- 
licher werdende  Erforschung  der  Ursachen  der  Zahnlaule,  die  statistischen 
Belege  für  die  Häufigkeit  ihre.s  \'orkommens  und  die  Mittel  und  Wege, 
diesem  Uebel  crfi)lgreich  zu  steuern, 

fr  iift  s)r  h  rmn.  welche  HediHituni,'  der  Zahniiejikunde  und  Zahn- 
Ingicnic  lur  die  allgemeine  Gesundiieit  und  Volkswirtschaft  auf  Grund 
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ihrer  bisherigen  Leistungen  und  Laistungsiahigkeit  zukommt  und  ob  sie 
die  ihr  gebührende  Stellung  im  öfientlichen  Leben  gefunden  hat  bezw. 
was  zu  thun  ist,  um  ihr  dieselbe  im  Interesse  der  Volkswohlfahrt  su 

verschaffen  r 

l^nd  hier  stofsen  wir  gleich  auf  das  traurige  Kapitel  von  der  Unter- 
schätzung der  Zahnheilkunde  und  -hygiene  im  öffentlichen  Leben.  Denn 
noch  gilt  bei  der  NUnge  der  Rat  des  Zahntechnikers  als  ebenso 
vollwertig,  wie  der  des  Zahnarztes.  Wie  will  aber  der  /-ahntechmker 
—  bei  aller  Hochachtung  vor  seinem  Standet  —  eine  Entscheidung 
darüber  fiadlen  können»  ob  im  einzelnen  Falle  eme  Extraktion  am  Platze 
ist  oder  eine  Plombierunj^  wenn  er  den  aUgemeinen  gesundheitlichem 
Verhftltnissen  des  Patienten  schon  deshalb  gar  keine  Rechnung  tragen 
kann,  weil  er  den  engen  Konnex  der  Zähne  mit  dem  ganzen  Organismus 
nicht  kennt?  Um  die  genaue  Diagnose  eines  Zaiinleidens  und  seiner 
Ursachen  zu  stellen  — -  denn  die  letzteren  7\\  erkennen,  ist  ja  weit' 
aus  das  wicluig&te  —  mufs  man  ein  wisseiischartli(  hes  Fac  hstudium  hinter  , 
sich  haben.  Der  Techniker  kaim  unnaöglich  von  allen  Lntwicklungs- 
und  Erkrankungsverhäknissen  der  Zähne  und  von  den  vielen  Krank- 
heitskomplikationent  die  die  Caries  im  Gefolge  bat,  das  präzise  Bild 
haben,  das  doch  erforderlich  ist,  wenn  man  die  Patienten  nicht  Schema* 
tisch  behandeln  will.  Der  Zahntechniker  hat  —  und  es  wäre  unbüli|^ 
es  von  ihm  zu  verlangen!  —  weder  eine  anatomische  noch  eine  kli- 
nische Vorstelliinu  von  dem  Zusammenhang  zwischen  Caries  und  Magen- 
krankheiten, /wi'-ihen  Caries  inul  l\|)ilepsie,  Caries  und  Nervosität, 
Caries  und  ruberkulose  u,  s.  w.  Und  ebensowenig  wie  ehi  Zaliiiarzt 
sich  anmafsen  wird,  eine  Augenoperation  zu  unternehmen,  oder  einen 
schweren  Lungenkranken  zu  bebandeln,  sollte  selbst  ein  praktischer  Arzt 
auch  die  Behandlung  Zahnkranker  dem  Spezialisten  überlassen.  Am 
allerwenigsten  ist  aber  der  Techniker  der  berufene  Helfer.  Was  dem- 
nach zuerst  zu  erwirken  ist,  um  die  Caries  zurückzudäraraen  und  der 
Zahn\'erderbnis  Einhalt  zu  gebieten,  das  ist  eine  h  y  p;  i  e  n  i  s  c  h  e ,  a  u  f 
w  isse  ns  c  h  a  1 1 1  i  e  h  e  r  Krkenniuis  und  praktischer  P^r  fah- 
rung begriindete  Belehrung  und  entsprechende  Er- 
ziehung des  bereits  zahakranken  und  einer  gehörigen 
Zahnpflege  ermangelnden  Publikums. 

Der  Zahnarzt  stelle  seine  Dienste  in  den  Bereich  der  leidenden 
Menschheit;  er  soll  den  Zahnkranken  heilen,  aber  ihm  nicht  aufWunsch 
die  Z-ähne  ausreifsen;  nicht  „Zum  Henker  damit  1"  wie  Benedikt  in 
Shakespeares  „Viel  Lärm  um  Nichts"  ausruft,  sondern  ,,Zum  Zahnarzt!" 
wie  Claudio  rat.  Der  Zahnarzt  soll  auf  fau!i;^c  W  ui/i  ln  keine  Krsatz- 
slucke  setze«,  wie  es  das  Publikum  wünscht,  soll  nit  hl  die  V  order/ahne 
mit  Gold  füllen  und  die  Backzähne  sich  selbst  überlassen;  er  ertulle 
nk:ht  aus  Liebedienerei  die  unvernünftigen  Wünsche  ungeduldiger 
Patienten,  sondern  behandle  nach  bestem  Wissen  und  nach  dem  g^;en- 
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wirt^^  Stande  der  wisBenschaftlichen  Zahnheilkttnde  so,  wie  es  jeder 
einzelne  Fall  erfordert J)  Die  ungeheure  Verbreitung  dar  Cariet  und  die 
damit  verbundenen  Zahnverluate  werden  dabei  dem  Techniker  inmer 

noch  Arbeit  genug  gehen. 

Aus  dem  (besagten  geht  hervor,  dafs  der  Kampf  gegen  die  Caries 
—  dieser  überaus  bedenklichen  Voiksicranitheit  —  nur  dann  ein  siegreicher 
werden  kann,  wenn  es  gelingt,  eine  hygienische,  auf  wis&cDschafthcher 
firkenntnis  und  praktischer  Erfithrung  gegründete  Belehning  erfotgrdcb 
au  verbreiten  und  die  entsprechende  Eniehung  des  aabnkranken  Volkes 
XU  einer  ordentlichen  Zahnpflege  au  erwirkea  Diese  Aufgabe  ttUt  dem 
wissenschaftlich  gebildeten  Zahnheitkundigcn  alldn  zu. 

Die  aratliche  öffentliche  Medizinalverwaltung,  die  henifene  HtitPfin 
der  Volksgesundheit,  kann  die  Thatsache  nicht  ans  der  W  elt  scharten, 
dafs  es  85  Froz.  carteskranke  Personen  giebt,  und  dafs  infolgedessen  die 
sociale  Zahngesundhdtspflege,  obwohl  es  sich  dabei  weder  um  groCse 
Stsrblicbkeitttiflrefn,  nocb  um  schwere  Seochengefahr  handeltf  mit  au 
den  wichtigsten  Aufgaben  gehört,  deren  Losung  sie  endlich  In  Angriff 
zu  nehmen  hat. 

Man  erhält  neben  den  anderen  Losungen,  die  wir  bereits  gaben, 
eine  weitere  Krklärung  für  diesen  enorm  hohen  Prozentsatz  Caries- 
kranker,  wenn  man  bedenkt,  dafs  vor  10  I  ihren  kaum  1000  aj)i>robierte 
Zahnarzte  aut  etwa  5  Millionen  Menschen  kamen,  von  denen  ineiir  als 
%  aahnSrztiicher  HOfe  bedurften.  Es  kam  demganM&  ein  Zahnarzt  auf 
30000  Patienten,  eine  Aifoeitssumutungp  die  kein  Mensch  au  bewilligen 
vermag.  Da  hat  denn  der  Zahnarzt  freüich  keine  Zeit,  bygienische 
eingehende  Ratschläge  zu  erteilen.  Viel  genu^  wenn  er  unter  solchen 
Umständen  überhau|>t  gründlich  untersucht.  Dafs  er  dann  seine  prak- 
tische Thätigkeit  und  seine  Aufklärung  in  die  Kreise  der  Minder- 
bemittelten trägt,  ist  nicht  gut  zu  verlangen. 

Die  privaten  praktizierenden  Zahnärzte  können  die  Zahngesundheits- 
pflege elinnal  wegen  ihrer  verhgltnismäftig  viel  zu  geringen  Anzahl,  ferner 
aus  wirtschaftl^en  Grttnden,  sowie  w^en  örtttcher  VerhttltnisBe  nicht 
in  die  breiten  Volksmassen  hinaustragen.  Vor  allem  die  KleinstSdle 
und  Landorte,  in  denen  weder  ein  Zahnarzt  ansässig  noch  bequem  zu- 
gjirtgh'rh  ist  und  andererseits  die  ungünstigen  Verhältni<^'c  mancher 
Ciruisstadte,  in  denen  junge  Zalrnärzte  sich  häufen  iitul  deshalb  mit 
bxistenzschwiengkeiten  zu  kämpfen  liaben  und  in  ihrem  sozialhygienischen 
Empfinden  beeintEKditfgt  werden,  verhindern  efaie  lasdiete  Verbreitung 
einer  rationellen  Zahnpflege.    Würde  man  aber  annehmen,  dafs  der 

')  Vgl.  H.  Kümmel,  'Aufgabe  des  Zahnar?.lcs  in  der  öffcDÜ.  Geiuadheits- 
pflegc".    Korresp.-Bl.  f.  Zahnärzte  .\XXii.  iieft  3. 

*)  Vgl.  hierzu  H.  Kümmel:  „Zur  Rerorm  des  zahnärztlichen  Studiums." 
O.  ZahainlL  Wocbeucfar,  V.  14.  &  168. 
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Zahntechniker  hier  ein  stark  mithelfender  Ann  ist,  so  befände  nuui 
sich  in  gewaltigem  Irrtum. 

Rofea  wir  die  Stalkitik  noch  eininal  ni  H9fe,  so  erfahren  wir  von 
der  Britidi*l>ntal-As8ociation,  daTs  man  bei  den  ersten  40000 
untersuchten  Zähnen  nur  4  Füllungen  fimd,  beim  Ab- 
schlufs  der  Untersuchungen  tmter  100000  Zähnen  nur  237  Füllungen. 
Die  Zahnbürste  kannte  man  kaum.  Rö'ses  Schulkinderuntersuchungen 
ergaben,  dafs  von  28342  kranken  Zahnen  21  729  durch  Füllungen 
zu  retten  gewesen  wären;  6613  waren  gezogen  bt^w.  mufsten 
gezogen  werden  i  im  ganzen  fand  man  aber  nur  53  Plomben,  nämlich 
17  lülch*  imd  56  bldbende  ZAhne.  Auch  hier  war  die  Zahnbürste 
fremd.  Besser  stand  es  um  die  Gymnasiasten;  von  615  Schülern  mit 
4428  erkranicten  Zähnen  Uelsen  170  sidi  7s 7  Zähne  füllen.  Bei  407 
bfösersituierten  Schülern  Berlins  mit  1363  kranken  Milchzähnen  fand 
Lipschitz,  sage  und  schreibe,  einen  gefiillten  Zahn  (0,08  Proz.),  von 
1660  carios  bleibenden  Zahnen  waren  104  (6,26  Proz.;  gefüllt.  399 
Mädchen  der  407  hatten  zahnärrtliche  Hilfe  nötig.  124  Schülerinnen 
hatten  ihre  Zähne  nie  gereinigt.  Voerckel  laau  bei  5003  Kindern  mit 
25  7 68  kranken  Zähnen  gerade  29  Füllungen.  Mund-  imd  Zahnpflege 
war  etwas  Unbekanntes.  700  Kinder  wiesen  starke  Zahnsteinablagerungen 
auf,  xoo  hatten  einen  fibelriechenden  Mund,  73  litten  an  Schleimhaut- 
entzündungen  im  Munde. 

Nicht  viel  besser  sieht  es  nn  Heere  aus.  Bartels  konstatierte  bei 
16 1  Frciburger  Soldaten,  von  denen  nur  6  behandelt  waren,  2  l  üllungen, 
5  Soldaten  trugen  künstliche  Ersatzstücke  auf  faulenden  \\  urzeln.  In 
VValdkirch  waren  von  201  Gestellungspflichtigen  6  behandelt  worden. 
"bi  AhbfeiMtdi  war  von  4077  erkrankten  Zähnen  nicht  ekwr  bdiandelt 
worden,  dagegen  fand  Bartels  ein  ErsatzstUck  auf  faulenden  Wurseln. 

Der  bayrisclie  Stabsarzt  Daffiier  nahm  während  drei  Dienstjahren 
(188a — 1885)  bei  65so  Mann  330  Zahnextraktionen  vor;  bei  7  Proz. 
der  Extraktionen  brach  ihm  nach  seinem  eigenen  Bericht  *)  die  Krone 
ab.  92  Proz.  der  Pjttraktionen  machte  DatTher  mit  dem  Schlüssel, 
8  Proz.  mit  der  Zanpe.  Wieviel  Extraktionen  nebenbei  Barbiere  und 
i-Azaretgehilfen  vornahmen,  darüber  weifs  der  Bericht  nichts  zu  ver- 
melden. Drenkhahn  (Hamburg)  erzählt,')  der  angstfreie  preufsisclie 
Soldat  komme  beim  geringsten  Zahnschmerz  mit  der  Bitte  um  Entfernung 
des  Zahnes.  Dieser  Bitte  werde  gewöhnlidi  von  Seiten  des  Blilitärarztes 
nachgegeben.  Denn  den  Rat,  den  kranken  Zahn  sich  erhalten  zu  lassen, 
l»eaBtwoite  der  Soldat  in  der  R^d  mit  einer  Fttntzjgpfennigextraktion 

')  Ucber  Zähne,  Zahncaries  apd  Zabncxtimktiofi.    D.  M.  f.  Z.  IV,  1886.  S.  Siff. 

*)  DcatMbc  militiiind.  Zeitschrift  XXVIl,  189S.  S.  49—65.  ..Scbwcre 
Folgen  von  Zahnkranldieitea  in  der  Armee  and  ihr  Zusanunenbaog  mit  Zahn* 
ettrakliottcn.** 
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beim  Barbier.  So  ist  die  Zahl  der  Soldaten,  denen  schmerzhafte  Zähne 
ausgesogen  werden,  eine  gana  enorme. 

Nach  den  Angaben  der  Thomer  Stationsaufseher  der  Gamison- 
lazarette  wurden  dort  durchschnittlich  5,  im  Jahre  1800  also  Zähne  ge- 
zogen. 

Diese  Zahlen  sprechen  Hände! 

Man  begreift  es,  wenn  angesichts  ihrer  Bruasmann  auatutt:  'l  -Der 
Mann,  der  gegen  die  Zahncaries  ein  Mittel  erfände  oder  ein  Präservativ 
entdeckte,  er  mufste  gleich  einem  Koch  bejubdt  und  geehrt  werden, 
denn  er  hätte  damit,  wenn  auch  nicht  eine  todbringende  Krankheit,  so 

doch  ein  gesellschaftliches  Uebel  beseitigt,  das  noch  viel  verbreiteter  ist, 
als  die  Tuberkulose  und  auf  den  ganzen  Organismus  direkt  und  indirekt 

den  destruierendsten  Einflufs  nusiüit." 

Hierher  gehört  auch  der  Aussj)ruch  des  Wient-r  Pädagogen 
Dr.  Leo  Burgerstein:-)  „Könnte  man  alle  ublcii  Folgen,  welche  die  Ver- 
nachlässigung des  Gebisses  bei  e  i  n  c  ui  indiviUuuin  nach  sich  ^ieht,  in 
ein  akutes  Leiden  zusammendrängen,  die  schläfrig^en  Eltern  und 
Lehrer,  die  för  solche  Dmge  nur  ein  Lächeln  der  Geistesabwesenheit 
haben,  mttfsten  erwachen.*' 

Ks  erhebt  sich  nunmehr  die  Frage:  Darf  die  Gesellschaft  einer 
solchen  Volkskrankheit  gegenüber  sich  xollkoinmen  unihäii^  und  phleg- 
matisch v<  rhalten  ?  Mufs  5;ie  nic  ht  viehm-lir  alle  Mittel  anwenden,  um 
dem  Fortschrciu'ii  dtr  Krankheit  l.iiihali  /u  gebieten?  Unsere  Ant- 
wort ist  mit  eiiieiit  abermaligen  Hinweis  auf  die  Statistik  eo  ipso  ge- 
geben. 

Wo  ist  aber  der  Hebel  anzusetzen,  um  die  individuette  Zahn-  und 
Mundpflege  zum  Gemeingut  der  ganzen  Bevölkerung  zu  madien?  Was 
ist  in  dieser  Hinsicht  geleistet  worden,  und  welche  Aufgaben  sind  nodi 

zu  erfüllen  ? 

Die  t'aries  ist  eine  rhronischc  Krankheit,  von  der  nn<  h  llrim'^mann 
94,2  Proz.  der  Menschheit  ei^iiUcn  ist.  F>ine  so  weit  eiiigcnsstuc 
Krankheit  läfst  sich,  wenn  man  selbst  loooo  Zahnärzte  siaatlicher^its 
beschäftigte,  nicht  von  heute  «u  morgen  beseitigen^  sie  bedarf 
vielmehr  einer  chronischen  Prophylaxe  und  einer 
energischen  Ausdauer  gegenüber  der  Indifferenz  und 
Interessenlosigkeit  des  Volkes,  das  von  der  Zahn- 
c  a  r  i  e  s  geheilt  werden  soll.  Die  Schule  und  das  Heer 
sinf]  die  beiden  Hauptfestungen ,  die  zunächst  erobert  werden  miisscn 
und  bei  gutem  Willen  der  Behörden  auch  leicht  erobert  werden  kujuiten. 
In  Schule  und  liccr  können  Lehrer  und  Vorgesetzte  eine  regeliuaisige 
Zahnuntersuchung  und  Zalmpflege  erzwingen.  Würde  dieser  unlieb- 

h  U.  M.  f.  Z.  IX,  1891  H'  :':.  n  S,  60, 
^'J  l).  M.  1.  Z.  V,  1887.  ^.  486,7. 
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same  Zwang  wahrend  der  Schul«  benr.  Dienstjahre  konsequent  aufrecht 
erhalten,  so  würde  er  nach  einiger  Zeit  bald  zur  Gewohnheit  werden 

und  im  späteren  Leben  ein  Bedürfnis  sein.  Nächst  Schule  und  Heer 
käme  die  Marine  in  Betracht,  die  Hospitäler,  die  Wohlthätigkeits- 

anstalten  u.  s.  w. 

Diese  Fuidtruiit^  wird  hier  nicht  zum  erstenmal  erhoben.  Die 
französische  Gesellschaft  „Ligue  de  Tlnter^t  Public,  Societe  Protectrire 
des  citoycns  contre  les  Abus",  der  Viktor  Hugo,  Ch-menceau  u.  v.  a. 
bedeutende  Männer  angehörten,  strebte  bereits  1884  mit  Energie  eine 
systemat»che  zahnäratlidie  Inspektion  in  allen  Pariser  Primärschulen  an, 
die  zwangsweise  durchgeführt  werden  sollte. Die  dem 
Mnnizi[)alrat  von  Paris  1  liesbezüglich  uberreichte  Denkschrift  bezog 
sich  auf  St  lion  IxNtehende  (iurartige  recht  erfoli,'iei<  he  Einrichtungen  in 
Cberbouru'  und  m  V'crviers  in  15elgien  und  ?ic  verlangte,  dafs  die  Schui- 
kiiuk-r,  iii>i)L'so!uiere  die  der  ärmeren  \'ulksklasscii,  vierteljährlich  die  be- 
trauten Z.ahnar/,te  aufzusuchen  gezwungen  werden,  um  sich  ilue  Kauwerk- 
zeuge in  Ordnung  bringen  zu  lassen. 

Einige  Jahre  später  (1887)  berichtete  der  französische  Zahnarzt 
Godon,  CS  seien  seitens  einzelner  Zahnän^  schon  mehrfach  Vorschläge 
an  ihn  herangetreten,  in  Ir renanstalten,  Waisenhäusenif  Privalschulen  U.8.W. 
unentgeltlich  periodische  Zahnuntersuchungen  vornehmen  zu  wollen,  die 
auch  in  versrhiedei;cn  Städten,  in  Rouen,  Niort,  Dieppe,  Vcrnnn  u.  a. 
durchgeluhri  wurden.  In  Kouen  brachte  der  dortige  Zalinu/t  T-a^not, 
freilich  unter  vielen  Mühen  und  Gcldopfern,  die  dortige  Munizipalität 
dahin,  dafs  eine  zweckentsprediende  Ktintk  eii^^chtet  tmd  sämtlicbe 
Schulkinder  der  obligatorischen  Visitation  eines  Zahnarztes  unterworfen 
wurden.  ,«Zu  Tausenden  wurden  Zettel  gedruckt,  vom  mit  einem 
schematischen  Bilde  des  Gebisses  und  mit  Rubriken  dir  Namen  und 
Alter  u.  s.  w.  der  Individuen,  für  Beobachtungen  des  Inspizierenden  u.  s.  w. 
und  Innten  mit  riHj^emeinen  Regeln  der  hygienischen  Zahnptlege.  Sie 
wurden  unter  die  Schüler  verteilt,  und  diese  haben  sirli  dann  einer 
periodischen  Insjjcktion  von  seilen  des  angestellten  Zahnar/.ie!>  zu  uuiei- 
werfen.  Dieser  bezeichnet  die  etwaigen  Schäden  und  deren  Grad 
durch  verschiedenfarbige  Stifte  auf  jenem  Schema,  und  so  werden  die 
Eltern  auf  den  kranken  Zustand  der  Zähne  ihrer  Kinder  aufmerksam 
gemacht  und  zur  Verbesserung  angehalten,  wobei  es  ihnen  überlassen 
bleibt,  sie  von  jenem  inspizierenden  Zahnarzte  oder  einem  anderen  aus- 
tuliren  m  lassen."  Die  Wirkungen  solchen  Vorgehens  waren  —  wie 
nicht  anders  denkhir  —  nur  seuensreiche  und  sie  waren  dies  in  er- 
höhtem Mafse,  wenn  der  Insjjcktionszahuarzt,  wie  z.  B.  l  ayonx  in  Niort, 
noch  fUr  besonders  gutgeptlegte  Zähne  kleme  Prämien  atBsetzte. 

')  Mcdical  1  im.  .s  and  CizcUr,   n.  ntal  ('-.smos.    Vgl.  D.  M.  t.  Z.  II,  1884. 
S.  140  „itlabnärztlichc  Gesetzgebung  in  Krankreich". 
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Fisher')  teilt  mit,  daft  in  der  „North  Surr^  District  School  fbr 
pattper  children"  zu  Anerley  mit  850  Zjjglingen  zwischen  3  und  16  Jsiifen 
ein  approbierter  Zahnarzt  angestellt  war.    „Derselbe  hat  jede  Woche 

einen  Vormittag  in  der  Sclnile  anwesend  sein,  und  das  Schul- 
direktonuin  liefert  ihm  die  nutigen  Instrumente  und  Materialien,  sowie 
ein  Salär  von  60  Pfd.  (1200  Mk.j  jährlich." 

Der  Wienei  Zahnar2t  Dr.  Hillischer  war  der  nächste,  der  auf  dem 
6.  intematioiialen  Kongrefs  für  Hygiene  mid  Demographie  in  Wien  im 
September  1887  sich  der  obligatorischen  Zahnpfl^  in  den  Sdmlen  an« 
nahm.  „Wenn  die  hohen  UnterrichtsbehOrden  der  Kommmialverwaltuiig 
mid  die  LehrerscbaA  Wiens  nichts  dagegen  einzuwenden  haben  sollten", 
wollte  er  in  den  nächsten  Jahren  mit  seinem  Assistenten  alljährlich  mehr- 
mals die  Zähne  aller  Schulkinder  Wiens  unentgeltlich  untersuchen  und 
behandeln.  Er  i^ewirkte  auch  auf  dem  Kongrefs  die  Protokollierung 
folgender  Resolution:  „im  Rahmen  der  beantragten  ärztlichen  Schulauf- 
sicht sollten  die  Zahne  aller  Scfanlkiiider  —  womöglich  ndurroals  im 
Jahre  —  emer  obligatorischen  Untersuchung  und  eventuellp 
c  B.  bei  Kindern  Unbemittellery  einer  fakultatiTea  Behandlung 
unterzogen  werden.  Hierzu  soUte  die  freiwillige  Hilfe  tOditiger  Fadi* 
iürzte  herangezogen  werden." 

Dieser  Resolution  sind  auf  internationalen  Versammlungen  weitere 
gefolgt,  jedoch  ohne  ieden  Krfolg. 

Im  praktischen  England,  wo  die  Anerleyer  Distriktschuic  die  erste 
geregdte  Zahngesundbeitspflege  und  die  Wohlthat  eines  Schulrahnanffs 
genofii,  eizidte  man  dmdi  efaie  im  großen  Stile  betriebene  Agitation, 
die  der  bereits  dtierte  Zahnazst  Connigham  leitete,  in  kuner  Zeit  auch 
grofse  Erfolge.  In  seinem  Vortrage  über  „The  Dental  aspect  of  public 
Health"^)  that  Cutinigham  dar,  man  müsse  die  mafsgebenden  Stellea 
veranlassen,  einen  wesentlichen  Teil  der  <3fientlichen  .^tifwcndungen  für 
ärztliche  Dienstleistungen  der  >'ihnärztlichen  Hilfe  zuzuwenden  und  durch 
Fürsorge  für  die  Zähne  der  Schulkinder  ein  Werk  von  nationalem 
Gewinn  zu  unternehmen.  Dieser  Vortrag  wurde  mit  dem  Fidier- 
schen  in  einer  Broachttre  vereint,  die  mit  dner  Vorrede  von  Sir  John 
Tomea  versehen,  die  grttfste  Verbreitung  un  Lande  fiuid.*)  Es 
folgten  Uber  ganz  Grofsbritannien  sich  erstreckende  statistische  Arbeiten 
des  Sclu>ol  Commiitee  der  British  Dental  Association,  die  sich  nicht  nur 
über  die  Häufigkeit  der  Zahnfaule  orientieren,  sondern  auch  die  weiteste 


*)  D.  M.  f.  Z.  V,  1887.  S.  158. 

*)  D.  M.  f.  Z.  VI,  1888     S.  208. 

*)  n.  M.  f.  /..  VI,  1888.  S.  49^  96.  RcfVral  von  Wcstphal  über  Sir  John 
Tornas  „Hrefacc  to  thc  Fisher  and  Cuonigbiun  Pamphlet"  Vgl.  Joum.  of  the  Bht. 
Dcnt.  A&s.  August  1887.    S.  457. 
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Oeffenüichkeit  für  die  Sache  der  Zahngesundheitspflege  interessieren 
wollten.  Cunnigham  agitierte  durch  popolVie  Vorträge,  die  er  da  und 
dort  hidt,  lebhaft  weiter,  indem  er  auch  durch  drastische  Lichtbilder 
den  Nutsen  der  Zähne  fiir  die  Verdauung»  f&r  die  Mitwirkung  beim 

S|)rcchen  und  ihre  ästhetische  Bedeutung  lebendig  v  er  anschaulichte.  Dk 
Folge  war,  dafs  bereits  1894  an  mehreren  Schulen  Zahnärzte  fest  an- 
gestellt  wurden,  deren  Wirken  ein  höchst  segensreiches  war. 

1893  berichtete  der  englische  Zahnarzt  Sjiokes  auf  dem  Kopen- 
hagener Kongrefs, ')  dafs  ihm  auf  Anraten  dcü  Schularztes  die  Zahnfür- 
sorge für  750  Kinder  übertragen  und  zu  diesem  Zwecke  in  der  Schule 
ein  e&tq>reGhendes  Opmtionsshnmer  ehigerichtet  wurde.  Im  ersten  Be* 
richtsjahre  nahm  er  bei  den  750  Kindern  1x53  Revuionen,  640  Extrak> 
tionen  von  Milducähnen  und  81  von  bleibenden  Zähnen,  sowie  521 
dringliche  Füllungen  vor. 

1894  hatte  die  Londoner  Schulbchörde  zehn  Zahnärzte  mit  einem 
Gehalt  von  3000  Mk.  angestellt,  die  die  Zähne  der  Schulkinder  regel- 
mäfsig  zu  untersuchen  hatten. 

So  sehen  wir  die  Frage  der  Zahngesundheitspflege  in  den  Schulen 
Englands  seit  den  Jahren  1891  bexw.  1894  durch  Anstellung  von  Schal- 
zahnärzten an  den  Distrikts'  tmd  sonstigen  Schulen,  wo  dne  Gemeinde 
der  anderen  nachlolgtef  allmählidi  eine  praktische  tmd  erfolgreiche  Lösung 
finden. 

In  den  anderen  euro|yäischen  Ländern  steh«  mnn  aber  noch  am 
Anfang  der  Kntwicklung,  die  England  schon  duicheiit  hat. 

Sciiou  liruuäuianu  äufserte  sich  im  zahnärztlichen  Verein  für  Nieder* 
Sachsen  1891  inbezug  auf  eine  direkte  Einwirkung  der  Zahnärzte  auf 
die  Zahnhygiene  innerhalb  der  Schulen  nicht  allzu  optimistisch.  FmtT' 
seits  —  meinte  er  —  seien  behördliche  Schritte  nicht  »1  erwarten,  an- 
dererseits werde  in  der  Schulzahnarztfrage  mehr  geredet  als  gehandelt 
und  et  sei  fraglich,  ob  sich  Zahnärzte  genug  fänden,  unentgeltliche  Zahn- 
revisionen  in  den  Schulen  vorzunehmen.  Man  sei  itn  Wollen  grofs, 
anstatt  weniges  thatsächh«  h  durchzuführen,  z.  B.  durcli  Lehrer  und  Bücher 
auf  die  S(  InJler  zahnhygienii>ch  einzuwirken. 

In  derselben  Versammlung  berichtete  Eckart,  er  sei  für  das 
Alumnat  des  Klosters  Lokkum  au  zahnärztlichen  Leistungen  verpflichtet 
worden;  die  Behörden  wollten  infolgedessen  auch  fUr  Gymnasien  und 
Bürgerschulen  zahnärztliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen. 

1891  begann  auch  Fenchel  mit  seinen  statistischen  Cariesfrequenz- 
Untersuchungen  ')  und  betonte  die  Notwendigkeit  der  Einrichtung  staatlich 

1)  Brit.  Joum.  of  Deot.  Science,  XXXVI,  Nr.  617.  S.  X.  93. 
■)  Deutsche  med.  Woebenicbrift,  1894.  S.  115a. 

*)  NovemberbetheA  der  D.  M.  f.  Z.  IX,  1891.  S.  93  tf.  Hygiene  all  Prapby* 
iaxis  der  Caries. 
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subventionierter  zahnärrtliclier  Kliniken  in  deutschen  Stadien  und  die 
Verbreitung  hygienischer  Belehrungen  —  besonders  in  den  Schutok  — 
die  sich  in  folgende  wesentliche  Punkte  zusammenfassen  lassen: 

1.  Die  Pflege  der  Zähne,  d.  h.  das  Reinigen  mufs  schon  mit  das 

3.  Jahr  heginnen. 

2.  Milchzähne  müssen  im  Falle  des  Hohlwerdens»  ebenso  wie  die 

Molarzähnc,  gifulk  werden. 

3.  Rc  ^rhnäfsige  zahnärztliche  Kevisjon  ist  vom  4.  Jahre  ab  not- 
wendig. 

4.  Winke  ftir  die  Pflege  des  ersten  Molarzahnes.  ^) 

5.  Cariöswerden  der  Sihne  kann  durch  tägliches  sorgfältiges  Reinige« 
erheblich  aufgehalten  werden. 

Der  Erfolg  Fenchels  war  eine  ssahnärstliche  Poliklinik,  die  der 
Hamburger  zahnärztliche  Verein  im  Novemljer  1893  eröffnete.  Dies 
Institut  sollte,  nach  der  Meinung  Fenchels,  den  lk'h(irden  l).ild  seine 
Notwendigkeit  beweisen;  das  F.ndziel  mrifstc  <lann  ein  st.iatli«  lies  zahn- 
iir/tlii  lies  liiatilut  sein,  das  der  allgemeinen  Bcvülkeruni:  ^eu  idinrt  warf. 
Im  Jahre  1894  konnte  Fenchel  denn  auch  aui  detn  Ko|>eni)ai*ciicr 
Kongrefs  von  einigen  praktischen  Erfolgen  berichten.  Es  wurde  folgende 
Resolution  von  ihm  vorgeschlagen,  die  als  ^autoritative  Richtschnur*'  Oir 
alle  sozialhygienisch  arbeitenden  Zahnärzte  gelten  mag: 

„Der  am  13.  und  14.  August  1894  in  Kopenhagen  tagende  inter- 
nationale zahnärztliche  Kongrefs  ist  der  Ansicht,  dafs  die  Zahncaries  bei 
allen  zivilisierten  Völkern  einen  so  progressiven  Charn1<ter  angenommen 
hat.  dafs  sie  drinjrfnde  (ic^enmnfsregeln,  naincntlirh  im  Kmdesalter,  er- 
heischt, Der  Kongreü  em^jhehlt,  in  allen  rivilisii^trn  Luidern  Kom- 
missionen zu  bilden,  welche  es  sich  zur  Aulgabc  m;u  iien,  die  Zalmver- 
hältnisse  der  betr.  Länder,  womöglich  in  ihren  Beziehungen  zum  ^ 
samten  Gesundheitszustand,  statistisch  festzustellen  und  die  betr.  Behörden, 
welchen  die  Ueberwachung  der  Gesundheitspflege  ihrer  Länder  obliegt, 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  unter  glcirli/eitigcm  Hinweis  auf  die  zur 
Bekämpfung  der  Zahncaries  geeigneten  Mal'srcgeln.  .Ms  geeignete  Mafs- 
regeln  zu  diesem  Zwecke  empfiehlt  der  Knnrrrefs  in  erster  I  inie  die 
.\ufklärung  des  Volkes  für  rationelle  ZahnpHege  und  7ti[rnni:li<  lnn:irhnni' 
unentgeltlicher  zahn.nrztlicher  Hilfe  für  die  Kindel  dci  uiilicuiiticlteü 
Klassen.  Ferner  empfiehlt  der  Kongrefs,  dafs  die  etwaigen  Unter- 
suchungen Uber  Zahnkrankheiten  in  den  Schulen  womöglich  in  Beziehung 
zu  allgemeinärztlichen  Untersuchungen  von  Schulkindern  stattfinden 
müssen." 


'}  Vgl.  Klave,  „Der  erste  pennaocnle  Mahlnha  bei  Kindero  im  Alter  toa 
6—12  Jahren",  in  D.  M.  f.  Z.  1884.  S.  2—5;  ferner  Kahns,  ebda.  XVl,  1898 
S.  316—334. 


Digitized  by  Google 


H.  Kümmel,  Die  progressive  Zahnckries  in  Schule  uod  Heer  etc.  615 


Ungeßüir  seit  derselben  Zeit  beginnt  in  Deutschland  das  Interesse 
für  die  öffentliche  Zahngesundheitspflege,  wenigstens  in  sahnärstlichen 
Kreisen,  lebendiger  zu  werden,  während  die  Behörden  und  Lehrer  sich 
immer  unrh  ablehnend  verhielten.  Fenchel  (Cfombtnrg),  nreulich  und 
Berten  (Würzburg),  Kiihns  (Hannover)  u.  a.  erfuhren  den  lebhaftesten 
Widerstand.  l.i[«chitz  f  Berlin),  der  in  Berliner  Gemeincleschulen 
statistisi  he  l  ntcrsiK  hungen  vornehmen  wollte,  erhielt  vcm  der  Srhul- 
deputatiou  den  He:>cheid,  ,,eine  solche  Untersuchung  läge  aulserlialb  des 
Interessenkreises  der  Schulverwaltung."  Röse  meinte  (in  der  38.  Ver- 
sammlung des  zahnärztlichen  Vereins  für  Niederaachsen  1901):')  „Die 
Stadtverwalttugen  ....  denken  sich  in  die  Sache  nicht  so  hinein  und 
lassen  auch  eventl.  durch  Intriguen  von  Seiten  der  Nichtänte  sich  be* 
cinflu«;sen." 

In  ticn  letzten  Jahren  ist  jednrh  der  Wider^rnml  <^cgen  die  selbst- 
losen freiwilligen  /ahnlivfiienischen  Bestrebungen  der  /ahnar/te  etwas  ge- 
brochen. Brunsmann,  Kühns,  Voerckel,  Weber  und  Bartels  wollen  nun, 
dafs  das  Kind  durch  die  Autorität  des  Lehrers  ztur  Zahnpflege  vcranlafst 
werde;  hierzu  wäre  allerdings,  wie  Röae  bemerkt,  nötig;  zunächst  die 
Lehrer  über  die  Schädlichkeit  und  Gefährlichkeit  der  erkrankten  Zähne 
und  über  den  Nutzen  einer  energischen  Zahnpflege  aufzuklären.*) 
Die  I^xhrcr  hätten  dann  die  Zahne  der  Kinder  zu  llberwachen,  sie  vor 
Infektionsgefahr  zu  bewahren,  zur  Zahnpflege  anzuleiten,  kurze  diesbe/tig- 
liche  Aufsätze  anfertigen  ni  lassen  u.  s.  w.  In  die  Srhiilbtichcr  der 
Kinder  mulste  ein  Lesestuck  über  Zahn-  und  Mundpflege  aufgenoraraen 
werden.  Die  zahniiygienischen  Bestrebungen  wären  durch  den  An- 
schautingaunterricht,  durch  Gewährung  von  kleinen  Prämien  u.s.w.  noch 
zu  fördern.  Daneben  wäre  die  Anstellung  von  Schulzahnärzten  natürlich 
eine  Vorausbedingung,  da  selbst  die  gründlichsten  Belehrungen  erkrankte 
Zahne  ja  nicht  heilen  können.  Hand  in  Hand  mit  der  Anstellung  von 
Srhnl/abnärztcn  und  gewissermafsen  zu  ihrer  Ergänzung  müfste  nach  der 
Ansicht  Fenrhels-  die  Rrrichtune;  von  Polikliniken  geben,  welch  letztere 
allein  die  uueutgeltiKtie  Behandlung  zahnkraiikcr  \  ulkäscliulkinder  und 
der  zahnkranken  unbemittelten  Bevölkerung  überhaupt  ermöglichen 
würdea  Eine  solche  poliklinische  Einrichtung  liefse  sich  vielleicht  als 
zahnärztliche  Station  in  den  städtischen  Krankenhäusern  Ireffen,  wenn 
sie  nicht  aus  eigenen  Mitteln,  wie  die  gemeinsame  erste  deutsche  Poli- 
klinik des  zahniirzüichen  Vereins  für  Niedersachsen  und  der  Stadt 
Haimover,  errichtet  werden  kann  Fenchel  iSqi).  Rose  'rSoj)  tind 
Kühn-;  1896)  waren  die  ersten,  die  die  l-anfulirung  von  /„ihniioli- 
khuiken  energisch  wünschten,  die  sie  als  die  bichcrslca  Hiltsstationen 
ansahen,  solajjge  die  Schulzahnarztfrage  noch  keine  definitive  günstige 

')  D.  M.  f.  Z.  XIX.    S.  231—39. 

')  Vgl.  Bartels,  D,  M.  1.  /.  XVll,  1S99.   S.  85—90. 
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Erledigung  gefunden  hat  Die  Bestrebungen  hatten  den  Erfolg,  dais 
Fenchel  endlich  als  Leiter  der  mit  500000  Mk.  Kapital  gegründeten 
\fpll)nstiftung  in  Hamburg  aiiserwahlr  wurde,  die  völlig  Unbemittelten 
unentgeltlich,  weniger  Bemittelten  gegen  geringe  Entschädigung:  /ahn- 
ärztliche Hilfe  leistet  Die  Thätigkeit  wurde  mit  2  Assistenten  be- 
gonnen, mufste  aber  im  folgenden  Jahre,  wegen  des  aufserordentüch  ge- 
stiegenen fiedUrfnisses,  bereits  auf  is  Assistenten  verteilt  werden.  Es 
werden  jährlich  1000  annen  Kindern  die  Zähne  in  Ordnung  gebracht 
und  1000  künstliche  Zähne  unentgeltlich  eingesetzt  Da  es  inHaml>urg 
aber  mehr  als  50000  arme  Schulkinder  giebt,  so  ist  dennoch  staatliche 
Hilfe  erforderlich,  wenn  eine  wirkliche  Besserung  erzielt  werden  soll. ') 

Rose  wurde  der  Leiter  der  zweiten  wohlthätigen  Stiftung  in 
Deutschland,  der  seitens  des  Kommer/ienrats  I.ingner  1900  in  Dresden 
errichteten  „Wissensclmüliclien  Zentraisteile  für  Zalinliygiene"  und  der 
damit  verbundenen  xahnütztlichM  Poliklinik  snr  auaschliefslichen  Be- 
handlung sahnkianker  Sdiulkinder,  *)  die  teils  ganz  unentgeltlich  (Volks- 
schulkinder),  teils  gegen  die  übliche  Tixe  der  cahnXRtlichen  Institate 
(Kinder  höherer  Schulen)  behandelt  werden.  Der  festangestellte  Direktor 
darf  keine  Privati>mxi.s  betreiben ;  Zahnärzte  sollen  hei  selbständigen 
zalinh\gicrnsrhen  i  orschungen  unterstützt,  die  Volksbelehrung  und  Schul- 
zahnarztbewegung soll  g^efördert  werden.  Rose  liildete  mit  Professor 
Miller  (Berlin)  und  Dr.  Cohn  unter  Zustinmiung  aller  deutschen  zahn- 
äixtlichen  Vereine  ein  Komitee  zur  wtssenschaffltdien  Bearbeitung  aller 
statistischen  Untersuchongf«»  die  m  der  Dresdner  wissensdiaitlichen 
Zentralstelle  ausgeflihrt  werden  sollten. 

Ein  weiterer  Erfolg  ist,  dals  die  Schuldeputation  Frankfurt  a.  M. 
1 1  Zahnärzten  des  dortigen  Zahnärzteverbandes  gleichfalls  die  Zahn- 
untersuchung der  Volksschulkinder  genehmigte. 

Der  badische  Verein  tmternahm  i>^<»4  mit  Genehmigung  des 
badischen  Oberschulrats  statistische  Feststellungen  über  Cariesfre<|uenz.  ^'I 
Eüne  Broschüre  Roses,  „Die  Zahnpflege  in  den  Schulen",  wurde  in  liaden 
und  Elsafs-Lolhraigen  in  jeder  Schalklasse  zax  Instruktion  der  Lehrer 
und  rar  Belehrung  der  Schüler  ausgelegt'^) 

Die  Untersuchungen  der  Zahnärzte  von  Schleswig-Holstein 
und  die  Berichtefstatttuig  darüber  an  die  zustttndige  Regierung  am 
I.  April  1900  hatten  gleichfalls  Sur  Folge,  dais  sämtlichen  königlichen 


')  Vgl.  Berieht  von  Groet- Bremen  über  die  8.  SektioD  des  Fariicr  Kon- 
fcresses.    T).  M.  f.  Z.  XVIII,  1900.   S  515  16. 
»)  D.  M.  f.  Z.  XVIII.  1900.    S  575  76 
*)  D.  M.  f.  Z.  XIX,  1891.    S.  231^30  u.  S.  j26. 
*)  ZoliAintl.  Rundschau,  1S94. 
^)  ebda.    189$.   Nr.  149. 
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Schidvisitatoren  und  städtischen  Schulbehörden  des  schleswigschen  Re* 
cjierimgsbezirks,  sowie  den  Kreisschul insricktoren  von  Hadersleben,  Apen- 
rade, Sonderburg,  'i'ondem  und  Möpcltondern  ein  Erlafs  zuging,  in  dcn> 
seitens  der  Regierung  die  dringendsti*  Notwendigkeit  ausgesprochen 
wurde,  bei  den  Schülern  atif  eine  rationelle  Zahn-  und  Mundpflege  zu 
4Khteii  und  in  prophylaktischer  Beziehung  auf  sie  einzuwirken.^) 

Demnächst  übernahmen  in  Altona  6  Zahnärzte  die  unentgdtliche 
Behandlung  der  Volksschulkinder»  die  2901  an  -1049  Kindern  1050 
Extraktionen  und  50  Füllungen  vornahmen.^) 

Die  Darm  stadter  Bürgcrmci'^terei  sandte  1901  auT  Vr-rnnlassung 
der  (lorti;,a  u  S(  hiilar/te  an  die  Eltern  aller  Schulkinder  eine  gedruckte 
Anweisung,  wekiie  Belehrungen  über  eine  rationelle  Mund-  und  Zahn- 
pflege enthielt,  die  zu  befolgen  die  Filtern  eindringlichst  ermalmt 
-wurden.*)  Diesem  Vorgehen  der  Schulflrzte  folgte  das  der  dortigen 
2ahnSrzte.  Aus  der  Erwi^ung  heraus,  „dafe  Minderbemittelte  sehr  oft 
die  tmentgeltliche  zahnärztliche  Behandlung  in  der  Pri\atpraxis  als  ehr- 
verl^zendes  Almosen  ansähen  und  gerade  die  Volksschulkinder  so 
enorme  Cariesfrequenz  hätten,"  *)  l)C{jründete  der  Verein  hessischer 
Zahnärzte  unter  bedeutender  finanzieller  Unterstutiung  des  Professors 
Wiuel  natli  dem  Vorbilde  Jessens  m  Strafsburg  (s.  u.)  eine  eigene 
Volks-  bezw.  Schulzahnklinik,  deren  Förderung  neben  der  einmütigen 
Opferwilligkeit  des  Vereins  und  der  imentgeltlichen  Dienstleistung 
•6  Darmstädter  Zahnärzte,  Regierung  tmd  Stadtverwaltung  betrieben 
hatten. 

In  Essen  hat  der  verstorbene  Alfred  Krupp  eine  Heilstätte  für 
die /ahncaries  gestiftet,  deren  T.citnnp  Professor  VVitzel  übernehmen  sollte 
und  die  allen  An<:estellten  der  Firma,  sowie  ihren  Familien  unentgelt- 
liche Zahnbeharidlung  gewahrt. 

Ob  in  Berlin  der  beabsichtigte  Anfang  wirklich  gemacht  ist  und 
die  „Berliner  zahnärztliche  Poliklinik"  von  4  Berliner  Zahnärzten  sich 
thatsächlich  und  mit  Erfolg  in  den  Dienst  der  guten  Sache  gestellt  und 
die  zahnärztliche  Behandlung  für  zwei  Gemeindeschulen  ttbemommen 
hat,  ist  z.  Zt.  nicht  feststellbar. 

In  der  Charlottenburger  Stadtvorordnetenversammlunp:  fiel 
jünpst  eine  Anregung,  neben  12  anL,^cste!ltcn  Sehuhu^ten  für  1000  Mk. 
einen  Schulzahnarzt  anzustellen,  auf  ganzlicii  unfruchtbaren  Boden. 

*)  Beriet  Uber  die  26.  Jabresvcn.  Qvni  1900)  zu  Lflbeck.  In  D.  M.  f.  7^ 
XVllI,  i9«>o.    S.  454 

*)  Jessen  hr'i  <1<  r  [  p  iiaung  der  Uarmstädtcr  Scbulzahnkliuik.  Odontologisclic 
Blätter  VII,  i9o2;i9o3.    Nr.  i8.    S.  364. 

^)  Oüonlologischc  Blätter  VI,  1901  1902,  Nr.  14.    S.  253. 
*)  Odontol.  BläUer  VII,  1902/03.   Nr.  iS.   S.  361. 
Odontol.  Blätter  15.  XII.  1902.   S.  363,  371. 
Archiv  für  mc.  GcMtigcbun«  a.  Sutistik.  XVlIt.  40 
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Mistellen. 


Die  Berliner  Armendirektion  hatte  schon  vor  mehr  als  zwanzig- 
Jahren  für  da«!  ^rof^e  „Friedrichstädtischc  Wai^ci.hnus"  einen  /n'mar/t 
ai. LH  stellt  (Dr.  Ritter).  Wrhrend  seines  ersten  Dienstjahres  hat  er  bei 
83  Mädchen  243  Fiilhingcn  in  bleibenden  Zähnen  gelegt  und  65  Zahn- 
Steinreinigungen  vorgenommen. 

In  Dresden  hat  Zahnarzt  Toerger  in  den  beiden  städtischen 
Kinderanstalten  allmonatlich  zahnärztliche  Untersuchung  und  Behandlung: 
der  Kinder  vorzunehmen.  Er  ist  femer  Schulzahnarzt  an  der  Ehrlichschen 
Srhule,  deren  50  Internatskinder  er  jährlich  zweimal  in  seiner  Praxis 
behandel*,  während  01  die  ?oo  c'esiindcn  Schulkinder  einmal  jahrlich 
untersucht  und  üljer  Mund-  und  /ahnptlej^e  belehrt.  Kndlich  ist  er 
auch  Schulzahnarzt  im  Dresdener  Freimaurerinstitut  mit  230  Internisten. 
Seine  private  schulzahnärztliche  Thätigkeit  taili  jedoch  nicht  unter  den 
Begriff  des  kommunalen  Schulzahnarztes. 

Im  Centralwaisenhause  zu  Ems  soll  Frey  verhältnismäfstg  günstige 
Erfolge  in  regelmäfsiger  zahnärztlicher  Ueberwachung  von  allerdings  nur 
wenigen  Zöglingen  aufzuweisen  gehaln  haben. 

Tn  München  ist  Kallhnrdt  seit  1S98  seitens  des  Kultusministeriums 
in  der  „Zentral Werkstatt  rm  Erziehung  krappelhifter  Kinder  ani^estellt, 
wo  er  1900  1901  31  ZahiirciniguQgen,  78  Extraktionen,  449  Füllungen 
an  einigen  60  Kindern  vornahm. 

Die  unbedingt  gröfsten  Erfolge  auf  dem  Gebiete  der  Schulzahn* 
arztfrage  hat  bisher  jedoch  der  Strafsbui^er  Privatdozent  Dr.  Jessen  er* 
zielt.  „Eine  Hebung  der  Volksgesundheit  durch  Besserung  der  Zahn* 
Verhältnisse  kann  nur  in  der  Schule  erstrebt  und  erreicht  werden",  sagt 
Jessen  in  seinem  Vortrage :  „Zahnhyjjienische  FordeninL'^en'' ;  ' )  ..stadtische 
Schulbehorden  nnfl  sta atlii  he  Unterrichtsverwaltun^  müssen  Interesse  be- 
kommen, fiic  ■^crsiandi^i.slti.'ic,  wenig  einsichti<je  \  oiksma.sse  aufgeklärt 
werden.  Dem  .Mittelstand,  und  besonders  den  Arbeitern  fehlt  auch  die 
nötige  Zeitt  Geld  und  guter  Wille  zu  gesundheitlich  ausreichender 
Selbsthilfe.  Da  mufs  die  Schule  durch  Schulärzte  und  Schulzahnärzte 
nachhelfen.    Die  Kosten  sind  klein  im  Vergleich  zu  ihrem  Nutzen." 

„In  einzelnen  Städten  ist  dies  Ziel  erreicht,  unter  iiderem  auch  in 
Strafsburg,  wo  alle  Volksschulkinder,  16000  an  rler  Zahl,  nl'jahilich 
zahnärztlich  untersucht  werden  sollen  imd  auch  für  ihre  BeiiandtiwiL:  ge- 
sorgt ist.  Die  übrige  Bevölkerung  der  Stadt  wird  über  die  Hcucutung 
der  Zalmpilcgc  durch  kurze  Kegeln  darüber  aufgeklärt,  welche  jedes 
Schulkind  auf  seiner  mit  Gebifsschema  und  Bestellvermerk  (zur  Behand- 
lung) versehene  Untersuchungskartc  mit  nach  Hause  bringt.  Diese 
Kegeln  erhält  audl  jeder  Patient  von  Jessens  Universitätspoliklinik  mit 
nai  h  Hause.  Das  mufs  die  Zahnpflege  verbreiten  und  die  VolkS'^ 
gesundheit  fordern.'' 

^)  D.  M.  f.  Z.  XIX,  1901.  S.  311—318. 
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So  hat  denn  in  28  Semestern  vom  Winter  1888  bis  cinschlicfsUch 
Sommer  iqoi  Jessen  64  Zahnarzte  und  285  Mediziner  als  Schüler  ge- 
habt, die  unter  seiner  Leitung  fseit  1899  gesellte  sieh  noch  die  Poli- 
klinik für  Zahn-  und  ISiundkrankheiten  des  Privatdozenten  Dr.  Römer 
hinzu)  67599  Patienten  behandelten,  bei  denen  insgesamt  45076  Ex- 
tnktionen  vorgenommen  und  36  568  Füllungen  gemacht  wurden. 

Die  Genehmigung  zu  Schulkindenintersuchungen  hatte  die  Strafs- 
buiger  städtische  Schulbehörde  in  der  Mitte  der  neunziger  Jahre  ge- 
geben, die  kostenlc»se  Untersuchung  und  Behandlung  Jessen  aus  freien 

Stücken  übernommen.  .»Gerade  die  völlig  unentgeltliche  Behandlung, 
auch  ohne  Erstattung  der  >faterialkosten,  ist  das  einzige  Mittel|  um  die 
Kinder  der  Arbeiter  zur  Zahnpflege  zu  erziehen."  ') 

Es  fander  denn  ;  lljnfirlirh  zahnärztliche  Untersuchungen  der  Schul- 
kinder ]  h:r  Andrang  wurde  nber  endlich  so  grofs  «  es  fanden  sich 
zuweilen  60  Kijuler  in  einer  Stunde  ein),  dafs  es  an  Zeit,  Raum  und 
Arbeitskräften  gebrach,  so  dafs  Jessen  der  städtischen  Behörde  die  bau- 
liche Veränderung  der  bisherigen  ZahnpoUklinik  vorschlug  und  ihr 
nahelegte,  einen  städtischen  Schulzahnarzt  anzustellen  und  die  erforder- 
lichen Instrumente  u.  s,  w.  anzuschaffen.  Diese  Vorschläge  billigte  der 
Gemeinderat. 

Die  amtliche  Verfügung  der  Untersuchungen  durch  den  Oberschul- 

rat  erfolgte  1901.   Nach  jahrelangen  Heinühungen  Jessens  gelang  es  ihm 

endliidi,  die  erste  städti-«  he  Schulzahnklinik  mit  besnldetcm  Stadtschul- 
7:dinar/t  ' A"isistent  Je^^-* n.si.  der  seine  Zeit  au-M  hiiel'shch  den  Schul- 
kiiideruiilersut  luuigcn  zu  widmen  iiat,  am  i  5.  (Jktobcr  1902  ins  Leben 
zu  rufen. 

Die  Räume  sind  von  der  Universität  zur  Verfugung  gestellt  worden, 
während  die  Kosten  der  baulichen  Veränderungen  und  der  Einrichtung 
die  Stadt  Strafsburg  bestritt  Sie  beliefen  sich  auf  2  500  Mk.  Das 
Jahresgehalt  des  Assistenten,  der  ein  in  Deutschland  approbierter  Zahn- 
arzt sein  und  sich  jeweils  für  zehn  Monate  verpflichten  mufs,  beträgt 
2000  Mk..  die  laufenden  .Ausgaben  für  Instandhaltung  der  Instrumente, 
für  .Medik.iiiiLi.te,  Materialien,  Bedienung,  Heizung,  Helciichtung,  Gas  und 
Wasser  betragen  jährlieh  750  Mk.  und  setzen  sich  folgendermafsen  zu- 
sammen: Heizung,  Beleuchtung  und  Wasser  150  Mk.,  Bedienung  monat- 
lich 15  Mk.  =:i8o  Mk.,  so  dafs  für  die  Betriebskosten  420  Mk.  übrig 
bleiben.  Als  Direktor  der  städtischen  Schulzahnklinik  ist  Jessen  er- 
nannt und  damit  städtischer  Iteamter,  aber  ohne  Gehalt.  Die  jährlichen 
Ausgaben  für  die  zahnärztliche  Untersuchung  und  Behandlung  von 


Jesücn,  DenkschriA  ffir  die  Errichluog  dncs  zahnürxU.  la»lituü>  an  der 
Kaiser -Wilhelms  •Univ«nttät  Strafsburg.   Berlin  1902.   S.  13. 
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16000  Volksschtdkindem  in  Stnisbtiig  bebufen  sich  demnach  auf 
«750  Mk.  M 

Eine  ähnliche  Summe  karm  und  mufs  jede  Stadt  Rir  eine  '^o 
wichtige  Sache  ausgeben,  da  es  sich  um  das  Wohl  der  Bevolkeruüg, 
um  Gesundheil  des  heranwachsenden  Geschlechtes  handelt.  ^Jessen.) 

Mit  Jessen  bin  ich  der  Absicht,  dals  die  approbierten  Zalinarzte  10 
atten  Städten  zunächst  die  Erlaubfus  der  Behörden  nachsacben  müßten, 
unentgeltliche  Zahuuntersuchungen  der VoUcBschuIkinder  vornehmen 
zu  dürfen.  Genaue  Statistiken  mttfiten  die  Lehrer  fbhren.  Zahn* 
hygienische  Flugschriften  sollten  verteilt  werden.  *)  Untersuchwigskartcn, 
die  ein  Gebifsschema  und  folgende  kurze  Regeln  und  Belehrungen  Uber 
Zahnpflege  enthalten,  sollten  zur  Verwendung  kommen. 

1.  Mit  a'/j  Jahren  hat  jedes  Kind  20  Zähne. 

2.  Im  6.  Jahre  erscheint  tler  erste  bleil»ende  liackenzahn. 

3.  Von  7- — 14  Jahren  dauert  der  Zahnwechsel. 

4.  Im  12.  Jahie  erscheint  der  zweite  bleibende  Backi^hn,  im  i6. 
bis  40.  Jahre  der  Weisheitsohn. 

5.  Gesunde  Zähne  sind  fUr  die  Verdauung  und  die  Gesundheit  des 
gansen  Körpers  unentbehiUch. 

6.  Milchzahne  haben  für  das  Kind  denselben  Wert,  wie  die  blei- 
benden  Zähne  fiir  den  Erwachsenen. 

j.  Von  Kindheit  an  mii«:sen  die  Zähne  täglich  zweimal  (morgens 
und  abends)  kräftig  gebürstet  werden. 

8,  Die  Ziihne  sollen  alljährlich  vom  Zahnarzt  untersucht  werden. 

9.  Sobald  äie  erkranken,  müssen  bie  gefüllt  werden,  ehe  Schmerzen 
auftreten. 

10.  Gesunde  Milchzähne  sind  die  Vbrbedbgung  ftir  gute  bleibende 
Zähne. 

11.  Um  die  Mundhohle  gesund  zu  erhalten,  müssen  alle  Wurzeln,  die 
nicht  gefüllt  werden  können,  ausgezogen  werden. 

1 2.  Die  eigenen  Zähne  müssen  erhalten  werden,  weil  Uinstliche  nur 

ein  Notbehelf  sind. 
Fassen    wir   alle  diese   Mitteilunticn   zusammen,   so    ergiebt  das 
Resultat,   dafs  bis  jetzt  gerade  ein  Zahnarzt  als  Gcmeinschulzahnarzt 
angcbtelk  ist,  aUo  kommunaler  Medizinaibeamier  ist.      Mau  iiat  nun  oft 
die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  Schule,  trotz  der  erschreckend  häufigen 

*)  Jessen,  „Die  städt.  Schul^alinklinik  in  Stiaf&burg  t.  E."    D.M.  f.  Z.  XXI, 
to  S.  544. 

Römers  Schrift  „Die  Bedeutung  der  Zalnpäege  tllr  das  Wohlbefindes  des 
ganten  Menschen"  wurde  in  6000  Eseroplaren  dem  Slrafsbuiger  Obersebulnt  tor 
Verteilung  an  die  Schulen  ttberwieseo.  Vgl.  Jessen,  „Die  AufklSning  des  Volkes 
Uber  die  Bedeutung  der  Zahnpflege  fOr  die  Gesundheit**.  Berlin  1900. 
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Zahncaiiefl^  flberluiupt  die  Pflicht  habe,  sich  um  die  Zahnhygienc  zu 
kümmern  und  man  hat  diese  Frage  seilet  /.ilmärztlicherseits,  nicht 
immer  bejaht.  Die  zahnärztliche  Behandlun^^  von  Kindern  habt-  mit  der 
Schule  doch  eigentlich  nichts  zu  thun,  bemerkte  Lipschitz,  der  alle  dies- 
bezügliclien  Bestrebungen  überhaupt  für  verfehlt  hält.  ^)  Vor  allem  sei 
die  Zahncaris  kerne  Scbulkzankhdt  wie  Kurzsiditigkeit  und  Rückgrats- 
verkrttmmuDg,  und  deshalb  habe  die  Schule  auch  nicht  die  Pflidit,  lUr 
die  Behandlung  zahnkranker  Kinder  zu  sorgen,  abgesehen  davoOf  dafe  in 
der  Schule  die  zahnärztliche  Hilfe  vielfach  schon  zu  spät  komme:  sie 
müfste  mei'-t  schon  früher  einsetzen.  Die  zahnärzth'clie  Untersuchunfj 
von  Schulkindern  dürfe  nicht  Selbstzweck  sein ;  sie  habe  nur  die  Auf- 
gabe, den  Nachweis  zu  erbringen,  dafs  die  Zahncaries  eine  allgeracine 
Volkskrankheit  ist,  die  schon  das  Gebi£s  jugendlicher  Individuen  in  iiuiiem 
Mafie  angreife  bezw.  zerstöre.  Dieser  Beweis  sei  durch  die  bisher 
stattgehabten  Untersuchungen  aber  bereits  eklatant  geliefert.  Nunmehr 
sei  es  viel  wichtiger,  die  städtischen  Behörden  der  gröfseren  StSdte  zur 
(iründung  zahnärztlicher  Anstalten  anzuhalten,  in  welchen  die  Kinder 
der  Unbemittelten  vollständige  und  unentgeltliche  zahn.lrztliche  Hilfe  er- 
halten; ferner  in  Krankenhäusern,  in  welchen  bereits  durch  Extrahieren 
von  Zähnen  teilweise  zahnärztliche  Hilfe  geleistet  wird,  diese  auf  die 
Konservierung  von  Zähnen  auszudehnen  und  endlich  in  Städten,  in 
welchen  weder  eins  noch  das  andere  durchgeführt  werden  kann,  zur  Aus- 
übung der  sahnttrztlichen  Funktion  bei  unbemittelten  Kindern  Armen- 
aahnärzte  anzustellen. 

Die  Behauptung  Lipschitz',  dafs  die  Zahncaries  keine  Schulkrankheit 
sei,  ist  nun  allerdings  zutreffend,  sie  beweist  aber  nichts  gegen  die  Be- 
deutung der  Erkrankung  für  die  Schule,  die  ja  durch  die  grofse  An- 
steckungsgefahr eo  ipso  gegeben  ist.  „Die  Erkrankungen  des  Organismus, 
sagt  Leubuscher, ')  die  die  geistige  und  körperliche  Leistungsfähigkeit 
des  Kindes  herabsetzen,  mflasen  ßjiT  die  Beurteilung  seitens  desLehrers^ 
für  die  Ansprüche,  die  er  an  das  Fassungsvermögen  des  Kindes  stellen 
darf,  von  grofser,  ausschlaggebender  Bedeutung  sein."  Insofern  gehört 
eben  auch  die  Zahnhygiene  zur  allgemeinen  Körperfaygiene,  deren  Pflege 
ja  ebenfalls  der  Schule  obliegt.  Zahuhygiene  ohne  zahnärztliche  Be- 
handlung ist  jeflorh  ein  Nonsens.  Der  Zahnhygiene  bedürfen,  wie 
unsere  statistischen  Zahlen  bewiesen,  etwa  nur  5 — 10  Proz.,  der  zahn- 
ärztlichen Behandlung  sind  dagegen  95 — 90  Proz.  der  Schüler  benötigt. 
Und  schliefslich  hält  ja  auch  Lipschitz  —  wie  wir  —  die  Anstellung 
von  Zahnärzten,  die  Errichtung  zahnftrztlicher  Anstalten  u.  s.  w.  fttr  eine 

*)  13.  ialem.  nicdis.  Koogrefs  zu  Moakau.  August  1897.  Sektion  fUr  Odon- 
tologie 

*)  Staatliche  Schulärzte  (Sammlung  vuu  Ahhandlungeo  aus  dem  Gebiete  der 
Fid»gogi«clien  Pftyeliologie  imd  Physiologie  V,  2).   Berlin  1903»   S.  5. 
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Notwendigkeit.  Ub  diese  anzustellenden  Zahnärzte  nun  „Aitncn/ahn- 
ärzte"  oder  „Schulzahnärzte",  und  ob  diese  zu  errichtenden  Anstalten 
,,Poliklinikeo"  oder  wie  auch  immer  heifsen,  die  Haiiptsache  ist  ja  doch, 
dafs  2ur  Beseitigung  der  Zahncaries  seitens  der  Behörden  und  der  Zahn- 
ärzte alle  verfugbaren  Mittel  und  Kräfte  aufgewendet  werden.  Selbst 
in  den  Städten  mit  mehr  als  looooo  l^jnwohnem,  die  ja  auch  in  der 
Anstellung  von  Schulärzten  für  die  anderen  vorbildlich,  zu  werden  be» 
ginnen  —  17  von  33  haben  durchgefülirte  Schularzteinrichtung,  5  haben 
sie  beschlossen  oder  vorbereitet  M  -  ist  trotz  der  Menge  vorhandener 
Zahnärzte  liit-  Möglichkeit  kostenloser  zalin.ir/ilu  her  Behruulluiii;  lur  eine 
grolse  Anzaiii  von  Schulkindern  nicht  vorhanden,  obwohl  sie  doch,  wie 
Altona,  Hamburg,  Strafsburg,  Dannstadt  beweisen,  durch  die  Zahn- 
ärzte  geschaffen  werden  kann  und  mufs,  wenn  den  Sdiul- 
behörden  die  Notwendigkeit  der  Anstellung  von  Schulzahnäntten  be* 
wiesen  werden  soll.  Man  suche  die  Schulkinder  unentgelt- 
lich behandeln  zu  dürfen,  und  der  Unterschied  zwischen  dem 
zahrme^iindeii  bezw.  zahnbehandelten  und  /nhnkranken  Kinde  wird  auf 
SLüullielioKirn,  Aer/te.  I.ehrer  u.  s.  w.  l):ild  viel  stärkeren  Findruck 
raaciien  als  jetiwcile  theoretische  Belciirung  und  tliatenlose  Aufkiurungs- 
predigt. 

Es  ist  schon  viel,  dafs  man  seitens  der  Behörden  der  Zahnpflege 
überhaupt  irgend  welchen  Wort  beimifist  So  ordnet  der  Erlafs  des 
königlich  preufsischen  Unterrichtsministers  vom  31.  Juli  iSS*)  in  den 
Ahimnaten  eine  regelmäfsige  Zalinptlegc  an;-;  die  preufsisc  he  Regierung 
hält  neuerdings  (1901)  die  Lehrer  an,  bei  den  Schülern  auf  l  ine  qründ- 
irhe  Zahn-  und  MundpHece  zu  a<  iiten.  Die  '/öt^lintre  c!e>  knini^liehen 
Siudiensemniars  in  AsciuUicJiburg  werden  auf  Anordnung  iler  Regierung 
jährlich  dreimal  zahnärztlich  untersudiL*) 

All  das  darf  freilich  kaum  ein  Anfang  genannt 
werden.  Um  der  grofsen  Votkskrankheit  Einhalt 
xu  gebieten,  dazu  bedarf  es  eben  derer,  die  sie  zu  be- 
siegen verstehen,  der  Zahnärzte  —  aber  ihre  An- 
stellung an  Schulen  als  Konimunalbeainte  wird  noch 
nicht  so  bald  v  c  r  w  i  r  kli  c  h  t  w  e  r  d  e  n.    Dann  zeige  der 


*)  Hartmann,  St^llungnahmi"  ilcr  St.ultvcrwaUungcn  zur  Scliulgcsuiidhtits- 
j)flc|;c.  Vcrhiuuil.  der  3.  Julirisvt- rs.  des  Allg.  dcutsclirn  Vereins  tür  Schul};esund> 
beiU])ll<--gc  [Er;:an/un^shcfl  m  „Gesunde  Juj;end  ',    III.  üd.).    Leipzig  1902. 

*j  ilaudbucli  der  Schulhygiene  von  Hur^^erslein  und  Netoiiuky.  Wien. 
Vll,  I  des  Handbuchi  der  Hygiene  von  W'eyl.   Jena  1^93-    S.  3S7. 

*)  Ritter,  Kecbte,  Pflichten  und  Kuutichler  in  der  Zahnheilkundc.  BerUn 
1903.   S.  297. 

*)  Deutsche  zabn&rztl.  Wochenschrift,  i^oi»  t54> 
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Zahnarzt,  dafs  er  in  selbstlosem  sozialem  Bemühen 
zunächst  nur  auf  das  Volks  wo  hl  bedacht  ist.  Er 
weifs,  dafs  er  die  volkswirtschaftliche  Kraft  hebt, 
wenn  er  der  Zahncaries  erfolgreich  zu  Leibe  rückt 
und  er  thue  dies,  indem  er  Opfer  nicht  scheut  und 
das  Eigeninteresse  hintansetzt.  Seine  Bemühungen 
ncrden  am  Ende  auch  ganz  naturgemäfs  Früchte 
trag  ('  n. 

Man  konnte  die  Frage  aufwerten,  nl»  denn  die  A rmenpflcfie  hier 
nicht  eingreifen  müsse?  Die  Armeupilcge^eiwaliuag  niufste  sich  sagen, 
dafs  korperhclie  und  geistige  Gesundheit  und  Leistung:,l.i.ldgkeit,  welche 
die  besten  Vorbcugungsmittel  gegenüber  derVerannung  sind,  auch  durdi 
schlechte  Zähne  beeinträchtigt  werden.  Deshalb  mü&te  ihr  besonders 
viel  daran  gelegen  sein,  in  den  Kreisen  der  Minderbemittelten  für  zaiin- 
hygienische  AutTtlärung  und  frühzeitige  Zahngesundung  zu  sorgen.  Bei 
sohher  tieferen  Erfassung  ihrer  gesundheitlichen  Prophylaxe  der  Ver- 
armung würde  sie  einmal  die  nngestrebte  Anstellung  \'on  Schulzahn- 
ur/.ten  und  die  F>richtun^^  \'>n  Si  luil/ahn  l)e/.w.  l\)hkliaiken  /u  betreiben 
haben,  die  ja  dann  vor  ailcm  den  Kindel n  der  ünneren  Volkskceise  zu 
gute  kämen,  sodann  für  zahnhygienische  Mafsnahmen  bei  den  noch  nicht 
schulpflichtigen  Kindern  Ortsarmer  Vorkehrungen  zu  treffen  haben.  ^) 
Von  konservierender  modemer  zahnärztlicher  Behandlung  ist  jedoch  nir- 
gends die  Rede:  Extraktionen  besorgt  auf  Zuweisung  der  Armenärzte 
jeder  Barbier,  Gebisse  fertigen  nirht  nur  inittelmäfsige  Tcehniker,  sondern 
auch  geschaftlirbe  '/ahtiinstitute  nn.  Letztere  werden  in  Ik  rliu  über- 
haupt nur  in  dringe uuen  i  uileii  auf  das  Gutachten  des  Aruttuar/les  durch 
Vermittlung  des  Armenkomuiirvsiunsvorstehers  zu  Krankenkassenpreisen 
gewährt.  In  Berlin  sind  femer  zur  unentgeltlichen  Behandlung  von 
Zahn-  und  Mundkrankheiten  zwei  Zahnärzte  zugelassen.  In  Charlotten* 
bürg  hatte  die  Annenkommission  in  ihrer  Gcschäflsanweisnng  vom 
Jahre  190 1  zahn-  oder  gar  zahnärztliche  Behandlung  gar  nicht  vorge- 
sehen; erst  für  den  Stadthnushaltsetat  1903/1904  sind  dem  Magistrats- 
antrage gemafs  ^^ooo  Mk.  lui  zahnai/tlirhe  Hehandlunf:;  Ortsarmei  be- 
willigt worden.  -)  Was  iianiburg  betritVt,  so  teilen  die  „iJlälLei  iur  das 
Hamburger  Armen ivesen"  •')  in  einem  Kundseliiciben  des  verwaltenden 


'1  Ritter  liat  ArmrnzahniT-Tfo  tu  rr;;clm;ifsi(;ir  Uiitcrsuoliunf;  der  fraglichen 
Kinder  ev,  in  df-rert  H'-hanMir  -.  wo  auch  exklusive  der  Füllungen,  die  Uehandlung 
^tatUmticn  krmnte,  vorgesclilagen. 

*)  Amtliche  Nichrichtcn  d.  Cbarlottenb.  Armcnvcrwaltung  IV,  9.  Januar  190t. 
S.  318.  Vgl.  auch  „Neue  Zeit«*,  Charh  tfigi.  Zeitung  (Ende  Mfin  bciw.  Anfang 
April  1903). 

Vgl.  Zahnärztl.  Rundschau,  1902.   Nr.  528. 
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Vorstehers  fiir  das  Medizinalwesen  der  All^'emcineu  Annenaostalt  die 
Grundsätze  mit,  nach  welchen  die  der  Armenanstalt  von  seilen  der 
Mellmstiftung  jährlich  uncn^ettlidi  bewilligten  5oo  ZJShat  und  weitere 
ä  i,so  Mk.  anzufertigenden  Zahne  den  Ortsarmen  ta  gute  IcommeD  sollen, 
und  swar  nur  auf  Empfehlung  der  Armenärzte  dauernd  unterstütiten 
Personen,  die  behufs  besserer  EmShrung  ein  kaostliches  Gebifs  unum- 
gänglich nötig  haben. 

Was  die  Armcincrwaltungen  für  die  Zahnpflcpfe  der  Waisenkinder 
bisher  gethan  haben,  wurde  oben  bereits  mit^'eteilt.  Es  waren  nur 
Bcrlm,  Dresden,  München  und  Ems,  die  sicii  diesbezüglich  betlatigt 
hatten. 

Neben  der  Annenverwaltung  sollte  aber  auch  seitens  der  Kranken» 
hftuaer,  soweit  sie  städtische  Institutionen  sind,  lur  eine  städtische 

Ausübun»;  der  Zahnhygiene  gesorgt  werden.  Die  einzige  Anstalt,  in  der 
bis  jetzt  die  zahnärztliche  Beliandlung  eingeführt  ist,  ist  die  „Volksbett> 
Stätte  (fiir  Lungenkranke)  am  Grabowsee"  bei  Oranienburg.  ^) 

SoUie  es  al)cr  —  nach  un?;eren  Ausführungen  über  die  Beziehun-^eu 
zwischen  21ahnverderbnis  einerseits  und  sonstigen  örtlichen  wie  allge- 
meinen Erkrankungen,  insbesondere  Infektionskrankheiten  andererseits» 
dnen  Begttnstjgung  durch  Mundschldmhautentsttndungen,  vor  allem  aber 
auch  über  Magenkrankheiten  nach  Zahn  Verderbnis:  kurz  im  Hinblick  auf 
die  Bedeutung  eines  gesunden  Gebisses  für  Gesundung  und  Gesundheit 
jedes  Menschen  —  nicht  Pflicht  der  ärztlichen  Leiter  der  allgemeinen 
Krankenanstalten  sein,  die  Folgerungen  daraus  zu  ziehen  und  sich  der 
ständigen  Hilfe  eines  zahnärztlichen  Assistenten  zu  versichern?  V^on 
einer  entsprechenden  praktischen  Bethätigung  ist  aber,  trotz  der 
Sympathien,  die  die  Krankenhaus-Direktoren  der  Idee  entgegenbringen, 
keine  Rede,  selbst  dort  nicht,  wo  zwei  ärztliche  Autoritäten  leitende 
Stellungen  einnehmen,  Ewald,  als  Dirdctor  der  inneren  Abteilung  des 
Augustakrankenhauses  in  Berlin,  und  G  r  a  w  i  t  z  ,  als  Oberarzt  derselben 
in  Charlottenburg,  denen  wir  aufserordentlich  wichtige  Forschungen  über 
den  Zusainmer^hang  zwischen  Zahncaries  und  schweren  chronischen  AlU 
gemeinkrankheiien  verdanken. 

Wie  Kitter  aus  bereits  erwähnten  Gründen  verlangt,  dafs  kein 
Kinderkrankenhaus  ohne  besondere  V^orsorge  für  zahnärztliche 
Ueborwachung  errichtet  werden  sollte,  dürfen  wir  mit  Delbanoo  in  Ham- 
burg*) gewifi  erwarten,  dafs  in  nicht  zu  ferner  Zeit  in  allen  allge- 


*)  Vgl.  bimu:  H.  Httnmel.  „Zabaänte  filr  KmakenaasUttcB".  Journal  f. 
/.alinhdlk.  Berlin  XVIII,  17,  S.  i6aii63. 

*)  Nacb  Ritter  aucb  die  Hcflstitte  Gfirbendorf,  vo  Dr.  Jonas- BresUtt 
lafanSrzUtch  bebaaddt.  —  Ab  itutlicher  IireniabnanEt  catwickelt  Köbkr  (DBtmstftdt) 
seit  langen  Jahren  eine  segensrcidie  Tbitigkdt.   Vgl.  D.  Z,  W.  VI.  30,  &  44a. 
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meinen  Krankenanstalten  (die  besondere  Bedeutung  der  opera« 
tiven  tmd  technischen  Zalinhfüknnde  für  die  Cliirtir^ie  des  Mundes  u.  s.w., 
also  für  die  chirurgischen  Spezialanstalten,  -elj  >rt  nicht  hierher)  der 
Zahnarzt  herangezogen  werde.  „Kein  Arzt  wird  lieute  ein  Magenleiden 
in  Behandlung  nehmen  —  sagt  Delbanco  —  ohne  gleichzeitig  Sorge  lu 
tragen,  dafs  die  kranken  Zfthne  entfernt  besw.  aiugebesseit  werden  . . . 
Sind  die  Keime  der  Zahncaxies  nicht  die  Ursadie  des  Magenkatarrhs,  so 
fördern  sie  ihn  doch.  Der  Circulus  vitiosus  wird  geschlossen,  indem 
der  Magenkatarrh  die  Hinfälligkeit  und  damit  die  Verjauchung  der  Zähne 
beschleuniget :  was  ist  das  für  eine  hygienische  Fürsorge,  die  dem,  was 
den  Mund  passiert,  erwiesen  wird,  dem  Munde  selbst  aber  nicht  ge- 
sdiicht:"  Aber  abgesehen  von  dem  Zusammenhang  zwischen  Zahnairies 
imd  Magen-  bezw.  anderen  Krankheiten,  spielt  doch  in  allen  Kranken- 
häusern die  Ernährung  eine  sehr  wichtige  Rolle,  die  ja  bei 
sdilechten  Zahnverhältnissen  nur  eine  ungen^nde  oder  sehr  mangeU 
hafte  sein  kann,  was  eines  Beweises  wohl  kaum  bedarf.  Ebenso  ist  auch 
bei  vorhandener  Zahncaries  die  thunlichst  gefahrlose  therapeutische  Ver- 
wendung differenter  Medikamente  (Eisen,  Quecksilber  u.  a."*  immoglich. 
Hier  mufs  eben  der  Zahnarzt  der  ständige  Gehilfe  des  Rrankenhaus- 
arztes  werden,  und  durch  die  Wirksamkeit  des  erstcren  könnte  sicher 
manche  Behandlung  eine  Beschleunigung  bezw.  Abkürzung  und  auch  eine 
grdndlichere  Heihing  erfahren.  Der  wirtschaftliche  Vorteü  wäre  der, 
dafs  hierdurch  die  städtischen  Krankenhausauqgaben  sich  mit  der  Zeit 
auch  ▼erringem  würden.  ^) 

Die  Realisierung  dieser  Pläne,  die  Anstellung  von  Schul*«  Armen-, 
Waisen-  und  Krankenhauszahnärzten,  ist  durch  einen  Hauptfaktor  sehr 
fraglich,  durch  den  Kostenpunkt.  Er  scheint  eine  unübersteigUche 
Barriere  zu  bilden  und  er  scheint  die  Zukunft  einer  gesunden  Entwick- 
lung der  schul-,  militär-  u.  s.  w.  /ahnärztlichen  obligatonschen  Behandlung 
und  somit  auch  eine  Verminderung  der  das  Volkswohl  arg  geährdenden 
Zahncaries  in  Frage  zu  stellen. 

Sichere  Hüfe  kann  hier  also  nur  durch  die  Zahnärzte  selbst 
kommen,  die  opferfreudig  und  opferlähig  genug  sind,  sich  zur  unentgelt* 
liehen  Behandlung  zu  erbieten.  Es  mUfsten  zahnürztlicherseits  die  Ge* 
meindeverwaltungen  veranlafst  werden,  dafs  tliesclbcn  unter  Rcrcitstcüimp^ 
von  Mitteln  aus  Schul-,  Armen-,  Krankenliausctat  u.  s.  w.  /unäclist  ver- 
suchsweise (in  den  Krankenhäusern,  Uara(  ken  oder  anderen  Räumen) 
Zabnpolikliniken  ^ur  vollständigen  sactigcmaiseu  zahnärztlichen  Behand- 
lung namentlich  Unbemittelter  (nach  dem  Muster  der  Hamburger, 
Stralsburger  u.  a.)  eröffnen.  Die  Errichtung  einer  Schul-,  Krankenhau»- 
oder  Ortsarmenzahnklinik  lielse  sich  im  Laufe  der  Zeit  sicher  bewerk- 
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stelligen  und  damit  wäre  auch  die  Basis  fiir  den  späteren  Aufbau  eines 
Schulzahnarztinstituts  gelegt. 

Auch  die  Krankenkassen,  bei  denen  die  zahnarztliclie  Versorgung, 
lunnentlich  in  den  Grofsstädten,  ganz  verwickelte  und  für  aUe  Teile  im- 
erquickliche  Verhältnisse  geschaffen  hat,  haben  mit  den  Versicheningä- 
anstalten  gröfstes  gesundheitliches  und  «rirtschalUiches  Interesse  an  einer 

Möglichkeit,  die  zahnärztliche  und  xahnhygienische  Behandlung  ihrer  Mit- 
glieder /u  Kassenpreisen  geregelt  zu  sehen. 

Damit  wäre  das  l'undameiit  ireiifben,  auf  welchem  die  praktische 
Volkszahnh\ L'irne  weiter  hmiei]  kannte  nnd  mitfste.  Die  öffentlichen 
Gesnndlii m Ion,  tlie  bis  jetzt  hn  eine  der  sozialen  Bedeutung  der 
ZahnverUcrbnis  enisj)rechenden  ZahngesundlieitspHege  so  gut  wie  gar 
nichts  gethan  haben,  werden  dann  die  Wichtigkeit  erkennen,  welche 
die  Zahnpflege  filr  das  gesamte  Volkswohl  besitzt;  die  Statistik  wird  sie 
darüber  belehren,  dafs  die  Anstellung  wissenschaftlich  gebildeter  Zahn- 
ärzte ein  l's  ilute-  Bedürfnis  ist,  und  dafs  demzufolge  ihre  soziale  Be- 
thätigung  in  der  Form  kommunalamtlicher  Medizinal- 
personen eine  unumgängliche  Notwendigkeit  ist.  Die  l^edenttmg 
und  \i »tueiuüukeit  der  Volkshygiene  strin])e!t  die  api*iol Merten.  Zihu- 
arzie  ohne  weiteres  zu  berufenen  amtlichen  Medizinalpersonen,  sobald 
ihre  soziale  Hethätigung  den  Gemeinden  Nutzen  und  Krfolg  zahn* 
hygienischer  Fürsorge  allüberall  zunächst  durch  statistische  Unter- 
suchungen und  gleichfalls  unentgeltliche  Ueberwachung  der  Zahnpflege, 
weiterhin  durch  unentgeltliche  poliklinische  Behandlung  der  zahnkranken 
Volksschulkindcr,  Armen  und  Waisen  bewiesen  hat.  Dann  wird  die 
pektminre  Sirherun?r  von  Zahnpolikliniken  für  Schulen  und  Arme,  die 
AiisieUung  k<)in:nutia!er  zahnärztlicher  Krankenhaus-Assistenten  und  Schul- 
zahnarzte wie  :ituk  rcr  nur  mehr  eine  Frage  der  Zeit  sein  ! 

Ein  noch  wichtigeres  Iiileie^sc,  die  \  u'.ks/uhiihvgicne  zu  ptle^eu, 
hat  der  Staat  aber  in  betrefl"  des  Heeres,  eine  1  rage,  die  wir  l>e- 
reits  oben  berührt  haben.  Auch  hier  kam  man  über  die  Anfänge  nicht 
hinatis. 

Die  Kadetten-Anstalt  zu  Grofs-Lichterfelde  hat  seit  langem  regel- 
mäfsige  zahnärztliche  Behandlung  und  Beaufsichtigung  eingeführt.  Private 

Abmachungen  dieser  Art  bestehen  auch  anderswo  zwischen  Kadetten- 
Anstalten  und  Unteroffizierschulcn  einerseits  und  Zahnärzten  anderer- 
seits, ohne  aber  für  die  Allgemeinheit  des  Heeres  etwas  zu  be- 
deuten. 

1897  war  für  Prculscn  eine  Summe  von  11  500  Mk.  ausgesetzt,  für 
welche  die  schadliaften  Zahne  der  Unteroffizicrsch iiier  und  Vorschäler  von 
Zalmärzten  untersucht  und  einer  erhaltenden  Zahni)flcgc,  bis  zum  Ersatz 
schadhafter  Zähne,  unterworfen  werden  sollten.  In  derselben  Weise  wurde 
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in  Bayern  und  Sachsen  voiigeguigen,  währaid  Württemberg  sich  ab- 
lehnend verhielt.  ^) 

Künstlicher  Zahnersatz  wird  aktiven  Mannschaften  laut  Verfiifrung 
des  Generalstabsarztes  von  Coler  nur  bei  Dien^bescbadigung  oder  Dienat- 
unfäliigkcit  gewährt. 

Als  ehrenamtlicher  Zahnarzt  hat  Haun  in  Erfurt  beim 
4.  Armeekorps  seit  1S65  ca.  25000  Zähne  behandeln  dürfen.'-) 

Seit  An&ng  1891  sind  zwei  Berliner  Zahnärzte  vom  Sanitätsamte 
des  Gardekorps  mit  der  zahnärztlichen  Behandlung  der  Unteroffiziere 
.  und  ihrer  Familien  betraut»  während  die  Zahnextraktion  bei  den  Soldaten 
bislang  meist  von  jungen,  zahnärztlich  schlecht  aui^ebildeten  Militär- 
ärzten ausgeführt  wurden. 

Nach  einer  Mitteilung  von  Schäffer-Stuf  kert  '  hat  fernerhin  der 
l>reufsische  Kriegsminister  die  Sanitätsämter  aller  Armeekorps  angewiesen, 
in  sämtlichen  (iarni:»oupiätzen  Vorträge  mit  approbieiteii  2^1märzten  ab- 
zuschliefsen  zwecks  zahnärztlicher  und  teclmischer  Hehandlung  der  Unter- 
offiziere und  Mannschaften  nebst  Familienangehörigen. 

Dies  sind  die  Resultate;  sie  sind  spärlich  genug. 

Die  Zahnheiikunde  ist  eben  bis  heute  noch  lUr  die  Militärmedizin 
ein  Stiefkind,  trotzdem  sich  diese  Beiseiteschiebung  am  Gesundheits- 
zustand der  Armeen  bereits  bitter  gerächt  hat,  wie  unsere  genannten 
Zalilcti  erwiesen  haben.  Neuerdings  wird  das-  auch  in  der  militärarzt- 
h<  lien  Literatur  anerkannt  imd  eine  Aendciung  energisch  angcsuebt. 
Seiir  bezeichnend  ist  tiic  Antwort  (le>  ("lieCs  des  preufsischen  Sanitäts- 
korps auf  eine  ümtrage  des  hollandiscljeu  Zahnarztes  Stark  betreffs 
4er  Zahnpflege  in  den  europäischen  Heeren.  'Sie  tautet:  der 
preufsisdien  Armee  gehört  die  Fürsorge  in  bezug  auf  Zahnkrankheiten 
und  -pflege  zu  den  dienstlichen  Obliegenheiten  der  Sanitätsoffiziere,  bei 
technischen  Schwierigkeiten  werden  in  vielen  Fällen  Zahnärzte  zu  Rate 
gezogen." 

J)ic  Ueberwachun;^  der  Zahnpflege  der  Soldaten  liegt  jedoch  den 
Untere >riizieren  ob,  die  selbst  zum  gröfsten  Teile  an  cariösen  Zähnen 
leiden. 

Etwas  besser  liegen  die  Zahnvcrlialtniäse  in  Oesterreich.  „Den 
österreidiijicheQ  Militärärzten  wird  seitens  der  Heeresverwaltung,  in  An* 
erkennung  der  hohen  Bedeutung  rationeller  Mundpflege  u«  s.  w.  und  der 
Notwendigkeit  jeglicher  kunstgerechter  zahnärztlicher  Behandlung  d« 
Soldaten»  nicht  blos  Gelegenheit  zur  Ausbildung  m  der  Zahnheilkunde 


>)  Nach  Ritter,  1.  c.  &  301. 

*)  Diskussion  zu  Starks  Vortrag  im  Zeatralverein  d.  Z.  6.  Aug.  97.  D.  M. 
f.  Z.  IV,  1897.   S.  434. 

*)  D.  Zahnirztl.  Wochenscbr.  V,  9$.   S.  303. 
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gegeben,  sondern  audi  die  da/.u  notwendigen  Behelfe  gewährt.  Die  Aus- 
bildung in  der  Zahnheilkundc  erfolgt  in  mehrmonatlichen  praktischen 
Kursen  an  den  zahnärztlichen  Instituten  der  betreffenden  Dozenten,  die 
sich  unentgeltlich  dazu  erbieten,  oder  in  Privatkursen  bei  denselben,  oder 
bei  hervorrageDden  Zahnärzten  gelegentlich  der  Spezialkurse  der  Mflitir» 
Inte.  Der  Unterricht  vm&SA  die  Krankhetten  der  Mundhöhle,  spezidl 
Zähne,  deren  Reinigung  und  Erhaltung,  die  kunatgemälse  Extraktion  ver* 
lorener  Zähne,  den  Zahnersatz.  Behufs  praktischer  Verwertung  dieser 
Kenntnisse  haben  alle  MiUtärsanitätsanstalten  Instrumentenkästen  zur 
Extraktion,  Reinigung,  Konservierung  defekter  Zähne,  die  Garnison- 
spitälcr,  sowie  die  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  ein  voll- 
ständiges, sehr  reichliches  Instrumentar  für  jede  wie  immer  geartete 
zahnärztliche  Hilfeleistung."    (Vgl.  Stark,  1.  c). 

In  Deutschland  erfolgten  die  ersten  Schritte  zu  einer  Besserung 
der  sahnäntlichen  Behandlung  von  Mannschaften  und  gleichzeitig  zu 
einer  entsprechenden  Ausbildung  der  Sanitfttsoffidere^  ähnlich  der  eben 
besprochenen  östeireichiKhenp  in  München  1 896/1 897.  Im  Deaember 
1896  übernahm  Port')  die  zahnärztliche  Behandlung  der  Münchener 
Garnison  und  unterrichtete  dazu  kommandierte  Militärärzte  in\  Fxtrahieren, 
in  Zahn»  und  Mundpflege,  Diagnostik  der  verschiedenen  Zahnerkrankungen, 
Behandlung  von  Kieferbrüchen  u.  s.  w. 

Die  Zahl  der  Patienten  vervierfachte  sich  beinahe,  die  der  Rinzel- 
behandlungen  stieg  faät  auf  das  Neunfache  in  den  vier  Jahren. 
1900  bdcam  Port  ehien  aktiven  Assiifrtensant  als  ständigen  Assistenten. 

Die  bayerisdie  Militärverwaltung  hat  solche  Kurse  für  Sanitäts- 
ofliisiere  seit  1897  noch  in  weiteren  vier  grdfseren  Garnisonen  unter 
Leitung  efaies  sahnärztlich  ausgebildeten  Militärarztes  oder  eines  Civil- 
zahnarztes  eingerichtet  und  sorgt,  da  sie  keine  militärärztliche  Akademie 
und  also  keinerlei  Einflnfs  auf  die  Aiisbildnnf]:  ihrer  späteren  Militär- 
ärzte hat,  durch  deren  Aokomniandicrun^  an  zahnar;^tliche  Universitats- 
institute  (  die  sie  erst  nach  der  Ablegung  der  zahnärztlichen  Approbations- 
prüfung verlassen)  fiir  ihre  besondere  Spezialausbildung. 

In  Sachsen  ist  die  Zahnheilkunde  durch  kriegsministeriene  Ver* 
ftigung  vom  3.  April  190s  amtlich  in  der  Armee  eingeführt  worden 
durdi  Einrichtung  zahnärztlicher  Stationen  in  den  Gamisonlaza  retten 
Dresden  und  Leipzig.  *) 

')  Rückblick  a«f  meine  Thätigkcit  ali.  /al)n;>rzl  um  (  »arnisonlazdrcl  .Muacben 
in    den  Jahren   1898—1900  einschl."    (Corr.  ■  Iii.  t.  Z.    juh   1901).     Rcfcr.  voo 

Kvnttmaaa-Dresdea  ia  D.  M.  f,  Z.  XIX,  1901.  S.  518/19. 

•)  Richter,  „Die  ZahnbeUkunde  in  der  Armee»  K<irr..BL  f.  Z.  XXXH.  Hefts, 
S.  15a.  —  Nach  einer  privaten  Mitletlnag  desselben  Autors  ist  sogar  beabsichtigt, 
im  Chemnitzer  Gamisonlasarett  eine  neue  (fttr  Sachsen  die  dritte)  tabnirstl.  Station 
cinsuriehtcn. 
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In  Preufien  haben  Kuiae  fiir  MilitärSnte  wohl  nur  in  Stettin  trnter 
Leitung  top  LQluae*)  im  Anschlufs  an  seine  statistischen  Soldaten* 
Untersuchungen  stattgefunden.  Vom  Stettiner  Generalkommando  2.  Armee- 
korps wirdcn  demselben  vom  November  1897  ab  Patienten  überwiesen, 
nachdem  er  sich  freiwillig  zu  deren  Behandlung  erboten  hatte.  20  Sa- 
nitälsotti/icre  beteiligten  sich,  zwar  unrcj^elmafsip,  von  Ostern  i  S()8  h\? 
Mitte  1900  an  diesen  Kursen^  behandele  wurden  lui  ganzen  luüo  Manu 

Neuerdings  hat  sich  nun  noch  Jessen  in  Straftburg  zur  kostenkwoi 
Untersuchung  und  Behandlung  von  Soldaten,  die  ihm  überwiesen  werden, 
bereit  erklärt,  und  dem  Generalarzt  des  15.  Armeekorps  in  seinem 
SchiiAlichen  Vorschlag  anempfohlen,  ein  interessierter  aktiver  Zahnarzt 
möge  ein  Jahr  lang  seine  Kurse  mitmachen,  tun  sich  dann  nach  gesetz- 
lich vorgeschriebener  einjähriger  praktischer  Thätigkeit  die  zahnärztliche 
Approbation  zu  erwerben. 

Kinnnle  hat  nun,  um  die  Kinführung  der  Zahnheilkunde  im  ganzen 
Heere  zu  bewerksieUi^'en,  den  \'ürschlag  gemacht,  die  Mannschaften  in 
Bezug  auf  die  Zahnpüege  einer  dauernden  Kontrolle  des  Kompagnie- 
cheft  oder  Komi)agnieofiiziers  zu  unterwerfen ;  Bruck  hat  Instruktion  der 
Rekruten  Uber  den  Wert  der  Zahnpflegei  Lieferung  von  Zahnbürsten 
mit  Benutzungserklärung,  sowie  Zahnkontrollkarten  für  die  Rekruten  vor- 
geschlagen. Dies  sind  Vorschläge,  die  zwar  recht  acceptabel  sind,  ohne 
geschultes  Sanitätspersonal  aber  doch  wirkungslos  bleüjcn  winden. 
Gleichviel,  ob  das  Sanitätspersonal  nun  aus  Civil/ahnar/.ten  oder 
Sanitätsoffizieren  und  -Unteroffizieren  besteht,  so  ist  schon  der  Ueber- 
wachung  halber  eine  gründliche  Vorbildung  und  Erfahrung  auf  dem  Ge- 
biete der  21ahuheilkunde  unerläfslich,  die  durch  Kurse  für  die  Militär- 
ärzte, durch  Studienkurse  und  Unterricht  für  die  Zöglinge  der  Kaiser« 
Wilhefans*Akademie  enreicht  werden  könnte.  Daneben  wird,  des 
besonderen  Bedarfs  an  konservativ  «thrnpeutisch  geschulten  Dienst- 
personal halber,  auf  die  Heranbildung  geschulter  Spezialisten,  vor  allem 
unter  den  militärdienstfähigen  Civilzahnärzten,  kaum  verzichtet  werden 
können,  die  alsdnnn  auch  die  Tebcrwachung  der  einjährig-freiwilligen 
zu  praktischer  Dienstleistung  heraTizuziehenden  Zahnärzte  übernehmen 
könnten.  Von  dem  derart  im  Heer  bcthäti^ten  Zahnarzt  bis  zu  seiner 
Anstellung  als  Medi/.inalbeauitcr  ist  dann  nur  noch  ein  Schritt. 

Will  man  aber  die  Entwicklung  des  Zahnarztes  zum  kommunalen 
wie  staatlichen  Medizinalbeamten  beschleunigen,  so  ist  seitens  der  Zahn- 
ärzte eine  energische  fortgesetzte  Aufklärung  des  Volkes  über  die  Be- 
deutung der  Zahnheilkunde,  ferner  das  Sammeln  brauchbarer  Statistiken 
in  Schulen,  Armcecn,  ( .efängnissen  u.s.w.  die  erste  Bedingung.  Will 
man  auf  gesetzgeberischem  Wege  einen  Erfolg  erzielen,  so  muls  nach 
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den  Blingeschen  Worten  (1.  c.  S.  31),  der  intellektuelle  Erfolg  voraus- 
gegangen sein.  Nur  auf  diese  Weise,  wenn  man  das  l^ebel  hei  der 
Wurzel  packt,  wenn  mnn  unsererseits  um  der  guten  Sache  willen  Opfer 
nicht  s(  heut,  wird  man  der  Volkskrnnkheit,  der  /  laaverdei  bnis.  eiuen 
festen  Damm  entgegensetzen  köniicü,  der  ein  weiteres  Vordringen  der 
Krankheit  unmöglich  machen  wird.  Die  segensreichen  Folgen  für  das 
Volkswohl  und  die  Vc^kawirtschaft,  die  hieraus  erwachsen,  werden  nn* 
ennefsliche  sein. 


Die  Hugo  Heimsmnsche  öffentliche  Bibliothek  und 
Lesehalle  in  Berlin  in  den  ersten  vier  Jahren  ihres 

Bestehens  und  ihr  gedruckter  Katalog. 

Von 

Dr.  \V.  PASZKOWSKI. 
Bibliotbekar  aa  der  Königlichea  Bibliothek  in  Berlin. 

Am  24.  Oktober  d.  J.  konnte  die  von  dem  Stadtverordneten  Heim 
Hugo  H  e  i  m  a  n  n  in  Berlin  aus  eigenen  Mitteln  zur  unentgeltlichen  Benutzung 
iur  jedermann  begründete  OefientUche  Bibliothek  und  Lesehalle  auf  ein 

vierjähriges  I5estchcn  /.iinickblicken.  Wie  weiten  Kreisen  diese  hochherzige 
Süflung  unter  allen  Ikn  ütkerungsschicliten  der  Rcirhshauptstadt  in  dieser 
Zeit  zugute  gekommen  ist,  das  mögen  eini^;e  Zahlen  Icliren,  welche  die  letzte 
Statistik  Uber  das  vierte  !letrieb>iihr  mitteilt.  Danach  hn'ien  seit  der  Er- 
offnim^  des  Instituts  insj^esarni  420874  Personen  lu  Jeni^elljen  geistige 
Anregung  gesucht,  126343  davon  aliein  im  letzten  Jahre.  Die  Zahl  der 
in  und  aufser  dem  Hause  verliehenen  Bände  betrug  in  diesem  Zeiträume 
247  609,  davon  75 161  Bände  im  letzten  Jahre.  Nach  hause  verliehen 
wurden  im  letzten  Hetricbsjahre  nicht  weniger  als  61  675  Bände.  Die 
Lesesäle  wurden  in  diesem  Zeiträume  von  64  668  Personen,  und  zwar 
62256  Männern  und  2412  Frauen,  in  drn  vier  Jahren  /usammen  von 
2 1  5  668  Personen  besuc  ht.  Die  Znhl  d- i  iner  auslie^rt^nden  ]»eriodisf  hea 
Schntien  betragt  jetzt  510  Zeitungen  und  Zcitschriiten  jeder  Art  und 
Richtung.  Man  wird  diese  bedeutende  Entwicklung  nicht  zum  mindesteQ 
auf  Rechnung  der  äufserst  liberalen  Benutzungsbestimmungen  zu  setzen 
haben;  denn  unseres  Wissens  ist  es  hier  zum  ersten  Male  in  Deutsch« 
land  imteraommen  worden,  eine  grofse  freie  otfentlicbe  Hüchersammlung 
ohne  jede  erschwerende  Formalitvit  den  Bewohnern  einer  Riesenstadt 
zugänglich  zu  machen.  Dem  Besitzer  des  bvstit  u",  qr-huhrt  difur  nicht 
minder  Anerkennung  als  dem  Pubhkum,  das  das  \ertiauon  <li  ■vsc.bcn 
zu  würdigen  verstanden  hat  und  dessen  Haltung,  wie  der  letzte  Bericht 
ausdrücklich  hervorhebt,  musterhaft  gewesen  ist.    Wenn  man  bedenkt» 
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•wie  wenig  man  sonst  geneigt  ist,  bei  der  ]^?nutzung'  grofser  derartiger 
Institute  von  allerlei  Kautelen  abzusehen,  und  wie  mifstrauiseh  man  im 
allgemeinen  einem  so  verschiedenartig  zusammengesetzten  Publikum  wie 
dem  dieser  Bildungsstätte  entgegenzukommen  gewohnt  ist,  so  mufs  man 
geradezu  erstaunen,  dafs  im  letzten  Jahre  unter  den  6i  Ö75  nach  hause 
verliehenen  Büchern  nur  x6  verloren  gegangen  sind.  Denn  was  will  es 
besagen,  dafs  beispielsweise  der  letzte  Bericht  der  Kruppschen  Bttcher* 
halle,  —  die,  weil  auch  aus  privaten  Miltein  gegründet,  mehrfach  zum 
Vergleich  mit  der  Heimannschen  Bibliothek  auffordert,  —  hervorhebt, 
es  seien  trotz  der  riesigen  Frequenz  dieser  übrigens  vorzüglich  ausge- 
statteten und  verwalteten  Sammlung  im  Laufe  der  drei  letzten  Jahre 
nur  zwei  Bände  abhanden  gekommen  r  Denn  die  Kruppsche  BibUothek 
ist  eigentlich  keine  freie  öffentliche  Bibliothek,  sondern  sie  ist  nur  den 
Werkangehörigen  zugänglidb,  Leuten  also,  die  in  einem  bestinnsten  Ab- 
hfingigkeitsverhältnis  zum  Stifter  stehen,  und  die  der  Bibliothekar  be- 
ständig  unter  den  Augen  hat.  In  der  Heimannschen  Bibliothek  handelt 
es  sich  aber  um  ein  vielgestaltiges  Publikum,  das  über  das  ganze  Weichbild 
Berlins  zerstreut  ist,  ja  auc  h  über  die  Vororte,  tmd  dessen  einer  Teil  ganz 
ohne  Beruf,  vielfach  ohne  eigene  Wohnung  ist.  Da  ist  denn  in  der  Tat 
das  Verhalten  dieses  Publikums  ein  schöner  Beweis  für  die  Richtigkeit 
des  Satzes,  dafs,  wo  man  Vertrauen  sät,  man  auch  Vertrauen  erntet 

Zu  den  musterhaften  Einrichtungen  dieses  Instituts,  die  wir  bereits 
in  einem  früheren  Artikel  dieser  Zeitschrift  kurz  geschildert  hatten  (vgl. 
Bd.  15, 1900,8.  267 — 270)  ist  nun  ein  gedruckter  Katalog  gekommen,  der  in 
schöner  Ausfuhrung  in  einem  stattlichen  Bande  vor  uns  liegt,  und  der  mr 
Erleichterung  der  Henutzung  wesentlich  beitragen  wird.  Dieser  systema- 
tische Katalog,  den  wir  in  nachfolgendem  einer  etwas  eingehenderen  Be- 
sprechung unterziehen  wollen,  verzeichnet  in  19  Abteilungen,  die  in  sich 
wiederum  systematisch  geordnet  sind,  den  gesamten  Bücherbestand  bis  Ende 
März  d.  J.  Er  verbindet  die  Vorzüge  eines  systematischen  und  Rreuz- 
kataloges  derart,  da&  jedes  eiozdne  Werk  nicht  nur  an  der  ihm  im 
System  zukommenden  Stelle  aufgeftlhrt  wird,  sondern  auch  unter  allen 
anderen  Wissensgebieten,  die  es  etwa  noch  berührt.  So  erscheint 
Otter  ein  Werk  an  2- — 3  Stellen,  womit  nicht  allein  die  Autfindbarkeit 
i  rleiclitert,  sondern  auch  dem  Benutzer  die  weiigelicndste  Anregung  zum 
Weiterarbeiten  gegeben  wird.  Dazu  kommt  noch  ein  ausfuhrliches  und 
sehr  sorgfältig  gearbeitetes  Sachregister,  das  die  Brauchbarkdt  dieses 
Verzeichnisses  erhöht.  Bedauerlich  ist  es  nur,  da&  der  Bearbeiter  sich 
nicht  dazu  entschlossen  hat,  noch  ein  alphabetisches  Autorenregister 
hinzuzufügen.  Denn  wenn  auch  ein  in  der  Bibliothek  aufgestellter  alpha- 
betischer Katalog  hier  ergänzend  hinzutritt,  so  wtirde  doch  die  .Auf- 
nahme eines  solche n  Registers  in  den  gedruckten  Katalog  vielen  Be- 
nutzern äufsei.st  wiliküuimen  gewesen  sein,  die  zu  hause  nachsehen  wollen, 
ob  dieses  oder  jenes  W'erk  vorhanden  ist,  und  die  zwar  den  Autor  einer 
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Schrift  keimen,  nicht  aber  ohne  erheUtclieii  Ztittnfmohd  sich  in  6m 
System  werden  hineinfinden  können. 

Die  einzelnen  Abteilungen  der  Bibliothek  sind  isehr  vers<-hieden  niis- 
^estattet.  Das  wird  von  vielen  l)edauert  werden,  al^r  es  erklärt  sich 
aus  dem  IJostrcben  des  Heg:riindcrs,  seine  Sammlung  vornehmli(  h  zu  einer 
Bildungsstatie  lür  die  gewerblichen  Arbeiter  Berlins  zu  machen.  In  der 
That  zeigt  die  Statistik  des  letzte«  Betriebsjahrai»  dafs  von  den  7475 
Ptisooen,  die  der  Leserkieb  nmfaHs/t,  38  gewefbÜclie  Arbeiter  sind, 
wakrend  die  Zahl  der  Kaufleute  1997,  der  Aevste  mA  Juristen  i^Si 
der  Staats-  und  Privatbeamten  367,  ddr  Lehrer  und  Lehrerinnen  ^4% 
der  Studierenden  122,  der  Seminaristen  und  Schüler  317  beträgt,  wo7Ai 
noch  566  Kcinu/.er  ohne  f^eruf  kommen.  So  sind  die  Abteilungen 
Volkswirtschaft,  Gewerl)ekuiKlf .  Naturwissenschaft  und  Geschichte,  nach 
^nen  errahiungsgeroärs  in  diesen  Kreisen  die  grofste  Nachfrage  herrscht, 
fOfnehaJich  berOcksichtigt  worden.  Da&  die  Litteratat  str  Sogialwiiaen» 
sth«ft  und  SoziakieMokiatSe  dabei  besonders  reicMich  bedacht  iM,  hApA 
ton  diesem  Gesichtspunkte  aas  gleichfalls  erkUbrltek  AaMender  iM  dk, 
wie  uns  scheint»  etw»  einseitige  BerttckiichtigaAg  der  LitteiMar  zat  JMsa- 
ftage,  S.  98  ff. 

Beim  jj^enaneren  T>urchsehen  des  Kataln^res  stofsen  allerhand  Mängel 
auf,  die  der  Beseitigung,  und  Versehen,  die  der  Verbesserung  be- 
dürfen. Wenn  ich  daher  Ivier  einige  solciier  Ausstellungen  mache  und 
hie  und  da  auch  Bedenken  und  Wflnsche  äufsere,  so  soll  damit  das 
Msiehende  Verdienst  dieses  mit  vieler  Uoftakht  gearbeiteten  Veneich* 
nisses  hi  keiner  Weise  geschmälert  werden.  Es  sollen  nnr  einige  Ge- 
siclitspuokte  angedeutet  werden,  nach  welchen  meines  Erachten»  die 
Zusannmensetzung  und  Aufstellung  des  Bücherschatzes  noch  verbesse- 
fungsHihig  ist.  Lücken  sollen  nur,  sofern  sie  besonders  auffnllend  sind, 
hier  erwähnt  werden,  denn  irgend  eine  Vollständigkeit  in  den  einzelnen 
Abteilungen  kann  naturlicii  von  einem  so  jungen  Institut  nicht  erwartet 
noch  verlangt  werden. 

Zu  Abt.  1  Das  wissenschaftlich  viel  mnstrittene  etymologische 
W^trterboch  von  Faulmann  wäre  besser  durch  das  im  allgememen  ah 
iMiauchbar  anerkannte  Buch  von  Kluge  zu  ersetzen.  Kürschners  Litteratnr' 
kalender  und  Dietrichs  ZeitschriAenbibliographie  werden  in  der  Nach- 
schlagebibliothek ungern  vermifst. 

In  Abt.  II  wfire  neben  Gräseis  immer  noch  sehr  brauchbaren  Grund- 
züge der  Bibli'itliek^U  iire  auch  des  Verfnssers  ausführliche  Bearbeitung 
derselben,  das  Handbuch  der  Bibliothck.slchre,  Leipzig  1902,  zu  stellen. 
Das  2^tralblatt  für  Bibliothekswesen  sollte  doch  schon  um  der  An- 
gestellten des  Instituts  wegen  nicht  fehlen,  ebensowenig  wie  das  Jahr* 
buch  der  deutschen  Bibliotheken»  das  auch  die  Volksbibliotheken  berück* 
^chtigt,  de^leichen  die  Verzeichnisse  der  in  dem  Lesesaal  der  Königl. 
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und  der  Univetsitätsbibliothek  in  Berlin  aufgestellten  Handbiblio- 
theken. 

Zu  Abt.  III.  Das  Lehrbuch  der  historischen  Methode  von  Bemheim 
wäre  (Jiirrh  die  neuere  Auflage  zu  ersetzen,  wie  auch  Dahlmann-Wnitz' 
Quellenkunde  S.  41.  Sehr  verdienstlich  ist  die  auslülirUclie  lnlialts.ingabe 
der  unter  ^.usaiumenfassendem  Titel  ersciiieneneu  kleineren  Schrillen  der 
Autoren  z.  B.  S.  lo  der  gesammelten  Reden  und  Voitiäge  vm  Cuitius» 
'  S.  14  der  allgemeinen  Weltgeschichte  von  Oncken  u.  a,  m.  Erwünscht 
wäre  indessen  eine  solche  Inhaltsangabe  auch  bei  Laroprechis  deutscher 
Geschichte  S.  43  und  verschiedenen  Sammelwerken.  Naj>oleons  IIL  Ge- 
schichte Julius  Cäsars,  S.  36  ist  wohl  als  wertlos  auszuscheiden. 

Unter  der  Littrratur  zur  Geschichte  des  .Mtcrtnnis  fehlt  das  l>e- 
deutende  Werk  von  K.  Meyer,  Geschii  hte  des  Altertums.  Von  Riehls 
sc  lioncin  P.uche  „l^nd  und  Leute"  S.  44  wäre  eine  neuere  Aufla^^e  i-in- 
zustelleu,  zur  i^itteratur  über  Bismarck  fehlt  die  gehaltvolle  Biographie 
von  I-enz,  Wuttkes  Werk:  Die  deutschen  Zeit«5chriften  und  die  Ent- 
stehung der  öffentlichen  Meinung,  Leipzig  1875,  das  hier  fdalt,  ist 
immer  noch  ein  sehr  wertvolles  Buch  sur  Kulturgeschichte  der  neueren  Zeit. 

Abt.  IV.  Zur  Litteratur  Über  Fichte  fehlt  das  bekannte  und  grUnd> 
liehe  Werk  von  Adolf  I  asson.  Zu  Goethe  vermissen  wir  die  sorgßiltige 
Biographie  von  Bielschowsky ;  die  Abhandlung  von  Helmholtz  über 
Goethes  naturwissenschaftliche  Anschauungen,  die  S.  iqi  verzeichnet  ist, 
hätte  unter  dem  Ko|>t  „Goethe"  verwiesen  werden  müssen,  Heineraanns 
„Goethe"  ist  in  der  3.  Aufl.  1903  ein  recht  brauciibares  Buch  geworden, 
auch  das  kleine  Buch  von  Bode,  Goethes  Lebensweisheit  entliält  manches 
Lesenswerte.  Zu  Hegel  fehlt  S.  tss  das  bekannte  Werk  von  R.  Haym» 
Hegel  und  seine  Zeit,  zu  Schopenhauer  S.  137  die  treuliche  Lebens- 
beschreibung von  Gwinn».  Zu  Adam  Smith  vermissen  wir  hier  jede 
Litteratur,  wenigstens  wäre  das  Buch  von  Hasbach  über  diesen  grofsen 
Lehrer  der  Volkswirtschatt  anzuschaffen. 

Abt.  y.  rntcr  der  Litteratur  über  Rerlni  vermifst  man  die  Ver- 
weise von  /alilrrit  ntn  m  der  Bibliothek  vorhandenen  Wi  rken,  so  der 
Scluiüen  l.iudeubcrg  und  Roclenberij.  Das  schöne  Werk  von  Hans 
Mejcr  über  da^  deutsche  Volkstum,  das  eben  jetzt  in  2.  Aull,  erscheint, 
dUifle  in  einer  Bibliothek,  dte  Volksbildungsbärtrebungen  dient,  keines- 
falls fehlen.  Abt.  VI.  S.  188  ist  der  bekannte  verstorbene  Berliner 
Universitätsprofessor  Dubois-Reymond  falsch  in  das  Alphabet  eingeordnet: 
er  ü^horl  unter  D  und  nicht  unter  B;  seine  Rede  Über  die  Humboldt- 
Denkmäler  gehört  zur  Litteratur  über  Berlin.  S.  190  wäre  bei  Haeckel 
eine  Inhaltsangabe  seiner  ges.  populären  Vorträge  erwünscht.  Die  drei 
vorhandenen  Jahreanire  der  Potonieschcn  NaturwifsensLh  Wochenschrift 
stehen   doch   gar  /.u  w  it  von  einander  fijeirennl,  man  dcini  über- 

haupt durcligehends  sicii  mciu  daruii  wird  einverstanden  erklaren  können^ 
dafs  die  einzelnen  Jahrgänge  derselben  Zeitschrift  unter  verschiedenen 
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Nummern  auffrestellt  werden.  Offenbar  ist  hier  das  Datum  der  Kr- 
Werbung  und  die  Rücksicht  auf  den  Indikator  mafsgebend  gewesen,  abef 
für  den  Bibliothekar  ist  eine  solche  Aufstellung  mit  den  gröfsten  Un- 
zuträglichkeiten verband«!.  Von  Jochmanns  Grandriis  der  Cxperimental- 
physik  S.  201  ist  eine  xu.  alte  Auflage  eingestellt,  Cohns  Abhandlung 
über  Goethe  S.  iio  hätte  auch  unter  Goethe  verwiesen  werden  müssen, 
ebenso  S.  105  Virchows  Rede  über  Goethe  als  Naturforscher.  Von 
Liebigs  Chemischen  Briefen  S.  205  giebt  es  eine  netiere  und  bessere 
Ausgabe.  Von  Helmlioltz  S.  225  vermissen  wir  das  grundlegende  Werk 
über  die  Toneinjifindungen.  Rubners  Lehrbuch  der  Hygiene  fehlt  auf 
S.  238.  Die  Schrift  über  die  Verbrecherwelt  von  Berlin  S.  262  gehört 
zu  Berlin.  Auch  in  den  Abteilungen  VII — IX  liefsen  sich  noch  derartige 
kleine  Mängel  nachweisen,  doch  ist  anzuerkennen,  dafs  diese  Abteilungen 
mit  gröfserer  Sorgfalt  ausgestaltet  sind,  wie  dies  ja  auch  in  dem  oben 
angedeuteten  Plane  der  Bibliothek  liegt.  Die  Abteilung  X  Philosophie 
scheint  mir  aber  dodi  etwas  knapp  weggekommen  au  sein.  Der  Grund- 
rifs  der  Geschichte  der  Philosophie  von  Ueberweg*Heinze  zum  mindesten 
sollte  doch  nicht  fehlen,  cbensowenip:  wie  Schelling  ganz  fehlen  dürfte, 
und  wie  die  neueren  Riditungon  in  der  Philosophie  doch  etwas  mehr 
bedacht  we  rden  luufsteii,  als  durch  einige  mehr  oder  weniger  zufällig 
zusarnuiengebraclitc  Schriften. 

Zu  Abt.  XI  sei  noch  die  Anschafliiiig  von  Chantepie  de  la  Satissayc  s 
Lehrbuch  der  Religionsgeschichte  empfohlen,  m  Abt.  Xli  des  trcftli(  hen 
Werkes  von  Paulsen  über  die  deutsdien  Universitäten,  Berlin  1902,  zu 
Abt  XIV,  aa  die  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  In  Abt  XVI 
Litteraturgeschichte,  Geschichte  des  Theaters  und  der  Presse  vermifst 
man  das  Werk  von  Litzmann,  das  deutsche  Theater  in  den  litterarischen 
Bewegungen  der  Gegenwart. 

Die  immer  noch  sehr  brauchbaren  Erläuterungen  zu  den  deutschen 
Klassikern  von  Üünt/er,  von  denen  S.  518  nur  wenige  aufgefiihrt  sind, 
sollten  vollständig  vorhanden  sein.  Zti  Wustmanns  „Allerhand  Sprach- 
dummheiten" S.  535  gehören  noch  Er'hcs  Ergänzungen. 

Es  sind-  hier  mit  Rücksicht  auf  den  zur  N^erfiiifting  stehenden  Raum 
nur  fluchtig  die  rin/.elnen  A!)teilungeii  Lceinustert  worden,  und  es  sollte 
auch  nur  gezeigt  weiden,  dafs  hier  und  da  noch  eine  bessernde  Hand 
eingreifen  könnte.  Im  ganzen  wird  man  sagen  müssen,  dafs  die  Bibliothek 
mit  vieler  Umsicht  und  mit  ungewöhnlich  reichen  litterarischen  Kennt- 
nissen zusammengestellt  ist,  dafs  sie  ihre  Aufgabe  glänzend  erßlllt,  und 
dafs  wir  lebhaft  wünschen,  es  möchte  die  in  Aussicht  genommene  Ver- 
mehrung der  wissenschaftlichen  Litteratur,  die  unzweifelhaft  auch  eine 
Steigerung  der  Nachfrage  nach  sich  ziehen  wird,  von  demselben  Geiste 
erfüllt  sein,  der  das  ^-uize  uneigenniit/icje  Werk  ins  Leben  gerufen  hat, 
dem  Geist  der  Liebe  zur  Aufklärung  und  Belehrung  derjenigen  Volks- 
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schichten,  die  in  harter  Arbeit  um  die  Faitkaz  nack  geiatiger  firboiiag 

«dürsten. 

Oh  Herr  Heimann  bei  der  fortschreitenden  Vergröfserunjr  der 
Bibliothek  iijil  dem  gewählten  Nummeriis%'<5tem  allein  wird  aubkaiiifaeii 
könneui  iät  fraghch.  OÖeubar  ist  dies  Sy&tetu  durch  die  Auikieiluug  iks 
filr  aoooo  Nummexn  beredtteten  Tndiläloys  bedingl,  der  ftr  Udiiare 
fiibliothekeik  gewHk  lecht  brauchbar  kL  Eine  Kombioatkui  der  Nme- 
jdexvag  mit  der  Buchstabenbeaeichnimg  wird  licfa»  wie  ich  glaube,  in 
Zukunft  nidit  umgehen  lassen.  Die  Auiilelhuig  würde  sicherlich  dadurch 
an  Uebersichtlichkeit  gewinnen,  wenn  die  zusammengehörif^en  Teile 
eines  Werkes  auch  wirklich  xusantüienj^ebracht  würden.  Em  ^rrofses 
Verdienst  wurde  sich  der  Besitzer  dieser  Bibliotlick  damit  erwerben, 
wenn  er  sich  dazu  enU>chlüä&e,  cineu  mit  rcieiicii  liiteraiiächen  Kenut- 
nissen  ausgestatteten  Beamten  oder  eine  vielaeai^  gebildete  Dane  ledig- 
lich mit  der  Au%abe  sn  betrauen,  das  Publikum  bei  der  Wald  der  Lek* 
türe  sachgemäfs  zu  beraten,  umsomehr,  als  durch  den  fodikalor  die 
..Berlihnmg  des  BiUiothekais  mit  dem  PobUknm  sehr  eingeschilnlu  wild. 
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JDaviäf  Eduard:  S<mausmus  und  Landunrtschaft.  ir.r>.lcr  Band: 
Die  Hetriebsfrage.  Berlin,  Verlag  der  Sozialistischen  Monats- 
hefte 1903.    (702  S.) 

Auf  der  Gnmdlage  einer  höchst  detafllierteB  Sacbkemitins,  in 
lebendi^^  ansdiaiilicher,  ttbeisicbttfch  gmpiiierter  DaisteDuiig  Tenucht 
E.  David»  dessen  Name,  m  den  sodalisdschen  Agmdebalteo  der 

90  er  Jalire  zuerst  weiteten  Kreisen  bekannt  wurde,  in  seinem  Buch 
den  Nachweis  zu  füTiren,  dafs  die  JM.irxistische  Formulierung  der  all- 
gemeinen gesellschaftlichen  Entwicklungstendenz  fiir  die  T,nTid\virt<srh;ift 
nicht  zutreffe,  ja,  dafs  das  Entwicklunfr^«;rhema  der  agrikulturellcn  dem 
der  industriellen  Produktion,  ans  welcher  Marx  seine  Theorie  abgezogen 
habe,  geradezu  entgegengesetzt  sei.  Daher  habe  die  Partei  ihr  Pro- 
gramm io  Agranachen  von  Grund  aus  zu  revidieren.  Die  ait^  so  oft 
abgehandelte  Kontroverse  Uber  das  Verhältnis  von  Großbetrieb  und 
Kleinbetrieb  fat  der  Landwirtschaft  geifinnt  dorch  die  Art,  wie  David 
methodisch  seine  Ansicht  ans  dem  Wesensunterschiede  zwischen  1  n  l- 
wirtschaftlicher  und  industrieller  Produktion  herleitet,  durch  die  Breite 
und  die  Einheitlichkeit  der  Durch fithninfr,  wie  durch  die  an  das  Theo- 
retische geknüpften  praktisch  politischen  Forderungen  neuen  behalt  und 
neties  Interesse.  .Auch  wenn  die  Argumentation  nicht  /winf^cnd  ist  — 
und  das  scheint  sie  uns  keineswegs,  —  immer  wird  der  Leser  eine 
FttHe  oeaer  fruchtbarer  Anregungen  ans  dem  Werte  gewinnen. 

Daß  die  Tendenz  an  steigender  Konzentration  der  Prodaktions« 
mittet  nnd  damit  za  einer  Ibrtichreitenden  Verdrängung  der  im  Klein* 
betriebe  ehemals  selbständigen  Existenzen  durch  bezahlte  Lohnarbeiter 
kapitalistischer  Betriebe,  mit  klarster  Deutlichkeit  in  der  industriellen 
Bewepinfj  hervortretend,  in  der  modernen  Landwirtschaft  nicht  zu  beob- 
achten ist,  dafs  der  'l'endcnz  also  nicht  jene  uneitiL^^escliränkte  Bedeutung, 
mit  der  die  sozialistische  Auffassung  frtther  rechnete,  zukommt,  das  ist 
bereits  ni  Kaulskys  ,^grarfrage*'  (1899),  gegen  die  Davids  Buch  seine 
polemische  Spitze  richtet,  antunwunden  zugestanden.    Zeigt  doch  die 
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deutsche  Betriebszählurtg  vom  Jahre  1.S05,  dafs  seit  1882  die  Zahl  der 
kleinen  und  kleinhSuerlichen  Betriebe  von  2 — 20  Hektar  in  Deutschland 
um  mehr  als  looüoo,  die  der  grofsen,  kapiialistiscii  organisierten  Landwirt- 
schaftsbetriebe aber  nur  ganz  minimal  zugenommen  hat.  Kautsky  meint  an* 
scheinend  auch  gar  nicht,  dafs  es  sich  hier  nm  eine  rein  tempotare  Er- 
scheinung handle,  dafs  der  landwirtschaftliche  Großbetrieb  das  bisher 
Versäumte  durch  ein  unk  so  schnelleres  Ausdehnungstempo  in  absehbarer 
Zeit  einholen  werde.  Einstimmig  in  dem  Konstatieren  dieser  Divergeni 
zwischen  der  Bewegung  in  den  beiden  grofsen  Produktionssphären, 
stehen  David  wnd  Kautsky,  was  die  Erkläritnf;  und  Beurteilung  des 
Phänomens  anlan^^t,  in  schärfstem  Gegensätze  zueinander.  Nach  Kautsk\> 
Ansicht  ist  die  Widerstandskraft  der  auf  die  Arbeit  der  Familienglieder 
basierten  kleinbäuerlichen  Wirtschaften  wesentlich  der  üeberarbeit  und 
der  Unterkonsumtion  der  in  solchen  Betrieben  thätigen  Personen  ge- 
schuldet Das  Produktivitätsverhältnis  zwischen  kleinem  und  grofsem, 
kapitalistisch  organisierten  Betrieb  in  der  Landwirtschaft  —  jedenftdls 
in  ihren  Hauptzweigen  —  ist,  daran  hält  Kautsky  fest,  analog  dem  Pro- 
duktivitätsverhältnis des  handwerksmäfsigen  Klein-  und  Grofsbetriebes  in 
der  Industrie  zu  beurteilen.  Dort  wie  hier  repräsentiere  die  kapitalistische 
Unternehmung  hei  tüchtiger  Leitung  dem  Klcinbciriel>e  gegenüber  das 
rationellere,  technisch  überlegene,  die  Produkteinheit  mit  geringerem  Ar- 
beits- und  Kostenaufwand  erzeugende  Produktionsverfahren.  Die  tech- 
nische Ueberlegenheit  des  Gro(sbetriebes  mag  infolge  einer  Reihe 
spezifischer  Besonderheiten  der  Bodenkulturarbeit  in  der  Landwirtschaft 
geringer  sein  als  in  der  Industrie,  aber  „sie  ist  vorhanden".  Zwar  käme 
den  bäuerlichen  Betrieben  die  gröfsere  Sorgfalt  des  Selbstwirtsdu^ften; 
als  ein  Ertrag  steigerndes  Moment  zugute,  aber  ausschlaggebend  sei 
das  nicht.  Wie  das  Handwerk  durch  Ausbeutung  unbezahlter  Lehrlings- 
arheit  und  aufserste  Hedui fniseinsehrankung,  so  führe  ähnlich  aurh  der 
bäuerliche  Kleinbetrieb,  in  dem  an  Stelle  der  Lehrlings-  die  unbezahlte 
Arbeit  der  Familienglieder  träte,  den  Existenzkampf.  Nur  durch  die 
schwersten  persönlichen  Opfer  der  Betriebsinhaber  könnten  diese  tech« 
nisch  notwendig  rückständigen  Betriebe  sich  erhalten,  fortpflanzen  und 
vermehren.  Der  Marxsche  Satz,  dals  der  auf  das  Privateigentum  des 
Arbeiters  an  den  Produktionsmitteln  begründete  Kleinbetrieb  „mit  der 
Konzentration  der  Produktionsmittel  zugleich  die  Kooperation,  Teilung 
der  Arbeit  innerhalb  derselben  Produktionsprozesse,  gesellschaftliche  Be- 
herrschung und  Regelung  der  Natur,  freie  Entwicklung  der  gescllschaft- 
liclien  Produktivkräfte  ausschliefse",  gelte  allgemein,  wie  für  die  In- 
dustrie so  IUI  die  Landwirtschaft.  Dafs  in  dieser  die  Tendenz  zur 
Konzentration  der  Betriebe  nicht  siegreich  zum  Durchbruch  komme, 
beweise  nur,  dafs  die  Konkurrenz  nicht  liberall  und  durchgehends  mit 
der  Gewalt  eines  Naturgesetzes  auf  die  Verdrängung  der  technisch 
minderwertigen  durch  die  technisch  überlegene  Produktionsweise  hin' 
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arbeite,  dafs  in  der  Fortpflnnzunf^  und  Entwicklung  der  a^irt kulturellen 
Struktur  Momente,  die  mit  der  grofscren  oder  geringeren  Produktivität 
der  Betriebslonuen  in  keinem  inuncren  Zusammenhange  stehen,  eine  be* 
sonders  bedeutsame  Rolle  spielen. 

Dem  hält  David  entgegen,  dals,  so  hart  das  Los  der  selbst* 
arbeitenden  Kleinbauern  auch  heute  noch  sei,  sich  ihre  Lebenshaltung 
gegen  früher  gehoben  habe.  Die  Klasse  stagniere  nicht,  sie  sei  —  das 
beweise  u.  a.  die  grofse  Rührigkeit,  mit  der  sie  an  der  Ausbildung  und 
Verbreitung  des  landwirtschaRlichen  Genossenschaftswesens  sich  beteilige 
—  in  einem  vielversprechenden,  die  Keime  selbständiger  Initiative  ent- 
wK  kchädcn  Vormarsch  begriffen.  Kin  solcher  Vormarsch  aber,  dafs  ist 
die  Hauptsache,  werde  durcli  keine  dieser  Betriebs  form  inner- 
lich anhaftenden  technischen  Schranken  eingeengt  Im 
Gegenteil,  so  wie  die  Dinge  heute  liegen,  biete  der  kleinbäuer« 
liehe  Betrieb  für  die  Entfaltung  der  ag  r  i  k  u  1 1  u  r  e  1 1  e  n 
Produktivkräfte  günstigere  Bedingungen  als  der  Grofs- 
betrieb,  l'm  dies  f'rt)bandum  <ln.  ht  sich  das  ganze  Buch ;  die  lange 
Analyse  des  landwirt-,c  haftlichen  Prcxiiikiionsprozesses  hat  keinen  anderen 
Zweck,  als  den,  dies  eine  zu  beweisen. 

Marx'  Lehre  von  der  technischen  Minderwertigkeit  des  Klein- 
betriebes sei  unbestreitbar  (Ur  die  Industrie,  bei  der  es  sich  um  die 
„Verarbeitung  toter  Dinge"  handle.  „Aber  Kooperation,  Arbeitstdlung, 
Maschinerie  —  die  grofsen  Positionen,  auf  denen  die  höhere  Leistungs- 
tahigkeit  des  Grofsbetriebes  in  der  uierhanis<  hen  Produktion  sich  auf- 
baut", haben  —  so  resümiert  David  im  Sclilufswort  seine  weit  ausge- 
sponnene Argumentation  —  in  der  Landwirtschaft,  deren  ProduktioTi 
auf  die  „Entwicklung  lebender  Wesen"  gerichtet  ist,  keine  ausschlag- 
gebende Bedeutung.  „Die  Vorteile  der  Kooperation  auf  grofsem  Mafs- 
stab  sind  hier  wesentlich  eingeschränkt,  und  soweit  sie  auch  in  der 
Landwirtschaft  Bedeutung  haben,  kann  sie  sich  der  individuelle  Witt- 
schafter  durch  genossenschaftliche  Organisation  leicht  erschlie&en.  Auf 
der  anderen  Seite  wachsen  die  Nachteile  der  grofsen  Kooi)eration  mit 
der  Weife  des  Arbeitsfeldes  und  der  Schwierigkeit  der  Kontrolle  in 
aufserordentlichem  Mafse.  Die  manufaktunuafsige  Arbeitsteilung  versagt 
in  der  Landwirtschaft  so  gut  wie  ganz.  Gegen  die  Verwandlung  des 
zeitlichen  Nacheinanders  in  ein  räumtiches  Nebeneteander  der  Stufen- 
prozesse protestiert  die  Natur  des  biologischen  Produktionsvorganges. 
Aach  hinsichtlich  der  spezialisierenden  Arbeitsteilung  kann  der  Landwirt* 
schnfishetricb  dem  mechanischen  Produktionsbetrieb  nicht  folgen.  Und 
wie  weit  bleibt  seine  Maschinerie  hinter  dem  entwickelten  M.is<  hinisinus 
der  (»rofsindustrie  zurück.  Anstatt  von  einer  stationären  grofsen  Kraft- 
maschine bezieiit  der  Landwirtsi  haftsbetrieb  seinen  Kraftbedarf  von  mo- 
bilen Kleinmotoren,  und  unter  diesen  dominiert  bis  heute  das  Zugtier. 
So  bewundernswert  audi  mandie  landwirtschaftlichen  Werkzeugmaschinen 
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sind,  was  wollen  die  isolierten,  hin»  und  herwanderndrn,  worhen-  und 
raonatelanp  zur  Unthätigkeit  verdammten  Fin^elm  i^i  hinen  l)edeutjen 
gegeullbcr  dem  raüllob  thätigen  Maschinenautomaten  einer  i'abrik,  der  die 
an  ihn  gefesselten  Menschen  wie  Tdle  teiaer  setbst  «ir  Aitcft  xwtogc. 
Dabei  ist  der  wesentlich  feringere  Nttteen  der  Maadiinerie  in  der  Land- 
wirtschaft keineswegs  ein  tMantastbares  Voneeht  des  Gro6betfidies.  Die 
«seisten  landwirtschaftlichen  Masdiinen  sind  Kleinmaschinen,  der  Klein- 
heit der  tieris(-hen  Motoren  anpepafst  und  darum  auch  dem  Kleinhetrieh 
zuffänj^ticii.  Der  weitere  Umstand,  dufs  die  landwirtst  haftiiirhe  Maschine 
nur  zeitweise  }>enutzt  wird,  erniöjilicht  es,  dafs  auch  sjrölsere  Maschinen, 
so  vor  aiiem  die  wichtige  Daiupfdreschmaschme  nebst  Reini^ungs- 
maschine,  durdi  viele  kleine  Betriebe  gemdnsMn  benutzt  werden."  Und 
««iter:  „In  der  medianiachen  Veiaii)eitung  steht  die  Wcrkzengentwickiuni^ 
an  erster  Stelle;  sie  macht  hier  das  Wesen  der  ProduktionsentwacUitng 
aus.  In  der  Sphäre  der  organischen  Hervorbringung  ist  die  Werkzeug* 
entwickluntr  zwar  kein  unwichtiger,  aber  auch  nicht  entfernt  der  wich- 
tigste Faktor  des  Fortschritts.  Das  mechanisch-technische  Prinzip  ist 
hier  nicht  das  dominierende,  die  Entwicklung  bestimmende  rrMi/i{). 
Nicht  technisclie  Erfindimgen,  sondern  wissenschaftliche  Entdeckungen 
haben  die  Landwtrtsdwft  revolutioniert.  Kichc  die  Anwendung  der 
Dampfmaschine,  ecmdem  die  richtige  Erkenntnis  der  Beziehungen 
zwischen  Boden,  Pflame  und  Tierieib  leitete  die  moderne  Landwirtschaft 
ein.  Physikalische  und  chemische  Hoden  Verbesserung,  Regulierung  der 
Feuchtigkeitsverhältnisse,  rationelle,  allgemeine  und  spezielle  Nährstoff- 
zufiihr  durch  natürliche,  künstliche  und  grüne  Dün^un«,  Vermehrung  der 
Pflanzen-  und  Nutztierarten,  Herauszüclitunf:  veredelter,  den  natur- 
gegebenen Verhältnissen  und  den  besonderen  Nutzzwecken  bestangepalster 
Varietäten,  individualisierende  Pflege  der  zu  kultivierenden  Organismen 
und  Beschattung  gegen  ihre  zahllosen  Feinde  und  Schädlinge  —  das 
sind  die  Gebiete,  auf  denen  der  landwirtschaftliche  Fortschritt  seine 
gröfsten  Triumphe  gefeiert  hat  Die  raschere  F>ledigung  der  mechanischen 
Hilfsoperation  ist  nicht  unwesentlich,  aber  sie  ist  nicht  die  Hauptsache 
der  Betriebsentwicklung,  Das  Wesen  dieser  beruht  .luf  der  Steigerung 
der  Lebensintensitat  durch  rationelle  ("lestahini^  der  äufseren  ^\'ach^tu^ls- 
bedmgungen  und  der  inneren  Veranlagung  der  Organismen.**  Wenn  aber 
unter  Mitwirkung  der  rasch  und  fruchtbar  entwickelten  ländlk:hen 
Prodttsentengenossensdiaften,  „die  technischen  Fortschritte  dem  Klein* 
betrieb  cum  gröftten  Teil,  so  sind  die  wissenschaitlichen  Fortschritte  Ihm 
ohne  Ausnahme  zugängltch." 

David  operiert  nur  mit  den  l>eideti  Kategorien  „Grofsbetrieb"  und 
„Kleinbetrieb",  wol>ei  er  unter  diesem  den  kleinbäuerlichen,  nuss(  hliefslich 
oder  nahezu  ausschliefsHrh  auf  die  Selbstnrheit  der  Fnmilien^dieder  basierte 
Wirtschaft  versteht.  iMa  bringt,  scheint  mir,  von  vornherein  etwas 
Schiefes  in  diesen  Teil  seiner  Beweisführung.   Wenn  wirklich  dem  land- 
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wirtschaftlichen  Gro6betrieb  darum  keine  oder  keine  erhdsliche  Vorzugs- 

^ellung:  ztikommen  soll,  weil  die  technischen  und  wisscnscliaftliclien 
^'orlsrhritte  an  und  für  sich  auch  dem  Kleinbetrieb  zugänglich  seien,  so 
werden  die  auf  kleiiierer  Betriebf?fläche  aufgebauten  RetrielK',  sollte  man 
meinen,  doch  nur  in  dciu  Mafse  jene  Möglichkeit  ausnutzen  können,  als 
<lie  Betriebsinbober  dmch  genügende  Geldmittel  und  rationelle  agro- 
Bomiscbe  Vocbfldtmg  vntentüttl  wtsdm.  In  bdderiet  Hinsicht  aber  igt 
der  kleinbäuerlidie  einem  kleiokapitalistischen  LandwirtBchafbk 
betriebe  gegenüber  oAnMtditlich  im  Nachteil  Die  Fortschritte  des  Und' 
wirtschaftlicl»en  Kreditweseoa  ändern  daran  auch  nichts,  da  der  Kredit 
beiden  Teilen  natürlich  nur  nach  Mafsgabe  ihres  eigenen  Vermögens 
ni  Clebote  steht.  Kl)enso  ist  bei  im  Teilen  der  Anschlufs  an  die  ver- 
schiedenen Arten  sonstiger  läruilK  h -n  Genossenschaften,  die  Ausnutzung 
der  dort  gebotenen  Hilfsmittel  möglich.  Dafs  der  gröfsere  Betiieb  in 
der  Landwirtschaft  an  sich  nicht  notwendig  der  bessere  sein  müfste,  hatte 
übrigens  auch  Kantslcy  „auf  die  iaux  frais  der  mit  steigender  Betriebs- 
^icfae  progressiv  steigenden  Transporticosten  hinweisend'*  ja  selbst  aus- 
drQcidich  hervorgelioben. 

Aber  der  Ueinkapitalistische  ist  ein  Lohnarl)eit  anwendender 
Landwirtschaftsbetrieb!  Den  Lohnarbeitern,  die  bei  der  Weite  des  länd- 
lichen Produktionsfeldcs  schwer  r.u  beaufsichtigen  und  die  hier  nuh 
durch  kein  System  des  Akkordlohns  angestachelt  werden  können,  felilt  der 
treibende  Stachel  des  Kigeninteresses.  die  Spannkraft  und  die  Sorgfalt, 
mit  der  der  Bauer  und  seine  Angehöri;:;eu  beim  Werke  sind.  Dies  von 
keuier  Seite,  auch  von  Kautsky  nidit,  geleugnete  Moment  der  Ertrags- 
Steigerung,  Aber  das  die  kleinbäuerliche  Wirtschaft  verAigt,  tat  für  David 
das  in  letzter  Instans  Entscheidende.  Die  zunächst  nur  negative  Argu- 
mentation, dafs  die  kleinen  Betriebe  von  der  Möglichkeit,  die  technischen 
und  wissenschaftlichen  Enungenschaften  sich  ansueignen,  in  der  Land- 
wirtschaft nicht  ausfjeschlossen  seien,  kann  nur  dann  ni  einem  posi- 
tiven Satz,  zur  These,  dafs  gegenwärtig  der  K 1  e  i  n  Ii  e  l  r  i  e  b  die 
g  linst  ige  re  rt  Produktionscliancen  biete,  hinüber  fuhren,  wenn  man 
diesem  Faktor,  der  durch  eigen  Interesse  potenzierten  Arbeitssorgtait  der 
IddnbMuerlichen  Wirtschafter  eine  ungemessene  Bedeutung  für 
die  Produktivitätssteigerung  beilegt,  eine  Kraft,  die  alle  in  der  Armut 
und  Unbildung  der  kleinbäuerlichen  Wirtschafter  begründeten  Hemmungen 
rationeller  Betriebsweise  wett  macht 

Ks  ist  das  eine  subjektive  Schätzung,  die  weder  durch  Berufung  auf 
die  Resultate  der  vergleichenden  Betriebszählung,  noch  auch  auf  die 
<)knnoniischen  Fortschritte,  die  innerhalb  weiter  kleinbäuerlicher 
Scinchten  gegen  fniher  vielfach  /,u  konstatieren  sein  mögen,  zur  Beweis- 
kraft erhoben  werden  kann.  Wenn  die  Meinung,  die  die  Widerstands- 
kraft des  Kleinbauertums,  ohne  jene  Fortechritte  in  Ansdilag  su  bringen, 
aus  blofiwr  Uebemrbeit  und  Unterkonsumtion  erklären  will,  voreilig 
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generalisiert,  so  ist  gegen  die  Davidsche  Antithese,  die  Proklamation  der 
Xleinbauerawirtsdiaft  als  der  tendentiett  pioduktivaren  Betriebsweise^  die 
mit  gleicher  Arbeit  und  Getdaufwaad  mehr  resp.  bessere  ErtrSge  als  der 

Gro&betrieb  zu  erzielen  vermöge,  derselbe  Einwand  zu  erheben.  So  in- 
teressant und  lehrreich  Davids  methodisch  durchgerührte  Analyse  des  land- 
wirtschaftlichen Produktionsprozesses  und  die  Vcr^^leichung  des  Grofs- 
und  Kleinbetriebes  unter  diesein  ( lesichtspunkte  ist,  zur  ßef:rün(lunfr  der 
Davidschen  Tliesc  reicht  sie  niciit  aus,  kann  sie  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  ausreichei.  Da2a  wären  nfihere  ft^sbesdmnumgcD,  Zahlen  not- 
wendig in  denen  das  Plus  und  Minus  der  Produktivität,  wie  es  aus  dem 
Zusammenspiel  der  positiven  und  negativen  Instansen  resultiert,  sich 
klar  ausdrückt,  eine  auf  breiter  Grundlage  entworfene  Statistik  darüber, 
wie  sich  die  Geld-  und  die  in  Geldumzurechnendcn  Arbeitskosten  in 
rationell  geleiteten  kapitalistischen  f'.rofs-  und  Klcinl)etricbcii  gegenüber 
vorgeschrittenen  kleinbäuerlirhen  W'irtsc  liatteu  für  die  eiu/cliien  Kultur- 
artcn  in  den  verscinedenen  (.icgenden  stellen.  Ohne  das  fehlt  jede 
sichere  Handhabe  d^  Beurteilung. 

Der  Satz,  dafs  der  Ideinl^uerUche  Betrieb  heute  bessere  Chancen  der 
Produktivitätserhöhung  als  der  kapitalistisch  organisierte  biete,  wird  dann 
weiter  durch  eine  Betrachtung  der  in  der  modernen  „Weltwirtschaft* 
lieben  Formation  der  organisierten  Produktio n"  waltenden 
Tendenzen  gestützt.  Diese  Tendenzen,  führt  David  aus,  drängen  in 
den  alten  westeuropäischen  Kulturlandern  auf  eine  steigende  Intensi- 
ficierung  der  Landwirlüchaft,  auf  den  üebcrgang  zu  Kulturen,  die  pro 
Flächeneinheit  die  VeraiLsgabung  relativ  grdfserer  Arbeitsmengen  zulassen 
tmd  fordern.  Nur  in  den  Kulturen  mit  „niederem  Arbeitdassungsver- 
mögen",  deren  Produkt  zugleich  leicht  und  billig  transportierbar,  vor  allem 
in  der  Kürnerproduktion,  arbeite  die  überseeische  Konkurrenz  mit  ihrem 
extensiven  Raubbau  billiger  als  die  heimische  Landwirtschaft,  die  mit  den 
hohen  Bo<lenpreisen  und  der  Notwendigkeit  starken  Dün^i-rsatzes  zu 
rechnen  hat.  „In  den  neuen  Ländern  ^eht  die  alte  angehäufte  Boden- 
kraft m  die  i^rodukiivitäl  ein.  Kurupa  genieist  den  Nutzen  dieses  exten- 
siven Raubbaues  mit;  es  wäre  thöricht  dies  nicht  au  thun.  So  lange  das 
lür  Getreidebau  erschliefsbare  Neuland  des  Erdballs  reicht,  was  noch  lUr 
sehr  lange  der  Fall  sein  dürfte,  werden  die  Industrievölker  aus  diesem 
Naturvorrat  schöpfen." 

Für  die  Viehzucht  aber,  die  bei  genügendem  Hin/.ukauf  von  Futter- 
mitteln auf  kleiner  Betriebsfläche  elastisch  ausdelnibar  ist,  ebenso  für 
die  Herstellung  der  meisten  landwirtschaftlic  heu  ( juahtatsprodukte,  zumal 
derer,  die  in  frischem  Zustand  keinen  weilen  'Iransport  verlragen,  liegen 
die  Dinge  anders.  Hier  falle  die  Konkurrenz  der  überseeischen  Länder 
entweder  fort  oder  sie  habe  dodi  nicht  den  Vorsprung  beträchtlich  ge> 
ringerer  Produktionskosten.  Daher  geht,  durch  lokale  Verhältnisse  natür- 
lieh  sehr  vielfältig  durdikreuzt,  die  allgemeine  Entwicklung  in  den 
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alten  hoch  industricüen  curopaisclien  Staaten  rationellerweise  dahin,  den 
Cietrcidebau  7.11  dunsten  jener  heut  lohnenderen  Kulturen  mit  „gröfserem 
Aibeitsfassungs vermögen",  in  denen  die  bei  der  Komerproduktion  noch 
«o  wichtige  Maschineimutniiif  kdne  oder  eine  gaia  verschwindende 
Rotte  ^iett,  einzusctiräntcen.  Dais  eine  solche  EntwicJdongsrichtung,  so 
weit  sie  dttictidriiigt,  im  ^nten  natttrtich  mehr  eine  Veficleinerung  als 
eine  Ausdehnung  der  Betrief>sflflchen  t)egiinstigt,  lieg;t  auf  der  Hand. 
Aber  es  ist  niclit  abzusehen,  warum  nun  bei  intensiverer  auf  kleinerem 
Areal  basierter  Wirtschaftsweise  gerade  der  k]einl)äuerliche  Betrieb  in 
die  günstigste  Stellun«:^  rüciten  und  am  raschesten  vordringen  müsse. 
Den  Vorsprung,  den  gröfsere  Geldmittel  und  bessere  agronomische 
Schulung  kapitdistisch  organisierten  Betriel>en  gewähren,  wird  doch  dtirch 
jene  auf  Bettiebsintensividening  und  Arealverlcleinerung  der  Wirtscliaflen 
gerichtete  Tendenz  nicht  aufgehoben,  mag  immerhin  der  Fortfall  der 
Maschinennutzung  Ixi  solcher  Kulturart  das  ProduktivitStsverhältnis  für 
den  Kleinbauer  vorteilhafter  als  beim  (ietreidebau  gestalten.  Dafs  man 
in  der  Vermehrung  der  speziell  kleinbäuerlichen  ^^'irtschaften  in 
Deutschland  von  1882 — 1*5  das  Anzeichen  einer  weitertreibenden  in  der 
westeuropäischen  agriiiuiiurclleu  Gcsamtentwickiung  notwendig  begrün- 
deten Tendern  zu  erblicken  liabe,  kann  daher  wdil  in  Zweifd  gezogen 
werden.  In  Großbritannien  z.  B.,  das  ganz  ungeschützt  dem  Anprall 
der  billigen  Uberseeischen  Getreidezufuhr  ausgesetzt  ist,  in  dem  man 
also  nach  David  ein  noch  weit  stärkeres  Vordringen  der  kleinbäuer« 
liehen  Wirtschaft  erwarten  sollte,  sind  von  1885  —  95  die  Betriebe 
bis  zu  2  Hektar  zurückgegangen,  die  von  2  bis  8  und  von  8  bis 
20  Hektar  haben,  sieh  zwar  etwas  vermehrt  aber  nach  beträchtlich  ge- 
ringerem Prozentsatz  als  die  von  20  bis  40  und  die  von  40  bis  120  Hektar. 
Während  diese  l)eiden  letzten  Kategorien  an  Flädienumfang  um  356  na, 
haben  die  beiden  ersten  nur  um  51  339  Hektar,  den  siebenten  Teil  des 
Zuwaclises,  den  jene  erzielten,  zugenommen. 

Gemäfs  dieser  Ansicht,  dafs  unter  den  gegebenen,  die  Ausbreitung 
der  Viehzucht  und  intensiverer  Kulturarten  begünstifrenden  Verhältnissen 
der  kleinbäuerliche  Betrieb  gegenüber  dem  kapitalistisch  organisierten 
der  tendentiell  produktivere  sei,  dafs  ihm  infolge  dieser  Ueberlegenheit 
in  freiem  Konkurrenzkampf  die  Zukunft  gehöre,  erhebt  David  die  i  or- 
derung  einer  prinzipieHen  Revision  der  sozialistischen  Anschauungsweise 
und  Taktik.  Während  die  bisher  in  der  Partei  herrsdiende  Auflassung 
in  den  Grotstietrieben  der  Landwirtschaft,  ganz  analog  zu  den  Giofe- 
t)etrieben  der  Industrie,  die  technisd)  höchst  entwickelten  Organisationen 
sah,  die  ein  sozialistisches  Regime  nur  umzubilden,  die  es  als  Atisgangs- 
und  Stützpunkt  ftir  eine  allmähliche  So^ialisierung  der  gesamten  i'ro- 
duktion  und  \'erteilung  zu  benutzen  liaben  werde,  sind  sie  narh  David 
rückständige  zum  Absterben  verurteilte  Gebilde,  die,  wesenllicli  auf  un- 
rentablen Körnerbau  zuge^itzt,  in  Deutschland  nur  künstlich  durch  die 
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Komaoll«  tmd  liebesgabenpolitik  4er  Regierung  am  Leben  erhalten 
■perdfiB.  Nicht  eine  Umlnldiing  <Ser  «granscben  Groftbetriebe,  die  ihnen 
ihre  kapitalifitisdie  Hülle  abstreift,  aondeni  die  ZendiU^pmg  der  im  Crolfr- 
betrieb  bewirtschafteten  Ländereien,  die  AnfteQrag  derselben  unter  Hein- 

bäuerliche  Selbstwirtschafter,  überhaupt  eine  weitgreifende  staatliche 
Fördermig  der  KJeinbauembetriebe  und  ihrer  Prodtizentengenosscnschaften 
wäre  die  einem  sozialistischen  Regime  in  der  Agrikultur  vorerst  gestellte 
Aufgabe.  Sei  doch  die  Förderung  der  klernbänerlichen  nic  ht  nur  För- 
derung einer  demokratisch  volkstümlichen  sondern  zugleich  der  wirt- 
sdiafklich  nüondlsteo,  das  Höchstmais  an  ProdtiktiyitKt  verbfii^giendeB 
Betriebsform.  Die  Prokhnnafioii  eines  solclien  Zides»  aufgenommen  in 
das  Gegenwartsprogramm  der  Partei,  wQrde  dann  aber  axich  rings  das 
landarbeitende  Volk,  Bauern  und  Landarbeiter,  die  das  „altgeliebte  Ideal*^ 
wirtschaftli(  l  er  Selbständigkeit  narh  immer  im  Herzen  tragen,  dir  die 
Sozialdemokratie  gewinnen.  Jetzt  das  Getolge  der  Jtmkerpolitik,  Stimm- 
vieh für  KomzolUorderungen,  die  nur  dem  Grofsagraricr  nützen  können, 
den  kleinen  Landwirt  aljer  unberührt  lassen,  oder,  wo  er  Korn  hinzu 
kaaft,  direkt  schädigen,  wflzden  diese  Massen  dann  mit  dem  indostriälen 
Pioietanat  2U  einer  eiarieen  UBfiberwindlichen  Macht  zttsammenschmdaen. 
„Nicht  ein  unversöhnlidier  iriitschaftlicdier  Gegensatz  —  wie  die  Gnyis- 
figrarier  glauben  machen  wollen  —  sondern  eine  tief  verankerte 
1  n  t e  r ess e n  s ol  i  d ar  it ä t  besteht  zwischen  der  1  iTiH!>cbauennasse  und 
der  übrigen  werkthatigen  Volksmasse.  Wer  die  .'\rbeitcrsrhaft  niederhalt, 
hält  die  Bauernschaft  nieder.  Die  miUerielle  und  kulturelle  Hebung  der 
Aibeitsbauem  ist  an  dos  siegreiche  Fortschreiten  der  modernen  Arbeiter* 
bewegung  geknüpft!* 

So  lebhaft  der  Wunsch  eines  solchen  Zusammenschlusses  m  der 
Sodaldemokratie  empfunden  wird,  so  stark  das  Bedürfnis  nach  emem 
agitatorisch  wirksamen  Agrarprogramm,  die  Voran ssetsungen,  von 
denen  her  David  seine  Folgenmgen  entwickelt,  die  Theorien  ^  on  der 
überlegenen  Produktivität  des  KIcinbauernhetriebes.  sind  derart  uugcwifs 
und  auf  absehbare  Zeit  hinaus  so  wenig  beweisbar,  scheint  es,  dafs  Davids 
Auffassung  der  überlieferten,  von  Kautsky  etwas  modifizierten  Partei- 
anschauung zwar  in  mancherlei  Hinsicht  Abbruch  thun,  aber  in  ihrer 
prinaipielien  Formulierung  kaum  darauf  rechnen  kann,  sich  Aner> 
kennung  zu  erkämpfen.  Bei  der  grofsen  Komplinertheit  der  Inndwiit« 
schaftlichen  Verhiütnisse  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  Entwicklung 
der  Agrikultur  innerhalb  verschiedener  Länder  und  Gegenden  so  weit 
auseinander  laufende  Bahnen  einschlagen  mag,  dafs  beide  .\nsichten, 
entsprechend  eingescliränkt,  nebeneinander  Recht  belialten  können.  Da 
mag  der  Klein-,  dort  mag  der  Grofsbetrieb  das  fortgeschrittene  Element 
darstellen,  an  welches  eine  demokratisch  sozialistische  Politik  einmal  vor- 
wiegend anzuknüpfen  haben  wttrde. 

Sei  es  indefs  wie  immer  um  die  Pioduktivitat  der  Ueinbauerttchen 
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Betriebafona  hesttHk,  dafr  man  ouft  ihrem  Fortbcstande  auf  absdkbwc 

Zeiten  bin  zu  rechnen,  hat,  wird  nicht  bestritten.  So  erhalten  die  David* 
sehen-  Ausfuhrungen  über  die  Kntwicklung  der  bäuerlichen  Bezugs-  und 
Verwertungsgenossenschaftei),  Her  Hinweis  nuf  die  Vcrbindunp:sfiiden,  die 
sich  zwischen  ihnen  und  den  Konsunigcnossenschaften  der  Industrie- 
arbeiter (Dänemark  und  l-,aglaiid)  anspinnen,  —  Ansätze,  die,  in  ihrer  Ten- 
denz auf  Ausschaltuu^  des  kapitalistischen  Zwischenhandels  gerichtet,  zti 
lebeadcräiLij^eu  Zdlen  eines  geoosseuBchaiUichen  Organisationssystems^' 
werden  können  —  eine  von  dem  Austrag  jener  K-ontroverse  wesentlich 
unabhängige  Bedeutung.  Sie  zeigen  in  höchst  interessanter  Weise,  dafs 
der  bäuerliche  Kleinbetrieb,  wenn  man  vom  Zwergmafs  seiner  Produk- 
tion absieht,  in  allen  übrigen  Beziehungen  durchaus  nicht  notwendij^  ein 
Hemmschuh  fortschreitender  So/Jalisierung  des  Wirtscliaftslebens  sein 
uiufä,  ja  dafs  er  unter  Umständen  aus  sich  selbst  Teudcuzcn  erzeugt,  die 
ihn  in  jene  allgemeine  Bewegung  mit  hineinziehen,  dals  in  der  That  aiu:h 
dann»  wenn  wie  David  meiiBt,  i»  der  Landwirtschaft  der  üUeinbetrieb 
der  Zukunft  gehören  würde,  Slföglichkeiten  einer  Aaknttpfuiig  g^bcn 
sind.  Natürlich  würde  eioe  solche  EntwickUmg  —  David  hebt  das  in 
flciner  Polemik  selbst  hervor  —  nicht  ausschliefscn,  dais  sich  nicht  später 
einmal  auf  der  Grundlage  bäuerlicher  Prodnzcntenf:;enossenschaften  auch 
ein  weiterer  Zusammenschlufs  /n  ländliciien  Froduktivgenosseu.schaften 
der  Arbeitsbauern  vollziehen  konnte  imd  so  auch  iu  der  landwirt- 
schaftliclien  Pioduktionssphäre  ein  sozialistisches  Priiuip  zur  Herr- 
schaft käme 

Der  sweiie  Band  soU  nach  dem  Plan  des  Werkes  die  Eigentum»- 
frage  und  Preisbildung  bebandehi. 
Beriitt-Gharlottenburg. 

CONRAD  SCHMIDT. 


Curtit  Theodor,    GcschUktt  der   Schwäz  im  XIX.  Jahrhundert. 

Reich  illustriert  von  A.  Anker,  II.  Bachmann,  E.  Bille 
L.  Dünki,  A.  Hoffmann,  J.  Morax,  P.  Robert,  H.  Scherrer« 
Neuenburg  (Verlag  von  F.  Zahn)  1902.  714  S. 

Mit  der  Geschichte  der  Schweiz  im  19.  Jahrhundert  wollten  Ver< 
fasser  und  Verleger  em  Volksbuch  im  besten  Sinne  des  Wortes  Khaffen, 
Die  leidet  viel  zu  wenig  bekannte  neuere  und  neueste  Geschichte  un* 
seies  LAodes  sollte  durch  Theodor  Curti,  imterstützt  von  einer  Reihe 

hervorragender  Künstler,  zum  Gemcinf^ut  des  Schweizervolk  es  werden. 
Der  Plan  ist  vollständig  gelungen.   Curtis  Schweizergescbichte  int 
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19.  Jahrhundert  hat  in  unserem  Lande  eine  Verbreitung  gefunden,  wie 
selten  ein  Werk.  Der  Name  des  Verfiosers  und  die  Opferwilligkett  und 
Energie  des  Verlegers  haben  dem^^elben  den  Weg  überallhin  gebahnt 
Man  findet  es  in  der  Hand  des  Arbeiters  und  Bauern,  beim  Hand- 
werker und  Beamten,  beim  Politiker  und  Gelehrten,  kurz  bei  allen 
Ständen  und  Rerufsarten. 

Das  Geschenk,  welches  der  im  ganzen  SrhweiT'erland  l)ekanntL" 
St.  Galler  Landammann  bei  seinem  Eintritt  in  die  Leitung  der  „Frank- 
furter Zeitung'*  unserem  Volke  durch  dieses  Wert  zueignete,  ist  aber 
auch  fttr  den  Historiker,  den  Verwaltungsbeamten,  den  Staatsmann  und 
Volkswirt  von  höchster  Bedeutung.  In  leicht  verständlicher  Form  bahnte 
Theodor  Curti  einer  neuen  Geschichtschreibung  und  Geschichtsauf- 
fassung die  Wege.  Die  sozialen  Zustande  sind  bei  ihm  nicht  blo6  der 
Hintergrund,  den  der  Geschichtschreiher  gelegentlich  mit  ein  pr^ar 
ra«;cheii  Strichen  zeichnet,  sondern  das  Fundament,  auf  dem  sicii  alles 
Werden  und  Geschehen  abwickelt.  Mit  seinem  Scharfblick  hat  er  aus 
dem  überaus  weitschichtigen  Material,  das  er  in  wichtigen  Partien  selber 
auffinden  imd  zusammentragen  mu&te,  überall  die  wirtschaftiichen  Mo- 
mente, Triebfedern  und  Zielpunkte  erkannt  und  mit  klassischer  Prägnanz 
zum  Ausdruck  gebracht. 

Dem  Sprofs  alter  st.  gallischer  Magistratenfamilie  konomen  dabei 
seine  mannigfachen  persönlichen  Beziehungen  wie  auch  seine  lang- 
jährige Bethätigung  als  Mitglied  des  Nationalrates,  der  Rec^ierung  des 
Kantons  St.  Gallen  ti.  s.  w.  trefl"Iich  /u  sfntfcn.  Ein  gutes  Stink  der 
ncut.'ren  Schweizergeschichte  hat  er  sell)cr  miterlelu.  So  mancher  Fort- 
schritt auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  in  Bund,  Kantonen  und  Ge- 
meinden wurde  durch  ihn  als  Journalist  oder  als  Politiker  oder  als  Ver- 
waltungsmann angeregt  und  durchgeführt  Seme  nähere  und  engere 
Verwandtschaft  ist  mit  den  Geschicken  des  engeren  und  weiteren 
Vaterlandes  innig  verknüpft.  Aus  der  Erinnernng  und  manchem 
Familicnarchiv  schöpfte  er  wertvolle  Züge  und  Anhaltspunkte. 

Eine  Besprechung  der  soziali)olitisch  bedeutsamen  Pariieen  seines 
Buches  nn  dieser  Stelle  rerhtfertifjt  --i'  h  denn  auch  nhnc  weiteres. 

Dieselben  bcL^mncn  mit  der  S(  inideruii!:;  der  F  r  e mde  n  d  i  c  n  >  le: 
denn  man  kann  den  Gang  der  Srhwei/er^,cschichte  nicht  verstehen,  ohne 
sich  über  die  ökonomische  Bedeutung  jener  Klarheit  verschafft  zu  haben 
Es  ist  Curtis  Verdienst,  die  Bedeutung  des  Satdnerwesens  als  Erwerbsart 
deutlich  hervorgehoben  und  bis  ins  Detail  nachgewiesen  zu  haben.  Wohl 
hat  die  urwüchsige  Kriegslust  tapferer  Volksstämme,  eine  Machtpolitik, 
die  bald  wieder  aufgegeben  wurde  und  längerhin  die  Parteipolitik  dem 
schweizerischen  Söldnerwesen  Vorschub  geleistet.  Aber  die  Haupttrieb- 
feder war  und  wurde  bis  gegen  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderls  immer 
mciir  das  Bedürfnis  des  ärmlichen  nationalen  Haushalts.  I)ie  Be- 
vülkerungsvermehrung    und   das  Fehlen    einer  groCsen  nationalen  In- 
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dustrie,  welche  ausreidiendcn  Verdienst  hätte  schaffen  kOnnen,  mufsten 
bewixken,  dafs  die  Schwebt  den  Krieg  zu  ihrer  Industrie  machte.  Die 
Bedeutung  dieser  ,^remdenindu8trie^'  mag  unter  andren  daraus  ersehen 
werden,  dafs  altein  die  französische  Krone  von  1474 — 1715  an  die 
Schweizer  1049843313  Gulden  Soldgelder  und  96825310  Gulden 
weitere  Summen  entrichtete. 

Der  Schilderung  der  sozialen  Zustände  im  18.  Jahr- 
hundert, Welcher  Curti  ein  besoiulc-res  Kapitel  widmet,  verdanken  wir 
wiederum  manchen  neuen  Zug.  Er  zeigt  wie  durch  die  Vermehrung 
des  Reichtums  in  den  Hauptorten  durch  Handel,  Fremdendienste,  Auf* 
hebung  der  Klöster  etc.  manche  Familien  ihre  Mitbürger  zu  Zinsschuld* 
nem  machten.  Dadurch  änderten  sich  auch  die  politischen  Verhaltnisse, 
Selbst  die  \'olksherrschaft  in  den  Landgemeindekantonen,  in  Bünden  un4 
Wallis,  schwächte  sich  ab,  machte  der  Familienherrschaft  und  einer 
Familiendemagogic  Platz. 

Die  Schilderung  der  Landwirtschaft  und  der  Umgestaltung 
derselben  im  /weiten  Teile  des  18.  Jahrhunderts  gehört  zu  dem  besten, 
was  wir  hierüber  gele.sen.  Audi  schöpft  Curti  an  dieser  Stelle  zum  Teil 
aus  bi^ier  unbekannten  Quellen.  Die  VeiSnderung  des  Zustandes  des 
Grundbesitzes  durch  Verschuldung  und  Erbteilung,  die  Teilung  der 
Allmend,  die  Aufhebung  des  Weidgangs  und  des  Zeigenzwangs,  die  An- 
lage von  Kunstwiesen  etc.  wird  prägnant  und  doch  erschöpfend  dar- 
gestellt. 

Das  Kapitel  iiber  die  „Aufhebung  der  Feudallasten"  durch 
die  Helvetik  gieht  ihm  Gelegenheit  7.k\  einem  wertvollen  Kxkurs  über  die 
Grundzinse  und  Zehnten.  In  einem  besunderen  Kapitel  des  IV.  Ruches 
zeichnet  er  die  agrarischen  Kämpfe  der  dreifsiger  Jahre  in  einem  ein- 
zelnen Kanton.  In  einem  anderen  Kapitel  zeigt  er,  wie  die  land- 
wirtschaftliche Privatwirtschaft  allmählich  von  den  mancherlei  Fesseln 
befireit,  vom  Getreidebau  zum  Futterbau  überging,  wie  die  Milchwirt- 
Schaft  einen  großen  Aufschwung  nahm,  aber  gleichzeitig  auch  die  Boden- 
verschuldung ein  bedrohliches  Wachstum  zeigte.  Der  Bund  besann  sich 
verhältnismäfsig  spät  auf  seine  Pflicht,  die  Landwirtschaft  zu  fördern. 
Als  Curti  anfnnijs  der  achtziger  Jahre  anläfslic  h  der  liudgetberatuiig  im 
Nationalrate  Krliohiini;  des  Kredites  für  l  utteibau  imd  jährlich  147000  Frcs. 
zur  Unterstützung  der  iiudcnverbesseruiig  forderte,  wollte  liuudcsrat  Droz 
darin  einen  Anfang  des  Staatssozialismus  sehen.  Aber  die  Frucht  dieser 
Debatten  war  das  Landwirtschaftsgesetz  vom  Jahre  1884,  welches  Bundes- 
beiträge gewährt  an  das  landwirtschaftliche  Unterrichtswesen,  an  land- 
wirtschaftliche Versuchsstationen,  Vereine,  Genossenschaften  und  Aus- 
stellungen, ftir  Förderung  der  Rindvieh-  und  der  Pferdezucht.  HoJea- 
verbesserungen  können  nach  die.sem  Gesetz  mit  40  „  subventioniert 
werden,  ebenso  die  Srluuzmafsrci;e!n  wejren  die  Verbreitung  der  Reblaus 
und  andere  Schädlinge   der  Landwirtschaft.    Den  KiDÜufs  dieses  Ge- 
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setzcs  auf  die  Bimdesfinanzen   mag  man  am  l>esten  aus  dem  Bodgei 

pro   190  t  ersehen.    Dasselbe  stellt  folgende  gröisere  Ausgaben  dtf 

Landwirtschaüsdejiartements  in  Ausükht; 

Subvention  der  theoretisch  praktischen  Ackerbauschulcn  Frcs.    50  26; 

„  „  landwirtschaftlichen  ^\'intersclullen  „  75  920 
„         kantonaler  Weinbauschuleii,  Weinbauversuchs* 

Stationen  „     5^  75^ 

M       der  Mdkereracbaleo  „  28950 

•f         „   Rktdviehziidit  „    500  000 

j,         „    Pferdezucht  „  546^650 

„    Klcinvich/ucht  25  000 

„          „    Bodenverbesserungen  „     400  000 
Mafsnahmen  gepen  Schäden,  welclie  die  landwirtschaftliche 

Produktion  bedrohen  „  600  000 
daneben  gibt  der  Bund  für  seine  landwirtsdiafUichen  Ver- 

nehsanstalten  jihrlich  mthv  als  „  400000 


Gerade  so  einßlfslich  schildert  Curti  die  Entwickelung  der  scbweise- 
rischen  ladustrie,  des  Gewerbes  und  Handels.  Dabei  widmet  er  der 

Darstdiung  des  Arbeiterschutzes  besondere  Sorgfalt.  Er  zeichnet 
die  Entwickelung  derselben  von  den  ersten  Anfängen  bis  auf  die 
heutige  Zeit.  Kein  einziger  Zug  ist  da  vergessen.  Hoffnunj^sfroh  zeigt 
er  in  den  kantonalen  Arheiterschutzgesetzen  die  Pioniere  der  Ausdehnung 
und  Vertiefung  des  eidg.  Arbeiterschutzes.  Die  Schilderung  des  Brandes 
in  Uster,  bei  welchem  die  Handweber  des  Kantons  Zürich  sich  durch 
das  Anzttnden  einer  Fabrik  der  Webmaschine  als  Ktmkuirenten  au  ent- 
ledigen trachteten,  gibt  Curti  Gelegenheit  za  interessanten  StreiOichtem 
a«f  die  sozialai  VerhiÜtnisse,  die  Gemüts-  und  Gedankenwelt  der  Ar* 
heiter  der  dreifsigcr  Jahre. 

Den  schweizerischen  Eisenbahnen  widmet  Curti  drei  interessante 
Kapitel.  Im  ersten  schildert  er  den  überaus  folgenschweren  Kampf 
zwischen  den  Anhängern  der  Privatbahneu  und  der  Staatsbahnen,  der 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  sich  in  unserem  Lande  abspielte.  Er 
zeigt  die  offenen  und  geheimen  TriebfederDi  welche  statt  tum  Bau  des 
schweizerischen  Eisenbahnnetzes  durch  den  Bund  zum  Erlais  des  Bundesp 
gesetzes  Uber  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  im  Gebiete  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  führten. 

In  einem  anderen  Kapitel  behandelt  er  die  Gotthard  bahn,  in- 
dem er  von  der  ernsten  F.isenbahnkrisis  ausgeht,  wclclie  die  Suisse  occi- 
dciitale  und  die  Xoniri^tbahn  an  den  Al\i,'iuiul  des  Rums  führten  und 
über  die  Nationalbahn  die  bekannte  Katasiropiie  hereinbrechen  liefs. 
Wie  Curti  im  Jahre  1880  kurz  nach  dem  am  29.  Eebruar  stattgefundenen 
Durchscldag  des  Tunnels  diesen«  von  Arbeitern  begleitet,  teils  dtncb- 
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'sdiritlea  tdte  durdifahren  hat,  so  nahm  er  auch  am  Eisenbahn* 
rfickkattf,  dem  er  ein  drittes  Kapitel  widmet^  hervorragenden  Anteil 
Vergeblich  hatte  der  Bundesrat  schon  im  Jahre  1857  dnen  Fonds 

zom  Ankauf  von  Eisenbahnaktien  gründen  wollen,  mn  mit  Hilfe  des- 
selben allmählich  den  Rückkauf  bewerkstelligen  zu  können.  Umsonst 
hatte  im  Jalire  1S62  der  damalige  I>unciespräsident  Stämpfli  in  einer 
Broschüre  den  Rückkauf  aller  Bahnen  befürwortet,  um  den  Kisenbahn- 
zustandcn,  die  krankhaft  seien,  eine  Wendung  zum  Bessern  zu  gel)en. 
Die  Anstrengungen  von  Bundesrat  VVelti  zum  Ankauf  der  Zentralbahn 
scheitert«!  am  Veto  des  Volkes.  Zwei  Monate  nach  diesem  verwer« 
f enden  Volksentscheid  stellte  Curti  im  Nationalrat  eine  Motion,  welche 
den  Btmdesrat  su  einer  Untmuchtmg  über  den  Gesamtrückkauf  einlud. 
Bundesrat  Zemp,  der  erste  konservative  Katholik  in  dieser  Behörde,  Ist 
im  l  aufe  dieser  Untersuchung  aus  einem  Gegner  des  £tsenbahnrück* 
kaufs  zu  einem  Freund  desselben  geworden. 

F.inc  von  Curti  i^rSsidierte  Expertenkommission  hatte  die  der 
Bimtlesversammlung  zu  machenden  Vorlagen  zu  prüfen.  Im  Lmift*  der 
Zeit  gelang  es,  mit  allen  Eisenbahngesellschalten  Verträge  über  die  Zu- 
sammenlegung ihrer  Konzessionen  abzuschlie&en.  Es  wurde  das  Bundes- 
gesets  betreffend  das  Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbahngesell- 
sdiaften,  sowie  dasjenige  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen  er- 
lassen. Noch  mehr  als  diese  gesetzgeberischen  Akte  hat  der  Streik  der 
Eisenbahnangestelltcn  bei  der  Nordostbahn  vom  März  1897  dem  Rück- 
kauf \ Drgearbeitet.  Alle  Versuche  denselben  zu  verhindern,  scluitcitcn 
kläglich.  Wurde  doch  das  Gesetz  am  20.  Eebrtinr  1H08  vom  Schweizer- 
volk  mit  385  702  gegen  181  721  Stimmen  angeiKunmen. 

Die  aktive  Teiluahaie  des  (jesciuchtsclircibers  am  (»angc  der  Kr- 
eignisse  pflegt  im  allgemeinen  der  Objektivität  der  Darstellung  nicht 
vid  zu  nützen.  Nur  zu  leicht  mischt  sich  in  die  Freude  über  errungene 
Si^  oder  in  den  Schmerz  über  erlittene  Niederlagen  ein  persönlicher 
Zug,  welcher  dem  Gegner  nicht  ganz  gerecht  zu  werden  vermag.  Bei 
Curtis  Gej^(bi(hte  der  Schweiz  im  19.  Jahrhundert  trifft,  wie  bereits  im 
Vornngchenden  bemerkt  wurde ,  das  Gegenteil  zu.  I^ie  Ruhe  und  Ob- 
jekti\iiat  des  Phili)soj)hcn  verläfst  ihn  bei  keinem  .^nlafs.  So  ist  unter 
anderem  <lic  Schilderung  der  Bewegung  für  flas  Ba  n  k n  «>  t  e  n  m  o n  o p  o  1 
ein  Mei.'>lersiuck  der  Darstellung.  Dr.  med.  Jons  von  Sciiaifliauseu, 
dessen  Name  mit  den  meisten  sozialen  Errungenschaften  der  letzten 
Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  enge  verknüpft  ist»  sowie  eine  Reihe 
hervorragender  Männer  werden  im  Verlaufe  der  Schilderung  der  Ereignisse 
treffend  charakterisiert  und  geradezu  plastisch  dargestellt,  ohne  dafs  dazu 
viel  Worte  verwendet  werden.  Oder  gibt  es  eine  treft*endere  Schilderung 
von  Dr.  Jons,  als  die  Zeichnung  der  unentwegten  Energie,  mit  welcher 
dio>f'r  für  d;i>  Ihnkn« »tcnmonojinl  kämpfte.  Als  das  Volk  das  l^anknoten- 
gesctz  aljgelehnt  halle,  brachte  Dr.  Joos  im  Nationalrate  eine  iMotiom 
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em,  ipeldke  die  EinfUhrong  des  Amknotemnonopoi«  benrec&lfe.  Obwohl 
(fiese  Motion  blofs  6  Stiminen  aaf  sich  vereinigte,  wandelte  Joos  dieselbe 

in  eine  Volksiniative  um ,  reiste  als  ..Wander.ipostel"  im  Lande  hcnim 
und  botrieb  unentwegt  die  Sammlung  von  50000  Unterschriften.  Von 
der  Presse  unterstützte  ihn  zuerst  nur  die  von  Theodor  Curti  und  Rei«- 
hold  Rüegg  soeben  gegründete  „Zuriciicr  Post".  Langsam  ging  die 
UntenchrifteDsaminluiig  vor  sich.  SchliefsHch  konnten  $6526  sokfaor 
eingereicht  werden  —  der  erste  Fall,  dafs  die  Sanmümig  von  50000 
Unterschrilten  für  eine  Verfassungsänderung  Erfolg  hatte.  Wohl  wurde 
die  Initiative  verworfen,  aber  die  Väter  des  Gedankens  Uelsen  denselben 
nicht  mehr  ruhen. 

Wer  sich  liber  Kntstehung  und  W  irlcung  des  AlkoholmonopoLs,  des 
Post-,  'l'elegrajthen-  und  'l"ele])hon\vesens  überhaupt  des  \erkehrs  und 
Handels  rasch,  siciier  und  gründlich  orientieren  will,  findet  in  Theodor 
Curtis  Geschichte  der  Schweis  im  19.  Jahrhundert  eben&Us  alles  Wissens- 
werte. Mit  Recht  ist  dieselbe  ein  unentbehrliches  Nachschlagebuch  flir 
alle  diejenigen  genannt  worden,  die  sich  für  die  Volkswirtschaft  unseres 
Landes  interessieren.  — 

Frauenfeld. 

EMIL  HOFMANN. 


Die  direkten  Staatsstcue >  n  da  Kantons  Zürich  im  neunzehnten  Jaht 
Aundert.    Wiaterthur.    (Geschwister  Ziegler)  1903,  279  S. 

Das  klassische  Werk  von  Georg  Schans  Über  ,43ie  Steuern  der 
Schweiz"  befriedigte  manche  Jahre  die  Bedttrfiiisse  der  Politiker,  Ver- 
waltungsbeamten und  Gdduten  auf  diesem  Gebiete  vollkommen.  Allein 
im  Laufe  der  Zeit  machte  sich  da  und  dort  das  Bedürfiiis  geltend  nach 
Darstellung^  der  neuesten  Erscheinungen  in  der  kantonalen  Steuer» 
gesetxgebung  und  Steucr^■er^vaUung.  Die  wachsenden  Steuerlasten,  ver- 
bunden mit  einer  gewissen  Steuenniidigkeit  der  Steuerträger,  gestalteten 
die  Kntwicklung  der  Steuergeset/gcbujig  in  vielen  Kantonen  zu  einer  so 
schwierigen  .\ut'gal)e,  dals  die  allergnindüchste  Y^orbereitung  hieiiur  un- 
bedingt nötig  war. 

Zu  diesen  Kantonen  gehört  unter  andern  auch  Zürich,  welcher  im 
Begriffe  steht,  neuerdings  einen  Versuch  zur  Revision  seines  aus  dem 
Jahre  1S70  stammenden  Steuergesetzes  zu  wagen.  Diesem  Umstand 
verdankt  die  vorliegende  Schrift  ihre  Entstehung;  denn  Regicrungsrnt 
H.  Fmst  fühlte  sii  h  dndiirrh  bewogen,  den  Plan  zu  einer  (ioscluchie 
des  1<  inanzwcsens  des  Kantons  Zürich  abzuändern  und  zuerst  eine  Dar- 
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Stellung  der  direkten  Staatssteuern  erscheinen  zu  lassen.  I«it  dieselbe 
auch  in  erster  Linie  mehr  lur  praktische  Zwecke  beätinimt,  so  bietet  sie 
doch  eine  wertvolle  Bereicherung  unserer  Lkteratur  über  das  Stener- 
wcßen  und  verdient  als  solche  die  Beachtung  weiter  Kreise.  Sie  be> 
ginnt  mit  einer  Schilderung  des  Steueisysten»  des  helvetischen  Einhett» 
Staates.  Der  I.  Abschnitt  zeigt,  wie  trotz  des  Widerstandes  der  Be* 
völkerung  gegen  jede  Art  von  direkter  Steuer  im  Kanton  Zürich  zuerst 
die  direkten  Spezialsteuern,  nämlich  Landjdgersteuer,  die  MontiVrungs- 
tind  Militärpflichtersatzsteuer  und  die  Handelsabgabe  eingeführt  wurden. 
Der  Tl.  Abschnitt  behandelt  die  Erhebung  allgemeiner  direkten  Steuern 
in  Form  aulserordenilicher  Vermögenssteuern,  bis  die  Vertassung  vom 
10.  März  1873  die  allgemdne  StsAtssteueipflicht  grundsätzlich  an- 
erkannte. 

Der  in.  Abschnitt  behandelt  die  regelmäfsigen  und  allgemeinen  di^ 
rdsten  Staatssteuem,  während  der  IV.  ein  Verzeichnis  der  Gesetze  und 
Verordnungen  über  die  direkten  Staatssteuem  enthält. 

Die  Darstellung  der  Steuergesetze  von  1832  und  1861  und  der 
Staatssteuergesetzp:ehim^  seit  1870,  die  Schilderung  ihrer  Entstehung  und 
ihrer  Wirkun^jen,  sowie  der  jeweih^en  Revisionsbestrel)unL;eii  .^cben  dem 
Verfasser  (ieleyenheit,  ilie  Strtnnun^en  und  Ideale  auf  dem  (iebiete  der 
Steuergesetzgebung,  die  Entwicklung  der  Steuertechnik  wie  die  allge* 
meinen  politischen  und  volkswirtsdiafilichen  Verhältnisse  der  einzeben 
Zeitperioden  trefiend  zu  skizzieren. 

Kann  beispielsweise  die  Bedeutung  der  beiden  Städte  Zürich  und 
Winterthur  besser  demonstriert  werden,  als  durch  die  Thatsache,  dafs 
ihr  Steuerkapital  65,8  Proz.  des  Steuerkapitals  des  Kantons  ausmacht? 
Ist  es  nicht  eine  den  X'olkswirt  überhaupt  interessierende  Erscheinung, 
dafs  sich  die  /.;ihl  der  Einkommenssteuer]iflichtiffeii  und  die  Gesamt- 
summe des  steuerbaren  Einkommens  gewaltig  vernjelui  und  der  Ertrag 
der  Steuer  sich  versechsfacht  hat,  sodais  die  Einkommensteuer,  welche 
im  Jahre  1870  nur  den  halben  Ertrag  der  Vermögenssteuer  erreichte, 
im  Jahre  190X  nahezu  auf  %  des  Ertrages  der  Vermögenssteuer  ge- 
stiegen ist.  Hält  man  damit  die  Thatsache  zusammen»  dafs  im  letzten 
Jahrzehnt  ungefähr  44  Proz.  des  steuerpflichtigen  Vermögens  verheun* 
licht  wurden,  so  ergibt  sich  von  selbst  eine  der  Hauptaufgabe  des 
neuen  Steuergesetzes,  nämlich  die  bisher  noch  verborgenen  Steuer- 
kapitalten  ans  Licht  zu  ziehen.  Als  wirksames  Mittel  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  gilt  dem  Verfasser  mit  Recht,  die  sciion  vor  mehr  als 
30  Jahren  vorgeschlagene  periudiMh  bei  sämtlichen  Steuer plliciitigen 
vorzunehmende  Inveniarisiition,  Leider  ist  die  Aussicht  auf  Einführung 
gering  und  wird  man  sich  deshalb  mit  genauerer  Kontrolle  einer 
detaillierten  Selb&ttaxation,  mit  Verschärfung  der  Strafen  gegen  Verheim- 
lichung und  ähnlichen  kleinen  Mitteln  begnügen  müssen,  um  dem  Ziele 
sich  alfanählich  zu  nähern. 
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Neben  diesen  allen  Klippen  der  Steuergesetzgebung  ist  in  der  Be^ 
Steuerung  der  Aktiengesellschaften  und  der  im  Kanton  domizilieiten  Er* 
wrrbsgenossenschaften  eine  solche  neueren  Datums  entstanden.  Die 
Darstellung  der  Steuerbehandlung  derselben  und  die  Anführung  der 

gepen  die  gcplnntc  l^estenenmcr  geltend  q;eniarhten  Cniiido  liefert  einen 
wertwollen  Beitrag  zur  Charakteristik  der  lledeutuiifj  der  Akucngesell« 
scliaften  im  Kanton  Ztirirh.  Dieselbe  ist  um  so  spreenendcr,  als  der 
Verlasser  hier  wie  übcrliaupt  in  der  ganzen  Schritt  bei  der  Kritik  eine 
grofte  Zurückhaltung  beobachtet,  indem  er  die  maisgebenden  und 
interesnerten  Kreue  möglichst  selbst  zum  Worte  kominen  läfst 

Frauenfeld. 


EMIL  HOFMANN. 
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XVII,  619  G. 

43* 


oiy  ii^uo  uy  Google 


668 


Antoren^Rcgiiltf. 


350a.  Mombert.  I»r.  Paul,  VVohlfnhrtscinrichlun;^«  n  der  Arbritgehrr.    XVIIT,  5iq  A. 
351.  Moore,  Samuel,   Ubcrrichtcr ;   Die  englische  Haftpflicbtgcsetzgcbung  und  die 
beabmchUgte  Refonn  derselben.   I,  572  G. 
—  Dm  Sweating-System  in  Eoglrad.      642  M. 
3S3<  —       Traclttystem  in  GroAbribuinicn  und  die  GeMtigebuag.  II,  219  A. 

354.  Moygemlietiic,  B. ;  Rubiii,  M. ;  T«beU»iuk  FremstiUing  of  BeboelMfog  Hnsleic- 

forlioldene  i  State»  Kjobenhami.   I,  676  L. 

N. 

355.  Naef ,  E. ,  Kantonstatisükcr;  Die  schweiserisdic  Fabrikinipeklion  im  Jahxt 

1886  87.    I,  635  M. 

356.  —  Die  Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspektion  für  188S  and  1S89.  Iii, 

665  M.  •  . 

357.  —  Schwcii.    Die  Unlall-  und  Krankenversicherung.    IV,  665  G. 

358.  —  Die  Berichte  der  ichweiierischen  Kantonsregicroogea  Aber  die  AMflOining 

des  Fabrikgesetzes  für  1889  und  1890.  V,  soj  M. 

359.  — '  Der  Vollzug  des  schweizerischen  Fabrikgesetzea.   VII,  520  M. 

360.  —  Der  Vollzug  des  schweizerischen  FabrikgescUes.    IX,  588  M. 

361.  —  Der  Volkug  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes  in  den  Jahren  1895/96.. 

XI,  521  M. 

362.  —  Df-r  \*iill/n^  (i(  s  N(  li\veiieris>clu  ii  I-.ibrikgcscUts.    XIII,  443  M. 

363.  Nash,  Vanghan;  Das  englische  FaljiikgeseU  voa  1895.    IX,  1S7  Ü. 

364.  Naturp,  Paul,  Prof.  Dr.;  Piatos  Staat  und  die  Idee  der  Sozialpädagogik.  VIIL 

140  A. 

36$.  —  Edelbeim^  John,  Dr.;  Beiträge  cur  Gcschidite  der  Sozialpjidagogik  mit  be* 
sonderer  Berttcksichtigung  des  fianzösischen  Revolutionszeitalten.  XVn, 

541  L. 

366.  Neefc,  M.,  Direktor;  < Vsterreichisches  Slädtrhurh.     Gesammelt  upd  redigiert 

von  K.  Tb.  Inama-Steriiegg  u.  F..  Misrlilt  r.    i,  195  L. 

367.  2<ccrgaard,  N. ;  Unfall  Versicherung  und  KrankcnuntcrstUlzung   in  Dänemark. 

III,  345  G. 

368  Neuburg,  Clamor,  Fror.  Dr. ;  Der  Entwurf  zur  Abänderung  der  deulsdicn  Ge- 
werbeordnung.  X,  519  A. 

369.  Nocbt,  B.,  Dr.,  Hafenar/t,  Hamburg;  Zur  Revision  der  deutschen  Seemanns- 

ordnung.  Xil,  157  A. 

O. 

370.  Oertmann,  Paul,  Prof.  Dr.;  Die  Bauhandwerkerfrugc  und  der  Entwurf  eines 

Rcichsgcsctzcs  betr.  die  ^n  fuTitnf!  der  Haufordcrungcn.    XII,  34  A. 

371.  Oldendorft.  A.,  Dr.;  Die  äuugling:>älcrblichkeil  ia  ihrer  sozi»leo  Bedeutung. 

I,  83  A. 

37a.      Becker,  J.,  Dr.;  Anleitung  cur  Bestimmung  der  Arbeits-  und  &rwctbo- 
unfähigkcit  »ach  Vcrietzunge».   I,  371  L. 


uiyiii^ed  by 


Atttorea-Regitter. 


669 


373.  Oldeadorir,  A.;  Körösi,  J. ;  Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  i.  d.  J.  iSSa^J 

und  deren  Ursachen.    1,  679  L. 

374.  —  Statistica  delle  cause  di   mnrtr  noi  comuni  capoluoghi  di  ])rovincia  c  di 

circnndario  c  delle  morü  violcnte  avvcnutc  ia  tutto  il  regno.  Anno  1885. 
11,  527  L. 

375.  —  Kitteiliuigen  des  beraiscben  sUUsUscbeo  Bureaus,  Jahrgang  1887,  Uefc« 

mag  IL   II,  535  L. 

376.  Oppenlieiiiierf  Vma,  Dr.;  Gide,  Oiftrlet;  La  Cooptoiüon.    Cbofeicncea  de 

Fropagaade.  XVL  759  L. 

P. 

377.  Paszkowbki,  Wilhelm,  Dr.;  Die  Hugo  lleimaaa'scbe  öffenUiche  Bibliothek  und 

Lesehalle  in  Berlin.    XV,  267  M. 
377  a.  —  Die  Hugo  Heimann  sehe  öffenUiche  Bibliothek  und  Lesehalle  in  Berlin  in 
den  ersten  vier  Jahren  etc.    XVIII,  630  M. 

378.  A.  Petersen'StudaiU;  Norges  oflEiiietle  Sutistik,  3.  R.  Nr.  64.  Fattigstatistik 

(Annenstatistik).  I,  674  L. 
379>  —  Raphael,  Axel;  Arbetsgifvare  och  arbctare.   FörUknings>nietodcr  vid  deras 
intressctnistf-r  i  Kngland  och  Körcnta  Slalema.    II,  207  L. 

380.  Selsmordene  i  Kongerigct  Danmark  i  Tiaaret   1S76— 1885.     Saertryk  of 

Statistike  Meddelelscr.    IV,  240  T.. 

381.  Pbilippovich,  E.  v.,  Prof.  Dr. ;  Die  soziale  Lage  der  Cigarrenarbcilcr  im  Qtoü- 

herzogtum  Baden.    III,  368  M. 
381.  —   Die    staatlich    unterstützte    Auswanderung    im   Grofsherzogtum  Baden* 
V,  »7  A. 

.383.  —  Deutsches  Reich.  Der  Entwurf  eines  Answaaderungsgesetzes.  V,  638  Gw 
.384.  —  Die  Verdnigtcn  Staaten  und  die  europSisehe  Auswanderang.   VI,  359  A. 

385.  —  Arbeiterausschüsse  und  Einigungsämter  in  Oesterreidi.-  VII,  595  A. 

386.  —  Wiener  Wohnunpsverhältnissc.    VII,  214  A. 

387.  Platter,  J.,  Prof.  Dr. ;  Die  geplante  Alters-  und  Invalidenversicherung  im  Deutschen 

Reirli.    I,  7  A. 

388.  Ploetz,  Aitrcd,  Dr. ;  So/uliJoliUk  und  Rassenhygiene  in  ihrem  prinzipiellen 

VerhältDis.   XVII,  393  A. 

389.  PoUak,  Rudolf,  I^vatdocent,  Dr.;  Die  Dienststreitigkeiten  im  asterreiehiscben 

Recht  und  ihre  Reform.  IX,  1S5  G. 

390.  Oestcneich.  Gesetz  betr.  die  Einftthrung  von  Gewerbegtrichten  und  die 

Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  aut  dem  gewerbUchen  Arbeits»,  Lehr-  und 
Lohnvcrhältnissc.    X,  272  G. 

391.  Prinj^sbrim,   O.,  Dr.;   Die   Lage   der   arbeitenden   Klassen   in  Holland. 

I,  69  A. 

392.  —  Das  nicdcrländiaclic  Arbcitcrschutzgesctz  vom  5.  Mai  1889.  II, 

393«  ~~*  Kosmaon,  B. ;  Oberschle.sien,  sein  Land  und  seine  Industrie.    II,  202  L. 
394.  —  Neuere  Untersuchungen  Uber  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Holland« 
IV,  31s  A. 


Digiti^cu  by  Google 


670 


AutoiKii-Rcgiiter. 


395-  Pringshcim,  i).  Dr.;  Ni' dci l.inde.    D.is  üescu  betr.  die  VcnuuUltOBg  cioci  £a- 
quHc  über  die  ArbeitcrverhälUiiisc.    IV,  692  G. 

396.  —  Report  on  strikcs  aod  lockouts  by  the  labour  Correspondest  to  Ihc  Board 

of  Trade.  V,  319  L. 

397.  <~  Ein  Experiment  mit  dem  Achtottmdeatage.   VI,  14  A. 

39S.  —  Hcrts,  Friedrieb  Otto;  JHt  agnumclieD  Fragen  im  VeriuUtnii  nm  Socrn» 
lismus.    Mit  einer  Vi.rreric  von  Eduard  Bernstein.    XIV,  75 1  L. 

399.  —  l^ndwirtscbatUiclie   Manulaktnj*   und   elcktriscbc  LandwirUchnft.  XV, 

406  A. 

400.  —  Die  Au^ichten  der  elektrischen  Landwirtschaft-    XVII,  715  M. 

40t.  —  Kordenholz,  A.,  Dr.  jur. ;  Allgemeine  Theorie  der  geselUcbaiUicben  Ftoduk- 
tion.  XVII,  379  L. 

Q 

402.  guarck,  M  ,  Dr.;  Brrthold,  G.,  Dr.;  Die  Entwicklung  der  deutschen  Arbcilcr- 

kolonicri.    I,  367  L. 

403.  —  Die  deutsche  t'abrikinspcküon  im  Jahre  1S87.    U,  347  M. 

404.  -  Die  preufstsche  Bergarbeiterenquete  vom  Jabre  1889.   III,  ite  M. 

405.  —  Der  Wttcber  auf  dem  Lande,  Berichte  und  Gnlacbten  veröffentlicht  vom 

Verein  lür  SoiialpoIitUc.  Schnapper-Arndt,  G.;  Zar  Method<4ogte  aoiialcr 
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zembcr  1SS8.    IV,  228  L. 

413.  —  Philippovicb,  E.  von,   Dr.;  Au&wauüeruug  und  .\uswandcruagspolilik  in 

Deutschland.   V,  517  L. 

414.  — »  Die  Statistik  der  Unfall-  and  Krankenvcrsicherttig  in  Oeiterreicb  ftr  die 

Jahre  I890--I895.  XII,  647  A. 

415.  —  Die  Erhebung  Uber  Frauen-  und  Kinderarbeit  fai  den  Vereinigten  Staaten. 

XII,  J35  M- 

416.  —  Die  Berufs-  und  Gi'wcrhezithltin;:  irr:  Deutschen  Reich  vom  1  }.  Juni  1.S05. 

Vorbt  nicrkung.  Erster  Teil.  Die  .Methode  der  Berufs-  und  Gewerbezähioog. 
MV,  227  A. 

417.  —  Die  Berufs*  und  Gewerbezäblung  im  Deutschen  Reich  vom  14.  Juni  189$. 

Zweiler  Teil.  Berufsgliederung  und  soziale  Schichtung.   XIV,  36i{  603  A» 
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418.  Rauchberg,  H.;  Die  Berufs-  und  Gewt* rbf-zühlunj»  im  1  »rutsi  lu  n  Krich  vom 

14.  Juni   1895.     II.  Teil.    Bt  ruls^li«  dcrun^'  und   soziale   Schichtung.  — 

IX.  Die  häuslichen  Dienstboten.  X\ ,  123.  —  X.  Die  Fatnilienangebörigen 
«fane  dgeacii  Hrapteerof.  129.  —  XI.  Uebcibliek  Uber  die  «o«uIe 
SebichlMif  der  geMOiteii  Bevölkcrang.  i^ft.  —  XU.  Der  Nebenerwerb.  147  A. 

419.  —  XIII.  Die  Stellimg  der  Frauen  in  Erwcrbdebea.  XV,  332.  —  XIV.  Alter  und 

FanilieitttAnd  der  Enreibatitieett.  373.  —  XV.  Dat  GUubeubekenabüx 
der  Erwerbstaligeo.  402  A. 

490,  —  Die  Landwtrtscbaft  im  Dentacben  Reich.  Nacb'  der  landwirtscbaftticbea 
Betriebsziblung  Im  Dentscben  Reieb  vom  14.  Jtmi  1895.   XV»  554  A. 

421.  —  Gewerbe  und  Handel  im  Deutschen  Reicb.   Auf  Grund  der  Gewerbetabluai; 

vom  14.  Juni  1895.    X\'I,  142  A. 

422.  —  Fntwirklun«M>n<h-nzcn  der  deutschen  Vn)kswirt';rh:tft.    XVI,  317  A 

433.  Kcdiich,  joset,  Dozent  Dr. ;  Das  österreichische  llcimatrccht  und  seine  Reform. 

X,  549  A. 

424.  —  Waentig,  Heinrich;  Gewerbliebe  Mittelstandspolitilt,  XIII,  471  L. 

425.  Reeves,  Hon.  W.  P.;  Die  obligatorischen  Scbiedsgericble  in  einigen  englischen 

Kolonien.   XI,  63$  A. 

426.  —  Die  Crsetr^rbung  Neu-Seeland«  Uber  Fabriken,  Läden  nnd  Dienstboten. 

XII,  Si6  G. 

s. 

428.  Scb;inz,  (ieorg,  Prot'.  Dr.;  Die  neuen  statistischen  Erhebungen  Uber  Arbeits- 

losigkeit in  Deutschland.    X,  •^2«;  .\. 

429.  —  Rcitzenstein,  Dr.  l'rciherr  von;  Der  Arbcitsoachweis,  seine  Ausgestaltung 

im  In«  und  Auslände.   XI,  824  L. 

430.  —  Die  Beklmj»limg  der  ^beitsloiigkciL  XVI,  A.  —  I.  Der  Arbdttnadiwcis. 

S49.  —  II.  SooBÜge  Mittel  behaft  VerhOtnng  nnd  Unteidrtdiung  der 

Arbeitslosigkeit.    615.  , 

^31.  Schippcl,  Mu,  M.  d.  R.;  Bcitr&ge  zur  neuesten  Handelspolitik  Deutschlands. 

Herausgegeben  vom  Verein  für  Sozialpolitik.    1.  u   II.  IM.    XVI,  ^2],  1. 

433.  Scbmid,  l-crd..  l'rof.  Dr.;  Krebs,  W. ;  Organisation  und  Wirksamkeit  der  ge- 
werblichen Schiedsgerichte  etc.    I,  355  L. 

433.  ~  Kci>ort  on  tfae  Sutlstics  of  Wages  hi  Hannfiuslarlag  Iftduttries.  I,  647  L. 

434.  —  Deutsches  Reich.  Der  neue  Gesetseatwurf  betr.  die  Gewerbeyeridite.  III. 

314  G. 

435.  —  Stieda,  \V. ;  Das  Gewerbegericht    lU,  676  L. 

436.  —  Smith,  k.  M. ;  W,ii:os  Stati.stics  and  thc  next  (>n<ius  >if  the  l'nitid  States. 

,  Statislischc  Miiicdungen  ül^cr  <\\f-  heim  B^rphau  rrr-uHcns  gt/ahlleu  Arbeits- 

löhne. —  Krmittlungen  über  die  LohuvcrlikltDi^sc  in  Berlin.  —  Nccfc, 
Dr.  M. ;  ErmittluDgco  Uber  die  Lohnvcrhälluissc  in  Breslau.  — '  Sebmitx,  J. ; 
Uebenicht  der  fllr  die  sSmtlicbcn  deutschen  Bundesstaaten  festgestellten 
ottBttbllehcn  Tagel6bne.   III,  196  L. 
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437.  Schmid,  F. ;  Deuuchcs  Reich.   Du  acuc  RcicbsgcseU  betr.  die  Gcwerbcfericble. 

IV,  157  G. 

438.  —  Die  ncucQ  äoiialpolitiscbcn  Vorlagen  Jcr  österreichischen  Regierung.  V,  154  G, 

439.  Schmidtf  Conrad,  Dr.;  Wagner,  Adolf,  Prof.;  Lcbr*  uad  Httidbiidi  der  poli* 

titchen  OekMomie.   Erste  Hauptabteiluag:  Gnmdlegaog  der  poUtitebea 
Oekonomie.  L  n.  II.  Halbbud.   VI,  588  L. 
439  iL  —  Sombart,  Weiacr;  SosMlumtit  imd  «oriale  Bcwegnng  im  19.  Jabrbusdert. 

X,  3>8  I" 

44a  —  Barth,  Paul,  Dr.;  Die  Philosophie  der  Geschichte  als  Sosiologie.   1.  Teil. 

XII,  790  L. 

440a.  —  David,  Fduard;  SoziaUsmiu  und  Landwtrb>cbalt,  I.  Band,  die  Betrieb&frage. 
X\  Iii.  637  L. 

441.  Sclmcider,  F.  Dr.;  Dealscbet  Reich;  Das  Gesetz,  betr.  dieErwerba>  und  Wiit- 

scbalUgenoiseiiscbafteii.  II,  293  G. 

442.  SeboeBlaofc,  Bruno,  Dr.,  M.  d.  R.;  Die  Kartelle.  III,  489  A. 

443.  —  Deuttebes  Reich.  Die  Veroidnuagen  Uber  die  Eiariditung  der  Quccknlbcr» 

Spicgelbelegen.    III,  149  G. 

444.  —  Eine  Randglosse  zur  mittelalterlichen  Sozialstatistik.    III,  659  M. 

445.  —  Morj^en!?tfrn,  K. ;  Die  Fürthrr  MctallscMagerei.    III,  679  L. 

446.  • —  Stiiitli,  KiclinHinil  Mayo ;  l"mi^r;ilioti  ;ind  Immigration.  396  L. 

447.  —  l'ringüiicitn,  Olto  Dr.;  Bcilrägc  zur  wirbcliaUiichcn  Kntwicklunp'^i^''schichle 

der  vereinigten  Niederlande  im  17.  und  18.  Jahrhundert    IV,  707  L. 

448.  —  Dasaynska,  Sophie;  Zflrichs  Bevölkerung  im  17.  JahrhonderL   Em  Beitrag 

zur  Kenntnis  der  historischen  Städte-Statistik.  IV,  548  L. 

449.  —  Ein  Kapitel  aus  der  urkundiiehen  Geschickte  der  Kartelle.   V,  403  A 
45a  —  Zur  Statistik  der  Prostitution  in  Berlin.    VII,  330  M. 

451.  —  iltrkner,  H.,  Dr.  Prof.;  Die  Arbeiterfrage.    Eine  Einführung.    VII,  532  L. 

452.  Schüller,  Ludwig,  Dr. ;  Die  Wimcr  Enquete  über  Fr:iucnarbeit.    X,  370  A. 

453.  —  Richard,  Dr.;  Die  öst-rrcicliisrlic  llandwrrkcr^jcsrt/.jjebung.    XI.  381  A. 

454.  Schüler,  F.,  Dr.,  eidg.  Fabrikinspektor;  Die  Fabrikinspcktion.    11,  537  A. 
455*  —  Der  Normalarbeitstag  in  seinen  Wirkungen  auf  die  Produktion.   IV,  83  A. 

456.  —  Studien  sur  Frage  des  Zfindbohtmonopols.  V,  70  A. 

457.  ~  Die  Entwicklung  der  Arbeiterscbutigesetigebung  In  der  Schweis.  VI, 

357  A. 

458.  —  Jay,  Raoul,  Professor;  Stüdes  sur  la  question  ouvtiire  en  Suisse.  VI» 

165  L. 

459.  —  Das  Züri  iK-r  (Icsetz  betr.  den  Schutz  der  Arbeiterinnen.    VII,  461  G. 

460.  —  Zur  Fni;,'«-  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  in  der  Schweiz.   IX,  420  A» 

461.  —  Die  Fabrikwohnhäuser  in  der  Schweiz.    lY,  261  M. 

462.  Die  GrundsSlse  fSr  die  Ausbildung  der  preufsischen  Qewerbdnq>ektiott* 

XI,  503  M. 

463.  —  Die  Verkflraung  der  SamstagnaGbmitlag>Fabrikarbeit  in  der  Schweis.  XI, 

252  M. 

464.  —  Die  socialen  ZustSnde  in  der  Seidenindustrie  der  Ostscbweia.  Xllt,  510  A. 
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465.  Schuler,  F.;  Weibliche  Kabrikinsinktoren  m  der  Schweiz.    XVII,  384  A. 

466.  —  Die  Revision  Hes  schwei/orisi  hcii  Fabrikpesetsses.    XVIII,  21  A. 

467.  —  Die  Revision  des  schweizerischen  Fabrikgeselzcs  (Scblufs}.    XVlil,  282  A. 

468.  Sebtilbe,  Enut,  Dr.;  Asebrott»  P.  F.;  ValhAnbliolhcli  und  Volkdcselwlle  cbe 

koBimmwIe  VenuMtaltusg?  Xf,  $40  L. 
469-  —  Vloeta,  Alfred,  Dr.;  Die  Tüchtigkeit  unserer  Rasse  «nd  der  Sckutx  der 
Schwachen.   XII,  148  L. 

470.  Scholz,  M.  von,  Maji^stratsrat  und  Gewerberichter;  Die  Stelluag  der  Heimarbeit 

im  detlt^cll<•^  HrwerhrrechL    X,  731  A. 

471.  —  Zur  Frage  der  kündigunj^slosm  Rntlassung  der  Arbeiter  im  deutschen  Go 

wcrbcrcchl  (§  123  Ziff.  3  k.ti.O.).    XI,  787  M. 
47a.  —  Das  Redaktionsvenehen  im  %  138a  der  deutschen  Retch^|ewerbeordnung. 
xn,  439  A. 

473.  —  Unger,  Emil,  Dr.;  Entsdieidungen  des  Gewerbegerichts  xn  Berlin  unter  Be* 

rllclisiehtigung  der  Praxis  anderer  deutscher  Gerichte.    XII,  798  L. 

474.  —  AnsprOdie  arbeitsnnftbiger  Arbeiter  nach  deutschem  GewerlicrcchL  XiU, 

382  G. 

475.  —  Zur  Revision  des  deutschen  Gcwcrbegcrichtai;esctzes.    XIV,  139  G. 

476.  —  Die  Zuständigkeit  der  Gcwerbegcrichtc  aus  §  91,  Absatz  ö  der  deutschen 

Handwerkcrmmlic.   XIV,  705  G. 

477.  —  Ucber  SchiedsvertrSge  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nach  dem  deutschen 

Gewerbegericblsges^  und  der  Reicbsrivilprosebordnung.  XV,  598  A. 

478.  —  Deutsches  Reich.   Die  Gewerbegertcbtsnovelle  vom  30.  Juni  1901.  XVI, 

678  G. 

479.  —  Arbeiter-  und  Kon^impntenschutz  im  Bäckergewerbe.    XVII,  51  A. 

479  a.  —  Zur  Koalitionsfreiheit.    Will.  457  A. 

48a  Scbuke-Gävcrnitz,  G.  von,  Univ.-Prot.,  I>r. ;  Der  wirtsclialUichc  Fortschritt,  die 

Voraussetzung  der  sosialcn  Reform.   V,  i  A. 
481.  —  Eine  Studie  nun  osteuropäischen  Merkantilismus.   VIII,  436  A. 
48X  Sbrojavaoca,  L.,  Dr. ;  Die  Untersttttsungsvereine  der  Arbeiter  in  Italien.  III,  75  A. 
483*  Sigg,  Jean,  Arbeitersekretär;   Schweiz.     Ein  Gesetz  Uber  Albeitstarife  und 

Kollektivstreitigkeiten  in  Kanton  Genf.    XVIII,  344  G. 

484.  Silbermann,  Josef,   Dr.,   Generalsekretär:   Die  I.rifje  der  deutschen  Handels» 

gehilfen  und  ihre  gesetzliche  Kclorin.    L\,  3^0  A. 

485.  —  Die  Frage  der  kaufmännischen  Schiedsgerichte  in  Deut^chUad.  Xi,  658  A. 
486h  —  Die  Arbeitsseit  der  kaufmSnniscfaen  Angestelllen  in  den  Kngros«  und  Fabrik- 

gesebifkcn  Berlins.    XVI,  796  M. 

487.  Smmel,  Georg,  Docent  Dr.;  Jastrow,  J.,  Dr.;  Die  Aufgaben  des  Liberalismus 

in  Frcufsen.    VI,  622  L. 

488.  -     Kidd,  B. ;  Sn/I  ile  F.volutiwn.    VIII    507  L. 

489.  Sinzhcim«T,  Ludwig,   Do/.ent  Dr.;  Zur  Statistik  der  Frauenarbeit  in  England 

und  Wales.    VII,  682  M. 
489a.  —  Donald,  Robert;  The  London  Manual  and  Municipal  Vcarbook  1896,97 
«nd  1897/98.  XI,  82a  L. 
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490.  —  Donald,  Robert;  The  Mimicipal  Ycarbook  for  thc  Uaitcd  Kingdom  Tor 

1897.    XI,  S22  L. 

491.  —  Hallgartcn,  Robert,  Dr.  jur. ;  Die  komDunale  Bcstcueniog  des  iin\reHieiiteii 

WcTtnivachses   in  England.    (Mflncbcncr  TolkswiitaciiaftUche  Studien, 

Stttck  33.)   XIV,  739  L. 
49s.  Smith,  Adolphe,  K.  C.  S. ;  Das  Sweating-System  in  England.    IX,  39s  A. 
493*  Sombart,  W.,  Dr.  Pn.f-  v-.<):  :  Lohnstatistische  Studien.    II,  259  .\. 

494.  —  Die  deutsche  ;^igarrenindu«tiic  und  der  Erials  des  Bundesrats  vom  9.  Mai 

1888.    II,  107  A. 

495.  —  Die  StntitUli  der  L  a  fall-  und  Kratüccnversichening  im  Deutschen  Reich  für 

1887.   II,  639  M. 

496.  —  Bttchcr,  KsrI,  Prof.;  Basels  Staatseinnabnc  und  Steuervertettoag  1878-^1887. 

II,  681  L. 

497»  —  Zar  Betirtrilung  der  Zustände  der  römischen  Campagna.    III,  57^ 

498.  -r-  Dir  Hausindustrie  in  Deutsclilaml.    IV,  103  .A. 

499^  —  Gothein,  Eberhnrd :  Pforzheims  \  ergangcnheit.    Ein  Beitrag  zur  deut^chco 

Städte«  und  Gcwcriiegeschichtc.    IV',  247  L. 
5CN>.  —  Rostn,  U.,  Prof.  Dr.;  Das  Recht  der  Arbeiter* Venrichenug.   Erster  Band. 

I.  n.  2.  Abteilung.   IV,  710  L. 
50t.  —  Wolf,  Julius,  Dr.;  Sozialismus  und  kapitalistische  GcseUschaftsordnang. 

Kritische  Würdigung  beider  als  Grundlegung  einer  Sosinlpolidk.   (A.  u. 

d.  T,  Eines  Systems  der  Sozialpolitik    Erster  Band.)    V,  487  L» 
^3.  —  M.itajfi,  Victor;  Cirnfsinafjazini'  «ml  Klcinli;inilel.    \",  379  L. 

503.  —  Studien  zur  i  niwii  klun-sgcschichtc  des  ilalicnischea  Proletariats.    VI,  A. 

I.  Einleitung.  177. 

It.  Zur  Orientierung  über  die  beutige  Lage  der  Gewerbe  und  des 

gewerblichen  Proletamts  in  Italien.  181. 
III.  Die  Streikbewegung  in  den  italienischen  Gewerben  wShrend  der 
Jahre  1860—1891.  S18. 

504.  —  Das  italienische  Gesetz  ▼om  t$.  Jtttti  1893  betr.  die  Einsetsung  von  „Probi* 

viri".    VI,  549  G. 

505.  Sozialismus  und  kapitalistische  Gesellschattsurdnung.     II.  l^rwidcning  auf 

die  „^Vnlworl"  Prolessor  Julius  Wolfs.    VI,  147  M. 

506.  —  Rosin,  Heinrtdi,  Prof.  Dr.;  Das  Recht  der  Arbeiterversicherung.  \  i,  171  L 

507.  —  Zur  Kritik  des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Vbmt,  VII,  555  A. 

508.  —  SchocnUuk,  Bruno,  Dr.;  Sociale  KSmpfe  vor  dreihundert  Jahren.  VII,  720  L. 
'509.  —  Stammbammer,  Josef;  Bibliographie  des  Soxialismus  und  Kommunismus. 

VII,  340  L. 

510.  —  Studien  zur  Entwickluncr's'^csi'hi.  hte  des  italicni^rhon  Proletariats.    IV.  Die 

Arbeiterk.Tmmrrn  (CaKLcrc  il(  1  Lavoro^i  in  Italien     VIII,  521  A. 
$1!.  —  Zur  neueren  Liltcratur  über  das  Handwerk.    IX,  624  L. 

512.  —  Ideale  der  Sozialpolitik.    X,  i  A. 

513.  —  Stammhammer,  Josef;  Bibliographie  der  SoxialpoliÜfc.   X,  166  L. 

514.  —  Die  gewerbliche  Arbeit  und  ihre  Organisation.   I.  Die  gewerbliche  Arbeit 
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in  natur-  und  scozialwisseobaftlicbcr  Betrachtung.  Bisherige  Littcratur. 
XIV,  I  A. 

515.  Sotnbart,  \V. ;  Die  gewerbliche  Arbeit  und  ihre  Organisation.    II.  (irundzügc 

einer  Priiizi|riciilehre  der  ökonomisclien  Technik.   XIV,  17  A. 

516.  —  Die  gewerbUclie  Arbeit  und  ihre  Oisaiiisatioo.  IIL  Wirttcbnft  und  Beirieb. 

XIV,  3to  A. 

$17.  —  Die  gewerbticbe  Arbeit  und  ihre  Oiganisstion.    IV.  Betrieb  und  Betriebt- 

Torroen.    XIV,  321  A. 

518.  —  Die  gcwcrblirlu-  Arbeit  und  ihre  Organisation.    V.  Wirtachafisitufen,  Wirt- 

schaftssysteme, Wirtschaftsformen.    X!V,  368  A. 

519.  —  Der  Stil  des  modernen  Wirtschaftslebens.    XVll,  i  A. 

520.  —  Beruf  und  Besitz.    XV HI,  1  A. 

521.  Slammleri  Rndolf,  Prof.  Dr.;  Lobnar,  PhiU|>p,  Ftof.;  Vom  Rechte,  das  mit  «bs 

geboren  ist.  Die  Gerechtigkeit  VI,  615  L. 
$aa.  Steck,  Albert,  Reehtianwalt;  IMe  heutige  Geverkichnfisbewegimg  in  der  Schweif. 
X,  886  A. 

533.  Stdnitz,  Kurt,  Dr. ;  Deutsches  Reich.  Die  unehelichen  Kinder  und  du  bflrger« 

liehe  Gcsctzbucli.    \  III,  .174  ('>. 
514.  —  Stammlfr,  Rudolf;  Wirtschaft  und  Recht  nach  der  materialistischen  Gc- 

sc)iiolits.iuti.issun{j.    IX,  639  L. 
525.  Slrvciis,  Aiziii.i  i'.usons;  Die  Gewerkvereine  der  Verciuiglca  Staaten.   XII,  695  A. 

536.  Stnve,  Peter,  v. ;  ZuMmmoifiusang  der  ReauUnte  der  virtscfa«ftUehen  Er- 

fonchung  Kultlands  durch  die  landBchaftUebe  Statistik.  Bd.  L  i.  Vor- 
wort von  Prof.  A.  Tschnproff.  3.  Allgemeine  UebersiehL  der  landschaft- 
lichen Statistik  der  Bauemwirtschaft  von  Prof.  A.  Fortunatoff.  3.  Die 
bfiaerliche  Landgemeinde  von  W.  Woronzoff.    V,  498  L. 

537.  —  Zusammenfassung  der  Resultate  der  wirtschaftlichen  Erforschung  Rufslands  durch 

die  landsch-iftlichr  Statistik.  Bd.  II.  Die  bäuerliche  Pacht  der  nicht  zu  den 
Bauernanteil  LH  ;,'(li'jngca  Lan<J<*rd»'n.    Von  Prol.  N.  Karyschcflf.  VI,  173L. 

528.  —  Hourwich,  J.  A. ;  1  hc  economics  of  thc  nusian  viilagc.    VI,  630  L. 

539.  on,  Nikolai ;  Studien  Aber  UMere  Volkswirtschaft  nach  der  l&ticniettaii- 

sipation  (russisch).  VII,  350  L. 

530.  —  Jauschul,  J.  J.;  Gewerbliche  Syndikate  oder  Untemekmenrerbinde  mr  Re- 

gelung der  Produktion  vornehmlich  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Vm,  514  L 

531.  —  Rosenberg,  G.  J. ;  Zur  Arbcitcrschutzgcsclzgcbung  in  Rufsland.  IX,  297  L. 
533.  —  Die  Marxsriir  Theorie  der  socialen  iuotwicklung.    hja  kritischer  Versuch. 

XVI.  6;S  A. 
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ordnung.   XIV,  ao^  G. 

656.  Wortlaut  des  Elntwuris  eines  Gesetzes  sum  Schutze  des  gewerblichen  Arbeits- 

verhältnisses.   XIV,  713  G. 

657.  Wortlaut  des  Invalidenvcrsicherungsgesctzcs  vom  1^  Juli  1899.  XV,  l8S  G. 
6s8.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom  30.  Juni 

1900.    XV,  fififi  G. 

659.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Bekämpfung  gemeingeOUirlicher  Krankheiten. 

Vom  30.  Juni  1900.   XVI,  234  G. 

660.  Wortlaut  des  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  die  Gewerbegerichte. 

Vom  30.  Juni  1901.    XVI,  631  G. 

661.  Wortlaut  der  Entwürfe  eines  Reicbsgesetzes  betr.  die  Sicherung  der  Bau- 

forderangen.   XVII,  i8i  G. 
6fia.  Wortlaut  des  Gesctsea  betr.  eine  Seemannsordnuag  vom  a.  Juni  1903.  XVIt» 
631  G. 

663.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Verpflichtung  der  KanIlUirteischiffc  zur  Mit- 

nahme bcimzuschaäender  Seeleute  vom      Juni  190S.    XVII,  G. 

664.  Wortlaut  des  Gesetaes  betr.  die  Stelkavemüttclmac  fUr  Schiffsleute  vom  2.  Juni 

1902.    XVII,  664,  G. 

665.  Wortlaut  des  Gesetses  betr.  Abänderung  seerecbtlicher  Vonchriftcn  des  Handels- 

gesetzbuches vom  2>  Juni  19012.    XVII,  666  G. 

Aufserdcm  siehe  Nr.  2,5,6,20,28,32,20ilL2?i2i29ilij4?i4i44t 
4Si4Ii5HiS3!55.5L59iöo,  STjioajiiOi  iii,  LLi  LUi  lü  UL 
"9.  120.  121,  122,  123,  124,  12.S,  127,  128.  i.v>.  131,  13a  126,  1^ 
L39i  U«!  «45.  ilZi  »5«.  iSi  LS4i  155-  LS6.  160,  162,  164,  165,  123^ 

ijAi  11^  11^  isii  la^  ^  2oq,  220^  2^  2^ 

2S4i  2i5i  256,  26it  262^  26^  264,  26^  266^  262,  268j  262,  220j  272, 

295.  »96,  ajSj  222,  301,  ^  304,  309 ,  ^  ^  ^12,  3181  J22,  330, 
337.  348.  349.  352i  368,  362,  370,  32J^  22«,  383,  387,  402,  403j  405, 
407.  413.  4161  Uli  418,  4121  420.  421.  428^  429,  43|j  432,  434, 
435.  437.  44'.  443.  444.  449,  4M.  47o,  471.  ^  42i  IHi  47£.  il^ 
477.  42«i  422-  484.  485.  4Mi  495:  43^  522-  5«>».  SlL  52^  S3L  Si^i 
554i  568,  571,  >74,  ilS,  sSu  5S2j  584,  ^  52L  551.  6^  ^  606^ 

666.  Hamburg.   Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Wohnungspäege.   XIII,  L&l  G. 

Siehe  auch  Nr.  22,  545»  546,  $48  u.  543. 

667.  Hessen.    Gesetz  betr.  die  WohnungsHirsorgc  für  Minderbemittelte.  XVIII^ 

LSI  G. 

Lübeck.   W^ortlaul  des  Gesetzes  betr.  die  Wohnungspflege  in  der  Stadt  Lübeck, 
und  deren  Vorstädten.    XVIII,  149  G. 
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Preufsen. 

66ti,  Wortlaut  der  Deakschrift,  betr.  die  kOnftige  Regelung  der  Gewerbeinspektioa 
in  Preufsen.    IV,  21^  M. 

670.  Wortlaut  des  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  des  All- 

gemeinen Berggesetzes  vom  2^  Juni  1865.    V,  665  G. 

671.  Wortlaut  der  Vorbildungs-  und  Prüfungs-Ordnung  fUr  die  preufsischen  Gewerbe- 

Anfsichtsbeamten.    XI,  502  M. 

672.  Wortlaut  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  Uber  Zwangserziehung  Minderjähriger. 

Dem  preufsischen  Herrenhaus  am  S.  Januar  1899  vorgelegt.    XV,  485  G. 
Aufserdem  siehe  Nr.      84^  1 12,  126,   128,   129,  17t,  210,  21 1.  228.  24St 
302,  32L  323.  397.        AoO,  ^  ^  ^  i^i,  ^  ^  ^  ^ 
5^  522: 

Sachsen. 

Siehe  Nr.  30«  a.  326. 

Wfirtlenberg. 

673.  Verffiguag  des  Miaistcfiams  de«  Innern  Aber  die  Wohnungsaufticht.  XVIII. 

152  G. 

Aufserdem  siehe  auch  Nr.  1^  o.  297. 


ENGLAND. 

674«  Gcsclzesvorlage  betr.  die  Haftpflicht  der  Arbeitgeber.    L  SM  ^^ 
67s.  Die  Truckgeselze  von  1831  und  1887.    II,  383  G. 

676.  Wortlaut  des  Gesetzes  nr  Ergänzung  und  Ausdehnung  der  Bestimmungen  Uber 

Fabriken  und  Werkstätten.    Vom  6.  Juli  1895.    VIII,  645  G. 

677.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Einigungsämter.    IX,  si6  G. 

678.  Wortlaut  des  Entwurf«  eise«  GesetMs  beir.  Aenderung  des  Rechtes  auf  Ent- 

scbädiguing  der  Arbeiter  für  UafUlc,  die  lic  in  der  Ausübung  ihres  Be- 
rufes erleiden.    X,  943  G. 

679.  Wortlaut  der  Akte  zur  Verb€>iscrung  de«  Gesetzes  in  betreff  der  EDlschädi^ung 

von  Arbeitern  infolge  von  Unfallverletzungen,  welche  aic  im  Laufe  ihrer 
Beschäftigungen  erleiden  (6.  August  1897).    XI,  713  G. 
6Sq.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Beschaffung  von  Sitzen  flir  den  Gebrauch  von 
Ladenangestellten  vom  9.  August  1899.    XV,  256  G. 

68 1.  Wortlaut  des  Gesetzes  zur  Ergänzung  der  dritten  Abteilung  des  Gesetzes  von 

1890  Uber  die  Behausung  der  arbeitenden  Klassen  vom  8^  August  1900 
{63  &  61  Vict.  Kap.  52):    '^VI,  242  G. 

682.  Wortlaut  des  Gesetzes  zur  Verbesserung  der  Gesetzgebung  über  die  Entschädi- 

gung von  Arbeitern  für  Unfälle  im  Arbeitsverhältnis  vom  6.  August  1897. 
XVI,  464  G. 

683.  Wortlaut  des  Arbeitcr-Elntschädigimgsgesctxes  vom  30.  Juli  1900.   XVI,  42I  G. 

Aufserdem  siehe  auch  Nr.  10,  I2i  i^,  [8^  2X1  22^  21.  24,  26,  •^i,  73, 
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38.  41.  62.  68.  69,  82.  94.  Q»;.  96,  97.  98.  Il8.  IM,  134.  135.  151.  TS2. 
1^  168,  122^  182,  215  286,  ?82a,  222,  2^  204,  306,  307,  iio,  35», 

ILL  i^^ii  iZ2.  j2<^i  408.  415j  4^  4i2,  468,  ^  490,  491^  422,  556, 
52ij  iMj  i8<^  und  äai^ 

FRANKREICH. 

684-  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Aufhebung  der  auf  die  Arbeitsbücher  bezüg- 
lichen Bestimmungen.    III,  ö^j  G. 

685.  Wortlaut  des  Dekretes  betr.  den  Obersten  Arbeitsrat  vom  22.  Januar  1891. 

IV,  G. 

686.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  22^  Juli  1891  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeits- 

amtes.    IV,  704  C;. 

687.  Wortlaut  der  Verordnung  vom       August  1891  betr.  die  Bildung  eines  Arbeits* 

amtes.    IV,  704  G. 

688.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1890  betr.  die  Delegierten  Hir  die  Sicher- 

heit der  Bergarbeiter.    V,  iM  G. 
68q.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1890  über  den  Arbeitsvertrag  und  das 
Verhältnis  der  Eiscnbahngescilschaftcn  zu  ihren  Angestellten.    V,  347  G. 

690.  Gesetz  betr.  die  Arbeit  von  Kindern,  minderjährigen  Mädchen  und  Frauen  in 

gewerblichen  Unternehmungen.    VI,  1 16  G. 

691.  Wortlaut  des  Gesetzes  betreffend  das  fakultative  Sühne-  und  Schiedsverfahren 

in  Gesamtstreitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  .\rbcitem  oder  Ange- 
stellten vom  22-  Dezember  1892.    VI,  ^41  G. 

692.  Wortlaut  des  Gesetzes  über  die  unentgeltliche  Krankenpflege  vom  15.  Juli  1893. 

VI,  ^  G. 

693.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  über  die  Hilfs-  und  Pensionskassen  der 

Grubenarbeiter.    VII,  484  G. 

694.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  über  die  Haftung  für  Unfälle,  von 

denen  die  Arbeiter  in  ihrer  Thätigkeit  betroffen  werden.   XVI,  479  G. 
69s.  Wortlaut  des  Dekretes  vom  28.  Februar  1899  zur  Ausführung  des  Artikels  2ü 
des  GescUes  vom  2i  April  1898.    XVI,  488  G. 

696.  Wortlaut  des  Dekretes  vom  2&.  Februar  1899  zur  Ausfuhrung  des  Artikels  2^ 

des  Gesetzes  vom  2i  April  1898.    XVI,  493  G. 

697.  Wortlaut  des  Dekretes  vom  28»  Februar  1899  zur  Ausfuhrung  des  Artikels  2& 

des  Gesetzes  vom  3.  April  1898.    XVI,  499  G. 
6q8.  Wortlaut  des  Ministcrialcriasses  vom  1,  März  1899  betr.  Einsetzung  eines  Be- 
ratungsausschusses für  Arbeitsunfallversichcrung.    XVI,  500  G. 

699.  Wortlaut  des  Dekretes  über  die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  von  Auf- 

trägen seitens  <les  Staates.    XVUI,  179  G. 

700.  Wortlaut  des  Dekretes  über  die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  von  Auf- 

trägen seitens  der  Departements.    XVIII,  l8j  G. 
70t.  Wortlaut  des  Dekretes  über  die  Arbeitsbedingungen  bei  Vergebung  von  Auf- 
trägen seitens  der  Gemeinden  und  der  ÖfTentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten. 
XVIII,  183  G. 
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Aurserdem  siebe  Nr.  8^  Ji,  IL  58,  1I7,  212,  313,  214.  215,  216,  217, 
218.  219,  220,  221.  222.  223.  224.  225,  36s,  37».  411,  429,  432i  SHi 
S76  !L  59'- 

FINNLAND. 

703.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen  Ge- 
werben.   III,  650  G. 

703.  Wortlaut  der  Verordnung  einscbliefslicb  näherer  Vorschriften  Uber  die  Aus- 

fUbrung  des  Gesetzes  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  in  den  industriellen 
Gewerben.    III,  655  G. 

704.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  ^^f-        Haftung  des  Arbeit 

gebers  ftir  körperliche  Beschädigung,  die  den  Arbeiter  betrifTL  XIII,  418  G« 

705.  Wortlaut  der  Verordnung  vom  iSi  Februar  1897,  nähere  Vorschriften  enthaltend 

tibcr  die  Ausftihrung  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895  betr.  die  Haf- 
tung des  Arbeitgebers  für  körperliche  Beschädig\mg,  die  den  Arbeiter 
trim.    XIII,  425  G. 

706.  Wortlaut  des  Erlasses  vom  g.  Dezember  1897  betr.  die  Prinzipien  zur  Schätzung 

des  Invaliditätsgrades  bei  Anwendung  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1895 
über  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  fUr  körperliche  Beschädigung,  welche 
die  Arbeiter  trifft.    XIII,  430  G. 
Aufserdem  siebe  auch  Nr.  184  und  185. 

ITALIEN. 

707.  Wortlaut  des  Gesetzes  Ober  die  Probi-viri.    VI,  552 

708.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  IJ.  März  1898,  die  Betriebsunfälle  der  Arbeiter 

betr.    XII,  734  G. 

709.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  ü  Juli  1898  Nr.  350,  die  Nationalversorgungs» 

kasse  für  das  Alter  und  die  Invalidität  der  Arbeiter  betr.  (Cassa  nazio« 
nale  di  previdenza  per  la  vecchiaja  e  per  la  invaliditä  degli  operai). 
XIII,  662  G. 

710.  Wortlaut  des  Gesetzes  betr.  die  Nationalversorgungskasse  ftir  die  Invalitität 

und  das  Alter  der  Arbeiter.    XVII,  1^  G. 
710a.     Wortlaut  des  Gesetzes  vom  l^i  Juni  1902  betr.  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit.   XVIII,  G- 

Aufserdem  siehe  Nr.  Ma  Tb  92i  l^li  108,  lOg,  329,  224.  4^2,  423,  4321  S°2i 
S04,  510  u.  s8o. 

NIEDERLANDE. 

711.  Gesetzentwurf  gegen  Ueberarbeitung  und  Verwahrlosung  jugendlicher  Personen. 

L  LS5  G. 

712.  Niederländisches   Gesetz    d.  d.  28.  Juni  1881    betr.   den  Kleinhandel  mit 

geistigen  Getränken  und  die  Verhütung  der  öffentlichen  Trunkenheit 
L  112  G. 
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71 J.  Wortlaut    des  Oesetact   vom    5.   Mai  gefrn   aberntira^  and  ge- 

flUulickc  Arbeit  joager  Pcrsancu  und  Frauen  in  deutscher  Uebersetzung. 
II.  sio  G. 

714.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  1^  Januar  1890  über  vorbereitende  Mafsregeln  zur 

Erlangung  der  notwendigen  Kenntnis  von  Thatsacben  und  Zuständen,  um 
s«  beurteilen,  w»  weit  Ausdehnung  der  sozialen  Gesetzgebung  ein  Be^ 
dUrfnis  sei.    IV,  695  G. 

715.  Wortlaut  de«  Entwurfs  eines  Gesetzes  zur  Einftthrmg  daer  Versicbennig  der 

Arbeiter  gegen  die  Folgrn  von  Unfällen  in  bestimmten  Betrieben. 
X.  757  G. 

7t6.  Wortlavt  der  banptslcblicben  Artikel  des  Gesetzes  betr.  die  Errichtung  Ton 
•  ArbeTtslrammem.    XI,  75S  G. 

Aufscrdem  siebe  auch  Nr.  34,  35^  lo6^  316,  791,  3fla,  394t  39S  u.  447- 

NORWEGEN. 

Siebe  Nr.  15s  «.  27t. 

* 

ÖSTERREICH. 

717.  Oesterreichisches  Gesetz  vom  2S.  Dezember  1S87  betr.  die  Unfall  Versicherung 

der  Arbeiter  (Ttxt).    I,  554  G. 

718.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  u  April  1889,  betr.  die  Einführung  besonderer 

Erbteilongsvorschriften  fUr  landwirtschaftliche  Besitzungen  mittlerer  Grölse. 
II,  334  G.  • 

719.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Verlufsemng  beweglicher  Sachen  gtgtm 

Ratenzahlungen.    IV,  390  G. 
TSD.  Wortlaut  des  Gesetzentwurft  betr.  die  registrierten  Hüfskassen.    TV,  ^02  G.  - 
7»i-  Wortlaut  des  Gesetzentwurf^  betr.  die  Errichtung  von  Beruftgenossenschaften 

der  Landwirte.    VII,  432  G. 

722.  Wortlaut  des   Gesetzentwurfs  betr.   die  Errichtung  von  RentengQtem.  VII, 

SOI  G. 

723.  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  betr.  die  Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  und 

BnignngsSmtem.    VII,  676  G. 

724.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  22i  November  1896  betr.  die  Einführung  von  Ge- 

werbe^riehten  e<c.    X,  »78  G. 

725.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1896,  wodnivh  etnfge  Bestimmungen 

des  Gesetzes  vom  Dezember  1863  (B.G.Bl.  Nr.  105)  betr.  die  Regelung 
der  Heimatverhältnissc,  abgeiadert  werden.  X,  664  G. 
Ja4.  WortiMM  dea  GcscUcatvwia  Aber  KarteOe  ia  Bewcbwaf  auf  Vetiaafagegea- 
stände,  die  einer  mit  der  industriellen  Produktion  io  enger  Verbindung 
alc^Kadcn  indirekten  Abgabe  nntcrliegcn  (l8^  der  Beilagen  n  den  &tcao- 
grapbiscken  ProtakoUcn  des  Abgeordnete  nhanse«.  XIV.  ScMion  1898). 
XIII,  182  G. 
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737.  Wortbat  des  Gesetzentwurf,  vomtt  Bestimmungen  cor  HlntanhaTtung  der 
Tninksncbt  getrofFen  werden.    XVIII,  13«  G. 

Aufserdem  siehe  auch  Nr.  2,  n.  IL  32i  41^  AS,  Mi        l^Si        i42i  Iii 
L44i  L5«i  iii  LSL  l^Si  iMi        1^  aiL  »48,  äi2»  325,  328, 

23?j  334i  335.  236.  338,  339i  ML  2^2.  241-  iMi  24Si  346,  34L 
3661385,386^389,320,414.423,424,422,  432,  432,  438,  452,  453. 

569.  570.  57'.  S22i  Sil.  585.  Saii  596,  S2L  S92  603- 

PORTUGAL. 

Siehe  Nr.  ^IL 

rOmischbs  reich. 

Siehe  Nr.  146,  L48  u.  149. 

RUMÄKUSM. 

Siehe  Nr.  14  r. 

728.  Wortlaut  des  Arbeiterschulzgesetzes  vom  24.  Februar  1890.    IV,  204  G. 

729.  Wortlaut  des  Gescises  vom  8.  20.  Juni  Ober  die  Umtdlangen  des  Gemeinde- 

landes.   Vll,  690  G. 

730.  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  I4./26.  Drzetnb^T  1893  Ober  die  Uaveräufserlichkeit 

des  Baseinlandcs.    VU,  6^3  G. 

731.  Die  ncwe  Fabrikgeaclzgebung  Rnfslnada.   XU,  ^  G. 

732.  Wortlaut  des  am  2./ 14.  Juni   1897  bestätigten  Gutachtens  des  Rckhsrats  über 

die  Länge  and  VerteUmg  der  Arbeilsseit  m  Fabriken,  Uttttm  nnd  Beff« 
werken.    XII,  £1«  G. 

Anfscrdem  sielie  mcb  Nr.        4^       SS  ^  9*.  IMi  2*9i  ^Mi  ML 
481,  526,  527.  Saf»  5»*%  S»5  »•  SIL 

aCHWEDBIt 

73}.  Wortkul  des  Gess«us  betr.  Schatz  gegen  GcEahren  im  Betriebe.    Hl.  144  G. 

734.  Wortlaut  d«s  Entwvrfs  eine»  Geeetaes  fllr  da«  Ktaigreich  Scbwcden  betr.  Ver- 

sicherung zum  Zweeko  der  Gcvibrung  einer  Pension  bei  dancrndcr  Erwerbs« 
unfähigkeiL    VllI,  632  G. 

Siehe  auch  Nr.  31^  2^3.  403  u.  410. 

SCHWEIZ. 

735.  Text  des  Rundschrelbens  an  sämtliche  europäische  Industriestaaten  betr.  Arbeiter« 

schütz.    II,  G. 

736.  Wortlaut  des  Züricher  Gesetzes  betr.  den  Schutz  der  Arbeiterinnen.   VII,  468  G. 
737'  Wortlaut  des  waadtländischen  Gesetzes,  betr.  das  Lehrlingswescn  vom  2I1  No- 
vember 1897.    XI,  468  G. 


688 


Topographisches  Register. 


738.  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  betr.  Arbeitsloscnversichenmg  in  Zürich.  XI,  779  G. 

739.  Wortlaut  des  Entwurfs  einer  Verordnung  betr.  Arbcitsloscuversicherung  in  Zürich. 

XI,  780  G. 

740.  Wortlaut  des  Bundesgesetses  (Entwurfs)  betr.  Fabrikation,  Einfuhr,  Ausfuhr  und 

Verkauf  von  Zflndhölzcben  mit  gelbem  Phosphor.    XII,  252  G. 

741.  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  betr.  Arbeiterinnenschutz  im  Kanton  Bern.  XVII, 

622  G. 

Aufserdem  siehe  auch  Nr.  ^  41148156,71185^86182288,32,  102,  104, 
128,  164,  188,  189,  190.  192.  196,  iq8.  I99t  200,  201,  202,  203,  204,  204a, 

204  b,  257,  258,  259,  260,  211^  2^1^  ii±  322i  Iii.  215.  256,  252i 
358,  2^9,  aöo,  ^  362,  32ij  412.  M9.  iili  Mli  45^  4iL  459. 
460,  461J  463,  464,  465,  4661  462^  48i  4261  522.  SiL  5i2:  iAO,  i44. 

UNGARN. 

742.  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  betr.  die  Sonntagsruhe.    III,  364  G. 

743.  Wortlaut  der  Verordnung  betr.  die  Sonntagsruhe.    III,  365  G. 

744.  Wortlaut  des  Gesetzes  und  der  Verordnung  betr.  die  Sonntagsruhe.  IV,  S20  G. 

745.  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  über  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen 

den  Arbeitgebern  und  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern.    XII,  L2Q  G. 
Siehe  auch  Nr.  50,  ^  24^  249,  21^0.  agi,  2M  u.  373. 

VEREINIGTE  STAATEN  VON  AMERIKA. 

745.  Gesetz  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeitsdepartements.    L  G. 

747.  Amerikanische  Gesetze  zum  Schutze  der  Bauhandwerker  und  Bauarbeiter.  XII^ 

104  G. 

748.  Wortlaut  des  Gesetzes  zur  Regelung  der  Kinderarbeit  im  Staate  Illinois  und 

der  Anordnung  seiner  Durchfiihrung.    XII,  549  G. 

749.  Wortlaut  der  Entscheidung  des  Obersten  Bundesgerichts  der  V^ereinigten  Staaten 

vom  2S.  Februar  1898.    Nr.  261  u.  264.    XII,  765  G. 

750.  Wortlaut  des  staatlichen  Bibliotheksgesetzes  von  Illinois.    Amendicrt  und  an> 

genommen  am  in.  Juni  1897.    XIII,  212  G. 

Aufserdem  siehe  auch  Nr.  3,  I4i  61,  T^i  22»  '5^  152,  20$.  206,  206a,  230, 
237.  238,  232i  240,  241^  242,  243,  244,  ^  ^  3S4,  41^  432,  433^ 
436,  4461  4681  511,  525,  530,  542,  58J  u.  602. 
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(NB.  Die  Ziffern  beziehen  sich  auf  die  voranstehenden  Nummern  der  einzelnen 
Artikel  des  Autoren-  und  topographischen  Registers.) 

Abzahlungteeschifle  32^  208,  312,  719. 
Achlstundenbewegung  22i  397,  408. 
Agrargeschichte  12Q.  149- 
Agrargesetzgebung  141. 
Agrarpolitik  2i  128,  145^  182^  405. 
Agrarreform  143. 
Agrarscbatz  S78. 
Agrarstatistik  420. 
Alkobolmonopol,  Schweiz  321. 
Allmend,  Austeilung  der,  Schweiz  320. 
Altersversicherung,  Deutschland  269,  274,  276,  280,  284,  387,  $68,  617,  618.  62a. 

England  292.    Italien  lOiS.  109,  710,    Schweden  2S2. 
Anerberecht,  bäuerliches  in  Oesterreich  $69. 
Arbeit,  gewerbliche  514,  j^i;;. 
Arbeit  und  Rhythmus  q. 
Arbeiter,  landwirtschaiUichc,  Ungarn  745. 
Arbeiter,  städtische  lig. 
Arbeitsamt,   Belgian   566.     England  32i  Frankreich   117.  216.  686,  687. 

Schweiz  2^20. 

ArbeiterausscbUsse,  Deutschland  574.    Oesterreich  385,  438.  723. 
Arbeiterbauvercine,  Dänemark  595. 
Arbeiterbeamtentum  16^. 
Arbeiterbewegung,  sozialistische  190. 
Arbeiterbildung  S40. 
Arbeiterfrage,  Schweiz  458. 
Arbeiterfrage  451. 
Arbeiterinnen,  England  ^ 
Arbeiterinspektoren  S76. 
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Arbeitcrkaromem,  Niederlande  106.  716.    Italien  %lo.    Belgien  609. 
Arbeiterkolonien  40a- 
Arbeitsbach,  Frankreich  213,  684. 
Arbeitsdepartements  746. 

Arbeitslosenversicherung,  Deutschland  193,  19$,  430.    Belgien  198.    England  la 

»87.  293.    Schweiz  86,  189,  156,  I22i  200.  738,  739. 
Arbeitsnachweis  429.    Frankreich  323. 
Arbeitsordnungen,  Belgien  558,  6IL 
Arbeitsrat,  oberster,  Frankreich  215,  685. 
Arbeiterinnenschutz  Jjj  203.  459»    Schwei«  736,  741. 

Arbcitcrschutz,  Belgien  179.  Deutschland  44,  81^  103,  173,  178,  348.  349,  443, 
429i  424i  622,  62i  624,  622,  653,  6^  ö^^j  636,  657,  638,  6^3^  640, 
644.  647,  649,  650,  655,  656,  658.  England  18,  24,  306,  363,  676. 
Finnland  184.  702.  703.  Frankreich  219.  Nicderlaode  392.  Ruicland 
92.  531,  728,  73a.  Schweden  409.  Schweix  4S7t  735-  Vereinigte 
Staaten  205,  206.  206  a. 

Arbeiterschutz,  internationales  Amt  56. 

Arbeiterschutz,  internationaler  83,  175. 

Arbeitersekretariate  232. 

Arbeiterstatistik,  Belgien  167.    Deutschland  ^  627.    Oesterreich  54. 
Arbeiterstatistik,  Kommission  für  Deutschland  631. 
Arbeiterstatistik,  Amt,  Vereinigte  Staaten  6Q2. 
Arbeitstarife,  Schweiz  483. 
Arbeitsunfähigkeit  474. 
Arbeitsunfälle  31. 

Arbeitsvermittlung,  Oesterreich  340,  341,  342,  343.  344- 
Arbeitsvertrag  164,  593.    Frankreich  217. 

Arbeiterversicherung,  Dänemark  594.    Devlichbml  121,  122,   123.  253,  261,  266, 

270.  875.  3 «5.  500.  506,  S5S.  643. 
Arbciterwitwcn  und  -Waisen  120. 
Arbeiterwohnungswesen  6s^. 
Arbeilerwohnungsgesctz,  Belgien  72. 
Arbeitszeit  der  kaufmännischen  Angestellten  486. 
Arbeitsieh  in  den  Transportanstalten  85. 
Arbeitszeit,  Verkürzung  der,  in  der  Textilindustrie  310. 
Arbeits-  oder  Dienstlobo,  Beschlagnahme  64  ^ 
Armenpflege,  Deutschland  LiL.    England  292.    Owrterrrich  ^  «48. 
Armenrecht,  Dänemark  ^ 
Annenstatistik,  Norwegen  378. 
Armenwesen  in  Steiermark  248. 
Aussperrungen  6lj  166,  396. 
Auswanderungsgesetz  1 19.  383. 
Auswanderungspolitik  382. 

Auswanderung,  Deutschland  413,  446.  641,  648.    Vereinigte  Staaten  384. 
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Bäckergewerbe,  Arbeiter-  und  KonsumentenschuU  479. 
Bauernbefreiung,  Böhmen  l&L.    Preufsen  »45.  - 
Bauernbefreiung  und  Ursprung  der  Landarbeiter  a2^ 
Bauernstandes  Untergang  171. 
Bauernverband  2^9. 

Bauemwirtschaft,  die  bäuerliche  Landgemeinde,  RuCdaada  5«6. 
Bauarbeiterschutz  747. 

Bauforderungen,  Sicherung  der  370,  61^2,  653,  66l. 
Baugenossenschaften  5^:    Kopenhagen  595. 
Bauhandwerkerfragc  370. 
Bauhandwerkerschutz  582. 
Baupfandgesetz  127. 
BaumwoUweberei  im  Mittelalter  301. 
Befähigungsnachweis  im  Handwerk  ^ 
Bergarbeiterschutz,  Preufsen  S75i  670.    Frankreich  576. 
Bergarbeitergesetzgebung,  Deutschland  und  Oesterreich  57»« 
Bergarbeiterenquete,  Preufsen  404. 
Bergbaugenossenschaften  438. 

Bergarbeiter- Hilfs-  und  Pensionskassen,  Frankrmcb  aai.  693. 
Bergwerkinspektion,  Belgien  564.    Frankreich  628. 
Bergleute,  Achtstundenarbeit,  England  94. 
Bcrgarbeiterverbältnisse,  Grofsbriteiuiicn  <T3» 
Berufsgenossenschaften  der  Landwirte,  Ootcrreich  721. 
Berufsstatistik  s»0- 

Benifsvereine,  Belgien  559.    Deutschland  62^ 
Berufswahl  sso- 

Berufszählung,  Deutschland  1895,  337i  416,  417,  418,  419. 
Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienstlohocs  IM. 
Besteuerung,  kommunale  des  Wertzuwachses,  England  4^1. 
Betriebsformen  und  Wirtschaft  516. 
Betriebsformen  und  Betrieb  517. 
Betriebsunfälle  der  Landwirtschaft  278. 
Betriebsunfälle  der  Arbeiter,  Italien  107. 
Bevölkerungsbewegung,  Schweiz  375,  412. 
Bewegung,  soziale,  im  1^  Jahrhundert  439. 
Bibliographie  des  Sozialismus  S09. 
Bibliographie  des  Sozialpolitik  513. 
Bibliothekgesetz,  staatliches,  Amerika  751X 
Bibliothek  und  Lesehalle,  öflentl.,  Berlin  377. 
Borstenindustrie,  Schutz  der  Arbeiter  44. 
Bflrgrrliches  Gesetzbuch,  Dienstvertrag  vn.- 
Bürgerliches  Recht  und  besitzlose  Volksklasse  317,  31S 
finchdrackercien,  Arbeitersehatz  103. 
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Catnpagna,  römische  497. 
Cichorieofabriken,  Arbeiterschutz  635.  . 
Cigarrenindusthe,  Arbeiterschutz  494. 
Civilprotefsnovelle,  sozialpolitischer  Inhalt  20Q. 
Civilprozefsordnung,  Text  des  §  249,  646. 
Civilprozefsordnung,  Abänderung  1^4. 

Delegierte  Air  Bcrgbauinspcklion,  Frankreich  688. 
Detailhandel,  Wandlungen  in  36. 
Dienstbotenschutz,  Neu-Sccland  436. 
Dienststreitigkeiten,  Oesterreich  389. 
Dienstvertrag  im  bürgerl.  Gesetzbuch  299. 
Dorfgemeinde,  russische  ^^8. 
Drahtziehereien,  Arbeilerschutz  634. 

Einigungskammern,  Belgien  170. 
Einigungsämter,  England  294i  379,  677. 
Einigungsämter,  Krankreich  220.  691. 
Einigungsämter,  Oesterreich  38g,  723. 
Einkommensteuer,  England  24. 
Einwanderung,  Amerika  446. 

Eisenbahnarbeiter,  Arbcttsverlrag,  Frankreich  2IZ1  689. 

Enqueten,  parlamentarische,  Deutschland  626. 

Enquetengesetz  Uber  Arbeitsverhältnisse,  Niederlande  39 St  7I4< 

Entwicklungsgeschichte,  wirtschaftliche,  Niederlande  447. 

Entwicklung,  körperliche  der  Arbetterbevölkerung,  Zentralrufsland  mi. 

Erbrecht,  bäuerliches,  Prcufsen  I44. 

Erbteilungsvorschriflen,  Oesterreich  718. 

Erbrechtsentwurf,  Schweiz  99. 

Emährungsstatistik,  Ungarn 

Erpressung  und  Koalitionsrecht  156. 

Ersatz  von  Vermögensschäden  lS6. 

Erziehung  und  Unterricht  153« 

Ethik,  soziale  543. 

Evangelisch-soziale  Bewegung  55. 

Evolution,  soziale  488. 

Fabrikarbeiter,  Lage  der,  Zentralrufsland  90. 
Fabrikant  oder  Handwerker  1 2^. 
Fabrikgenossenschaften,  Oesterreich  438. 

Fabrikgesetzgebung,  Australien  233.  607»  Dänemark  227-  Rufsland  91.  731-  Schweis 

2S7.  366,  467.    Vereinigte  Staaten  237> 
Fabrikinspektion,  Allgemeines  41,  4'>4-    Deutschland  403»    England  I35,  168.  172. 

Krankreich  212.    Nicderiande  34^  35.    Oesterreich  335.  328.  Rufslaod 
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89,    Schweiz  204,  355,  256,  IS»,  353,  360,  361,  362,  465.    Ungarn  242: 
Vereinigte  Staaten  238.  244.    S.  auch  Gewerbeinspektioa. 

Fabrikwohnbäuser,  Schweiz  461. 

Farmerbund,  Vereinigte  Staaten  78. 

Feldgemcinscbafl,  Sibirien  234. 

Fortbildung  des  Arbeitsverhältnisses  177. 

Fortbildungsbestrebungen  der  Dresdner  Arbeiterschaft  308. 

Frauenarbeit,  England  489.  Frankreich  690.  Italien  109  a.  Oesterreich  452.  Vereinigte 
Staaten  415. 

Frauenarbeitcrscbutz,  Belgien  179.    Niederlande  713. 
Frauenbewegung,  die  Anfänge  der  65. 

Frauenbewegung,  bürgerliche  6h.    England  und  Deutschland  136. 

Frauenfragc  im  Altertum  64. 

Frauenstimmrccbt,  England  62a 

Fraucnstudium  der  Nationalökonomie  183. 

Fragen,  agrarische  398. 

Fürsorgecrachungsgesclz,  Preufsen  lü 

Gastwirtsgehilfen,  Arbeiterschutz  ^ 
Gefängnisarbeit  3 1 3- 
Gefängniskunde,  Lehrbuch  der  5. 
<iemeindebesitz,  Rufsland  528a,  729,  730. 

Genossenschaften,  Belgien  557,  562.    England  15.    Deutschland  13t,  376,  441- 

Genossenschaften  römischer  Gärtner  77. 

Geschichte  des  Sozialismiu  13. 

Geschichtsauffassung,  materialistische  524. 

Gesindewesen  und  Gesinderecht,  Deutschland  ilq. 

Gesundheitsverhältnisse  der  Fabrikbevölkerung,  Schweiz  isi2± 

Gctrcidchandel,  Kegclung  des  537. 

Gewerbegerichte,  Allgemeines  82,  4^2,  43s.    Dänemark  22£l    Deutsches  Reich  Ii 3. 

»l6,  434,  437.  473.  475.  476,  42L  42^  621,  628,  6^    lUlien  504,  707. 

Uchtcrrcich  390.  724. 

(icwerbtgeschichte,  Ulms  Baumwollweberei  301.  Pforzheims  Vergangenheit  ggQ.  Ge- 
schichte der  Kartelle  449.    Mittelalterliche  Sozialstalistik  444. 
Gewerbcgcselzgebung,  Reform  der  295. 

GrwtTbeinspektion,  Belgien  565,  Oesterreich  2^1,  332,  334,  335,  336,  338,  339, 
345,  346,  347.  Preufsen  126.  406.  462,  669,  67  t.  Schweden  733.  S.  auch 
Fabrikinspektion. 

Gewerbeordnung,  Deutscliland  174,  :^48,  349i  368,  472. 

Gewerberccht,  Deutschland  470,  471.  474. 

Gewerbestatistik,  Belgien  169. 

Gewirbe/ählung,  Deutschland  416,  417.  418,  419.  42 1. 

Gewerkschaften,  Allgemeines   15.     Belgien   579.     Deutschland    20,   43^  45^  Ig^. 

England  68,  36,  133,  134,  23^  307,  ^87,  5S8,  cS^.  Frankreich  214,2181 
222.    Schweiz  522.    Vereinigte  Staaten  525. 
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GlashdUca,  Arbeiterschutz  in  6m. 
Grofsbc  trieb,  fabhiuuä^if«-  in  KuBsknii  40. 
Grofsmagazine  und  Kleinhandel  502. 
Grubeninspektion,  Delegierte  zur,  Belgien  fin- 
Grundeigenturo,  Belgien  56L 
GutsherrschaA.  Aufkommen  der  171. 


Usfeaarbciter,  Hamburg,  Strike  545,  546,  fU7»  S4^i  !>49- 

HaApfUcbt,  Deutschland  132,  277,  604.    England  gi,  3';i,  674,  682,  68:^,  67S,  67» 


Finnland  704,  705,  706.  Frankreich  694,  69s,  696,  697.  Italien  708» 
Schweix  311,  314. 


Hagelversicherung,  Bui^^aricn  32a,  324. 
Handelsgehilfen,  Deutschland  155,  484.    England  68d. 
Handelsgesetzbuch,  Deutschland  155,  6^1. 
Handelskrisen,  England  SS6. 
Handelspolitik,  Deutschland  302,  431. 
Handwerker  oder  Fabrikant  12$. 
Handwerksgeschichte,  Deutschland  508. 
t^landwcrkergesetzgcbung,  Oesterreich  4f>3'    Deutschland  581. 
Handwerk,  Litteratur  su. 

Haushaltungsbudgets,  Deutschland  162,  197.    England  L2i  Schweiz 

Hausindustrie,  Deutschland  28^  498. 

Hauslehrer,  studentische,  Lage  der  S97. 

Hechelräumc,  Arbeiterschutz  640. 

Heimstältengesetz,  Deutschland  142.  630. 

Heimarbeit,  Oesterreich  11,  596,  725. 

Heimatrecht,  Oesterreich  42. >. 

Hilfsarbeiter,  kaufmännische,  Oesterreich  §85. 

Ililfs-  und  Pensionskassen  der  Grubenarbeiter  Frankreich  221.  693. 
Hilfska&sengesetz,  Oesterreich  ^72,  720. 

Industrie-  und  Arbeitsrat,  Belgien  170. 

Industrie  und  Landwirtschaft,  UnfÜllc,  Deutschland  27S. 

Industrie,  Oberschlcsicn  39.^. 

Industrientwicklung,  Rufsland  323. 

Invaliden-  und  Altersversicherung,  Deutschland  269,  274,  276,  280.  281.  283.  284. 


387,  568j  617.  618,  620.  6^4.  6S7-    Italien  108.  109,  709,  710.  Schweden 


252,  734- 
Italiener  die,  Chicago  242. 
Justiz-Statistik,  Deutschland  6. 

Kartelle,  Allgemeines  319,  442.  449. 
Kartcllgcselr,  Oesterreich  599,  726. 
Kartelle,  Verein.  Staaten  530. 
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Kaufmännische  Angestclltr,  Arbeitszeit,  Prevfsen  486. 

Kaufiaaonsgericbte,  Deutschland  1 14. 

Kaufmännische  Schiedsgerichte  485. 

Kaufmaansgebilfenscbutz,  England  i^^  fi&L 

Kinder,  schulpflichtige,  Erwerbsth&tigkcit,  Deutschland  2^ 

Kinderschutz,  England  a86.  Italiea  109a.  Niederlande 7 1 1.  Verein. Staaten  «40,415,  748. 
Kleinhandel  und  GrofssM^aine  50». 
Koalitionsfreiheit  479  a. 

Koalitionsrecht  und  Strafrecht,  Deutschland  296. 
Kontraktbrucb  und  Koalitionsrecht,  Deutschland  295. 
KoUektivstreitigkeiten  und  ArbciMarife,  Schweiz  483. 

Kommunalpolitik,  Belgien  567.    Oesterreich  366.    England  26^  2Ij  490-  Deutsch- 
land US,  147,  326. 
Kommunalpolitik,  Arbeitslosigkeit  194,  500  a. 
Kommunalpolitik,  Allgemeines  207,  4.68.  ^36. 
Konfektion,  Sweatingsystem  590. 
Konfektionsindustrie,  Neuere  Schriften  t^^l. 
Konfektionsindustrie,  Heimarbeit,  Oesterreich  596. 
Konsumgenossenschaften,  Deutschland  538.    Schweiz  539. 
Konsumentenschutz  im  Bäckergewerbe  479- 
Krankenpflege,  unentgeltliche,  Frankreich  692. 
Krankenuntcrsttttzung,  Dänemark  367. 

Krankenversicherung,   Deutschland  Xii        »67.  269.    274,  276.  279,  282.  407, 
425.  632. 

Krankenversicherung,  Oesterreich  414.    Schweiz  271,  460. 
Krankheiten,  gemcingeflhrliche,  Bekämpfung,  Deutschland  139.  659. 
Kriminalität,  allgemeine  451.    Deutschland  327. 
Kriminalstatistik,  Deutschland  5,  6  304.    Italien  329. 
Kriminalpolitik,  Schweiz  291. 

Ladengesetz,  Australien  607. 
Landarbeiter,  England,  Lage  der  23. 
Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit  230. 
Landarbeiterfrage,  Preufsen  592.    England  282  a. 
Landarbeiter,  Ungarn  JAi  ^S'» 
Landarmenwesen,  Deutschland  330. 

Land-  und  Forstwirtschaft,  Deutschland,  Unfallversicherung 
Landwirte,  Berufsgenossenschaften,  Oesterreich  721. 
Landwirtschaft,  elektrische  400. 

Landwirtschaft  und  Industrie,  Betriebsunfälle,  Deutschland  278. 
Landwirtschaft,  kapitalistische  236. 
Lebenskosten  belgischer  Arbeiterfamilien  191. 
Lehrer,  VcrsicherungsptUcht  der,  Deutschland  124. 
Lebrlingswcsen,  Schweiz  258,  737. 
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Leibeigenschaft,  Rufsland  und  Deutschland  247. 
Lesehalle,  öflenUicbe  in  Berlin  377. 
Liberalismus,  Preufsen  487. 
Lohnpolitik  und  Lohntheorie  l6s. 
Lohnsystetn,  Keformversuche  25. 

Lohnstatistik,  Münchener  Kellnerinnen  Sq.    Arbeiter  Stuttgarts  161- 
Lohnstatistik,  zur  Organisation  der  176.    Amerika  4'^3,  436. 
Lohnstatistik,  Italien  493. 
Lohnzahlung,  Belgien  öoS. 

Manufaktur,  landwirtschaftliche  399. 
Maschinenbauer,  englische,  Strike  98. 
Marxismus  507,  532. 

Maximalarbcitstag,  Vereinigte  Staaten  749, 
Merkantilismus,  Rufsland  481. 
Methodenstreit  298. 

Minderjährige,  Zwangserziehung,  Preufsen  j;S3. 
Minimallohn,  Lohnpolitik  165. 
Mifsemlen,  Rufsland  229. 
Mittelstandspolitik,  Oesterreich  424. 
Mutterschaft  und  geistige  Arbeit  62. 
Muttcrschaflsversicherung  63. 

Normalarbeitstag,  allgemeines  45  g.  Elngland  586.  Vcr.  Staaten  241. 
Notes  Criliques,  Frankreich  58. 


Oeflcntliche  Arbeiten,  Arbcitcrschutz  165.  Arbeitsbedingungen,  Frankreich  225. 
Oberschlesien,  seine  Industrie  393. 

Pacht,  bäuerliche,  Rufsland  527. 
Pädagogik  55^ 
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